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o Erklärung zur Raumsituation des S~nderforschungsbereichs
ja nein
0.1 Decken die vorhandenen Räume den ßedarf des Sonderfor-
schungsbereichs zum Antragszeitpunkt?
Wird der Raumbedarf in den Haushaltsjahren 1988
1989
1990
einschließlich einer etwa beantragten Erweiterung des
Sonderforschungsbereichs gedeckt werden?
Wie sollen die benötigten Räume beschafft werden?
(X)
C-x' )
Durch U~verteilen vorhandener Räume
üurcn Neu- bzw, Umbau
Durch Anm i etung
Wie soll die verstehend genannte Maßnahme finanziert werden?
Aus Haushaltsmitteln der Hochschule
Aus sonstigen der Hochschule zur Verfügung
stehenden Mitteln (HBFG-Maßnahme)
J.2 3eziehen Arbeitsgruppen von Sonderforschungsbereichen im
laufenden Jahr oder im Antragszeitraum neuerbaute oder um-
gebaute Räume?
Wenn ja, bItte den Zeitpunkt angeben.
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Allgemeine Angaben zum Sonderforachungabereich
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1.1 Alphabetische Liste der am Sonderforschungsbereich beteilig-
ten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
Name,Vorname, Fachrichtung Institution GA/ Teilpro-
akad.Grad, EA jekt
Dienststeilung
1 2 3 4 5
Baumeister, Arbeits- ZWE "Arbeit GA A 1
Hella marktfor- und Betrieb"
wiss.MA schung
Behrens, Soziologie Fachbereich GA C 4




Doris" ziologie ZWE "Arbeit GA B 2
wiss.MA und Betrieb"
Bogun, Soziologie ZWE "Arbeit EA A 1
Roland, und Betrieb"
wiss.MA
Born, Psychologie Fachbereich EA B 1
Claudia, Dr. 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-
wissensch.
Drechsel, Erziehungs- Fachbereich GA A 2
Reiner, wissenschaft 11 - Arbeits-
Prof.Dr. und Bildungs-
wissensch.
Geissler, Soziologie Fachbereich GA B 2
Birgit, Dr. 9 - Human-
wiss.MA und Sozial-
wissensch.
Gerken, Psychologie Fachbereich GA A 3
Jutta, Dr. Rechtswissen- 6 - Rechts-
wiss.MA schaften wissensch.
Göckenjan, Politologie Fachbereich GA D 2
Gerd, Dr. 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-
wissensch.
Haupt, Sozialge- Fachbereich GA D 2
Heinz-Gerhard, schichte 8 - Geschich-
Prof.Dr. te u.a.
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Heinz. Sozialpsycho- Fachbereich GA A 1
Walter R•• logie 9 - Human-
Prof.Dr. und Sozial-
wissensch.
Krüger. Soziologie Fachbereich GA B 1
Helga. 11 - Arbeits-
Prof.Dr. und Bildungs-
wissensch.
Leibfried. Sozialpoli- Fachbereich GA D 3
Stephan. tik 12 - Erzieh-
Prof.Dr. ungs- und Ge-
sellschafts-
wissensch.
Milles. Sozialge- Fachbereich GA D 1
Dietrich. Dr. schichte 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-
wissensch.
Müller. Arbeitsme- Fachbereich GA C 1
Rainer. dizin 11 - Arbeits-
Prof.Dr. und Bildungs-
wissensch.
Oechsle. Soziologie EA B 2
Mechtild. Dr.
wiss.MA
Osterland. Soziologie Fachbereich GA C 2
Martin. 9 - Human- + C 3
Prof.Dr. und Sozial-
wissensch.
Rabe-Kleberg. Erziehungs- Fachbereich GA B 3
Ursula. Dr. wissenschaft 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-
wissensch.
Schumann. Kriminal- Fachbereich GA A 3
Karl F .• und Rechtsso- 6 - Rechts- + B 4
Prof.Dr. ziologie wissensch.
Wahsner. Rechts- Fachbereich GA C 2
Roderich. wissenschaft 6 - Rechts-
Prof .Dr .• wissensch.




1.2 In der Ordnung des Sonderforschungsbereichs vorgesehene
Gremien und ihre personelle Zusammensetzung (auper
Mitgliederversammlung)














Die Entwicklungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt und die Verände-
rungspotentiale neuer Lebensentwürfe stellen nicht nur das "Nor-
malarbeitsverhältnis", sondern auch das "Normalfamilienverhält-
nis" in Frage. Dies erschwert die AUfrechterhaltung tradierter
männlicher und weiblicher Lebenslaufmuster und problematisiert
biographische Kontinuitätserwartungen. Die seit Ende der 70er
Jahre vom Beschäftigungssektor, veränderten Arbeitsorientierungen
und neuen kulturellen Strömungen ausgehenden Prozesse des sozia-
len Wandels haben die Verbindung zwischen Qualifizierungsphasen
und Erwerbsbiographie labilisiert und Muster der Lebensplanung
umgestaltet. Dies wirft nicht nur gravierende Probleme für die
Verwertung erworbener Berufsqualifikationen auf, sondern fordert
den Individuen besondere Anstrengungen bei der Bewältigung
diskontinuierlicher Lebensläufe ab.
"Normalarbeitsverhältnis" meint abhängige Erwerbsarbeit in Form
einer stabilen, sozial abgesicherten Vollzeitbeschäftigung. Unter
"Normalfamilienverhältnis" wird die Kernfamilie mit geschlechts-
spezifischer Arbeitsteilung verstanden. Prozesse der Deregulie-
rung von Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes haben zur Zunahme
von Erwerbsformen außerhalb gesetzlich und tariflich geregelter
Arbeitsmirkte und zur Flexibilisierung der Arbeitszeit geführt.
Die Auflösungstendenzen familienbestimmter Lebensformen werden
nicht nur durch neue weibliche Lebensentwürfe, sondern auch
mittelbar durch Prozesse auf dem Arbeitsmarkt, und die Unsicher-
heit der Existenzsicherung durch die Institutionen der Sozial-
bzw. Familienpolitik beeinflußt.
Bei den sozialen Risikolagen"die sich für die Lebensführung ver-
schiedener SoziAlgruppen aus den verinderten Reproduktionsbedin-
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gungen des Erwerbs- und Familienlebens und ihrer sozialen Siche-
rung ergeben. setzen die sozialstruktureil ausgerichteten Frage-
stellungen des Sfb an. Als Bindeglied zwischen dem sozialen Wan-
del und den Gestaltungsprinzipien von Lebensläufen werden die
Normalitätsunterstellungen und Kontrollpraktiken der Institutio-
nen betrachtet. Normalbiographische Entwürfe und deren Varianten
bei verschiedenen sozialen Gruppen werden in Statuspassagen zwi-
schen verschiedenen Lebensbereichen und -abschnitten entwickelt.
ausgehandelt und verändert. Die auf Subjekte und Handlungsfelder
gerichteten Fragestellungen des Sfb beziehen sich auf diesen Zu-
sammenhang.
So weisen etwa drohende oder eingetretene Ausgrenzungsprozesse
aus dem Erwerbsleben den sozialstaatlichen Institutionen eine
gesteigerte Bedeutung für die Stabilisierung von Lebensläufen zu.
Damit verändern sich auch die institutionellen Muster sozial-
politischer Bearbeitung von Risikolagen. etwa bei Erwerbslosig-
keit. Krankheit oder Verarmung. Damit nehmen einerseits die Se-
lektionsfunktionen sozialstaatlicher Administration. andererseits
die Tendenzen zur Individualisierung von Problemlösungsstrategien
zu.
Im Hinblick auf die Lebensentwürfe der Individuen ist es eine of-
fene Frage. ob und inwieweit durch die strukturellen Veränderun-
gen und Diskontinuitäten innerhalb und zwischen Statuspassagen
gesch1echts- und qualifikationsspezifische Lebenslaufmuster ihre
Bezugspunkte und Konturen verlieren. Dies gilt für die Obergänge
von der Schule in die Berufsausbildung. von der Berufsausbildung
in die Erwerbstätigkeit. für Statuspassagen innerhalb des Be-
schäftigungssystems. wie für Obergänge zwischen Erwerbstätigkeit
und Familienphasen und für das temporäre sowie endgültige Aus-
scheiden aus dem Erwerbsleben. Die institutionell geordneten Ab-
folgen von Statusübergängen zwischen diesen Lebensbereichen än-
dern sich. lösen sich tendenziell auf. Es ergeben sich daraus
neue Verlaufsmuster: ein Zirkulieren in Statusschleifen, zeitli-
che Dehnungen. Sprünge in der Abfolge sowie Oberlagerungen vor-
mals getrennter Statuspassagen und sozialer Rollen. Diese Verwer-
fung von Obergängen kann dazu führen. daß die Bewältigung von
nicht abgeschlossenen oder nicht mehr abschließbaren Statuspas-
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sagen zu einer Hauptaufgabe der Lebensführung wird. So könnte es
schließlich zu einer Auflösung abgegrenzter Passagen und von
strukturierten Lebenslaufmustern überhaupt kommen, was wiederum
Rückwirkungen auf die sozialen Institutionen haben würde.
Als Leitmotive für den Sonderforschungsbereich ergeben sich
folgende Fragenkomplexe:
Wie bearbeiten die Institutionen des Arbeitsmarktes, der
Berufsbildung, der familialen Reproduktion und der sozial-
staatlichen Sicherung die sozialen Risiken: inwieweit haben
sich ihre Normalitäts-Konzeptionen, Zuständigkeiten und
Praktiken seit Mitte der 70er Jahre verändert?
Wird es zu Risikoumverteilungen oder zu einer Kumulation von
Risiken bei bestimmten Sozialgruppen kommen und mit welchen
gese11schaftspolitischen Konsequenzen?
Welche Möglichkeiten und Grenzen für eine Umgestaltung der
männlichen und weiblichen Normalbiographie ergeben sich län-
gerfristig aus neuen Lebensentwürfen, Risikolagen und deren
institutioneller Bearbeitung?
'Wie arrangieren sich die Individuen mit den Diskontinuitäten
im Lebenslauf und den Friktionen zwischen institutionali-
sierten Lebenslaufmustern und individuellen Lebensentwürfen,
und wie werden diskontinuierliche Statuspassagen von ver-
schiedenen sozialen Gruppen bewältigt?
Bezugs- und Kontrastperiode für diese aktuelle Problematik ist
zunächst die Prosperitätsphase der Bundesrepublik, also die Zeit
seit Mitte der 50er Jahre bis zur Mitte der 70er Jahre, in der
sich die Normalbiographien institutionell und in ihrer faktischen
Geltung etablieren konnten.
Das vorgelegte Forschungsprogramm betritt Neuland: Es bezieht An-
sätze der Jugend- und Berufsbildungsforschung, Familiensoziolo-
gie, Arbeits (markt-) soziologie, Medizinsoziologie und Sozialpoli-
tikforschung so aufeinander, daß Institutionen und Akteure, Nor-
malitätsunterstellungen und Lebensverläufe und ihre Veränderungen
auf der Untersuchungsebene von Statuspassagen betrachtet werden.
Der Sfb zielt mit seinen Forschungsfragen auf Problemfelder, zu
denen es eine Reihe theoretisch anspruchsvoller Zeitdiagnosen
gibt. Die mit dem Ende der Prosperitätsphase einhergehenden
Strukturveränderungen werden beispielsweise von Ulrich Beck
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(1986) auf 'den prägnanten Begriff der "Risikogesellschaft" ge-
bracht, deren - sozialkulturelle und über Institutionen vermit-
telte - Kehrseite die Individualisierung von Lebensführung und-
planung ist. Dies bedeutet auch, da~ für den einzelnen die Bedeu-
tung der Erwerbstätigkeit für die Lebensführung eher zu- als ab-
nimmt. Demgegenüber spricht Claus Offe (1984) davon, da~ mit der
Krise der Arbeitsgesellschaft die Arbeit objektiv gestaltlos und
subjektiv peripher wird. Jürgen Habermas (1985) gibt eine Zu-
standsbeschreibung unserer Gesellschaft, in der sich die Energien
der arbeitsgesellschaftlichen Utopie erschöpft haben und in der
die Entwicklung des Sozialstaats in eine Sackgassse geraten ist.
Mit der' These der "kurze Traum immerwährender Prosperität" gehe
zu Ende, wird schließlich von Burkart Lutz (1984) in langfristi-
ger Perspektive die Wachstums- und Beschäftigungskrise als Rück-
kehr zu gleichsam normalen gesellschaftlichen Verhältnissen ge-
deutet. Dies kann jedoch zu Destabilisierungen führen, wenn das
politisch-administrative System und seine Beziehungen zu den so-
zio-ökonomischen Interessen nicht neu strukturiert werden.
Die politisch-praktische Bedeutung des Forschungsprogramms ist
damit angedeutet. Denn es ist keinesw,gs ausgemacht, daß das
politisch-administrative Steuerungssystem tatsächlich nicht mehr
hinreichend funktioniert. Die "Krise", die in diesen Zeitdiagno-
sen eine zentrale Rolle spielt, mu~ nicht zwangsläufig die Krise
des gesamten gesellschaftlichen Systems bedeuten. Ob die Diskon-
tinuitäten und Destabilisierungen der Lebensläufe, der Verlust
von "Normalitätsperspektiven", die Akkumulation von Risikolagen
umstandslos auf die Gesellschaft insgesamt übertragen werden kön-
nen, ist zumindest solange eine offene, auch empirisch zu überpü-
fende Frage, wie Reichweite und Ausma~ des gesellschaftlichen
Wandels ungeklärt bleiben. Die Verwerfungen könnten durchaus in
eine neue "Normalität" münden und so die gesellschaftliche Stabi-
lität nicht gefährden.
Das Konfliktpotential, das in den Strukturveränderungen liegt,
kann aber auch als (politische) Chance begriffen werden, die zur
Oberwindung herkömmlicher gesellschaftlicher Disparitäten führt.
In diesem Zusammenhang stellt sich dann jedoch die Frage, ob der
Abschied von der Klassengesellschaft, der damit einhergeht, nicht
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voreilig erfolgt. Zwar ist nicht zu übersehen, da~ die Gesell-
schaft sich nach neuen Strukturprinzipien zu organisieren
scheint, Brüche und Trennungslinien zwischen den Geschlechtern,
Generationen, aber auch Regionen an Bedeutung gewinnen. Aber ob
davon überkommene schicht- und klassenspezifische Risiken der
Lebensplanung nur überlagert oder schlie~lich verdrängt werden,
vedarf der genaueren Untersuchung. Insofern versteht sich das
Forschungsprogramm auch als ein Beitrag zur Gesellschaftstheorie.
Das Forschungsprogramm verfolgt bei der Analyse von Strukturver-
änderungen einen induktiv-empirischen Weg und geht dabei auch der
Frage nach, inwieweit aus der Arbeitsmarktkrise und dem Wandel
'privater Lebensformen Innovationspotentiale entstehen, die insti-
tutionalisierte Statuspassagen umgestalten und Lebenslaufmuster
entwerfen, die Arbeitsleben, Privatleben und Bildungsprozesse
neuartig kombinieren. Diese vor allem in den Lebensentwürfen der
jungen Generation, insbesondere der Frauen, implizierten Lebens-
laufmuster stoßen jedoch auf die Folgen der Deregulierung der Ar-
beits(markt-)politik, nämlich auf verstärkte qualitative Diffe-
renzierung der Arbeitsplätze und soziale Schließung - was zu ei-
ner zunehmend ungleichen Verteilung der Arbeitsmarktchancen führt
(vgl. Sengenberger 1987). Es ist daher zu fragen, ob sich Innova-
tionen angesichts der Kontinuitätsbrüche, die an den Obergängen
'zwischen Bildungs- bzw. Familiensystem und Beschäftigungssystem
und die im Verlauf der Erwerbstätigkeit stattfinden, überhaupt
längerfristig durchsetzen lassen. In diesem Zusammenhang stellen
sich dann auch Fragen nach den Steuerungs- und Kompensationslei-
stungen der sozialen Sicherungssysteme: Welchen Anteil haben sie
daran, daß soziale Risiken zu Abstiegspassagen in die (Dauer-)Ar-
beitslosigkeit, (Prüh-) Invalidität oder Sozialhilfe~bhängigkeit
führen, bzw. daran, daß solche Passagen verhindert werden?
So stellen beispielsweise staatliche Stp.uerungsstrategien im Be-
reich des Arbeitsförderungsgesetzes und neue Qualifikationsoffen-
siven Versuche dar, die Qualifikationsdefizite von Arbeitnehmern
durch Weiter- und Portbildung zu beheben, ohne daß der Auflösung
des Normalarbeitsverhältnisses und der fortschrei~enden Segmen-
tation des Arbeitsmarktes Einhalt geboten würde. Es bleibt den
Individuen und in zunehmendem Maße den Institutionen der Sozial-
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politik überlassen. Statuspassagen durch Risikolagen hindurch zu
konstruieren und durch flankierende Maßnahmen vorübergehend zu
stabilisieren. Die Strategien der institutionellen Steuerung von
Statuspassagen und ihre Reichweite bei der Beseitigung. Kompen-
sation oder Verschärfung von Risikolagen in verschiedenen Kon-
junkturphasen werden Gegenstand von Teilprojekten im 5fb sein.
Damit soll auch der Frage nachgegangen werden, wie durch institu-
tionelle Praxis Zuständigkeiten verlagert, Risiken umverteilt und
damit soziale Probleme verstärkt. abgebaut oder neutralisiert
werden.
Theoretischer Bezugsrahmen
Neben den Konzepten "Statuspassage" und "Risikolage" werden für
die Formulierung der Teilprojekte des Sfb als tragende Begriffe
einmal die "Normalitätsunterstellung" von Institutionen in den
Politikfeldern Arbeitsmarkt, Berufsbildung und soziale Sicherung
und zum anderen die Vorstellung der "Normalbiographie" bei den
Individuen zugrunde gelegt. Aus zwei unterschiedlichen Perspekti-
ven sind damit prototypische Statuspassagen und deren Abfolge
benannt. Sie konturieren Lebensläufe, die insofern idealisiert
sind, als Einzelbiographien stets Variationen der gesellschaft-
lich vorstrukturierten Muster darstellen. Normalbiographien be-
stehen aber nicht nur als Vorstellungen. an denen die Individuen
ihre Lebensplanung orientieren, sondern als gesellschaftlich de-
finierte Verlaufsmuster, die in unterschiedlichem Ausmaß juri-
stisch fixiert und institutionell verankert sind. Die gesell-
schaftliche und kulturelle Einbettung der individuellen Lebens-
läufe geschieht über das Konstrukt der Normalbiographie - und
zwar in ihrer männlichen wie weiblichen Ausprägung. Diese Ver-
laufsmuster und ihre Veränderungen sind nicht nur für die ge-
schlechtsspezifische Verteilung von Lebenschancen, sondern auch
für die Selbstkonzepte und L'benspläne der Individuen höchst fol-
genreich.
Die männliche Normalbiographie wird als Erwerbsverlauf aufgefaßt,
ihre entscheidenden Statuspassagen sind durch die berufliche Aus-
bildung. Vollerwerbstätigkeit bzw. eine Berufslaufbahn und
schließlich durch das Ausscheiden aus dem Erwerbsleben schemati-
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siert. Die Bewältigung aktueller und struktureller Risikolagen
ist also engstens an eine kontinuierliche Brwerbsbiographie ge-
bunden und wird auch durch diese definiert. Anders die weibliche
Normalbiographie: Sie u~faßt das Ausscheiden aus dem Brwerbs1eben
mit der Fami1iengrÜndun~\und eine Rückkehr in die Erwerbstätig-
keit nach der Phase der Kinde~~rziehung: damit wird die Existenz-
sicherung der Frau von einer eigenen Erwerbsbiographie gelöst und
von der des Mannes abhängig.
In den"fo1genden Abschnitten werden die theoretischen Ober1egun-
gen und Konzepte, die dem Forschungsprogramm zugrundeliegen, aus-
führlicher vorgestellt.
1. Zrw.rb.- und F.mili.nv.rlluf. und ihr. Au.diff.r.nzi.rung
a1. st.tu.p••••g.n
.
Die Konzeption der Statuspassaqe entstammt der aus der Tradition
des symbolischen Interaktionismus entwickelten Theorie des Zusam-
menhangs zwischen Organisations- und Sozialstruktur, sozialem
Status und Statusveränderungen in Gesellschaften, die sozialem
Wandel unterliegen (Glaser und Strauss 1971). Unter Statuspassa-
gen werden sozial organisierte und für Individuen verbindliche
Mobi1itätsprozesse verstanden, in denen der zeitliche Ablauf und
die Abfolge von Obergängen von einem Sozialstatus in einen ande-
ren geregelt ist. Dieser theoretische Zugang betont, daß indivi-
duelles Handeln beim Durchlaufen und Koordinieren von Passagen,
institutionelle Vorkehrungen und soziale Erwartungs- bzw. Wertmu-
ster verknüpft sind. Da Lebensentwürfe und Selbstkonzepte an die
sozial erwartete Dauer und den Erfolg von Statuspassagen geknüpft
sind, ergibt sich beispielsweise für Individuen das Problem, ver-
schiedene Statuspassagen untereinander zeitlich abzustimmen, vor
allem im Hinblick auf die Ausbi1dungs-, Arbeits- und Familienver-
pflichtungen.
Nach Barney Glaser und Anse1m Strauss (1971) organisieren soziale
Systeme Statuspassagen als Sequenzen von Obergängen, die dem In-
dividuum angeben, welche Statuspositionen wie aufeinander folgen.
Professionelle Agenturen und Institutionen sind an diesen
Obergängen kontrollierend, beratend oder begleitend tätig. Es
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liegt jedoch in den Industriegesellschaften auch bei dem Indivi-
duum, die Last der Organisation und Artikulation der Statuspas-
sage zu übernehmen, da es sich im allgemeinen nur auf die
institutionellen Regelungssysteme bzw. auf allgemeine soziale
Werte und Erwartungen beziehen kann.
Ein Hauptkriterium zur Analyse von Statuspassagen ist das Ausmaß
der Reversibilität, also ihre Anfälligkeit für Unterbrechungen,
Umwege oder Abbrüche. In Zeiten der Krise nimmt die Verfugung
zwischen Statuspassagen ab, was dazu führen kann, daß aufgrund
nicht absehbarer Anschlußpassagen bzw. unsicherer Lebenslagen die
Passage abgebrochen wird, daß Menschen in Statusschleifen zirku-
lieren oder schon einmal durchlaufene Statuspassagen, z.B. im
Ausbildungsbereich wiederholen. Dies kann im Bereich der sozialen
Sicherung auch zur Verfestigung von provisorischen Statuspassagen
in Gestalt eines staatlich alimentierten Status führen. Aus der
Sicht der Akteure und der Institutionen können aufgeschobene, un-
terbrochene oder abgebrochene Statuspassagen unterschiedlich
wahrgenommen werden: als Blockaden, als vorübergehende Einbrüche
oder aber als Indikatoren für individuelles Versagen. S~ kann der
Abbruch einer Statuspassage Identitätskrisen hervorrufen, wenn er
vom sozialen Umfeld oder durch Institutionen als Indikator man-
gelnder persönlicher Eignung bzw. Motivation interpretiert wird.
Eine weitere Dimension zur Beschreibung von Statuspasssagen ist
die Temporalität, also zeitliche Merkmale der jeweiligen Status-
passage, ihre "Fahrpläne", Wartezeiten und Fristen. Sie gibt an,
ob und wie die Person in einem vorgeschriebenen Rhythmus eine
Passage zu durchlaufen hat, welche und wieviele Obergänge pas-
siert werden müssen und wie lange die einzelnen Abschnitte dauern
sollen. Die Erwartungen an die Dauer von Statuspassagen hängen
eng mit Prinzipien gesellschaftlicher Legitimität (Normalitäts-
unterstellungen) zusammen. Die Planung des Lebenslaufs wird durch
die zeitliche Abfolge der Statuspassagen festgelegt; dies ist
auch für die Selbstdefinition und den--ErwartungShOrizont von In-
dividuen von großer Bedeutung - zumindest.ns solange es an der
Normalbiographie orientierte Lebensentwürf gibt. Dabei ist die
Wahl des richtigen Zeitpunkts für Einsti g und Fortsetzung von
Statuspassagen in verschiedenen Phasen der Erwerbs- bzw. Fami-
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lienverläufe von gro~er Bedeutung,
statuspassagen zu koordinieren oder
erreichen.
sei es um die verschiedenen
geplante Anschlu~passagen zu
Schlie~lich sind Statuspassagen danach zu analysieren, wie Ausma~
und Art ihrer Kontrolle durch Institutionen beschaffen sind. Im
Hinblick auf die Agenturen und Instanzen, die Statuspassagen
organisieren, begleiten oder kontrollieren, halten Glaser und
Strauss (1971) fest, da~ Individuen sich in einer Solopassage
sehen, während sie tatsächlich von den Institutionen als Element
eines Aggregats verwaltet werden. Trotz ihrer Kategorisierung als
"Fall" ergeben sich aber für die Individuen Chancen, gegenüber
'den Institutionen Handlungsspielräume zu gewinnen. So kann es
Individuen in ihren sozialen Lebenszusammenhängen auch gelingen,
Diskontinuitäten innerhalb und zwischen Statuspassagen selber zu
"renormalisieren". Dieses dynamische Moment entsteht aus situa-
tionsflexiblem Handeln, um Einschränkungen auszugleichen, die
durch aufgeschobene, unterbrochene, aufgehobene oder absteigende
Statuspassagen drohen. Diese Arrangements sind in der Regel
kurzfristiger Art, wenn sie nicht durch institutionelle Res-
sourcen, etwa das AFG oder BSHG, und soziale Unterstützungssyste-
me informeller Art gestützt werden.
Diese Kriterien zur Beschreibung von Statuspassagen sollen im
ersten Förderungsabschnitt des Sfb weiter ausdifferenziert und in
Bezug auf die untersuchten gesellschaftlichen Handlungsfelder mit
dem Ziel einer Taxonomie systematisch entwickelt werden.
Obertragen auf die Analyse von Erwerbsverläufen verdeutlichen
diese Kriterien, daß die einzelnen berufsbezogenen Statuspassagen
Ergebnisse von Synchronisierungsleistung der Individuen sind, die
ihnen im Spannungsfeld zwischen betrieblichen Modernisierungspro-
zessen, lebensgeschichtlich erworbenen Handlungsorientierungen
und kulturellen Deutungsmustern abverlangt werden. In der gegen-
wärtigen Entwicklungsphase der industriellen Arbeitsorganisation
und des Arbeitsmarkts erklären sozioökonomisch bestimmte wie al-
tersspezifische Lebenslagen,' durch die quasi objektive Lebensla-
gen definiert werden, die situationsinterpretationen und Lebens-
perspektiven von Individuen nicht mehr ausreichend. Erwerbsver-
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läufe, die sich in den arbeitsmarkt- und betriebsbezogenen Sta-
tuspassagen herausbilden, sind nämlich auch Ergebnisse von Ent-
scheidungsprozessen, in denen Veränderungen der sozioökonomischen
Lage, der Lebensplanung und der Selbstdefinition mit verarbeitet
worden sind: Sie "basieren somit auf wiederholten Vorgängen der
Labilisierung bisheriger Gleichgewichte aus Verortung, Ambiguität
und Selbstemergenz" (Vetter 1986:242). Für die Gestaltung von Er-
werbsverläufen dürfte zentral sein, welche betrieblichen und po-
litischen Erfahrungskontexte und welche erwerbsbiographischen
Ereignisse dazu führen, daß technische, ökonomische, arbeits-
marktpolitische Entwicklungen unter der Einbeziehung von eigenen
Lebensentwürfen antizipiert und aufgegriffen oder ausgeblendet
und vernachlässigt werden, und ob die entscheidenden Zeitpunkte
für Beginn oder Verlassen von Statuspassagen genutzt oder ver-
säumt werden.
Den Individuen sind hierbei enge Grenzen gesetzt, da Erwerbsver-
läufe oder "Karrierelinien" (Spilerman 1978) Strukturmerkmale des
Arbeitsmarkts sind. Sie bilden das Gerüst für die Erwerbsbiogra-
phie der Angehörigen der verschiedenen Berufsgruppen. Statuspas-
sagen im Erwerbsleben sind also strategische Verbindungen zwi-
schen Strukturmerkmalen des Arbeitsmarkts, der sozioökonomischen
Lage und den je nach Familienzyklus und beruflicher Qualifikation
unterschiedlichen Spielräumen der Individuen. Diese Konzeption
unterscheidet sich von der der Berufssoziologie und den Analysen
von Statuserwerb und Statusmobilität, die von der Gültigkeit ge-
normter Berufsverläufe, also von Normalitätsunterstellungen der
Institutionen ausgehen. Erklärungsbedürftig ist weniger die Lauf-
bahnstruktur, als die Variation in den Statuspassagen. Aus der
Sicht von Arbeitsorganisation und Individuum sind die Entschei-
dungen zwischen möglichen Verzweigungen von Statuspassagen im
Hinblick auf Mobilitätschancen bzw. -blockaden besonders folgen-
reich. Denn an den Verzweigungspunkten von Karrierelinien müssen
die Individuen besonders sorgfältig Regie führen, und zwar nicht
nur beim Obergang von einem Status in einen anderen, sondern auch
wenn Sequenzen innerhalb einer Statuspassage abgestimmt werden.
Wird eine der möglichen Verzweigungen verfolgt, dann können die
lang- und kurzfristigen Konsequenzen für den Erwerbsverlauf un-
terschiedlich ausfallen. Zum Beispiel kann auf den gesicherten
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Einstieg, etwa Programmierer/in, Hochschulassistent/in, Friseur/
in, Bäcker/in, langfristig eine berufliche Sackgasse folgen, wenn
es in dem Berufsfeld nur wenig Nachfolgepositionen bzw. ein hohes
Maß an sozialer Schließung gibt. Das kann aber auch Folge
verschobener Altersverteilung in den Karriereabschnitten und
nicht zuletzt von Schrumpfung ganzer Wirtschaftsbereiche oder
Dienstleistungssektoren sein, - so im Lehrerberuf.
Die Labilisierung institutionalisierter Lebenslaufprogramme führt
zu Diskrepanzen zwischen den Regelungen im Ausbildungsbereich, im
Beschäftigungssystem und im Bereich der sozialen Sicherung und
den je individuellen Statusübergängen. Die Abstimmung dieser
Systeme untereinander ist aus der Sicht der Individuen problema-
tisch geworden. An den Bruchstellen entstehen strukturell nicht
gelöste Friktionen für Lebensführung und -planung. Statuspassagen
verlieren so an zeitlicher Konturierung, und (sekundäre) institu-
tionelle Eingriffe im Sinne von Kompensation können notwendig
werd~n. In dem Maße wie Statuspassagen prekär werden, entsteht
ein erhöhter Gestaltungsdruck für die Individuen. Dieser drückt
sich beispielsweise in dem Entscheidungsdilemma aus, Oberbrük-
kungspassagen zwischen und innerhalb Bildungs-, Familien- und
Beschäftigungssystem und dem System sozialer Sicherung aufgreifen
zu müssen: Zusatz- und Weiterbildung, Umschulung, Warteschleifen
im Berufsausbildungssystem, Aufnahme kurzfristiger Beschäfti-
gungsverhältnisse, Phasen von Erwerbslosigkeit oder vorübergehen-
der Rückkehr in die Herkunftsfamilie.
In dieser Situation einer unübersichtlichen biographischen Pla-
nungsperspektive stehen jedoch für die meisten Individuen mehr
oder minder gut strukturierte und von Institutionen begleitete
Statuspassagen zur Verfügung. So ist beispielsweise mit der Krise
des Ausbildungsstellenmarkts neben dem dualen System (betriebli-
che Ausbildung) ein System vollzeitschulischer beruflicher Aus-
bildungsgänge entstanden, mit dem versucht wird, Ersatz für feh-
lende Ausbildungsplätze zu bieten. Dies gilt auch für junge Frau-
en, die in haus- und sozialpflegerisch orientierte Berufsfach-
schulen einmünden, für deren Qualifikation auf dem Arbeitsmarkt
aber so gut wie kein Bedarf vorhanden ist. Es sind also Status-
passagen minderer Qualität entstanden, die verhindern sollen, daß
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beispielsweise Jugendliche unmittelbar nach dem Schulabschluß ar-
beitslos werden.
Statuspassagen im Beschäftigungssystem werden zunehmend durch
segmentierte Arbeitsmärkte geprägt. Die Veränderungen von Status
und Einkommen, die Individuen im Verlauf ihrer Erwerbstätigkeit
erleben, sind über betrieblich organisierte Statuspassagen pro-
grammiert; persönliche Eigenschaften, soziale Herkunft und
Lebensentwürfe können erst im Rahmen der Restriktivität bzw.
Optionen zur Geltung kommen, die durch die Segmentationslinien
innerhalb der Betriebe vorgegeben werden. Dies gilt auch für die
Entstehung und mögliche Verteilung von Gesundheitsrisiken, die im
Erwerbsverlauf auftreten.
An den Rekrutierungsprozessen der Unternehmen wird deutlich, daß
bei der Personalauswahl Kriterien wie Werthaltungen und Lebens-
stile immer wichtiger werden (vgl. Windolf/Hohn 1984). Da
Arbeitsabläufe konfliktarm und effizient ablaufen sollen, steigt
neben Qualifikationsmerkmalen das Interesse der Betriebe an
kultureller Homogenität und bildungs- bzw. erwerbsbiographischer
Kontinuität ihrer Belegschaft. Dies führt dazu, daß auf dem
internen Arbeitsmarkt Statuspassagen standardisiert werden und es
gegenüber dem externen Arbeitsmarkt zu Prozessen der sozialen
Schließung kommt. Davon sind die Erwerbsverlaufsmuster für Frauen
besonders betroffen, da es für sie keine ausreichende Breite
institutionalisierter Karrieren gibt und auch die Chancen gering
sind, daß ihre Erwerbsverläufe durch betriebsinterne Karriereli-
nien strukturell stabilisiert werden. Hinzu kommt, daß die be-
triebliche Beschäftigungspolitik von der Normalitätsunterstellung
geleitet wird', daß bei Frauen selbst keine Bereitschaft für kon-
tinuierliche Vollbeschäftigung vorhanden sei.
Bezogen auf den Familienzyklus haben die Statuspassagen Heirat,
Elternschaft, Kindererziehung, sowohl in den Normalitätsunter-
stellungen der Institutionen als auch für die subjektiven Konti-
nuitätserwartungen an den Lebenslauf weiterhin einen hohen Stel-
lenwert. Trotz der wirtschaftlichen Strukturveränderungen, wie
sie sich in Arbeitslosigkeit, verstärkter Brwerbstätigkeit von
Frauen und dem Wandel in der Arbeitsmarktsituation allgemein nie-
29
derschlagen, wird nach wie vor unterstellt, daß die Familie dis-
kontinuierliche berufliche Statuspassagen von Männern und Frauen
abfangen kann. So ergeben sich aus den Berufsverlaufsmustern An-
sprüche an Arbeitseinsatz und Weiterqualifikation in solchen Pe-
rioden, in denen auch die Familie, beispielsweise hinsichtlich
der Kindererziehung, besondere Anforderungen an die (Ehe-)Partner
stellt. Die Sequenzen in den Erwerbsverläufen der Männer haben
insoweit negative Auswirkungen auf die Familie, da sie für Er-
ziehungs- und Haushaltsaufgaben kaum zur Verfügung stehen, wäh-
rend die Sequenzen des Familienzyklus vor allem die Handlungs-
spielräume der (Ehe-)Frauen einengen. Dadurch werden auch Weichen
für die berufliche Weiterentwicklung gestellt. Unterbrochene oder
'durch Teilzeitarbeit geprägte Erwerbsverläufe dürften bei der ge-
gebenen Rentenversicherung dazu führen, daß Frauen sich in Zu-
kunft erst später aus dem Beschäftigungssystem zurückziehen, um
fehlende Rentenanwartschaftsjahre auszugleichen.
Das traditionelle Lebenslaufmuster für Frauen ist jedoch im Um-
bruch. Es war durch die Zuständigkeit für Familien- und Haus-
haltsaufgaben definiert und wird heute durch eine ausgeprägte
Berufsorientierung und die Arbeitsmarktsituation verändert, die
durch neue Arbeitszeitoptionen und zugleich durch eng begrenzte
Berufslaufbahnen gekennzeichnet ist. Eine zunehmende Zahl von
Frauen sieht ihre Erwerbsbeteiligung nicht mehr vorwiegend als
Zusatzeinkommen für die Familie, sondern als Ausdruck eigener
Ansprüche an eine qualifizierte und entwicklungsfähige Berufstä-
tigkeit. So nähern sich an den Obergängen vom Bildungs- in das
Ausbildungssystem und von dort in das Erwerbssystem die Status-
passagen von Männern und (jüngeren) Frauen einander an. Auch
Frauen wollen ihre Berufsausbildung abgeschlossen und eine ihrer
Qualifikation entsprechende Berufslaufbahn begonnen haben, bevor
sie sich zur Gründung einer Familie entschließen. Dadurch entste-
hen Kombinationen von Erwerbsverläufen und familienbezogenen Ent-
scheidungsprozessen, die - in Abhängigkeit von Qualifikationsni-
veau und Berufsfeld - eine erhebliche Variationsbreite in Art,
Dauer und Umfang der Erwerbstätigkeit aufweisen.
Die Lebensverläufe sind also im Hinblick auf den Familienzyklus
strukturell durch die Aufgabenbündel des Haushalts und der Kin-
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dererziehung sowie die der Erwerbsarbeit bestimmt. Hierbei herr-
schen weiterhin Muster der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung
insofern vor, als Handlungsspielräume für kontinuierliche Berufs-
verläufe ungleich verteilt sind. Erfordert die jeweilige Phase
des Familienzyklus mehr Arbeit im Haushalt und in der Kinderer-
ziehung, werden eher die Frauen ihre Erwerbsbeteiligung zurück-
schrauben; die Männer bleiben auf Erwerbsverläufe programmiert.
Auch wenn die (Ehe-)Frau erwerbstätig wird, bleiben die Beiträge
des Mannes zu Familienarbeit auf dem üblichen niedrigen Niveau,
während die Frau beide Bereiche koordinieren muß. Inwieweit Frau-
en und Männer diese Arrangements als ungleich interpretieren und
es ihnen gelingen kann. eine ausgewogenere Form der Arbeitstei-
lung zu praktizieren, hängt wiederum von den Optionen ab. die
sich für eine Vollerwerbstätigkeit für beide Partner bei gesi-
cherter Kinderbetreuung bieten oder die sich für eine zeitlich
und materiell gleichberechtigte Auf teilung beider AUfgabenfelder
zwischen Mann und Frau vor allem durch eine innovative Arbeits-
markt- und Sozialpolitik entwickeln lassen.
Geschieht dies nicht, so wird die Individualisierung der weibli-
chen Lebensläufe weitgehend auf der Bewußtseinsebene vorangetrie-
ben. aber auf der Ebene der Handlungschancen und tatsächlichen
Berufsverläufe hinter die Ansprüche zurückfallen. So bleibt als
offene Frage. ob diese Diskrepanz ausschließlich durch individu-
elle Arrangements aufgefangen werden muß oder ob es durch die
Ansprüche der Frauen nach Vereinbarkeit von Berufsverläufen und
Familienaufgaben und die sich ausweitenden Beschäftigungsrisiken
bei Männern zu gesellschaftspolitischen Strukturveränderungen
kommen wird.
.
2. Die institutionelle Verwaltung von Risikolagen und defizi-
tiren Statuspassagen
Veränderungen der ökonomischen Rahmenbedingungen und des Arbeits-
markts haben für die lohnabhängige Bevölkerung erhebliche
Beschäftigungs- und Gesundheitsrisiken zur Folge. Gegenüber der
Prosperitätsphase haben sich die Handlungsspielräume für die
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Verwirklichung von Interessen und Kontinuitätserwartungen im
Kontext der individuellen Lebensplanung verengt. Dies drückt sich
nicht nur in der hohen und anhaltenden Arbeitslosigkeit aus,
sondern auch in der Ausweitung ungeschützter Beschäftigungsver-
hältnisse, in Erwerbsverhältnissen "auf Zeit" im Rahmen staatli-
cher Arbeitsbeschaffungsma~nahmen und nicht zuletzt in der
Zunahme arbeitsbedingter Erkrankungen.
Das Normalarbeitsverhältnis hat, wie Ulrich Hückenberger (1985)
gezeigt· hat, in der Prosperitätsphase als Leitbild der Arbeits-
marktpolitik an Geltung und Verbreitung gewonnen. Eine dauerhafte
Vollzeiterwerbstätigkeit auf der Basis qualifizierter Berufsaus-
·bildung hat jedoch auch in den 60er und 70er Jahren nicht alle
Arbeitsverhältnisse gekennzeichnet. Sie war das Zentrum der männ-
lichen Normalbiographie, nicht aber in der weiblichen Normalbio-
graphie vorgesehen. Seither haben Arbeitsmarktentwicklung und
wirtschaftlicher Strukturwandel dazu geführt, da~ die Chancen für
ein~n kontinuierlichen Erwerbsverlauf in der je individuellen Er-
werbsbiographie schwinden, dieser aber weiterhin für die Arbeits-
markt- und Sozialpolitik als Norm unterstellt wird. Dies hat eine
zweifache Konsequenz: nicht nur die Kontinuitätserwartungen der
Subjekte werden erschüttert, sondern auch die sozial normierte
Abfolge von Statuspassagen wird aufgebrochen. Damit steigt der
soziale Druck, auch Passagen in Status zweiter Ordnung aufzugrei-
fen. Die vom Arbeitsmarkt ausgehenden - bei Frauen durch die Am-
bivalenz von Berufsorientierung und Familienaufgaben verschärften
-Risikolagen verweisen die Betroffenen auf Statuspassagen in pre-
käre Beschäftigungsverhältnisse, in das System der sozialen Si-
cherung oder zurück in die Familie.
Für die Risiken, die das Erwerbsleben begleiten, wie Krankheit,
Alter, Unfall und Arbeitslosigkeit, haben sich mit der Prosperi-
tätsphase stabile Regelungen zur Wiederherstellung der Erwerbsfä-
higkeit und für Passagen in die Rente verallgemeinert. Dabei sind
die Kompensationsleistungen an die im Erwerbsverlauf erworbene
Position in der Einkommenshierarchie gebunden. Diese Regelungen
bilden die Grundlage der Kontinuitätserwartungen der Individuen,
wenn auch die sozialstaatlich garantierte Sicherung vielen Er-
werbstätigen und deren Familienangehörigen nur eine Existenzsi-
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cherung auf einem sehr niedrigen Reproduktionsniveau ermöglicht,
so bei längerer Erkrankung oder frühem Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben.
Der Sozialpolitik kommt bei den sich ausweitenden Risikolagen
heute eine gesteigerte Bedeutung bei der Steuerung und Kompensa-
tion von Phasen längerer Beschäftigungslosigkeit zu. Für die der-
zeitige Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik gilt aber (vgl. Kaufmann
1986; Scharpf 1985), daß sich die Normalitätsannahmen im Hinblick
auf das Regelungssystem nicht geändert haben: es ist weiterhin
auf den Ausgleich von kurzfristigen Risikolagen gerichtet. Da
eine zunehmende Zahl von Erwerbsformen dem Leitbild des Normal-
arbeitsverhältnisses nicht mehr entspricht, also eine unterstell-
te "Normal-Risikolage" nicht gegeben ist, werden für bestimmte
Gruppen von Erwerbstätigen diskontinuierliche Beschäftigungsver-
läufe immer häufiger. Dies führt für diejenigen, die noch nicht,
vorübergehend nicht oder nicht mehr erwerbstätig sind, zu eine
Gefährdung von Integration und Existenzsicherung, die zur Stabi-
lisierung der Lebensführung bei diskontinuierlichen Berufs- und
Familienverläufen beitragen könnten. Die Betroffenen ~erden da-
durch unter einen starken Handlungs- und Legitimationsdruck ge-
stellt, der sie angesichts blockierter normalbiographischer Pas-
sagen dazu zwingt, auf Statuspassagen zweiter Wahl auszuweichen,
wodurch es zu einer Abhängigkeit von sozialstaatlichen Institu-
tionen und zur Umwandlung eines provisorischen in einen dominan-
ten Status, etwa als Sozialhilfeempfänger kommen kann. Dies liegt
daran, daß die Leistungslogik der Sozialpolitik für eine "ar-
beitsmarktexterne soziale Integration" (Blanke u.a. 1987) solcher
Personengruppen sorgt, denen es nicht gelingt, durch kontinuier-
liche Erwerbsyerläufe Ansprüche auf sozialstaatliehe Kompensation
zu erwerben.
Die Sozialpolitik im krisengeprägten Wohlfahrtsstaat reagiert
auf Veränderungen der Lebenslage von Individuen mit erhöhter Se-
lektivität und versäumt damit, strukturelle Risikolagen mit abzu-
bauen und Lebenschancen für sozial benachteiligte Gruppen zu er-
öffnen. Daraus entsteht nicht nur eine erhöhte Selektivität von
Sozialleistungen, sondern es werden defizitäre Statuspassagen
eingeleitet, durch die sich risikoreiche Lebenslagen und diskon-
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tinuierliche Lebensverläufe festschreiben. Da Institutionen z.B.
von der Normalitätsunterstellung ausgehen, daß Arbeitslosigkeit
ein vorübergehendes Lebensereignis sei, ergeben sich widersprüch-
liche Mechanismen im Umgang mit Betroffenen, wenn diese Risiko-
lage länger andauert. Die Arbeitsverwaltung bindet ihre Leistun-
gen an die Bereitschaft, vermittelte Arbeitsangebote - schließ-
lich auch unterhalb des Qualifikationsniveaus der Arbeitsuchenden
~ zu akzeptieren. Dennoch müssen die Betroffenen bei anhaltender
Arbeitslosigkeit aufgrund der administrativ normierten Zeiträume
für Versorgungsleistungen hinnehmen, daß sie vom Arbeitslosengeld
in die Arbeitslosenhilfe und von dort in die Sozialhilfe transfe-
riert werden, und damit Leistungen zur Existenzsicherung von Be-
'dürftigkeitsprüfungen abhängig gemacht werden, die auch die Fami-
lienmitglieder einbeziehen. Damit wird eine Statuspassage vom
Empfänger von Versicherungsleistungen auf der Basis eigener Er-
werbsarbeit zum Klienten von Sozialbehörden auf der Basis eines
ausgegrenzten Versorgungsstatus eingeleitet.
Der sozialstaatliehe Umgang mit den Risiken Erwerbslosigkeit und
arbeitsbedingte Erkrankungen entlastet das Beschäftigungssystem,
belastet aber den Lebenslauf der betroffenen Individuen mit Sta-
tuspassagen, die eine eigenständige Reintegration in kontinuier-
liche Erwerbsverläufe eher erschweren. Diese Belastung ensteht
aus den Kontrollfunktionen der Sozialpolitik, die in der Praxis
der Instanzen zum Ausdruck kommen, eine administrativ gesteuerte
Rückkehr in den Erwerbsprozeß bzw. den Rückzug vom Arbeitsmarkt-
also die männliche und traditionelle weibliche Normalbiographie-
zu verordnen.





- Ein erster Korridor kommt durch Bildungsrnaßnahmen am Obergang
vom Bildungs- ins Beschäftigungssystem zustande. Den Jugendli-
chen, die in solchen Bildungsschleifen zirkulieren, werden diese
Statuspassagen bei Bewerbungen als negatives Selektionsmerkmal
angelastet; sie stellen Indikatoren für einen belasteten Ausbil-
dungsverlauf dar. An der "zweiten Schwelle", also am Obergang von
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der Berufsausbildung in den Erwerbsprozeß nehmen so Phasen von
Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit zu, die schließlich in
Statuspassagen der Umschulung oder zum vorübergehenden Ausschluß
vom Arbeitsmarkt führen können. Damit steigt das Risiko, den Ein-
stieg in kontinuierliche Berufsverläufe ganz zu verfehlen, da aus
der Sicht der Betriebe verlängerte Qualifikationsphasen mit einem
Defizit an konkreten Arbeitserfahrungen verbunden sind.
- Den zweiten Korridor mit risikoreichen Statuspassagen bilden
die Beschäftigungsformen auf dem zweiten Arbeitsmarkt, vor allem
bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, und die verschiedenen Bi1-
dungsmaßnahmen bei unterbrochenen Berufsverläufen zur Qualifika-
tionsverbesserung bzw. beruflichen Rehabilitation aus gesundheit-
lichen GrQnden. Zu dieser "Grauzone des Arbeitsmarkts", in der
Existenzsicherung durch die Aufnahme prekärer Arbeitsverhältnisse
gesucht und angeboten wird, gehören auch die "neuen Selbständi-
gen", aber auch zeitflexible Beschäftigungsformen. Frauen mit
Familienverpflichtung und solche, die wieder ins Erwerbsleben
zurückkehren wollen sowie beruflich qualifizierte junge Erwachse-
ne, denen der Einstieg in das Erwerbssystem durch die ~ekrutie­
rungspraktiken der Betriebe versperrt bleibt. Für einige sind
diese Arbeitsmöglichkeiten ein Ausweg aus Notlagen, für andere
eine Chance für die Gestaltung von Arbeitsbedingungen.
- Schließlich werden in einem dritten Korridor ältere und 1ei-
stungsgeminderte Arbeitskräfte mit prekären Erwerbsverläufen
immer früher auf die Statuspassagen des vorgezogenen Ruhestands
verwiesen, es "erfolgt eine Transformation von Arbeitskraftanbie-
tern in die Rolle von Alten, die nicht aus einer physischen und/
oder psychischen Erwerbsunfähigkeit der Betreffenden zu erklären
ist, sondern aus fehlenden Erwerbsmöglichkeiten." (Blanke u.a.
1987: 305). An diesen vorgezogenen Obergängen in den Ruhestand
bilden sich sozial bislang kaum ausgestaltete Statuspassagen her-
aus, die vor allem die Probleme bei der Reintegration in soziale
Beziehungen aufwerfen, die nicht mehr mit dem Erwerbsleben ver-
bunden sind.
Bei der Strukturierung dieser Korridore spielt das politisch-
administrative System eine doppelte Rolle: Es definiert diese
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Statuspassagen aus der Sicht der Normalitätsunterstellungen als
kompensatorische, und es formuliert auch Kriterien und prakti-
ziert Selektions- und Begutachtungsverfahren, woraus wiederum
spezifische Risikolagen für die Betroffenen entstehen können.
Dab~i können die Institutionen auf Experten wie Arzte, Psycholo-
gen oder auch Juristen zurückgreifen und damit das jeweilige Ver-
fahren zusätzlich legitimieren. So werden für die von den Instan-
zen bearbeiteten Fälle längerfristige Verteilungsentscheidungen
über den Abbau bzw. die Verschärfung von Risikolagen getroffen.
Für die Betroffenen entstehen Mobilitätsprozesse zwischen den
Agenturen des Sozialstaats: Mit Risikolagen wird so verfahren,
da~ die Zuständigkeit von Amtern und Behörden mit der jeweiligen
Statuspassage wechselt; so von den Ausbildungseinrichtungen zu
den Arbeitsämtern und den Trägern von Arbeitsbeschaffungsma~nah­
men und von dort zu den Sozialämtern bzw. den Versicherungsträ-
gern. Die Umleitung von Risikolagen in eine Sequenz defizitärer
Statuspassagen durch Beteiligung der jeweils zuständigen sozial-
staatlichen Administration verschlechtert sowohl die Teilhabe-
chancen am Sozialstaat als auch die Reintegrationschancen in eine
kontinuierliche Erwerbstätigkeit.
Die Auswirkungen der Umverteilung von Risiken auf die Lebens-
verläufe der Betroffenen sind in der Forschung bislang vernach-
lässigt worden. Christoph Büchtemann (1986) weist darauf hin, daß
die Auswirkungen wohlfahrtstaatlicher Regulierungspraxis und des
Abbaus arbeits- und sozialrechtlicher Leistungen auf die Struktu-
rierung von Biographien unzureichend erfa~t sind. Solange sich
die sozialpolitische Analyse nämlich auf einen statischen Risiko-
begriff konzentriert, also nur die Lebenslagen und deren kompen-
satorische Bearbeitung durch die Institution des Sozialstaats
strukturell recherchiert, gerät die sozioökonomische Verteilung
und Umverteilung sozialer Risiken im Ma~stab des Lebenslaufs
nicht in den Blick: Die sozioökonomische Verteilungsdynamik von
Chancen und Risiken bestimmt jedoch nicht nur, wer und welche
Personengruppen von welchen Risiken betroffen sind, sie entschei-
det auch über Art und Strukturen von Risikolagen, also darüber ob
verschiedene Risiken bei bestimmten Personengruppen kumulieren
und ob sich diese bei den Betroffenen im Zeitablauf zu sozialen
Problemen verdichten. In verschiedenen Teilprojekten wird diese
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Thematik bezogen auf die Korridore sozialstaatlich verwalteter
Statuspassagen aufgegriffen.
3. Zum Verhiltnis von Lebenslauf und Institution
Die Indizien für die Herausbildung diskontinuierlicher Lebensläu-
fe sind massiv: Das Eintrittsalter in die Berufstätigkeit steigt
und das in den Ruhestand sinkt: Die Kernarbeitsphase wird tenden-
ziell auf die Zeit zwischen dem 25. und 55 Lebensjahr kompri-
miert. Der übergang in die Erwerbstätigkeit wird zeitlich ge-
streckt und zugleich werden übergänge in den Ruhestand destandar-
disiert. Die eigentlichen Berufs- bzw. Erwerbsbiographien sind
von zunehmender Unsicherheit und Diskontinuität geprägt; so war
etwa die Hälfte der Erwerbspersonen zwischen 1974 und 1984 minde-
stens einmal arbeitslos gemeldet. Wenn auch Arbeitslosigkeit als
vorübergehende Erfahrung breit gestreut ist, so ist doch die Dau-
erarbeitslosigkeit nicht abgebaut worden. Die Risiken der
Arbeitslosigkeit erweisen sich als lebensphasen- und geschlechts-
spezifisch ungleich verteilt: Neben den jüngeren und älteren Ar-
beitnehmern sind vor allem Frauen betroffen, die entweder ihren
ersten Arbeitsplatz suchen oder nach der Phase der Kinderer-
ziehung wieder in die Erwerbstätigkeit zurückkehren wollen. Die
durch die Beschäftigungskrise ausdifferenzierten Risikolagen
müssen von den Individuen im Kontext der geltenden institutionel-
len Normalitätsunterstellungen über Erwerbsverläufe selbst
aufgefangen werden. Diesen Zusammenhang formuliert auch Beck,
wenn e~ schreibt: "Die Gegensätze sozialer Ungleichheit tauchen
als Gegensätze zwischen Lebensabschnitten innerhalb einer Biogra-
phie wieder auf" (1986: 1491.
3.1 Normalbiographien und Lebensverliufe
Die im Sfb verfolgten Fragen gehören in den Diskussionszusammen-
hang um die Konzeption des Lebenslaufs, insofern es sich auf so-
zialstrukturelle Determinanten der Lebensabschnitte und die Ent-
wicklung sowie Realisierung biographischer Perspektiven bei den
Subjekten bezieht.
37
Das Forschungsprogramm des Sfb untersucht im Unterschied zur
biographisch orientierten Lebenslauf-Forschung nicht primär
zeitliche Proze~strukturen und Verlaufskurven; vielmehr richten
sich die Analysen von Statuspassagen auf das Verhältnis von
Selbstorganisation und institutioneller Steuerung bei der Bewäl-
tigung von Risiken. Es unterscheidet sich auch von der entwick-
lungs und sozialpsychologischen Lebenslaufforschung (vgl.Elder
1985), in der die Analyse von Statuspassagen von aer institutio-
nellen Einbindung und Regelung abgelöst und auf biographische
Verlaufskurven und die Bewältigung kritischer Lebensereignisse
konzentriert wird.
Der Lebenslauf - als sozialstrukturell ausdifferenzierte Abfolge
von Statuspassagen - ist Angelpunkt für die Analyse des Zusammen-
hangs von gesellschaftlichem Wandel und der Kontinuität der indi-
viduellen Lebensperspektiven. Die Kontinuitätserfahrung der Men-
schen wird heute primär durch institutionalisierte Lebenslaufpro-
gramme abgestützt: Der Lebenslauf tritt als Institution der Ver-
gesellschaftung der Individuen auf; er ist ein Regelsystem, wel-
ches das individuelle Leben zeitlich ordnet. Lebenslaufprogramme
sind Produkt der Entwicklung der modernen Arbeitsgesellschaft:
"Der Lebenslauf ist um das Erwerbssystem herum organisiert. Er
ist eine Form der gesellschaftlichen Bewältigung der Folgeproble-
me der neuen Arbeitsorganisation, indem er das Handeln der
Individuen auf sie hin ordnet und integriert." (Kohli 1986: 186).
Für die männliche Normalbiographie hat sich eine Dreiteilung:
Ausbildung - Erwerb - Ruhestand - als Standardprogramm herausge-
bildet, das den Lebensphasen Jugend-Erwachsenenleben-Alter ent-
spricht. Für die weibilche Normalbiographie gilt eine andere
Auf teilung das "Drei-Phasen-Modell" sieht eine unterbrochene
Abfolge vor: Erwerbstätigkeit Heirat und Kindererziehung-
Rückkehr ins Erwerbsleben.
Das Lebenslaufprogramm wird auf zwei Ebenen der gesellschaftli-
chen Reproduktion wirksam: bei der Bestimmung von Karrieremustern
im Familien- und Erwerbszyklus und als Schema zur biographischen
Orientierung. Da zwischen Ablaufprogramm und dem Anspruch auf
Selbstgestaltung eine starke Spannung besteht,kann sich ein
Lebenslauf nur als "individuelles Projekt" entfalten. Es stellt
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sich jedoch die Frage, ob die Annahme der Normalprogramme der
tatsächlichen Komplexität von Lebensverläufen gerecht wird, da
die Aushandlungsprozesse zwischen Institutionen und Subjekten
nicht in das Blickfeld der Analyse geraten. Daher orientieren wir
uns an dem Konzept der Statuspassagen, das sich auf eine Vielzahl
von Differenzierungen zwischen Lebensbereichen auch in ihrer
zeitlichen Erstreckung bezieht.
Die lebenszeitliche Periodisierung der Erwerbsarbeit und der Fa-
milienzyklus sowie deren institutionelle Verankerung tragen zur
Stabilisierung des Lebenlaufs bei, indem sie den Individuen Ar-
rangements entlang der männlichen bzw. weiblichen Normalbiogra-
phie nahelegen: Man soll wissen, wo es lang gehtl Inwieweit je-
doch das Gerüst institutionalisierter Lebenslaufprogramme aus-
reicht, um eine auf die Zukunft gerichtete Erfahrungsstruktur zu
antizipieren und damit Kontinuität "für's Leben" zu stiften, ist
fraglich. Vor allem bleibt diese Bestimmung inhaltsleer; für die
Individuen dürfte neben der erwarteten Dauer vor allem die Art
des zu führenden Lebens von erheblicher biographischer und ge-
sellschaftlicher Relevanz sein als die Stationen im vorgegebenen
Muster.
Lebenslaufprogramme scheinen sich angesichts der gesellschaftli-
chen Entwicklung nach dem Ende der Prosperitätsphase als nicht
mehr zeitgemäß zu erweisen. Wirtschaftskrise und Arbeitsmarktre-
striktionen haben Lebenslaufmuster verändert: Diskontinuitäten
im Lebensverlauf werfen die Frage nach dem Realitätsgehalt und
der Verbreitung biographischer Normalschemata auf. L~efert das
Normalarbeitverhältnis noch den Hintergrund für die männliche
Normalbiographie; enthält das modernisierte Drei-Phasen-Modell
noch Vorgaben für die Lebensverläufe von Frauen? Erleben wir eine
Transformation der Lebenslaufkonstruktionen, eine Abkopplung der
männlichen und weiblichen Lebensverläufe von den als normal
unterstellten Erwerbs- und Familienzyklen?
Es ist offen, ob es sich bei den abzeichnenden Veränderungen im
Verhältnis von Familien- und Erwerbsarbeit um Neubildungen, Um-
zentrierungen der Bedeutung von "Familie" und "Lohnarbeit" han-
delt oder um Verschiebungen von Wertvorstellungen und Handlungs-
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orientierungen in Richtung auf Autonomie und Freizügigkeit. Be-
obachten wir die gesellschaftliche Ausbreitung von Werten wie
Selbstentfaltung, Autonomie und Erfahrungsvielfalt also den
Versuch, eine Verbindung zwischen Arbeit und Privatleben durch
eine "Wertsynthese" (Kaase 1986) herzustellen - oder eine in der
jungen Generation auftretende Reaktion auf die begrenzten Optio-
nen, die sich heute für eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit
bieten? Für die erste Vermutung sprechen Ergebnisse der Umfrage-
forschung (vgl.Dierkes/Strümpel 1985), die auf eine Distanzierung
von der Berufsarbeit bei der jüngeren Generation zugunsten priva-
ter Lebensinteressen schließen lassen. Ergebnisse der qualitati-
ven Jugendforschung über Obergangsprobleme in die Erwerbstätig-
keit verweisen jedoch darauf, daß Erfahrungen mit den restrikti-
ven Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen zu Ambivalenzen und Ver-
änderungen in den Wertvorstellungen in eine eher konservative
Richtung führen können (vgl. Heinz 1985).
Dichotome Erklärungsversuche, wie die Verlagerung der Lebenslauf-
konstitution von Zwang zu Wahl - von Stbuerung zu Entscheidung,
Sachlichkeit zu Informalität, Konventionalität zu Individuali-
tät -führen hier nicht sehr weit. Antworten sind vielmehr in den
Wirkungsweisen und der Verschränkung ökonomischer, sozialer und
kultureller Reproduktionsmuster der gesellschaftlichen Ungleich-
heitsstrukturen zu suchen. Die materiellen und kulturellen Grund-
lagen für die Entwicklung tragfähiger Alternativen zu normalbio-
graphischen Erwerbs- und Familienverläufen sind weiterhin un-
gleich verteilt. Dies trifft besonders die junge Generation, für
die trotz einer Ausweitung von Optionen zwischen Familie und
Vollerwerbstätigkeit die biographische Kontinuitätsperspektive im
Vergleich zu den 60er Jahren zunehmend verunsichert ist.
Die Veränderungen von Risikolagen und individuellem Bewußtsein in
den vergangenen zwanzig Jahren werden von Beck (1986) durch die
Formel "Individualisierung" zusammengefaßt. Es zeichnet sich ein
neuer Modus der Vergesellschaftung, ein Gestaltwandel im Verhält-
nis von Individuum und Gesellschaft ab. Ob als Modernisierungs-
schub deklariert oder als Freisetzung von traditionellen Klassen-
bindungen und sozial-kulturellen Traditionsbeständen, die Indivi-
dualisierung verlangt von den Individuen nicht nur ihre Existenz-
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sicherung, sondern auch ihre Biographieorganisation zu gestalten.
Da die Lebensführung immer stärker von Arbeitsmarktverhältnissen
abhängig geworden ist, wird sie Konflikt-, Risiko- und Problemla-
gen ausgesetzt, für die es in den institutionalisierten Lebens-
laufmustern bislang keine Entsprechungen gibt. Stattdessen ent-
stehen neben den institutionell legitimierten und begleiteten
auch kompensatorische und innovatorische Statuspassagen, die
durch gesellschaftliche Instanzen vor allem der Bildungs- und
Sozialpolitik definiert und reguliert werden, durch Entschei-
dungsprozesse und Handlungsweisen der Individuen mit Leben
erfüllt und als Sozialisations- und Praxisphasen realisiert,
erarbeitet, also nicht einfach "durchlaufen" werden.
Angesichts dieser Entwicklung nehmen bei den Individuen die
Entscheidungsdilemmata zwischen Optionen auf dem Ausbildungs-
markt, dem Arbeitsmarkt, der Partner- und Familienbeziehungen und
der Weiterqualifizierung erheblich zu. Dies liegt daran, daß
heute die Entscheidung für eine Option mit geringer Gewißheit
über die langfristigen Konsequenzen für die Lebensführung verbun-
den ist. Diese Unsicherheit hinsichtlich der Konsequenzen von
Statuspassagen verlangt von den Individuen, ihre Biographie
gleichsam als Stückwerk zu gestalten. Auch wenn sie sozial
standardisierte Lebenslaufmuster in ihren Biographieentwürfen zu
berücksichtigen versuchen, können sie ihre soziale Identität
oftmals nur über das Erproben von innovativen Statuspassagen
vorübergehend stabilisieren.
Auch wenn die Individuen lernen, sich als "Handlungszentrum, als
Planungsbüro in Bezug auf den eigenen Lebenslauf" (Beck 1986:
217) zu verstehen, so erzwingen Unwägbarkeiten von Verlauf und
Ergebnis von Statuspassagen immer wieder Revisionen der Lebens-
laufplanung, die vor allem von widersprüchlichen Anforderungskon-
stellationen in verschiedenen Lebensphasen bestimmt sind.
Für die Individuen nimmt der Druck zu, im Schatten der Normalbio-
graphie mit verschiedenen Fäden ihr spezifisches Lebenslaufmuster
zu knüpfen, ein Muster, das zumindest kurzfristig Lebensunsicher-
heiten abbaut, Akzeptanz bei den sozialen Bezugsgruppen finnet
und nicht mit den Instanzen der sozialen Kontrolle in Konflikt
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gerät. Dies setzt jedoch eine Handlungsorientierung voraus. die
den Umgang mit Unsicherheiten auf der Folie des Lebenslaufs er-
möglicht. Den Akteuren treten. so die Individualisierungsthese.
ambivalente Muster von Autonomie und Selbstverantwortung bei der
Verfolgung von Statuspassagen und beim Aufbau von Lebensverläufen
entgegen. Dabei handelt es sich jedoch keineswegs um qualitativ
neuartige Formen, der subjektiven Risikoverarbeitung. diese sind
Kern industriegesellschaftlicher. an individuelle Leistung gebun-
dener Bewertungssysteme. die in der gegenwärtigen und der bis in
die späten 90er Jahre anhaltenden unsicheren Beschäftigungslage
in ihrer Ambivalenz vertiefen werden. Ob dies dazu führt. da~
sich die Individuen verstärkt am institutionalisierten Normalar-
'beitsverhältnis orientieren oder ob sie dieses umdefinieren. in-
dem sie neue Kombinationen von Arbeiten und Leben praktizieren.
ist offen.
Jedenfalls wird sich die gesellschaftliche Bedeutung institutio-
nalisierter "Lebenslaufreqime" (Kohli) wandeln: Normalbiographien
werden vor allem von der jüngeren Generation und den Frauen in
eigener~ zu verschiedenen Mustern des Lebenslaufs umgestal-
tet. Ob und inwieweit es den Individuen in unterschiedlichen
Lebensabschnitten gelingt. "Bausätze biographischer Kombinations-
möglichkeiten" (Beck) überhaupt zur Verfügung zu haben und mit
ihnen konstruktiv umzugehen, ist allerdings zu fragen. Für die
Individuen stellt sich das Problem der Integration der Lebens-
bereiche Ausbildung, Familie und Berufsarbeit. Für diejenigen,
die um den Einstieg in das Beschäftigungssystem kämpfen. bedeutet
diese Situation verlängerte materielle Abhängigkeit und Aufschub
der Statuspassage von der Partnerbeziehung in die Familiengrün-
dung. Für die Erwerbstätigen wird es schwieriger. ihr Zeitbudget
im Kontext der betrieblichen, familialen und den sich aus dem
Druck der Weiterqualifizierung ergebenden Anforderungen abzustim-
men. Dabei können sich erhebliche Friktionen ergeben. da an die
Stelle des institutionalisierten Nacheinanders von Statuspassa-
gen. die Gleichzeitigkeit von Aufgabenstellungen tritt: Qualifi-
zierung und Erwerbstätigkeit. Familie und Erwerbstätigkeit. Qua-
lifizierung und Familie - wobei die beiden letzten Kombinationen
insbesondere Frauen vor schwer lösbare Koordinationsaufgaben
stellen.
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Für die Erforschung von Kontinuität und Diskontinuität von
Lebensläufen, wie sie sich in Statuspassagen konkretisieren,
reichen weder Analysen institutionalisierter Lebenslaufprogramme
noch Biographieanalysen subjektiver Konstruktionen aus. Werden
die Instanzen und Mechanismen, die das Lebenslaufregime steuern,
in den Mittelpunkt gerückt, dann ist der Erklärungsanspruch auf
Macht, Herrschaft und Formen der sozialen Kontrolle gerichtet.
Damit können Möglichkeiten und Grenzen bürokratisch-administrati-
ver Sortierung, Steuerung und Korrektur von Lebensläufen dokumen-
tiert werden, nicht aber die Interessenlagen, Handlungsori-
entierungen und -strategien der Individuen gegenüber den jeweili-
gen Institutionen. Aber auch die biographietheoretisch angelei-
tete Rekonstruktion subjektiver Sichtweisen erfa~t die spezifi-
schen Formen der Verknüpfung von Lebenschancen, Biographieent-
wicklung und Statuspassagen nur unzureichend.
Die Biographiemuster, die mit institutioneller Beteiligung in
Statuspassagen entstehen, entwickeln sich nicht ohne Beteiligung
der Individuen, die Optionen abwägen und eigene Zeitperspektiven
verfolgend. Eine realitätsangemessene Sichtweise der Verände-
rungs- und Beharrungstendenzen von Normalbiographien ist möglich,
wenn Konflikte im Verhältnis zwischen den Ordnungsschemata der
Normalbiographie samt ihrer institutionellenr Administration und
den Selbstgestaltungsansprüchen, Interessen und Zeitperspektiven
von Individuen, wie sie sich aus Risikolagen und in verschiedenen
Lebensabschnitten entwickelt, thematisiert werden. Ob diese Span-
nung schlie~lich zu einer Umgestaltung der normalbiographischen
Sequenzen des Lebenslaufs führt, und es zu einer partiellen oder
vollständigen Eigenregie der Individuen kommt, ist offen. Dies
wird Ergebnis eines konfliktreichen Prozesses der Umgestaltung
von institutionellen Normalitätsunterstellungen und der Transfor-
mation von Sozialisationsmustern sein, durch die eine Lebenspla-
nung und -führung entlang der institutionell vorgezeichneten Pro-
gramme verbindlich gemacht wird.
Di(se Fragen sind von erheblicher Tragweite für die Erklärung von
Prozessen sozialen Wandels. Bei solchen Prozessen kann sich die
Auseinandersetzung mit institutionellen Beharrungs- und Verände-
rungsprozessen und individuellen Ansprüchen an eigenverantwortli-
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ehe Formen der Lebensführunq in zweifache Richtunq entwickeln:
Entweder zu proqressiven - Options- und Handlunqsspielräume er-
öffnenden - oder zu reqressiven Lösunqen - Verschärfunq von Aus-
qrenzunqs-und Seqmentationsprozessen auf dem Arbeitsmarkt. im
Bildunqssystem und nicht zuletzt im System der sozialen Siche-
runq.
3.2 Lebenslaufmuster und Institution
Die von den Institutionen als normal unterstellten berufs- und
familienbezoqenen Lebenslaufmuster verlieren an Realitätsqehalt.
dennoch sind sie weiterhin Richtschnur für die Praxis der qesell-
schaftlichen Instanzen und Orqanisationen. für die Phaseneintei-
lunq des Lebenslaufs bzw. für spezifische Risikolaqen. die sich
aus der betrieblichen und staatlichen Arbeits(markt-)politik er-
qeben.'Für die Definition und Festschreibunq von Statuspassaqen
im Rahmen der Norma1bioqraphien sind die Beschäftiqunqspolitik
der Betriebe, die Ausbildunqspolitik im Kontext des dualen Sy-
stems, die staatliche Arbeits- und Arbeitsmarktpolitik (Arbeits-
förderunqsqesetz) und die übriqe Sozialpolitik von zentraler Be-
deutunq. Dies desweqen, weil sie Individuen mit Ressourcen aus-
statten und in Laufbahnen, Berechtiqunqsmuster und Anforderunqs-
strukturen einbeziehen - also den Zuqanq zu Statuspassaqen von
der Erfüllunq normativer Kriterien abhänqiq machen, damit aber
auch das Spektrum für die Aufnahme von Statuspassaqen in eiqener
Reqie definieren.
Wir qehen davon aus, daß sich in den Institutionen jene kulturel-
len Konzepte und Orientierunqen bündeln, die als Grundprämissen
der sozialen und politischen Ordnunq der Industrieqese11schaft
wirksam sind (vql. Eisenstadt 1985). Sie leqitimieren die Muster
der Arbeitsteilunq, der Machtrequ1ierunq und nicht zuletzt den
Sinnbezuq menschlicher Handlunqsweisen. Die "semantische und kul-
turelle Landkarte" der Gesellschaft wird durch Prozesse der In-
stitutionalisierunq verbindlich qemacht und durch die Koordina-
tion von Normensystem, materiellem Apparat und Personal in
gesellschaftlichen Orqanisationen, wie Betriebe. Bildunqseinrich-
tungen, Arbeitsmarkt. Justiz, Soziale Dienste, Gesundheitsversor-
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gung konkretisiert. Diese Organisationen und Instanzen sind
wiederum Politikfeldern zugeordnet, die zentrale Bereiche für die
Aufrechterhaltung der die Legitimität gesellschaftlicher Herr-
schaftsverhältnisse sind. Sie kontrollieren die Verteilung von
Ressourcen und regulieren den Zugang zu den gesellschaftlichen
Statuspassagen. Im Hinblick auf die Organisation von Lebensver-
läufen und die Koordination von Lebensbereichen beeinflussen die
Institutionen auch die Handlungsorientierungen der Individuen, so
indem sie Erwartungen an ihre Leistungsfähigkeit definieren und
Zeithorizonte sowie Handlungsfelder zur Gestaltung und Interpre-
tation von Biographien zur Verfügung stellen. Gesellschaftliche
Normen über Kontrollmechanismen durchzusetzen, die von Organisa-
tionen und Instanzen eingesetzt werden, ist jedoch immer prekär.
Die Grundprämissen von Arbeitsteilung und Herrschaftsausübung
sowie die daraus abgeleiteten Normensystemen sind durch Spannun-
gen, Gegentendenzen und Widersprüchlichkeiten gekennzeichnet, die
gerade von den Organisationen und Instanzen aktiviert werden, die
auf der Einhaltung der Normalitätsunterstellungen dringen. So
wird die gesellschaftliche Durchsetzung institutionalisierter
Lebenslaufprogramme auch in dem Maße problematisch, wie durch
Modernisierung-, insbesondere Bildungsprozesse kritische Be-
wußtheit in der Bevölkerung wächst und wie durch die Restriktio-
nen auf dem Arbeitsmarkt die Chancen für normalbiographische
Statuspassagen in Familie, Beruf und soziale Sicherung schwinden.
Das Verhältnis zwischen institutionalisiertem Lebenslaufprogramm
und den tatsächlichen Erwerbs- und Familienverläufen ist also zu-
nehmenden Spannungen ausgesetzt, die durch die Betriebe und das
Verwaltungshandeln der staatlichen Instanzen gegenwärtig und in
absehbarer Zukunft eher noch verschärft als abgebaut wird. Sieht
man sich jedoch die Funktionsweisen von Organisationen genauer
an, so kann man mit John Meyer und Richard Scott (1983) feststel-
len, daß die Beziehung zwischen Organisationen und Instanzen ei-
nerseits und dem politischen System und der öffentlichkeit ande-
rerseits durch Rituale und Normalitätsunterstellungen gekenn-
zeichnet ist, die mit den tatsächlichen modus operandi der
jeweiligen Organisation meist wenig zu tun haben.
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Die institutionalisierten Zielvorstellungen und Programme werden
in Strategien und Praktiken umgesetzt; sie stellen rationale und
unpersönliche Vorschriften dar, die unter Beteiligung bürokra-
tisch oder wissenschaftlich legitimierten Sachverstands in Form
von Verfahrensregeln angewendet werden.
Das Handeln von Organisationen und Instanzen wird zusätzlich
durch die Beschäftigung wissenschaftlich ausgebildeter Fachleute
legitimiert: Arbeits- und Betriebspsychologen verantworten die
Personalauslese und klassifizieren Bewerber auf der Basis von
Tests, Schulpsychologen haben eine vergleichbare Aufgabe im wei-
ten Feld der Selektion für Bildungsprozesse, Betriebsärzte lie-
fern Diagnosen, die den institutionellen Erwartungen vor allem
auf der Verfahrensebene entsprechen müssen. Weil aber standardi-
sierte Verfahren im Alltag der Organisation mit technischen Va-
riationen, Anomalien und unterschiedlich gelagerten Fällen kon-
frontiert sind, ergibt sich aus ihrer Einhaltung eher eine
ineffiziente und situationsunangemessene Problembearbeitung.
Organisationen setzen zur Lösung dieser prinzipiellen Inkonsi-
stenz u.a. auf die "Logik des Vertrauens" (vgl. Meyer und Scott
1983). Damit wird auf die Einhaltung der formalen Strukturen ver-
wiesen, auch wenn angesichts praktischer Erwägungen die Anwen-
dung der Vorschriften für ein erfolgreiches Organisationshandeln
variiert. So sind Verwaltungsbeamte angehalten, im Rahmen und
unter Berücksichtigung der institutionalisierten Regelwerke zu
handeln, damit können sie auch ihren Klienten die Anwendung von
Vorschriften als formale Gleichbehandlung glaubwürdig machen.
Den Institutionen kommt die Deutungshoheit zu , ob Lebensverläufe
als normal oder als irregulär zu bewerten sind. Durch Eingriffe
wie Leistungszusage oder -verweigerung, Inaussichtstellen von
Leistungen für den Fall der Einhaltung bestimmter Auflagen,
Streichung von Leistungen bei fehlender Kooperation usw. können
sie ihre Hegemonievorstellungen über normale und abweichende
Lebensverläufe umsetzen.
Die Tätigkeit der Institutionen setzt normative Bewertungen vor-
aus, die oft in Gesetzen oder Verfügungen vorgeformt sind und im
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Ermessensgebrauch konkretisiert werden. Dabei sind Urteile zu
treffen über normale bzw. außergewöhnliche Belastungen, zumutbare
bzw. nicht zumutbare Arbeitsplätze, anrechenbare und nicht anre-
chenbare Tätigkeiten usw. Diese Kategorisierungspraxis ist Aus-
druck der Normalitätsunterstellungen der Institutionen. Soweit
normale Lebenslagen gegeben sind, können Routineentscheidungen
getroffen werden. Routine signalisiert, daß die gängigen Normali-
tätsunterstellungen eingehalten werden. In neuen Situationen, bei
neuen Anforderungen oder innovativem Verhalten sind Experten auf-
gerufen, die Normalitätsgrenzen neu zu bestimmen oder im Sinne
des status quo neu zu begründen. Wie für Behörden gilt auch für
Betriebe: Es gibt übliche Umsetzungen bei Arbeitsplätzen, aber es
gibt auch die Praxis, daß jemand bei Beförderungen übergangen
wird, woran Normalitätsmuster von Aufstiegsverläufen deutlich ge-
macht werden.
Die Normalitätsvorstellungen werden also erkennbar an Routine-
Entscheidungsmustern, aber auch an Inhalten von Beratung, Empfeh-
lungen und an Expertisen. Die Kehrseite des Gleichbehandlungs-
grundsatzes ist die Prägung von normativen Mustern. Durchgesetzt
werden diese Muster durch die auf sie gestützte Entscheidungspra-
xis. In ihnen verwirklichen sich die impliziten Theorien der In-
stitutionen.
Die Deutungsofferten und Zuschreibungen werden allerdings nicht
widerspruchslos von den Adressaten übernommen. Es kommt zu Ab-
weichungen, zu Verweigerungen der Annahme von Leistungen oder der
Erfüllung der an die Vergabe gebundenen Erwartungen. Solche Brü-
che können dazu führen, daß Statuspassagen aufgegeben oder inno-
vatorische Arrangements aufgegriffen werden und zu akzeptablen
(akzeptierten?) Varianten der Normalbiographie hochstilisiert
werden (z.B.Verrechtlichung eheähnlicher Beziehungen, früher
"wilde Ehen" genannt).
Individuelle Reaktionen auf institutionelle Deutungsmuster beste-
hen also keineswegs nur in Akzeptanz und Folgsamkeit, sondern
auch in Abweichung, Innovation oder Ritualismus, also der Nutzung
der Institutionsofferten für eigene Zwecke, ohne die Normalitäts-
vorstellungen zu übernehmen. Insgesamt herrscht also ein prekä-
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res, keineswegs unkritisches Verhältnis zwischen Institution und
Individuum.
Die durch "Grauzonen des Arbeitsmarkts", Arbeitslosigkeit und
Leistungsminderung entstehenden Risikolagen fallen zunehmend in
den Zuständigkeitsbereich der staatlichen Arbeitsmarkt- und So-
zialpolitik: Arbeitsamt und Sozialbehörden, Bildungs- und Weiter-
blldungseinrichtungen bekommen an den Schaltstellen zwischen Ar-
beitsmarkt und Sozialsicherungssystem bei der Steuerung, Kompen-
sation und Umverteilung von sozialen Risiken immer mehr Aufgaben
zugewiesen, obwohl sie sich gleichzeitig wachsenden Legitimitäts-
defiziten gegenüber sehen. Ihre Handlungsmöglichkeiten auf der
Basis institutionalisierter Regelsysteme, wie das AFG und BSHG,
sind begrenzt, weil die Ressourcen knapp und Eingriffsmöglichkei-
ten in die Arbeitspolitik der Betriebe fehlen; es bleibt die Kom-
pensation von als vorübergehend definierten Krisen und kritischen
Lebenssituationen. Durch die Teilzuständigkeit von Instanzen für
verschiedene Risikolagen und die bestehenden Austausch- und Ab-
hängigkeitsbeziehungen zwischen ihnen steigt jedoch ihr Steue-
rungs- und Kontrollpotential gegenüber unkonventionellen Hand-
lungsoptionen und eigenständiger Sequenzierung von Lebensver-
läufen von Individuen, die sich in sozialen Risikolagen befinden
(vgl. Scharpf 1983).
Oie Politik der Institutionen des Arbeitsmarkts, der Betriebe,
der Berufsausbildung und der sozialstaatlichen Sicherung hat bei
der Koordination zwischen Familien- und Erwerbsverläufen, eine
zentrale Stellung. Inwieweit sie dabei auf Normalitätsunterstel-
lungen beharrt und danach Lebensverläufe beurteilt, die in eige-
ner Regie entstanden sind, diese umsteuert, reglementiert oder
korrigiert und welche ergänzenden Statuspassagen sie einrichtet,
welche Ressourcen und Spielräume sie für Statusübergänge zur Ver-
fügung stellt, sind Fragerichtungen, die von den einigen Teilpro-
jekten aufgegriffen werden. Für die Forschungsfragen des Sfb wird
damit auch zum Thema, inwieweit es betrieblichen Organisationen
und staatlichen Instanzen gelingt, soziale Konflikte dadurch zu
entschärfen, da~ sie ihre operativen Regelungen umbauen und ma-
teriell sowie symbolisch abgesicherte Handlungsspielräume für die
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Stabilisierung prekärer Statuspassagen und für die Entwicklung
von Varianten der Normalbiographien eröffnen.
Methodische Leitlinien
Das Forschungsprogramm des Sfb geht davon aus, da~ seine Frage-
stellungen nur dann erfolgversprechend untersucht werden können,
wenn theoretische und methodische Arbeitsschritte der mikrosozio-
logischen und makrosoziologischen Analyse und Empirie aufeinander
bezogen werden. Hierfür bestehen durch den konzeptionellen
Bezugsrahmen. der die Strukturanalyse mit der institutionellen
Dimension und der individuellen Handlungsebene zu verbinden sucht
und durch die interdisziplinäre Ausrichtung der Antragsteller gu-
te Voraussetzungen.
Das Forschungsprogramm versucht, einem Verständnis von interdis-
ziplinärer Forschung gerecht zu werden. das die analytisch-metho-
dische Arbeitsteilung zwischen der Strukturanalyse gesellschaft-
licher Verhältnisse und der Interpretation sozialer Erfahrungsmu-
ster überwinden will. Die Gegenstandsbereiche des Forschungspro-
gramms sind so gewählt. da~ es möglich wird, die Sicht- und Hand-
lungsweisen von Individuen auf die Spielräume zu beziehen. die
sich aus den strukturellen Bedingungen vor allem des Arbeits-
markts für das Absolvieren von Statuspassagen ergeben. Bezugs-
punkt für die Auswahl von Individuen und Institutionen sind spe-
zifische Risikolagen, die bei den Obergängen zwischen den ver-
schiedenen Lebensbereichen und -abschnitten entstehen. Dabei neh-
men wir an, daß die Individuen bei der Gestaltung ihrer Status-
passagen eine entscheidende Rolle spielen: Sie verfügen über kom-
plexe Fähigkeiten zur Koordination der Kontextbedingungen ihres
Handeins. Struktur- und Institutionenanalysen können nur in me-
thodischer Abstraktion von diesen Fähigkeiten absehen und bleiben
auf die Dokumentation von Regelsystemen und Verfahrensmodalitäten
beschränkt. Aussagen über das Handeln von Individuen in Status-
passagen und über institutionelle Normen und Praktiken müssen
sich vielmehr aufeinander beziehen lassen, da der Zwang der
Verhältnisse nicht auf passiv reagierende Individuen einwirkt.
sondern durch ihr aktives Handeln auch institutionell definierte
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Lebenslaufmuster verändert werden können. Bei der Untersuchung
der Bedeutung struktureller Bedingungen für Konstanz und Wandel
von Statuspassagen und die Organisation der Lebensverläufe durch
die Individuen ist es unerläßlich, den Entscheidungsproblemen.
Wissensbeständen und Selbstdeutungen der Akteure einen hohen
Stellenwert einzuräumen.
Die Erforschung von "Erwerbsbiographien" und "Familienzyklen" ist
in den letzten Jahren durch repräsentative Kohortenuntersuchungen
(vgl. Sfb 3 "Mikroanalytische Grundlagen der Gesellschaftspoli-
tik") und durch biographische Fallstudien (vgl. Brose 19~6) vor-
angetrieben worden. Die Bedeutung von Institutionen bei der Nor-
mierung und Steuerung von Lebensläufen wird bei beiden For-
schungseinrichtungen unterstellt, aber nicht auf den Vermitt-
lungsebenen der Normalitätsunterstellungen bzw. Normalbiographien
sowie der Statuspassagen untersucht.
Es bietet sich an, das skizzierte Forschungsfeld nicht durch groß
angelegte repräsentative Umfragen abzudecken, sondern es schritt-
weise durch Fallstudien zu erschließen, die sich auf zentrale
Obergänge zwischen Lebensbereichen und deren Organisation in Sta-
tuspassagen beziehen. Dieses Vorgehen ermöglicht zunächst
begrenzte Generalisierungen, da die Ergebnisse nur eingeschränkt
auf Gesamtpopulationen übertragbar sind. Die Vorteile des
methodischen Vorgehens liegen jedoch darin, daß erwerbs- und
familienbezogene Statuspassagen, die Verteilung von Handlungsop-
tionen durch den Arbeitsmarkt, die Steuerungsprozesse von Lebens-
verläufen durch die Institutionen des Sozialstaats und die Per-
spektiven sowie Handlungsweisen der Individuen in ihrem Wechsel-
verhältnis in einer feinkörnigen Perspektive untersucht werden
können. Angemessene Erklärungen dieser Zusammenhänge können nicht
nur aus der Analyse gesamtgesellschaftlicher Strukturen und Le-
benslaufmuster entwickelt werden, sie müssen vielmehr auf der
Ebene der Handlungsstrategien, Entscheidungsprozesse und Hand-
lungsbegründungen von Individuen im Kontext ungleich verteilter
Ressourcen und institutioneller Normierungen ansetzen.
Daraus ergibt sich, ~aß für d~e Teilprojekte konstitutive metho-
dische Prinzip von Studien mit begrenzten Fallzahlen, die sich
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entweder auf die Individuen richten, die Statuspassagen durchlau-
fen oder auf Institutionen, die diese kontrollieren. Die Teilpro-
jekte sind überwiegend als retrospektive und/oder prospektive
Längsschnittuntersuchungen angelegt. Die Themen sind so ausge-
wählt, daß das Verhältnis von institutioneller Steuerung und in-
dividueller Handlung in Statuspassagen vor dem Hintergrund sozia-
ler Risikolagen sichtbar gemacht werden kann. Dabei soll vorn
Prinzip der "maximalen Variation der Perspektiven" ( Gerhard
Kleining 1982) ausgegangen werden, die Untersuchungseinheiten
werden also so ausgewählt, daß sie ein möglichst großes Spektrum
an sozialen Erfahrungen und Handlungsbedingungen repräsentieren.
Auf der Grundlage von Primärerhebungen und Sekundäranalysen wer-
den die Strukturen, die quantitative Bedeutung und Veränderungen
von Statuspassagen zum Ausgangspunkt der gezielten Auswahl von
Fallgruppen. Dieses Prinzip wird entweder durch Regionalverglei-
che, Vergleiche von Prosperitäts- und Krisenphase oder durch Ver-
gleiche von Berufsfeldern bzw. Arbeitsmarktsegmenten konkreti-
siert. Die Normalitätskonzeptionen in den Institutionen, die für
die Steuerung und Kompensation von Risikolagen im Erwerbs- und
Familienleben von Bedeutung sind und zur Einleitung von Status-
passagen führen, werden auf der Basis von Dokumentenanalyse und
Expertenurteilen rekonstruiert.
Die vorliegenden Umfragen zu lebensgeschichtlichen Ereignissen
und Verläufen können Zusammenhänge zwischen Veränderungen der
Chancenstruktur, den institutionellen Praktiken und Lebensverläu-
fen erfassen, nicht aber das Verhältnis von Kontinuitätserwartun-
gen, Risikoerfahrungen und Kontinuitätsbrüchen und den Handlungs-
konsequenzen der Individuen. Die Erforschung von Lebensverläufen
auf der Ebene von Obergängen und Statuspassagen verlangt daher
eine Mischung quantitativ ausgerichteter Struktur- und Institu-
tionsanalysen und themenzentrierter, qualitativer Untersuchungen
von Fallgruppen, die auf der Basis der Strukturanalysen ausge-
wählt werden. Die auf Entscheidungsprozesse und Interpretationen
der Akteure gerichtete Lebensverlaufforschung soll durch die Be-
zugnahme auf Risikolagen und die institutionelle Steuerung von
Statuspassagen gesellschaftstheoretisch eingebunden werden.
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Bntwicklungslinien des Forschungsprogramms
In der ersten Förderungsphase soll einmal untersucht werden, ob
die sich ausbreitenden und kumulierenden Risikolagen sowie län-
gerfristig wirkenden Prozesse der Destandardisierung von Lebens-
verläufen durch das Handeln von Institutionen eher verstärkt oder
begrenzt werden. Zum anderen wird gefragt, inwieweit durch verän-
derte Lebensentwürfe und gestiegene Ansprüche an die Gestaltung
von Statuspassagen Lebensläufe entstehen, die Erwerbstätigkeit,
Privatleben und Bildungsprozesse flexibler als bisher aufeinander
abstimmen.
'Die vier Projektbereiche werden durch den Bezug auf zentrale
Obergänge und Statuspassagen im Lebenslauf strukturiert:
Obergänge vom Ausbildungs- ins Erwerbsleben,
Statuspassagen zwischen Reproduktions- und Erwerbsarbeit,
statuspassagen innerhalb der Erwerbsarbeit
Obergänge zwischen Erwerbssystem und sozialer Sicherung.
Ausgehend von der Strukturierung des Lebensverlaufs durch Status-
passagen sind für die Fragestellung der Teilprojekte zwei
Gesichts-punkte konstitutiv:
Einmal soll die Entstehung, Durchsetzung und Modifizierung der
Normalitätsu~terstellungenvon Institutionen in Arbeit, Ausbil-
dung, Sozialpolitik und Familie, vor allem die Art und Weise un-
tersucht werden, in der institutionelle Regulierungsmechanismen
in soziale Risikolagen eingreifen und Lebensverläufe steuern. Bei
welchen Risikolagen und Statuspassagen intervenieren Institutio-
nen, mit welchen Verfahren und Begründungen; wann werden Varian-
ten von Normalbiographien als Abweichungen betrachtet und durch
welche Maßnahmen werden Prozesse der Re-Normalisierung unternom-
men.
Zum anderen werden Lebensvorstellungen, Handlungsorientierungen
und Handlungsstrategien von Individuen und sozialen Gruppen beim
Durchlaufen und Absolvieren von Statuspassagen untersucht, die im
Einzugsbereich institutionalisierter Normalitätsunterstellungen
liegen. Wie wirken sich etwa die Erfahrungen mit den Kontroll-,
Steuerungs- und Beratungspraktiken der Institutionen auf die
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Handlungsoptionen und Lebensentwürfe der Individuen aus, welche
Vorstellungen über die Abfolge und Vereinbarkeit von Handlungsan-
forderungen stellen sie institutionalisierten Lebenslaufschemata
entgegen?
Aus diesen beiden grundlegenden Perspektiven soll das Verhältnis
zwischen Institutionen und Lebenslauf jeweils durch einen metho-
dischen Perspektivenwechsel untersucht werden.
Dem Forschungsprogramm liegt als Entwicklungsannahme zugrunde,
daß mit dem Ende der Prosperitätsphase auch eine Veränderung der
Statuspassagen und eine Ausdifferenzierung von Risikolagen ein-
hergeht. Es befindet sich mit dieser Periodisierung in Einklang
mit Untersuchungen, die auf das institutionell-juristische Bild
der Normalität abheben und auf den außergewöhnlichen Charakter
der Wirtschaftswunderjahre hinweisen. Die Annahme, daß ein Bruch
in der bundesrepublikanischen Nachkriegsentwicklungn vorliegt.
geht in die Einzelprojekte ein, ist aber noch keine zentrale Fra-
gestellung derselben. Aus heuristischen und pragmatischen Gründen
bezieht sich die erste Projektphase auf den Umschwung seit den
70er Jahren.
In einer zweiten Projektgeneration ist diese Grundannahme aber
selbst zur Diskussion und Disposition zu stellen. Dies kann in
Hinblick auf die "Prosperitätsphase" und die sich abzeichnenden
Veränderungen in den Lebensmustern der gOer Jahre in dreierlei
Hinsicht erfolgen: Einmal wären die von den Institutionen vorge-
nommenen Zuschreibungen von normalen Statuspassagen auf Kontinui-
tät und Wandel zu untersuchen: Fand mit den wirtschaftlichen und
politischen Veränderungen z.B. im Zuge der sozial-liberalen Koa-
lition ein Wandel in der institutionellen Festlegung von Schul-,
Ausbildungs-. Berufs- und Alterskarrieren statt und wie ist die-
ser zu charakterisieren? Weiterhin wären Einzelbiographien und
Kollektivlebensläufe daraufhin zu befragen. inwiefern sie die in-
stitutionell-juristischen Vorgaben akzeptierten. diese veränder-
ten oder gar verwarfen. Schließlich sind Ausbildungsverläufe und
Berufskarrieren zu vergleichen und für einzelne Berufs- und Sozi-
algruppen zu bestimmen, ob die Statuspassagen eher konvergierten
oder divergierten, ob eher von einer sich herausbildenden Normal-
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biographie oder von verschiedenen Lebensverlaufmustern gesprochen
werden kann, die dann in ihrer inneren Ablaufdynamik zu bestimmen
wären. Dieses Vorgehen bietet sich auch deshalb an, weil der For-
schungsstand zu diesem Fragenkomplex der Interaktion von institu-
tionellen Veränderungen, beruflichen und sczialen Karrieren sowie
Handlungsstrategien der Individuen bislang unzureichend ist.
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6 7 7a 8 9
A Obergänge vom Ausbildungs- in das Erwerbssystem
A 1 Statuspassagen Berufliche Heinz
in die Erwerbs- Sozialisation
tätigkeit
A 2 Veränderungen im Berufsbildungs- Drechsel
Berufsbildungs- forschung
system
A 3 Selektionspro- Rechtssoziologie Schumann
zesse
B Statuspassagen zwischen Reproduktions- und Erwerbsar-
beit
B 1 Statussequenzen Berufsbildungs- Krüger
forschung
B 2 Lebensplanung Arbeitsmarkt- Geissler
junger Frauen forschung
B 3 Unvollendete Arbeitmarkt- Rabe-Kleberg
Statuspassagen und Berufs-
forschung








Statuspassagen innerhalb der Erwerbsarbeit
Regulierung Sozial- Müller
durch Experten politik
Erosion tradi- Arbeitsmarkt- Osterland




Abstiegs- und Sozial- Behrens
AUffangkarrieren politik
Obergänge zwischen Erwerbssystem und sozialer Sicherung
D 1 Normalisierung Sozialmedizin Milles
durch Gutachter-
medizin
D 2 Altersbilder Sozial- Haupt
und Altersgren- politik
zen







1.5 Bedeutung des Sonderforschungsbereichs fßr die betei-
ligten Institutionen
Die Vorbereitung des beantragten Sfb konnte auf die Kooperation
zwischen Forschungsgruppen zurückgreifen, die seit mehreren
Jahren unter anderem durch zentrale Forschungsmittel der Univer-
sität Bremen gefördert wurden. Es handelt sich dabei um interdis-
ziplinär zusammengesetzte sozialwissenschaftliehe Forschungs-
schwerpunkte. Die Kooperationserfahrungen und die fachübergrei-
fende Ausrichtung der beteiligten Wissenschaftler hat die For-
mulierung eines gemeinsamen Bezugsrahmens für das Forschungs-
programm des Sfb erleichtert.
Mit dem Sfb "Statuspassagen und Risikolagen im Lebensverlauf"
wird es möglich, die bisher verfolgten Ansätze der Berufsbil-
dungs-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitikforschung zu koordinieren
und auf eine zentrale gemeinsame Fragestellung zu beziehen. Durch
die Einrichtung des ersten Sonderforschungsbereichs an der Uni-
versität Bremen würde die bisherige Forschungsarbeit der betei-
ligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in verschiedenen
Bereichen gesellschaftspolitisch relevanter Grundlagenforschung
nicht nur fachwissenschaftliehe Anerkennung erfahren, sie würde
auch die Konsolidierung und längerfristige Weiterführung dieser
Arbeiten ermöglichen. Für die Kooperation der Wissenschaftler und
Wissenschaftlerinnen verschiedener Fachrichtungen ergeben sich
mit einem Sfb Kontinuitätsperspektiven, die nicht nur durch die
gemeinsame Fragestellung und die sozialwissenschaftliche Empirie,
sondern vor allem durch die komplementär aufeinander bezogenen
Untersuchungsfelder entstehen.
Die auf verschiedene Obergänge im Lebensverlauf bezogenen Ansätze
aus der Sozialpsychologie, Berufsbildungsforschung, Arbeitsmarkt-
und Berufssoziologie, Medizinsoziologie, Rechtssoziologie, Sozi-
algeschichte und Sozialpolitik ermöglichen im Rahmen des For-
schungsprogramms eine beträchtliche Ausweitung der bislang in den
beteiligten fünf Fachbereichen in Forschung und Lehre verfolgten
ThemensteIlungen.
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Auch fü~ die universitäre Ausbildung und die Weiterbildung in den
Fachbereichen ergeben sich wichtige Impulse durch fachübergrei-
fende Seminare und Kolloquien, die theoretische Fortschritte und
empirische Ergebnisse aus den Projekten gleichsam aus erster Hand
an die interessierte inner- und außeruniversitäre öffentlichkeit.
vermitteln können.
Durch die Beteiligung der Mitarbeiter des Sfb an den Lehrveran-
staltungen in unterschiedlichen Studiengängen wird überdies das
Forschungsprogramm für die Ausbildung- insbesondere für fortge-
schrittene Studenten - an Bedeutung gewinnen. Durch die Bearbei-
tung von Diplom- und Examensarbeiten und Dissertationen in den
Themenfeldern des Sfb wird nicht nur die Qualifizierung VOd
Studenten und wissenschaftlichem Nachwuchs in einem fächerüber-
greifenden Forschungszusammenhang gefördert, sondern auch das
Problembewußtsein un~ die methodische Kompetenz bei der Bearbei-
tung institutioneller bzw. subjektorientierter Untersuchungen
erweitert und vertieft. Für die Ausbildung von Sozialwissen-
schaftlern ergeben sich dadurch unschätzbare Vorteile hinsicht-
lich praktischer Erfahrungen mit verschiedenen Verfahren der
empirischen Sozialforschung, wie sie durch die Mitarbeit an
Forschungsprojekten vermittelt wird.
Die Einrichtung eines Sfb erweitert schließlich die an der
Universität Bremen vorhandenen Möglichkeiten der Doktorandenför-
derung für Sozialwissenchaftler. Es ist beabsichtigt, in Bezug
auf die Thematik des Sfb ein Doktorandenstudium über jeweils drei
~ahre (vgl.l.62) aus universitären Mitteln zu beantragen.
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1.61 Verzeichnis der laufenden Dissertationen auf dem Gebiet
des Forschungsprogramms (nach Projektbereichen)
Projektbereich A:
1. Ausbildungsperspektiven und Arbeitsmarkt: Eine vergleichende
Untersuchung von Ausbildungsabbrechern, Jungarbeitern und
Auszubildenden (Dorothea Grieger)
2. Arbeit und Persönlichkeitsentwicklung im Jugendalter: Ein
theoretischer Versuch über ein vernachlässigtes Problem (Peter
Kupka)
3. Körperbehinderte Jugendliche zwischen Berufsbildung und
drohender Erwerbslosigkeit (Michael Tillmann)
4. Männliche und weibliche Selbstkonzepte in Modellversuchen zur
"öffnung gewerblich-technischer Berufe für Mädchen" unter
besonderer Berücksichtigung der Ausbildung im Kfz-Handwerk (Ilse
Schütte)
5. Die 1970 Geborenen im Zweiten Bildungsweg: Vor besetzten
Stühlen (Ingrid Meyer)
Projektbereich B:
1. Handwerkerinnen in "Männerberufen" Zu Veränderungen im
Selbstkonzept von Frauen in Umschulungsmaßnahmen (Elfi Witten)
2. Frauen in verschiedenen Familienphasen und ihre Einbindung in
"soziale Netze" (Verena Mayr-Kleffel)
3. Zur Politik geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung. Wechselbe-
ziehungen zwischen Familien- und Sozialpolitik in ihren Auswir-
kungen auf die Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben (Marianne Weg)









Industriearbeitern mit der Ansiedlung von
Untersuchung in der Unterelbe-Region (Roland
2. Berufsverläufe nach Betriebsstillegungen (Johann Gerdes)
3. Arbeit, Technik und Umwelt aus der Sicht von Industriearbei-
tern (Günter Warsewa)
4. Der Wandel regionaler Arbeitsmarktstrukturen als Folge der
Schließung einer Großwerft (Gabriele Werner)
5. Befristete Arbeitsverhältnisse und Teilzeit-Arbeit bei der
Bundespost (Gabriele Lange - Jurist. Staatsexamensarbeit)
6. Weibliche Lebensläufe in sozialpädagogischen Berufen (Brigitte
Frauenknecht)
7. Jungarbeiterinnen zwischen Selbstbehauptung und Zerstörung
(Renate Haack-Wegner)
8. Bedienung. Zur Arbeitssituation und zum Selbstverständnis von
Frauen im Gastgewerbe, speziell im Service-Bereich (Anneliese
Durst)
Projektbereich D
1. Gesundheits- und Arbeitsbedingungen von Industriearbeiterinnen
in Textilgroßbetrieben der Bremer Region (1880-1914) (Marlene
Ellerkamp)
2. Sozialpolitische Weichenstellungen im Nachkriegsdeutschland
(Michael Heisig)
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3. Kommunale Sozialpolitik und nationalsozialistische Volkswohl-
fahrt (Eckard Hansen)
(Die folgenden Dissertationen werden bei der Medizinischen
Fakultät der Universität Frankfurt eingereicht, wo Prof.R.Müller
prüfungsberechtigt ist.)
4. Vom Einfluß der Chemie in der Soziogenese des Berufskrankhei-
tenkonzepts (Christian Rothe)
5. Die Begründung eines spezifischen Frauenarbeitsschutzes durch
die Gewerbehygiene (1873 - 1927) (Birgit Schmitz)
6. Arbeitsbedingte Erkrankungen im Polygraphischen Gewerbe. Eine
arbeitsmedizinische Studie in historischer Sicht (Karsten Krause)
7. Gew~rbehygienische Probleme in der Wahrnehmung der Inneren
Medizin (Thomas Lehnen)




An der Universität Bremen besteht seit vier Jahren ein Stipendi-
enprogramm zur Förderung von Doktoranden für maximal drei Jahre.
Die Stipendiaten werden auf der Basis begutachteter Promotionsan-
träge und eines von einer Gruppe betreuender Professoren ent-
wickelten Studienprogramms von der universitären Forschungskom-
mission, die auch für die Nachwuchsförderung zuständig ist,
ausgewählt. Einer Stipendiatengruppe gehören bis zu sieben
Doktoranden an, die an Forschungsthemen mit fachwissenschaftli-
cher Vertiefung oder interdisziplinärer Ausrichtung arbeiten.
Das Stipendienprogramm muß von den betreuenden Professoren für
mehrere Semester geplant werden; die Stipendiaten sind verpflich-
tet. an zwei Seminaren bzw. Kolloquien pro Woche teilzunehmen.




Sfb, die neben ihrer Mitwirkung an einem
ihre Promotion vorbereiten, ist die
intensiven Form der Nachwuchsförderung
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1.8 Obersicht über die Arbeiten auf dem Forschungsgebiet



























Oberblick über die beantragte F5rderung
des Sonderforschungsbereichs
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2.1 Zusammenstellung der dem Sonder!orschungsbereich bis
einschließlich 1987 aus der Grundausstattung (GA) und
der Irginzungsausstattung (lA) zur Verfügung gestellten
Mittel sowie der für die Haushalte 1988/1989/1990/1991
beantragten Mittel der Irginzungsausstattung
Anmerkung zur Obersicht 2.1
Die Personalkosten der Grundausstattung wurden berech-
net, indem die in Tabelle 2.2 aufgeführten Personal-
steIlen mit den Richtsätzen der DFG multipliziert
wurden.
Die Kosten für Sächliche Verwaltungsausgaben der
Grundausstattung wurden errechnet, indem die von den
Teilprojektleitern jeweils angegebenen Beträge summiert
wurden.
Obersicht zu 2.1
(Beträge in DM 1.000)
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Haushalts- GA Hochschule GA E:' EA Ijahr PT< sv r gesar.lt pr- sv I gesa:nt\
14 15 16 17 ~3 24 25 26 27 I
I
1968-87 16,7 16,7 I ,
I
1988 584,6 22,3 24,9 631,8 978,9 88,6 49,7 1117,2 I
(vgl.2.8) I1989 1169,2 44,6
- 1213,S 2021,0 247,8 19,0 2287,9 I










2 Zahl der aus der Grundausstattung im Haushaltsjahr 1938 für die jetzt beantragten
Projekte zur Verfügung stehenden PersonalsteIlen (beteiligte Hochschulen und son-
stige beteiligte Forschungseinrichtungen)
- Aufschlüsselung der Gesamtarbeitszeit, die dem Sonderforschungsbereich zur




bis zu Su_e d, beteiligten
__!Q ~Q ~Q 1Q ~p~~~:~! ~i~!~~~i~~~
: 2B: 29 : 30 : 31: 32 : 33:
I ~----~-----~-----~----------~----------~I • t I' I I
i 1 i 4 i i : 90 : 5 i
I I I • I I ,
: 2 : 2: : : 60 : lj. :
, I I • I • ,
1 • I • I I I
• • • I' I II • • I I I I
Cl! ! ! !! ! !
--.._-------------------------~-----~-----~-----~-----~-----------~----------~


















BAT Ib 1 5 220 6
BAT IIa 2 2 120 lj.
wissensch .Hilfskräfte I 3 60 3
·~!~~~~!~~i!f~~~!f!~ ~-----{--5--,-----,-----1__~a • -2 ~
:~i~~~~~~~~~ ~-----{~~--~-----~-~--~--5JJ-Q-----1---jl8-----1
I • • I' I· ,
, I • I I I ,~~~~-------------------------~--;S--1~-(--J-----1-~--1--§~Q-----1---~-----l
I








BAT VII : 9 90 9
q~!-~!!!-:-~-----------------~-----t-----t-----,-----,-----------1-----------.
• , • I I I I
Z . I a I "1 I I I j"1" • 01. •-~l~~~~~~~~----------------~--.--t-~---t-----t-----t- -~~------1---U.-.----1
• • • I I • I
• I • I • I I •
d) ~~~~l~~~----------------------~-----t-----t-----t-----t-----------t-----~----1I • I I I • •








2.2 Zahl der aus der Grundausstattunq im Haushaltsjahr 1939 für die jetzt beantragten
Projekte zur Verfügung stehenden PersonlIstelIen (beteiligte Hochschulen und son-
stige beteiligte Forschungseinrichtungen)
- Aufschlüsselung der Gesamtarbeitszeit, die de. Sonderforschungsbereich zur














bis zu Su.-e d. beteiligten
-_!2 ~2 ~2 !2 ~P~g!:~! ~i~!~~i~~~
: 28 : 29 : 30 : 31: 32 : 33:
I __ • __~----~----~----~----------~----------~, . . .. . .
i 1 i 4! : i 90 i 5 :
• • • " I •:2:2::: 60: 4-:
I I • •• • •
· . . " . ., , • • t I I
• I • I. I •l! ! ! !! ! !--··----------- ~ 4 ~ ~ ~ ~ ~
: 3 : 6: : I 150 : 9 :~~!~~~~~~~~~------- t ~ J J J l. ~
• • I I I
• •• I
• • I' I
· '" .











wissensch.Hilfskräfte I 3 ! 60 3 I
~~~~~~~~~ilf~~~!f~~-----------~-----,-~--,-----1-----1--~Q-----,----~-----~
~~!~~~~~~~~~-----------------~-----i-11--1-----1-~--1--5-o-Q-----1---~-----1
I • I ,. I •





· , ,I • ,
I I I
• I ,I I •
I • I
I I ,
: : 1 :
I I I
BAT Vll : 9:: 90 9
• • I •~~!-~!!!-:-!-----------------~-----t-----t-----t-----i-----------1-----------,
I • I • I I •
Z . I a '01 I , I 0101 'Q '~ ,.~l~E~~~~~~----------------J,---~--t-A---t-----t-----t-~-~ ------1--- ------1
• • I I I : •
d) ~~~~!~~~--------.-.-----------~-----t-.---i-----i-----i-----------i-------...--i
• I I •• • •












2 Zahl der aus der Grundausstattunq im HaushaltsJahr 19.90 für die jetzt beantragten
Projekte zur VerfUgung stehenden PersonalsteIlen (beteiligte Hochschulen und son-
stige beteiligte Forschungseinrichtungen)
- Aufschlüsselung der Gesamtarbeitszeit, die dem Sonderforschungsbereich zur










bis zu Su...e d , beteiligten
__!~ ~~ ~~ ~~ ~P~~~:~! ~i!!r~~i!~r
: 28: 29 : 30 : 31: 32 : 33:
·- 4- 4 ~__ - __~ ~----------~
, • I I' • t
: 1 : 4: i i 90 : 5 i
I • I • I I I
:2:2: :: 60: 4:
, I t I I • •
I , I I I I ,
I , I •• • •
l; ; ; !; ! !
--_._-------------------------~-----~-----~-----~-----~-----------~----------~
. : 3 : 6: : : 150 : 9 :~~!~~~~~~~~~~ L ~_..__ ~ ~ ~ ~ ~
I I I I







BAT Ib 1 5 220 ,6
BAT IIa 2 2 120 4
wissensch .Hit tskräfte 3 I 60 3
~!~~~~!~~i!!~~r!!!~-----------~-----,-.5--1-----1---.-1__~a , .5 ~
:~i~~~~~~~~~-----------------~-----i~~--·!-----1-~--1-.59-Q-----1---:u6-----1
I I • I I I I
I I I I I I I~~~~----- ~--2--i~c--l-----l-~--1--~~~-----1---~-----j
I ,
c ) 3AT Va/b: :
I I




BAT VII : 9 90 ,,9
~~!-y!!!-:-!----------------·~-----t-----t-----t·----i-----------i----------- ,
• I • I I I •Z · h • a I" I , I j'" ',,_ ,-~!~~-~~~~~-------·--------~--~--t-~---t-----t-----t- -~Q------f---~--____1
· , , .. . .
d) A b . I • , I I , ,-~-~!!~~----------·-----------~-----.-----t-----t-----t-----------t-----~----1
• • • I I • •
I • • I : I I •
nsgesallt :.1~ZI=~~sz=a:=••===~.1•.!.l~ L..3?:
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2.2 Zahl der aus der Grundausstattung iM Haushaltsjahr 1991 für die jetzt beantragten
Projekte zur VerfUgung stehenden PersonalsteIlen (betelligte Hochschulen und son-
stige beteiligte Forschungseinrichtungen)
- Aufschlüsselung der Gesamtarbeitszeit, die dem Sonderforschungsbereich zur








bis zu Su.e d. beteiligten
__!~ ?~ ~~ ~~ §p~?~:~! ~i!!r~~i!~r
: 2B : 29 : 30 : 31: 32 : 33:·-- ~ 4 4- ~ ~- ~
, I • •• • ,
: 1 : 4-: : : 90 : 5 :
, • • ., I I
I , I I. • ,
:2:2: : : 60: 4:
• • t I t I II I I ., I ,
I I • I I
• I I " I •Cl! ! ! !! ! !
---·----------------------- • ~ 4 ~- ~ ~ ~
. : 3 : 6: : : 150 : 9 :~~!~~~~~~~~~~ t ~ J J J J J
I • • • I
f • I .,
I t • I f
I , I I I
, , • I I
• f I .
I , t I
I I "




• I II I I
· ..
: 5 220 : 6 :
I "
: 2 120 : 4 :
· "wissensch.Hi Ifskräfte I 3 : 60: 3 :
• t "~!~~~~!~~!lf~~r~f!~___________ _ 1..5__1 ~__~o J,----.5-----J,
I I , • •
~~!~~~~~~~~~-----------------~-----i-1!--i··----1-~--1--2-~Q-----1----1.6-----1
I I I I' , I









c ) 3AT Va/b
BAT Vc
BAT VIa
BAT VIb 1 20 1
BAT VII 9 90 9
~~I-~!!!-:-!-----------------~-----t-----t-----t-----t-----------,----------~t , • I. I •
Z · h I a I 01 I , I 0101. I 01. •-~!~5-~~~~~----------------~--~--t-J---t-----t-----t-~-~Q------t---~------f
t t , " I •) A . I I I " • I
d -r~~!~~~----------------------r-----t-----t-----t-----t-----------t-----~____i
I • , " I •




2.4 Anzahl der Mitarbeiter, für die Personalmittel aus der Erginzungsaus-
stattung beantragt werden
für das Haushaltsjahr 1988
Teil IIa IIa/2 SHK Summe Vb VII Summe Insge-
proj. WH Hitarb. samt
56 61 61a 63 64 68 72 74 7b
A 1 1 1 1 3 3
A 2 1 - 1 2 2
A 3 1 1 - 2 2
B 1 1 - 2/3 1 2/3 1 :l/3
B 2 1 - - 1 1
B 3 1 1 - 2 2
B 4 2 - 1 3 3
C 1 1 - 1 2 2
C 2 1 2 2/3 3 2/3 3 2/3
C 3 2 - - 2 2
C 4 2 2 1 5 5
D 1 1 1 1 3 3
D 2 1 1 - 2 2
D 3 2 1 1 4 4
Z 1 3,5 4,5
Insge-
samt 18 10 8 1/3 36 1/3 1 3,5 41
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2.4 Anzahl der Mitarbeiter, fnr die Personalmittel aus der Brglnzungsaus-
stattung beantragt werden
fnr das Haushaltsjahr 1989
Teil 11a IIa/2 SHK Summe Vb VII Summe 1nsge-
proj. WM Mitarb. samt
56 61 61a 63 64 68 72 74 76
A 1 1 1 1 3 3
A 2 1 - 1 2 2
A 3 1 1 4 6 6
B 1 1 - 2/3 1 2/3 1 2/3
B 2 1 - - 1 1
B 3 1 1 - 2 2
B 4 2 - 1 3 3
C 1 1 - 1 2 2
C 2 1 2 2/3 3 2/3 3 2/3
C 3 2 - - 2 2
C 4 2 2 1 5 5
0 1 1 1 1 3 3
0 2 1 1 - 2 2
0 3 2 1 1 4 4
Z 1 3,5 4,5
Insge- 12
samt 18 10 1/3 40 1/3 1 3,5 45
Verän-
derg. +4 +4 +4
gg.88
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2.4 Anzahl der Mitarbeiter, für die Personalmittel aus der Erginzungsaus-
stattung beantragt werden
für das Haushaltsjahr 1990
Teil IIa IIa/2 SHK Summe Vb VII Summe Insge-
proj. WM Mitarb. samt
56 61 61a 63 64 68 72 74 76
A 1 1 1 1 3 3
A 2 1 - 1 2 2
A 3 1 1 4 6 6
B 1 1 - 2/3 1 2/3 1 2/3
B 2 1 - - 1 1
B 3 1 1 1 3 3
B 4 2 - 1 3 3
c 1 1 - 1 2 2
c 2 1 2 2/3 3 2/3 3 2/3
C 3 2 - - 2 2
C 4 2 2 1 5 5
D 1 1 1 1 3 3
D 2 1 1 - 2 2
D 3 2 1 1 4 4
Z 1 3,5 4,5
Insge- 13
samt 18 10 1/3 41 1/3 1 3,5 46
Verän-
derg. +1 +1 +1
gg.89
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2.4 Anzahl der Mitarbeiter, für die Personalmittel aus der Brginzungs-
ausstattung beantragt werden
für das Haushaltsjahr 1991
Teil 11a IIa/2 SHK Summe Vb VII Summe 1nsge-
proj. WM Mitarb. samt
56 61 61a 63 64 68 72 74 76
A 1 1 1 1 3 3
A 2 1 - 1 2 2
·A 3 1 1 4 6 6
B 1 1
- 213 1 213 1 2/3
B 2 1 - - 1 1
B 3 1 1 - 2 2
B ·4 2 - 1 3 3
C 1 1 - 1 2 2
C 2 1 2 213 3 2/3 3 2/3
C 3 2 - - 2 2
C 4 2 2 1 5 5
D 1 1 1 1 3 3
D 2 1 1 - 2 2
D 3 2 1 1 4 4
Z 1 3,5 4,5
1nsge- 12







für das Haushaltsjahr 1988
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beantragte Sondermittel für Sächliche
Teil Geräte Ver- Reise- Bücher/ Druck Verviel Sonsti- Insgesamt
pro- brauch mittel ZS fält. ges
jekt 515 522 527 512 531a 531b 547
A 1 3000 750 - 1000 - 1000 - 5750
A 2 2000 500 400 600 - - - 3500
A 3 4000 500 1000 - - 1000 - 6500
B 1 - 900 2750 - - 200 - 3850
B 2
-
500 1135 - - 450 1900 3985
B 3 - - - - - 500 5200 5700
B 4 - 1000 800 - - 1000 3800 6600
C 1 - - 640 - - 150 - 790
c 2 1258 - 4972 - - 600 - 6830
C 3 - 2000 5538 - - 500 - 8038
C 4 - 850 2797 650 - 750 4200 9247
D 1 - 500 792 250 - 1500 - 3042
D 2 - 1000 4116 3000 - 3500 - 11616
D 3 - 1350 2117 - 225 1200 - 4892










für das Haushaltsjahr 1989
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beantragte Sondermittel für Sächliche
Teil- Geräte Ver- Reise- Bücher/ Druck Verviel Sonsti- Insgesamt
proj. brauch mittel ZS fält. ges
515 522 527 512 531a 531b 547
A 1 - 1500 10790 500 - 3000 4800 20590
~ 2 2000 1000 1800 200 - 400 - 5400
A 3 1500 1000 2000 - 2600 2000 9200 18300
B 1 - 1800 500 - - 500 5200 8000
B 2 - 2500 1100 - - 1150 6300 11050
B 3 - 2000 8113 - - 500 - 10613
B 4 - 2000 24954 - - 2250 4800 34004
C 1 - 500 2234 - - 500 2250 5484
C 2 - 1500 3605 - - 1600 - 6705
C 3 - 2000 6846 - - 1500 - 10346
C 4
-
1200 2797 650 - 1400 6800 12847
D 1 - 1000 4146 1500 - 2500 300 9446
D 2 - 1500 5202 4000 - 9000 - 19702
D 3 1950 2700 17647 - 750 2000 - 25047
Z - 4000 35000 6000 2000 3300 - 50300
Insge
samt 5450 26200 126'734 12850 5350 31600 39650 247834
Ver-





für das Haushaltsjahr 1990
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beantragte Sondermittel für Sächliche
Teil- Geräte Ver- Reise- Bücherl Druck Verviel Sonsti- Insgesamt
proj. brauch mittel zs fält. ges
515 522 527 512 531a 531b 547
A 1 - 1500 8060 500 - 3000 4500 17560
A 2 - 1000 1200 600 - 800 6000 9600
A 3 - - 12000 - - 2000 1200 15200
B 1 - 1800 5000 - - 500 6000 13300
B 2 - 1500 1100 - - 1150 4000 7750
B 3 - 1500 - - - 500 6200 8200
B 4 - 2000 500 - - 3000 - 5500
C 1 - 800 1906 - - 300 2250 5256
C 2 - 1500 4350 - - 1600 - 7450
C 3 - 2500 10968 - - 1500 - 14968
C 4 - 1700 8589 650 400 1300 7300 19939
D 1 - 500 1920 500 300 2500 - 5720
D 2
-
1000 3882 2000 800 5000 - 12682
D 3 - 1200 8472 - 450 2000 10000 22122
Z - 4000 35000 6000 2000 3300 - 50300
Insge
samt - 22500 102947 10250 3950 28450 47450 215547
Ver-
änder
gg. -5450 -3700 -23787 -2600 -1400 -3150 +7800 -32287
1989
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2.5 Als Erginzungsausstattung beantragte Sondermittel für Sächlichl
Ver~sltungsausgaben
für das Haushaltsjahr 1991
Teil- Geräte Ver- Reise- Bücher/ Druck Verviel Sonsti- Insgesamt
proj. brauch mittel ZS fält. ges
515 522 527 512 531a 531b 547
A 1 - 750 - - 1000 1000 - 2750
A 2 - 500 - - 2000 - - 2500
A 3 - - 2000 - - 1000 1400 4400
B 1 - 750 250 - - 500 - 1500
B 2
-
500 400 - 800 350 - 2050
B 3 . - - - - 5000 500 - 5500
B 4 - 1000 6170 - - 1300 6000 14470
C 1 - - 634 - - 150 - 784
C 2
-
1500 985 - - 400 - 2885
C 3
-
2000 1500 - - 1000 - 4500
C 4 - 850 1490 650 400 1100 2900 7390
D 1
- 500 - 250 800 1500 - 3050
D 2 - 500 - 1000 - 500 - 2000
D 3 - 350 - - 450 1200 2000 4000
Z - 2000 - 3000 8000 400 - 13400
Insge
samt
- 11200 13429 4900 18450 10900 12300 71179
Ver-





2.7 Liste der als Ergänzungsausstattung für die Haushalts-
jahre 1988/1989/1990/1991 beantragten Geräte über DM
14.000,- (netto) und Fahrzeuge
(alle Preisangaben in DM 1.000,- einschlie~lichMehr-
we~tsteuer und Transportkosten)
Teil- Einzel- Bezeichnung beantragt für d.Haushaltsjahr
projekt begründ. des Geräts 1988 1989 1990 1991
(3.73) E i n z e I p r e i s
91 92 93 94 95 96 96a
A 2 IBM PC 17.500 8. 180Modell 80-111
Drucker NEC P7 2.600 s. 180
D 3 IBM PC
Modell 80-111 17.500 s. 855
Drucker NEC P7 2.600 s. 855
Summe 40.200
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2.8 Liste der Gerite zwischen DM 5.000,- und DM 14.000,-
(netto), die in den dem Sonderforschunqsbereich
angeschlossenenen Institutionen vorhanden sind, sofern
gleichartige Geräte aus der Ergänzungsausstattunq
beantragt werden
,Bezeichnunq des Standort Zahl neue Geräte bean-
Gerätes tragt
bei TP Seite
96a 96b 96c 96d 96e
Olivetti PC M 19 mit (Geplant: 1 1
Betriebssystem und 1 Gerät in
RAM-Erweiterung jedem Pro-
(DM 4.300) und Schreib- jektbereich
programm wp (DM 1.2001
Olivetti pe M 28 mit 1 Z s. 870Betriebssystem (DM
6.6001 und Schreibpro-
gramm (DM 1.2001
Drucker NEC P 6 2 z s. 870
(DM 1.700)
In GA beantragt:
Olivetti M 28 (s.o. 1 3

































































Oberginge vom Ausbildungs- in das Brwerbssystem
3.01 Zusammenfassende Darstellung des Projektbereichs
Das System der beruflichen Bildung stellt verschiedene Statuspas-
sagen zwischen Schule und dem Erwerbssystem zur Verfügung. In
diesem Berich haben sich mit der Arbeitsmarktkrise einschneidende
Differenzierungs- und Hierarchisierungsprozesse vollzogen, die
für die Obergangschancen der Auszubildenden in das Beschäfti-
gungssystem erhebliche Konsequenzen besitzen.
War in der Prosperitätsphase nicht nur der Zugang zur berufli~hen
Ausbildung weitgehend unproblematisch, sondern auch die Möglich-
keit gegeben, als Un- oder Angelernte eine Dauerbeschäftigung zu
finden, so hat spätestens seit dem Ende der 70er Jahre das De-
fizit an Ausbildungsplätzen zu hoher Jugendarbeitslosigkeit ge-
führt; gleichzeitig aber wurde eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung immer wichtiger, um überhaupt in ein Beschäftigungsverhält-
nis zu kommen.
Die steigenden Obergangsrisiken haben dazu geführt, daß neben den
im Dualen System organisierten Statuspassagen, die für die männ-
liche Normalbiographie konstitutiv waren, kompensatorische Aus-
bildungsmaßnahmen an Bedeutung gewonnen haben. Dazu kommt, daß
auch die weiblichen Jugendlichen ihren Anspruch auf eine Berufs-
ausbildung realisieren wollen. Beide Tendenzen haben zur Folge,
daß einmal die Absolventen von Ausbildungsgängen aUßerhalb des
Dualen Sytems bei den Selektionsprozessen der Betriebe scheitern
und zum anderen innerhalb des Dualen Systems immer mehr Jugendli-
che in beruflichen Sackgassen steckenbleiben.
Diese Segmentation von Statuspassagen und Beschäftigungschancen
in ihrer quantitativen Entwicklung und in ihren Folgen für Ober-
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Projektbereich A
gangsverläufe sowie Handlungsstrategien der Jugendlichen ist der
Konvergenzpunkt der Teilprojekte dieses Projektbereichs.
Die bruchlose Sequenz eines erfolgreichen Obergangs von der
Schule in die Berufausbildung und von dort in ein kontinuierli-
ches Beschäftigungsverhältnis gelingt immer weniger Jugendlichen.
Die Chancen der Aufnahme eines Normalarbeitsverhältnisses werden
nicht nur an der "ersten Schwelle", sondern zunehmend an der
"zweiten Schwelle" ungleich verteilt. Zur Analyse dieser Entwick-
lungstendenz, die sich in den nächsten Jahren noch verstärken
wird. sind umfangreiche, auf regionale Ausbildungs- und Arbeits-
märkte bezogene Sekundäranalysen von Berufsbildungsdaten notwen-
dig, womit im Teilprojekt A 2 begonnen wird.
Die angesprochenen Veränderungen in den Verlaufsmustern berufli-
cher Qualifizierung haben auch für die Lebensphase Jugend massive
Folgen; Obergänge in die Erwerbstätigkeit zögern sich nicht nur
immer länger hinaus, ssondern sie werden auch mit einem hohen
Risiko des Scheiterns belastet.
Inwieweit diese Situation zur Aufgabe beruflicher Lebenspläne und
zur Abnahme von Arbeitsorientierungen führt, wird in einem an-
deren Teilprojekt (A 1) durch subjektbezogene Analysen unter-
sucht, die Handlungsstrategien junger Fachkräfte am Obergang in
den Arbeitsmarkt verfolgen.
Die erste Schwelle ist für Haupt- und Sonderschüler - meist
Jugendliche aus benachteiligten sozialen Schichten - besonders
schwer zu überwinden, sodaß bei dieser Gruppe defizitäre Ober-
gänge in das Erwerbsleben noch zunehmen werden. Das Teilprojekt
A 3 befaßt sich daher mit den Auswirkungen von Vorbelastungen
durch mangelnden schulischen Erfolg und/oder kriminalisiertem




Ober die im Projektbereich A durchgeführten Strukturanalysen von
Obergangsmustern in das Beschäftigungssystem und durch die
sUbjektorientierte Begleitung von Statuspassagen lassen sich
Verbindungen insbesondere zu Teilprojekten in den projektberei-
chen B (B 2 und B 3) und C (C 3) herstellen.
3.02 Beantragte F6rderunq des Projektbereichs A
(Erqinzungsausstattung)
Haushaltsjahr
97 A 1 A 2 A 3 Gesamt - 98
1988 67.050 68.100 59.900 195.050
1989 143.190 94.400 188.300 425.890
1990 140.160 98.600 185.200 423.960






3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt A 1
3.11 Thema: Statuspassagen in die
"zweiten Schwelle"
Brwerbstitigkeit an der
3.111 Fachgebiet und Arbeitsrichtung:
Sozialpsychologie, Berufliche Sozialisation
3.12 Leiter:
Professor Dr. Walter R. Heinz
Universität Bremen
FB 9 (Human- und Sozialwissenschaften)
2800 Bremen 33
~el. 0421 I 218-3084 u. 218-2886 (dienstlich)
0421 I (privat)




Haushalts- Personal- Sächliche Verwal- Investi- Gesamtjahr mittel tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 61. 300 5.750 - 67.050
1989 122.600 20.590 - 143.190
1990 122.600 17.560 - 140.160





Die Lebensphase Jugend verliert durch die Verlängerung der Bil-
dungsprozesse und durch strukturelle Veränderungen im Beschäfti-
gungssystem ihre gesellschaftlichen Konturen. Die Statuspassagen
der beruflichen Ausbildung finden immer weniger direkte Ober-
gangsmöglichkeiten in die Erwerbstätigkeit. Die Ausweitung des
Obergangsrisikos hat zur Herausbildung einer Vielzahl von
betrieblichen. vollzeitschulischen und auf Weiterbildung zielen-
den Qualifikationsma~nahmengeführt. Die Normalitätsunterstellun-
gen und Steuerungspraktiken der beteiligten Institutionen, die
damit verknüpften Sozialisationsziele und die subjektiven
Verarbeitungsprozesse sowie Handlungsstrategien von betroffenen
Jugendlichen sind Gegenstand der geplanten Studie.
Auf der Grundlage einer Analyse von Obergangsmustern in zwei un-
terschiedlich strukturierten Arbeitsmärkten (Bremen und München)
werden aus dem Spektrum bildungs-, geschlechts- und berufs fach-
spezifischer Statuspassagen Fallgruppen ausgewählt. In einer qua-
litativen Längsschnittstudie werden die Jugendlichen zweimal-
vor und nach dem Abschlu~ ihrer beruflichen Ausbildung - befragt.
Im Mittelpunkt der problemzentrierten Interviews steht die Frage
nach Stabilität bzw. Veränderung der Arbeitsorientierungen, Be-
schäftigungsinteressen und Strategien der Bewältigung der regio-
nal und je nach Ausbildungsgang unterschiedlich ausgeprägten
Obergangsrisiken. Die Selektionskriterien, Sozialisationsziele





3.3 Stand der Forschung
3.31 Strukturverinderungen der Jugendphase: Neue Rislkolagen
Seit den 60er Jahren läßt sich in den westlichen Industriegesell-
schaften eine Verlängerung der Jugendphase und deren verstärkte
Einbindung in gesellschaftliche Institutionen beobachten. Es sind
vor allem die Bildungsinstitutionen, die in weitaus stärkerem Ha-
ße als bisher Sozialisations- und Qualifizierungsaufgaben über-
nommen haben. In der Bundesrepublik kann infolge der "Bildungsex-
pansion" von einer "Umstrukturierung des jugendlichen Erfahrungs-
feldes von einer vordringlich unmittelbar arbeitsintegrierten zu
einer vordringlich schulisch bestimmten Lebensform" (Baethge
1986: ~08) gesprochen werden. So war 1962 die Hälfte der Jugend-
lichen zwischen 16 und 18 Jahren erwerbstätig, 1983 waren es nur
noch knapp 5 %. Der Eintritt in das Beschäftigungssystem hat sich
für eine wachsende Zahl von Jugpndlichen bis in das dritte Le-
bensjahrzehnt hinausgeschoben; eine EntwiCklung, die unter dem
Schlagwort "Postadoleszenz" heiß <iiskutiert worden ist.
Hit dem längeren Verbleiben in Bildungseinrichtungen verzögert
sich für die Jugendlichen der gemäß der Normalbiographie erwar-
tete Obergang in den Erwachsenenstatus. Gleichzeitig ändert sich
durch die zunehmende Erwerbsbeteiligung von Frauen und die An-
sprüche an eine qualifizierte Tätigkeit auch die weibliche Nor-
malbiographie. Damit verliert die geschlechtsspezifische Zuwei-
sung von Erwerbs- und Reproduktionsarbeit an Legitimation. Zur
gleichen Zeit, in der sich die Geschlechtsspezifik der Normal-
biographien für Jugendliche tendenziell auflöst, wird jedoch die
Übernahme einer Berufsrolle als Kriterium für den erfolgreichen
Obergang in den Erwachsenenstatus problematisch. Statuspassagen
vom Bildungs- in das Beschäftigungssystem, die entsprechend der
Normalbiographie in einen kontinuierlichen Erwerbsverlauf münden,
können nur noch von einem Teil der Jugendlichen verwirklicht wer-
den. Restriktive Arbeitsmarktbedingungen zwingen zur Entwicklung
von Strategien, die das Risiko von Erwerbslosigkeit zu vermeiden




berufsbildende System ("erste Schwelle") Umlenkungen von Berufs-
wünschen, Warteschleifen in berufsvorbereitenden Maßnahmen und
Phasen der Arbeitslosigkeit in Kauf genommen werden. Der Obergang
von den verschiedenen Formen der Berufsbildung in die Erwerbstä-
tigkeit an der "zweiten Schwelle" ist zunehmend mit dem Risiko
unterwertiger, berufsfremder Beschäftigung oder von Erwerbslosig-
keit belastet.
Wurde eine verlängerte Bildungs- und Ausbildungszeit in der Ent-
wicklungspsychologie überwiegend als eine Chance für ein "freies
Experimentieren mit verschiedenen sozialen Rollen" (Erikson) be-
trachtet, so trägt diese Verlängerung heute zunehmend den Charak-
ter einer aufgezwungenen Freistellung der Jugendlichen von Be-
rufsarbeit. Die mit den Statuspassagen in das Beschäftigungssy-
stem verknüpften &...~ verändern die Jugendphase von einem
"psychosozialen Moratorium" (Erikson) zu einer psychosozialen Be-
lastungssituation, für deren Bewältigung es wenig vorgezeichnete
Lösungswege gibt. In der Sozialisationsforschung wird die Jugend-
phase durch die Anforderung definiert, eine Synthese von Indivi-
duen und Integration in das Gesellschaftssystem zu leisten (vgl.
Hurrelmann u.a. 1985). Der Prozeß der Individuation betrifft die
Entfaltung und selbstverantwortliche Gestaltung der eigenen Per-
sönlichkeit. Hierfür ist Voraussetzung die Ablösung von der Fami-
lie und eine zunehmend eigenverantwortliche Entwicklung von
sozialen Beziehungen, moralischen Prinzipien und Lebensentwürfen.
Die Ausdifferenzierung der Geschlechtsrolle und die Erfüllung
beruflicher Anforderungen führen schrittweise zu einer Integra-
tion in das System gesellschaftlicher Arbeitsteilung, Normen und
Werte.
In der Jugendforschung hat eine sozialstrukturelle Sichtweise in
den letzten Jahren insgesamt an Bedeutung gewonnen. Wie sozialhi-
storische Studien zeigen, ist die Lebensphase Jugend durch Ober-
gangsmuster, gesamtgesellschaftliche Strukturen und deren Wandel
bestimmt. Die sozialen und psychischen Anforderungen, die an die




mit der gesellschaftlichen Organisation und Verteilung von Arbeit
(vgl. Gillis 1980). Auch in der Entwicklungspsychologie, die bis-
lang vorwiegend eine historisch unvermittelte und vom sozialen
Kontext abstrahierende Konzeption des Jugendalters vertreten hat,
zeigt sich neuerdings unter dem Einfluß der historischen
Jugendforschung, der Lebenslaufforschung und der Streßforschung-
eine neue Sichtweise bei der Analyse von Problemen des Jugendal-
ters (vgl. Olbrich und Todt 1984). Psychobiologische und psycho-
dynamische Entwickungsmodelle werden zugunsten der Einbeziehung
.historisch-gesellschaftlicher Handlungsbedingungen relativiert.
Es deutet sich auch eine Offnung gegenüber biographischen For-
schungsmethoden an, die differenzierte Einblicke in die Formen
der Krisenbewältigung durch die Jugendlichen ermöglichen. Die
politische und soziale Gesamtsituation wird als entscheidend für
die Gestalt der Lebensphase Jugend und die in ihr stattfindenden
Prozesse der Persönlichkeitsentwicklung gesehen.
Für die aktuelle Debatte über die Zukunft der Jugend sowie den
Zusammenhang von strukturellem Wandel und den Obergangsproblemen
zwischen Jugend- und Erwachsenenphase stellt sich die Frage nach
der ..~tUDO VQD Ar.-. Die Jugendforschung läßt uns hier je-
doch im Stich. Es ist ungeklärt, ob und für welche Sozialgruppen
von Jug~ndlichen arbeitszentrierte Wertorientierungen an Bedeu-
tung verloren haben und inwieweit Ansprüche an die Arbeit gestie-
gen sind. Bei der Beantwortung dieser Fragen sind mindestens zwei
Ebenen zu unterscheiden: Hinmal die langfristigen Strukturverän-
derungen im Bildungs- und Beschäftigungssystem, die zu einem Wan-
del des jugendlichen Erfahrungsfeldes geführt haben: die konkre-
ten Erfahrungen mit Arbeit treten gegenüber schulischen Lernpro-
zessen zurück. ZUIIl anderen di&-Krisa des Arbeitsmarkts- und Be-
schäftigungssystems, die erheblichen Anteilen der Jugendlichen
seit Ende der 70er Jahre die Chance verweigert, in der Erwerbsar-
beit die Basis für materielle und soziale Selbständigkeit zu le-
gen. So vermutet Baethge (1985: 286), daß bei den Jugendlichen
"die Arbeitsorientierungen und Leistungsnormen weniger Gewicht
haben und weniger verinnerlicht sind, als es vielleicht in der




war." Allerdings gibt es auch Anhaltspunkte dafür. da~ aufgrund
der anhaltenden Arbeitsmarktkrise die Relevanz arbeitsbezogener
Orientierungen wieder zunimmt. Ob diese Orientierungen jedoch im
Sinne eines beruflichen Lebensentwurfes wirksam werden. ist eine
offene Frage. vor allem aber. ob sie dazu ausreichen. die Prozes-
se der Individuierung und Integration angesichts der vielfältigen
Obergangsrisiken abzustützen. Durch die Verknappung von Aus-
bildungsplätzen für zUkunftsträchtige berufliche Qualifikationen
werden schon zu Beginn des Berufslebens die Chancen für kontinu-
ierliche Erwerbsverläufe immer mehr eingeengt. Angesichts ver-
schlossener Statuspassagen und der Zunahme von Ausbildungsgängen
mit schwindendem Ertrag für die spätere Berufslaufbahn (Sackgas-
senausbildung) könnte es zu einer um sich greifenden Auflösung
des Sinnbezugs von Qualifikationsprozessen und berufsbezogenen
Lebensplänen kommen. Dies auch deswegen. weil überlieferte Deu-
tungsmuster für die Einbettung biographischer Entscheidungen in
sozial und kulturell begründete Oberzeugungen fragwürdig'geworden
sind (vgl. auch Fuchs 1983).
Es entsteht so eine Kluft zwischen der Vervielfiltigung von Ent-
scheidungsanforderungen an die individuelle Biographiekonstruk-
tion einerseits und den sozialkulturell definierten Entschei-
dungsgrundlagen und Kriterien zur Risikoabschätzung andererseits.
So können die Statuspassagen in das Beschäftigungssystem mit ganz
unterschiedlichen biographischen Verläufen und Erfahrungsgehalten
sowie Konsequenzen verknüpft sein. Die biographisch folgenreichen
Obergangsstrategien der Jugendlichen werden also weniger von sub-
kulturellen Normen. sondern vom situativen Zusammenwirken einer
Vielfalt sozialer Bedingungen abhängen.
Der strukturellen Labilisierung der Obergänge in die Berufsarbeit
entspricht eine Individualisierung der dabei auftretenden Risiken
für die Jugendlichen. Die Optionen zwischen. aber auch die Unsi-
cherheit von Statuspassagen nehmen zu. was im Bewu~tsein der Ju-




3.32 Verlnderung der Oberg.ng•• trukturen: Neue St.tu.p••••gen
Galt eine abgeschlossene Berufsausbildung bis in die 70er Jahre
als Eintrittskarte für den Arbeitsmarkt, so ist das Absolvieren
einer Lehre heute zu einer notwendigen, aber nicht mehr hinrei-
chenden Vorbedingung für den Obergang in das Beschäftigungssystem
geworden: Jeder sechste Beschäftigte im Handwerk ist mittlerweile
ein Auszubildender, jede siebte Fachkraft ist nach bestandener
Prüfung arbeitslos (vgl. Kloas 1985).
Die demographische Entwicklung und der mit Rationalisierungsschü-
ben verbundene technische Wandel stellen das Berufsbildungssystem
vor folgende Probleme:
Das Drängen geburtenstarker Jahrgänge und junger Frauen auf
den Ausbildungsstellenmarkt führte zu einem Ungleichgewicht
von Angebot und Nachfrage, das sich extrem zu Lasten der Aus-
bildungsnachfrager auswirkt. Trotz Abflachens des "Geburten-
berges" ist die erste Schwelle des Eintritts in das Beschäfti-
gungssystem insbesondere in den nördlichen Arbeitsmarktregio-
nen der Bundesrepublik nicht entschärft. Dies ist nicht zu-
letzt auf den Rückstau von Altbewerbern zurückzuführen.
Auf der Grundlage der "Bildungsexpansion" der 60er Jahre und
dem zunehmenden Eintritt von Abiturienten in das duale.Berufs-
bildungssystem haben sich tradierte Obergangsmuster vom Bil-
dungs- in das Berufsbildungssystem aufgelöst. Jugendliche in
den unteren Rängen der Bildungshierarchie, aber auch schulisch
besser qualifizierte junge Frauen, sind von der Ausbildungs-
krise besonders betroffen.
Eine Ausweitung des betrieblichen Ausbildungsangebotes ist
fast ausschließlich in solchen Ausbildungsberufen erfolgt, die
wenig zukunftssicher sind. Dazu kommt, daß vor allem in den
Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit viele "Ausbildungsplätze"
in beruflichen Vollzeitschulen und Maßnahmen für sozial Be-
nachteiligte geschaffen wurden. In den Obernahmechancen nach




gesch1echts- und regionalspezifische Selektionsergebnisse der
ersten Schwelle wider.
Die Anwendung neuer Technologien im Bereich der Mikroelektro-
nik und der Informations- und Kommunikationstechnik führt zu
einer Umstrukturierung von Berufstätigkeiten, die vielschich-
tige Auswirkungen auf die Verwertbarkeit einer Berufsausbil-
dung hat: Durch die langwierigen Anpassungsprozesse des Be-
rufsbildungssystems an die Arbeitswirklichkeit moderner Be-
triebe (vgl. Neuordnung der Ausbildung in den Metall-, Elek-
tro- und in den kaufmännischen Berufen) liegt die Vermittlung
aktuell notwendiger Qualifikationen überwiegend in der Hand
der Betriebe bzw. in der Weiterbildung. Damit wird die Kluft
zwischen der Ausbildungsqualität moderner Gro~betriebe und
derjenigen von Kleinbetrieben größer. Ein Betriebswechsel nach
abgeschlossener Lehre wird daher erschwert.
Der Obergang vom allgemeinen in das berufliche Bildungssystem,
also die erste Schwelle des Eintritts in das Beschäftigungssy-
stem, stellt sich für die Jugendlichen nach wie vor als Risiko-
lage dar. Die rapide Verschlechterung der Beschäftigungsaussich-
ten sowohl von Un- und Angelernten als auch von Hochschulabsol-
venten verstärkt den Druck auf das Duale System. Bei steigender
Konkurrenz um Lehrstellen müssen auch Abiturienten Umlenkungen
von ursprünglichen Berufswünschen in Kauf nehmen: Mehr als ein
Viertel der Abiturienten des Ent1aßjahres 1980 mußten auf einen
anderen Ausbildungsberuf oder auf ein Studium als "zweitbeste Lö-
sung" ausweichen (Herget 1985: 86).
Angesichts dieser Entwicklun~ haben sich die Strategien staatli-
cher Institutionen vor allem auf die Entschärfung der ersten
Schwelle durch berufliche Bildungsrnaßnahmen gerichtet, um Jugend-
lichen, die keinen betrieblichen Ausbildungsplatz finden konnten,
ein Mindestmaß an Kontinuität zu bieten - vor allem aber, um den
Arbeitsmarkt zu entlasten. Dem Ausbau des lIII1iachepBerufsbil-
dunq.....fts kommt beim staatlichen Umgang mit der Jugendarbeits-




1983 ist die Teilnehmerzahl an beruflichen Vollzeitschulen bun-
desweit um 79 % gestiegen, während die Steigerung der neu abge-
schlossenen betrieblichen Ausbildungsverträge im selben Zeitraum
nur 37 , betrug (vgl. Alex 1985: 182). Die schulische Berufsaus-
bildung stellt dabei keine Alternative zur Ausbildung im Dualen
System, sondern eine zeitliche Verschiebung dieser Statuspassage
dar: "Der Anteil der Schulabgänger aus beruflichen Vollzeitschu-
len, die im Anschlu~ an die Schule eine betriebliche Ausbildung
aufnehmen wollen, ist mit 75 % nach wie vor sehr hoch. Nur 12 ,
. erklärten 1985, da~ sie im Anschlu~ an die berufliche Schule eine
Arbeit aufnehmen .wo11en: weitere 12 'wollten im Schulsystem
bleiben (überwiegend in weiterführenden beruflichen Schulen), 1 ,
strebte ein sonstiges Ziel an." (Berufsbildungsbericht 1986: 33).
Dazu kommt eine Vielzahl berufsvorbereitender und -qualifizieren-
der Bildungsrnaßnahmen au~erhalb des Dualen Systems, die länder-
spezifisch variiert. Die teilzeitschulischen berufsvorbereitenden
Maßnahmen werden durch eine Vielzahl außerbetrieblicher Ausbil-
dungsträger im praktischen Ausbildungsteil ergänzt. In Bremen
führen beispielsweise zur Zeit - neben vom Land gegründeter Aus-
bildungsvereine ("Jugendwerkstätten", "Ausbildungswerkstatt")-
etwa 30 freie Träger solche ein- und mehrjährigen Maßnahmen durch
(vg1. Berufsbildungsbericht Bremen 1987). Der Anteil der staat-
lich geförderten Ausbildungsplätze ist von knapp 13' (1978) auf
beinahe 30' im Jahre 1985 gestiegen. Dies verdeutlicht, da~ in
der Arbeitsmarktregion Bremen zur Kompensation blockierter Sta-
tuspassagen im Dualen System ein kaum überschaubares Spektrum von
Ersatzpassagen mit hohem Arbeitsmarktrisiko für die Absolventen
entstanden ist. Damit weicht Bremen von der Entwicklung im
Bundesgebiet (der Anteil von Jugendlichen in berufsvorbereitenden
Maßnahmen - ohne BFS/q - lag 1984/85 bei 11 %) erheblich ab.
Die gesellschaftliche Reaktion auf die auf hohem Niveau verhar-
rende Arbeitslosigkeit der Altersgruppe unter 25 Jahre ist von
der Absicht bestimmt, durch kurzfristige Ausbildungsprogramme die
Eingliederungsfähigkeit von Jugendlichen in den Arbeitsmarkt zu




stellt Sellin (1985: 191/192) fest: "Es entwickelte sich eine
Grauzone von Sonderprogrammen und Bildungs-, Ausbildungs- und Be-
schäftigungsmaßnahmen, in deren Rahmen allzu häufig weder eine
qualifizierte Berufsausbildung noch eine langfristig verwertbare
sozial- und beschäftigungspolitische Eingliederung der Jugendli-
chen leistbar war."
Für die Jugendlichen, die über verschiedene Ausbildungswege eine
berufliche Qualifizierung erreicht haben, entsteht an der zweiten
Schwelle das zunehmende Risiko, ausbildungsfremd , dequalifiziert
oder gar nicht beschäftigt zu werden. Wie eine Auswertung der Be-
schäftigtenkartei der Bundesanstalt für Arbeit ergab, ist zwi-
schen 1979 und 1984 der Anteil der arbeitslosen Fachkräfte über
das Dreifache gestiegen (Hofbauer/Nagel 1987). Die höchste Ar-
beitslosenquote mit nahezu einern Drittel weisen junge Frauen auf,
die nach der Berufsausbildung in eine Hilfs- oder angelernte Ar-
beit wechseln mußten und in einer Region mit hoher Arbeitslosig-
keit wohnten: am niedrigsten war diese Quote mit gut 2 , bei Män-
nern, die als Angestellte beschäftigt waren und in einer Region
mit günstiger Arbeitsmarktlage wohnten. Schon diese Querschnitts-
auswertung verdeutlicht, daß in den ersten Monaten nach Abschluß
der Berufsausbildung eine Vielzahl schwieriger Entscheidungen
über den weiteren Berufsweg getroffen werden müssen. Lag der An-
teil von Absolventen einer Berufsausbildung, die 1979 nicht mehr
im Ausbildungsberuf tätig waren, noch bei 22 ,,so ist er 1984
auf 41' gestiegen. Ein weiterer Beleg für den erhöhten Mobili-
tätsdruck ergibt sich aus dem Anstieg der Betriebswechsler: waren
ein halbes Jahr nach Abschluß noch knapp zwei Drittel der Fach-
kräfte in ihrem Ausbildungsbetrieb tätig, so waren es nach fünf
Jahren nur noch knapp ein Drittel.
Für Jugendliche, die ihre Berufsausbildung nicht im Dualen System
durchlaufen haben, gilt nach einer Untersuchung des BIBB (vgl.
Berufsbildungsbericht 1987), daß ein Großteil auf eine Strategie
der Doppelqualifizierung setzt. Dies ist besonders häufig bei Ab-




lern (mit 50 %) anzutreffen. Dieses Vorhaben verweist auf eine
vom Arbeitsmarkt erzwungene Umwegstrategie, die schon bei der Su-
che nach einem Ausbildungsplatz und dann wieder bei der Arbeits-
platzsuche, verfolgt wird. Durch die Wiederholung der Ausbildung·
in einer aussichtsreicheren Statuspassage soll doch noch das Ziel
eines qualifizierten Erwerbsverlaufs erreicht werden.
Aber auch für die betrieblich ausgebildeten Fachkräfte verläuft
der Obergang in das Beschäftigungssystem keineswegs reibungslos.
,Dies belegt die von Herget u.a. (1987) begonnene repräsentativ~
Längsschnittstudie mit Absolventen einer betrieblichen Berufsaus-
bildung in ausgewählten Berufsfeldern. Die ersten Ergebnisse zei-
gen, da~ 90 % der Ausgebildeten ein halbes Jahr nach Abschlu~ ih-
rer Ausbildung in eine Beschäftigung, Aus- oder Weiterbildung
übergewechselt sind: 10 % sind unmittelbar nach der Ausbildung
arbeitslos geworden. Aufschlußreich ist dabei die jeweilige Be-
schäftigungsform: Nur 48 % sind ~nbefristet in ihrem Ausbildungs-
beruf tätig, 12 % haben irgendeine unbefristete Arbeit gefunden;
befristet beschäftigt sind 7 %. Einen Versuch. ihre berufliche
Qualifikation durch Weiterbildung zu verbessern, unternehmen 13 %
- dies schon ein halbes Jahr nach dem Abschlu~ ihrer Berufsaus-
bildung. Bei diesen Jugendlichen scheint eine langfristig geplan-
te Qualifikationsstrategie zu überwiegen (z.B. über eine Fach-
oberschule zur Fachhochschule mit dem Berufsziel Ingenieur).
Allerdings lassen sich auch Hinweise auf die Wirkung befürchteter
Arbeitslosigkeit finden, die ein Ausweichen in Weiterbildung oder
Umschulung nahelegt.
Wie sich die Berufsverläufe fünf Jahre nach Abschlu~ der Berufs-
ausbildung entwickelt haben, läßt sich in der IAB-Längsschnitt-
studie (Stegmann/Kraft 1987) verfolgen. In der zweiten Wieder-
holungsbefragung wurden 23- und 24jährige nach ihrem Erwerbsver-
lauf befragt. Nur noch 60 % von ihnen sind erwerbstätig, 25 %
wieder oder noch in einer beruflichen Erstausbildung - entweder
im Studium oder in einer Weiterbildung 8 % haben kein~n
Berufsabschluß erworben, 7 % sind erwerbslos und 5 % haben sich




Ober ein Drittel der Befragten gibt an, seit dem Verlassen der
allgemeinbildenden Schule mindestens einmal erwerbslos gewesen zu
sein, wobei sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen dem Niveau
des Schulabschlusses und dem Risiko der Erwerbslosigkeit zeigt:
Von den Hauptschülern waren 44 % schon einmal erwerbslos. Die Er-
gebnisse der IAB-Studie machen deutlich, daß die Risiken im Er-
werbsverlauf sich direkt nach dem Abschluß der betrieblichen Be-
rufsausbildung auch hinsichtlich der Beschäftigungsform erhöht
haben: 1979 waren nur 4 % der Fachkräfte, 1983 aber 14 % befri-
stet beschäftigt. Auch der Anteil der Berufswechsler hat zugenom-
men: jeder vierte Ausgebildete hat mindestens einmal seinen Beruf
gewechselt, wobei dies bei den Jugendlichen, die direkt nach
ihrer Ausbildung arbeitslos wurden, der bevorzugte Ausweg war.
Aus den repräsentativen Untersuchungen des IAB und des BIBB wer-
den die Obergangsprobleme an der zweiten Schwelle in ihrer
Verteilung und in ihrem quantitativen Ausmaß hinreichend deut-
lich. Aufgrund des standardisierten Erhebungsverfahrens und der
eher auf "gesellschaftliche Buchführung" als auf die Orientie-
rungsmuster und Entscheidungsprobleme der Jugendlichen gerichte-
ten Untersuchungsziele erlauben diese Studien keine Aussagen über
die subjektiven Verarbeitungsweisen diskontinuierlicher Status-
passagen bei den Jugendlichen.
3.33 Arbeit und Beruf in der Jugendforschung: Wertewandel?
Bei den wenigen Forschungsarbeiten, die explizite Aussagen über
das Verhältnis von Jugendlichen zur Arbeit machen, dominieren
derzeit wissenschaftliche Begleitprojekte von Modellvorhaben z.B.
im Benachteiligtenprogramm und die beiden repräsentativen Umfra-
gestudien zum Obergang in den Arbeitsmarkt von IAB (vgl. Sater-
dag/Stegmann 1982) und BiBB (vgl. Herget u.a. 1987).
Im ersten Fall stehen jedoch die Evaluationskriterien der durch-
geführten Bildunqsmaßnahmen zu Lasten von jugendsoziologischen,




lungen im Mittelpunkt. Bei den Umfragestudien wird der Vorteil
der Längsschnitterhebung dadurch geschmälert, da~ die Bildungs-
erfahrungen und Lebenspläne der Jugendlichen als Meinungen und
Einstellungen vor dem Hintergrund des dominanten Wertsystems er-
hoben werden. Diese methodische Reduktion führt dazu, daß indi-
viduelle Sinnbezüge und Handlungsstrategien angesichts der wi-
dersprüchlichen Anforderungen im Obergangsprozeß in die Arbeits-
welt und ihre soziale Typik verdeckt bleiben. Dies reduziert die
Validität von Handlungsvoraussagen und erschwert die theoretische
,Formulierung eines relevanten Wechselverhältnisses zwischen in-
stitutionellen Regulierungen und individuellen Berufsverläufen.
Subjektorientierte und handlungsbezogene Forschungansätze werden
recht-zögerlich in der Jugendforschung aufgegriffen. Der Obergang
Arbeit und Beruf wird allenfalls als eines der "normativen
Lebenslaufereignisse" (vgl. Shell 1985) in der Jugendphase quasi
nebenbei untersucht. Unterschiede im Verlauf der Statuspassagen
in das Beschäftigungssystem werden im Zusammenhang mit verschie-
denen Orientierungsmustern der Jugendlichen diskutiert: unzurei-
chende materielle und soziale Ressourcen sowie die vielfältigen
Obergangsrisiken und Handlungsdilemmata werden dabei eher
vernachlässigt.
In den repräsentativen "Generationenstudien" der 80er Jahre wer-
den Arbeitsorientierungen, Beschäftigungsinteressen und Erwerbs-
verläufe Jugendlicher und junger Erwachsener vornehmlich unter
dem Stichwort des "Wertewandels" abgehandelt. Die Diskussion um
den Wertewandel wurde Ende der 70er Jahre durch die Interpreta-
tion internationaler Umfragestudien ausgelöst, da~ in der Jugend
der westlichen Industriegesellschaften eine Orientierung an
"postmateriellen" Werten feststellbar sei. Die Erfahrung einer
kontinuierlichen Wohlstandsentwicklung habe die Leitfunktion ma-
terieller Werte zugunsten der "neuen" Werte Solidarität, Kommuni-
kation und Mitmenschlichkeit zurückgedrängt. Einen vorläufigen
Abschlu~ in der Jugendforschung fand diese Debatte in der




Forscher, die für einen Teil der Jugendlichen postkonventionelle
Einstellungsmuster diagnostizieren (zur Kritik vgl. Heinz 1986).
Die weitreichende These des Wertewandels bei Jugendlichen konnte
jedoch durch die Meinungsforschung der 80er Jahre nicht belegt
werden. Zwar konnten SINUS, Shell und Allerbeck/Hoag bei Jugend-
lichen postmaterialistische Wertorientierungen erkennen. Diese-
bei Allerbeck und Hoag (1985) und Shell (1985) im Rahmen eines
Generationenvergleichs erhobenen - Daten zeigen aber: "Wir können
zwar die Jüngeren als die soziale 'Tragergruppe' für neue und die
Alteren als die entsprechende 'Trägergruppe' für alte Werte aus-
machen. Das bedeutet jedoch keineswegs, daß die Mehrheit der Jün-
geren die alten und die Mehrheit der Alteren die neuen Werte ab-
lehnt." (Shell 1985, Bd.1: 78) Es wird der Forschungslage also
eher gerecht, von einer Entwicklung zur "Wertesynthese" (Kaase
1986) anstatt von einem Wertewandel zu sprechen.
Auch die popularisierten Befürchtungen eines Zerfalls traditio-
neller Arbeitsorientierungen bei Jugendlichen konnten empirisch
nicht bestätigt werden. Allerbeck und Hoag (1985: 69) bemerken
dazu: "Für Jugendliche heute ist Arbeit etwas weniger wichtig als
für die Gleichaltrigen 1962; aber dieser Rückgang ist nicht so
groß, daß man ernsthaft von einer dramatischen Veränderung der
Arbeitsorientierung sprechen könnte." Die SINUS-Forscher (1985)
stellten fest, daß eine freizeitbezogen-hedonistische Arbeits-
orientierung bei 13 % der Befragten vorherrscht; diese Jugendli-
chen würden, wenn sie genug Geld hätten, nicht arbeiten. Zwei
Drittel der Jugendlichen wiesen jedoch eine eher konventionell-
materielle Arbeitsorientierung auf. Sie sind vom Leistungsprinzip
überzeugt ("Jeder, der sich anstrengt, kann sich hocharbeiten")
und arbeiten gerne mehr, um sich etwas leisten zu können. Eine
interessengeleitet-engagierte Arbeitsorientierung besitzen laut
SINUS 20 % der Jugendlichen. Für sie ist ein Beruf ideal, in dem
politisches und soziales Engagement verwirklicht werden kann. Sie




Möglichkeit hätten, in einem selbstverwalteten Alternativbetrieb
zu arbeiten.
Insgesamt ist die Aussagekraft der "großen" Jugendstudien über
die Arbeitsorientierungen und Beschäftigungsinteressen Jugend-
licher jedoch gering. So gut wie nichts erfährt man über die spe-
zifischen Risikolagen und ausdifferenzierten Statuspassagen, die
die Qualifizierungs- und Erwerbschancen der Jugendlichen ent-
scheidend prägen. Dies ist kein Zufall, denn: ..... Veränderungen
.in Wertorientierungen und Lebenskonzepten sind nicht über
standardisierte Einstellungs- und Meinungsuntersuchungen zu
erfassen, da diese von den realen Erfahrungszusammenhängen von
Jugendlichen, aus denen sich heraus ihre Orientierungen und
Lebenskonzepte entwickeln, abstrahieren ..... (Baethge u.a. 1985:
3). Die weitgehende Vernachlässigung der zentralen Lebensbereiche
Arbeit und Beruf in der Jugendforschung verwundert auch ange-
sichts der Tatsache, daß im Jahre 1983 bereits jeder zehnte
Jugendliche in der offiziellen Statistik als arbeitslos verzeich-
net wurde. Unter diesem Gesichtspunkt muß die Debatte um den
Wertewandel zumindest als paradox bezeichnet werden: Während
Jugendlichen der Zugang in ein Normalarbeitsverhältnis erschwert
wird, werden ihre Wertvorstellungen zur Erklärung für ein
gewandeltes Verhältnis zur Arbeit in den Mittelpunkt gerückt.
Jugendlichen, die die strukturell angelegten Risikoschwellen des
Obergangs in die Erwerbstätigkeit nicht oder nur peu A peu
überwinden, wird dementsprechend geraten. sich mehr anzustrengen
und ihren Berufsweg rational zu planen. Jedoch sind die Erfahrun-
gen in der Ausbildung, bei der Arbeitssuche und im Betrieb
offenbar mit Brüchen in der Erwerbsbiographie verbunden, so daß
es nicht überraschen würde, wenn die Wertigkeit von Erwerbsarbeit
im Bewußtsein der Jugendlichen abnimmt.
Was Voraussagen über einen Zusammenhang zwischen Orientierungs-
wandel und der Abkehr der Jugendlichen von der Erwerbsarbeit an-
geht, so ist Zurückhaltung angebracht: "Distanzierung ist zu ver-
zeichnen, aber keine Fahnenflucht ••• Auch die Jungen, die kriti-




vorstellen" - so fassen Klipstein und Strümpel (1985: 263) Umfra-
geergebnisse zum Wertewandel zusammen. Es muß auf der Grundlage
der derzeit vorliegenden Forschungsarbeiten offen bleiben, ob und
in welcher Weise sich die junge Generation mit den Problemen des
Berufseinstiegs und diskontinuierlichen Berufsverlaufsmustern
arrangieren wird.
3.34 Die Krisenerfahrung und Arbeitsorientierungen
- Der Beitrag "neuer" Forschungsansitze
Die Arbeitsorientierungen und Lebensentwürfe der Jugendlichen
sind durch den Erfahrungshintergrund eines restriktiven Arbeits-
marktes geprägt, der bildungs-, geschlechts- und regionalspezi-
fisch gestreute Risiken in sich trägt. Dies wird aus einer Reihe
von Jugendstudien deutlich, die von quantitativen Forschungsde-
signs abrükken - eine Tendenz, die sich auch in Teilbereichen der
"Generationenstudien" durchzusetzen beginnt. Diese Studien versu-
chen, aus der Sicht der Jugendlichen zu argumentieren: "Unser An-
liegen bestand darin, die inlbjektive·aicht der-.irekt Betroffenen
wiederzugeben. Im Vordergrund stehen daher die Erfahrungen der
Jugendlichen, die subjek~ive Deutung ihrer Situation, die psychi-
sehe Verarbeitung sowie die daraus erwachsenen Handlungsweisen."
(Maier u.a. 1985: 1)
Durch qualitativ orientierte Verfahren (Leitfaden-Interviews,
mündliche und schriftliche teilstandardisierte Befragungen, Auf-
satzanalysen, Gruppendiskussionen etc.) wird ein differenzierter
Zugang zu den Lebens- und Arbeitskonzepten von Jugendlichen ange-
strebt. um diese mit den sozialen Erfahrungsbereichen und den
Sichtweisen gesellschaftlicher Realität zu verbinden.
Explizit mit der These des Wertewandels setzt sich die Göttinger
Studie "Arbeit und Gewerkschaften" auseinander (Baethge u.a.
1985), in der die Bedeutung von Arbeit und Beruf im Lebenskonzept
erwerbstätiger Jugendlicher und junger Erwachsener untersucht




"Erfahrungskonstellationen" Jugendlicher gebildet. Auch Arbeits-
lose wurden in die Untersuchung einbezogen.
Zentrales Ergebnis dieser Studie ist, da~ sich bei einer Mehrheit
der befragten Jugendlichen trotz Arbeitslosigkeit und Krisener-
fahrungen keine Anzeichen für einen Bedeutungsverlust von Arbeit
feststellen lassen: "Eine genauere Betrachtung der Lebenskonzepte
Jugendlicher, d.h. ihrer langfristigen und handlungsverbindlichen
Orientierungen, zeigt vielmehr den hohen Stellenwert, den Arbeit
und Beruf für die Jugendlichen haben." (Baethge u.a. 1985: 134)
Dies drückt sich auch in den inhaltlichen Ansprüchen aus, die
Jugendliche an ihre Arbeit stellen: nämlich ein Bedeutungsgewinn
sinnhaft-subjektiver Aspekte der Arbeit.
Da~ die Arbeitsorientierungen und deren Veränderung in Abhängig-
keit von ihrem Realisierungspotential analysiert werden müssen,
geht aus solchen Studien hervor, die den Einflu~ des Arbeits-
marktrisikos schon bei der Berufseinmündung Jugendlicher unter-
suchen. Diese Studien setzen an unterschiedlichen Stationen des
Obergangs in das Beschäftigungssystem an. Die Auswahl der Befrag-
ten variiert hinsichtlich des Bildungsniveaus, des Berufsfeldes
und der Arbeitsmarktregion. Für unsere Fragestellung relevante
Ergebnisse dieser Studien werden im folgenden entlang der "nor-
malbiographischen" Stationen der Berufseinmündung (Berufsfindung,
Berufs~usbildung, Obernahme in ein Beschäftigungsverhältnis) un-
ter Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Aspekte mosaikartig
zusammengefa~t. Der Erfahrungshintergrund von Jugendlichen mit
"brüchigen" Ausbildungs- und Beschäftigungsverläufen wird an-
schliepend erörtert.
In die Darstellung gehen folgende Regionalstudien ein:
Die Hamburger Studie
Die Dortmunder Studie
Die Münchener Studie 1
Die Münchner Studie 2
Die Augsburger Studie








sowie die Bremer Studie "Hauptsache eine Lehrstelle" (Heinz/KrQ-
ger u.a. 1985), die unter dem Punkt 3.4 (Eigene Vorarbeiten) aus-
führlicher vorgestellt wird.
Berufstindung
Spätestens im letzten Schuliahr wird den Jugendlichen das Ar-
beitsmarktrisiko deutlich bewußt. Schüler aller Schul typen äUßern
sich über zunehmenden Leistungsdruck. Berufsberater des Arbeits-
amtes und Lehrer weisen die Schüler auf die Notwendigkeit guter
Abschlußzeugnisse hin. Der Bewerbungswettlauf setzt meist ein
Jahr vor Schulabgang ein. Adressen von Betrieben werden durch das
Arbeitsamt, eigenständig oder über Berufspraktika ermittelt; so-
weit informelle Kontakte zu Ausbildungsbetrieben bestehen. werden
diese genutzt. Der Elterneinfluß auf die Bewerbungsstrategie va-
riiert mit der sozio-ökonomischen Herkunft, er ist bei Realschü-
lern und Abiturienten stärker als bei Hauptschülern, deren Eltern
der Situation oftmals hilflos gegenüberstehen (Hübner-Funk 1983;
Friebel 1983).
Die Berufsfindung ist, wie die eigenen Vorarbeiten zeigen, und
durch andere Studien bestätigt wird, ein langwieriger Anpassungs-
prozeß an die durch Geschlecht und Schulabschluß vorgegebenen
Realisierungsmöglichkeiten auf dem regionalen Ausbildungsstel-
lenrnarkt. Den Jugendlichen wird in allen Studien ein hohes Maß an
Flexibilität hinsichtlich ihrer beruflichen Optionen bescheinigt:
Bereits in der Schulzeit war "das Spektrum dieser in Frage
kommenden Berufe schon eingegrenzt auf die Berufe, die
angesichts der Ausbildungsmarktverhältnisse mit den schulischen
Qualifikationen erreichbar schienen." (Paul-Kohlhoft u.a. 1984)
Die orientierung am "Machbaren" wird sowohl durch negative 8ewer-
bungserfahrungen als auch durch befürchtete Mißerfolge (Scheitern
an den Selektionsmechanismen der Betriebe) bestärkt. Sie wird




beeinflußt: "Der Berufswunsch existiert, solange er Chancen hat,
in einen Arbeitsplatz umgesetzt zu werden. Rät der Berufsberater
mit dem Hinweis auf drohende Absagen von einem Ausbildungsberuf
ab, geben die Jugendlichen ohne einen Realisierungsversuch auf.
vor allem dann. wenn sich die Lehrstellensuche in die Länge zieht
und sie dadurch in Panik geraten." (Mai er u.a. 1985: 30)
BinmQndungen in OberbrQckungsmaßnahmen
.Jugendliche. die in ihren Bewerbungsbemühungen erfolglos bleiben.
sind gezwungen, auf schulische Oberbrückungsmaßnahmen zurückzu-
greifen. Dies trifft nicht nur für Hauptschüler und Jugendliche
ohne Hauptschulabschluß zu. die oftmals von vornherein auf das
zehnte Schuljahr verwiesen werden. Eine zunehmende Zahl von Real-
schülern (insbesondere Mädchen) absolviert nach Beendigung der
Sch~le "Bildungsschleifen". Auch dabei kommt dem Arbeitsamt eine
erhebliche Lenkungsfunktion zu: ~ie Aufnahme in eine Oberbrük-
kungsmaßnahme unterliegt. wie unsere Ergebnisse zeigen. ähnlichen
Selektionskriterien wie die Einmündung in ein Ausbildungsverhält-
nis. Bildungsvoraussetzungen. Geschlechtszugehörigkeit und das
regionale Angebot an schulischen (Aus)Bildungsplätzen entscheidet
über die Plazierung der Jugendlichen in chancenverbessernden oder
chancenlosen Maßnahmen. die von den ursprünglichen Berufsvorstel-
lungen mehr oder weniger weit entfernt liegen. "Interessengelei-
tete Entscheidungen sind dabei selten möglich. auch gegenüber der
berufsvorbereitenden oder berufsbildenden Angebotsstruktur
verhalten sich die Jugendlichen flexibel." (Heinz/Krüger u.a.
1985)
Für Jugendliche, die im Rahmen des Berufsvorbereitungsjahres
(insbesondere im Bereich Hauswirtschaft. in den ein Großteil der
Mädchen - auch derjenigen, die eine Lehre im gewerblich-techni-
schen Bereich anstreben "eingewiesen" wird) gezwungen sind.
Maßnahmen ohne den erstrebten berufsinhaltlichen Bezug zu durch-
laufen. wird letztlich das "Durchhalten" dieses Jahres zur wich-




Qualifikationsertrag der Kurse von ihnen eher in privater als in
beruflicher Hinsicht gesehen wird.
Die Chancen von Mädchen, nach Abschluß einer Oberbrückungsmaßnah-
me einen Ausbildungsplatz im Dualen System zu erhalten, sind er-
heblich geringer als die ihrer männlichen Mitbewerber. Obwohl
Hauptschülerinnen, wie die Bremer Studie aufzeigt, am Ende der
siebten Klasse keine typisch weiblichen Tätigkeitsbereiche an-
streben, finden sie sich zum überwiegenden Teil in schulischen
Bildungsgängen mit hauswirtschaftlich-pflegerischer Ausrichtung
wieder.
Obergänge in ein Ausbildungsverhältnis
Ebenso wie die Chance, überhaupt einen Ausbildungsplatz zu erhal-
ten, ist auch für die fachliche Ausrichtung und Qualität der Be-
rufsausbildung das Geschlecht, der Bildungsabschluß und das re-
gionale Ausbildungsstellenangebot maßgeblich. Einen Ausbildungs-
platz bekommen zu haben, wird von vielen Jugendlichen eher mit
der Erleichterung aufgenommen, "von der Straße weg zu sein", als
mit arbeitsinhaltlichen Interessen verknüpft. So hatten sich
knapp 60 % der Verkäufer/innen des Augsburger sampies ursprüng-
lich in ganz anderen Berufsfeldern beworben. Maier u.a. (1985:97)
stellen fest: "Wie ein rcter Faden zieht sich durch die Aufsätze
und Interviews die Angst vor Arbeitslosigkeit." Ahnliches wird
aus der Dortmunder Untersuchung berichtet: "Nur bei einigen Aus-
zubildenden in Betrieb X läßt sich ein einigermaßen geradliniger
Weg vom Berufswunsch in den Ausbildungsberuf feststellen ..• Die
meisten mußten Abstriche von ihren Interessen und Ansprüchen ma-
chen, die sie für wichtig hielten und halten." (Paul-Kohlhoff
u.a. 1984: 82)
Jugendliche betrachten in der Antizipation einer unsicheren Er-
werbsbiographie ihre berufliche Erstausbildung oftmals nur als
Grundlage für eine Reihe von Berufstätigkeiten. Dies geht aus der




in jährlichem Abstand befragt wurden: "Die Antwort auf die Frage,
ob sie den 'richtigen' Beruf erlernen, machen die Auszubildenden
im Verlauf der Lehrjahre nicht so sehr an den Inhalten und Zu-
kunftsaussichten des Lehrberufs fest, vielmehr daran, inwieweit
er eine Grundlage für den Einstieg in das Arbeitsleben bietet,
möglicherweise in ganz anderen Gebieten, in den meisten Fällen
unter der Einkalkulation von weiteren Bildungsrnaßnahmen inner-
und außerbetrieblicher Art." (Kärtner 1985: 557)
Dem entspricht, daß für die hohe Weiterbildunqsmotivation Auszu-
bildender nach Friebel (1983: 124) ein "struktureller Zwang zum
lebenslangen Lernen ••• , um sich den veränderten Qualifikations-
anforderungen des Arbeitsmarktes anzupassen und im Berufsleben
bestehen zu können" verantwortlich ist. Auch bei dieser Status-
passage scheint das Interesse, die Beschäftigung zu sichern,
wichtiger zu sein als arbeitsinhaltliche Momente.
Gegen Bnde der Ausbildung: Da. Problem der Obernahme
Trotz reduzierter inhaltlicher Ansprüche halten die Jugendlichen
an dem Wunsch einer gründlichen und umfassenden Ausbildung fest,
der jedoch selten erfüllt wird. Aus Angst, eine mögliche Obernah-
me zu gefährden, passen sich die Jugendlichen frühzeitig relativ
kritiklos den Erwartungen der Betriebe an. Gegen Ende der Ausbil-
dung ..... sind die Auszubildenden verunsichert, sie mißtrauen
sich gegenseitig, die Konkurrenz wächst. Die (nicht aufgedeckten)
Obernahmestrategien der Betriebe sind wirksame Disziplinierungs-
mittel." (Maier u.a. 1985: 287) Die Obernahmewünsche der Jugend-
lichen werden selten inhaltlich begründet, sie beruhen fast immer
auf dem Bemühen, vor Arbeitslosigkeit zu vermeiden: "Hinsichtlich
externer Bewerbungen schätzen sie ihre Chancen auf dem Arbeits-
markt gering ein. So wird manchmal die Nicht-Obernahme mit einer
Beendigung der beruflichen Laufbahn gleichgesetzt, weil sie kaum
'nach unten' ausweichen können." (Maier u.a. 1985: 248)
Jugendliche, die von ihren Ausbildunqsbetrieben übernommen wur-




tigkeitsbereich zufrieden zu geben. Daß auch junge Facharbeiter
auf dequalifizierende Eingangsarbeitsplätze verwiesen werden,
woran sich zumeist horizontale Mobilitätsprozesse anschließen,
wurde von Lappe belegt (1986). Diese Situation hat entscheidende
Auswirkungen auf die Verfolgung arbeitsinhaltlicher Interessen:
"Durch fehlende Perspektiven herrscht unter den Jugendlichen eine
resignative Arbeitsorientierung vor", stellen Maier u.a. (1985:
288) fest. Auch die Dortmunder Untersuchung (Paul-Kohlhoffu.a.
1984: 266) wirft ein Licht auf die krisenbedingte Zurückstellung
inhaltlicher Ansprüche: "In vielen Fällen spiegelt sich in diesem
Bestreben, den erreichten Arbeitsplatz zu halten und abzusichern,
das •.. Bewußtsein darüber wider, daß es für sie derzeit nichts
Besseres gibt." Die Absicht, den erlernten Beruf zu wechseln,
äußerten einige Jugendliche, diesem Vorhaben wird jedoch eher von
Abiturienten als von Haupt- und Realschülern eine Chance einge-
räumt.
Erfahrungen biographischer Brüche
Qualitativ-biographisch orientierte Studien mit Jug~ndlichen, die
die erste und/oder die zweite Risikoschwelle des Eintritts in das
Beschäftigungssystem nicht bruchlos überwinden können, also in
Statusschleifen kursieren oder arbeitslos sind, liegen kaum vor.
Zwar besitzt rund ein Drittel der Jugendlichen des Hamburger
samples Diskontinuitätserfahrungen im beruflichen Werdegang:
"hierunter fallen Ausfallzeiten (Arbeitslosigkeit, Berufsgrund-
bildungsjahr, privater Rückzug u.a.) und reale Statusverluste
(z.B. Abbruch einer Ausbildung, weiter als Jungarbeiter)" (Frie-
bel 1985: 64). Die bisher vorliegenden Untersuchungsergebnisse
erlauben jedoch aufgrund der Fragestellung dieser Studie und der
vorwiegend quantitativen Auswertung weder Rückschlüsse auf die
Veränderungen von Arbeitsorientierungen dieser Jugendlichen in
der Bewältigung ihrer Krisenerfahrungen noch Aufschlüsse über die





Zurückgegriffen werden kann lediglich auf die Dortmunder und die
Bremer Studie, wobei letztere aufgrund ihrer Fragestellung jedoch
nur die Einmündung in eine schulische Oberbrückungsmaßnahme im
Anschluß an den Hauptschulabschluß einbezieht.
"Brüchige" Erwerbsbiographien beginnen in der Regel schon mit dem
Mißerfolg bei der Suche oder mit dem Abbruch der Ausbildung.
Nachdem sich die Beschäftigungsaussichten Ungelernter und
Angelernter in den letzten zehn Jahren drastisch verschlechtert
,haben, ist den Jugendlichen in hohem Maße bewußt, daß sie ohne
Berufsausbildung wenig Reproduktionsmöglichkeiten besitzen. Das
Scheitern an der ersten Schwelle führt nicht direkt in die
Arbeitslosigkeit, sondern meistens zu dem Besuch schulischer
Oberbrückungsmaßnahmen, deren AbschlUß die Arbeitsmarktrisiken
aber kaum mindert.
Daß ein längerfristiges Scheitern Jugendlicher an den Hürden des
Ausbildungsmarktes beträchtliche Auswirkungen auf ihre Arbeits-
orientierungen hat, zeigt die Dortmunder (Paul-Kohlhoff u.a.
1984: X) Studie auf: "In unserer Untersuchung treffen wir auf
diese Orientierung 'Ausbildung überhaupt' vor allem bei den Grup-
pen von Jugendlichen, denen es bisher nicht gelungen ist. den
Einstieg in das Berufsbildungssystem zu schaffen, also den Ar-
beitslosen ohne Berufsausbildung, den Jugendlichen in Maßnahmen
und den als Hilfsarbeiter beschäftigten." Welchen hohen Wert auch
solche Jugendliche dem Gesellenbrief als "Eintrittskarte" in das
Beschäftigungssystem beimessen, wird in Interviews mit Auszubil-
denden in Alternativbetrieben im Benachteiligtenprogramm deut-
lich. Die Ausbildungsverläufe der Jugendlichen in berufsqualifi-
zierenden Maßnahmen und in Alternativbetrieben, die in der Dort-
munder Studie (Paul-Kohlhoff u.a. 1984: 35) nachgezeichnet wer-
den, zeigen, daß diese in eine "lebensgeschichtlich vorgegebene
Chancenstruktur" eingebunden sind: "Die älteren Jugendlichen in
der Untersuchungsgruppe haben in ihrer bisherigen Berufskarriere
bis zu neun Stationen durchlaufen. Dabei wechseln sich in unter-




ab: - Obergangsma~nahme, abgebrochene Berufsausbildung, Erwerbs-
tätigkeit und Arbeitslosigkeit."
Fazit
Aus den vorliegenden qualitativ orientierten Studien lassen sich
in bezug auf Arbeitsorientierungen und Ausbildungsverläufe fol-
gende Schlu~folgerungen ziehen (vgl. Heinz 1985):
Das Risiko der Oberwindung der ersten und zweiten Schwelle des
Eintritts in das Beschäftigungssystem ist den Jugendlichen in
hohem Ma~e bewußt: "Risikobewußtsein"
Berufsverläufe Jugendlicher beginnen unter dem "Diktat" des
Arbeitsmarktes und unter Einflu~nahme von steuernden Institu-
tionen (vor allem Arbeitsamt): "Optionslogik"
Die Selektionsprozesse auf dem Arbeitsmarkt werden bildungs-
und geschlechtsspezifisch erfahren. Sie pflanzen sich im schu-
lischen Berufsbildungssystem und in au~erbetrieblichenAusbil-
dungsma~nahmen fort: "Qualifikationsspaltung"
Die Arbeitsorientierungen Jugendlicher sind abhängig von ihrem
Realisierungspotential. Das individuell erlebte Arbeitsmarkt-
risiko führt zur Zurückstellung von arbeitsinhaltlichen
Ansprüchen hinter das Beschäftigteninteresse: "ambivalente
Arbeitsorientierung"
Die Jugendlichen bemühen sich, auch diskontinuierliche Ober-
gangsverläufe durch die Aufnahme einer Lehrstelle wieder zu
normalisieren, da eine abgeschlossene Berufsausbildung als
Mindestvoraussetzung für den Einstieg in den Arbeitsmarkt
gesehen wird: "Normalisierung"
Es zeigt sich eine Tendenz zur Spaltung der Jugendlichen in
"Schwellenüberwinder", die eine ihren Ansprüchen entsprechende
Plazierung im Beschäftigungssystem verfolgen, und in "Status-
zirkulierer", die versuchen, überhaupt einen Einstieg in das
Arbeitsleben zu erreichen: "Segmentierte Obergangsverläufe"
Die zweite Schwelle des Obergangs, an der die bisherigen Qua-
lifizierungspassagen in den Erwerbsverlauf einmünden, wird
immer schwieriger zu überwinden. Dies liegt einmal daran, da~
viele Jugendliche an der ersten Schwelle in überbesetzte Sack-
gassen-Ausbildungen eingemündet sind und zum anderen daran,






Stellvertretend für die verschiedenen Vorarbeiten des Antragstel-
lers soll das Bremer Forschungsprojekt "Berufsfindung und Ar-
beitsmarkt" (1978-1982) vorgestellt werden, dessen Ergebnisse in
der Studie "Hauptsache eine Lehrstelle" (Heinz/Krüger u.a. 1985)
abschlie~end vorgelegt wurden. Themenstellung,methodische Vorge-
hen und Ergebnisse dieser Studie, die z.T. explizit in andere
Forschungsvorhaben (z.B. die unter 3.34 besprochene Augsburger
,Studie) eingingen, sind thematisch dem "Stand der Forschung" zu-
zuordnen. Sie leiten in die Fragestellungen des Teilprojekts in-
soweit über, als die Steuerungsfunktion von Instanzen des Berufs-
bildungssystems und die subjektiven Sichtweisen von Jugendlichen
in verschiedenen Phasen der Statuspassage von der Schule in die
Berufsausbildung untersucht wurden.
Ausgangspunkt der Studie war die Frage des Wechselspiels zwischen
der gesellschaftlichen Erfahrung Jugendlicher im Proze~ der Be-
rufsfindung und deren subjektiver Deutung sowie den daraus
erwachsenden Handlungsstrategien. Durch die Anlage der Untersu-
chung als qualitative Längsschnittstudie wurde sowohl die
Veränderung der objektiven Situation Jugendlicher an den Statio-
nen der Berufseinmündung als auch die jeweilige subjektive
Interpretation der Erfahrungen an verschiedenen Etappen dieses
Prozesses erfa~t. Die durch den Lehrstellenmarkt und das Angebot
schulischer Ausbildungsmaßnahmen gesetzten objektiven Rahmen-
bedingungen Jugendlicher bei der Berufssuche waren ausdrücklicher
Bestandteil der Untersuchungskonzeption und Ergebnisanalyse.
Aus den problemzentrierten Interviews konnten als Quintessenz
situationstypische Argumentationslinien Jugendlicher herausge-
arbeitet werden, aus denen das Verhältnis von Obergangserfahrung
und Realitätsdeutung erkennbar wird. An jeder Verzweigung der
Statuspassage von der Schule in den Beruf verändern sich die
beruflichen Optionen Jugendlicher entsprechend der Chancen ihrer




gik" rekonstruieren, die auf das Zusammenwirken von institutio-
neller Praxis und individuellen Handlungen verweist.
So beginnen beispielsweise die meisten Jugendlichen am Ende der
schulischen Oberbrückungsmaßnahmen mit einer erneuten Suche nach
einem Ausbildungsplatz. Auch wenn ihre schulische Berufsqualifi-
zierung, wie die Jugendlichen feststellen müssen, die Chancen auf
eine Lehrstelle kaum erhöht, wird diese Bildungsphase biogra-
phisch legitimiert; die Jungen verweisen auf eingeübte Arbeits-
disziplin, die Mädchen auf die Nützlichkeit des erworbenen Wis-
sens für familiale Aufgaben. Bewerbungsmißerfolge werden wiederum
als Aufforderung zu weiteren Bildungsanstrengungen verarbeitet.
Berufswünsche beziehen sich an dieser Verzweigung nun nicht mehr
auf inhaltliche Interessen, die noch biographisch begründet wer-
den können - im Vordergrund steht letztlich die Sicherung mate-
rieller Reproduktion und der Wunsch nach sozialer Integration.
Die Wirkungsweise der Arbeitsvermittlung und Berufsberatung auf
den Verlauf der Berufsausbildung aus der Sicht der Jugendlichen
wurde in einem DFG-Projekt (Az. 11 A 4 He 960/5-2) auf der Basis
einer Sekundäranalyse qualitativer Jugendstudien untersucht
(Heinz/Wachtveitl/Witzel 1986/87; Wachtveitl/Witzel 1985). Auf
der Basis von vier Jugendstudien zum Obergang in die Berufsaus-
bildung, die Ende der 70er Jahre in verschiedenen Großstädten der
BRD durchgeführt wurden, ist die Entwicklung der Inanspruchnahme
und Bewertung des Arbeitsamts durch die Jugendlichen im Verlauf
der Berufssuche herausgearbeitet worden. Die Studie hat einmal
Grundlagen und Verfahrensschritte für die Durchführung von Sekun-
däranalysen qualitativer Studien erarbeitet und zum anderen die
Erwartungen und Erfahrungen von Jugendlichen mit dem Beratungs-
und Vermittlungsangebot des Arbeitsamts und dessen Handlungskon-
sequenzen im Verlauf des Obergangs in die Berufsausbildung syste-
matisiert. Das Ziel war eine subjektbezogene Analyse der Konse-
quenzen, die sich aus den Verfahrensweisen der Berufsberatung für
den Ablauf der Berufssuche ergeben, insbesondere die Frage, in-




1egungen und Strategien der Ratsuchenden eingehen: Wie sie etwa
mit den Beratungs- und Vermittlungsergebnissen umgehen, wie sie
Um1enkungen ihrer beruflichen Pläne gedanklich und in ihren Hand-
lungen auf dem Ausbildungsstellenmarkt bewältigen. Dabei wurden
Gemeinsamkeiten und Differenzen der Normalitätsvorstellungen des
Arbeitsamts über den "rationalen Berufswähler" und den Vorstel-
lungen der Jugendlichen herausgearbeitet. Es zeigte sich, daß im
Verlauf der Berufssuche bei den Jugendlichen die Erwartungen an
die Zuweisung beruflicher Chancen dominant wird, was jedoch mit
.dem Beratungsprograrnm konf1igiert, das vorn Jugendlichen eine
selbständig zu vollziehende, Interessen und Fähigkeit mit dem An-
gebot abwägende BerUfswahlentscheidung verlangt. Dies führt aus
der Sicht der Arbeitsberatung und -vermittlung schließlich zu ei-
ner Umdefinition von Arbeitsmarktrisiken in das Ausmaß der Bewer-
bungsaktivitäten der beratenen Jugendlichen.
3.5
3.51
Ziele, Methoden, Arbeitsprograrnm und Zeitplan
Forschungsziele
Das Teilprojekt geht davon aus, daß die in der Jugendsoziologie
verbreitete These der Verlängerung der Jugendphase durch Bi1-
dungsprozesse und verzögerte Obergänge in das Erwerbssystem die
Vie1schichtigkeit der vorliegenden Problemkonstellationen
verstellt. Dieser Lebensabschnitt hat sich qualitativ durch den
Strukturwandel in der Arbeitswelt verändert; damit hat sich die
Obergangsphase vorn Ausbildungs- ins Beschäftigungssystem grundle-
gend destabilisiert. Zwischen dem gesellschaftlichen Programm der
Jugendphase im Kontext der Normalbiographien und der biogra-
phisch-subjektiven Realisierung der Statuspassagen in die
Erwerbstätigkeit haben sich damit die Widersprüche verschärft.
Nicht nur der Ablauf, sondern auch die Sinnhaftigkeit der
Jugendphase, deren Prinzip in der Vorbereitung auf die materielle
und soziale Selbständigkeit liegt. ist problematisch geworden.
Dieser Tendenz wird jedoch durch neue, vornehmlich kompensatori-
sche Statuspassagen entgegengewirkt, die verschiedene Wege in die




Diese Situation ist historisch neuartig, da sich die Jugendlichen
auf anhaltende wirtschaftliche und berufliche Turbulenzen
einstellen müssen und sich dabei nicht mehr an die Vorgaben der
Normalbiographien halten können. Ihre Lebensverläufe sind im Ver-
gleich zu denen ihrer Eltern gerade nicht durch stabile Obergänge
mit festen Zugangs- und Ankunftspositionen vorgegeben, diese
Kontinuität wird ihnen verweigert.
Ein Blick auf die frühen 60er Jahre kann diese tiefgreifende Ver-
änderung verdeutlichen: In der Periode der Vollbeschäftigung war
die Berufswahl nicht durch den Mangel, sondern durch ein Oberan-
gebot an Ausbildungsplätzen erschwert: 1962 blieben 300.000 Lehr-
stellen unbesetzt. Dies führte nach Scharmann (1965) zu Zufalls-
entscheidungen und späteren Korrekturen des Berufseinstiegs. Das
Postulat der freien Berufswahl war damals für alle Schichten fak-
tisch realisierbar; diese offene Entscheidungssituation hatte je-
doch Unsicherheiten und Fehlgriffe zur Folge, die allerdings im
Berufsverlauf von den meisten aufgrund der Unzufriedenheit mit
der ersten Wahlentscheidung durch Eigeninitiative vor dem Hinter-
grund des günstigen A~beitsplatzangebots behoben werden konnten.
Ganz anders stellt sich die Situation in den 80er und 90er Jahren
dar, Berufs- und Betriebswechsel werden den Arbeitskräften durch
die ungünstige Arbeitsmarktlage aufgezwungen.
Für das Teilprojekt stellt sich damit die Frage, welche Berufs-
verlaufsmuster an den Obergängen der zweiten Schwelle entstehen.
Kommt es etwa am Anfang der Erwerbstätigkeit zu einer qualifika-
tionsentsprechenden Beschäftigung in Arbeitsbereichen mit Hand-
lungsspielraum und Chancen für Aufstieg im Betrieb oder durch Be-
triebswechsel? Oder: Entsteht ein Einstiegsniveau in der berufli-
chen Anfangsphase, das entweder eine Dequalifizierung oder einen
Wechsel zwischen Tätigkeiten mit geringen Handlungsspielräumen
und unsicheren Mobilitätschancen und hohen sozialen Risiken ver-
bunden sind? Wie gehen die jugendlichen Fachkräfte mit Brüchen in
ihrer Berufsbiographie um, die z.B. aus Diskrepanzen zwischen




Richtet sich die individuelle Strategie gegen eine Einpassung in
dequalifizierende Berufsverlaufsmuster, indem ein Betriebswechsel
mit dem Ziel der Beschäftigung auf höherem Qualifikationsniveau
oder durch Weiterbildung ein innerbetrieblicher Aufstieg versucht
wird.
Im Hinblick auf die Arbeitsorientierunaen stellt sich die Frage,
ob die Statuspassagen in das Beschäftigungssystem primär aufgrund
von Opportunitätserwägungen, also durch ein mit Skepsis gepaartes
instrumentell-realistisches Arrangements mit den begrenzten Op-
tionen verfolgt werden und inwieweit das Prinzip der Reflexivität
- im Sinne der AUfrechterhaltung subjektiver Ansprüche gegenüber
den Entscheidungszwängen - bei den Handlungsstrategien der
Jugendlichen beteiligt ist?
Das Teilprojekt untersucht Statuspassagen vom Ausbildungs- in das
Beschäftigungssystem von Jugendlichen mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung. Die Untersuchungsziele richten sich auf
eine differenzierte Analyse von Risikolagen in ihrer Auswir-
kung auf die Ausbildungs- und Berufsverläufe Jugendlicher;
die individuellen Strategien, die Jugendliche zur Bewältigung
von Arbeitsmarktrisiken ergreifen. und die ihnen zugrundelie-
genden Arbeitsorientierungen und Lebensentwürfe;
die Lenkungsfunktion von Institutionen und die Auswirkung
staatlicher Kompensationsstrategien auf den Berufseinmün-
dungsproze~ Jugendlicher.
Die Untersuchung ist als vergleichende Fallstudie konzipiert, die
in zwei Regionen mit unterschiedlichen Beschäftigungschancen,
Bremen und München, durchgeführt werden soll. Geplant ist die
zweimalige qualitative Befragung einer Auswahl von Jugendlichen,
die über verschiedene Statuspassagen ihre Berufsausbildung abge-
schlossen haben. Diese Jugendlichen sollen das erste Mal gegen




Jahr später, also - normalbiographisch gesehen - gegen Ende ihres
ersten "Berufsjahres" interviewt werden (Interviewphase 11).
Normalbiographische Statuspassagen und Statusschleifen
Die Ausbildungs- und Berufsbiographien Jugendlicher spiegeln die
objektiven Rahmenbedingungen des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes
wider. Aus dem Ausbildungsverlauf, den ein Jugendlicher hinter
sich hat, lassen sich objektive Chancenstrukturen herausfiltern:
Bildungsniveau, Geschlecht und regionaler Arbeitsmasrkt konnte~
in den bisher vorliegenden Studien als zentrale Bestimmungsgrößen
ausgemacht werden.
Normalbiographische Verläufe der Berufseinmündung (verstanden als
reibungslose Obergänge vom allgemeinen Bildungssystem über das
berufliche Bildungssystem oder ein Studium in eine unbefristete
Vollzeitstelle im erlernten Beruf) können unter den anhaltend re-
striktiven Arbeitsmarktbedingungen nur von einem Teil der Jugend-
lichen realisiert werden. Diejenigen Jugendlichen, die schon an
der ersten Schwelle des Obergangs in das Beschäftigungssystem an
den Selektionskriterien der Betriebe scheitern, sind gezwungen,
ihre Ausbildungsbiographie mit schulischen oder aUßerbetriebli-
chen (Aus-)Bildungsgängen zweiter oder dritter Wahl zu beginnen,
die das Risiko einer "Maßnahmen-Karriere" beinhalten. Aber auch
unter den Jugendlichen. die eine Berufsausbildung im Dualen Sy-
stem absolviert haben, häufen sich durch Fehleinmündungen ver-
ursachte Brüche beim Einstieg in das Beschäftigungss~~tem.
An der Ausfahrt vom "Geisterbahnhof des Ausbildungssystems" (U.
Beck) versammeln sich aber nicht nur di~ Statuspassagiere der er-
sten Arbeitsmarktschwelle. Im Zuge der Entkoppelung von Bildungs-
und Beschäftigungssystem steigt der Trend zur Doppelqualifikation
bei solchen Jugendlichen. die - oftmals im Anschluß an "Warte-





Die Auflösung tradierter Zusammenhänge zwischen Qualifikation und
Berufsposition führt zu neuen Weichenstellungen und veränderten
Zeithorizonten der Absch1ießbarkeit von Statuspassagen im An-
schluß an die Berufsausbildung. Wer eine "normale" Berufseinmün-
dung nicht realisieren kann, muß auf folgende Alternativen
ausweichen, um Erwerbslosigkeit als "Einstiegsstatus" zu vermei-
den:
erneute Qualifizierung (Berufsausbildung/Umschulung, Studium
oder Weiterbildung, teilweise gefördert durch das AFG)
unterwertige und/oder berufsfremde Beschäftigung
befristete Beschäftigung
Den Status, den Jugendliche im Anschluß an ihre Berufsausbildung
erreichen, betrachten wir ebenso wie ihre Ausbildungsverläufe,
als Ergebnis von Selektionsprozessen, an denen die schulischen
Ausbildungsinstitutionen, die Arbeitsverwaltung und die Betriebe
als zentrale Weichensteller beteiligt sind.
Unter dieser ersten Fragstellung
Einbeziehung der Strukturanalysen,
geführt werden, untersucht werden,
soll für beide Regionen unter
die im Teilprojekt A 2 durch-
welche nach Geschlecht, Bildungsabschluß, Berufsbildungs-
institution und Ausbildungsberuf differenzierte - Qualifika-
tionsverläufe zu normalbiographischen Obergängen vorn Bildungs-
in das Beschäftigungssystem fÜhren;
welche typischen Varianten sich zwischen normalbiographischen
Obergangsmustern und tatsächlichen Ausbildungs- und Berufs-
verläufen herausgebildet haben;
welche Auswirkungen Statusschleifen/das Zirkulieren in Sta-
tuspassagen im beruflichen Bildungssystem auf die Verwertbar-
keit der so erworbenen Qualifikationen haben.
In der ersten Interviewphase wird retrospektiv nach der Form der
Oberwindung der ersten Schwelle des Obergangs in das Beschäfti-




struktion der Ausbildungs- und Arbeitsmarkterfahrungen der
Jugendlichen vor Aufnahme des Ausbildungsverhältnisses soll
klären, welche Bildungsstationen die Jugendlichen durchlaufen
haben, wie sich der Berufsfindungsproze~gestaltet hat und welche
Umlenkungen von ursprünglichen Berufswünschen in Kauf genommen
werden mu~ten.
Diskrepanzen zwischen normalbiographischer und den realisierter
Berufseinmündungen Jugendlicher nach der zweiten Schwelle werden
in der zweiten Interviewphase thematisiert. Zu untersuchen ist
hier, inwieweit die Jugendlichen in ausbildungsadäquate oder be-
rufsfremde Tätigkeiten einmünden, ob eine Tendenz zu unterwerti-
ger Beschäftigung feststellbar ist, und welche Auswirkungen die
Befristungsmöglichkeiten von Arbeitsverträgen durch das Beschäf-
tigungsförderungsgesetz hat. Es ist zu fragen, inwieweit Be-
triebswechsel nach abgeschlossener Berufsausbildung vorgenommen
werden konnten und welches Qualifikationsverhalten die'Jugendli-
ehen zeigen, um möglicherweise in Arbeitslosigkeit mündende De-
qualifizierungsprozesse oder andauernde unterwertige Beschäfti-
gung auszugleichen.
Individuelle Handlungsstrategien und Arbeitsorientierungen
Das Beschäftigungsrisiko wird von den Jugendlichen kollektiv er-
lebt, aber individuell getragen. Es stellt sie vor die paradoxe
Situation, da~ individuelle Leistungsorientierung im Ausbildungs-
system für den Obergang in das Beschäftigungssystem immer notwen-
diger wird, die Leistungsanstrengungen jedoch immer seltener ho-
noriert werden: "Ob jemand das, was er in Schule oder Hochschule
(selbst in einer betrieblichen Ausbildung) lernt, später in einer
Berufstätigkeit auch anwenden kann. wird mehr oder weniger zum
Lotteriespiel. Die gesellschaftlichen Institutionen von Bildung
und Ausbildung verlieren für immer mehr Jugendliche ... ihre pri-
märe Sinngebung, da~ Lernen einen Weg zu beruflicher und sozialer






Viele Jugendliche, die mit "Schleifenkarrieren" und Arbeitslosig-
keitserfahrungen in das berufliche Bildungssystem einmünden. ha-
ben auf dem Weg zu diesem Ziel Berufswünsche und Ansprüche hinter
sich gelassen: Ein zentrales Ergebnis qualitativer Studien zum
Thema "Arbeit und Beruf" von Jugendlichen ist die Abhängigkeit
der Arbeitsorientierungen von ihrem Realisierungspotential. Dies
beinhaltet die Bereitschaft der Jugendlichen, arbeitsinhaltliche
Ansprüche hinter das unmittelbare Interesse an Ausbildung und
Beschäftigung zurückzustellen. Doch lassen sich solche Anspruchs-
.reduktionen l~ngfristig durchhalten? Welche individuellen Bewäl-
tigungsstrategien wenden Jugendliche an, wenn der Obergang in die
Berufsarbeit trotz abgeschlossener Berufsausbildung nicht erwar-
tungsgemäß verläuft? Betrachten beispielsweise die männlichen
Fachkräfte die Bundeswehr oder den Zivildienst als Obergangslö-
sung, um unterwertigen Erwerbsverläufen oder der Arbeitslosigkeit
vorübergehend auszuweichen? Betrachten beruflich qualifizierte
junge Frauen die Obernahme von Haushalts- und Familienaufgaben
als Notlösung bis zu einem Einstieg in eine ihren Vorstellungen
entsprechende Berufstätigkeit? Welche Versuche unternehmen die
jungen Fachkräfte, um angesichts drohender Beschäftigungsrisiken
handlungsfähig zu bleiben? Führen Diskontinuitätserfahrungen beim
Obergang zu nachhaltigen Umorientierungen in der Lebensplanung?
Thema dieser zweiten Leitfrage sind die Bewältigungsstrategien
von Risikolagen im Verlauf des Obergangs. Es ist zu untersuchen,
wie ~usgebildete mit unterschiedlichen Qualifikationsverläufen
mit antizipierten bzw. erlebten Arbeitsmarktrisiken umgehen;
welcher gesellschaftlicher Deutungsmuster sich diese Gruppen
auf der Grundlage ihrer sozio-biographisch geprägten Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkterfahrungen bedienen;
welche Auswirkungen die Erfahrung des Arbeitsmarktrisikos vor,
während und nach der Berufsausbildung auf die arbeitsinhaltli-
chen Orientierungen und die Lebensplanung der Jugendlichen
hat;
wie sich Selektionserfahrungen auf




sich aus ihnen Veränderungen und Probleme im außerberuflichen
Lebenszusammenhang ergeben;
In der ersten Interviewphase sollen anhand ausgewählter Berufe
die Erfahrungen und Bewältigungsstrategien der Jugendlichen in
der Statuspassage "Ausbildung" in verschiedenen Ausbildungsin-
stitutionen rekonstruiert werden. Unter dem Stichwort "Beschäf-
tigungsperspektiven" wird die Risikoperzeption und -antizipation
der zweiten Schwelle thematisiert. In der zweiten Interviewphase
werden einmal die Selektions- und Arbeitserfahrungen der Ausbil-
dungsabsolventen und deren individuelle Verarbeitung themati-
siert. Zum anderen sollen Anpassungs- und Distanzierungsprozesse
im Hinblick auf die eingetretene Beschäftigungssituation und wei-
tere Pläne z.B. für Berufs- bzw. Betriebswechsel oder Aufstieg
durch Weiterbildung transparent gemacht werden.
Institutionelle Steuerungsmechanismen
Während sich die erste Schwelle des Obergangs in das Beschäfti-
gungssystem tendenziell durch das Abflachen des Geburtenberges zu
entschärfen scheint, zeigt sich an der zweiten Schwelle der Ein-
mündung, daß die staatlichen Strategien des Umgangs mit der Ju-
gendarbeitslosigkeit kompensatorischer und kurzfristiger Art
sind.
Die "Qualifizierungsoffensive" führte zu einem deutlichen Ausbau
schulischer Berufsbildungsgänge und zur Ausweitung staatlich ge-
förderter außerbetrieblicher Ausbildungsmaßnahmen. Diese auf in-
dividuelle Qualifikationsverbesserung setzende Strategie zielt
auf einen Abbau der Arbeitslosigkeit von Jugendlichen ohne Aus-
bildungsvertrag, tangiert jedoch nicht die zweite Schwelle des
Obergangs in das Beschäftigungssystem.
Auch arbeitsmarktpolitische Instrumentarien wie Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen oder das Beschäftigungsförderungsgesetzes können
die Problematik der Berufseinmündung im "normalbiographischen




beit und befristete Arbeitsverträge einen jeweils kurzfristigen
Abbau von Arbeitslosigkeit und reduzieren längerfristig die Aus-
sicht, in ein Normalarbeitsverhältnis zu gelangen. Die Möglich-
keit, Arbeitsverträge im Anschlu~ an eine Berufsausbildung einma-
lig ohne sachlichen Grund auf bis zu 18 Monate zu befristen, kann
überdies nur solchen Jugendlichen zugute kommen, die ihre Ausbil-
dung im Rahmen des Dualen Systems absolviert haben. Teilnehmer
vollzeitschulischer Berufsbildungsgänge und Jugendliche, die in
Ausbildungskooperativen bzw. im Rahmen des Benachteiligtenpro-
. grammes ausgebildet wurden, können nicht einmal diese Option ver-
folgen.
Beim Berufseinstieg kommt neben den Rekrutierungspraktiken der
Betreibe dem Zusammenwirken von Institutionen der beruflichen
Aus- und Weiterbildung und der Arbeitsvermittlung - vor allem im
Kontext der AFG eine erhabliche Steuerungsfunktion auf die
Erwerbsverläufe der Jugendlichen zu. Wie unser Projekt "Berufs-
findung und Berufsberatung" (Heinz/Wachtveitl/Witzel 1986/87)
zeigt, steuert z.B. das Arbeitsamt Entscheidungsprozesse der Ju-
gendlichen z.B. durch die Empfehlung schulischer Berufsbildungs-
gänge.
Auf den Selektionsresultaten dieser Obergangsma~nahmen beruht
wiederum die Eimündungschance in berufliche Bildungsmaßnahmen,
deren fachliche Ausrichtung und institutionellen Rahmenbedingun-
gen die Beschäftigungschancen nach Ausbildungsabschluß mitbedin-
gen. Dazu kommt eine tendenziell kritische Bewertung der Qualität
dieser Ma~nahmen durch die Betriebe.
Inwieweit institutionelle Zuweisungen oder Steuerungen, die
durchaus eine Eigendynamik entfalten können, die Ausbildungs- und
Berufsbiographien der Jugendlichen mitgestalten, soll als dritte
Leitfraqe anhand von Experteninterviews untersucht werden. Dies
soll die beabsichtigte Rekonstruktion der Ausbildungsverläufe von
Jugendlichen ausgewählter Berufsgruppen ergänzen, um die Norma-






Die Ausbildungs- und Obergangsverläufe sowie die Bewältigungsfor-
men der Arbeitsmarktrisiken von jungen Fachkräften sollen vor und
nach Abschluß ihrer Berufsausbildung in einer qualitativen Längs-
schnittstudie in zwei Arbeitsmarktregionen untersucht werden.
Hinzugezogen werden dabei Strukturanalysen der regionalen, fach-
spezifischen Arbeitsmärkte. Strategien und Zielsetzungen der an
dem Berufseinmündungsprozeß beteiligten berufsbildenden, vermit-




Die Struktur des Ausbildungs- und Arbeitsplatzangebots weist in
der BRD eine zunehmende regionale Unterschiedlichkeit auf. Die
Statuspassagen nach der absolvierten Berufsausbildung werden
durch diese regionalen Disparitäten geprägt. Wir gehen davon aus,
daß daher Jugendliche ~it vergleichbarer Berufsausbildung auf un-
terschiedliche Optionen beim Berufsstart und damit auch verschie-
denartige Muster von Erwerbsverläufen stoßen.
Aus diesem Grund soll die geplante Studie in den beiden Arbeits-
marktregionen Bremen und München durchgeführt werden. Beide Re-
gionen weisen erhebliche Unterschiede in den Arbeitsmarktergeb-
nissen auf (vgl. Egle und Mehrschwirth 1987). Nach den Kriterien
Betroffenheit und Dauer der Arbeitslosigkeit weist Bremen (1985)
ein erheblich über dem Bundesdurchschnitt liegendes Zugangs- und
Verbleibsrisiko in der Arbeitslosigkeit auf, während in München
das Risiko von Arbeitslosigkeit betroffen zu werden und lange
arbeitslos zu sein, weit unter dem Bundesdurchschnitt liegt. Auch
nach einer Kombination der Kriterien "Laufzeit offener Stellen"
und "Dauer der Arbeitslosigkeit" ergibt sich, daß München zu den-
jenigen Teilarbeitsmärkten gehört, in denen eine Tendenz zu Ar-




kennzeichnet ist. Im Hinblick auf die Situationen des Obergangs
von der Berufsausbildung in das Beschäftigungssystem ergibt sich
aus einer Gruppierungsanalyse von Strukturdaten zur Lage auf dem
Ausbildungsstellenmarkt, da~ die Arbeitsamtbezirke Bremen und
München auf der Basis von fünf Indikatoren auf entgegengesetzten
"Polen" liegen (vgl. Berufsbildungsbericht 1987: 60 ff): Bezogen
auf das Jahr 1986 gehört Bremen zu den Regionen, in denen die An-
gebots-Nachfragerelation bei Ausbildungsplätzen unter dem Bundes-
durchschnitt liegt und die Quoten der Altbewerber, der teilquali-
fizierenden Ausbildungsgänge, die Quote der Berufsvorbereitungs-
angebote und die Quote der Arbeitslosen unter 25 ohne Berufsaus-
bildung weit über dem Durchschnitt des Bundesgebiets liegt. Für
München ergibt sich anhand dieser fünf Indikatoren ein erheblich
günstigeres Bild, so da~ davon ausgegangen werden kann, da~ durch
einen Vergleich beider Regionen die Bedeutung unterschiedlicher
Chancenstrukturen für den Einstieg in und den Verlauf von
Beschäftigungsverhältnissen aufgezeigt werden kann.
Für die Auswahl beider regionaler Arbeitsmärkte sprechen auch
pragmatische Gründe: Einmal bestehen zu den Bremer Institutionen
aufgrund schon durchgeführter Untersuchungen gute Kontakte, zum
anderen ist eine Kooperation mit der Münchener Projektgruppe "Ju-
gend und Arbeit" am DJI in Aussicht gestellt.
b) Untersuchungsgruppen
Die Auswahl der "Fallgruppen" erfolgt nach den von Glaser und
Strauss (1967) entwickelten Verfahren der theoretischen Stich-
probe. Auswahlkriterium ist hier nicht die statistische, sondern
die "symptomatische" Repräsentativität, der eine sorgfältige Pro-
blemanalyse auf der Basis z.B. von statistischem Material und an-
deren Dokumenten zugrunde liegt. In das Auswahlverfahren gehen
damit die für die Fragestellung bedeutsamen Bedingungen mit ein.
Die Auswahl der Fallgruppen konkretisiert sich durch folgende
Kriterien:
Ausbildungsberuf mit
messen am Anteil der
hohem und geringem Obergangsrisiko {ge-




nach der Berufsausbildung). Dabei können wir auf eine Auswer-
tung der Beschäftigtendatei der Bundesanstalt für die Jahre
1979 bzw. 1984 von Hofbauer und Nagel (1987) zurückgreifen,
welche die Mobilität von Fachkräften nach der betrieblichen
Ausbildung nachzeichnet.
Zu den Berufen mit hohem Arbeitsmarktrisiko gehören solche, in
denen seit Jahren über den Bedarf ausgebildet wurde, wie z.B.:
Kraftfahrzeug-Mechaniker/in, Verkäufer/in, Groß- und Einzel-
handelskaufmann/-frau.
Zur Gruppe mit relativ geringem Arbeitsmarktrisiko gehören Be-
rufe wie z.B.: Werkzeugmacher/in, Elektromechaniker/in, Tisch-
ler/in, Arzt-/und Zahnarzthelfer/in, Bankkaufmann/-frau.
Berufsausbildung im Dualen System, durch vollzeitschulische
Ausbildungsgänge oder in aUßerbetrieblichen Maßnahmen. Durch
dieses Kriterium sollen die möglicherweise unterschiedlichen
Soziali-sationsmilieus und institutionellen Qualifizierungs-
strategien, die die Ausgebildeten erfahren haben, in die Ana-
lyse einbezogen werden. Bei der Auswahl von Befragten mit ei-
ner betrieblichen Ausbildung soll darüber hinaus das Kriterium
Klein- bzw. Großbetrieb berücksichtigt werden, da die Be-
triebsgröße nach vorliegenden Untersuchungen sowohl für die









Ausbildungsgang hohes geringes insgesamt
Arbeitsmarkt- Arbeitsmarkt-
risiko risiko
Duales System 20 20 40
Vollzeitschule 20 20 40
Außerbetriebliche
Maßnahme 20 20 40
insgesamt 60 60 120
Bei der Auswahl der Fallgruppen sollen folgende Merkmale erfüllt
werden: Es sollen Frauen- und Männerberufe sowie Berufe, für die
in den drei unterschiedlichen Statuspassagen in München und in
Bremen ausgebildet wird, einbezogen werden.
Die Auswahl der zu befragenden Jugendlichen soll auf Grundlage
der bei den Kammern bzw. Schulbehörden vorliegenden Prüfungsakten
des Abschlußjahrgangs 1989 vorgenommen werden. Das Ziel der Aus-
wahl ist es, in jeder Kombination der Kriterien "Berufsgruppe"
und "Ausbildungsgang" (= Fallgruppe) 20 Befragte zu haben, so daß
einmal eine möglichst große Variation der einbezogenen Verläufe
erreicht wird und zum anderen auch systematische Vergleiche zwi-
schen den Obergangsverläufen möglich werden. Auch im Hinblick auf
die geplante zweite Erhebung - ein Jahr nach dem Abschluß der Be-
rufsausbildung -, für die mit einem "Verlust" von Befragten zu






Die Anlage der Studie als Längsschnittuntersuchunq ermöglicht es,
dem Prozeßcharakter der Berufseinmündung Rechnung zu tragen. Da
wir davon ausgehen, da~ Handlungsstrategien und Deutungsmuster
der Jugendlichen Ausdruck eines biographischen Prozesses und des
Situationskontextes sind, wird eine zweimalige Befragung durchge-
führt. Das im Zusammenhang der Bremer Untersuchungen von Witzel
(1985) entwickelte und erprobte Verfahren des "problemzentrierten
Interviews" wird dieser sozio-biographischen Perspektive gerecht.
Es folgt den Kriterien der Problemzentrierung, Gegenstandsorien-
tierung und Proze~orientierungund zielt darauf ab, die Problem-
bereiche von den Befragten im Rahmen eines offenen Gesprächs
selbst erörtern zu lassen. Thematische Grundlage der Interviews
sind Gesprächsleitfäden, die ein gewisses Haß an Vergleichbarkeit
bei der Auswertung sichern sollen.
Die Interviews werden auf Tonband aufgezeichnet und vom Intervie-
wer protokolliert. In der Regel soll auf eine Transkription der
gesamten Interviews verzichtet werden. Bei der Ausarbeitung der
Protokolle soll die Tonbandaufzeichnung zur Vervollständigung
bzw. Kontrolle dienen. Die entsprechend bearbeiteten Protokolle
werden auf Pe-Diskette übertragen, um einen zeitsparenden und
flexiblen Auswertungsprozeß zu ermöglichen. Die Studie zielt auf
eine interpretative Rekonstruktion von Obergangsverläufen und
Handlungsstrategien an der zweiten Schwelle. Die Auswertung er-
folgt als "verstehende Prozeßanalyse" (vgl. Gerhardt 1986). Auf
der ersten Stufe wird entlang der Themen des Leitfadens der Ein-
zelfall rekonstruiert. Auf der nächsten Auswertungsstufe werden
durch einen systematischen Vergleich der Einzelfälle ähnliche und
divergierende Handlungsstrategien und -begründungen herausgear-
beitet. Daran schlie~t sich in einem dritten Auswertungsschritt
die versuchsweise Formulierung eines fallübergreifenden Grundmu-
sters an, das zentrale Handlungsstrategien und Verlaufsformen
sichtbar machen soll. Schlie~lich werden im abschließenden Inter-
pretationsschritt die Varianten mit dem Grundmuster konfrontiert,




Auch das Auswertungsverfahren der Interviews ist prozeßorien-
tiert. Auf der Basis der Untersuchungsergebnisse der ersten In-
terviewphase können die Fragestellungen der zweiten Interviewpha-
se vertieft und modifiziert werden. Die Analyse einzelner Verläu-
fe zielt auf die Interpretation individueller Handlungsstrategien
ein ihrem jeweiligen biographischen Zusammenhang. Die problemzen-
trierte Gesamtanalyse ermöglicht einen doppelten Bezug auf insti-
tutionelle Sozialisations- und Steuerungsprozesse sowie auf die
individuellen Obergangserfahrungen und Handlungsbegründungen. die
auf Bewältigungsstrategien und Deutungsmuster schließen lassen.
Die Expertengespräche sollen mit Ausbildungsberatern der Kammern.
Berufsberatern und Arbeitsvermittlern. Ausbildern und Ausbil-
dungsl~itern in Betrieben, Vollzeitschulen und außerbetrieblichen
Maßnahmen geführt werden. Auf der Basis von Gesprächsleitfäden
sollen die jeweiligen Normalitätsannahmen über Ablaufmuster
schulischer und beruflicher Qualifizierungsprozesse, Rekrutie-
rungs- bzw. Vermittlungskriterien und die Gründe für berufsspezi-


















Ausarbeitung des theoretischen Bezugsrahmens und
Aufbau der Feldkontakte in Bremen und München;
Strukturanalysen der regionalen Arbeitsmärkte im
Hinblick auf ausgewählte Berufsgruppen;
Strukturanalyse der Ausbildungsgänge au~erhalb des
Dualen Systems für ausgewählte Berufsgruppen in
Bremen und München;
(Grundlagen: Daten der Arbeitsämter und der regio-
nalen Berufsbildungsberichte. Vorarbeiten im
Teilprojekt A 2);
Experteninterviews in beiden Arbeitsmarktregionen
zur Vervollständigung der Strukturanalysen und
Vorbereitung der Auswahl der Befragtengruppen.
Auswertung der Experteninterviews;
Entwicklung und Erprobung der Interviewleitfäden;
Auswahl der Fallgruppen auf der Basis von Struk-
turanalysen und Experteninterviews;
Kontaktaufnahme mit den Interviewpartnern in
Bremen;
Durchführung der ersten Erhebungen in Bremen;
Beginn der teilstandardisierten Auswertungen der
Interviews.
Aufnahme von Kontakten mit den Interviewpartnern
in München;
Durchführung der ersten Erhebungen in München;
Fortsetzung der teilstandardisierten Auswertungen
der Interviews.
Abschlu~ der Auswertungen der ersten Interviews;
Erstellung von Einzelfallinterpretationen;
Erarbeitung von typischen Obergangsverläufen.
Vorbereitung der zweiten Interviewphase; Modifika-
tion der Leitfäden;









Kontaktnahme mit den Interviewpartnern der ersten
Erhebung in Bremen;
Statusanalyse der Befragten auf Grundlage eines
Kurzfragebogens;
Durchführung der zweiten Interviews in Bremen.
Kontaktaufnahme mit den Interviewpartnern der er-
sten Erhebung in München; Statusanalyse der
Befragten auf der Grundlage von Kurzfragebögen;
Durchführung der Zweitinterviews in München;
teilstandardisierte Auswertung der Zeitinterviews.
Vergleichende Auswertung der Interviews der ersten
und zweiten Erhebung;
Herausarbeitung regionaler Unterschiede in den
Obergangsverläufen.
Fortsetzung der interpretativen und vergleichenden




3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sonderforschungsbe-
reichs und Entwicklungsperspektive des Teilprojekts
Im Mittelpunkt des Teilprojekts steht die Frage nach den Ober-
gangsverläufen junger Fachkräfte in das Beschäftigungssystem. Den
Handelstrategien und -begründungen der Jugendlichen wird dabei
neben ihren Ausbildungsbiographien und dem jeweiligen Ausbil-
dungskontext p.ine große Bedeutung für die jeweils entstehenden
Verlaufsmuster beigemessen. Im Hinblick auf die Zusammenhänge
zwischen Arbeitsmarktstrukturen und Berufsbildungssystem und
deren spezifischen regionalen Ausprägungen ist eine enge Koopera-
tion mit dem Teilprojekt A 2 vorgesehen.
Im Zusammenhang mit der Rekonstruktion von Statuspassagen junger
weiblicher Fachkräfte in die Erwerbstätigkeit ergeben sich Berüh-
rungspunkte zum Teilprojekt B 2. Hier kann die Einbeziehung der
Arbeitsmarktregion München ergänzende bzw. relativierende Aussa-





Schlie~lich ergeben sich im Hinblick auf "innovative Statuspassa-
gen", die junge Fachkräfte aufgreifen, um entweder der Erwerbslo-
sigkeit zu entgehen oder um qualifikationsadäquate Arbeitstätig-
keiten zu finden, Bezugspunkte für eine Kooperation mit dem Teil-
projekt C 3.
F~r eine weitere Fö,derungsphase könnten die Risiken und Chancen
untersucht werden, die für die jungen Fachkräfte entstehen, die
anstreben, durch Berufswechsel bzw. Weiterbildung ihre Erwerbs-
situation zu verbessern. Angesichts der Individualisierung von
Anpassungslasten an den technisch-organisatorischen Wandel in den
Betrieben stehen die jungen Fachkräfte vor einer komplexen Ent-
scheidungssituation. Falla sie nicht durch betriebliche Angebotr
in die Weiterbildung aufgenommen werden, mnssen sie erhebliche
Belastungen in der Freizeit oder Verlust des Einkommens (bei Be-
such einer schulischen Vollzeitausbildung) in Kauf nehmen. Für
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Haushalts- Personal- sächliche Verwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 44.500 3.500 20.100 68.100
1989 89.000 5.400 - 94.400
1990 89.000 9.600 - 98.600





Dem Eerufsbildungssystem kommt eine zentrale Gelenkfunktion
zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungssystem zu; die Erfüllung
dieser Funktion ist jedoch in den letzten Jahren immer proble-
matischer geworden. Die Leitidee einer Normalbiographie - der
weitgehend bruchlose Obergang von der Erfüllung der Vollzeit-
schulpflicht in einer allgemeinbildenden Schule über das duale
System der Berufsausbildung in ein dauerhaftes Beschäftigungsver-
hältnis - gelingt statistisch nur noch einer Minderheit. Daneben
entwickeln sich Ausbildungsverläufe und Karrieremuster, die in
ihrer Zusammensetzung noch ebensowenig erforscht sind wie die mit
ihnen verbundenen Erwerbschancen.
Eine zentrale These der geplanten Untersuchung ist, daß nicht
erst der Arbeitsmarkt Beschäftigungschancen ungleich verteilt,
sondern daß eine Disposition für unterschiedliche Chancen und
Risiken bereits vor Aufnahme eines beruflichen Bildungsganges
besteht und im Berufsbildungssystem selbst verstärkt wird: Der
Ausbildungsmarkt selbst ist bereits segmentiert. Die Beschreibung
und Analyse dieser Segmentierung in der Region Bremen ist der
erste Teil des geplanten Forschungsvorhabens, wobei vermutet
wird, daß die Spaltung des Ausbildungsmarktes in abgegrenzte
Teilmärkte auch bei einem Rückgang des akuten Nachfragedrucks
nach Ausbildungsplätzen mittelfristig wirksam bleiben wird. Die
vorliegenden Regionalstudien lassen mit einer Ausnahme (Berufs-
bildungsbericht Duisburg) keine Rückschlüsse auf sich verändernde
Bildungsverläufe zu. Die hierzu erforderlichen Daten werden zwar
überwiegend erhoben, jedoch z.B. von den für die Berufsausbildung
im dualen System zuständigen Stellen nach anderen Gesichtspunkten
aggregiert und ausgewertet. Erforderlich ist hier eine Zweitaus-
wertung grundsätzlich vorhandener Primärdaten.
Der zweite Teil des Vorhabens macht eigene Erhebungen erforder-
lich. Neben dem dualen System hat sich in den letzten Jahren ein
heterogener Bereich von Maßnahmen vorberuflicher Bildung bzw.
beruflicher Teil- oder Vollqualifizierung entwickelt, der von der
institutionellen Trägerschaft und der Finanzierung her dem
öffentlichen Bildungswesen zuzurechnen ist. In Bremen umfaßt
dieser Bereich inzwischen etwa ein Drittel aller beruflichen
Qualifizierungsmaßnahmen. Welche Jugendlichen - freiwillig oder
unfreiwillig - hier versorgt werden, wie sich ihre Bildungsbio-
graphie gestaltet und zu welchen Erwerbschancen sie führt, ist
noch weitgehend unerforscht. Unter Berücksichtigung vorliegender
Studien sind quantitative und qualitative Untersuchungen vorgese-
hen, die der Differenziertheit dieses Sektors gerecht werden und




3.3 Stand der Forschung
Eine regional orientierte Berufsbildungsforschung gibt es erst
seit wenigen Jahren. In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre
wurde deutlich, daß es nicht nur mittelfristig ein Ausbildungs-
platzdefizit geben würde, sondern daß sich das Verhältnis von An-
gebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt regional sehr unter-
schiedlich darstellt. Die 1976 gescheiterte Initiative für ein
Ausbildungsplatzförderungsgesetz sah deshalb vor, daß ein für die
Betroffenen auswahl fähiges und regionale Differenzen ausgleichen-
des Ausbildungsplatzangebot global um mindestens 12,5 % höher
sein mUß als die akute Nachfrage; wobei diese Zahl einen Schätz-
wert ohne empirische Grundlage darstellt (Mückenberger 1986).
Mit der anhaltenden Knappheit von Ausbildungsplätzen im d,~len
System verschärfte sich das Problem und führte zu einer regional
unterschiedlichen Segmentierung des Ausbildungsmarktes. Traditio-
nelle Teilmärkte für Absolventen unterschiedlicher allgemeinbil-
dender Bildungsgänge, unterschiedliche Geschlechter und Nationa-
litäten entwickelten sich disparat; ob - vielleicht sogar weibli-
che oder ausländische - Hauptschüler/innen die Chance haben, ei-
nen bestimmten Ausbildungsberuf zu wählen, hängt auch heute noch
weitgehend von ihrem Wohnort und der allgemeinen Wirtschaftslage
ihrer Region ab. Auf der anderen Seite stehen die öffentlichen
oder weitgehend öffentlich finanzierten Ersatzangebote, die von
berufsvorbereitenden Maßnahmen und Eingliederungshilfen über die
Vermittlung beruflicher Teilqualifikationen bis zu höchst an-
spruchsvollen Ausbildungsgängen in vollzeitschulischer Form rei-
chen. Sowohl quantitativ wie qualitativ - hier bezogen auf den
Charakter der Maßnahme und die Vorqualifikation der Interessenten
- gibt es hier erhebliche regionale Abweichungen. Einzelne Ange-
bote existieren sogar nur in bestimmten Problemregionen wie z.B.
die Berufsfachschule mit qualifizierendem Abschluß in Bremen. Un-




sind in diesem Zusammenhang folgende regional differenzierbare
Aspekte noch weitgehend unerforscht:
- Beeinf1ußt der zu erwartende Rückgang des Nachfragedrucks die
bestehenden Segmentierungen oder bleiben sie auch nach einem
Abbau der "demographischen Welle" wirksam?
- Welche neuen Bildungsverläufe folgen aus dem ausufernden Ange-
bot an öffentlichen beruflichen Tei1- und Vollqualifizierungs-
maßnahmen?
Zur Klärung eines Teils dieser Fragen bezogen auf die Region
Bremen - soll das hier entwickelte Forschungsprojekt beitragen.
3.31 Ansätze zur regionalen Berufsbildungsforschung
Gegenwärtig lassen sich mehrere Ansätze einer regionalen Berufs-
bildungsforschung unterscheiden, die jeweils von anderen bi1-
dungspolitischen Prämissen ausgehen und auch ein unterschiedli-
ches theoretisches Erkenntnisinteresse haben:
1. Die regional disaggregrierten Ausbildungsbilanzen aus dem
Berufsbildungsbericht der Bundesregierung;
2. die regionalen Berufsbildungsbilanzen des DGB;
3. Landesberufsbildungsberichte, die sich auf relativ homogene
Wirtschaftsbereiche beziehen (z.B. Hamburg oder Bremen);
4. Einzelstudien wissenschaftlicher Forschungsgruppen, die an-
satzweise eine qualitative Interpretation quantitativer Daten
versuchen und sich als Instrumente einer wissenschaftlichen
Politikberatung verstehen (z.B. die Arbeitsgruppen München und
Bremen);
5. Ansätze zum Aufbau umfassender regionaler computerunterstütz-
ter Berufsbildungsinformationssysteme (z.B. Duisburg).





Die Berufsbildungsberichte der Bundesregierung
Grundlage der Berufsbildungsberichte der Bundesregierung ist der
§ 3 (2) des Berufsbildungsförderungsgesetzes vom 23.12.1981. Per
Stichtag 30.9. werden in ihnen gegenübergestellt
- als Ausbildungsplatzangebot:
die Zahl der in den letzten 12 Monaten bei den zuständigen
Stellen neu abgeschlossenen und neu eingetragenen Berufsausbil-
dungsverträge, sowie die am 30.9. nicht besetzten, bei den Ar-
beitsämtern gemeldeten Ausbildungsplätze;
- als Ausbildungsplatznachfrage:
ebenfalls die in den letzten 12 Monaten abgeschlossenen und
eingetragenen Berufsausbildungsverträge und die Zahl der nicht
vermittelten, bei den Arbeitsämtern registrierten Ausbildungs-
platzsuchenden.
Da sich die Zahl der abgeschlossenen Ausbildungsverträge auf bei-
den Seiten der Bilanz entspricht, bleibt als Saldo die Differenz
von den zum Stichtag beim Arbeitsamt gemeldeten, unbesetzten
Stellen und noch unvermittelten Suchenden. Zwar wird diese Zahl
regional - nach Arbeitsamtsbezirken - ausgewiesen, ihr Erkennt-
niswert ist jedoch sehr beschränkt. Wenn man davon ausgeht, daß
die Einschaltquote der Arbeitsämter beim Abschluß von Ausbil-
dungsverträgen konstant bleibt, lassen sich bestenfalls im län-
gerfristigen Vergleich Trends nachweisen. Alle diejenigen. die
sich - nach der Klassifikation der Arbeitsverwaltung - in eine
"Maßnahme" vermitteln ließen, nach einem "Vermittlungsvorschlag
unbekannt verblieben" oder einer "sonstigen Erledigung" zugeführt
worden sind, bleiben ebenso unberücksichtigt wie die große Zahl
derer, die die Ausbildungsplatzsuche überhaupt nicht über die
Arbeitsvermittlung angehen. Es handelt sich hier um eine reine
Geschäftsstatistik, die die quantitative Dimension des Problems





Die in diesem Ansatz enthaltene grundsätzliche bildungspolitische
Kontroverse kann man in den sich regelmäßig wiederholenden Min-
derheitenvoten der Gewerkschaftsvertreter anläßlich der Beratung
des Berufsbildungsberichtes im Hauptausschuß des Bundesinstituts
für Berufsbildung nachlesen (zuletzt: Der Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft 1986).
Die regionalen Berufsbildungsbilanzen des DGB
In seinen schwerpunktmäßig ab 1982/83 veröffentlichten Berufsbil-
dungsbilanzen hat der DGB eine völlig andere Ausgangsbasis ge-
wählt. Dieser Ansatz geht von der bildungspolitischen Prämisse
aus, daß jeder Jugendliche ein Recht wenn nicht sogar die
Pflicht - zu einer qualifizierten Berufsausbildung hat, sei es im
dualen System an einer durch Schulbesuch erworbenen beruflichen
Vollqualifikation oder in der Hochschule. Als Untergrenze für
"qualifiziert" gilt dabei das Niveau des Abschlusses in einem
anerkannten Ausbildungsberuf.
Ausgangsgröße der Nachfrage sind hier die Absolventen der allge-
meinbildenden Schulen; hinzugerechnet werden jedoch noch alle
Absolventen früherer Entlaßjahrgänge, die keine oder keine volle
berufliche Qualifikation erworben haben (z.B. berufschulpflich-
tige Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag, jugendliche Arbeitslose
ohne Berufsausbildung, Absolventen von vorberuflichen oder beruf-
lich teilqualifizierenden Bildungsgängen oder Maßnahmen).
Die Angebotsseite faßt alle Anfänger in einem über die Vollzeit-
schulpflicht hinausführenden Ausbildungsgang zusammen (z.B. Stu-
denten, Auszubildende, Berufsfachschüler und Schüler des BGJ und
BVJ, Beamtenanwärter usw.). Der Saldo, der in den letzten Jahren
durchweg als Defizit auf der Angebotsseite zu finden war, wird in





Dieses Schema der Bedarfsberechnung wurde Anfang der achtziger
Jahre von Mitarbeitern des Bundesinstituts für berufliche Bildung
entwickelt, jedoch aus politischen Gründen nicht dort. sondern
von den Gewerkschaften und ihnen nahestehenden Wissenschaftlern
in die Praxis umgesetzt. Ein Beispiel einer Berufsbildungsbilanz
nach diesem Konzept für das Land Bremen (Drechsel/Kröger 1985):
BERIfSBILDUftGSBIbANZ - LAND BREMEN - 1985 (PROGNOSE)
2.200 Berufsvorbereitende Maßnahmen der Bundesanstalt fUr Arbeit 400
Berufsfachschule mit berufsquallflz1erendem Abschluß 900
468





















WIEVIEL JUGENDLICHE HABEN EINE BERUfLICHE QUALIFIZIERUNG
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Von Seiten des DGB wurde in den letzten Jahren die Erarbeitung
regionaler Berufsbildungsbilanzen forciert. Stipendiaten der
Hans-Böckler-Stiftung empfahl man, ihr Pflicht-Sozialpraktikum in
regionalen Gewerkschaftsverwaltungen zu absolvieren und während
dieser Zeit Berufsbildungsbilanzen zu erstellen (Ke~ler 1985).
Zwar vermag eine Berufsbildungsbilanz nach diesem Modell die Pro-
.bleme einer Region besser zu akzentuieren, als der Berufsbil-
dungsbericht der Bundesregierung; eine Reihe systematischer und
methodischer Mängel kann jedoch nicht übersehen werden.
So berechtigt die bildungspolitische Forderung nach einem Recht
auf berufliche Bildung auch ist, so wenig entspricht sie der Em-
pirie. Systematisch führt dieser Ansatz zu einer Kummulation der
Altnachfrage, die in wenigen Jahren die Bilanz erheblich ver-
zerrt. Sicherlich ist diese wachsende Gruppe nicht Ausgebildeter
ein arbeitsmarkt- und sozialpolitisches Problem ersten Ranges;
aber gerade deshalb darf sie nicht schematisch einer fiktiven
Nachfrage zugeschlagen werden. Vielmehr wären die Bildungserwar-
tungen und das reale Bildungsverhalten dieser Gruppe zu erfor-
schen.
In den Bildungsbilanzen müssen unterschiedliche Primärstatistiken
verschiedener Institutionen zusammengeführt werden (Arbeitsver-
waltung, Schulverwaltung, zuständige Stellen usw.), die sich in
der Regel auf unterschiedliche Stichtage, Zeiträume und zum Teil
auf Absichtserklärungen der Betroffenen (z.B. Schulabsolventenbe-
fragung) beziehen. Zudem sind regionale Ausbildungsmärkte nicht
geschlossen, in Stadtstaaten mit ländlichem Umfeld wie Bremen und
Hamburg muß mit erheblichen Pendlerbewegungen gerechnet werden.
An zentralen Punkten sind deshalb bei einer Beschränkung auf eine
Sekundärauswertung Schätzungen erforderlich. In politischen Aus-
einandersetzungen, deren Provokation das Ziel dieser Berufsbil-
dungsbilanzen weitgehend ist, steht deshalb oft Aussage gegen




nigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 1983: IG Metall: Abtei-
lung Berufsausbildung 1983).
Die Angreifbarkeit dieser regionalen Berufsbildungsbilanzen wird
noch dadurch erhöht, daß sie in der Regel weder kontinuierlich
noch von eingearbeiteten Fachkräften erstellt werden.
Schließlich bleibt der Grundansatz der Berufsbildungsbilanzen
ausschließlich auf einer quantitativen Ebene: irgendeine Ausbil-
dung ist immer noch besser als keine. Selbst ein noch relativ
einfach zu überprüfendes Qualitätskriterium wie z.B. der erfolg-
reiche Obergang vom Ausbildungs- in das Beschäftigungssystem wird
hier nicht überprüft, da sich die Aufmerksamkeit ausschließlich
auf die Bewältigung der "ersten Schwelle" richtet.
Landesberufsbildungsberichte
In mehreren Bundesländern besteht inzwischen die gesetzliche
Pflicht, kontinuierlich Berufsbildungsberichte zu veröffentli-
chen, wobei der Veröffentlichungsrhythmus zwischen jährlich (z.B.
Hamburg) oder einmal pro Legislaturperiode (z.B. Bremen)
schwankt. Für die regionale Berufsbildungsforschung sind beson-
ders die Berichte aus den Stadtstaaten von Interesse, da sich
hier Berichts-und Wirtschaftsraum weitgehend decken. Deshalb wird
im folgenden nur auf diese Berichte eingegangen:
Am Beispiel der Berufsbildungsberichte von NRW ließe sich un-
schwer nachweisen, daß statistische Mittelwerte unterschiedliche
regionale Entwicklungen verdecken.
Anfang 1987 hat der bremische Senator für Bildung, Wissenschaft
und Kunst seinen vierten Bildungsbericht vorgelegt (nach 1975,
1979 und 1982). Für diesen Bericht wurden die vorhandenen Stati-
stiken zusammengestellt und keine Primärerhebungen durchgeführt.




sen, da die Daten aus dem schulischen Bereich weitaus differen-
zierter sind als die von den zuständigen Stellen übermittelten
Daten zur betrieblichen Ausbildung. In den nächsten Jahren soll
hier eine weitergehende Abstimmung erfolgen (SenBIWiKu 1987). Oft
stimmen auf gleiche Gruppen bezogene Zahlen nicht überein, da die
unterschiedlichen Statistik führenden Institutionen auch unter-
schiedliche Abgrenzugskritierien verwenden. Einen besonderen
Schwerpunkt bildet die Berichterstattung über die öffentlich fi-
nanzierten Sonderprogramme der letzten Jahre.
Ahnlich struktriert ist der fünfte "Bericht an den Hamburger Se-
nat" über dringliche Probleme auf den Ausbildungsstellenmarkt
(Apel 19861. Auch hier wird auf die vorliegenden offiziellen Sta-
tistiken mit ihren Mängeln zurückgegriffen. Eine große Rolle
spielt die Darstellung von Sondermaßnahmen (Hamburger Ausbil-
dungsplatz-Programm) und von Maßnahmen für behinderte und beson-
ders benachteiligte Jugendliche. Zusätzlich greift der Hamburger
Bericht das Problem der ·zweiten Schwelle" auf. Ober 20 % der Ju-
gendlichen wurde im Anschluß an die Berufsausbildung arbeitslos.
Zusammengefaßt sind beiden Berichten die folgenden Merkmale ge-
meinsam:
- vorliegende Daten werden übernommen und nicht abgeglichen. auf
Primärerhebungen wird verzichtet;
- die quantitative Berichterstattung über öffentlich finanzierte
Sonderprogramme nimmt einen breiten Raum ein. während Struk-
turdaten über die betriebliche Berufsausbildung unvollständig
bleiben;
- Aussagen über Veränderungen im Berufsbildungssystem ergeben
sich zwar zum Teil implizit aus dem Datenmaterial;
- sie sind jedoch nicht Gegenstand des Interesses;
- direkt oder indirekt wird die Hoffnung ausgesprochen, daß sich
mit der Verringerung der entsprechenden Jahrgangsstärken ab ca.
1990 wieder die Normalbiographie mit den Stationen Allgemein-
bildende Schule - Berufsausbildung im dualen System - Eintritt





auf der Grundlage des Berufsbildungsbilanz-Schemas
Eine Sonderrolle im Rahmen der Berufsbildungsberichte spielt der
Berufsbildungsbericht für die Landeshauptstadt München für das
Ausbildungsjahr 1984/85. der von einer sozialwissenschaftlichen
und einer berufspädagogischen Forschungsgruppe erstellt wurde. Es
ist nicht auszuschlie~en, da~ die aus dieser Unabhängigkeit re-
sultierenden Egebnisse mit dazu beigetragen haben. da~ sich die
politische Diskussion um diesen Bericht höchst konfliktreich ge-
staltete und eine Fortführung der Arbeit nicht mehr vorgesehen
ist (Pilnei 1987).
Grundlage der Darstellung der Ist-Situation ist das Berufsbil-
dungsbilanz-Schema, was mit den bereits angeführten methodischen
Problemen verbunden ist; auf Primärerhebungen wurde weitgehend
verzichtet. Abweichend von den bisher dargestellten Konzepten ist
der Versuch, sowohl die versorgten wie die unversorgten Jugendli-
chen in Unterbilanzen nach Geschlecht. Nationalität und schuli-
scher Vorbildung zu differenzieren; die Datenlage erlaubt jedoch
auch hier nur sehr grobe Zuordnungen. Ungewöhnlich ist ebenfalls
der sehr umfangreiche qualitative Teil des Berichts. einschlie~­
lieh einer Auflistung von Handlungsbedarf und möglichen Maßnah-
men. Zur Interpretation werden hier ebenso wie im quantitativen
Teil überregionale Daten und Forschungsergebnisse herangezogen.
bei denen aber keineswegs gesichert ist. da~ sie so auch für die
untersuchte Region zutreffen.
Der Aufbau eines computerunterstützten regionalen
Berufsbildungsinformationssystems in Duisburg
Der gegenwärtig anspruchvollste Ansatz für eine regionale Berufs-
bildungsforschung wird mit der Erstellung der Berufsbildungsbe-
richte der stadt Duisburg verfolgt (Duisburg 1986). Unter Leitung
des Fachgebietes Berufsbildungsforschung der Universität Duis-
burg (G. KutschaJ und des Amtes für Statistik und Stadtforschung




entwickelt, in das alle relevanten Institutionen einbezogen sind.
Neben den genannten Einrichtungen wirken die zuständigen Stellen,
das Arbeitsamt, die Gewerkschaften und die freien Träger der Ju-
gendhilfe an dieser Arbeit mit (Kutscha/Stender 1985; Kutscha/-
Stender 1986). Die Aufgabe ist auf Dauer angelegt, nach Auskunft
des Projektleiters übertragen bisherige Träger der Berufsbil-
dungsstatistik diese zunehmend auf die Arbeitsgruppe.
Methodisch wird von den bisher vorgestellten Konzepten abgewi-
chen: an die Stelle der ein~achen Nachfrage - Angebot - Saldie-
rung tritt eine Input-Output-Matrix, die eine differenzierte Re-
konstruktion von Obergangsströmen bzw. Obergangsquoten erlauben
soll. Damit können Defizite qualitativ bestimmt und auf abgrenz-
bare Populationen bezogen werden. Ebenso ist es im Prinzip mög-
lich, typische Bildungsbiographien zu definieren und Strukturver-
änderungen zu erkennen. Da die für ein solches Vorgehen notwendi-
gen Daten zu einem Teil nicht erhoben oder zwar erhoben und nicht
aufbereitet werden, i~t dieses Konzept auf eigene Primärerhebun-
gen, Zweitauswertungen vorhandener 5tatistiken und in hohem Maße
ebenfalls auf Schätzungen angewiesen.
Im Normalfall kaum zu kompensierende Fehlerquellen liegen auch
bei extensivem Aufwand bei der Datenbeschaffung
- in der Fluktuation bei einzelnen Bildungsgängen (z.B. BVJ/BGJ)
- in der Zuverlässigkeit prospektiver Befragungen (z.B. Absol-
ventenbefragungen über Berufsperspektiven und -entscheidungen)
- in den unterschiedlichen Abbrecherquoten/einzelner Ausbildungs-
berufe nach Vertragsabschluß
- in der sich kontinuierlich verschiebenden regionalen Abgrenzung
(z.B. Ein- und Auspendler)
- in dem unbekannten Verhalten von "Altnachfragen" und Arbeits-
losen ohne abgeschlossene Berufsausbildung sowie





Da auch in Duisburg in allen diesen Punkten Schätzungen oder
Plausibilitätserwägungen eingesetzt wurden, sind die Ergebnisse
weiterführender Auswertungen zur Ausbildungsmarktsegmentierung
trotz des hohen methodischen Aufwandes (z.B. Cluster-Analyse)
zwar ein Fortschritt, aber mit eingeschränkter Gültigkeit (Sten-
der 1987). Es stellt sich deshalb die Frage, ob es sinnvoll ist,
den Ansatz der Input-Output-Matrix, der durchaus strukturelle
Veränderungen wiederzugeben vermag, mit extrem hohem Aufwand wei-
ter zu perfektionieren. Eine Alternative zu dieser unerfüllbaren
Konzeption totaler regionaler Durchsichtigkeit könnte in der Un-
tersuchung der Ausbildungsverläufe abgrenzbarer Teilgruppen lie-
gen.
3.4 Bigene Vorarbeiten
Seit Mitte 1982 leitet der Antragsteller das von der Universität
Bremen geförderte Projekt "Analyse der Ausbildungssituation in
Bremen". Zielsetzung war es zunächst, ein realistisches Bild des
Ausbildungsplatzdefizits im Lande Bremen zu erstellen. Gegenüber
den amtlichen Statistiken wurde hierzu als alternatives Konzept
einer Berufsbildungsgesamtrechnung das Instrument der Berufsbil-
dungsbilanz gewählt und weiterentwickelt. Für die Jahre 1982 bis
1986 wurden entsprechende Berufsbildungsbilanzen veröffentlicht.
Es stellte sich jedoch sehr schnell heraus, daß die der Berufs-
bildungsbilanz immanente rein quantitative Betrachtung der Aus-
bildungssituation den Problemen der Jugendlichen beim Obergang
von der Schule in die Berufsausbildung bzw. von der Berufsausbil-
dung in die Erwerbstätigkeit nicht gerecht wird. Einer qualitati-
ven Untersuchung bedurfte vielmehr die Frage, welche Auswirkungen
die strukturellen Veränderungen innerhalb des Systems der beruf-
lichen Erstausbildung auf die Ausbildungs- und Berufschancen der
Jugendlichen haben und welche Wirksamkeit staatliche Programme





Als ein quantitativ bedeutsamer Bereich bot sich hier zunächst
die Untersuchung der "Berufsfachschule mit qualifizierendem Ab-
schlu~ (BFS-qu)" in Bremen an. Sie wurde in Bremen far ca. 200-
500 Schaler in 6 - 12 anerkannten Ausbildungsberufen eingerich-
tet; diese Schaler können dort in einem in der Regel dreijährigen
Lehrgang in vollzeitschulischer Form (unter Einschluß von Be-
triebspraktika) den Abschlu~ in einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf erwerben. Zur Sicherung der Praxiskompetenz wurden mit erheb-
lichem Aufwand (ca. 200 Mio DM) Lehrwerkstätten und Obungskontore
eingerichtet.
In einer standardisierten schriftlichen Befragung wurden 1985/86
die Absolventen des Jahrganges 1984 - also knapp zwei Jahre nach
Abschluß ihrer Ausbildung - befragt zu
- dem bisherigen Bildungsgang,
- Motiven far die Aufnahme einer Ausbildung an der BFS-qu,
- der Beurteilung dieser Ausbildung und
- den Problemen der Berufseinmündung nach Abschluß dieser Aus-
bildung. .
Durch intensive Bemahungen (Kontaktherstellung aber die ehemali-
gen Klassenlehrer, Veranstaltung von Klassentreffen u.a.) konnte
eine für die gewählte Befragungsmethode ungewöhnliche Racklauf-
quote von knapp 80 % erreicht werden. (Zu den Veröffentlichungen
aus diesem Vorhaben vgl. das Literaturverzeichnis. Ziffer 3).
3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm und Zeitplan
3.51 Forschungsziele
Eine zentrale Legitimationsbasis far das bundesdeutsche Berufs-
bildungssystem, insbesondere der dual organisierten beruflichen
Bildung, ist der rechtlich fixierte Anspruch, Chancengerechtig-
keit zu gewähren. Formal gibt es keine Einschränkungen beim




Differenzierungen im Niveau und der Wertigkeit der Abschlüsse.
Jeder Ausbildungsberuf kann von jedem gewählt werden (ein erfolg-
reicher Hauptschulabschluß wird bei den meisten Berufen lediglich
erwartet) und der Abschluß eines solchen Ausbildungsgangs führt
zu gleichwertigen sozialrechtlichen Ansprüchen und tariflichen
Eingruppierungen.
Alle empirischen Untersuchungen der letzten Jahre bestärken die
Hypothese, daß diese Vorstellung eines homogenen Berufsbildungs-
systems z.ur Fiktion geworden ist. Unter Beibehaltung des formalen
Gleichheitsanspruchs haben sich durchweg ungleiche Strukturen
entwickelt, die ihrerseits noch regional differieren. Es gibt Be-
rufe, in denen Abiturienten dominieren (Bankkaufleute, Gold-
schmiede oder Zahntechniker) und solche, in denen man nur
Hauptschulabsolventen - teilweise sogar noch ohne qualifizieren-
den Abschluß - findet (z.B. Handelsfachpacker). Ob eine ~ngehende
Floristin Abitur oder nur mittlere Reife hat, hängt auch davon
ab, ob sie in Nord- oder Süddeutschland lebt.
Eine weitverbreitete These geht davon aus, daß die durchgängige
Erhöhung des Lebensalters bei Aufnahme einer Berufsausbildung und
die bei einzelnen Ausbildungsberufen zu konstatierende Anhebung
des Eingangsniveaus vorübergehende Sachverhalte seien: spätestens
Mitte der neunziger Jahre würden demnach der Abbau des Geburten-
berges und der entstehende Facharbeitermangel wieder zu den frü-
heren Verhältnissen zurückführen.
Demgegenüber geht das beantragte Forschungsvorhaben von der zen-
tralen Hypothese aus, daß die in den letzten Jahren eingetretenen
Veränderungen auf dem Ausbildungsmarkt nicht demographisch, son-
dern strukturell bedingt sind. Tendenziell wird das Berufsbil-
dungssystem seine egalitäre Funktion verlieren; sowohl oberhalb
wie unterhalb des bisherigen Facharbeiter- bzw. Gehilfenniveaus
werden sich Ausbildungsgänge institutionalisieren, die zu einer




Selbst wenn man dnvon ausgeht - wofür jedoch zur Zeit I.och wenig
spricht -, da~ mittelfristig die Nachfrage von Abiturienten nach
Ausbildungsplätzen im dualen System zurückgeht, so wird dies die
Nachfrage nach Ausbildungsformen oberhalb des Facharbeiterniveaus
IAssistentenberufe, Berufsakademienl stärken. Hauptschulabsolven-
ten werden vielleicht sogar wieder in grö~erem Umfang Ausbil-
dungsverträge für ausgewählte Berufe erhalten, jedoch mit redu-
zierten Beschäftigungschancen nach Abschlu~ dieser Ausbildung.
Gegenwärtige Beobachtungen lassen erkennen, da~ das duale System
als Kern des Berufsbildungssystems seinen Allgemeinheitsanspruch
verliert und nur noch für eine eingegrenzte Gruppe - insbesondere
die Absolventen mittlerer Bildungsabschlüsse - ein funktionales
Element der Berufsbiographie darstellt. Verstärkt wird diese Ten-
denz durch die sich gegenwärtig vollziehende Neuordnung zentraler
Ausbildungsberufe. Namhafte Fachvertreter gehen davon aus, daß
die neugeordneten industriellen Metall- und Elektroberufe von ih-
ren inhaltlichen Ansprüchen her Hauptschüler überfordern. Bei der
Neuordnung im Einzelhandel wurde die Frage nach der Notwendigkeit
einer der der bisherigen Berufsnachfrage und -rekrutierung ent-
sprechenden Ausbildung unterhalb des neu festgelegten Niveaus
vorerst vertagt und zur Beantwortung an eine Expertenkommission
verwiesen. Bei der anstehenden Neuordnung der Büroberufe sind
ähnliche Entwicklungen zu erwarten. Das Berufsbildungssystem zer-
fällt also in Teilsegmente, denen Arbeitsmarktsegmente und unter-
schiedliche Beschäftigungschancen entsprechen.
Ziel des Forschungsvorhabens ist es, diese These anhand der Ver-
änderungen des regionalen Berufsbildungsangebotes in Bremen auf
der Grundlage der Entwicklung der letzten 15 Jahre zu überprüfen
und entsprechende Strukturveränderungen im Ausbildungssystem zu
beschreiben und zu analysieren. Die Eingrenzung auf eine Regio-
nalanalyse ist entsprechend der regionalisierten statistiken
zwingend, die Auswahl des Stadtstaates Bremen erweist sich ange-




als sinnvoll. Die Untersuchung erfordert eine umfassende Sekun-
därauswertung des von unterschiedlichen Trägern erhobenen stati-
stischen Materials. In diesem Zusammenhang wird davon abgesehen,
Primärerhebungen durchzuführen oder die gegenwärtigen Träger der
Einzelstatistiken zu koordinieren, wie es z.B. in Duisburg ver-
sucht wird. Eine solche Intention kann bei der unterschiedlichen
Interessenlage kaum von einem Forschungsprojekt ausgehen; sie ist
vielmehr Aufgabe öffentlicher Instanzen.
Auf die methodischen Probleme bei der Umsetzung eines solchen
Programms wird in den nächsten Abschnitten eingegangen.
Aus der zunächst quantitativ angelegten Strukturanalyse entwik-
keln sich Fragestellungen, die einer qualitativen Betrachtung auf
der Grundlage eigener Erhebungen bedürfen. Um mögliche qualitati-
ve Anschlußprojekte sinnvoll konzipieren zu können, sind bereits
im Rahmen der Strukturanalyse entsprechende Vorarbeiten zu lei-
sten. Dabei werden die beiden folgenden Problembereiche ins Auge
gefaßt:
Die quantitativ und qualitativ bedeutsamsten Strukturveränderun-
gen im Bereich der beruflichen Bildung sind in den nächsten Jah-
ren in der Einzelhandelsausbildung zu erwarten. Diesen Prozeß in
seinen strukturellen Auswirkungen begleitend zu untersuchen, ist
eine sowohl lohnende wie dringliche Aufgabe, zumal zentrale bil-
dungspolitische Entscheidungen noch nicht getroffen, sondern
trctz bereits in Kraft getretener Veränderungen auf ca. 1990 ver-
schoben worden sind. Die Beteiligung an dieser zu erwartenden
kontroversen berufsbildungspolitischen Diskussion setzt eine un-
mittelbar beginnende Datensammlung und Dokumentation voraus.
Ein anderes ebenso interessantes wie unerforschtes Teilsegment
des Ausbildungsmarktes stellen die Programme dar, die Ausbildung
mit der Entwicklung von Beschäftigungsinitiativen verbinden. For-
mal halten sie sich überwiegend an den Rahmen des dualen Systems;




Betriebe, sondern gemeinnützige Vereine, Stiftungen oder andere
öffentliche bzw. halböffentliche Bildungseinrichtungen. Finan-
ziert werden diese Projekte zum großen Teil aus dem EG-Sozial-
fonds. Kriterien der Mittelvergabe sind dabei, daß
die Anforderungen eines nationalen anerkannten Ausbildungs-
berufs voll erfüllt,
darüber hinaus nach einem übernationalen Maßstab innovative
Aspekte realisiert, und
- zumindest perspektivisch die Verbindung von Ausbildungs- und
Beschäftigungsinitiativen angestrebt
wird. Ein großer Teil der Ausbildungsträger ist der "Alternativ-
szene'! zuzurechnen. Auch regionale Untersuchungen dieses Berei-
ches kommen zu dem Ergebnis, daß mit einer langfristigen ökonomi-
schen Absicherung über marktorientierte Kleinbetriebe nicht
gerechnet werden kann, sondern daß neben "neuer Selbständigkeit"
und Lohnarbeiterexistenz auf dem ersten Arbeitsmarkt die daneben
bestehenden mehr oder weniger öffentlich subventionierten-
Arbeitsmärkte Zielpunkt der Ausbildung sein müssen.
Erste Beobachtungen lassen die Hypothese zu, daß sich mit der
skizzierten Verschiebung der Beschäftigungsperspektive die Nach-
frager solcher Ausbildungsgänge verändert haben. Waren sie früher
eher der Klientel des Benachteiligtenprogramms des Bundes ver-
gleichbar, so dominieren heute höhere Bildungsabschlüsse - bis
hin zu Hochschulexamen.
Die empirische Untersuchung dieses Bereichs setzt eine längerfri-
stige Forschungsperspektive voraus. Oft geht den dreijährigen
Ausbildungsangeboten eine einjährige (Berufs-)Vorbereitungsphase
voraus. Der Anspruch, Ausbildung mit Beschäftigung zu verbinden,
läßt sich sinnvollerweise erst ca. zwei Jahre nach Abschluß der
Ausbildung evaluieren. Daraus resultiert, daß für diesen struktu-
rell äußerst interessanten Teilaspekt der Segmentierung im
Berufsbildungssystem ein Gesamtuntersuchungszeitraum von fünf bis




Im Rahmen des hier beantragten Teilprojekts zur Strukturanalyse
der beruflichen Bildung in Bremen mü~ten deshalb zugleich die
vorbereitenden Arbeiten für ein solches Anschlu~projekt, nämlich
die regionale Evaluation von EG-finanzierten Ausbildungs- und Be-
schäftigungsinitiativen, geleistet werden. Die Voraussetzungen
für einen Erfolg dieses Projektes sind relativ günstig, da der
Antragsteller schon seit längerer Zeit in engem Kontakt mit ent-
sprechenden Projekt trägern steht.
3.52 Anlage der Untersuchung und Forschungsmethoden
In ihrem ersten Hauptteil - der auf die Region Bremen gerichteten
Strukturanalyse - ist die geplante Untersuchung als Sekundäraus-
wertung vorliegender Statistiken angelegt.
Der Beschreibung des methodischen Vorgehens wird deshalb eine zu-
sammenfassende Skizze grundlegender Probleme der statistischen
Basisdaten vorangestellt.
3.521 Methodische Probleme regionaler Berufsbildungsstatistiken
Die seit Jahrzehnten erhobenen Klagen über die mangelhafte Struk-
tur und die geringe Aussagekraft von Berufsbildungsstatistiken
(vgl. z.B. Lempert 1965 und 1966) sollten eigentlich spätestens
seit 1976 bzw. 1981 mit der Verabschiedung des Berufsbildungsför-
derungsgesetzes, das in weiten Bereichen ein Berufsbildungsstati-
stikgesetz ist, der Vergangenheit angehören. Nach § 5 dieses Ge-
setzes werden alle wesentlichen Merkmale erhoben, die das duale
System betreffen (vgl. hierzu auch Abschnitt 3.522). Aus zwei
Hauptgründen bleibt die Aussagekraft dieser gesetzlich geregelten
Berufsbildungsstatistik unzureichend:
Erstens wird nur ein Teilbereich des Gesamtplanes der beruflichen




bleiben unberücksichtigt und auch das duale System selbst ist
nicht vollständig repräsentiert.
Zweitens werden die erhobenen Daten von den zuständigen Stellen
bereits aggregiert über ihre Spitzenorganisationen an das stati-
stische Bundesamt weitergeleitet. Dieses Verfahren kann metho-
disch durchaus eine interessengebundene Vorauswertung einschlie-
ßen; zumindest bleiben wertvolle Detailinformationen unveröffent-
licht oder sogar unzugänglich (vgl. Althoff 19841.
Im ersten Fall muß die Berufsbildungsstatistik durch andere ein-
schlägige Statistiken ergänzt werden. im zweiten muß man sich um
eine gezielte Auswertung der Primärdaten bei den zuständigen
Stellen bemühen. Von Bedeutung sind vor allem vier Statistiken:
- die Berufsbildungsstatistiken der zuständigen Stellen;
- die Berufsberatungsstatistiken der Arbeitsverwaltung;
- die Berufsschulstatistiken der Bildungsbehörden und
- die Beschäftigungsstatistiken der Arbeitsverwaltungen. Sozi-
alversicherungsträger und statistischen (Landes-I Amter.
Für die Berufsbildungsstatistiken der zuständigen Stellen gilt.
daß sie in regionaler Differenzierung veröffentlicht werden; zum
einen in den Berufsbildungsberichten des BMBW (Stichtag 30.9.1
und zum anderen in einer Fachserie des Statistischen Bundesamtes
(Stichtag 31.12.1. In beiden Publikationen fehlen Informationen
über wichtige Strukturmerkmale sowohl der Auszubildenden wie auch
der angebotenen Ausbildungsplätze.
Abgesehen von Sonderauszählungen in ausgewählten Kammerbezirken
liegen z.B. keine Angaben über die schulische Vorbildung. das Al-
ter und die soziale Herkunft der Auszubildenden vor. 1982 wurden
erstmals Daten über die Staatsangehörigkeit veröffentlicht. Auch
die geschlechtsspezifischen Daten sind unzulänglich bzw. im Zeit-
vergleich außerdem unvollständig. So gibt es keine Informationen
über die Verteilung der neu abgeschlossenen Ausbildungsverhält-
nisse nach Geschlecht. Die Beobachtung von quantitativen und
strukturellen Veränderungen der Ausbildungssituation über einen




die Zeit vor 1973 lediglich von einzelnen zuständigen Stellen,
nicht aber aus allen Ausbildungsbereichen Regionaldaten vor. Ei-
nige Angaben werden erst seit wenigen Jahren erhoben. zeitreihen
lassen sich daher nur für relativ kurze Perioden erstellen. Hinzu
kommen erhebungstechnische Ungenauigkeiten (vgl. Althoff 1982).
Obwohl die Berufsbildungsstatistik seit Anfang der siebziger Jah-
re verbessert und 1976 auf eine gesetzliche Grundlage gestellt
wurde, belegen ihre gravierenden Unzulänglichkeiten, da~ sie noch
immer eher den Charakter einer Arbeitsmarktstatistik als einer
Bildungsstatistik hat. Die Ursachen für die Lücken und Mängel der
Statistik sind nur zum Teil in dem mit der Erhebung verbundenen
personellen und finanziellen Aufwand zu sehen, denn viele der
fehlenden Daten sind bei den zuständigen Stellen bereits vorhan-
den. Es liegt der Verdacht nahe, daß den Statistiken eine wichti-
ge Funktion bei der Selbstdarstellung der beteiligten Institutio-
nen in der öffentlichkeit, der Beeinflussung der öffentlichen
Meinung und berufsbildungspolitischer Entscheidungen beigemessen
wird.
Der Aussagewert der Berufsberatungsstatistik wird dadurch einge-
schränkt, daß sie eine reine Geschäftsstatistik der Arbeitsver-
waltung darstellt. Durch den unterschiedlichen Einschaltungsgrad
der Berufsberatung werden Vergleiche im Zeitablauf sowie interre-
gionale Analysen erschwert. Darüber hinaus ist bei der Interpre-
tation der regionalen Daten zu beachten, da~ sich die Einteilung
der Arbeitsamtsbezirke nicht an den Ausbildungsstellenmärkten
orientiert. Durch Ein- und Auspendler steigt bzw. sinkt die Nach-
frage in vielen Bezirken. Werden die Pendlerströme au~er acht ge-
lassen, so sind regionale Verzerrungen die Folge. Zudem wird die
Berufsberatungsstatistik von den einzelnen Arbeitsämtern in un-
terschiedlichem Umfang und mit unterschiedlichen Schwerpunkten
ausgewertet, so da~ differenzierte Vergleiche teilweise aufgrund
der Datenlage nicht möglich sind. Beispielsweise veröffentlicht




seit Jahren in ausführlicher Form, während das Arbeitsamt Bremen
erst 1983 damit begonnen hat.
Insbesondere für Bremen bildet die Berufsschulstatistik die dif-
ferenziertesten Informationen. Sie ist die einzige Quelle, die
über die Verteilung der Schüler in den beruflichen Vollzeitschu-
len/-arten Aufschluß gibt. Für den Zeitraum ab 1975 liegen außer-
.dem Daten differenziert nach Geschlecht, Staatsangehörigkeit
(Deutsche/Ausländer), Alter und schulischer Vorbildung vor. Seit
1982 wird auch das Merkmal "berufliche Vorbildung" erhoben. Die
Berufsschulstatistik liefert also Informationen über Auszubilden-
de im Qualen System, die anderen Statistiken nicht entnommen wer-
den können, insbesondere über
- den Frauenanteil an den Auszubildenden in Bremen und Bremer-
haven nach Berufsgruppen (seit 1975) bzw. nach Ausbildungsbe-
rufen (seit 1977),
- den Ausländeranteil an den Auszubildenden insgesamt (seit 1975)
und nach Ausbildungsberufen (seit 1980),
- über die schulische Vorbildung der Auszubildenden nach Aus-
bildungsberufen (seit 1980).
Leider stimmt der zentrale Stichtag der Berufsschulstatistiken
(15.11.) aber nicht mit dem anderer Statistiken überein. was zu
deutlichen quantitativen Verschiebungen bei den jeweiligen Grund-
gesamtheiten führen kann.
Ergänzend müssen regionale Beschäftigtenstatistiken herangezogen
werden. Dem bisher weitgehend unveröffentlichten Material des
Statistischen Landesamtes Bremen sind u.a. folgende Angaben zu
entnehmen:
Beschäftigte und Beschäftiger in der beruflichen Ausbildung
nach Wirtschaftszweigen,
Land Bremen: ab 1978
Bremen und Bremerhaven: ab 1979,
Beschäftigte und Beschäftiger in der beruflichen Ausbildung
nach Berufsabschnitten und ausgewählten Berufsgruppen.




Darüber hinaus wird auch der Frauen- bzw. Ausländeranteil an den
Beschäftigten in beruflicher Ausbildung ausgewiesen. Der besonde-
re Stellenwert der Beschäftigtenstatistik ergibt sich daraus, da~
sie in tiefer Gliederung Daten enthält, die die Zusammenhänge
zwischen regionaler Wirtschaftsstruktur, Veränderungen der
Berufsstrukturen, Beschäftigtenentwicklung und Ausbildungssystem
verdeutlichen.
Die Darstellung der wichtigsten statistischen Quellen offenbart
die vielfältigen Unzulänglichkeiten der Ausbildungsstatistik. Ne-
ben den erhebungstechnischen und methodischen Mängeln der einzel-
nen Statistiken ist vor allem zu kritisieren, da~ es keine sich
auf den gesamten Ausbildungssektor erstreckende Statistik gibt.
Es fehlen Daten über die gesamte Nachfrage bzw. das gesamte Ange-
bot an schulischen, betrieblichen und sonstigen Ausbildungsstel-
len, über Jugendliche ohne Ausbildungsplatz sowie über Jugendli-
che, die neu ins Berufsbildungssystem eintreten bzw. dort insge-
samt versorgt werden.
3.522 Arbeitsschritte und geplantes methodisches Vorgehen
Aus den in 3.51 entwickelten unterschiedlichen Forschungszielen
resultieren zwei ebenfalls unterschiedliche Forschungsansätze und
methodische Zugriffe.
Der erste Schritt besteht in der Weiterführung und Ausdifferen-
zierung der Erhebung und einer Strukturanalyse der regionalen Be-
rufsbildungssituation insgesamt. Er umfa~t weiter den Antrags-
zeitraum von drei Jahren. Zugleich wird ein weiterer Schritt zur
vertieften Analyse von Teilgruppen des Berufsbildungssystems
vorbereitet, die sich erst in jüngster Zeit herausgebildet haben.
Der hier systematisch entwickelte Untersuchungsansatz umfa~t des-
halb zwei Projektphasen (vgl. 3.6); grundsätzlich sind die beiden
Schritte in einem zeitlichen Nacheinander zu sehen, wobei gewisse
Oberlappungen unvermeidbar sind. Der Schwerpunkt der Oberlegungen




Ober die systematische Beschreibung der quantitativen Entwicklung
hinaus, die sich zunächst noch an dem Berufsbildungsbilanzschema
orientieren wird, sollen Strukturveränderungen im Ausbildungssy-
stem dargestellt und analysiert werden. Dazu sind typische Aus-
bildungsverläufe in Zeitreihen zu rekonstruieren. Die Datenlage
legt es nahe, ca. 1972 bzw. 1973 zu beginnen, da von diesem Zeit-
punkt an zumindest teilweise differenzierte Statistiken vorlie-
.gen. Ab ca. 1976 werden bei den zuständigen Stellen in Verbindung
mit der Führung des Verzeichnisses der Ausbildungsverhältnisse




- allgemeine und berufliche Vorbildung
- evtl. vorzeitig gelöste Ausbildungsverhältnisse mit Angabe von
Ausbildungsberuf, Geschlecht, Ausbildungsjahr und Grund
- Abkürzung oder Verlängerung der Ausbildungszeit
- Anschlu~verträge bei Stufenausbildung mit Angabe des Ausbil-
dungsberufs
- Träger der Ausbildung
- Prüfungserfolg nach Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit,
Vorbildung, Abkürzung oder Verlängerung des Ausbildungsver-
hältnisses, Art der Zulassung zur Prüfung und Bezeichnung des
Abschlusses.
Aus diesen Merkmalen lassen sich differenzierte Profile der ein-
zelnen Ausbildungsberufe erstellen und vermutete Veränderungen in
Zeitreihen darstellen.
Für den Zeitraum von ca. 1972 bis 1976
Differenziertheit nicht möglich. Es soll
versucht werden, durch die Kombination
ist eine vergleichbare
jedoch auf jeden Fall
anderer statistischer
Quellen zumindest für die Ausbildungsberufe die Zeitreihen in die
Vergangenheit zu verlängern, bei denen sich in den letzten zehn
Jahren signifikante Strukturveränderungen ergeben haben. Anhand
einer vorab zu erstellenden Grobübersicht ist zunächst zu klären,
welche Ausbildungsberufe in die Untersuchung der Zeitreihen ein-





Auswahlkriterien sind die relativ konstante Besetzung und eine
gewisse Mindestgröße an Auszubildenden pro Jahrgang. Setzt man
diese Mindestgruppengröße bei etwa 20 an, so müssen nach vorläu-
figen Schätzungen knapp 100 Ausbildungsberufe in die Untersuchung
einbezogen werden, die jedoch über 90 % aller Ausbildungsverhält-
nisse repräsentieren. Da die Berufsbildungssituation der etwa
zehn zuständigen Stellen in Bremen erst in jüngster Zeit und nur
partiell auf elektronische Datenverarbeitung umgestellt werden,
muß man hier weitgehend von einer Auswertung "per Hand" ausgehen.
Der Umfang der zu erhebenden und zu koordinierenden Daten läßt
sich überschlägig aus der Zahl der Merkmale und der Erhebungsfäl-
le errechnen: Im Untersuchungszeitraum haben in Bremen pro Jahr
6000-8000 Jugendliche ein Ausbildungsverhältnis aufgenommen. Die
Vielzahl der denkbaren Ursachen für die als Untersuchungsergebnis
zu erwartenden Strukturveränderungen verlangt nach einer an der
Segmentationstheorie orientierten Interpretation, die über sta-
tistische Trend- und Korrelationsanalysen hinausreicht. In der
bisherigen Diskussion werden sowohl subjektive wie demographische
oder auch arbeitsmarktbezogene Einflußfaktoren angeführt. Noch
unbeachtet sind dagegen mögliche Rückwirkungen berufsbildungspo-
litischer - als Reform gedachter - Eingriffe in das Gesamtsystem,
das dadurch für Teilgruppen zwar noch nicht unzugänglich wird,
aber seine Funktion verliert. So kann durchaus die Neuordnung
einzelner Ausbildungsberufe zur Folge gehabt haben, daß z.B.
Hauptschüler in berufliche Sackgassen abgedrängt wurden und
schließlich dazu führen, daß sich diese Entwicklung auch bei ei-
ner quantitativen Entspannung des Ausbildungsmarktes nicht mehr
wieder umkehrt. Die kürzlich erfol~te Neuordnung der industriel-
len Metall- und Elektroberufe sowie die z.T. noch geplante Neu-
ordnung in den kaufmännisch-verwaltenden Berufen wird zu noch
nicht absehbaren Strukturveränderungen führen, die mit einer ver-
schärften Hierarchisierung innerhalb des Berufsbildungssystems




Aspekt bei der Analyse der empirischen Befunden in den Vorder-
grund gerückt werden.
Bei der bereits angedeuteten Fortsetzungsmöglichkeit des Vorha-
bens (Untersuchung der neuen Ausbildungsorganisation im Einzel-
handel; Untersuchung von integrierten Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsinitiativen) ist ein verändertes Methodenkonzept anzuwenden.
das mit Sicherheit Primärerhebungen einschließen muß. Seine Prä-
zisierung setzt jedoch den Abschluß zentraler Teile des hier be-
antragten Projektes voraus.









Sammlung und Auswertung regionaler und überregio-
naler Berufsbildungsberichte und -bilanzen sowie
der Literatur zum Verhältnis der Entwicklung von
Arbeitsmarkt und Struktur der beruflichen Bildung
Sammlun~ aller einschlägigen Statistiken einschi.
Sonderauswertungen; Versuch der Bereinigung unter-
schiedlicher Erhebungsverfahren
Entwicklung eines Indikatorenschemas zur Auswer-
tung der vorliegenden Statistiken. Oberprüfung der
Aussagefähigkeit anhand dieses Schemas
Probeweise Erstellung eines regionalen Berufsbil-
dungsberichts auf der Grundlage der bisherigen Ar-
beiten
Vorbereitung der Datenerhebung bei den zuständigen
Stellen; Erarbeitung von Kriterien für die Auswahl
der in die Untersuchung einzubeziehenden Berufe
und Berufsgruppen
Entwicklung eines rechnergestützten Dokumentati-
ons-und Auswertungskonzepts für die zu erhebenden






1./2. Quartal Erfassen und Kodieren der Daten bei den zuständi-
gen Stellen; Einrichtung von Datenbanken, Erstel-
lung der entsprechenden Rohtabellen und Zeitreihen
3./4. Quartal Interpretation der gewonnenen Strukturdaten; Ober-
prüfung möglicher Erklärungsmuster, insbesondere
der Hypothese der strukturellen Rückwirkungen sich
verändernder inhaltlicher Ausbildungsanforderungen
(bgl. das beabsichtigte Folgeprojekt); Analyse
evtl. regionaler Abweichungen von bundesrepublika-
nischen Trends.
1991
1./2. Quartal Dokumentation der Ergebnisse und Anfertigung des
Abschlußberichtes; Intensivierung der Vorbereitung
des Folgeprojekts
3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sonderforschungs-
bereichs und weitere Perspektiven
Zahlreiche der im Sonderforschungsbereich beantragten Projekte
haben - auch durchaus regionalbezogen - einen Bezugspunkt zu den
generellen Problemen des Obergangs vom Bildungs- in das Beschäf-
tigungssystem und der Scharnierfunktion des Systems der berufli-
chen Bildung. Es gibt zahlreiche Indikatoren dafür, daß sich in
diesem Bereich gegenwärtig erhebliche sozio-strukturelle Verände-
rungen vollziehen, die nicht nur mit dem Anwachsen und der Abnah-
me des "Geburtenberges" der späten sechziger Jahre erklärbar
sind.
Eine - wenn auch zunächst nur quantitative und regionale - Struk-
turanalyse des Zusammenhangs von Bildung und Beschäftigung ist
daher eine notwendige Grundlagenforschung für alle Projekte, die
sich mit dieser zentralen Statuspassage auseinandersetzen.
Nach Ansicht des Antragstellers gewinnt eine Strukturanalyse ih-




dern erst durch die daraus entstehenden neuen Forschungsfragen
und deren Bearbeitung mit mehreren Untersuchungsmethoden. Eine
zentrale Ausgangshypothese der geplanten Untersuchung ist, daß
sich der Ausbildungsmarkt zunehmend in voneinander abgeschottete
Teilmärkte und Segmente aufgliedert, denen unterschiedliche Be-
schäftigungschancen, aber auch -intentionen der Betroffenen kor-
respondieren. Hieraus resultiert, daß diese Teilmärkte und Seg-
,mente der weiteren Erforschung bedürfen. Von daher bezieht sich
der Antrag von seiner Intention her bereits auf zwei Projektgene-
rationen. Die ins Auge gefaßte Konzentration auf die Teilbereiche
"neugeordnete Ausbildungsberufe" und "integrierte Ausbildungs-
und Beschäftigungsinitiativen" gründet sich auf die Annahme, daß
diese beiden "Ausbildungswege" in verschiedene Arbeitsmärkte-
den ersten und den dritten - führen, läßt sich aber auch von der
Notwendigkeit wissenschaftlicher Arbeitsteilung her begründen: so
werden z.B. - wenn auch mit ungenügender regionaler Differenzie-
rung - die Erfolge der G- bzw. F-Lehrgänge der Arbeitsverwaltung
durch das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bun-
desanstalt für Arbeit evaluiert. Ähnliches gilt für die Maßnahmen
nach dem Benachteiligtenprogramm. Ober die vollzeitschulische
Ausbildung in Bremen liegen erste Studien vor oder werden zur
Zeit im Rahmen von Modellversuchen (z.B. bei den naturwissen-
schaftlich-technischen Assistentenberufen) erarbeitet.
Im weiteren Vollzug der Arbeiten und der Entwicklung der Koopera-
tion der einzelnen beantragten Teilprojekte können sich jedoch





sehen Erhebungen und ihrer quantitativen wie qualitativen Auswer-
tung; federführende Mitwirkung bei der Abfassung des Ergebnisbe-
richtes und der Entwicklung eines Forschungsdesigns für weiter-
führende Fragestellungen.
Einstellungsvoraussetzungen:
berufspädagogischer und/oder sozialwissenschaftlicher Hochschul-
abschluß; eigene Erfahrungen in einer sozialwissenschaftlieh
orientierten Berufsbildungsforschung (möglichst Promotion); de-
taillierte Kenntnisse im Bereich der Organisationsstrukturen der
beruflichen Bildung.
2) Eine studentische Hilfskraft ohne Abschluß mit 19 Wochenstun-
den bzw. 83 Stunden pro Monat.
Aufgabenbereich: Recherchen und Beschaffung von Literatur; Be-
schaffung neuerer Statistiken sowie deren Vorauswertung und Ar-
chivierung; Mitarbeit bei den empirischen Erhebungen; Aufberei-
tung von Arbeitsmaterialien; technische Betreuung bei der Erstel-
lung von Berichten und Kopier- und Schreibarbeiten.
3.72 Aufgliederung und Begründung der sachlichen Verwaltungsauf-
gaben (nach Haushaltsjahren)
Ober die ganze Laufzeit
stattung, Büromaterial
stattung finanziert.
des Projektes werden Raumkosten, Büroaus-
und Telefongrundkosten aus der Grundaus-
Ergänzungsausstattung
Bücher und Zeitschriften (512)
In der Startphase (2. Hälfte 1988) wird sich ein erhöhter Bedarf
ergeben, während es sich 1990 mehr um die Anschaffung laufender
Ergänzungen handeln dürfte. Der im Arbeitsplan für 1990 vorgese-






Beantragt werden 1 elektronische Schreibmaschine für die insge-
samt 4 Mitarbeiter des Vorhabens (1988) für ca. DM 2.000,- sowie
Mittel für zu erwartende Erweiterungsbedarfe an der Rechneranla-
ge, wie z.B. Programmerweiterungen, Emulatoren zur Verarbeitung
von nach anderen Systemen gespeicherten Datensätzen u.a.(1989).
Verbrauchsmittel (522)
Aus Mitteln der Grundausstattung stehen den Mitarbeitern des Pro-
jekts ca. DM 1.000,- pro Jahr an Verbrauchsmitteln zur Verfügung.
Die beantragte Ergänzungsausstattung in gleicher Höhe ist erfor-
derlich, um den Mehraufwand an z.B. Disketten und Endlospapier
bestreiten zu können.
Reisemittel (527)
In den ersten beiden Projektquartalen sind -weitgehend im Rahmen
von Dienstgängen- alle Träger von Statistiken in Bremen und Bre-
merhaven aufzusuchen und nach ihren aktuellen Daten bzw. mögli-
cherweise durchgeführten Sonderauswertungen zu befragen. Bei ca.
20 Institutionen und ca. DM 20,- Auslagenersatz ergeben sich da-
durch DM 400,-.
Für 1989 ist für die Mitglieder der Forschungsgruppe eine zwei-
bis dreitägige Kontaktaufnahme mit anderen Arbeitsgruppen vorge-
sehen. Gedacht ist an einen Besuch der Arbeitsgruppe Duisburg und
der Abteilung Bonn-Bad Godesberg des Bundesinstituts für berufli-
che Bildung. Bei vier Teilnehmern ergeben sich daraus bei Ausnut-
zung aller Vergünstigungen
Reisekosten von 2 x DM 400,- = DM 800,--
sowie Tage- und Obernachtungsgelder
für 10 Tage von ca. DM 1.000,--
somit: DM 1.800,--
Der Ansatz von DM 1.200,- für 1990 begründet sich durch die sich





Druck- und Vervielfiltigungskosten (53la, 531b)
Für die Jahre 1989 und 1990 wird nur der Kopierbedarf für die Si-
ehersteIlung der projektinternen und der sonderforschungsinternen
wissenschaftlichen Kommunikation abgedeckt. Der für 1991 einge-
worbene Betrag ist kein Druckkostenzuschu~, sondern wird für die
redaktionelle Bearbeitung des Ergebnisberichts und seiner
internen Vorab-Veröffentlichung benötigt.
Sonstige sachliche Verwaltungsausgaben (1990):
Vorbereitung und Durchführung eines wissenschaftlichen
Kolloquiums zur regionalen Berufsbildungsforschung
in Bremen DM 6.000,--
Nach den bisherigen Planungen wird die Universität Bremen 1990
wieder die "Hochschultage Berufliche Bildung" gestalten und
durchführen. Dies ist eines der seltenen Formen, die Berufsbil-
dungsforscher, Praktiker und Berufsbildungspolitiker in einen
Diskussionszusammenhang bringen. Der Zeitpunkt (ca. Oktober 1990)
böte sich für die Veranstaltung eines wissenschaftlichen Kollo-
quiums zur regionalen Berufsbildungsforschung an.
Zum einen wäre das Projekt in seiner Arbeit soweit, daß es erste
Ergebnisse zur wissenschaftlichen Diskussion stellen könnte. Zum
anderen dürften bis dahin im Kontext des Schwerpunktprogramms
"Berufsbildungsforschung" der DFG Neuansätze für eine regional-
orientierte Berufsbildungsforschung entwickelt worden sein. Si-
cherlich ist es finanziell nicht möglich. für eine solche Veran-
staltung Honorare zu zahlen. Bei der zu erwartenden Einladung von
fünf Forschungsgruppen muß mit ca. DM 800,-- per Gruppe anteili-
ger Reisekostenerstattung gerechnet werden, was einen Gesamtbe-
trag von DM 4.000,-- erfordert.
Für die Tagesvorbereitung. die Vervielfältigung von Tagungsleit-
fragen, deren Versand und die Auswertung der Tagung ist ein Ge-
samtbetrag von DM 2.000,-- eingesetzt. Dabei soll eine For-










Zur Durchführung des Vorhabens wird ein pe der oberen Leistungs-
klasse benötigt. wie z.B. die Modelle 60 oder 80 der neuen PC-Ge-
neration von IBM. Die Abwicklung komplexer sozialwissenschaftli-
cher Statistikprogramme wie SPSS verläuft wegen des Einsatzes des
Intel 80386-Prozessors getaktet mit 16 bzw. 20 MHz, beim Modell
80 erheblich schneller und komfortabler als beim Modell 60
(80286-Prozessor, 10 MHz); auch die mögliche Festplattenzugriffs-
zeit liegt um ca. 30 % niedriger. Bei vergleichbarer Speicher-
und Festplattenkapazität liegt der Preisvorteil des Modells 60
bei geringerer Leistungsfähigkeit gegenüber dem Modell 80 bei ca.
DM 2.600.-.
Sicher wird das hier beantragte Projekt allein die Möglichkeit
und Kapazität des Modells 80 nicht voll ausnützen können. Demge-
genüber bietet das Modell 80 jedoch auch erweiterte Möglichkei-
ten, in einem dezentralen Netz die Effizienz anderer weniger kom-
plexer Arbeitsplatzrechner zu erhöhen. Hiervon könnten andere
Projekte des sfb in einem Umfang profitieren, der die Preisdif-
ferenz rechtfertigt. Deshalb wird beantragt:
1 PC IBM Modell 80 (evtl. Typ 111), Hauptspeicher
2 MByte, getaktet mit 20 MHz, Festplatte ca. 100 MByte,
mit Zubehör; Preis ca. DM 17.500,--
sowie hierzu ein ebenfalls qualitativ hochwertiger
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3.1 Allgemeine Angaben zum Projekt A 3
3.11 Thema: Selektionsprozesse im Berufsbildungssystem und
abweichendes Verhalten
3.11 Fachgebiet und Arbeitsrichtung
Rechtssoziologie. Bildungsforschung
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Haushalts- Personal- Sächliche Verwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen
100 101 102 103




1990 170.000 15.200 - 185.200





Im Rahmen der Berufswahlforschung wurde zwar der problematische
Einfluß der Restriktionen des Arbeitsmarktes auf das Berufswahl-
verhalten von Jugendlichen gesehen. Außerdem ist aufgrund krimi-
nologischer Untersuchungen bekannt, daß (jugendliche) Straftäter
oftmals nur eine defizitäre Berufsausbildung und ebenso häufig
berufliche und Arbeitsprobleme haben, so daß zu vermuten ist, daß
geringer schulischer Erfolg und eventuell bereits bestehende Kri-
minalisierung in der Phase des Obergangs vom allgemein- in das
berufsbildende System eine Risikolage darstellen. Wie sich diese
Vorbelastungen aber auf dem Weg durch das Berufsbildungssystem,
also während der Statuspassage in den Beruf angesichts der Risi-
ken, die durch Ausbildungs- und Arbeitsmarktlage bedingt sind,
auswirken, ist bisher noch nicht erforscht worden.
An dieses Defizit anknüpfend soll mit dem geplanten Projekt un-
tersucht werden, welche Probleme sich beim Eintritt in das Be-
rufsbildungssystem für die Jugendlichen mit geringem schulischem
Erfolg in Abhängigkeit zu dann bestehender oder nicht bestehender
Kriminalisierung ergeben und wie sich die Art des jeweiligen Ein-
stiegs im weiteren Verlauf der beruflichen Bildung auf die Sta-
tuspassage in den Beruf auswirkt. Besonderes Interesse gilt dabei
möglichen Interdependenzen zwischen Selektionsprozessen des Be-
rufsbildungssystems und dem Auftreten von Kriminalisierungspro-
zessen in dieser Phase der Statuspassage in den Beruf.
Davon ausgehend, daß Berufsbildungsinstitutionen durch die Initi-
ierung von Abkühlungsprozessen bei bereits mißerfolgsbelasteten
Schülern diese Jugendlichen zu Aspirationsverzicht in bezug auf
Berufswünsche veranlassen, wird vor allem zu klären sein, in wel-
cher Beziehung hier Selektion durch Abkühlungs- zu derjenigen
durch Kriminalisierungsprozesse steht.
Im Vordergrund der geplanten Untersuchung steht daher die Frage
nach dem Verlauf des Berufsbildungsweges von solchen Jugendli-
chen, die durch schulischen Mißerfolg und/oder deviantes Verhal-
ten bereits vorbelastet sind, wenn sie in das Berufsbildungssy-
stem eintreten. Im Rahmen einer quantitativen und qualitativen
Längsschnittuntersuchung soll daher der Frage nach Inhalten,
Strukturen und Funktionen von Interaktionsprozessen zwischen Be-
rufsschülern und Lehrern/Ausbildern sowie zwischen Berufsbil-
dungs-und ggf. Kontrollinstanzen nachgegangen werden, um so Ent-





3.3 Stand der Forschung
Im Zusammenhang mit der Erforschung der Funktion von Schule in
unserer Gesellschaft rückte recht bald das Phänomen "Schule als
Instanz sozialer Kontrolle", die zur Kriminalisierung von Jugend-
lichen einen nicht unerheblichen Beitrag leistet, ins Blickfeld
der Wissenschaft. Obwohl in den letzten Jahren neben dem allge-
meinbildenden auch das berufsbildende (Schul-)System Forschungs-
gegenstand geworden ist, wurde die Frage nach einer etwaigen
, Selektionsfunktion des Berufsbildungssystems (im Wege der Krimi-
nalisierung abweichendenden Verhaltens) bisher jedoch kaum ge-
stellt. Dies ist umso erstaunlicher, als einerseits die
Kriminalitätsbelastung sich in den Altersstufen ab 14 Jahren bis
zu einem Maximalwert im Alter von 18-21 Jahren ständig erhöht (in
der Bundesrepublik Deutschland betrug die Kriminalitätsbelastung
der 8-14jährigen 1986 3.030 Tatverdächtige pro 100.000 Einwohner
dieser Altersstufe, diejenige der 14-18jährigen dagegen schon
7.778, die der 18-21jährigen 9.520 und die der 21-25jährigen
8.267 (Polizeiliche Kriminalstatistik 1987: 51). Andererseits ist
das Faktum von Berufsbildungsdefiziten bei Straftätern seit lan-
gem bekannt und problematisiert worden (einen historischen Abriß
zu diesem Forschungsbereich liefert Kofler 1980: 4 ff). Wie es
jedoch zu diesen Defiziten kommt, wurde bisher noch nicht unter-
sucht.
Es stellt sich daher die Frage, ob und gegebenenfalls auf welche
Weise das Berufsbildungssystem die Selektions- und Kriminalisie-
rungsfunktion des allgemeinbildenden Schulsystems übernimmt bzw.
fortsetzt. Dieser Frage nachzugehen, ist Ziel des geplanten Pro-
jektes. Unser Interesse richtet sich damit auf eine Forschungs-
lücke, die von Farrington et al. (1986: 10) bereits ausgemacht
wurde; sie weisen nämlich auf den Mangel an Wissen über erste
Arbeitserfahrungen der Jugendlichen oder über die Beziehung Schu-




3.31 Forschungsstand im Bereich allgemeinbildender Schulen
Im Bereich der allgemeinbildenden Schulen liegen eine Reihe von
empirischen Befunden - überwiegend aus den 70er Jahren - vor, die
zunächst demZusammenhang von Schulversagen und der Verhaltensauf-
fälligkeit von Schülern gelten. In der Folgezeit näher untersuch-
te Selektions- und Zuschreibungsprozesse lieferten Hinweise auf
implizite Devianztheorien der Lehrer als diejenigen Variablen,
die solche Prozesse steuern (Lösel 1974:56f; Tornow 1978). Das
Problem der impliziten Devianztheorien, deren Funktion Asmus
(1979:113 f) in einer Orientierungshilfe für Schüler und Lehrer
in der Schule sah, besteht in deren Selektivität und Verzerrung
der Realität. Eine der wichtigsten Studien aus diesem definiti-
onstheoretisch orientierten Bereich wurde 1974 von Brusten und
Hurrelmann vorgelegt. Die wesentlichsten Ergebnisse dieser Unter-
suchung waren der Nachweis, daß der Leistungsstatus eines Schü-
lers Ausgangs- und Kristallisationspunkt für Stereotypisierungen
bei Lehrern und Schülern sei (S.72) und daß einem so typisierten
Schüler nur noch ganz bestimmte (nämlich als abweichend einge-
stufte) Rollen- und Handlungsalternativen offenstehen (S.78). Bei
Hauptschülern träten dann als Problemlösungsstrategien (im Gegen-
satz zu "Fluchtdelikten" wie Drogenkonsum bei Gymnasiasten) vor-
nehmlich Eigentums- und Gewaltdelikte auf (S.123 f). Die Delin-
quenzbelastung der Jungen liege dabei deutlich unter derjenigen
der Mädchen (5.133 f). Dies wird sowohl damit erklärt, daß Mäd-
chen wesentlich eher mit Schuleschwänzen, Weglaufen und sexuell
devianten Verhaltensweisen reagieren, wodurch z.B. Eigentumsde-
likte zur Erschließung finanzieller/materieller Ressourcen "ent-
behrlich" werden (Kieper 1980:18, l60f; Gerken 1982:110 sowie
Kaiser 1976: 85 f. m.w.N.), als auch mit dem geringeren Entdek-
kungs- und Registrierungsrisiko der Mädchen (Gipser 1975: 127).
Neben der Zuschreibung von und Abdrängung in kriminelle Rollen
(die im übrigen auch aus dem anglo-amerikanischen Bereich doku-
mentiert sind; Cicourel/Kitsuse 1974; Schafer 1979) zielt schuli-




aber auch auf die Aussonderung sogenannter leistungsschwacher
Schüler - und das sind den Befunden zufolge tendenziell eher Un-
terschichtskinder, wobei sich hier keine geschlechtsspezifische
Verzerrung (mehr) nachweisen lä~t (Schweikert 1979: 13) - in sta-
tusniedrigere Schulstufen, wodurch dann über die Vergabe von Bil-
dungschancen die Schichtstruktur stabilisiert wird (Steinkamp
1972: 75; Hurrelmann 1979: 86 ff.).
Im Hinblick auf diesen Proze~. der dann wiederum zu delinquenten
.Verarbeitungsmustern auf Schülerseite führen kann. hat Homfeldt
(1972:181f) besonders die Lückenbü~er-Funktion der Lernbehin-
derten-Sonderschule für Grund- und Hauptschulen hervorgehoben. Er
betont. da~ mit dem Sonderschüler-Status eine - auch von den Be-
troffenen selbst so empfundene - erhebliche Stigmatisierung ver-
bunden sei (S.193): Mit der Oberführung in die Sonderschule. für
die der entscheidende. weil irreversible Prädestinationsfaktor
das Herkunftsmilieu sei (S.201). sei eine totale Statusdepriva-
tion verbunden, die überwiegend einen Verbleib im "poverty cycle"
nach der Schulentlassung bedeute (S.197). Sei ein Schüler daher
erst einmal in die Sonderschule eingegliedert. bleibe ihm als
"Problemlösung" (und Stigmamanagement) oft nur der Weg in ab-
weichendes Verhalten. vom Schulschwänzen bis zur Delinquenz-
(S.237) •
Homfeldt hat so auf eine weitere Komponente des schulischen Se-
lektionsprozesses hingewiesen. nämlich auf die mit einzelnen
Schulstufen verbundenen Statuszu- und -festschreibungen. Wenn er
damit auch bereits in gewisser Weise schulstufenübergreifende Se-
lektionsprozesse angesprochen hat. so beschränkt sich sein Ansatz
aber dennoch. ebenso wie die übrigen bisher erwähnten Untersu-
chungen. auf eine Analyse innerschulischer Prozesse, ohne deren
Funktion aufzuarbeiten.
Die "Schule als Kontrollinstanz" (Stallberg 1977) wurde umfassend
von Best (1979) untersucht. wobei die Vernetzung der Schule mit
anderen Instanzen sozialer Kontrolle (Jugendamt. Erziehungsbera-




ten/Hurrelmann (1974) stellte auch Best (S.158) fest, daß der
Leistungsstand des Schülers oder das Milieu seines Elternhauses
je für sich allein soziale Kontrolle auslösen (S.160). Und ähn-
lich wie Homfeldt (1972) und Rolff (1980) konstatierte Best die
"höchste Auffälligkeitsquote bei Sonderschülern" (S.76): Es fände
ein "Degradierungszeremoniell" statt, das die Oberweisung auf die
Sonderschule formalisiere und institionelle Karrierremuster be-
dinge (S.lll), die nach Bests Auffassung Teil von (schulischen)
"Cooling-out-Prozessen" sind: Sie zwingen betroffene Schüler mit
dem Etikett "verhaltensgestört", eine entsprechende Karriere zu
akzeptieren (S.119), was noch dadurch begünstigt zu werden schei-
nt, daß die Definition der Begriffe "lernbehindert" und "verhal-
tensgestört", mit denen der größte Teil der Sonderschüler gekenn-
zeichnet wird, als ebenso unspezifisch wie beliebig funktiona-
lisierbar eingeschätzt wird (Jasperneite/Langfeld 1980: 31ff;
Quenstedt 1983: 928). - Demnach können die von Best beschriebenen
"Degradierungszeremonien" letztlich als Statuszuweisungsprozesse
aufgefaßt werden, bei denen die Schule - so Best (1979:158) - mit
Jugendamt und Polizei aufgrund einheitlicher Selektionsziele
zusammenwirkt.
An dieser Stelle bleibt so insgesamt festzuhalten:
Das in den Schulen geltende Leistungsprinzip wird im Zusammenhang
mit impliziten Persönlichkeitstheorien der Lehrer eingesetzt; da-
bei wirken sich Merkmale und Effekte der Schichtzugehörigkeit des
Schülers in dem Sinne negativ aus, daß die Diagnose "begabt/unbe-
gabt" weitgehend durch das Merkmal "Herkunft" gesteuert wird, wo-
durch über die Vergabe von Bildungschancen die Schichtstruktur
stabilisiert wird. Im Hinblick auf den Aspekt Kriminalität/abwei-
chendes Verhalten belegt die hier angesprochene Forschung ein In-
einandergreifen von Leistungsbeurteilungen einerseits und Verhal-
tensbeurteilungen andererseits: (Unter-)Schichtspezifische Ver-
haltensnormen der Kinder kollidieren mit mittelschichtorientier-
ten Schulnormen, was Lernversagen bedingt. Die einzig mögliche
Reaktion der davon betroffenen Schüler ist ein Ausweichen in




menden Stigmatisierung als Leistungsversager und Abweichler, eine
Rolle, die von den Schülern in ihr Selbstbild übernommen wird und
die Entstehung "jugendlicher Karrieren" einleitet. Dabei wirkt
Schule als Instanz sozialer Kontrolle mit anderen Kontrollinstan-
zen in sich gegenseitig verstärkenden und/oder auslösenden Pro-
zessen zusammen.
3.32 Forschungsstand im Bereich des Berufsbildungssystems
Da das Berufsbildungssystem durch differenzierte Kombinationen
von schulischer Teilzeit- und Vollzeit- sowie betrieblicher Be-
rufsausbildung recht kompliziert gestaltet ist und zudem die
jeweiligen Angebote sich laufend umstrukturieren, inhaltlich
verändern und länderspezifisch variieren, soll auf eine detail-
lierte Darstellung z.B. der Bremer Angebote in der schulischen
Berufsbildung verzichtet werden. Vielmehr ist nach dem gegenwär-
tigen Stand der Entwicklung davon auszugehen, da~ für die hier
interessierenden, aus Haupt- und Sonderschulen entlassenen Ju-
gendlichen im wesentlichen drei Einmündungswege in das Berufsbil-
dungssystem offenstehen:
Zum ersten können sie eine Ausbildung im dualen System beginnen.
Obwohl dafür ein Hauptschulabschlu~ nicht zwingend vorgeschrieben
ist (arg. ex Senator für Bildung, Wissenschaft und Kunst, Bremen
1987, Pkt. 2.2), wird er - dies ergibt sich aus der Gesamtsitua-
tion im Berufsbildungsbereich - praktisch in aller Regel als Min-
destvoraussetzung erwartet. Jugendliche, die diese Bedingung er-
füllen und denen es gelingt, einen Ausbildungsplatz zu finden,
sind dann verpflichtet, ihrer Schulpflicht gern. § 35 Abs.l Brem
SchulG durch den Besuch einer berufsfeldbezogenen Teilzeitschule
nachzukommen. Diese schulische Ausbildung endet - je nach Dauer
des Ausbildungsvertrages - nach 2 bis 3 1/2 Jahren mit einem Ab-
schlu~.
Der zweite Einmündungsweg in die berufliche Bildung ist durch den




delt es sich um Vollzeitschulen. die als Eingangsqualifikation
mindestens einen Hauptschulabschlu~ verlangen und als Vollzeit-
schulen konzipiert sind. Diese Ausbildung endet nach in der Regel
zwei Jahren mit einem Abschlu~. der unter bestimmten Umständen
zur Abkürzung einer sich anschließenden Berufsausbildung im dua-
len System berechtigt. Sofern die Berufsfachschule einen qualifi-
zierten Abschluß ermöglicht. entspricht ein dort erworbenes Ab-
schlußzeugnis dem Abschluß einer anerkannten Berufsausbildung.
Die dritte und letzte Möglichkeit für Haupt- und Sonderschulab-
solventen. in das Berufsbildungssystem einzusteigen. ist der Be-
such von solchen Maßnahmen, die - sei es durch den Erwerb (weite-
rer) allgemeiner schulischer Qualifikationen. sei es durch die
Vorbereitung auf Anforderungen von Berufsausbildung den Ein-
und Umstieg in das qualifizierende Berufsbildungssystem. vornehm-
lich das duale System (Heinz u.a. 1985: 110). erleichtern oder
erst ermöglichen sollen (z.Z. z.B. Berufsvorbereitungsjahr = BVJ.
Ausbildungsvorbereitungsjahr AVJ. Berufsgrundbildungsjahr
BGJ. - Gerade diese Kategorie schulischer Berufsausbildung kann
als AUffangbecken für solche Jugendlichen betrachtet werden, die
bereits im allgemeinbildenden Schulsystem gescheitert sind und
denen der Einstieg in die Berufsbildung letztlich ebenfalls nicht
gelungen ist; für sie stellt der Besuch der genannten Maßnahmen
lediglich eine Not- und Oberbrückungslösung dar, wie sich aus der
empirischen Berufsbildungsforschung ergibt.
3.321 Empirische Befunde zum Berufsbildungssystem
Aus dem Bereich des Berufsbildungssystems. insbesondere zur Phase
des Oberganges von der Schule in Ausbildung und Beruf. liegen
bisher fast nur Studien über das Berufswahlverhalten Jugendlicher
vor. Diese Studien haben den Obergang vom allgemein- in das be-
rufsbildende Schul- und Ausbildungssystem als einen Prozeß der
fortwährenden Anpassung von ursprünglichen Berufswünschen an die
realen Möglichkeiten auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. "vor




schungen" (Mundt 1981: 66) beschrieben und die dabei wirksamen
Faktoren herausgearbeitet.
Demnach setzt sich in dieser Phase eine Selektion fort, die sich
an denselben Kriterien orientiert, wie die Selektion im allge-
meinbildenden Schulsystem. Das bedeutet, da~ der soziale Status
der aerkunftsfamilie, der ursprünglich die Schulkarriere bestimm-
te, (Kloas!Stenger 1980:139 sprechen in diesem Zusammenhang von
einem "sozialen Erbteil" der betroffenen Jugendlichen) anschlie-
~end ebenso bedeutsam für die Wahl des Berufes wird (Beekhuis
u.a. 1983: 55; ebenso für den anglo-amerikanischen Bereich Bach-
mann 1984: 140f); denn die Jugendlichen orientieren sich in der
Phase der Berufswahl bereits selbst an ihrem Schulstatus: Zu-
nächst, präferieren Hauptschüler (im Gegensatz zu Absolventen hö-
herer Schulstufen) ganz deutlich eine Ausbildung im dualen System
(Heinz u.a. 1985: 110). Dabei werden sie jedoch mit der Ausbil-
dungsstellenknappheit und dem zunehmenden Konkurrenzdruck durch
die Nachfrage von Realschul-Absolventen nach dualen Ausbildungs-
plätzen konfrontiert (Schweikert 1979: 14).
Viele Jugendliche, besonders aber Mädchen (Hübner-Funk 1983:157),
suchen in dieser Situation bei der Berufsberatung des Arbeitsam-
tes Hilfe. Das führt aber letztlich nur dazu, daß sie sich oft-
mals auf eine schulische Berufsbildung einlassen, um ihre Kon-
kurrenzfähigkeit zu erhöhen (Beekhuis u.a. 1983: 56); denn ange-
sichts der Selektionsmacht des Arbeitsmarktes "scheitern auch die
anspruchsvollen Berufsinformationen (des Arbeitsamtes, d.V.)"
Hübner-Funk 1983: 159). So nehmen die Jugendlichen ursprüngliche
Aspirationen zurück und begründen aufgrund "subjektiver Harmoni-
sierungstendenzen" (Beekhuis 1983: 59) im Nachhinein die Aus-
weichlösung mit Neigung (Heinz u.a. 1985: 170 und 186). Jugend-
liche ohne Hauptschul-Abschlu~, also vor allem Sonder- und Haupt-
schulabgänger, sind von dieser Verzichtleistung besonders be-
troffen (Schweikert 1979: 14; 'Vogt 1981: 14; Kloas!Stenger 1980:
138), so da~ sie letztlich äuch in der Gruppe der Jungarbeiter
und -angestellten überrepräsentiert sind. Auf diese Weise bleiben




der von Eltern mit Berufsausbildung, und (unausgebildete) Jungar-
beiter kommen deutlich häufiger als Auszubildende aus sozial
schwachen Schichten (Schweikert 1979: 12). Diese (benachteiligte)
Gruppe von Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag wird dann im Be-
rufsschulsystem in einer Art "Sonderberufsschulsystem" (Voigt
1981: 15; Gerds 1981: 59) erfaßt, indem sie "explizit oder im-
plizit als "Lernbehinderte" eingestuft werden (Faulstich-Wieland
1981: 169), die entweder einer besonderen Förderung bedürfen (Er-
werb der Berufsbildungsfähigkeit) oder als besonders schwierige
Schülergruppe in der Berufsschule gelten, was z.B. an der steti-
gen Expansion von Sonder- und Fördermaßnahmen für diese sogenann-
ten benachteiligten Jugendlichen abzulesen und im übrigen seit
Jahren bekannt ist (Voigt 1981: 15). Bemerkenswert ist an diesem
Umgang mit ehemals "lernbehinderten" Schülerinnen und Schülern.
daß davon immer noch proportional mehr Mädchen betroffen sind (so
schon Voigt 1981: 16; vgl. im übrigen Tabelle 1, hier: S.33). Daß
die Mädchen neben und innerhalb den/der aufgrund ihrer $chulkar-
riere benachteiligten Gruppen wiederum besonders schwerwiegend
betroffen sind. werten Beekhuis u.a. (1983: 57) als "massiven
Hinweis der Verschiebung von geschlechtsspezifischer Diskriminie-
rung von der Schule auf den Berufseintritt". Da Mädchen ohne
Schulabschluß "so gut wie keine Chance auf eine Ausbildungsstel-
le" (Beekhuis u.a. 1983: 56) haben. sind sie unter den Jugendli-
chen ohne Ausbildungsvertrag immer noch deutlich überrepräsen-
tiert (4. Berufsbildungsbericht Bremen 1987: 60; so schon Schwei-
kert 1979: 13). obwohl sie eine qualifizierte Berufstätigkeit als
Teil ihres Lebens durchaus einplanen (6. Jugendbericht 1984: 40;
4. Berufsbildungsbericht 1987: 60). Das Geschlecht erweist sich
so als ein durchschlagenderer Faktor als z.B. sozialökologische
Gesichtspunkte (Gaiser u.a. 1981: 150) oder der Schulabschluß.
der den Mädchen weniger zugute kommt als den Jungen: Die Mädchen
können zwar insgesamt mehr und bessere Schulabschlüsse aufweisen.
das verbessert ihre Chancen auf einen Ausbildungsplatz jedoch
. deutlich weniger als es bei Jungen in entsprechender Situation
der Fall ist (Jugend '81: 694; Schweikert 1979: 13 f.). So bleibt




oder in traditionelle Frauenberufe und -rollen, obwohl das "kei-
neswegs ihrem eigenen Lebensentwurf" entspricht (Jugend '81: 695;
Krüger 1984: 23). So fand Schweikert (1979: 11), da~ 80 , der von
ihm befragten ungelernten Frauen in derartigen Bereichen (vom Ge-
sundheitswesen über private Haushalte bis zum Reinigungs- und
Körperpflegebereich) beschäftigt waren.
Gleichzeitig ist denjenigen, die einen der wenigen gewerblichen
Ausbildungsplätze bekommen, damit jedoch immer noch nicht der
,Einstieg in das Berufsleben ebenso gut gelungen wir ihren männli-
chen Kollegen, denn Frauen werden nach der Facharbeiterausbildung
überdurchschnittlich häufig nicht in ein Beschäftigungsverhältnis
übernommen, besonders wenn sie in den traditionellen Frauenberu-
fen (Friseurin, Hauswirtschafterin) ausgebildet wurden (Stegmann
1983: 42). So stehen sie vor einer nahezu ausweglosen Situation:
Selbst wenn sie die wichtigste Startbedingung erfüllen, nämlich
einen Hauptschul-Abschluß vorweisen können, stehen ihnen fast nur
geschlechtsspezifische Ausbildungsplätze offen. Das sind jedoch
von vornherein vergleichsweise wenige (20' gegenüber 50' der
Ausbildungsplätze, die nur Jungen zugänglich sind; Hayer/Schütte
1984: 55). Dort treffen sie wiederum auf weniger qualifizierte
Ausbildungsgänge (dies. 1984: 58), was ihre zukünftigen Chancen
auf Erwerbstätigkeit (weiter) verringert. Daher überrascht es
nicht, daß junge Frauen die Beschränkungen auf dem Ausbildungs-
stellen- und Arbeitsmarkt vorweg nehmen und von vornherein auf
eine Bewerbung für eine Ausbildung im dualen System verzichten
(Heinz u.a. 1985: 112). Auch diese Frauen finden sich dann in der
schulischen Berufsbildung für Benachteiligte wieder (Hayer/Schüt-
te 1984: 70).
Ein anderer Teil der Mädchen versucht, die Ausbildungsplatzchan-
cen durch weitere Qualifikationen im Vollzeit-Berufs- und Berufs-
fachschulsystem zu erhöhen, was zu einem überproportionalen und
ständig steigenden Anteil an jungen Frauen in diesen Einrichtun-
gen führt (Petschko/Rettke 1984: 149). Allerdings werden ihnen
auch dort zu einem großen Teil hauswirtschaftliehe und familien-




1984: 150), so da~ es ihnen auch auf diesem Wege letztlich nicht
gelingt. "aus ihrem Gefängnis hinauszukommen (6. Jugendbericht
1984: 49). Wurzbachers (1974: 87) Annahme, die betroffenen Frauen
hätten selbst keine "Laufbahnperspektive". ist demnach aufgrund
der zahlreichen Belege für den den Frauen abverlangten Aspira-
tionsverzicht wohl zwischenzeitlich als widerlegt anzusehen.
Als weitere (Problem-) Gruppe identifizierte die Berufswahlfor-
schung jugendliche Ausbildungsabbreeher. Nach Hensge (1984: 81)
korrigieren sie zwar oftmals lediglich bewu~t eine falsch getrof-
fene Berufswahl, haben dann jedoch negative Konsequenzen zu ge-
wärtigen, die stigmatisierend wirken und sie so zu einer "Pro-
blemgruppe" machen. Bei dieser Gruppe handelt es sich offenbar
wiederum überwiegend um Jugendliche. die innerhalb der Auszubil-
denden-Gruppe die geringsten Qualifikationen aufweisen (signifi-
kant weniger Realschul-Absolventen unter den Abbrechern als unter
den Auszubildenden); dennoch weist Grieger (1981: 4) ausdrücklich
darauf hin, da~ der Abbruchgrund vermutlich nicht eine "Lernbe-
einträchtigung" sei. da die IQ-Werte der Abbrecher nicht so deut-
lich unter der Norm lägen, da~ dieser Schlu~ gezogen werden könn-
te. Allerdings können die Abbrecher zu 50 % als sozial benachtei-
ligt bezeichnet werden. da sie signifikant häufiger als die Aus-
zubildenden aus sozialen Unterschichten kommen. In diesem Merkmal
unterscheiden sie sich nicht von den Jungarbeitern. Die Mädchen
sind unter den Abbrechern wiederum deutlich überrepräsentiert (zu
allem: Grieger 1981: 2 ff.).
Als zwei wichtige auslösende Faktoren für den Ausbildungsabbruch
am Ende eines in der Regel längeren Entscheidungsprozesses nennen
Glö~/Kühne (1984: 176) das Au~bilderverhalten (im Betrieb) und
Umstellungsprobleme (S.174). Letztere führten zu einem gehäuften
Ausbildungsabbruch im ersten Ausbildungsjahr. da in dieser Zeit
eine völlige Umstrukturierung des Alltags von den Auszubildenden
geleistet werden mü~te. Die Ausbilder könnten demgegenüber durch
ihr Verhalten - z.B. auch in schwierigen Phasen der Umstellung-




auf den Auszubildenden lastenden Druck erhöhen: Glöß/Kühne (1984:
176) sehen die betrieblichen Ausbilder wegen der verschiedenen
Anforderungen, die an sie gestellt sind (Wissens- und Fähigkeits-
vermittlung, Erfolgs- und Mißerfolgsbeurteilung, Hilfestellung,
Verständnis, innerbetriebliche Integrationshilfe) daher auch als
systematisch in der Rolle überfordert an.
Hinsichtlich der angegebenen Abbruchgründe unterscheiden sich
Jungen und Mädchen: Während Jungen sich häufiger auf Leistungs-
schwäche (auch in der Berufsschule) und Verfehlungen während der
Ausbildung beziehen, geben Mädchen häufiger gesundheitliche Grün-
de und/oder solche an, die im betrieblichen Umfeld liegen (Grie-
ger 1981: 3; Weiss 1982: 569 u. 571), was sich mit den Befunden
von Glöß/Kühne (1984) deckt und die Problematik der Mädchen im
Berufsbildungssystem ein weiteres Mal aufzeigt: Sie werden mehr
als Jungen in vergleichbarer Lage im familiären Bereich zur Mit-
hilfe herangezogen (Jugend 1981: 696), so daß der Umstellungspro-
zeß für sie vermutlich dementsprechend schwieriger sein dürfte.
So läßt sich als Resümee der dargestellten Befunde festhalten:
Die in der allgemeinbildenden Schule gestellten Weichen in Rich-
tung auf Erreichung oder Nicht-Erreichung des Hauptschul-Abschlu-
sses wirken sich in der Phase der Berufswahl für die in niedri-
gere Schulstufen, insbesondere in die Sonderschule selektierten
Schülerinnen und Schüler als Zugangsbarrieren zu qualifizierten
Ausbildungsstellen aus. Ihnen stehen somit letztlich nur (nicht
qualifizierende) schulische Berufsbildungswege und Ungelernten-
Tätigkeiten offen. Von dieser nahezu ausweglos anmutenden Status-
zuweisung sind - in Fortsetzung der Selektion im allgemeinbilden-
den Schulsystem überwiegend Jugendliche aus sozial schwachem
Herkunftsmilieu betroffen; sie "erben" auf diese Weise den nie-
drigen Status ihrer Eltern, wobei der Ausbildungsstellen- (und
Arbeits-)markt das Ausmaß der Selektion wesentlich steuert. Be-
sonders betroffen sind davon Mädchen. Ihnen gelingt es zwar, sich
schulisch - zumindest im allgemeinbildenden System - zu qualifi-
zieren, auf dem Arbeitsmarkt sind sie jedoch auf herkömmliche




rückgeworfen, zumal wenn ihre Schulkarriere bereits mit einem
Abstieg in die Sonderschule verbunden war.
3.322 Befunde Qber den Zusammenhang von Schule, Arbeit und Kri-
minalität
Wie oben dargestellt, ist die Selektions- und Kriminalisierungs-
funktion allgemeinbildender Schulen inzwischen hinlänglich belegt
(zuletzt HoltappeIs 1985). Ober derartige oder vergleichbare
Funktionen des Berufsbildungssystems fehlen bisher jedoch - abge-
gesehen von einer kleinen Pilot-Studie von Winkelmann (1977)-
entsprechende Untersuchungen. Vielmehr liegen lediglich krimino-
logische Befunde vor, die Ausbildungs- und Berufserfahrungen bzw.
-probleme von Straftätern erfassen.
Bereits 1968 stellte Bossard so in einer Schweizer Untersuchung
fest, da~ Fehlverhalten und Mi~erfolg von Jugendlichen ~n Schule
und Beruf auf der einen Seite und kriminelle Gefährdung auf der
anderen nicht in einem ursächlichen Zusammenhang ständen, sondern
da~ es sich bei beiden Phänomenen um Parallelerscheinungen mit
gemeinsamen, in der Regel frühkindlichen Ursachen handelte. Boss-
hard vermutete für beide Problemstellungen "innere und äu~ere An-
passungsunfähigkeit" der Jugendlichen als auslösende Faktoren
(Bosshard 1968: 133 f).
Zu ähnlichen Ergebnissen kamen Kofler (1980) und Schmehl (1980),
die 20- bis 30jährige Häftlinge und eine gleichaltrige Vergleich-
sgruppe untersuchten. - Ebenso wie Kofler im Hinblick auf Berufs-
probleme (1980: 191 f.) schlie~t Schmehl aus seinen Daten, da~
zwischen Ausbildungsschwierigkeiten und Delinquenz kein ursächli-
cher Zusammenhang bestehe. Das Scheitern in der Ausbildung trete
entweder parallel zur Delinquenz auf, oder diese sei dem Auftre-
ten von Ausbildungsproblemen vorgelagert. Dabei würden Problem-
verhaltensweisen aus der Schulzeit "auch bis zum 18. Lebensjahr
zumindest weit überwiegend beibehalten" (S.206). Als mit beson-




Zusammenhang die Tendenz zu unkontrollierten Augenblicksreaktio-
nen: Sie führten überwiegend zu Ausbildungsstellen-Wechsel oder
gar Ausbildungsabbruch (S.2091. Wenn Schmehl daher von gemeinsa-
men Ursachen spricht, die hinter den Phänomenen Delinquenz und
Scheitern in Schule und Ausbildung lägen (S.232I, so meint er
damit offenbar derartige Reaktionsmuster der Betroffenen; denn er
vermutet als Ursache der Abweichungen nicht so sehr "rein äußere
soziale Umstände", sondern eher persönlichkeitsspezifische Ge-
sichtspunkte (S.2331.
Dem widerspricht die Deutung Lamneks (19851. Er stellt zunächst
fest, daß delinquente und krimninalisierte Jugendliche mehr be-
rufliche Schwierigkeiten haben als nicht-delinquente. Die Krimi-
nalisierung selbst führe jedoch nicht zu einer Verstärkung inner-
beruflicher Probleme. Die Schwierigkeit scheint vielmehr darin zu
bestehen, daß die Kriminalisierten trotz eigener Bemühungen nur
unzureichende Arbeits- und Berufschancen haben und daher "häufig
Arbeits- und Ausbildungsplatz wechseln" (S.402 f.l. Lamnek führt
die Problembelastung der Kriminalisierten im Gegensatz zu Schmehl
also nicht auf persönlichkeitsspezifische Gesichtspunkte zurück.
sondern deutet berufliches Scheitern anomietheoretisch als Ge-
fährdungsfaktor, besonders für die schwierige Lebensphase vom 14.
bis zum 18. Lebensjahr, in der berufliche Ausbildung in der Regel
stattfindet. Bei zunehmender Kriminalisierung trete dann nach
seiner Ansicht eine Reduktion konformer Handlungsmöglichkeiten
(im Sinne der Labeling-Theoriel ein (S.202 f.l.
Insgesamt kann nach den bisherigen kriminologischen Befunden dem-
nach als weitgehend gesichert gelten, daß Delinquenz in aller Re-
gel mit Ausbildungs- bzw. Arbeitsplatzproblemen einhergeht: Be-
reits durch frühere abweichende Verhaltensweisen aufgefallene und
.
insofern "vorbelastete" Jugendliche scheinen gerade wegen dieser
Vorbelastung zunächst Zugangsprobleme zum Ausbildungsstellen-/Ar-
beitsmarkt zu haben. Diejenigen von den so Betroffenen, die diese
Hürde aber dennoch überspringen können, scheinen dann wiederum
alte (Problem?IVerhaltensweisen beizubehalten. wodurch ihr Ver-




wissermaßen "als letzte" vom dualen Ausbild,ungssystem aufgenommen
wurden. als erste wieder herausselektiert. wodurch erneut abwei-
chendes Verhalten begünstigt (Anomie) bzw. verfestigt (Etikettie-
rung) wird (auf die theoretische Bedeutung der hier geschilderten
Befunde wird im folgenden (3.3.3) näher eingegangen). Das heißt.
Devianz und Ausbildunqsprobleme wirken vor dem Hintergrund insti-
tutioneller Selektionsreaktionen interdependent zu Lasten der Ju-
gendlichen zusammen. Offen ist dabei nach wie vor die Frage. war-
um Jugendliche z.B. die bereits als problematisch erfahrenen Ver-
haltensweisen beibehalten. oder allgemeiner: welche Inhalte. Ver-
läufe und Funktionen die Prozesse haben. in denen sich berufli-
ches Scheitern manifestiert. Insbesondere die Rolle des Berufs-
bildungssystems ist in diesem Zusammenhang weitestgehend unge-
klärt.
Erste (und soweit ersichtlich die einzigen) Hinweise in dieser
Richtung liefert Winkelmann (1977). Ausgehend von der Annahme.
daß betriebliche Ausbilder durch ihre pragmatischen Devianztheo-
rien ebenso zur Kriminalisierung jugendlicher Auszubildender bei-
tragen könnten, wie es bei Lehrern im Hinblick auf ihre Schüler
der Fall ist. erhielt er aufgrund einer entsprechenden Befragung
in den Betrieben Informationen darüber. daß die Ausbilder in der
Tat Haltungen hatten. die eine Stigmatisierung besonders der be-
reits benachteiligten Jugendlichen (Vorbestrafte oder ausländi-
sche Auszubildende. S.224 f) begünstigten. So forderte er. diesen
ersten Befunden in weiteren Untersuchungen vertiefend nachzugehen
(S.319) •
3.33 Theoretische Erklärungsmodelle
Die dargestellten Forschungsbefunde (innerschulische Definition
und Selektion von Leistungsversagern und Devianten im allgemein-
bildenden Schulsystem und fortlaufende Anpassung an die Chancen
des Ausbildungsstellenmarktes durch Aspirationsverzicht der Be-




tierungstheoretisch erklärt und als Stabilisierungsfunktion für
die bestehende Schichtstruktur der Gesellschaft gedeutet worden.
Im Hinblick auf die Funktion der Delinquenz für Jugendliche legte
Qreenberg 1977 (S.189 ff.) ein Modell vor, das an sozialisations-
theoretischen Oberlegungen orientiert ist. Greenbergs Ausgangs-
punkt ist die Feststellung, daß Vandalismus und Eigentumsdelikte
hauptsächlich im Alter von 15 bis 16 Jahren, Delikte gegen Perso-
nen dagegen hauptsächlich bei 19- bis 21jährigen auftreten (S.
,189). Deshalb fragt Greenberg angesichts der strukturellen Posi-
tion der Jugendlichen in der Gesellschaft der USA, welche Ziele
Jugendliche in verschiedenen Altersstufen bevorzugen und inwie-
fern sie dadurch in anomische Situationen geraten. Er deutet so
jugendliche Eigentumsdelikte als rationale Problemlösungsstrate-
gien: Im Alter von 15 bis 16 Jahren hätten die Peers deshalb eine
so große Bedeutung für die Jugendlichen, weil sie (die Jugendli-
chen) auch aus gesellschaftsstrukturellen Gründen von deren Aner-
kennung abhängig seien (ebenso Lamnek 1985: 175 m.w.N. für die
BRD). Diese Anerkennung erfordere erhebliche finanzielle Ressour-
cen. Da die Jugendlichen aber infolge der Arbeitsmarktgestaltung
(auch rechtlich beschränkte Beschäftigungsmöglichkeiten für Ju-
gendliche) zunehmend weniger legale Zugangsmöglichkeiten haben.
sei die Eigentumskriminalität dieser Altersstufe die Antwort auf
die Diskrepanz zwischen dem Wunsch nach Teilnahme an sozialen Ak-
tivitäten mit den Peers und dem Fehlen legaler Finanzierungsmög-
lichkeiten. Jugendliche, die nicht in der Lage seien, aufgrund
persönlicher Eigenschaften Beliebtheit in Peer-Gruppen zu gewin-
nen bzw. diesen Anerkennungsmangel durch andere Selbstbestäti-
gungsmöglichkeiten auszugleichen, gerieten besonders unter Ano-
mie-Druck. Bei der Bewältigung dieses Dilemmas sei die Unterstüt-
zung durch die Eltern bedeutsamer als deren sozioökonomischer
Status, da mit steigendem Status auch die sozialen Kosten stei-
gen.
Eine gewisse Bestätigung mag diese Oberlegung in den Daten Lam-
neks finden (1985: 192), wonach "sich der primäre Sozialisations-




auf denkbare, negative Einflüsse durch die Peers in




Die in den Schulen zu beobachtende Zerstörungswut der Jugendli-
chen sei mit dem finanziellen Bedarf jedoch nicht zu erklären.
Hier mü~ten schul interne Bedingungen berücksichtigt werden: die
Autonomie der Schüler, die au~erhalb der Schule mit zunehmendem
Alter und mit sinkender Sozialschicht steige, werde durchgängig
verleugnet und es käme zu öffentlichen Degradierungszeremonien,
denen kein Erwachsener ausgesetzt sei. Den Autonomieverlust mü~­
ten die betroffenen Jugendlichen, vor allem die Unterschicht-Ju-
gendlichen, die die grö~te Diskrepanz zwischen inner- und au~er­
schulischer Autonomie bzw. Kontrolle erführen, angesichts des
Achtungsverlustes vor den Peers wieder wettmachen (mit stärkerer
Betonung der Bedeutung des Selbstwertgefühls kommt Ba~hmann 1984:
157, aufgrund seiner Ergebnisse zu demselben Erklärungsmodell).
In diesen Fällen seien Gewaltdelikte (als Ausdruck der Mi~achtung
des Wertsystems der Schule und/oder der Erwachsenen), die - wenn
sie sichtbar bzw. in der Bande begangen werden - einen vornehm-
lich demonstrativen Charakter haben, die direkte Antwort. - Be-
rücksichtigt man dann noch die vielfach belegte "tendenziell
stigmatisierend-isolierend" (Lamnek 1985: 169) wirkende Se lek-
tionsreaktion der Schule, so ist zugleich die sekundäre Delin-
quenz etikettierungstheoretisch erklärt (so auch Stenger 1984:
214 in seinem Desintegrationsmodell).
Die gegen Personen gerichteten Delikte der 19-21jährigen wiederum
versteht Greenberg als Ausdruck einer (gesellschaftlich beding-
ten) Statusunsicherheit junger Männer: Sie seien daran gehindert
(Arbeitsmarkt, gesellschaftliche Normen), die konventionelle
männliche Rolle als Ernährer der Familie zu übernehmen und such-
ten einen Ausgleich dort, wo sie diese Rolle übernehmen könnten.
So komme es zu Versuchen, Frauen zu beherrschen (Vergewaltigung)
und zu interpersonaler Gewalt, wobei materieller Gewinn auch




pen-Zugehörigkeit in diesem Alter infolge mangelnden Interessesl
Bedarfs nicht mehr so hoch seien.
Als Faktor, der außerdem Einfluß auf das Ausmaß der Delinquenz
habe, nennt Greenberg schließlich die Chancen auf dem Arbeits-
markt: Schwarze Heranwachsende und solche aus den sozialen Un-
terschichten seien daher stärker delinquenzbelastet als etwa Ju-
gendliche, was den Daten der hiesigen Polizeilichen Kriminalsta-
tistik (PKS) über die erhöhte Belastung der l6-2ljährigen (s.o.)
ebenfalls entspricht.
Insgesamt gibt Greenberg also ein zwar auf us-amerikanischen Ver-
hältnissen basierendes Erklärungsmodell, das aber dennoch im we-
sent~ichen auf hiesige Verhältnisse übertragbar erscheint: Auch
hier sind Degradierungszeremonien in allgemeinbildenden Schulen
beschrieben worden (Brusten!Hurrelmann 1974; Best 1979), auch
hier ließ sich die Bedeutung der Peers für die Entstehung abwei-
chenden Verhaltens nachweisen (Lamnek 1985 m.w.N.) und auch hier
treten bestimmte Deliktstypen gehäuft in bestimmten Altersgruppen
auf:
Die Kriminalitätsbelastungsziffer für Diebstahl war 1984 im Land
Bremen in der Altersgruppe der 14- bis unter 18jährigen am höch-
sten: 4.884 Tatverdächtige pro 100.000 Einwohner dieser Alters-
gruppe gegenüber 4.228 bei den 18- bis unter 21jährigen und 1.256
bei den über 21jährigen. Für Körperverletzung konzentrierte sich
die Kriminalitätsbelastung dagegen bei den 18- bis unter 21jähri-
gen mit 1.064 gegenüber 626 bei den 14- bis unter 18jährigen und
447 bei den über 21jährigen (PKS des LKA Bremen 1984, Tab.20 und
eigene Berechnungen).
So ist also zunächst davon auszugehen, daß abweichendes Verhalten
Jugendlicher als durchaus rationale Problemlösungsstrategie zu





Die gesellschaftliche Funktionalität des Kriminalisierungsprozes-
ses, also desjenigen Vorganges, durch den aus dem (ubiquitären)
abweichenden Verhalten einzelne Fälle/Personen offizieller Regi-
strierung zugeführt werden, ist damit jedoch nach wie vor nur un-
genügend erklärt. Ebenso bleibt letztlich unklar, wieweit das Mo-
dell Greenbergs für das berufsbildende (Schul-)System Geltung be-
anspruchen kann, zumal die Berufsbildung in der BRD in einem Aus-
ma~ formalisiert und institutionalisiert ist, wie in kaum einem
anderen Land sonst. Auf dieses Problem wird am Ende dieses Ab-
schnitts noch einmal einzugehen sein, da sich ähnliche Schwierig-
keiten auch in bezug auf die anderen theoretischen Ansätze erge-
ben, die in unserem Zusammenhang bedeutsam erscheinen.
Das gilt zunächst für Willis' Auseinandersetzung mit Entstehung
und Funktion der Arbeiterkultur (Wlilis 1982), die bestimmte For-
men von abweichendem Verhalten männlicher Jugendlicher aus dem
Arbeitermilieu vor und während des Oberganges ins Berufsleben als
Teil und Ausdruck eben dieser Subkultur erklärt: Willis' Analysen
beziehen sich auf englische Verhältnisse. Die von ihm beobachte-
ten Jugendlichen entstammen einem gewachsenen Industrie-Proleta-
riat, in dem es eine (offenbar tief verwurzelte) eigenständige
Kultur gibt. Dies kann für die hiesige Situation, in der vornehm-
lich kleinbürgerliche Strukturen anzutreffen sein dürften, kaum
gesagt werden. Auch der Hinweis, da~ die Jugendlichen, für die
der Obergang ins Arbeitsleben eher ein "Stolpern aus der Schule"
sei (S.156 f.), erst im Betrieb und im Arbeitsalltag die Ausweg-
losigkeit ihrer Lage (infolge ihres Bildungsdefizites) erkennen
(5.167), deutet auf Diskrepanzen zur Situation der sich frühzei-
tig ihrer Chancenlosigkeit bewußten bundesdeutschen Jugendlichen
aus unteren Bildungsgruppen hin.
Im Gegensatz zum Modell Greenbergs kann daher Willis' Analyse der
Arbeiterkultur in Mittelengland für dieses Projekt nur punktuell
Verständnishilfen liefern: Trotz aller Unterschiede wird auch bei
der englischen Studie deutlich, daß die Gleichaltrigen-Gruppe




Verhalten erheblich beeinflußt und daß die vorhergehende schuli-
sche Qualifikation eine entscheidende Steuerungsfunktion für den
Zugang zu bestimmten Berufsfeldern hat.
Auch die Theorien über die gesellschaftliche Funktion des Bil-
dungssystems beziehen sich nicht genau auf den uns interessieren-
den Berufsbildungsbereich, sondern eher auf das allgemeinbildende
Schulsystem, dessen primäre Funktion darin zu sehen sei, "daß die
Verteilung der wirtschaftlichen, beruflichen und sozialen Posi-
.tionen und Privilegien von einer Generation zur nächsten ohne we-
sentliche Korrekturen wiederhergestellt wird." (Hurrelmann 1974:
35; so auch Steinkamp 1972: 173). In der Schule habe dabei das
Leistungsprinzip die entscheidende Steuerungsfunktion für Status-
zuweisungen (Hurrelmann 1979: 84), die in erster Linie über Ab-
kühlungsprozesse bewirkt werden, wie Clark (1974: 379 ff.) sie
beschrieben hat: Die Funktion von Bildungseinrichtungen sei die,
nur soviele hoch/höher Qualifizierte zu produzieren, wie das
Wirtschaftssystem nachfrage. Um diesen Effekt zu erzielen, kühl-
ten Bildungsinstitutionen die (zu hohen) Aspirationen ab, indem
sie den betroffenen Lernenden durch ein zum Teil verdecktes Sy-
stem der Umleitung von Interessen und Präferenzer eine Umorien-
tierung auf statusniedrigere Ausbildungsziele nahelegten (5.
388 f), ohne daß sich der Betroffene dessen voll bewußt wird/
werden soll.
Dieser Weg der "sanften Selektion" sei insofern funktional für
das System, als massive Versagenserlebnisse und Degradierungs-
zeremonien weitgehend vermieden und Abweichungen in bzw. Problem-
bewältigung durch Devianz verhindert werde; vielmehr blieben die
"Abgekühlten" leistungsmotiviert und ständen so dem (Wirtschafts)
System weiterhin zur Verfügung (Clark 1974: 391).
Auch bei diesem Modell zeigt sich demnach, daß es nicht ohne wei-
teres auf die spezifischen Bedingungen eines hoch-institutionali-
sierten Berufsbildungssystems mit einer Vielzahl von formalisier-
ten Einstiegsmöglichkeiten, Obergängen und Abläufen, wie wir es




nen Mechanismen auf das High-school- und College-System der USA
bezogen sind, in dem es in erster Linie um die Absolvierung be-
stimmter renommierter Colleges geht (und damit implizit um den
Zugang zu statushöheren Berufsfeldern) , nicht jedoch - wie bei
uns - um die Erreichung konkreter Berufsziele auch auf dem unte-
ren Niveau beruflicher Status. Der Unterschied besteht demnach
sowohl in der Formalisierung der Obergänge als auch in dem (Bil-
dungs-)Niveau, auf dem sich die fraglichen Prozesse abspielen.
Insgesamt liefern die theoretischen Erklärungsansätze demnach
einerseits Deutungsmuster für die Entstehung delinquenten Verhal-
tens (Coping-Strategien infolge anomischer Lebenslagen und Eti-
kettierungseffekte), andererseits Deutungsmuster für die Selek-
tionsfunktion von Bildungsinstitutionen (Reproduktion der Sozial-
ordnung durch leistungsorientierte Selektions- und Abkühlungspro-
zesse). Offen bleibt dabei aber, warum es in einigen Fällen (le-
diglich) zur "sanften" Abkühlung von Aspirationen kommt. in ande-
ren jedoch zur "harten" Kriminalisierung.
Bezieht man die dargestellten Modelle auf die empirischen Befunde
über Selektions- und Kriminalisierungsprozesse im Ausbildungssy-
stem der BRD, dann ist es vorstellbar, da~ die Entscheidung zwi-
schen Abkühlung und Kriminalisierung von der Verzichtsbereit-
schaft betroffener Jugendlicher ebenso abhängt wie von ihrer An-
passungsfähigkeit/-bereitschaft an die Leistungsanforderungen des
Bildungssystems. In dem Falle lie~e sich der Prozeß von Selektion
und Kriminalisierung in etwa folgenderma~en verstehen:
Zunächst kommt es auf schulischer Ebene aufgrund von Normkolli-
sionen (Unterschichtkinder in mittelschichtorientierter Schule)
zu Verhaltensweisen, die als abweichend klassifiziert werden,
während gleichzeitig Leistungsanforderungen unerfüllt bleiben. Im
Verlauf eines sich selbst verstärkenden Prozesses von Sanktionen,
Erhöhung von Anforderungen, Mißerfolgserlebnissen und Kompensa-
tion durch deviantes Verhalten wird die Rolle des Abweichlers zu-




(anomische) Position der Jugendlichen und Heranwachsenden, daß
ihnen nur illegale Wege zur Bedürfnisbefriedigung zur Verfügung
stehen, so daß abweichendes Verhalten aus der Kumulation dieser
Faktoren resultiert.
Zur Kriminalisierung der betroffenen Jugendlichen kommt es nun,
wenn das abweichende Verhalten mit Leistungsversagen und fehlen-
dem Aspirationsverzicht verknüpft ist: Wenn man davon ausgeht,
daß einerseits abweichendes Verhalten von Jugendlichen/Heranwach-
.senden ubiquitär ist und andererseits Selektion während der Aus-
bildungsphase die gesellschaftliche Funktion hat, ein bestimmtes
Kontingent von Personen/Schülern mit niedrigem Status zur Auf-
rechterhaltung des gesellschaftlichen status quo zu "produzie-
ren", .so muß es ein Kriterium geben, nach dem diese Selektion
stattfinden kann. MacNaughton-Smith (1975: 197 ff) hat für der-
artige Kriterien den Begriff des second code geprägt, der "nicht
explizit (ist)", sondern "aus dem gefolgert werden (muß), was re-
al abläuft" (5.202). Im hier diskutierten Zusammenhang scheint es
sich um Arbeitstugenden wie Leistungswilligkeit, Anpassungsbe-
reitschaft, Zuverlässigkeit etc. zu handeln. Diese Eigenschaften
bieten sich als Selektionskriterien hier deshalb an, weil sie ei-
nerseits gesellschaftlich anerkannt, andererseits interpetierbar
(also verfügbar) und schließlich zugleich geeignet sind, Abküh-
lungsprozesse zu initiieren. Wenn letztere bereits erfolgreich
sind, d.h. Aspirationsverzicht geleistet wird, ist einerseits
keine anomische Situation mehr gegeben, die durch abweichendes
Verhalten bewältigt werden müßte und andererseits kein gesell-
schaftlicher Bedarf, abweichendes Verhalten (das sich aus Normen-
kollisionen ableitet) zu kriminalisieren.
Wird auf Aspiration nicht verzichtet, weil die Erfolglosigkeit
eines solchen Verzichts bereits im Elternhaus erfahrbar war oder
z.B. der Erwartungsdruck der Eltern gegenüber dem Jugendlichen
einen Verzicht verbietet, so bleibt die Situation in der Wahrneh-
mung des betroffenen Jugendlichen weiterhin anomisch, ebenso wie
dann auf gesellschaftlicher Ebene der Selektionsbedarf bestehen




tens die Funktion einer "harten Selektion" (im Gegensatz zur
"weichen" Selektion durch Abkfihlung), die zugleich diejenigen,
die "freiwillig verzichteten" zu befrieden geeignet ist: Ihnen
werden auf diese Weise noch schwerer Betroffene vor Augen ge-
ffihrt, wodurch der niedrige Status akzeptierbar gemacht und zu-
gleich sanktioniert wird; denn weiterer Abstieg droht, wenn die
geforderte Anpassung nicht erbracht wird.
Diese Oberlegung deckt sich mit den Annahmen Greenbergs (1977),
nach denen Unterschicht-Jugendliche deshalb am stärksten krimina-
lisiert sind, weil sie am meisten Interesse an Nicht-Anpassung an
bzw. Unterordnung unter Autoritäten haben; denn sie sehen an
ihren Eltern, daß diese Unterordnung zwar ständig gefordert (und
erbracht) wird, aber dennoch keine Statusverbesserung ermöglicht.
Indem diese anpassungsunwilligen Jugendlichen in einem Prozeß
fortlaufender Kriminalisierung und Ausgrenzung in unterste Sta-
tusstufen gedrängt werden, symbolisieren sie ffiL ihre anpassungs-
bereit (er)en Altersgenossen den drohenden Abstieg.
Im Hinblick auf den Obergang vom allgemein- in das berufsbildende
System scheint es nun so zu sein, daß Schu1bildungsdefizite zur
Oberleitung in aussichtslose, zumindest aber nicht in die ur-
sprfinglich angestrebten Ausbildungswege ffihren. Es muß also Aspi-
rationsverzicht geleistet werden. Damit sind die gleichen Bedin-
gungen für die Entstehung von Kriminalisierungsprozessen gegeben,
wie ffir das allgemeinbildende System soeben beschrieben. Fraglich
ist hier aber, ob nicht die faktische Unzugänglichkeit des Aus-
bildungsmarktes in Phasen konjunkturellen AUfschwungs einen sol-
chen Anpassungsdruck auf die betroffenen, gering qualifizierten
Jugendlichen ausfibt, daß sich entweder deren Bereitschaft zu
Aspirationsverzicht erhöht bzw. der Anomie-Druck abnimmt (niedri-
ger beruflicher Status gewinnt zunehmend an Normalität) oder der
gesellschaftliche Bedarf, durch Kriminalisierung zu selektieren,
sich verringert. Soweit es aber auch dann zu Kriminalisierung
kommt - immerhin gilt die "Befriedungsfunktion" in dieser Phase




betreffen, denen Nichterfüllung der Leistungsnorm vorgeworfen
werden kann, also Jugendliche, die bereits als "Schulversager"
etikettiert sind. Ihre Kriminalisierung macht in der Regel alle
Chancen auf die Erlangung eines gesellschaftlich anerkannten be-
ruflichen Status zunichte, wie die empirischen Befunde zur beruf-
lichen Qualifikation von Straftätern belegen.
3.4 Eigene Vorarbeiten
Im Forschungsteam bestehen hinsichtlich der hier relevanten Un-
tersuchungsinhalte und -methoden bereits Vorerfahrungen:
Der An~ragsteller K.F. Schumann hat in einer Befragungsstudie bei
740 Bremer Jugendlichen der Jahrgänge 1964 und 1965, die als Pa-
nelstudie angelegt war, um die Kausalordnung zwischen Variablen
eindeutig klären zu können, umfassende Erfahrungen mit Forschun-
gen des beabsichtigten Typs sammeln können~ Die Studie diente der
Erklärung von Jugendkriminalität und der Bestimmung des Einflus-
ses strafrechtlicher Abschreckung. Die Studie wurde von der DFG
gefördert (1979-1985; Schu 348/5). Im Rahmen der mehrfachen stan-
dardisierten Befragung wurde Vertrautheit erlangt mit jugendgemä-
ßen Operationalisierungen von Fragen, mit der EDV-Auswertung von
Daten aus mehreren Wellen, mit Datenschutz bei sensiblen Daten
(wie Kriminalität) und inhaltlich mit der Situation Bremer Ju-
gendlicher aus den Jahrgängen 1964 und 1965 in Schule und Beruf
bzw. Berufsbildung. Auf diese Daten wird, wo ein Vergleich sinn-
voll ist, zurückgegriffen werden können. Die Ergebnisse sind
publiziert (Schumann/Berlitz/Guth/Kaulitzki 1987).
Eine weitere Studie über Bremer Problemjugendliche bediente sich
der Methoden der Aktenanalyse und der Befragung von Jugendlichen
im Jugendarrest (Schumann 1985; 1986).
Wie in dem hier geplanten Projekt vorgesehen, erfolgten die Erhe-
bungen für eine Heimerziehungsstudie, die J. Gerken 1982 in Ham-




tive Interviews mit ehemaligen und gegenwärtigen Heimbewohnerin-
nen und den dort tätigen Erzieher(inneln (Auswertung vollständi-
ger Transkriptel sowie im Wege einer Analyse der Jugendamtsakten
der ausgewählten Vergleichsjahrgänge von Fürsorgeerziehungspro-
bandinnen. Bei ihnen handelte es sich um junge Frauen, die - in
der Regel aus gestörten familiären Verhältnissen der unteren so-
zialen Schichten stammend - wegen devianten Verhaltens (oftmals
Schulversagen, sog. Streunen und/oder Prostitution sowie Krimi-
nalitätl in Fürsorgeerziehung genommen worden waren. Von daher
dürfte sich die damalige Zielpopulation mit der hier anvisierten
zum Teil überschneiden. - Im übrigen beinhaltete die Untersuchung
einen Vergleich der Bewohnerinnen- mit der Erzieher(innenlper-
spektive, so daß auch in dieser Beziehung eine gewisse Paralleli-
tät zu der jetzt geplanten Gegenüberstellung von Berufsschüler-
und Lehrer-/Ausbilderperspektive besteht.
1986 untersuchte J. Gerken in einer von der Universitä~ Hamburg
finanzierten Pilot-Studie Erfahrungen von Jugendschöffen mit ih-
rer ehrenamtlichen Richtertätigkeit (Gerken 19861. Dabei ging es
inhaltlich unter anderem um die Alltagstheorien der Befragten zu
Themen wie 'Entstehung von Kriminalität' und 'Kriminalitätsbe-
kämpfung durch Strafe/Erziehung' sowie um konkrete Verhaltenswei-
sen gegenüber jugendlichen Angeklagten. Die angewandte Methode
war eine Kombination aus leitfadengestützten qualitativen Inter-
views und standardisierten Fragebogen-Erhebungen. Diese Erfahrun-
gen können für die Lehrer-/Ausbilderbefragung genutzt werden.
J. Gerken arbeitet gegenwärtig an einem bei der Wissenschaftli-
chen Einheit 'Kriminalpolitikforschung' an der Universität Bremen
angesiedelten Projekt über jugendrichterliches Sanktionsverhalten
(Arbeitstitel: "Muß man immer strenger werden?"l. - Diese Studie
beruht auf der Auswertung aller Bundesz~ntralregistereintragungen
einer Alterskohorte Bremer Jugendlicher in bezug auf die Art der





In beiden vorgenannten Projekten wurden Auswertungsroutinen ent-
wickelt, die in diesem Projekt einsetzbar sind.
3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm und Zeitplan
3.51 Forschungsziele
Wie sich aus dem dargestellten Stand der Berufswahlforschung er-
geben hat, wurde in diesem Forschungsbereich zwar der problemati-
,sche Einflu~ der Restriktionen des Arbeitsmarktes auf das Berufs-
wahlverhalten von Jugendlichen gesehen; die Bedeutung von schuli-
schem Mi~erfo1g und eventuell bereits bestehender Kriminalisie-
rung für die Entstehung zusätzlicher Risikolagen in der Phase des
Obergangs vom a1lgemein- in das berufsbildende System wurde je-
doch weder theoretisch noch empirisch aufgearbeitet. An dieses
Defizit knüpft das geplante Projekt an.
Aufgrund der dargestellten empirischen Befunde, da~
1. die von der Berufswahlforschung beschriebenen Anpassungspro-
zesse an die Gegebenheiten des Ausbildungsstel1en- und Ar-
beitsmarktes sich durchaus als Aspirations-Abküh1ungsprozesse
auffassen lassen;
2. die Selektionskriterien aus dem allgemeinbildenden offenbar
in das berufsbildende (Vollzeit-)Schu1system übernommen wer-
den ("Sonderberufsschulwesen"I und so die Nichterfüllung von
Aspirationen je nach Arbeitsmarktlage dem Verantwortungsbe-
reich der Betroffenen angelastet wird (LeistungsschwächeI:
3. sich in Ausbildungs- und Arbeitsproblemen Schulprobleme wi-
derspiegeln, weil beiden dieselben -Anpassungsschwierigkei-
ten" der Jugendlichen zugrundeliegen;
4. betriebliche Ausbilder auf abweichendes Verhalten von Auszu-
bildenden mit pragmatischen Devianztheorien stigmatisierend
reagieren und
5. Delinquenz und Ausbildungs- bzw. Arbeitsprobleme parallel
auftreten und sich gegenseitig verstärken,
nehmen wir an, da~ die im allgemeinbildenden Schulsystem begonne-
nen Selektions- "nd Kriminalisierungsprozesse im berufsbildeLden




da~ der Anpassungsdruck, der vom Ausbildungsstellenmarkt ausgeht.
dazu führt, da~ Leistungsversagen und abweichendes Verhalten in
erster Linie in den Bereichen des Berufsbildungssystems auftre-
ten, die kaum Chancen zur Realisierung von Aspirationen eröffnen.
Daher interessieren uns die - auch interinstitutionellen - Inter-
aktionsprozesse, die möglicherweise zur Kriminalisierung von Ju-
gendlichen in dieser Phase der Statuspassage von der Schule in
den Beruf führen. Wir wollen so im wesentlichen folgender Frage-
stellung nachgehen:
1. Welche selektiven Wirkungen/Implikationen haben Interaktions-
prozesse innerhalb der berufsbildenden Institutionen zwischen
Lehrern und Berufsschülern bzw. zwischen Ausbildern und Aus-
zubildenden?
2. Welche externen Institutionen wirken in die Selektionsprozes-
se hinein oder greifen sie auf?
Dabei soll zugleich geprüft werden. ob die oben (3.3.3) entwik-
kelten theoretischen Erklärungsversuche in der Praxis tatsächlich
nachweisbar sind: Wirken (weiche) Abkühlungs- und andere (harte)
Selektionsprozesse wie Kriminalisierung auf berufliche Aspiratio-
nen in sich ergänzender Weise ein. und wird auf diese Weise bei
den Betroffenen letztlich Akzeptanz des niedrigen beruflichen
Status erreicht?
Zu 1.:
Selektive Interaktionsprozesse im Berufsbildungssystem
Hinsichtlich innerschulischer Interaktionsprozesse wird wiederum
zu differenzieren sein zwischen Teilzeit-Berufsschulen im dualen
System. Berufsfachschulen und nicht-qualifizierenden Teilzeit-
und Vollzeitberufsschulen.
Für Auszubildende stellt der Berufsschulbesuch einen Teil ihrer
Berufsausbildung dar, so da~ sie sich auf diese Weise qualifizie-
ren können. Damit unterliegen sie ähnlichem Kontrolldruck wie im




Erreichen eines Abschlusses verlangt. Zum anderen müssen sie sich
den betrieblichen Anforderungen anpassen. was eine weitgehende
Umstellung der Lebensgewohnheiten bedingt. Insofern ist zu vermu-
ten, da~ sie im berufsbildenden System dem grö~ten Anpassungs-
9ruck ausgesetzt sind. Diejenigen Auszubildenden. die in diese
Situation bereits mit ungünstigen Startbedingungen eintreten,
d.h. mit Vorbelastungen durch Mi~erfolgserlebnisse in der Schule
und/oder Kriminalisierungen werden so die doppelte Anpassungslei-
stung schwerlich erbringen. da der Abkühlungsdruck sie von zwei
,Seiten erreicht, während sie bereits mit einseitigem Abkühlungs-
druck Schwierigkeiten gehabt haben. Es ist so zu vermuten. daß
sie deshalb das grö~te Abbrecher-Kontingent stellen. weil schu-
lische und innerbetriebliche Selektionsprozesse sich ergänzen und
gegenseitig verstärken werden. Anknüpfungspunkt dieser Selekti-
onsprozesse dürfte das jeweilige Verhalten der Betroffenen in
Schule bzw. Betrieb sein, da es der unmittelbaren Kontrolle der
Selektierenden unterliegt. Für eine erfolgreiche Selektion ist in
diesem Fall ein direktes Zusammenwirken im Sinne direkter (fall-
bezogener) Interaktion zwischen Berufsschule und betrieblichem
Ausbilder nicht zu erwarten.
Geht man angesichts der empirischen Befunde davon aus. daß das
Hauptziel der Jugendlichen. die aus den unteren Stufen des all-
gemeinbildenden Systems abgehen. in aller Regel der Obergang in
das duale Ausbildungssystem ist. so müssen diejenigen von ihnen.
die schlie~lich eine Berufsfachschule besuchen. oftmals einen
endgültigen Verzicht auf die Verwirklichung ihrer ursprünglichen
Wünsche leisten. Insofern ist zu erwarten. da~ hier ein gewisses
Maß an Unzufriedenheit herrscht. Allerdings bietet die Möglich-
keit. in einem Teil der Berufsfachschulen einen qualifizierenden
Abschluß zu erreichen. eine gewisse Kompensationsmöglichkeit. So
ist anzunehmen, da~ auch dort die Tendenz auftritt, eingeschlage-
ne (Notlösungs-)Wege im Nachhinein mit Neigung zu rechtfertigen,
und dies umso mehr. als überwiegend Mädchen in diese Einmündungs-
wege geleitet werden. Abweichendes, deviantes Verhalten dürfte
hier also eher die Ausnahme darstellen. zumal der Zugang zu den




stungsstärkeren der in Frage kommenden Jugendlichen werden in
diese Berufsbildungsmaßnahmen geleitet.
Anders stellt sich die Situation der Jugendlichen in den unter-
sten Stufen der schulischen Berufsbildung dar. Dort ist allein
die Tatsache, an einer schulischen Berufsbildungsmaßnahme teil-
zunehmen, bereits Indiz für ein "Scheitern" (etwa vergleichbar
dem Abstieg in die Sonderschule im allgemeinbildenden Schulsy-
stern!: Diese Jugendlichen kommen nicht "weiter", sondern gehen
von einem ausschließlichen in ein anderes ausschließliches Schul-
system über, wobei ihr weiteres Berufsbildungsschicksal ungewiß
bleibt. Von daher ist zu erwarten, daß sie im allgemeinbildenden
Schulsystem gelernte (also auch deviante! Reaktions- bzw. Inter-
aktions- und Verarbeitungsmuster mit Erlebnissen des Versagens
und der Ausgrenzung beibehalten es sei denn, sie nehmen die
Interaktionsangebote, auf die sie in berufsbildenden Schulen
treffen, als so unterschiedlich zu den ihnen vertrauten-wahr, daß
sie neue Muster entwickeln müssen. Das wäre vorstellbar, wenn und
soweit für die Teilnahme an schulischer Berufsbildung Entgelte
gezahlt werden, also bei vom Arbeitsamt geförderten Maßnahmen,
weil hierdurch ein Status erreichbar ist, der wenigstens vorüber-
gehend finanziell dem eines Auszubildenden vergleichbar ist.
Soweit ein solcher finanzieller Anreiz aber fehlt - und das gilt
für zahlreiche Maßnahmen - wird es zu keiner wesentlichen Verän-
derung von Interaktions- und Problemlösungsstrategien kommen.
Legt man nun weiter zugrunde, daß von dem Erfordernis des Aspira-
tionsabbaus in dieser Phase am stärksten Absolventen der Schul-
formen auf den unteren Stufen der Bildungshierarchie betroffen
sind, so ist besonders in der Gruppe der Jugendlichen ohne Schul-
abschluß (Hauptschul- und Sonderschulabsolventen! mit größtem
"Abkühlungsdruck" und daher mit der stärksten Gefährdung, von
harten Selektionsmaßnahmen betroffen zu werden, zu rechnen: Diese
Jugendlichen haben die geringsten Chancen, ihre Aspirationen zu
verwirklichen und sind bereits durch Erfahrungen im allgemeinbil-




treffen sie wohl auf die am wenigsten veränderten (Schul-)Bedin-
gungen. Gerade in dieser Gruppe ist daher parallel bzw. in Fort-
setzung zu Prozessen im allgemeinbildenden Schulsystem mit einer
(weiteren) Abdrängung in deviante/kriminelle Randständigkeit zu
rechnen, weil die betroffenen Jugendlichen außerdem im Elternhaus
erfahren haben, da~ Aspirationsverzicht letztlich nicht "belohnt"
wird.
Für den Bereich der Teilzeit-Berufsschulen für Jungarbeiter und-
angestellte gestaltet sich vermutlich die Struktur des Aspirati-
'onsabbaus insofern anders, als Jugendliche hier bereits auf eine
qualifizierte Ausbildung verzichtet haben. Der Berufsschulbesuch
dient bei ihnen nur noch der "Ableistung" der Schulpflicht. Sie
werden sich dieser ihnen vermutlich sinnlos erscheinenden Pflicht
daher soweit wie möglich zu entziehen versuchen, zumal die Sank-
tion des Scheiterns auf dem Ausbildungsstellenmarkt für sie nicht
mehr greift.
Ähnliches dürfte für erwerbslose Jugendliche ohne Ausbildungsver-
trag in Teilzeit-Berufsschulen gelten. Auch für sie hat das Bil-
dungssystem seine Kontroll-Macht weitgehend eingebüßt, sie stehen
bereits auf der untersten Stufe der Statushierarchie. Es dürfte
bei ihnen so einerseits offiziell - im Sinne der Legitimations-
funktion des (Berufs-)Bildungssystems - um eine Wiedereingliede-
rung in den qualifizierenden Bildungsbereich gehen, d.h. um die
Vermittlung von Lern-/Ausbildungsmotivation und - .soweit das er-
folglos bleibt - im Sinne der Abkühlungsfunktion um eine Fest-
schreibung des vorhandenen niedrigen Status. In der Mehrzahl die-
ser Fälle dürfte deshalb auf beiden Seiten das Interesse beste-
hen. daß es in erster Linie nur noch darum geht, möglichst rei-
bungslos die restliche Schulpflichtzeit zu überbrücken. Auf mas-
sive Selektionsprozesse kann hier also verzichtet werden.
Wie bereits zum Teil angedeutet, liegt die Sondersituation junger
Frauen zu den beschriebenen drei Kategorien der Berufsbildung mit




zahlenmäßigen Verteilung der Geschlechter auf die verschiedenen
Berufsbildungsmaßnahmen deutlich:
Tabelle 1
SchOler en berufsbildenden Schulen nech Schulgettungen, Vorbildung (Schulebschlua) und Geschlecht
• Schuljehr 1985/86 (Novelber 1985; Stedt Breien)
.. _----- ........ -_......_-_ ........... __ .........- .........._..--_......---........_-- ....._-- ........ __ ..........................- ....._---- ........ --_ ........-------_ ........_--_ ..
ohne Heuptschul- lit Heuptschulebschlul
ebschlul
I Inss. lnsg. insg.
..__ .......- .._-_.........._------_..- ..- ....- ..... -- ... --_...........----_.........---.........._-_ .......--_......._.....-..........--- .... -_.........--_ ........_.......
Berufsschule, Teilzeit 8.756 11.895 20.651 140 18' 324 1.761 3.947 5.708
lit Ausbildungsvertreg
8FS qu 519 601 1.120 15 114 129 296 288 58'
BFS 2.283 773 3.056 669 98 767
Berufseufbeuschulen 23 55 78 23 55 78
Schulen des Gesund- 763 129 892 '3 13 56
heitswesens
Fechschulen 352 70 m 12 12
Fechoberschulen 50' 659 1.163
8erufsschule, Tellzeit 748 800 I. 548 207 223 430 355 m 812
ohne Ausblldungsvertreg
BVJ, AVJ 29' m 6'9 255 308 533 69 '7 116
BGJ 165 791 956 36 36 79 436 515
sonstige Schulen 467 658 1.125 49 73 122 125 287 412
........----_ .........................................- ......................._--- ...._......._--- ... ------_ ..-- .................._................._......- ....__ .............._..........._........
zuseuen: 14.874 16.786 31.660 637 938 1.575 3.420 5.6'0 9.060
Quelle:
Senetor fOr Bildung, Wissenscheft und Kunst Breien: Ausl8ndische SchOler en den beruflichen Schulen 11
lende Breien. Tebelle Vlll Unverllffentllchte Ausz8hlung "e1 B6. Eigene Berechnungen
Da junge Frauen neben schichtspezifischen zusätzlich geschlechts-
spezifische Benachteiligungen zu verarbeiten haben, sind sie
trotz der durchschnittlich besseren schulischen Leistungen, alle-
mal aber nach schulischem Mißerfolg, in noch größerem Umfang von
Abkühlungsforderungen betroffen als benachteiligte junge Männer.
Sie reagieren aber offenbar besonders anpassungsbereit, indem sie
sich verstärkt auf schulische Berufsbildung einlassen und so über




der traditionellen weiblichen Normalbiographie gehen: Verzicht
auf Berufsarbeit zugunsten von Ehe und Familienarbeit. So dürften
von stigmatisierenden Selektionen in dieser Phase nur wenige
Frauen betroffen sein, und zwar wiederum diejenigen, die bereits
im allgemeinbildenden Schulsystem mit deviantem Verhalten rea-
giert haben. Es ist anzunehmen, daß gerade diese Frauen die ihnen
angebotenen traditionellen geschlechtsspezifischen Berufsfelder
zurückweisen und sich der Schulpflicht (und damit dem Anpassungs-
druck) entziehen. Dabei dürften die Zugriffsmöglichkeiten der
,Kontrollinstanzen auf diese Frauen insofern begrenzt sein, als
bei sexueller Devianz das (übliche) Reaktionsmittel der öffent-
lichen Erziehung nur für unter 18jährige zur Verfügung steht, so
daß in diesem Bereich mit (quantitativ) weniger offiziellen Reak-
tionen zu rechnen ist. Wenn hier infolge des Fehlens der sonst
verstärkend wirkenden Instanzen-Reaktionen die Verfestigung ab-
weichender Verhaltensmuster zumindest nicht von institutioneller
Seite begünstigt wird, besteht die Chance, daß Devianz aufgegeben
werden kann und diese jungen Frauen den Obergang in berufliche
Arbeitsfelder erreichen. Da sie aber nicht die geforderten Quali-
fikationen nachweisen können, dürften sie von einem erheblichen
Ausmaß an Instabilität in ihrem Berufsleben betroffen sein.
Zu 2.:
Beteiligung externer Institutionen an Selektionsprozessen
Ober das konkrete Zusammenwirken der Instanzen sozialer Kontrolle
mit berufsbildenden Schulen fehlen bisher - soweit ersichtlich-
jegliche systematischen Informationen.
Aufgrund des Alters der Jugendlichen (Schwelle zur Volljährig-
keit) dürfte die Bedeutung der Jugendämter als Kontrollinstanzen
in der fraglichen Phase zurückgehen. Für die justiziellen Instan-
zen sozialer Kontrolle gilt vermutlich eher das Gegenteil: Wegen
der gerade in der Altersstufe der 16- bis 21jährigen besonders
hohen Kriminalitätsbelastung werden vor allem Ermittlungsorgane
im weiteren Sinne (neben der Polizei auch die Jugendgerichtshil-
fe) Kontakte zum Ausbildungsbereich suchen. Kontakte zu Vollzeit-




werden, in denen einzelne Jugendliche strafrechtlich in Erschei-
nung getreten sind. Die berufsbildenden Schulen dürften dann
- entsprechend der Funktion allgemeinbildender Schulen - als In-
formations lieferanten dienen. Von Teilzeit-Berufsschulen ist
dies weniger zu erwarten, da durch den (zeitlich) reduzierten
Kontakt der Lehrer mit den Schülern Lehrer bzw. Schule weniger
Informationen liefern können.
Bei Auszubildenden werden die Kontrollinstanzen in erster Linie
Kontakt zu betrieblichen Ausbildern suchen. Vermutlich ist die
Reaktion von Ausbildern gegenüber Auszubildenden auf solche Poli-
zei-/Justizkontakte von der Haltung der Ausbilder gegenüber den
Kontrollinstanzen abhängig: Lediglich wenn Ausbilder Vorbehalte
gegenüber Justiz/Polizei haben, werden sie den Justiz-Kontakt
nicht den Auszubildenden anlasten. Ansonsten ist mit einer Erhö-
hung des Abbruch-Risikos für die betroffenen Jugendlichen zu
rechnen. Darauf deuten auch die von männlichen Auszubildenden
angegebenen Abbruchgründe (hier insbesondere: Fehlverhalten wäh-
rend der Ausbildung) hin.
Hinsichtlich der Beteiligung außerschulischer Instanzen an den
Selektionsprozessen tritt im Bereich der beruflichen Bildung im
Gegensatz zur Situation bei den allgemeinbildenden Schulen als
weitere Institution die Berufsberatungsstelle des Arbeitsamtes in
Erscheinung. Bisher ist unklar, ob und wie diese Institution an
etwaigen Selektionsprozessen beteiligt ist; daß sie zur Aspira-
tionsabkühlung nicht unwesentlich beiträgt, haben die Befunde der
Berufswahlforschung bereits belegt. Diese Befunde lassen vermu-
ten, daß die Hauptfunktion der Berufsberatung darin besteht, ei-
nerseits die Illusion bestehender Chancen auf dem Ausbildungs-
stellenmarkt aufrechtzuerhalten (indem Jugendliche zu immer neuen
Anstrengungen, sich zu qualifizieren, ermutigt werden) und ande-
rerseits die real nicht vorhandenen Chancen als Versagen der Ju-
gendlichen zu kaschieren. In letzterer Funktion ist zwar ein Eti-
kettierungsprozeß zu sehen, er knüpft aber wohl nicht unmittelbar




ten, daß direkte Kommunikationskanäle zwischen berufsbildendem
Schulsystem und Arbeitsämtern zur Kontrolle/Selektion einzelner
Jugendlicher nicht bestehen. Der Einfluß der Arbeitsämter wird
vielmehr im Bereich der Information über und der Empfehlung von
bestimmte(n} Bildungsgänge(n} besonders groß sein. Das bedeutet,
daß das Arbeitsamt auf Selektions- bzw. Kriminalisierungsprozesse
innerhalb und während laufender Bi1dungsmaßnahmen keinen systema-
tischen Einfluß nehmen dürfte.
3.52 Untersuchungsmethoden und Arbeitsprogramm
Um die vermuteten Interdependenzen zwischen den verschiedenen
Interaktions- und Selektionsprozessen erfassen zu können und zu
verallgemeinerungsfähigen Aussagen zu kommen, ist eine methodi-
sche Anlage der Studie auf mehreren Erhebungsebenen erforderlich.
3.521 Erhebungsrahmen und -methoden
Die Studie ist als Längsschnittuntersuchung mit einer Kombination
aus qualitativen und quantitativen Erhebungen konzipiert; vorge-
sehen sind mündliche und schriftliche Befragungen sowie Aktenana-
lysen.
Zielpopulation sollen alle Schüler von Haupt- und Sonderschulen
der Stadt Bremen sein, die sich im Schuljahr 1988/89 im neunten
Pflichtschuljahr befinden. Diese haben mit Abschluß dieses Schul-
jahres ihre Vollzeitschulpflicht erfüllt und stehen vor der Ent-
scheidung, ob und wie sie in die Berufsbildung eintreten; insbe-
sondere Schüler aus Haupt- und Sonderschulen verlassen zu diesem
frühestmöglichen Zeitpunkt vielfach die allgemeinbildenden Schu-
len.
Die Größe dieser Gesamtpopulation (alle Haupt- und Sonderschüler
des Jahrganges 1988/89 im neunten Pflichtschuljahr) läßt sich
aufgrund statistischer Angaben (StatLA Bremen, Allgemeinbildende
Schulen im Lande Bremen, BIlj/801 und eigener Berechnungen auf




lauben weiterhin den Schlu~, daß von diesen 1.200 Schülern etwa
zwei Drittel die (Haupt- oder Sonder-)Schule günstigstenfalls mit
dem Hauptschulabschluß verlassen.
Die (zwölf jährige) Schulpflicht dieser Jugendlichen dürfte in
aller Regel n~ch weiteren zwei bis dreieinhalb Jahren, also nach
Absolvierung einer entsprechenden Zeit in Berufsbildungsmaßnah-
men, enden.
a) Kohortenbefragung
Daher ist geplant, daß die Befragungen im Mai/Juni 1989 (vor Ende
des neunten Pflichtschuljahres) mit der ersten Befragung einer
großen Kohorte von Jugendlichen mittels eines standardisierten
Instruments beginnen und nach Ablauf der Schulpflichtzeit (1992)
mit einer ebenfalls standardisierten Befragung enden. Bei der Ko-
horte handelt es sich um die leistungsschwächsten Bremer Schüler
im 9. Pflichtschuljahr, die dann ihre allgemeinbildende Schul-
laufbahn beenden und im Anschluß daran kaum berufsqualifizierende
Bildungsmaßnahmen durchlaufen werden.
Untersucht werden sollte dabei die Gesamtheit aller Bremer Haupt-
und Sonderschüler (auch Auswärtige, reduziert um Schüler von Son-
derschulen für Behinderte, die nicht interviewfähig sind) im
neunten Pflichtschuljahr; bei diesen ca. 1.200 Schülern handelt
es sich im Durchschnitt um dann 15jährige (Geburtsjahrgang 1973).
Bei der Zweiterhebung nach Beendigung der Schulpflicht wird es
sich demgegenüber um ca. 600 dann 18jährige Jugendliche handeln,
die die allgemeinbildende Schule nach dem neunten Pflichtschul-
jahr '!erlassen haben und als Berufsschü1er in Bremen geblieben
sind.
Ist eine Tot~lerhebung von Jugendlichen in ihrem neunten Pflicht-
schuljahr nicht durchführbar (Datenschutz o.ä.), kann ersatzweise




neunten Pflichtschuljahrgangs} oder Schuljahr (neunte Klasse)
ausgewählt werden.
Diese Kohorte bildet dann diejenige Schülergruppe, bei der die
uns interessierenden Selektionsprozesse mit der größten Wahr-
scheinlichkeit auftreten dürften. Die Informationen. die von die-
sen Probanden zu erhalten sind, werden die Datenbasis für eine
quantitative Verlaufsstudie der beruflichen Bildung bereitstel-
len, bei der für verschiedene Einmündungstypen (1. Befragung) die
späteren Berufsbildungsverläufe erhoben werden (2. Befragung).
Da für die standardisierte Befragung eine klassenweise Erhebung
am effizientesten erscheint, ist von der Schulaufsichtsbehörde
dafür das Einverständnis einzuholen; dies auch, um die Lehrer zur
Mithilfe bei der Durchführung zu motivie4en. Die Folgebefragung
findet privat statt. Die Zahl der Erstbefragten sollte möglichst
hoch sein, da über den Zeitraum .on drei Jahren mit einern Schwund
von 30 bis 60 % gerechnet werden muß (so hatte die lAB-Studie
1977-80 eine Ausschöpfung nach drei Jahren von 55 %; vgl. Sater-
dag!Stegmann 1982: 453).
b) Stichprobenbefragung
Für die Erklärung der Verläufe von Berufsbildung wird eine quali-
tative Studie bei einer Teilstichprobe Daten bereitstellen. Denn
während die quantitative Befragung wegen der notwendigen Standar-
disierung des Instruments naturgemäß nur wenige Daten erfassen
kann, bieten leitfadengestützte Interviews die Möglichkeit, die
Handlungs- und Problemlösungsmuster der befragten Jugendlichen
während ihrer Statuspassagen von der Schule über Berufsbildungs-
maßnahmen in den Beruf sowohl detaillierter als auch in ihrer
Prozeßhaftigkeit nachzuzeichnen.
Daher ist .aus der Population der standardisiert Befragten eine
Gruppe von 60 Jugendlichen auszuwählen, die bereit sind, an den










aus zwei Untergruppen bestehen: 30
Schulende eina qualifizierende Be-
können und weitere 30, die bis zur
auf einen Ausbildungsplatz haben.
zunächst die subjektive Einschätzung
Es ist geplant, die Stichproben-Jugendlichen auf ihrem Weg durch
das Berufsbildungssystem im Halbjahres-Rhythmus mit leitfadenge-
stützten Interviews zu begleiten. Die Vorteile einer regelmäßigen
und vergleichsweise häufigen Befragung (Erinnerungslücken dürften
so bei den vermutlich wenig kontemplativen Haupt- und Sonder-
schulabsolventen noch relativ gering sein, so daß die Gefahr von
linearisierten ex-post-Rekonstruktionen gemindert ist) überwiegen
dabei gegenüber der Gefahr von Reaktivität durch die vielfache
Thematisierung von Problemen (zusammenfassende Kritik an "Haw-
thorne-Effekten" vgl. Rice 1982), zumal eine Beeinflussung des
stark institutionalisierten Berufsbildungsweges durch Befragungen
nicht sehr wahrscheinlich ist.
Als Erhebungszeitpunkte für die Intensivbefragungen sind jeweils
die Monate Mai und November vorgesehen; diese Zeitpunkte erschei-
nen insofern als günstig, als sie jeweils im ersten und zweiten
Halbjahr eines Schuljahres liegen; auf diese Weise besteht zu den
Zeugnis- und Prüfungs terminen ein so großer zeitlicher Abstand,
daß sich Konsequenzen daraus (Verarbeitung von Erfolg/Mißerfolg
durch die Jugendlichen, Reaktionen und Interventionen Dritter)
gegebenenfalls bereits abzeichnen. Lediglich die erste Stichpro-
benbefragung soll im Juli/August (1989) stattfinden, da sie sich
an die Kohortenbefragung anschließt, die erst im Mai/Juni (mög-
lichst nah zum Ende der Schulzeit) stattfinden kann. Ein so spä-
ter Zeitpunkt erscheint hier deshalb sinnvoll, weil die Entschei-
dungen über den letztlich beschrittenen Einmündungsweg in das Be-
rufsbildungssystem in der Gruppe von Jugendlichen mit geringen
Chancen und Wahlmöglichkeiten erst relativ kurz vor der Schulent-




plikationen wegen urlaubsbedingter Abwesenheiten sind in der an-
gezielten Gruppe eher unwahrscheinlich.
Da auch hier mit Ausfällen zu rechnen ist (Panelmortalitätl über
drei Jahre ca. 50 %; Heinz u.a. 1985: 56 ff.l und vor allem zu
erwarten ist, daß leistungsstärkere Schüler überproportional ver-
treten sein werden, soll diese Gruppe vor der dritten Welle der
qualitativen Befragung auf mindestens 50 Jugendliche "aufgefüllt"
werden. Wenn möglich sollten danach alle Bildungsgänge etwa-
,gleichmäßig b~setzt sein.
Aus forschungsökonomischen Gründen sollen die Gespräche von den
Interviewern mitprotokolliert werden. Der Interviewleitfaden wird
dabei.zugleich als Protokollbogen dienen und das Mitschreiben er-
leichtern. Um gegebenenfalls Lücken und Ungenauigkeiten im An-
schluß an das Interview korrigieren zu können, werden die Gesprä-
che zudem auf Tonband aufgenommen. Aufgabe der Interviewer ist es
dann, eine Lese-Fassung der von ihnen erstellten Protokolle sowie
eine stichwortartige Zusammenfassung der wesentlichsten Ereignis-
se seit dem letzten Interview anzufertigen. Diese Zusammenfassung
ist jedem späteren Interviewer vor dem nächsten Interview zur
Kenntnis zu geben, damit auf früher Begonnenes oder Angekündigtes
Bezug genommen werden kann.
Zu Beginn des ersten Interviews ist ein kurzer Standardfragebogen
zu Lebenslauf und bisherigem Bildungsweg auszufüllen. Am Ende
eines jeden Interviews wird dem Probanden ein kurzer, standardi-
sierter Delinquenzfragebogen ausgehändigt; er sendet diesen über
einen Verschlüsselungsumweg dem Projektteam selbst per Post zu,
um so die Anonymität des Befragten zu wahren. Weil bei einem Pro-
jekt mit dieser Thematik immer die Gefahr besteht, daß Polizei
oder Staatsanwaltschaft Projektmaterial beschlagnahmen, muß durch
Anonymisierung das Material für Ermittlungsverfahren wertlos ge-
macht werden, und - soweit dies nicht vollständig möglich ist-
durch eine entsprechende Vereinbarung mit der Staatsanwaltschaft
vor deren Zugriff geschützt werden. Im übrigen ist von den Ju-




Stichprobenbefragung. die elektronische Verarbeitung ihrer Daten
und die spätere Einsichtnahme in ihre Bundeszentralregisterauszü-
ge einzuholen.
c) Befragung von Lehrern und Ausbildern
Zur Erfassung der institutionellen Perspektive bei den von den
Jugendlichen geschilderten Prozessen sollen Lehrer und Ausbilder
aus dem Berufsbildungsbereich befragt werden. Auf diese Weise be-
steht zugleich die Möglichkeit, deren alltagstheoretische Vor-
stellungen, Umgangs- und Interventionsformen zu erheben. Da die
Befragungen lediglich schul- bzw. betriebsbezogen sein sollen.
reichen unter Umständen schriftliche Befragungen aus.
Die Befragung der Lehrer und Ausbilder soll innerhalb des zweiten
Forschungsjahres stattfinden. Der Umfang der Untersuchungsgruppe
soll relativ klein sein (etwa 30 innerschulische und ,30 außer-
schulische Lehrer bzw. Ausbilder). Dabei soll es sich um jene
Ausbildungsstätten und Schulen handeln, die von den befragten
Jugendlichen besucht werden.
d) Aktenanalyse
Zur Rekonstruktion von Zuschreibungsimpulsen bzw. Interaktionsab-
läufen bezüglich Status und Kriminalität sollen schließlich auf
einer vierten Erhebungsebene fallbezogene Daten aus behördlichen
Akten gesammelt werden. Dabei ist in erster Linie der Bereich der
Straf justiz (Eintragungen im Bundeszentral- bzw. Erziehungsregi-
ster sowie Strafakten) von Interesse. Bei entsprechenden Hinwei-
sen aus diesen Eintragungen sind fakultativ auch Bewährungshilfe-
akten heranzuziehen. Für die Einsichtnahme soll der Jugendliche
um Einwilligung gebeten werden. um datenschutzrechtliche Probleme
zu vermeiden. Die fraglichen Dateien sollen mit zeitlicher Verzö-
gerung (ein bis drei Jahre nach Interviewbeginn) eingesehen wer-




samten Erhebungszeitraum erfa~t und mit der selbstberichteten De-
linquenz der Jugendlichen verglichen werden können.
Die Aktenanalyse betrifft nur die qualitativ befragten Jugendli-
9hen (Sampie ab Drittbefragung). Da dieser Erhebungsschritt aber
erst in der zweiten Förderungsphase durchgeführt werden soll und
von den bis dahin vorliegenden Daten abhängt, ist die Ablaufpla-
nung dazu im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht möglich.
,3.522 Erhebungsinstrumente
Für die Erhebungen des ersten Teilprojektes sind einerseits ein
standardisierter Fragebogen und ein Leitfaden für Jugendliche,
andererseits ein Leitfaden für Lehrer/Ausbilder zu entwickeln.
a) Standardisierter Fragebogen (1. Kohortenbefragung)
Der Fragebogen wird mit Items zum bisherigen Bildungsweg beginnen
und mit demographischen Angaben enden. Der mittlere (Haupt-)Teil
des Fragebogens wird sich auf die gegenwärtige Verarbeitung durch
den Jugendlichen bzw. auf seine Zukunftserwartungen beziehen.
Zu den einzelnen Fragenkomplexen liegen in gewissem Umfang be-
reits erprobte Items, Skalen und Fragen aus anderen Studien vor,
auf die zurückgegriffen werden kann (Holtappeis 1985; Heinz u.a.
1985; Hübner-Funk 1983; Tornow 1978; Winkelmann 1977; Projekt-
gruppe Jugendbüro 1977; Lösel 1975; Gipser 1975; Brusten/Hurrel-
mann 1974). Sie beziehen sich insbesondere auf Leistungsstatus
(Selbst- und Fremdbild), (abweichendes) Verhalten und bisherigen
Bildungsweg. Für die Problematik der Zukunftserwartungen liegen-
soweit ersichtlich noch keine verwendbaren standardisierten
Fragen vor, so da~ diese ebenso wie entsprechende Fragen zur Ver-
arbeitung von schulischen Erfolgs- und Mi~erfolgserlebnissenneu
konstruiert werden müssen. Es wird daher erforderlich sein, den
gesamten Fragebogen in einem Pretest in je einer 9. Klasse einer
Haupt- und einer Sonderschule in Bremerhaven an N 60 Jugendli-




Der Fragebogen soll aus Einzelfragen, Itemlisten und Skalen be-
stehen und einen solchen Umfang haben, daß er in einer Zeit von
60 Minuten (1 Doppel-Unterrichtsstunde, von der 30 Minuten für
die Klärung organisatorischer Fragen etc. abgehen) bearbeitet
werden kann. Dies erscheint für die anvisierte Zielpopulation als
eine zu bewältig~nde Beanspruchung und für die Forschungsziele
als ausreichendes Volumen. Wie weit dies realisiert sein wird,
muß ebenfalls im Pretest kontrolliert werden.
b) Interviewleitfaden (Stichprobenbefragung)
Da in den qualitativen Interviews die Themen aus der Kohortenbe-
fragung vertieft angesprochen werden sollen, wird es hier zu in-
haltlichen überschneidungen der relevanten Themenkomplexe in bei-
den Jugendlichen-Befragungen kommen. Schwerpunktmäßig sollen in
der Stichprobenbefragung aber Erfolgs- und Mißerfolgserlebnisse
mit (Berufs-)Bildung und deren Verarbeitung, gegebenenfalls in
Interaktion mit Dritten und Institutionen, in ihrem Prozeßverlauf
erfaßt werden.
Daher ist vorgesehen, die Interviews durch fünf mit dem Leitfaden
vorgegebene Themenkomplexe inhaltlich zu strukturieren, innerhalb
dieser Struktur aber genügend Spielraum für die Darstellung eige-
ner Sichtweisen durch die Befragten zu lassen.
Im Hinblick auf diese Interviewtechnik wird auf die einschlägigen
Erfahrungen im Projektteam (vgl. oben 3.4) sowie auf in der Lite-
ratur dokumentierte ähnliche Vorgehensweisen (Hopf 1978 und 1982.
Mühlfeld u.a. 1981) zurückgegriffen.
In bezug auf die jeweiligen Erhebungswellen soll die Leitfaden-
struktur grundsätzlich beibehalten werden. um so die Vergleich-
barkeit der Daten zu gewährleisten. Dennoch ist die Notwendigkeit
gewisser Veränderungen zur Berücksichtigung der jeweiligen Sta-
dien des Berufsbildungsprozesses nicht auszuschließen. Zum gegen-




werden, da~ derartige Veränderungen sich auf Einzelaspekte der
Themenkomplexe (die selbst unverändert bleiben sollen) beziehen
werden. Es ist eine durchschnittliche Interviewdauer von einer
Stunde vorgesehen.
c) Delinquenzfragebogen (Kohorten- und Stichprobenbefragung)
Zur Erhebung der selbstberichteten Delinquenz kann auf einen
Fragebogen aus einer früheren Untersuchung des Antragstellers
,(vgi. oben 3.4) zurückgegriffen werden. Dieser Fragebogen mü~te
im Hinblick auf den hier gegebenen Bezugsrahmen 'Schule' bzw.
'Berufsbildungsinstitutionen' überarbeitet werden (in Anlehnung
an Items aus anderen relevanten Studien, z.B. Holtappeis 1985).
d) Interviewleitfaden (Lehrer-/Ausbilderbefragung)
Diese Befragung steht einerseits in direktem Zusammenhang zu Da-
ten aus den Schüler-Befragungen (insbesondere der Stichprobenbe-
fragung) und ist andererseits davon insofern unabhängig, als All-
tags theorien speziell der angezielten Personengruppe erfa~t wer-
den sollen.
Die Interviewtechnik soll derjenigen bei der Stichprobenbefragung
entsprechen (Strukturierung der Gespräche durch den Leitfaden).
Dabei sollen die Alltagstheorien der Befragten durch das Stimu-
lieren zum Erzählen von eigenen, konkreten Erfahrungen ("Fall-Ge-
schichten") erhoben werden, da sich dies in einer früheren Studie
einer Projektmitarbeiterin als hilfreich für'die Artikulation an-
sonsten nur schwer formulierbarer theoretischer (Laien-)Vorste1-
lungen erwiesen hat. Auch die Lehrer-/Ausbi1derinterviews sollen
die Dauer von einer Stunde nicht überschreiten.
3.523 Variablenliste
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann lediglich eine vorläufige und
noch unvollständige Variablenliste vorgelegt werden. Dabei kann





a) Variablen der Kohorten- und Stichprobenbefragung
Variablengruppe 1 (Bildungsweg und Aspirationen; unter Berück-
sichtigung von: Gipser 1975; Projektgruppe
Jugendbüro 1977; Heinz u.a. 1985)
eigener Bildungsweg (Klassenwiederholungen, Schulübergänge,
Schulwechsel, -unterbrechungen)
Bildungsweg der Eltern (Schulabschlu~, beruflicher Bildungs-
weg, Bildungsstand)
Aspirationen (zukünftiger Bildungs- bzw. Berufsbildungsweg,
Berufswunsch)
Zukunftsperspektiven (Beruf, allgemeine Lebenssituation).
Variablengruppe 2 (Zugangschancen; unter Berücksichtigung von:
Hübner-Funk 1983; Heinz u.a. 1985)
Kenntnisse über eigene Berufsbildungsmöglichkeiten
Kenntnisse über allgemeine Berufsbildungsmöglichkei~en
Versuche, Zugang zu Berufsbildungsmöglichkeiten zu bekommen.
Variablengruppe 3 (Situationsbewertung; unter Berücksichtigung
von: Projektgruppe Jugendbüro 1977)
Einschätzung der gegenwärtigen eigenen Bildungssituation als
positiv oder negativ
Einschätzung der gegenwärtigen eigenen sozialen Situation als
positiv oder negativ (finanzielle Situation, familiäre Situa-
tion).
Variablengruppe 4 (Problemwahrnehmungen und -verarbeitungen;
unter Berücksichtigung von: Brusten/Hurrel-
mann 1974; Projektgruppe Jugendbüro 1977;
Holtappels 1985)
Wahrnehmung von innerschulischen oder Problemen an der Aus-
bildungsstelle (Leistungsstatu~, Erfolg, soziale Kontakte,
Status- und Rollenzuweisungen)
Reaktionen des Jugendlichen (Problemlösungen, problemverhal-
tensweisen im Sinne von Devianz, Selbstwahrnehmung)
Einschätzung der eigenen Probleme und der Angemessenheit der





Variablengruppe 5 (Fremdinterventionen; unter Berücksichtigung
von: Holtappeis 1985)
Wahrnehmung von innerschulischen und Problemen im Ausbil-
dungsbereich durch Dritte (Eltern, Erziehende, Peers)
Reaktionen der Eltern/Erziehenden auf diese Probleme (posi-
tiv/negativ, Unterstützung, Fremdbild, Rollenzuschreibungenl
Reaktionen der Eltern/Erziehenden auf die Lösungs-/Verarbei-
tungsversuche des Jugendlichen (positiv/negativ ... )
Reaktionen der Peers auf die Probleme (positiv/negativ, Soli-
darität, Konkurrenz)
Reaktionen der Peers auf die Lösungs- und Verarbeitungsversu-
che des Jugendlichen (Bestärkung, Rollenzuschreibung)
Wahrnehmung von Problemen auf institutioneller Ebene (Bil-
dungsinstitutionen, Sozialinstitutionen)
Reaktionen der Instanzen auf die Probleme (Art der Reaktio-
nen, Einschätzung der Reaktionen durch den Jugendlichen)
Reaktionen der Instanzen auf ~ie Lösungs- und Verarbeitungs-
versuche des Jugendlichen (Konfliktregulierung, Kontrolle,
Einschätzung der Reaktionen durch den Jugendlichen).
Persönliche Angaben (Alter, Geschlecht, Beruf der Eltern, soziale
Lebensbedingungen wie Vollständigkeit der Familie, Wohnsituation
etc.) werden am Ende der Erhebung - in der Stichprobenbefragung
in der 1. Welle - erfragt.
Die Erhebung der Delinquenz soll in einem gesonderten Fragebogen
erfolgen und sich auf zwei Variablenkomplexe beziehen:
schul-/ausbildungsstellenbezogene Delinquenz ("Schwänzen",
Aggressivität in der Schule/am Ausbildungsplatz, Manipulation
von Leistungsnachweisen, Manipulation von Zugangsvorausset-
zungen)
Delinquenz außerhalb des Bildungsbereichs (übliche Delinquenz
Jugendlicher) .
b) Variablen der Lehrer-/Ausbilderbefragung
Variablengruppe 1 (Problemwahrnehmung und -definition; unter





Wahrnehmung und Bewertung innerschulischer/-betrieblicher
Probleme der Jugendlichen allgemein
Wahrnehmung und Bewertung von konkreten innerschulischen/-be-
trieblichen Problemen einzelner, bestimmter Jugendlicher.
Variablengruppe 2 (Erklärungsmuster, Alltagstheorien; unter
Berücksichtigung von: Lösel 1975; Winkelmann
1977; Tornow 1978)
Erklärung der beschriebenen Probleme (Ursachen)
Einschätzung der beschriebenen Probleme (Bedeutung für den
Jugendlichen, Bedeutung für die Bildungsinstitution, Bedeu-
tung für Lehrer/Ausbilder selbst)
sinnvolle Reaktionen (eigenes Verhalten, Begründung dieses
Verhaltens am konkreten Beispiel, Einschätzung offizieller
institutioneller Reaktionen, Einschätzung der Reaktionen
Dritter).
3.524 Auswertungsverfahren
a) Kohortenbefragung (quantitative Daten)
Die standardisiert erhobenen Daten werden für die EDV aufbereitet
und dann im Wege von Häufigkeitsauszählungen, Mittelwertsverglei-
chen und Korrelationsanalysen sowie multivariaten Verfahren - je
nach Skalenniveau der Daten - ausgewertet. Dafür eigenet sich das
am Rechenzentrum der Universität Bremen implementierte Programm
SPSS X, mit dem bereits Erfahrungen aus früheren Projekten vor-
liegen.
b) Stichproben- und Lehrer-/Ausbilderbefragung (qualitative Da-
ten)
Die Auswertung der qualitativen Interviews wird zum einen quanti-
tative Analysen auf niedrigem statistischen Niveau (Häufigkeits-
auszählungen) beinhalten, zum anderen und vor allem aber inhalts-
analytisch erfolgen und sich so an den von Mühlfeld u.a (1981)
sowie Lenz (1986: 144 ff.) beschriebenen Vorgehensweisen orien-
tieren.
Aus forschungsökonomischen Gründen wird allerdings auf die Er-




sondere zwingt dies zu einer Beschränkung der Analyse auf rein
verbal-inhaltliche (und nicht auch paralinguistische) Äußerungen.
Dies stellt sicherlich einen Verzicht auf eine grundsätzlich
lohnenswert erscheinende Analyseebene dar, zumal es thematisch
auch um Situations- und Verhaltensbewertungen bzw. um unter Um-
ständen weni9 bewußte Orientierungsmuster (Alltagstheorien) geht;
dennoch erscheint das ins Auge gefaßte Vorgehen vertretbar, da
auch die (nur) verbale Ebene der Äußerungen ausreichend Material
für eine Analyse liefern dürfte.
Nachdem aufgrund der Protokoll-Technik (vgl. oben 3.5.2.1) be-
reits zu Beginn der Analyse eine den Leitfadenthemen zugeordnete
Struktur der Interviews vorliegen wird, sollen im ersten Schritt
dahe~ die zentralen Kategorien, die in den Interviews Verarbei-
tungs- und sonstige Muster kennzeichnen, markiert werden. Dabei
werden sowohl hypothesengeleitete als auch in den Protokollen neu
entdeckte Kategorien zu verwenden sein.
Im zweiten Schritt müssen dann Belegstellen in den Intervie~s
aufgesucht werden, die die innere Logik der geschilderten Wahr-
nehmungs- und Verarbeitungsprozesse kennzeichnen. Dabei ist diese
Logik auch hinsichtlich etwaiger Inkonsistenzen und Widersprüche
sowie der Interpretationen zentraler Begriffe (im konkreten Ein-
zelfall) zu prüfen.
Die so gefundene "Verarbeitungsgeschichte" ist im dritten Schritt
dann in verdichteter Form zu protokollieren (vgl. Langer 1985),
so daß für jeden Fall das jeweils zugrundeliegende Wahrnehmungs-
und Verarbeitungsmuster festgehalten wird.
Dies ermöglicht im vierten Schritt eine Typisierung der Muster
und im Wege der Quantifizierung - die Beschreibung des gesamten
Materials. Dabei wird zugleich die bisherige inhaltliche Analyse
noch einmal im Hinblick auf etwaige selektive Wahrnehmung bei der




Erst im fünften Schritt werden die Protokolle zergliedert, d.h.
zur Erstellung eines Auswertungstextes werden Interviewstellen
aus den einzelnen Protokollen als Beleg für die beschriebenen
Muster herangezogen.
Dieses fünfstufige Vorgehen soll dazu dienen, die individuell ge-
äußerten, jedoch für die Gesamtgruppe der Befragten typischen
Wahrnehmungs- und Verarbeitungsmuster hinsichtlich der Risiken
und Probleme im Berufsbildungssystem in ihrer Regelhaftigkeit zu
erfassen und so zu zeigen, welche Muster in Kriminalisierungspro-
zessen münden und welche diese harte Selektion entbehrlich ma-
chen.
3.525 Zeitplan
1988 3. Quartal - weitere Literaturaufarbeitung
- Klärung der Datenschutzproblematik
4. Quartal - Entwicklung der Instrumente für Kohorten- und
Stichprobenbefragung
- organisatorische Vorbereitung der Kohortenbe-
fragung
1989 1. Quartal - Pretest im Rahmen der Kohortenbefragung und
des Interviewleitfadens für die Stichproben-
befragung
- Auswertung der Pretests
- Erstellung der endgültigen Fassung des Frage-
bogens und des Interviewleitfadens
- Interviewerschulung für die Stichprobenbefra-
gung
2. Quartal - Durchführung der Kohortenbefragung
- Stichprobenrekrutierung
3. Quartal - 1.Welle der Stichprobenbefragung (Juli/Au-
gust)
- erste Auswertungen der Protokolle
- Vorbereitung der 2.Welle der Stichprobenbe-
fragungen
- EDV-gestützte Auswertung der Kohortenbefra-
gung
4. Quartal - 2.Welle der Stichprobenbefragung





- Auswertung der Kohortenbefragung und Dokumen-
tation der Befunde
1990 1. Quartal - Dokumentation der Befunde der 1. und 2.Welle
der Stichprobenbefragung (Eintritt in das Be-
rufsbildungssystem)
- Auswertung der Stichproben-Daten in bezug auf
deren Bedeutung für die Lehrer-/Ausbilderbe-
fragung
- Auswertung der Stichproben-Daten in bezug auf
die Befunde der Kohortenbefragung und Doku-
mentation dieser Ergebnisse
2. Quartal - Auffüllen der Stichprobe für die 3.Welle der
Stichprobenbefragung
- Vorbereitung und Durchführung der 3.Welle der
Stichprobenbefragung
- Entwicklung des Interviewleitfadens für die
Lehrer-/Ausbilderbefragung
- organisatorische Vorbereitung der Lehrer-
/Ausbilderbefragung
3. Quartal - Auswertung der Stichprobenbefragung für die
bis zur 3.Welle ausgeschiedenen Fälle
- Konsistenzprüfung der Protokolle der 3.Welle
mit der 1. und 2.Welle
- Pretest des Interviewleitfadens für die Leh-
rer-/Ausbilderbefragung
- Auswertung des Pretests und Interviewerschu-
lung
4. Quartal - Vorbereitung der 4.Welle der Stichprobenbe-
fragung
- Durchführung der 4.Welle der Stichprobenbe-
fragung
- Durchführung der Lehrer-/Ausbilderbefragung
1991 1. Quartal - Konsistenzprüfung der Protokolle der 4.Welle
der Stichprobenbefragung
- Dokumentation der Befunde für einen Folgean-
trag-Auswertung der Daten der Lehrer-/Ausbil-
derbefragung
- Dokumentation der Befunde aus der Lehrer-
/Ausbilderbefragung
2. Quartal - Durchführung der 5.Welle der Stichprobenbe-
fragung
- Konsistenzprüfung der Protokolle der 5.Welle
- Integration aller bis dahin vorliegenden Be-






(unverbindliche Grobplanung für das zweite Teilprojekt)
6. und letzte Welle der Stichprobenerhebung (3. Quartal'91)
Auswertung der 3. - 6. Welle der Stichprobenerhebung
2. Kohortenbefragung (2. Quartal '92 nach dem Ende der Be-
rufsbildungsphase bzw. der Schulpflichtzeit)
Erhebung der Bundeszentralregistereintragungen der Kohorte für
den gesamten Zeitraum seit der ersten Befragung und EDV-Ana-
lyse der Daten (3. und 4. Quartal '92)
Analyse von Strafakten der Stichprobe aus dem gesamten Er-
hebungszeitraum (1. und 2. Quartal '93)
Gesamtauswertung und Integration sämtlicher Daten sowie Er-
stellung eines entsprechenden Forschungsberichtes.
3.6 Stellung des Projektes im Forschungsprogramm des Stb
Das Projekt trägt zur generellen Problematik des Sfb sowie zur
Fragestellung des Teilbereichs 'übergänge vom Ausbildungs- ins
Erwerbssystem (A)' bei.
Generell erlaubt sein Längsschnittdesign (6-Wellen-Panel), die
prozeßhaft verlaufende Adaption vorn Status des Schülers in den
Status des Auszubildenden zu erfassen und dabei die Änderung der
Innenperspektive des persönlichen beruflichen Lebensentwurfs
festzuhalten. Die Übernahme externer Standpunkte über die Reali-
sierbarkeit von Berufsausbildungen kann - gegebenenfalls in ge-
schlechtsspezifischen Varianten in Abhängigkeit von den Ein-
trittsebenen in die berufliche Bildung (dual, qualifizierende,
nicht-qualifizierende schulische Berufsausbildung) untersucht
werden. Ferner kann untersucht werden, wie sich ein als passager
gedachter Lebensabschnitt dadurch zu einer andauernden Lebenspha-
se verlängert, daß in nicht wenigen Fällen Ausbildungsschleifen
stattfinden. Die Folgen derartiger Erfahrungen für die Identität,
insbesondere für das Schicksal ursprünglicher Aspirationen und
die auf dem Hintergrund beruflicher Normalbiographien bewertete




Zweitens ist das Projekt eine Ergänzung zu dem Vorhaben A 1. wo
eher erfolgreiche Berufsbildung im Vordergrund steht und der Be-
rufseintritt studiert werden soll. Im Falle des Projekts A 3 sind
eher die schulisch Mißerfolgreichen in der Obergangsphase zwi-
schen Schule und Erwerbsleben Gegenstand der Betrachtung, so daß
beide Projekte füreinander ergänzend Vergleichsmaßstäbe darstel-
len können.
Als autonome Leistung für den Sfb vermag das Projekt ansatzweise
den Relevanzgrad von Lebensereignissen, die strafrechtliche Fol-
gen haben (können), für Start, Ablauf und Beendigung von Erwerbs-
biographien einzuschätzen. Theoretisch ist eine Interdependenz
zwischen beruflichen bzw. Bildungserfolgen oder -mißerfolgen und
cooling-out-Prozessen (Goffman) durch Kriminalisierungen in der
Weise zu unterstellen, daß derartige Selektionen zu Reduktionen
beruflicher Chancen führen und diese Chancenverkürzungen gleich-
zeitig legitimieren, weil sie als gerechte Folge subjektiver
Schuld darstellbar werden. Ob diese Interdependenz bereits zu Be-





stützten Analyse von Kohortendaten sammeln konnte, wird zunächst
hauptsächlich für die Organisation und Betreuung der Datenaufbe-
reitung und -analyse mittels EDV im Rahmen der Kohortenbefragung
zuständig se~~ __ i der Entwicklung der Instrumente beteiligt er
sich insbesondere im Rahmen der Kohorten- und Lehrer-/Ausbilder-
befragung, wo er ebenfalls an der Datenerhebung und qualitativen
Auswertung mitwirkt.
3. Die studentischen Hilfskräfte sollen insbesondere für die qua-
litativen Interviews im Rahmen der Stichprobenbefragung zur Ver-
fügung stehen. Die arbeitsvertragliche Bindung der SHK an das
Projekt bietet die Möglichkeit, deren Verschwiegenheit im sensib-
len Bereich der Stichproben-Interviews zu gewährleisten und somit
Datenschutzproblemen zu begegnen. Außerdem ist so eine unmittel-
bare Rückkoppelung zwischen Interviewern und Team im Zusammenhang
mit der Protokoll-Erstellung und Fehlerkorrektur gewährleistet
(auf diese Notwendigkeit weisen auch Mühlfeld u.a. 1981: 328,
hin) .
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Pro Jahr werden DM 3.300 für Bürobedarf sowie Kleingeräte zur
Durchführung der Untersuchung als Grundausstattung bereitges-
tellt. Außerdem wird eine monatliche Schreibkapazität von 20
Stunden angesetzt.
Erqänzunqsausstattunq
Neuanschaffung von Kleingeräten (515):
Für die Durchführung der Interviews in der Stichproben- sowie der




tenrecordern und einem Abspielgerät (zusammen DM 1.500) erforder-
lich. Für die von den SHK bzw. den jeweiligen Interviewern selbst
zu erstellenden Interview-Protokolle werden zwei Schreibmaschinen
benötigt, die nach Möglichkeit an Textverarbeitungssysteme an-
schließbar sein sollten (Anschaffungspreis pro Gerät: DM 2.000).
Verbrauchsmaterial (522):
Die beantragten Mittel werden zur Ergänzung der Grundausstattung
für Büro- und Schreibmaterial, insbesondere für die Erstellung
der Erhebungsinstrumente und die Auswertungsarbeiten, benötigt.
Es wird eine Summe von DM 1.000 für Toncassetten und EDV-Daten-
träger sowie DM 500 für kostenpflichtige Literaturanfragen und
Dateienabrufe veranschlagt.
Reisekosten (527):
Für die Durchführung eines Workshops zum bisher kaum beforschten
Themenkomplex 'Berufsbildungsrisiken und Devianz' nach der vier-
ten Stichprobenbefragung sollen international 10 Wissenschaft-
ler/innen eingeladen werden. Für Reisekosten sind pro Person DM
1.000 anzusetzen. Für den Besuch von Fachtagungen sind jährlich
DM 2.000 veranschlagt.
Druckkosten (53la) :
Für den Druck der Fragebögen für die Kohortenbefragung sind für
1.300 Exemplare a DM 2,-- insgesamt DM 2.600 anzusetzen:
Vervielfältigungskosten (531b):
Die beantragten Mittel sollen für die Entwicklung der Erhebungs-
instrumente und die Auswertungsarbeiten im Team sowie die Erstel-
lung von Zwischenberichten verwendet werden. Es ist mit einem
jährlichen Bedarf von DM 2.000 während der gesamten Förderungs-
dauer zu rechnen.
Sonstiges (547):
Als Erhebungskosten werden Interview-Honorare für die Stichpro-
benbefragung anfallen. Sie stellen einerseits einen Ausgleich für
die zeitintensive Kooperation mit dem Forschungsteam dar und sol-
len andererseits gewährleisten, daß die Panelmortalität möglichst
gering bleibt. Pro Interview werden DM 10 gezahlt, so daß für 60
Probanden bei zwei Wellen pro Jahr DM 1.200 jährlich anfallen.
Für die Absicherung des Datenschutzes wird ein Notariatsvertrag
zu schließen sein, der pauschal mit DM 5.000 für den gesamten
Erhebungszeitraum zu vergüten ist.
Mit dem Codieren und der Fehlerkorrektur der quantitativen Daten
(Kohortenbefragung) wird eine dritte Person zu beauftragen sein.
Dadurch entstehen Kosten von pauschal DM 3.000.
Auch für das Schreiben des Ergebnisberichtes soll ein Arbeitsauf-
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Statuspassagen zwischen Reproduktions- und Erwerbsarbeit
3.01 Zusammenfassende Darstellung des Projektbereichs
Die im Projektbereich B vorgeschlagenen Teilprojekte thematisie-
ren Statuspassagen und Risikolagen, die Veränderungen in der tra-
ditionsreichen Zuweisung der Geschlechter entweder auf die Er-
werbsarbeit oder auf die Familienarbeit strukturieren. Familiale
Arbeit wird als Teil der Reproduktionsarbeit aufgefaßt, die indi-
viduell in der Familie erbracht wird, aber auch durch die Inan-
sprucnnahme sozialer Dienstleistungen erledigt werden kann, die
Familienarbeit ersetzen oder ergänzen. Jedoch bleibt diese Art
von Tätigkeiten innerhalb und außerhalb der Familie normativ und
weitgehend auch faktisch an die weibliche Arbeitskraft gebunden.
Im Projektbereich wird davon ausgegangen, daß die an das männli-
che oder weibliche Geschlecht geknüpfte institutionelle wie indi-
viduelle Aufgabenzuweisung in besonderer Weise gesellschaftlich-
strukturellen wie subjektiv-individuellen Entwicklungen unter-
liegt. Diese Entwicklungen verteilen die Statuspassagen zwischen
Familien- und Erwerbsarbeit und damit verbundenen Risikolagen
nicht nur geschlechtsspezifisch, sondern stellen auch differie-
rende Handlungsanforderungen an die Strukturierung dieser Pas-
sagen durch Männer und Frauen. Dieser Fragestellung wird im
Projektbereich B auf unterschiedlichen Ebenen nachgegangen.
In kritischer Auseinandersetzung mit der These der "nachgeholten
Individualisierung" werden die Versuche von Frauen, ihre Beteili-
gung an der Erwerbsarbeit im Lebensverlauf auszuweiten. um die
individuelle Abhängigkeit von einem Familienernährer zu verrin-
gern, mit dem Ziel untersucht, inwiefern es sich hierbei um tat-
sächlich neue Handlungsstrategien handelt oder ob Veränderungen
im Erwerbs- und Familiensyste~ neue Zugangschancen und Existenz-
sicherungsformen ermöglichen, die v.a. von Frauen bewußt wahrge-
nommen und vorangetrieben werden.
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Zum einen wird retrospektiv - danach gefragt, wie sich die
"Phasenmodelle" als normative Vorgaben für den weiblichen Le-
benslauf zu den zwischen Erwerbsarbeit und familialer Reprodukti-
onsarbeit gestalteten Passagen bei Frauen verhalten, die heute am
übergang in die Verrentung stehen. Zum anderen wird -prospektiv-
danach gefragt, welche Bedeutung veränderten Erwerbsbedingungen
und familialen Gestaltungsmustern bei den ersten Passagen in die
Erwerbsarbeit bzw. in die Familiengründung bei jungen Frauen
heute zukommt.
Normativer wie grundlegender struktureller Wandel in der Einbin-
dung der Geschlechter in das Erwerbs- und/oder Familiensystem
dürfte auch für Verschiebungen in der männlichen Normalbiographie
sorgen, wie sie sich möglicherweise bereits in der Analyse der
Statuspassagen im Projektbereich C abzeichnen werden. In der über
den jetzigen Bewilligungszeitraum hinausreichenden Perspektive
ist entsprechend geplant, sich detailiert auch mit männlichen
Statuspassagen zwischen familialer Reproduktions- und Erwerbsar-
beit zu befassen.
Neben den zu analysierenden faktischen Beteiligungsmustern und
den Veränderungen der geschlechtsspezifischen Orientierungen
manifestieren sich Verschiebungs tendenzen in der Organisation der
Reproduktionsarbeit als Erwerbsarbeit und als unentgeltlich zu
leistende private Arbeit, in Abhängigkeit von der monetären
Krise des Sozialstaats einerseits und des überschusses an Ar-
beitskräften andererseits. Viele sogenannte Dienstleistungsberufe
lassen sich als erwerbsmäßig organisierte Dienstleisungen und in
dieser Form als Alternative zur privat zu erbringenden familialen
Arbeitsleistung begreifen. Hier zeichnet sich nicht nur eine
strukturelle Verschiebung in der geschlechtsspezifischen Zuord-
nung der Arbeiten auf entsprechend beruflich qualifizierte Männer
oder Frauen, sondern auch eine besondere subjektive Problematik
ab, die durch die doppelte Verwertbarkeit dieser Tätigkeiten als
private unentgeltliche Leistung und als Erwerbsarbeit gegeben
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ist. Von daher ~ommt den Statuspassagen von fachlich qualifi-
zierten Männern und Frauen in entsprechende Reproduktionstätig-
~eiten im Angleichungsprozeß zwischen männlichen und weiblichen
Lebensverläufen eine besondere Bedeutung zu.
In der bestehenden Organisation von Reproduktions- und Er-
werbsarbeit zeigen sich im Gesellschaftsvergleich bundesdeutsche
Spezifika, die es herauszuarbeiten gilt. Dieses geschieht in
einer Analyse der Situation von Männern und Frauen, die aus der
DDR in die BRD zugewandert sind, für die eine Integration in das
hiesige Reproduktions- und Erwerbssystem geschlechtsspezifisch
unterschiedlich und angesichts divergierender kultureller und
normativer Muster nicht konfliktlos verlaufen sein dürfte. Diese
besonderen Problematiken für die Bewältigung von Statuspassagen
von Migranten aus Erfahrungskontexten mit verschiedenen Vertei-
lungsstrukturen zwischen Erwerbs-und Reproduktionsarbeiten stehen
im Mittelpunkt eines Teilprojekts, werden aber in der zukünftigen
Forschungsarbeit des Projektbereichs B weiterverfolgt werden.
Die verschiedenen Forschungsthemen dieses Projektbereichs zielen
auf die Analyse von Veränderungen in den Grundmustern von Status-
passagen zwischen Erwerbs- und Reproduktionsarbeit im individuel-
len Lebensverlauf. Sie können als kritische Folie für die in den
anderen Projektbereichen analysierten Statuspassagen und Risiko-
lagen dienen, die strukturell wie individuell auch als Bestand-
teile von männlichen bzw. weiblichen Lebenslaufmustern verstanden
werden müssen.
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3.02 Beantragte Förderung des Projektbereichs B
(Ergänzungsausstattung)
Haushaltsjahr
97 B 1 B 2 B 3 B 4 Gesamt - 98
1988 45.720 40.585 59.100 87.700 233.105
1989 91. 740 84.250 117.413 196.204 489.607
1990 97.040 80.950 140.400 167.700 486.090
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3.111 Fachgebiet und Arbeitsrichtung:
Familien- und Berufssoziologie
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Haushalts- Personal- Sächliche Verwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 41.870 3.850 - 45.720
1989 83.740 8.000 - 91. 740
1990 83.740 13.300 - 97.040





Der für Frauen gesellschaftlich normierte Lebensentwurf struktu-
riert sich durch die sequenzielle Verknüpfung von Berufs- und Fa-
milientätigkeit. Normative Konzepte weiblicher Lebensgestaltung
finden entsprechend durchgängig ihren Ausdruck in Phasenmodellen,
in denen die Erwerbs- und Familienrollen gesellschaftlich gerahmt
werden. Phasenmodelle lassen sich empirisch als wiederholte Pas-
sagen in die Erwerbsarbeit fassen. Diese unterliegen jedoch seit
ihrer Herausbildung deutlich Veränderungen und Verschiebungen.
Neue Untersuchungen zeigen, da~ die realisierten Lebensmuster zu-
nehmend weniger den normativ vorgegebenen Sequenzierungen folgen;
Frauen, vor allem junge Frauen, versuchen, dem Nacheinander von
Beruf und Familie die gleichzeitige Vereinbarung entgegenzuset-
zen.
In dem hier intendierten Projekt werden die Verarbeitungsmuster
durch Familienphasen unterbrochener Statuspassagen in den
Arbeitsmarkt bei Frauen untersucht, die - während ihrer Erwerbs-
biographie - mit Veränderungen normativer weiblicher Lebensent-
würfe konfrontiert waren. Es handelt sich um Frauen, die nach
Ende des Zweiten Weltkrieges über eine Lehre für unterschiedliche
Arbeitsmarktsegmente qualifiziert wurden und heute am Ende ihrer
Erwerbsbiographie stehen. Sie gehören zu der ersten Frauengene-
ration, für die das von Myrdal/Klein formulierte Drei-Phasen-Mo-
delI (Berufsarbeit vor und nach der Familienphase) Realität er-
langt hat, während zur Zeit ihrer beruflichen Erstausbildung noch
das Zwei-Phasen-Modell galt, das Erwerbstätigkeit lediglich als
Zwischenstadium zwischen Schulende und Familiengründung definier-
te. Ziel ist es, zum einen auf der Basis quantitativ-strukturel-
ler Erhebungen die Rahmenbedingungen über die Beziehung von Erst-
ausbildung, Ersteinstieg und wiederholten Rückkehrversuchen von
Frauen in zentralen Segmenten des weiblichen berufsfachlichen
Arbeitsmarktes in ihrer Bedeutung für individuelle Arrangements
aufzuschlüsseln. Zum anderen gilt es, anhand qualitativer Inter-
views mit ausgewählten Personen aus diesen Gruppen zu untersu-
chen, welche Orientierungen auf Erwerb und Beruf sie am Ende
ihrer Erwerbsbiographie entwickelt haben, in welches Verhältnis
sie Phasenmodelle und realisierte Sequenzierungen setzen und





3.3 Stand der Forschung
Aufgrund ihres Lebensalters befinden sich die uns interessieren-
den Frauen, die in der unmittelbaren Nachkriegszeit ihre Lehre
durchlaufen haben und entsprechend um 1930 geboren sind, poten-
tiell oder faktisch am Übergang in die Verrentung. Wie Analysen
der Erwerbsstatistiken belegen, zeigen Frauen dieses Jahrganges
bereits in sehr ausgeprägtem Ma~e das Erwerbsmuster der Dreipha-
sigkeit, dessen Zustandekommen sie mitgestaltet haben (Willms
1983; Schwarz 1985). Nicht erkennbar - und auch in anderen Stu-
dien nicht untersucht - ist, ob auf der Seite der Subjekte beson-
dere Erwerbsorientierungen oder berufsfachliche Interessen vorla-
gen, damit die Erwerbsarbeit in der sog. nachfamilialen Phase
wieder aufgenommen werden konnte, auf welchen Statuskonfigurati-
onserfahrungen der Wiedereinstieg/nicht vollzogene Wiedereinstieg
anknüpft und ob sich bei den Rückkehrerinnen auf diesen Neuein-
stieg eine kontinuierliche zweite Erwerbsarbeitsphase bis in die
Verrentung gründet. Nicht ausgemacht ist auch, ob die Frauen, die
nicht als Wiedereinsteigerinnen in der Statistik auftreten, tat-
sächlich erwerbsarbeitsfrei leben oder aber unterhalb der Versi-
cherungsgrenze oder nur kurzfristig in den Arbeitsmarkt zurück-
gekehrt sind.
Naegele (1985) hebt in seiner die Forschungslage zum Übergang von
Frauen in die Verrentung zusammenfassenden Studie hervor, da~
Frauen, die aufgrund ihres Lebensalters am Ende ihrer Erwerbsbio-
graphie stehen, in der Regel als unqualifizierte Arbeitnehmerin-
nen beschrieben werden und daß ihnen, gleicherma~en wie den
nichterwerbstätigen älteren Frauen, unterstellt wird, da~ für sie
das endgültige Ausscheiden aus dem Erwerbsleben keine besondere
Problematik darstellt. Er konstatiert ein generelles wissen-
schaftliches Desinteresse an dieser Statuspassage für Frauen, das
er aus der Dominanz traditioneller Rollenvorstellungen in der
Forschung erklärt. Hiernach sei die Frage nach der Bedeutung der




werde explizit negiert. Zum einen wird dabei davon ausgegangen,
daß die (Rückkehr in die) Hausfrauenrolle selbst in der nachfa-
milialen Phase eine befriedigende Alternative sei. Zum anderen
scheint die Frage der Berufsorientierung dieser Frauen vernach-
lässigt werden zu können, da bei ungelernt und angelernt Tätigen,
zu denen die älteren Arbeitnehmerinnen gezählt werden, aus
arbeitsinhaltlichen Gründen von einer identitätsstiftenden Funk-
tion der Berufsarbeit wohl abgesehen werden könne. Neuere Unter-
suchungen zeigen, daß dies für die un- und angelernt tätigen
Arbeiterinnen zumindest in der Familienphase nicht gilt (Becker-
Schmidt u.a. 1983).
Die Entwicklung/das Vorhandensein einer beruflichen Orientierung
oder Identität für Frauen in der Altersgruppe, die an der Status-
passage in die Verrentung steht, ist eine ungeklärte Forschungs-
frage. Abgesehen von Karrierewegen bei hochqualifizierten Frauen,
die als Ausnahme von der Regel gelten und auf eine ununterbroche-
ne berufliche Tätigkeit zurückblicken können, scheint unter der
Annahme der Familienorientierung als strukturierendem Element für
Statussequenzen auch die Beziehung von Erstausbildung, Erstein-
stieg und wiederholten Rückkehrversuchen als vernachlässigens-
wert.
Bündelt man jedoch die zahlreiche Literatur, z.T. über die Le-
bensbedingungen der Frauen nach 1945, z.T. über einzelne Phasen
ihres Lebens, z.T. aber auch über ihren Qualifikationsstand zu
Beginn der ersten Passage ins Erwerbsleben, so läßt sich der
Kenntnis!'tand über die Abfolgegestaltung im Lebenslauf der zu
untersuchenden Kohorte weiter aufschlüsseln.
Als Problem zeigt sich, daß erst neuere Studien die Dynamik des
Zusammenhangs von Familien- und Erwerbsmustern bei Frauen thema-
tisieren, und diese Untersuchungen sich - aUßer in den Kohorten-
vergleichsstudien des Projektes "Lebensläufe und Wohlfahrts~nt­
wicklung" (SFB 3 der DFG) - empirisch überwiegend auf die jüngere




dieser Studien für die hier zu verfolgende Fragestellung nach der
Gestaltung und Verarbeitung der Passagen zwischen Erwerbsarbeit
und Familie von großer Bedeutung. Sie dienen deshalb als Hinter-
grundfolie für die Aufarbeitung des Forschungsstandes, der nach
folgenden Problemebenen gegliedert ist:
zur Erstausbildung als Basis für eine Erwerbsbiographie die-
ser Frauen,
zur empirischen Verbreitung von Phasenmodellen, die Relevanz
für die Verarbeitung und Planung von Periodisierungen zwi-
schen Familie und Beruf/Erwerb für diese Frauen haben,
z~m Zusammenhang von Arbeitsmarktsegment/Tätigkeitsbereich im
Erstberuf und daraus resultierenden Sequenzierungen während
der Phase hoher familialer Belastungen,
zur Aussagekraft von Statistiken bezüglich der Gestaltung von
Statuspassagen bei Frauen.
Damit bleiben Studien etwa aus
unberücksichtigt wie die sehr
den Familienalltag von Frauen
Mittelpunkt gerückt haben.
der Familienzyklusforschung ebenso
zahlreichen Studien, die entweder
oder ihr Erwerbsverhalten in den
3.31 Zur Erstausbildung nach Kriegsende
Daß ältere Arbeitnehmerinnen in der Literatur durchweg als unqua-
lifizierte Arbeitskräfte erscheinen, wird als Verzicht auf eine
Erstausbildung und dieses als Ausdruck der Orientierung auf Ehe
und Familie als existentieller Verso.gungsinstanz gewertet. Unter
der Annahme der primären Familienorientierung, die das Zwei-Pha-
sen-Modell für Frauen gesellschaftlich normierte, scheint das In-
teresse am schnellen Gelderwerb als ungelernte Arbeitskraft den
Vorrang zu haben gegenüber der Orientierung an einer Berufsbio-
graphie, die eine qualifizierte Erstausbildung voraussetzt.
Die zentrale Bedeutung der beruflichen Erstplazierung für die ge-




sentativen Kohortenvergleichs der Jahrgänge 1929-1931, 1939-1941
und 1949-1951 - und damit auch für die hier im Zentrum stehende
Altersgruppe empirisch belegen können. Nach diesen Daten
scheinen Erstausbildung und Berufseintritt den Berufsverlauf
nicht nur von Männern zu strukturieren, sondern gleichermaßen
auch von Frauen. Tölke (1986 b) weist auf gleicher Datenbasis
diesen Zusammenhang im weiblichen Lebenslauf nach, allerdings
aufgrund der Anlage der Auswertung als Kohortenvergleich begrenzt
auf den Zeitraum zwischen Ausbildungsabschluß und dem 31.
Lebensjahr. Die dort erhobenen Daten weisen aus, daß rund 37 %
der zwischen 1929 und 1931 geborenen Frauen eine Berufsausbildung
abschließen konnten, deren Dauer für Frauen mit Volksschulab-
schluß bei immerhin durchschnittlich 2,5 Jahren lag. Es zeigt
sich, daß in Relation zur jüngeren Kohorte die Wahrscheinlichkeit
der Erwerbsunterbrechung bei Familiengründung/Schwangerschaft
sehr hoch war, und zwar unabhängig davon, ob eine berufliche
Erstausbildung vorlag oder nicht.
Wie heutige Untersuchungen über junge weibliche Arbeitskräfte be-
legen, kann die Realisierung einer Erstausbildung auch bei weib-
lichen Arbeitskräften als Indiz für die Planung einer unabhängi-
gen Existenzsicherung gesehen werden (Seidenspinner/Burger 1982;
Allerbeck/Hoag 1986). Der Wunsch danach bzw. das de-facto-Bemühen
darum ist einhelliges Ergebnis der sich mit dieser Thematik be-
fassenden Studien (Mertens 1984; Heinz/Krüger u.a. 1985).
Dagegen liegen für die uns interessierende Kohorte der Frauen,
die unmittelbar nach Kriegsende in ein Ausbildungsverhältnis ge-
treten sind, Daten über die Qualität und Struktur von Ausbil-
dungsverhältnissen nicht vor. Erstes, zudem lückenhaftes amtli-
ches Statistikmaterial über berufliche Ausbildungsabschlüsse
datiert aus 1953 (Lempert 1971). Auch aus den Ergebnissen der
oben genannten repräsentativen Lebenslaufstudie (Teilprojekt
"Lebensläufe und Wohlfahrtsentwicklung" des DFG Sonderforschungs-




lassen sich aufgrund der dort vorgenommenen Bildungsabschluß- und
Berufsklassifikationen Informationen über Art und Umfang der
Lehrabschlüsse nicht entnehmen. Lempert (1966) belegt auf der
Basis eigener Umfragen und Berechnungen regionaler und überregio-
naler Kammer- und Behördenberichte jedoch, daß 1950 der Anteil
der Lehr- und Anlernlinge in der Altersgruppe der 15-l9jährigen
Jugendlichen rund 28 % betrug (bei den Jungen 40 %, bei den
Mädchen 14 %); der Anteil der Mädchen stieg in den nachfolgenden
Jahren auf 24 %. Dort finden sich auch nach Geschlecht und Lehr-
bzw. Anlernberuf differenzierte Daten über die Verteilung der
Auszubildenden auf die zehn am meisten besetzten Ausbildungsbe-
rufe (Lempert: 1966: 78/79). Hiernach lagen mit deutlichem
Abstand von den nachfolgenden Ausbildungsverhältnissen in der
gesamten Zeitspanne von 1950-1963 bei den weiblichen Jugendlichen
die Lehr- und Anlern-Ausbildung zur Industriekauffrau, zur
Einzelhandelskauffrau (Verkäuferin), zur Damenschneiderin, zur
Friseurin an der Spitze der Nennungen - bis auf die Ausbildung
zur Damenschneiderin, die später von dem erst 1958 offiziell
eingerichteten Ausbildungsgang zur Arzt- und Zahnarzthelferin
verdrängt wurde, also Besetzungen, die den heutigen Rangfolgen in
der Lehrausbildung von Mädchen weitgehend entsprechen.
Der Studie von Schwarz (1982) zufolge hatten von den 1928-33 ge-
borenen Frauen im Jahr 1978 32,7 % eine Lehr- und Anlernausbil-
dung mit Abschlu~. Dieser Prozentsatz ist überraschend hoch; er
entspricht ungefähr dem der weiblichen Haupt- und Realschulab-
solventinnen eines Jahrgangs heute, die unmittelbar nach Schul-
ende eine Lehre beginnen können. Demnach wäre zwar der Allgemein-
bildungsstand der Frauen, aber nicht die tatsächliche Lehrbetei-
ligung gestiegen, sondern hätte bereits in der Nachkriegszeit
einen ähnlichen Stand erreicht wie heute. Diese Vermutung muß
jedoch als vorschnell zurückgewiesen werden, da aus den Zahlen
der uns interessierende Sachverhalt nicht beantwortet werden
kann, ob die Berufsausbildung tatsächlich den Beginn/Einstieg in




Trotz des Fehlens entsprechender Daten gibt es Hinweise darauf,
daß im Widerspruch zum damals geltenden Zwei-Phasen-Modell, das
die Familie für Frauen als dominanten Lebenshorizont definierte
und das der Berufstätigkeit im weiblichen Lebenszusammenhang eine
eher randständige Rolle zumaß, auch die damals jungen Mädchen
eine qualifizierte Berufstätigkeit anstrebten. Baumert (1952)
konstatiert in seiner Untersuchung, daß sie "in allen Schichten
immer mehr dazu neigen, nicht als Bürogehilfe oder ungelernte Ar-
beiterinnen etwas Geld zu verdienen, sondern einen gut fundierten
und aussichtsreichen Beruf zu erlernen" (ebd., 180). In die selbe
Richtung weist die Untersuchung von Schubert (1984), der zufolge
selbst in der ersten Nachkriegszeit Frauen keineswegs jede Art
von Tätigkeit annahmen: 1949 lagen rund 40 % aller bei den Ar-
beitsämtern gemeldeten offenen Stellen für weibliche Arbeitssu-
chende z.B. in der Rubrik "Hausgehilfinnen oder verwandte Beru-
fe", d.h. Angebote an frauentypische Ungelernten-Arbeit, die
Frauen - häufig unter Verzicht auf die Arbeitslosenunterstüt-
zung -in der Mehrzahl ablehnten.
3.32 Statussequenzen und Phasenmodelle
Statistiken über das Erwerbsverhalten der Frauengeneration, die
nach Kriegsende in das Erwerbsleben traten, geben zwar keinen
Aufschluß über den Qualifikationsstand dieser Arbeitskräfte, be-
legen aber deren Bereitschaft, auch gegen die jeweils geltenden
Normalitätsentwürfe je nach Arbeitsmarktlage auf den Arbeitsmarkt
zurückzukehren. Verfolgt man die den Frauen zugewiesenen Lebens-
konzepte über längere Zeitläufe, so lassen sich anhand der Er-
werbsstatistiken folgende Veränderungen konstatieren: Das bis
heute fortwirkende Drei-Phasen-Modell (Myrdal/Klein 1971) ent-
stand erst vor ca. 30 Jahren, d.h. mit Beginn des wirtschaftli-
chen Aufschwunges und entsprechendem Arbeitskräftemangel. Seither
erfolgt die Rückkehr der Frauen nach einer erwerbs freien Fami-
lienphase in das Erwerbsleben, und zwar - wie sich statistisch




(Willms 1983). Das statistische Datenmaterial weist übereinstim-
mend aus, daß sich sowohl die Dauer der ersten Erwerbserfahrung
als auch der Zeitpunkt des ersten Ausstieges verändert haben.
Nach Tölke (1986b) ist der Eintritt ins Erwerbsleben nach der
Ausbildung auch für die um 1930 geborenen Frauen der Normalfall:
Rund 90 % der Frauen mit unteren Bildungsabschlüssen verfügten
über eine durchschnittliche Erwerbserfahrung von 5,8 Jahren bis
'zum ersten Ausstieg. Der Erstausstieg erfolgte - in Obereinstim-
mung mit den am nationalsozialistischen Leitbild des Frauen- und
Mutterideals ausgerichteten schulischen Inhalten (vgl. Schmidt
u.a. 1985) - mit der Heirat, d.h. konform dem Zwei-Phasen-Modell.
War es zunächst (im Zwei-Phasen-Modell) die Eheschließung, die
den Ausstieg terminierte, ist im Drei-Phasen-Modell die Geburt
des ersten Kindes das Ausstiegsdatum (Nave-Herz 1984). In Bezug
auf die uns interessierende Gruppe der um 1930 Geborenen diffe-
rieren jedoch die Annahmen über das Erwerbsverhalten in den
ersten Ehejahren. Während Tölke (1986 a) zu dem Ergebnis kommt,
daß sich bereits für die hier zu untersuchenden Frauen der Pro-
zentsatz, der bis zum 30. Lebensjahr kontinuierlich erwerbstätig
war, erheblich vergrößert hat, macht Müller (1983) im Gegensatz
dazu erst die nach 1930 Geborenen als die Kohorte aus, die als
Ehefrauen, d.h. nach der Heirat weitergearbeitet haben. Willms
schließlich konstatiert dieses Phänomen erst für die noch um zehn
Jahre später Geborenen. Hinweis darauf, daß für die 1930er Kohor-
te häufiger die Eheschließung/Haushaltsgründung als die Geburt
des Kindes/die Familiengründung ausschlaggebend für den Ausstieg
aus der Erwerbstätigkeit war, finden sich auch in der qualitati-
ven Studie von Nave-Herz (1987), die u.a. das Erwerbsverhalten
unterschiedlicher Heiratskohorten in Abhängigkeit von der Geburt
des ersten Kindes untersuchte.
Zugleich zeigt die Forschungslage Differenzen zwischen normativem
und faktischem Verhalten bei verheirateten Frauen dieser Alters-




der Haushalt sei, und alles andere Sache des Mannes" (Junker
1965: 397) stimmten Ende der 50er Jahre noch nahezu 60 % der Ehe-
frauen und Mütter zu, während es faktisch sukzessive an Reali-
tätsgehalt verlor, wie Statistiken zur Erwerbstätigkeit auswei-
sen: die Erwerbsquote verheirateter Frauen im erwerbsfähigen Al-
ter lag zwar 1950 noch bei nur 26,4 %, stieg aber 1961 schon auf
36,5 % und liegt 1980 bereits bei 49 % (Willms, in Müller/Willms/
Hand11983: 35; Born/Vollmer 1983). Diese Entwicklung ist auch
durch die vermehrte Rückkehr der Frauengeneration zu erklären,
die in der ersten Nachkriegszeit in das Erwerbsleben eingetreten
ist und die den normierten Lebenslauf mit Ersteinstieg und dem
familienbedingten folgenden Ausstieg durch den Wiedereinstieg den
neuen Bedingungen des Arbeitsmarktes angepaßt haben.
Hofbauer (1979) zeigt jedoch auf, daß die konkreten Lebens- und
Berufsverläufe dieser Frauen keineswegs einheitlich der gesell-
schaftlich normierten Phasenstrukturierung zu folgen scheinen. Es
offenbaren sich vielmehr deutlich unterschiedliche Muster von Er-
werbsarbeitsbiographien, die zum Teil dem gültigen Konzept des
weiblichen Normal-Lebenslaufes entsprechen, ihm häufig aber auch
zuwider laufen. Nach dieser Studie hatte mehr als ein Drittel der
Frauen, die 1978 35 Jahre und älter waren und ein Kind hatten,
ihre Erwerbstätigkeit gar nicht unterbrochen. Von den Müttern,
die nicht kontinuierlich gearbeitet hatten, sind ein Drittel nach
weniger als zehn Jahren, ein weiters Drittel nach mehr als zehn
Jahren, und nur ein Drittel gar nicht ins Erwerbsleben zurückge-
kehrt. Dem Forschungsstand ist also zu entnehmen, daß für Teile
der uns interessierenden Kohorte der Frauen Realität und norma-
tive Vorgabe durchaus auseinanderklafften, und zwar sowohl bezüg-
lich des Zwei-Phasen-Modells als auch bezüglich der Dauer der
Erwerbsunterbrechung im Drei-Phasen-Modell (vgl. auch Hoerning/
Krais 1987). Ununtersucht geblieben ist jedoch, ob materielle
Notlagen oder die mit der Erstausbildung verbundene objektive
Chancenstruktur zur Ausdifferenzierung der Erwerbsbiographien




bzw. tätigkeitsspezifisch ausgesehen hat. Diese Lücke läßt sich
auch durch die bereits erwähnte Lebenslaufstudie nicht schließen,
da das detaillierte Nachzeichnen/Nachvollziehen beruflicher Wech-
sel nach Aussagen der Autoren aufgrund der vorgenommenen Datenag-
gregation nicht möglich ist (Blossfeld 1985a). Genauso wenig läßt
sich für die Wiedereinsteigerinnen in den Arbeitsmarkt ausmachen,
ob dieser erneute Einstieg auf der Basis einer erworbenen beruf-
lichen Fachqualifikation im gleichen Arbeitsmarktsegment erfolg-
te, oder aber unter Verlust der erworbenen Qualifikation als un-
gelernte Arbeitskraft. So läßt sich auch nicht erfassen, ob in
der beruflichen Erstausbildung entwickelte berufliche Orientie-
rungen spätere Arbeitsmarktarrangements mitstrukturieren oder
diese vorrangig familiären und/oder ökonomischen Engpässen ge-
schuldet sind.
3.33 Zum Zusammenhang von Arbeitsrnarktsegrnent/Tätigkeitsbereich
und Erwerbsbiographie
Die Frage nach der Koordination von Beruf und Familie ist ein
historisch neues Forschungsfeld. Wie neuere empirische Unter-
suchungen zur Vereinbarkeitsproblematik von Familien- und Er-
werbsarbeit der heutigen Frauen/Mütter (Born/Vollmer 1983) und
zur Rekrutierungspraxis der Betriebe (Born 1981; Bednarz-Braun
1983) zeigen, strahlt der "erwartete" Normal-Lebenslauf von männ-
lichen und weiblichen Arbeitskräften als faktische Verwertungs-
bedingung der Arbeitskraftanbieter auf die Erwerbsarbeit aus, und
zwar unabhängig von der Obernahme normativer Vorgaben in das sub-
jektive Planungsverhalten und von konjunkturellen Entwicklungen
auf dem Arbeitsmarkt. Nach diesen Untersuchungen ist nicht davon
auszugehen, daß der Ausstieg aus der Erwerbsarbeit und der Wech-
sel in die Familienarbeit allein subjektiv entwickelten Orientie-
rungen folgt. Versuche des gegenläufigen HandeIns decken struk-
turelle Grenzen auf (Born/Krüger u.a.1985; Krüger/Born u.a.1987).
Diese gelten, wie Kohli (1985) betont, sowohl für die Wiederein-




werbsphase beider Geschlechter und selbst für die inhaltliche
Ausrichtung der Erstqualifikation unterhalb der Akademikerebene
INienhaus 1982; Schlüter 1987).
Die geschlechtsspezifische Segmentierung des Arbeitsmarktes ist
in der Tat seit der Entstehung des Berufsbildungssytems in die
berufliche Erstausbildung von Frauen hineinverlängert: Lehrver-
hältnisse von Frauen im dualen System zielen heute zu rund 80 %
auf den Verkauf, die Verwaltungstätigkeit im Büro-, Industrie-
und Bankbereich, das Friseurhandwerk, den Arzt-/Zahnarzthelferin-
nen-Bereich; vollzeitschulische Ausbildungsgänge auf den Pflege-
und Erzieherbereich, auf die Assistentinnenberufe, wobei diese
Verteilung häufig als Ausdruck der Kompatibilität von klassischer
Frauenrolle und Berufsrolle interpretiert wird. Aktuelle Untersu-
chungen (Cremer 1984; Gottschall/Müller 1986; Goldmann/Müller
1987; Krüger/Born u.a. 1987) belegen jedoch, daß es auf der Basis
dieser Ausbildungsgänge unterschiedlich gelingt, Berufs- und Fa-
milienrolle de facto miteinander zu vereinbaren. So wird Frauen
in der Verwaltung, der Krankenpflege, der Kindererziehung, dem
Assistentinnenbereich überwiegend über das Angebot von Teilzeit-
beschäftigungsverhältnissen die Möglichkeit gegeben, auch in der
Phase hoher Familienbelastungen selbst durch kleine Kinder die
Berufsarbeit aufrechtzuerhalten. Andere Segmente des traditionel-
len frauenspezifischen Arbeitsmarktes bieten diese Möglichkeiten
nicht. Sie scheinen von vornherein auf Eheverzicht IOstner/Beck-
Gernsheim 1979) oder auf fristige Verfügbarkeit hin angelegt zu
sein (Ostner 1987). Vornehmlich gilt dies für jene Segmente, in
denen der "Atmosphärenwert" junger Frauen eine größere Rolle
spielt als die berufsfachliche Qualifikation: so der Friseur-,
der Arzt-/Zahnarzthelferinnen-Bereich, der Verkauf. In diesen
kundenkontaktintensiven Arbeitsfeldern herrschen Arbeitszeit-
strukturen vor, die sich mit der Kinderbetreuung nicht vereinba-
ren lassen und Frauen entsprechend mit der Mutterschaft zur Auf-
gabe ihrer qualifizierten Erwerbsarbeit zwingen. Die Betriebe re-




aufgrund fehlender innerbetrieblicher Karrierewege und geringer
Entlohnung der Ausstieg während der Familienphase nahegelegt
wird.
Der Wiedereinstieg erfolgt in der Regel in andere Segmente des
Arbeitsmarktes, unter Verlust der Erstqualifikation und stellt
sich damit für Frauen als erneuter Ersteinstieg dar. Wie Bornl
'Vollmer (1983) belegen, gelingt dieser Wiedereinstieg überwiegend
nach arbeitsmarktstrukturellen Vorgaben, und zwar weniger nach
Maßgabe des Qualifikationsniveaus als vielmehr in Abhängigkeit
der Arbeitszeitstruktur, des Tätigkeitsfeldes und des dortigen
Arbeitskräftebedarfs. Zu fragen ist, ob diese Regelungen bereits
für die Kohorte der um 1930 Geborenen gegolten haben, da über die
Statuspassagen der uns interessierenden Frauengeneration keine
nach Arbeitsmarktsegment und segmentspezifischer Qualifikation
differenzierten Daten vorliegen. Ungeklärt ist auch, inwieweit
frauenspezifische Beschäftigungsbereiche, in denen es Müttern
heute gelingt, sich - zumeist mit reduzierter Stundenzahl - in
ihrer qualifizierten Berufstätigkeit zu "halten", entsprechende
Möglichkeiten für diese Frauengeneration boten, oder ob mit der
weiblichen Berufsausbildung i.d.R. verbundene normative Vorgaben
(wie z.B. die Orientierung am Zwei-Phasen-Modell in der Kinder-
pflege- und -gärtnerinnenausbildung oder an mit dem Alter ver-
bundene Attraktivitätsvorstellungen) von vornherein in die
Periodisierung des Erwerbsverlaufs einbezogen werden.
3.34 Zur Aussagekratt von Statistiken bezüglich der Gestaltung
von Statuspassagen
Aus den obigen Studien über ausbildungs- und arbeitsmarktstuktu-
rell bedingte Normalitätsvorgaben für die weibliche Normalbio-
graphie, die anderen Intentionen Schranken setzt. erklärt sich
unter anderem, daß es zu einer Chancengleichheit für Frauen auch




des Erwerbsstatus nicht so ohne weiteres kommen kann, obwohl heu-
te einer zunehmenden Zahl von Frauen nicht länger die nötigen
Qualifikationsvoraussetzungen fehlen, die für die Statuszuweisung
in spätere Karriereprozesse von determinierender Bedeutung sind
(Hurrelmann, Rodax 1985; Handl 1986). Blossfeld (1985) stößt auf
Widerspruch, wenn er aufgrund seiner Ergebnisse der Kohorten-
Vergleichsanalyse für die jüngste Kohorte der um 1950 Geborenen
von einer Angleichung im Beschäftigungssystem im Sinne von glei-
chen beruflichen Chancen spricht, die sich am geplanten Obergang
in die Familie brechen. Handl (1986) zum Beispiel weist nach, daß
der Gesamtumfang geschlechtsspezifischer Segregation nach be-
ruflicher Stellung in der Kohortenfolge unverändert hoch geblie-
ben ist, obwohl sich die Berufsorientierungen deutlich erhöht ha-
ben und sich gerade "die aus Bildungsdifferenzen entstehende
teilberufliche Ungleichheit zwischen den Geschlechtern verringert
hat" (Handl 1986: 131). Dieser Tatbestand konnte solange verdeckt
bleiben, wie geringe Erstqualifikation und Arbeitsmarktausstiege
von Frauen sich entsp:achen.
Angesichts der vorliegenden Studien bleibt jedoch fraglich, in-
wieweit sich von einem nicht erfolgten Aufbau einer beruflichen
Kontinuität von Frauen mit abgeschlossener Berufsausbildung auf
geplante bzw. subjektiv erwünschte Statuspassagen aus dem Er-
werbsleben in die Familie/ins Rentendasein schließen läßt, bzw.
ob die Beibehaltung von Beschäftigungsverhältnissen in der Phase
der Mutterschaft bzw. die Wiederaufnahme in der nachfamilialen
Phase auf fehlende Familienorientierungen verweisen. Vielmehr
verstärken sich anhand qualitativer Studien Hinweise auf die Ent-
wicklung zu einer flexiblen Orientierung auf Familie und Beruf,
ohne daß diese in Erwerbs- oder Arbeitslosenstatistiken ihren
offiziellen Niederschlag fänden. Die Aussagekraft dieser Stati-
stiken ist bezüglich der Lebenslage von Frauen in der familialen
wie nachfamilialen Lebensphase nicht nur als gering und unpräzise
zu veranschlagen (Möller 1983), sondern diese Daten können -so




ein völlig falsches Bild zeichnen, denn sie stützen zum einen
Deutungsmuster, die das Verhalten der Frauen als Ausdruck des Ge-
wollten bezeichnen. Neuere qualitative Untersuchungen zeigen zu-
dem, daß die - auch in Wissenschaft und Theoriebildung - stati-
stisch übliche Dichotomisierung der Frauen in Erwerbsarbeitsfreie
(= Hausfrauen) und Erwerbstätige (= Berufsfrauen) die Handlungs-
entwürfe und auch das von Frauen realisierte Erwerbsverhalten
ohnehin nicht mehr angemessen abbilden (Becker-Schmidt u.a. 1983;
Krüger/Born u.a. 1987). Allerdings liegt die Erwerbsarbeit dieser
Frauen häufig unter der statistischen Erfassungsgrenze in den
Grauz~nen des Arbeitsmarktes, d.h. in ungeschützten, befristeten,
unterhalb der Sozialversicherungsgrenze liegenden Arbeitsverhält-
nissen. Für die Lebenssituation heutiger älterer Arbeitnehmerin-
nen liegen weder für die aktuelle Situation noch für zurücklie-
gende lebensbiographische Phasen entsprechende Ergebnisse oder
auch Kenntnisse vor. Dabei könnte dies in besonderem Maße für die
50er/Anfang 60er Jahre gelten, als einer Zeit, in der Teilzeit-
arbeitsverhältnisse noch als Nebentätigkeiten bezeichnet und sta-
tistisch gar nicht dokumentiert wurden (Eckart 1986). Der sta-
tistische Tatbestand, daß 1950 die Erwerbsquote verheirateter
Frauen 26,4 % betrug, erscheint damit in einem anderen Licht.
Bezüglich der uns interessierenden Frauen, die nach Kriegsende
ins Erwerbsleben eingetreten sind und die statistisch als Proto-
typ der Realisierung zunächst des Zwei-Phasen-Modells, dann als
Protagonistinnen des Drei-Phasen-Modells gelten, liegen keine
Erkenntnisse zur Verarbeitung der realisierten Arrangements/Sta-
tuspassagen zwischen Beruf und Familie vor, vor allem nicht in
Abhängigkeit von normativen und strukturellen Vorgaben der beruf-
lichen Erstausbildung und vom Arbeitsmarktsegment, in dem diese
berufliche Qualifizierung erfolgte. Wertet man das Absolvieren/-
den Abschluß beruflicher ~l1sbildung als Indiz für berufliche
Orientierung, so ist davon auszugehen, daß trotz der relativ nie-
drigen Ausbildungs- und Erwerbsquote der Beruf für diese damals




Durchsetzung entsprechender beruflicher Orientierungen jedoch
möglicherweise außerhalb der statistischen Erfassungsgrenzen
blieb, d.h. in einer hohen Erwerbsquote nicht offen zutage treten
konnte, oder aber an extremen Lebenssituationen der Nachkriegs-
zeit oder den arbeitsmarktsegmentspezifischen Strukturbedingungen
scheiterte. Offen bleibt nicht nur die Frage nach der Funktion,
die Frauen, die unter den damals realistisch wie normativ-konzep-
tionell erschwerten Bedingungen eine berufliche Erstausbildung
absolviert haben, dieser faktisch zugewiesen haben, sondern auch,
welche Bedeutung der Berufstätigkeit als identitätsstiftendem
Moment heute - am Ende ihrer Erwerbstätigkeit - an der Statuspas-
sage in die Verrentung zukommt.
3.4 Eigene Vorarbeiten
Das projektierte Forschungsvorhaben knüpft an eine Reihe von Vor-
arbeiten an. Als abgeschlossene empirische Untersuchungen sind im
wesentlichen zu nennen die Studie "Arbeitsmarkt und Berufsfin-
dung" von Heinz/Krüger u.a. (1985), die Untersuchung von Krüger/
Born u.a. (1987) zur Situation von Müttern mit unter drei Jahre
alten Kindern in Familie und Arbeitsmarkt sowie Arbeiten zur ge-
schlechtsspezifischen Berufsfeldentwicklung (Krüger 1981, 1986),
die im aktuell laufenden Projekt zu den "Konstitutionsbedingungen
von Frauenberufen" fortgesetzt werden.
Im Mittelpunkt der von 1978 bis 1983 durchgeführten qualitativen
Längsschnittstudie zu Berufsfindung und Arbeitsmarkt standen die
Berufswunschentwicklungen und Berufswahlentscheidungen von Haupt-
schülerinnen und Hauptschülern im Prozeß der Eingliederung in den
Arbeitsmarkt. Für die projektierte Untersuchung relevante Ergeb-
nisse zum Berufsverhalten Jugendlicher bestehen zum einen in der
großen Bedeutung arbeitsmarktstruktureller Vorgaben, die die Be-
rufs·wahl" entscheidend bestimmen, und der deutlichen Berufsori-




Frauenberufe. Gleichzeitig offenbart die Untersuchung das zähe
Festhalten von Mädchen an ihren Qualifikationsinteressen über
verschiedene Etappen nicht realisierter Einbindungen in Lehrver-
hältnisse hinweg, ohne da~ die Alternativrolle Hausfrau als Aus-
weg aus diesen Enttäuschungen aufgegriffen würde.
Zielsetzung des in der Zeit von 1982 bis 1985 durchgeführten For-
schungsprojektes zu den Lebensbedingungen von Müttern mit unter
drei Jahre alten Kindern war es, die strukturellen Verflechtungen
zwischen sozialstaatlichen Dienstleistungen. familialer Reproduk-
tionsarbeit. Arbeitsmarktzwängen und damit zusammenhängenden Ar-
rangements der Mütter auch kleinster Kinder bezüglich der Phasie-
rungen/Parallelisierung von Haus- und Berufsarbeit zu analysie-
ren. Für das hier konzipierte Projekt besonders relevant ist die
Tatsache, da~ selbst sog. typische Frauenberufe sich sehr unter-
schiedlich mit Mutterpflichten verbinden lassen. Der Verbleib der
Frauen hängt in wesentlichem Maße von unternehmerischen Strate-
gien ab, die sich in der Gestaltung der Arbeitsplätze zeitstruk-
turell und arbeitsinhaltlich ausdrücken und für einzelne Berufs-
gruppen variieren. Angebotsrelevante Determinanten, wie die Wün-
sche und Qualifikationen der Frauen, spielen eine eher nachgeord-
nete Rolle bzw. finden in quantitativ meßbarem Verhalten keinen
angemessenen Niederschlag.
Schließlich befaßt sich die aktuell laufende, von 1985 bis 1988
terminierte Studie zu "Konstitutionsbedingungen von Frauenberufen
mittlerer Qualifikationsstufe" mit den qualifikatorischen und ar-
beitsmarktstrukturellen Bedingungen für die kontinuierliche Er-
werbsarbeit von Frauen über einen Vergleich der Situation vor und
nach der aktuellen Arbeitsmarktkrise. Unter arbeitsmarkttheoreti-
scher Perspektive fragt das Projekt danach, ob und inwieweit das
Berufsfeld der Betreuer- und Erzieherberufe den in ihm beschäf-
tigten Frauen Kontinuierungschancen für eine lebenslange Berufs-
arbeit bietet; handelt es sich doch - und dies gilt es zu unter-




enberufen um eine qualifizierte Tätigkeit, die in Bezug auf Be-
zahlung, Karrieremuster und die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie eine kontinuierliche lebenslange Berufsperspektive
ermöglicht.
Methodisch wurden/werden in allen drei Studien - wie es auch im
geplanten Vorhaben konzipiert ist - quantitative Erhebungsinstru-
mente (strukturanalytische Untersuchungen des Ausbildungs- und
Arbeitsmarktes) mit qualitativen Methoden (problemzentriertes In-






Ziele. Methoden. Arbeitsprogramm. Zeitplan
Forschungsziele
Im Zentrum des hier vorgeschlagenen Projektes steht die Analyse
subjektiver Gestaltungs- und Verarbeitungsmuster von realisierten
Statuspassagen im Lebenslauf von Frauen zwischen Handlungs-
feldern. die je strukturell auf Kontinuität angelegt sind, aber
sich für Frauen i.d.R. nur durch sequenzielle Arrangements mit-
einander verbinden lassen: die Erwerbs- und die Familienarbeit.
Zur Bewältigung der Sequenzierungen stehen für Frauen normative
Vorgaben in Gestalt von "Phasen-Modellen" zur Verfügung, nach
denen diese Passagen antizipiert und legitimiert werden können.
Die Untersuchung ist auf die Obergangsgestaltung der Statusse-
quenzen von Frauen zwischen Erwerbsarbeit und Familie einge-
grenzt. die ihre Erwerbsbiographie auf der Basis eines berufs-
qualifizierenden Ausbildungsabschlusses beginnen konnten, die
Erwerbsarbeit familienbedingt mindestens einmal unterbrochen
haben und heute an der Sc~welle ins Rentnerinnendasein stehen.
Der Begriff der Statusseguenz wird in diesem Projekt als be-
schreibende Kategorie für wie1erholte Beteiligungsverschiebungen
zwischen dem Familien- und Erwe"bssystem benutzt. Er umfaßt so-
wohl Konfigurationsveränderungen i, der Teilhabe an beiden Syste-
men als auch Statuswechsel durch die Aufgabe eines der beiden
Systeme. Damit geben wir eine in der Theoriebildung bereits er-
reichte Differenzierung (Levy 1977) wieder auf. um uns nicht den
Blick auf die empirische Passagengestaltung und auf über die
Wechsel hinausreichende, subjektive Verbindungslinien in den Le-
bensläufen der Frauen zu verstellen, die es zu untersuchen gilt.
Die Begrifflichkeit der "Phasen-Modelle" suggeriert - ebenfalls
vorschnell trennscharfe Periodisierungen im Lebenslauf von
Frauen. Ihre empirische Entsprechung ließe sich zwar im soge-




aus dem Erwerbssystem mit Gründung der eigenen Familie voll~ogen
ist. Schon das Drei-Phasen-Modell enthält aber als kategoriale
Unschärfe, daß i.d.R. mit der Rückkehr in den Arbeitsmarkt die
Familie nicht aufgegeben wird, sich also Konfigurationsverände-
rungen und nicht Statuswechsel vollziehen. Wie in der Referierung
des Forschungsstandes dokumentiert. ist es empirisch auch für die
erste Frauengeneration der Nachkriegszeit. für die das Drei-Pha-
sen-Modell Gültigkeit erlangte. nicht ausgemacht. inwieweit es
sich bei diesen Wechseln um das tatsächliche Verlassen eines der
beiden Systeme handelt oder ob zeitliche Verschiebungen im Umfang
der Einbindung sowohl in das Familien- wie das Erwerbssystem vor-
liegen. Auch die mit diesen Modellen verbundene Vorstellung von
der Obernahme der Alternativrollen Hausfrau/Berufsfrau. die als
Ausdruck akzeptierter Statuswechsel interpretiert werden,
definieren unhinterfragt als subjektiv geplante Intention. was
als Ergebnis erzwungener Arrangements begriffen werden kann. Wir
gehen davon aus, daß es sich bei der theoretischen Fassung dieser
Beteiligungsverschiebungen als "Phasen-Modelle" um nachträgliche
Normierungen oder gesellschaftliche Rahmungen von vor allem
arbeitsmarktstrukturellen Vorgaben handelt.
Dennoch dürften diese Modelle gesellschaftlich erwarteter Lebens-
laufmuster auch individuell normative Kraft besitzen: als nach-
trägliche Legitimierung durch die Bereitstellung von Interpreta-
tionsmustern für erlebte Statussequenzen. als bereits bestehende
Normierung für die Entwicklung von Orientierungsrahmen. die dann
Konfliktlagen erzeugen, wenn strukturelle Vorgaben abweichende
Handlungsmuster erzwingen.
Forschungsergebnisse lassen vermuten. daß die hier zu untersu-
chende Kohorte normativen Wechselbädern ausgesetzt war und diesen
jeweils partiell entsprochen hat. Nach einer Berufsausbildung auf
Berufstätigkeit eingestellt. bedeutet der Ausstieg mit der Ehe
die Verabschiedung von Orientierungsmustern. die mit Wiederein-
stieg in die Erwerbsarbeit erneut aufgebaut werden mußten; dies




zur normativen Legitimation des Wechsels vorlag. Zu untersuchen
ist,
durch welche Handlungsentwürfe das über vielfältige Sozia-
lisationsinstanzen vermittelte "Zwei-Phasen-Modell" außer
Kraft gesetzt wurde - und zwar zu Beginn der Berufsausbildung
und beim Wiedereinstieg in die Erwerbsarbeit;
welche Bedeutung die Frauen den realisierten Sequenzierungen
heute, am Ende ihrer Erwerbsbiographie, für ihr eigenes
Selbstverständnis geben;
wie sie die heute als neu definierten Muster der Verbindbar-
keit von Familie und Erwerbsarbeit der jüngeren Generation
bewerten.
Auf die Erkenntnisse der referierten Untersuchungen zur Rolle der
Erstausbildung für den Aufbau einer Erwerbsbiographie gestützt,
lassen sich diese Fragen zur Verbindung normativer und arbeits-
marktstruktureller Vorgaben im weiblichen Lebenslauf weiter dif-
ferenzieren, wenn wie in dem hier vorgeschlagenen Projekt-
nicht das Qualifikationsniveau, sondern die Qualifikationsinhalte
in die Betrachtung einbezogen werden. Wir untersuchen die Sta-
tussequenzen von Frauen, die eine Erstausbildung in damals zen-
tralen Berufsfeldern durchlaufen haben. Wir vermuten, daß hier-
durch für die Verarbeitung und Gestaltung der Obergänge normative
Definitionsangebote unterhalb der Phasen-Modelle vorliegen, die
diese stützen und Verknüpfungsmuster zwischen Erwerbsarbeit und
Familie anbieten, die je nach faktischen Bedingungen aktiviert
werden können. Die hier zu untersuchenden Frauen haben durch die
Einmündung in eine Berufsausbildung einen ersten Schritt zum Auf-
bau ihrer Erwerbsbiographie getan. Jedoch verbinden sich gerade
mit weiblichen Ausbildungsberufen auf den hier einbezogenen Qua-
lifikationsniveaus objektive und subjektive Lebenslaufnormierun-
gen. Strukturell sind diese Berufe auf den fristigen Verbleib im
Erwerbssystem angelegt, da sie nicht mit Familienpflichten, v.a.
der Betreuung von kleinen Kindern, zu vereinbaren sind. In den
Ausbildungsinhalten sind normative und berufsfachliche Vorgaben




wichtung und auf andere Segmente der Frauenrolle bezogen. Diese
besitzen identitätsstiftende Elemente jenseits und diesseits des
Arbeitsmarktes. Es ist davon auszugehen, daß ausgebildete Frauen
selbst in der Erwerbsbiographie die andere Seite ihres Daseins
nicht vernachlässigen können, bzw. in der Familienbiographie die
Erwerbsorientierung nicht aufgeben. Es läge hier ein Erklärungs-
muster dafür vor, wie es trotz der weiten Verbreitung des "Zwei-
Phasen-Modells" als normativer Vorgabe gelingen konnte, bei Ar-
beitskräftebedarf auch diese Frauengeneration für die Rückkehr in
den Arbeitsmarkt zu motivieren.
Allerdings sind je nach Arbeitsmarktsegment und Berufsausbil-
dungsinhalt unterschiedliche objektive Chancen für Teilkontinui-
tät bzw. das Wiederanknüpfen an die erste Erwerbsarbeitsphase
gegeben, ebenso wie normative Vorgaben, die unterschiedliche
Verarbeitungsmuster für die Statussequenzgestaltung beinhalten.
Begreifen wir die jeweilige Erstausbildung als Vermittlungsprozeß
zwischen den Verwertungsbedingungen der weiblichen Arbeitskraft
auf dem Arbeitsmarkt und den Orientierungen auf Familie und
Erwerbsarbeit, lassen sich die oben formulierten Forschungsfragen
weiter ausdifferenzieren. Zu fragen ist, welche Bedeutung der
jeweiligen Erstausbildung
a) für die faktische Gestaltung der Erwerbssequenzen,
b) für den Umgang mit Brüchen in der Erwerbsbiographie und ihrer
Reinterpretation als Phasen-Modelle,
d) für die Beurteilung erlebter oder beobachteter Bemühungen der
jüngeren Frauengeneration um eine entsprechende Erstausbil-
dung
zukommt.
Damit trägt das Projekt zur Analyse sich ändernder Beteiligungs-
muster von Frauen zwischen Erwerbs- und Familienarbeit bei, die
in der Wissenschaft als Angleichung in der Erwerbs- und Familien-
biographie der Geschlechter diskutiert werden. Sie gilt als Er-




denzen in der weiblichen Normalbiographie als Ergebnis veränder-
ter beruflicher Orientierungen der Frauen, die Angleichungsten-
tenzen in der männlichen Normalbiographie als Ergebnis von
Zwangsentwicklungen auf dem Arbeitsmarkt. Hier wird der Frage
nachgegangen, inwiefern bei Frauen ebenfalls arbeitsmarkt-
strukturell bedingt - Doppelstrategien nahegelegt und verfolgt
wurden und welche Rolle diese für die Eigenstrukturierung der
'Statuspassagen zwischen beiden Handlungsfeldern spielen. Gleichen
sich für diese Frauen am Obergang in den Ruhestand die Verarbei-
tungsmuster denen der Männer an, für die diese Statuspassage als
Bruch beschrieben wird, oder definieren sie sich auf dem Hinter-
grund'der Verarbeitung von Alternativrollen als Akteure mit brei-
tem Verhaltensrepertoire? Zugespitzt formuliert: werden die Ge-
staltungsmuster dieser Frauen als nachgeholter Individualisie-
rungsprozeß adäquat beschrieben oder sind sie eher Vorreiter für
die Entwicklung von Orientierungen, in denen Erwerbs- und Repro-
duktionsarbeit sich flexibel aufeinander beziehen?
3.52 Anlage der Untersuchung
Das Forschungsinteresse gilt der individuellen Verarbeitung
struktureller und normativer Vorgaben erlebter Statuskonfigura-
tionen in der Rückschau und damit der Analyse subjektiver Ober-
legungen und Handlungsweisen der Frauen an verschiedenen Statio-
nen ihres Lebens. Zur Untersuchung der oben formulierten For-
schungsfragen wählen wir ein Forschungsdesign, in dem standardi-
sierte und qualitative Erhebungsmethoden so miteinander verknüpft
werden, daß sich strukturelle Hintergrund- und qualitative Daten
zur Interpretation individueller Sequenzgestaltung aufeinander
beziehen lassen.
Dabei kommt der Auswahl der in die Untersuchung einzubeziehenden
Berufsgruppen eine besondere Bedeutung zu. Diese folgt zum einen




suchung einzubeziehen, die seinerzeit quantitativ an der Spitze
der Lehr- und Anlernverhältnisse lagen, und die zum anderen sub-
jektiv wie strukturell unterschiedliche Vorgaben für die Gestal-
tung von Statussequenzen enthalten. Der oben vorgestellten Studie
von Lempert (1966) ist zu entnehmen, daß 1950 vier Lehr- und An-
lernberufe mit deutlichem Abstand an der Spitze der zehn am mei-
ssten von Frauen besetzten Ausbildungsabschlüsse standen: Die
Einzelhandelskauffrau (später in der Stufenausbildung: Verkäufe-
rin), Industriekauffrau (qualifizierte Bürotätigkeit), die Damen-
schneiderin und die Friseurin. Bis auf die Ausbildung zur Damen-
schneiderin, die rund 15 Jahre später durch die Ausbildung zur
Arzt- und Zahnarzthelferin (offiziell als Ausbildungsgang einge-
führt erst 1958) verdrängt wurde, handelt es sich um Frauenberu-
fe, die mit leicht verschobener Rangfolge auch heute noch an der
Spitze der weiblichen Ausbildungsberufe stehen.
Betrachten wir diese Ausbildungsberufe unter dem Gesichtspunkt
der Verknüpfung von berufsfachlichen und rollenspezifischen Aus-
bildungsinhalten, so steht das Attraktivitätsmuster bei Verkäufe-
rinnen deutlich im Vordergrund, gegenüber dem der häuslichen Ver-
wertbarkeit der Fachqualifikation als Damenschneiderin; in der
Ausbildung zur Friseurin kombinieren sich diese beiden mit der
Frauenrolle verknüpften Leitbilder (Attraktivität/Verwertbarkeit
im Rahmen des familialen Tätigkeitsspektrums) , während bei der
Ausbildung zur Industriekauffrau die berufsfachliche Seite gegen-
über den unter dem Stichwort "Atmosphärenwert" zusammengefaßten
Erwartungen überwiegt. Bezüglich der Verbindbarkeitschancen mit
Familienaufgaben und der Möglichkeiten zum Wiedereinstieg sind
die Berufe der Verkäuferin und Friseurin als relativ gleich un-
günstig einzuschätzen; für Damenschneiderinnen verschärfte sich
die Situation nach dem Ausbau industrieller Fertigungen extrem,
während auf dem Arbeitsmarkt für Büroberufe als erstes Teilzeit-
formen angeboten wurden und in diesem Arbeitsmarktsegment einge-





Die mit diesen vier Berufen verknüpften Normalitätsvorstellungen
und Chancenstrukturen können durchaus als typisch für Frauenberu-
fe damals wie heute gelten, sind aber unter systematischen Ge-
sichtspunkten zu erweitern um die Berufsgruppe des Pflegens, Die-
nens, Helfens. Der Ausbildungsgang zur Kinderpflegerin/Kinder-
gärtnerin Iheute:Erzieherin) ist ein traditionelles Berufsbil-
dungsangebot für Frauen, das sich am deutlichsten in den Ausbil-
'dungsinhaltenan den normativen Vorgaben des Zwei-Phasen-Modells
orientiert, gehörte es doch zum beruflichen Selbstverständnis,
daß Kinder nur im äußersten Notfall außer Haus erzogen werden
sollten. Obwohl kein Zahlenmaterial über die quantitative Ver-
teilung dieser Ausbildungsgänge zur damaligen Zeit vorliegt - als
vollzeitschulische Ausbildungsgänge, bzw. in privater Hand lie-
gende Ausbildungen werden sie in den Statistiken der Ausbildungs-
berufe nicht geführt - nehmen wir den Ausbildungsgang zur Kinder-
pflegerin/-gärtnerin in die Untersuchung auf, um eine möglichst
große Bandbreite von beruflichen Ausbildungssituationen in die
Untersuchung einzubeziehen.
Obwohl die Untersuchung als qualitative Studie angelegt ist, gilt
ein Teil der Forschungsarbeit der Erhebung struktureller Hinter-
grunddaten über die individuelle Sequenzgestaltung der zu unter-
suchenden Kohorte. Auf der strukturellen Ebene fragen wir nach
der Beziehung von beruflicher Erstausbildung und Wiederaufnahme
der Erwerbstätigkeit sowie nach jeweiligen Arbeitsmarktsegment-
zuweisungen und Familienkonstellationen über die postalische
Befragung einer Stichprobe von Frauen, die eine entsprechende
Ausbild\1ng durchlaufen haben. Der Stichprobenumfang dient nicht
als statistisch auswertbare Basis über die quantitative Vertei-
lung von Merkmalsausprägungen in der Sequenzierung der Lebensläu-
fe dieser Kohorte, sondern der Sondierung erwartbarer Varianzen
und grober Eckdaten über die Sequenzgestaltung. Ziel ist es, für
die uns interessierende geseltschaftliche Gruppe Rahmendaten über
die Statussequenzen und Kontinuitätsbrüche zu erhalten, die es




Studien und v.a. vom SFB 3 zu erwartender weiterer Ergebnisse in
den größeren gesellschaftlichen Rahmen der Sequenzierung weibli-
cher Erwerbsverläufe einzuarbeiten.
Die Ergebnisse dienen zugleich der Auswahl der Interviewpartne-
rinnen, die in die weitere Untersuchung einbezogen werden. Auch
hierzu benötigen wir einen Überblick über die Variabilität reali-
sierter Sequenzierungen der zu untersuchenden Frauenkohorte, um
eine unbeabsichtigte Konzentration der Fälle auf bestimmte Se-
quenzengestaltungen zu vermeiden. Es soll gesichert sein, daß
über das Auswahlverfahren in die qualitative Datenerhebung eine
maximale Vielfalt in der Ausprägung der Lebenslaufmuster einbezo-
gen wird. Damit bietet sich die Möglichkeit, in einer begrenzten
Anzahl individueller Verläufe die wesentlichen Gestaltungsformen
der Statussequenzierung für die zu untersuchende Frauenkohorte
vertreten zu haben.
Somit untergliedert sich die Untersuchung in zwei zeitlich auf-
einander folgende Teiluntersuchungen mit je unterschiedlichen
Methoden. Da die Methodenauswahl, die Stichprobenbestimmung und
die Auswertungsverfahren aufeinander abgestimmt sind, erfolgt
ihre Darstellung analog zur Anlage der Teiluntersuchungen.
3.521 Teiluntersuchung A: Standardisierte Befragung
Die standardisierte Befragung bezieht ein Sampie von Frauen in
die Untersuchung ein, die nach einem auf der Basis der zu be-
rücksichtigenden Ausbildungsberufe geschichteten Auswahlverfahren
zusammengestellt werden. Die für die Stichprobenziehung erforder-
lichen Prüfungsunterlagen befinden sich bei den entsprechenden
Kammern bzw. vollzeitschulischen Ausbildungsstätten regional
archiviert. Von daher ist es forschungsökonomisch sinnvoll, den
Zugang zur in die Untersuchung einzubeziehenden Frauenkohorte





Es ist davon auszugehen, daß die ausgewählten Dienstleistungsbe-
rufe, die sich tendenziell den in der Region bestehenden Ausbil-
dungsbedarfen anpassen, relativ ähnliche Startchancen für den
Ersteinstieg ins Erwerbsleben bieten und zugleich bundesweit
nachgefragt sind, so daß die entsprechend qualifizierten Frauen
•
. auch bei späterem Umzug in ein anderes Bundesgebiet ähnliche Be-
dingungen vorfinden. Allerdings gilt es zu berücksichtigen, daß
unabhängig vom regionalen Arbeits- und Lehrstellenmarkt je nach
städtischem oder ländlichem Raum unterschiedliche Rollenvorstel-
lungen und normative Vorgaben für Frauen zu erwarten sind, die
sich im Ausbildungs- und Erwerbsverhalten niederschlagen können.
Deshalb werden Kammern/vollzeits~hulische Ausbildungsstätten
einer städtischen Region mittlerer Größe und einer Region mit
überwiegend ländlichem Einzug der Auszubildenden in die Untersu-
chung einbezogen. Als städtisches Verdichtungsgebiet haben wir
uns für Bremen als dem Ort der Universität/Forschergruppe ent-
schieden, da hier besonders gute Kontakte zu Vermittlungsagentu-
ren und Datenträgern bestehen und zugleich Kosten minimiert wer-
den können. Als ländliche Region planen wir, den Kammerbezirk
Osnabrück in die Untersuchung einzubeziehen, ein Gebiet mit aus-
geprägt ländlicher Struktur und religiöser Einbindung.
b) Stichprobenumfang und -ziehung
Die pro Berufsgruppe/Abschlußjahrgang in den Kammern/Schulen ar-
chivierten Unterlagen der ausgewählten Kohorte bilden die Grund-
gesamtheit, aus der eine Stichprobe von mindestens 500 Frauen ge-
zogen wird, deren Erwerbs-Arbeits-Sequenzen über eine schriftli-
che Befragung erfaßt werden. Aus den nicht nach Geschlecht sor-
tierten Prüfungsunterlagen werden solange Adressen gezogen, bis
pro Berufsgruppe mindestens 80 bis 100 Frauen gleichverteilt auf




Der Zugang zu den Frauen geschieht über die Adressenkarteien der
Kammern/Schulen und des Einwohnermeldeamtes. Durch diese Vermitt-
lungsagenturen erfolgt die Kontaktierung der Frauen auf daten-
schutzrechtlich zulässige Weise anonymisiert.
Die Rücklaufquote soll 40 % pro Berufsgruppe/Region nicht unter-
schreiten, um der erwartbaren Ausdifferenzierung in den Status-
passagen Rechnung zu tragen. Bei Unterschreitung wird der Stich-
probenumfang durch entsprechende Nachziehung erhöht.
c) Durchführung und Auswertung
Diese in die Stichprobe eingezogenen Frauen werden mit Hilfe
eines Fragebogens um die schriftliche Skizzierung der Erwerbs-
phasen gebeten (zeitlicher Beginn/Ende; Tätigkeitsbe~eiche/Be­
rufsbezeichnungen; Erwerbsarbeitsumfang nach Lage der.Arbeits-
zeiten), ergänzt um Sozialdaten zur Familienkonstellation (Hei-
rat, Geburt der Kinder, Trennungen).
Die Auswertung dieser postalischen Befragung erfolgt für jede
Berufsgruppe/jeden Ausbildungsberuf und nach Stadt und ländlicher
Region zum Zeitpunkt der Erstausbildung getrennt. Als Ergebnis
erwarten wir einen Oberblick über die Variationsbreite realisier-
ter Erst- und Wiedereinstiege. Zugleich verweisen mögliche
Gleichzeitigkeiten in den Abfolgemustern innerhalb/zwischen den
Berufsgruppen auf die Relelvanz einzelner Faktoren/Faktorengrup-
pen in der Strukturierung der Passagenabfolgen. Zeigen sich auf-
fällige Kumulationen von Aus- und Wiedereinstiegen unabhängig von
Familien- oder Berufsdaten, werden entsprechende Sekundäranalysen
über den Arbeitsmarkt einbezogen.
3.522 Teiluntersuchung B: Qualitative Befragung
Stichprobenkonstruktion und Anlage der Befragung dienen der Son-







für die Bewertung und Herausbildung von Kontinuisie-
Phasierungsstrategien auf der Basis struktureller
a) Stichprobenkonstruktion:
In das weitere Auswahlverfahren einbezogen werden jene Frauen,
. die auf dem an sich anonym auszufüllenden Fragebogen der Teilun-
tersuchung A durch die Angabe ihrer Adresse ihre Bereitschaft zu
einer weiteren Zusammenarbeit signalisiert haben. Die Zusammen-
setzung der Stichprobe erfolgt dann auf der Basis der Auswertung
der standardisierten Befragung. Berücksichtigt werden zunächst
alle Frauen, die während ihres Lebenslaufs verheiratet und mehr
als eine Passage zwischen Erwerbs- und Familienarbeit vollzogen
haben. Unter diesen werden nach strukturellen Differenzen in der
Sequenzierung der Statuspassagen Gruppen
Personen zusammengestellt (theoretisches
von je acht bis zehn
Auswahlverfahren nach
Glaser/Strauss 1979). Als Differenzierungsmerkmal kommen Kombi-
nationen in den Statussequenzen in Betracht, deren endgültige
Zusammensetzung erst nach der Auswertung der schriftlichen Befra-
gung definitiv zu benennen ist. Es kann jedoch vermutet werden,
daß zu unterscheiden sein wird zwischen Frauen, die
in ihrem Ausbildungsberuf mit familienbedingten Unterbrechun-
gen weitergearbeitet haben,
nach einer erwerbsarbeitsfreien Familienphase in Tätigkeits-







nach der familienbedingten Unterbrechung nicht mehr in ein
sozialversicherungsrechtlich abgesichertes Erwerbsleben ein-
gestiegen sind.
Aus der Kombination der Differenzierungskriterien scheint es rea-




halb der Gruppen ist darauf zu achten, daß die Berufszugehörig-
keit der Erstausbildung ebenso berücksichtigt wird wie die fami-
lien- und ortsgebundenen Besonderheiten. Dadurch soll individuel-
len Mustern der Gestaltung der Passagen Raum gegeben, aber zu-
gleich dafür Sorge getragen werden, daß die für die individuelle
Sequenzverarbeitung als relevant vermuteten Hintergrundsvariablen
in ihrer Breite und Verschiedenartigkeit in die Untersuchung ein-
bezogen werden.
bl Erhebungsinstrument:
Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen qualitative Interviews,
die retrospektiven Charakter haben. Daraus resultieren besondere
methodische Probleme, da Lebenslaufbilanzierungen immer auch Brü-
che und Widersprüche glättenden Charakter haben, die Ne~- und Um-
interpretationen aus der aktuellen Situation geschuldet sind. Sie
sind Teil der biographischen Konstruktionen und Deutungsmuster,
die am Ende der Erwerbsbiographie vorherrschen. Von daher ist dem
Erhebungszeitpunkt und der Anlage der Interviews besondere Bedeu-
tung zuzumessen.
Erhebungszeitpunkt
Der Erhebungszeitpunkt bietet sich aus drei Gründen als günstig
für die Durchführung eines Interviews an:
Die Frauen stehen am Obergang in die Verrentung und haben
vermutlich deshalb bereits entsprechende Versuche unternom-
men, ihre Erwerbsbiographie (Fehlzeiten und rentenversiche-
rungsrechtlich anerkannte bzw. neu geltende Zeiten wie Er-
ziehungsjahrel für sich selbst zu rekonstruieren;
Sie sind als ältere Generation mit den Statuspassagen von
Töchtern/Söhnen, Schwiegertöchtern/-söhnen, Kolleginnen am
Arbeitsplatz, von Nachbarinnen, konfrontiert; entweder mit
Großmutterfunktion zur Unterstützung der Erwerbsbemühungen
der jüngeren Frauengeneration, zumindest aber mit deren Pro-





sie stehen, wenn sie zum Befragungszeitpunkt erwerbstätig
sind, selbst am Wechsel in den Ruhestand und damit zur Rück-
kehr in die ausschließliche Familienarbeit.
Anlage der Interviews:
Um ausführliche Erzählungen des Lebens zu begrenzen und die vom
Interviewten vorzunehmende Bi1anzierung auf jene Problemlagen hin
'zu konzentrieren, über die wir Aufschluß erwarten zum Verhältnis
normativer Vorgaben, subjektiv entwickelter Handlungsstrategien
und ihre Beurteilung durch die Interviewten heute, wird als qua-
litatives Befragungsinstrument das problemzentrierte Interview
gewählt (Witze1 1982). Es handelt sich dabei um eine halb-stan-
dardisierte Interviewtechnik, die es erlaubt, die Gesprächsfüh-
rung auf vorn Forscher vorab definierte Problemkomplexe/Zeiträume/
Erfahrungsdimensionen durch entsprechende thematische Vorgaben zu
zentrieren. Die Anlage des problemzentrierten Interviews läßt
narrative Passagen soweit zu, wie sie verständnisgenerierende
Funktionen haben, verfolgt aber - im Gegensatz zum narrativen In-
terview - die Ausdifferenzierung der Aussagen durch Nachfragen.
Diese Art der Gesprächsführung, die bereits in früheren Projekten
zu Statuspassagen (Berufsfindung und Arbeitsmarkt; Familienbela-
stung und Berufstätigkeit von Müttern; vgl. 3.4) von uns erprobt
wurde, ermöglicht es, dem Interviewten als Experten in der eige-
nen Situation Definitionsfreiheit in der Sicht und Deutung der
angesprochenen Thematik zu geben. Zugleich wird durch Rückfragen
und Konfrontation mit Fakten/Fragestellungen aus der allgemeinen
empirischen und theoretischen Kenntnis der angegebenen Probleme-
benen eine schrittweise Vertiefung der während des Interviews
erhaltenen Explikationen angestrebt. Ziel ist es, die Interview-
ten zu weiteren Erklärungen des Problemzusammenhanges zu veran-
lassen und mißverständliche Interpretationen während des Ge-
sprächs von den Interviewten weitestgehend ausräumen zu lassen,
mit der Intention, die Problemsicht der Interviewten auch gegen




dieren und zu vertiefen und durch die wechselseitige Verständi-
gung nachträglichen Interpretationen des Gemeinten vorzubeugen.
Um die Rekonstruktion der faktischen Sequenzierung im Lebenslauf
der Interviewten zu erleichtern und das Gespräch zu entlasten.
basiert das Interview auf der schriftlichen Befragung zu den
wichtigsten Stationen im Lebenslauf, die schon der Auswahl der
Gesprächspartnerinnen zugrunde lag (dokumentengestützte Rekapi-
tulation der Stationen).
Das Gespräch selbst beginnt mit der Sondierung zur Einschätzung
der aktuellen Situation und konfrontiert die dort erhaltenen In-
terpretationen mit dem angegebenen Verlauf früherer Statuspassa-
gen. Der Leitfaden wird den über die schriftliche Befragung er-
haltenen Grunddaten jeweils angepaßt, setzt aber in jedem Falle
folgende Schwerpunkte:
heutige Verarbeitung des bevorstehenden, letzten Berufsaus-
stieges (Bezug auf Themenfeld: Ältere Arbeitnehmerinnen; Dop-
pelbelastung; Verrentung; befriedigende Lösung; Zukunftsper-
spektive)
Auseinandersetzen um die Aufnahme einer Erstqualifikation/
Handlungsschritte zu ihrer Realisierung (Bezug auf Themen-
feld: Erstqualifikation; Lebensentwürfe für Frauen damals;
Ausbildungsinhalte; Erwerbsdauer; Erwartung)
Bemühen um Aufrechterhaltung der erworbenen Qualifikationen-
Orientierungen an eigenem Lebensentwurf (Bezug auf Themen-
feld: Erstqualifikation und Berufslaufbahn; Familiensituation
und Wiedereinstieg; Tätigkeitsbezug; Arbeitsmarktchancen und
finanzielle Situation)
berufsinhaltliche Ansprüche und Amalgamierung mit normativen
Lebenslaufkonzepten (Bezug auf Themenfeld: Erwartungen an
F~auen in der Erstausbildung/der Erwerbsarbeit; Verarbeitung
von Brüchen/Belastungen)
Probleme der Verbindbarkeit von Beruf und Familie im eigenen
Lebensentwurf/Beurteilung der Interessenlagen heutiger Frauen
an Kontinuität auf der Basis des selbst realisierten Modells
(Bezug zum Themenfeld: Phasenmodelle - Verbindbarkeitsansprü-
che der jüngeren Generation; Umgang mit daraus resultierenden




Je nach Gesprächsverlauf und angebotenen Verknüpfungen sowie je
nach struktureller Besonderheit des Lebenslaufes wird sowohl die
Reihenfolge als auch der Konkretionsgrad in der Konfrontation den
berichteten Erfahrungen angepaßt.
cl Auswertungsverfahren
bie qualitativen Interviews werden, obwohl durch Problemvorgaben
strukturiert, eine erhebliche Komplexität aufweisen. Zugleich
werden ganze Passagen im Interview der Erschließung von Kontext-
bedingungen gewidmet sein, die dem Interviewer nicht bekannt
sind. In der Auswertung sind wir sowohl auf Faktenaussagen zu den
einzelnen Statuspassagen als auch auf die Nachzeichnung von Deu-
tungsmustern der Realität, Selbstkonzepten und Argumentationsfi-
guren angewiesen, um Handlungsmuster, verarbeitete Erfahrung und
Bewertungsdimensionen aus den Interviews herauszufiltern. Daher
ist es unabdingbar, die Interviews auf Tonträger aufzunehmen und
zu transkribieren. Das einzelne Interview sollte zwei Stunden
nicht überschreiten.
Um die Kosten für Transkriptionen möglichst gering zu halten, er-
folgt die Auswertung der Interviews halbstandardisiert über ein
gestuftes Auswertungsverfahren. Zunächst werden 20 Interviews
vollständig transkribiert. Auf der Basis dieser vollständig vor-
liegenden Interviews, die jeweils im biographischen Zusammenhang
zu interpretieren sind, werden Auswertungsraster erstellt, die im
weiteren Schritt der Aufbereitung aller Interviews zur verglei-
chenden Auswertung dienen. Sie stellen das Gerüst dar, um aus dem
systematischen Vergleich der Einzelfälle zu Verallgemeinerungen
zu kommen und somit ein erstes theoretisches Konzept herauszuar-
beiten. Bei allen weiteren Interviews wird zwar auf das Tonband
nicht verzichtet, jedoch rekapituliert der Interviewer das Ge-
spräch in schriftlicher Form unter Berücksichtigung des Auswer-
tungsrasters und unter Angaben der Tonbandlaufwerkzahlen. Hier-





3.53 Arbeitsprogramm und Zeitplan
Die oben beschriebenen beiden Teiluntersuchungen und deren
Auswertung sind in folgende. sich über einen Zeitraum von drei










Nach Einarbeitung des Teams: Vorbereitung der er-
sten Erhebung durch Kontaktaufnahme zu Kammern/für
die Ausbildung zuständigen Stellen zur Sondierung
des Datenstandes; endgültige Auswahl der ländlich
strukturierten Region; Instrumentenentwicklung
Kontaktierung der Kammern; Stichprobenziehung von
Frauen aus den ausgewählten Ausbildungsberufen;
Organisation der Zugangsschritte (Kontaktierung
der Vermittlungsagenturen); Instrumentenentwick-
lung zur schriftlichen Befragung; parallel dazu:
Aufarbeitung des neuesten Forschungsstandes zur
weiblichen Status-Rollen-Konfiguration auf der
Basis von Sekundäranalysen
Schriftliche Befragung von rund 500 Frauen. die in
dem am stärksten besetzten Jahrgang zwischen 1945
und 1950 in einem der ausgewählten Berufe ihre
Lehre abgeschlossen haben zur Struktur ihrer Er-
werbs- und Familienbiographie; möglicherweise
Nachziehung der Stichprobe; Auswertung der Ergeb-
nisse
Parallelisierung/Vergleich der empirisch erfaßten
Phasierungen/Ergebnisse mit der vorliegenden Li-




31.1.90 Vorbereitung der Erhebung: Stichprobenkonstruktion
(theoretisches Sampling) und Entwicklung des In-
terviewleitfadens auf der Basis der Ergebnisse/










Auswahl und Kontaktierung der Interviewpartnerin-
nen
Durchführung und Transkription der Interviews;
während dieser Erhebungsphase: exemplarische Aus-
wertung der ersten (vollständig transkribierten)
Interviews im jeweils biographischen Zusammenhang;
Auswahl und Festlegung der Teiltranskriptionen
Gesamtauswertung der qualitativen Erhebung.
Systematische Interpretation der Interviews;
Kategorisierung nach Themengebieten; Zuordnung der
Textabschnitte; systematische Vergleichsanalyse





3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sondertorschungsbe-
reichs und weitere Perspektiven
Das Projekt erhält seinen besonderen Zuschnitt durch die Inten-
tion, nicht eine einzelne Statuspassage, sondern Abfolgemuster in
wiederholten Passagen in die Erwerbsarbeit zu untersuchen, die
den Lebenslauf von Frauen zwischen Erwerbsarbeit und Familie
strukturieren. Es erlaubt, einzelne Passagen als Teil eines Ge-
staltungs- und Verarbeitungsprozesses zu begreifen. der den Indi-
viduen besondere Integrationsleistungen abverlangt. Die Ergebnis-
se tragen auf unterschiedlichen Ebenen zum Diskussionszusammen-
hang des SFB bei:
1) Die die weibliche Normalbiographie definierenden Passagenrege-
lungen in Form von "Phasenmodellen" zeigen deutliche Verschiebun-
gen seit ihrer Herausbildung in der Nachkriegszeit. Sie können
als Ausdruck des sozialen Wandels begriffen werden, dessen Aus-
wirkung auf und Gestaltung durch die Subjekte der SFB besondere
Aufmerksamkeit widmet. Inwiefern subjektive Arrangements und
nachträgliche Normierungen sich wechselseitig stützen und
hierüber als statisches "Phasenmodell" reinterpretiert werden
kann, was der Dynamik gesellschaftlicher Entwicklungsprozesse ge-
schuldet ist, gilt es im Kontext der übrigen Projekte zu disku-
tieren.
2) Durch die Anlage des Projektes reicht die Analyse der Rahmen-
bedingungen und Verarbeitungsmuster einzelner Passagen in die
Nachkriegszeit und die daran anschließende Prosperitätsphase zu-
rück. Damit ergeben sich erste Ansätze zu einem systematischen
Vergleich mit Passagengestaltungen heute, die Gegenstand einer
Reihe anderer Projekte im SFB sind. Es zeigt sich, daß die den
damals jungen Frauen zur Verfügung stehenden Ausbildungsberufe
inhaltlich und berufsfachlich den heute von Frauen durchlaufenen
Ausbildungsgängen entsprechen. Da bezüglich der Verknüpfung nor-




gen selbst kaum Veränderungen zu verzeichnen sind, ergeben sich
hier unmittelbare Anknüpfungspunkte für vergleichende Auswertun-
gen zu den Projekten A 1 (Obergänge zwischen Berufsbildung und
Erwerbsarbeit) und B 2 (Obergänge von Frauen zwischen Berufsbil-
dung, Erwerbsarbeit und Familie). Für die Kooperation mit letzte-
rem dürfte auch von Bedeutung sein, daß die in unserem Projekt im
Mittelpunkt stehenden Frauen als Mütter/Großmütter die Planung
und Verarbeitung von Kontinuitätsversuchen der jüngeren Frauen-
'generation zwischen Berufs- und Familienarbeit mit beeinflussen.
3) Das Projekt konzentriert sich auf Phasierungen im Lebenslauf
von Frauen. Wir erwarten, daß sich hierüber der Blick auf Diffe-
renzen/Ahnlichkeiten in der Passagengestaltung zwischen den Ge-
schlechtern schärft. Hierüber läßt sich die dem SFB-Antrag zu-
grunde liegende Basisannahme über normative und faktische Diffe-
renzen in der männlichen und weiblichen Normalbiographie schritt-
weise konkretisieren. Die Ergebnisse erhalten unmittelbare Rele-
vanz für die Anlayse von Veränderungsprozessen in der männlichen
Normalbiographie, in der zunehmend Diskontinuitäten auftreten.
Diese werden unter dem Stichwort der Angleichung in der Erwerbs-
und Familienbiographie der Geschlechter diskutiert.
Wir gehen davon aus, daß trotz zu erwartender Brüche in der Er-
werbsbiographie von Männern allein durch die ausbildungsbedingt
unterschiedliche Gestaltung der ersten Statuspassage in den Ar-
beitsmarkt geschlechtsspezifisch unterschiedliche Verarbeitungs-
muster in der Orientierung auf die Erwerbs- und Reproduktionsar-
beit verstärkt werden. Diese dürften für die Verarbeitung von
Diskontinuitäten in der männlichen Erwerbsbiographie von nicht
unerheblicher Bedeutung sein. Der Untersuchung dieser Fragestel-




gestellt. Für die Durchführung der Untersuchung ist das Projekt




Die beantragten Mittel werden zur Ergänzung der Grundausstattung
für Büro- und Schreibmaterial (Matritzen), besonders aber für die
benötigten Toncassetten sowie die projektinhaltlich bedingten er-
höhten Telefonkosten (Sondierung, Auswahl, Kontaktierung der Kam-
merbezirke - Terminabsprachen mit den Interviewpartnerinnen)benö-
tigt. Entsprechend der unterschiedlichen Teiluntersuchungen ist
mit einem in Bezug auf die einzelnen Posten variablen Bedarf zu
rechnen, die Summe der Einzelbeträge wird sich jedoch insgesamt
konstant auf DM 1.800,-- jährlich belaufen.
Reisekosten (527)
Die Reisekosten schlüsseln sich - nach Haushaltsjahren aufgeglie-
dert - wie folgt auf:
1988
Stichprobenziehung aus vorhandenem Datenmaterial (Prüfungsunter-
lagen der Ausbildungsverhältnisse) bei den Kammern/für die Aus-
bildung zuständigen Stellen in einer ländlichen Region in Nord-
deutschland (z.B. Osnabrück). Es wird davon ausgegangen, daß sich
zwei Mitarbeiterinnen des Projektes dreimal fünf Tage in den
relevanten Institutionen aufhalten werden. Es wird dabei davon
ausgegangen, daß es sich um eine studentische Hilfskraft und eine
wissenschaftliche Mitarbeiterin handelt.
Obernachtungskosten plus Tagegeld
dreimal Hin- und Rückfahrt für zwei Personen








Zur Durchführung der qualitativen Interviews werden nach Möglich-
keit Interviewpartnerinnen gewonnen, die in Bremen bzw. geringer
Entfernung zum Untersuchungsstandort Bremen leben. Da die Inter-
viewpartnerinnen nicht feststehen, kann bei der Kostenberechnung
lediglich von Schätzwerten/Durchschnittszahlen ausgegangen wer-
den. Es wird zugrundegelegt, daß maximal fünf Personen in einer







rund zehn Interviewpartnerinnen in einer Entfernung zwischen 300
und 500 km wohnen, zehn bis fünfzehn weitere potentielle Inter-
viewpartnerinnen zwischen 150 und 350 km Entfernung wohnen und 15
Frauen rund 150 km von Bremen entfernt wohnen. Es wird weiterhin
davon ausgegangen, da~ die Interviews jeweils von einer Mitarbei-
terin des Projektes durchgeführt werden.
An Fahrtkosten, Obernachtungen und Tagegeld
Fahrtkosten und Tagegeld (ohne Obernachtung)
~ insgesamt
·In den Haushaltsjahren 1989 und 1991 fallen voraussichtlich keine
Reisekosten an. Für projektrelevante Tagungen und Fachkontakte
wird mit einem jährlichen konstanten Bedarf von DM 500,-- pro
Haushaltsjahr gerechnet.
Vervieltiltigungskosten (531b)
Die über die Büro- und Verbrauchsmittel hinaus ausgewiesenen Ver-
vielfältigungskosten fallen vor allem für die empirischen Phasen,
d.h, die Herstellung der Erhebungsinstrumente (Fragebogen zur
quantitativen Befragung, Begleitschreiben) und für die Auswer-
tungsarbeiten (vor allem der qualitativen Interviews) an. Darüber
hinaus ist mit erhöhten Vervielfältigungskosten durch das Abfas-
sen von Interviewberichten zu rechnen. Geringe Vervielfältigungs-
kosten sind lediglich im ersten Haushaltsjahr zu veranschlagen.




Erhebungskosten fallen 1989 für die Durchführung~er quantitati-
ven Befragung an (500 Personen). Im einzelnen handelt es sich
dabei um Portokosten für die Verschickung der Fragebogen und der
entsprechenden Rückantworten (ca, DM 1300,--); die kostenpflich-
tige Adressenfindung durch das Einwohnermeldeamt (ca. DM 4000,--)
und die aus datenschutz technischen Gründen von einer Versandfirma
vorgenommene Versandaktion der Fragebogen (ca. DM 250,--).
b) Schreibkosten/Transkription der Interviews 1990
Die beantragten Mittel werden für einen Teil der Transkription




(Korrespondenz, Berichte. Veröffentlichungen) von den aus der
Grundausstattung bereitgestellten Schreibkräften nicht übernommen
werden können, zumal durch die Anhäufung der Schreibarbeiten zu
einem bestimmten Zeitpunkt in der Projektarbeit Teile der
Transkriptionen nach au~en vergeben werden müssen. Wir gehen da-
von aus, da~ die Transkription von Teilauszügen aus den Tonband-
protokollen von den Schreibkräften übernommen werden können, die
aus der Ergänzungsausstattung als Pool für mehrere Teilprojekte
eingefordert werden.
Bei einer Gesamtzahl von rund 1.600 Schreibseiten entfallen auf
diese Schreibkräfte aus dem SFB-Pool an zusätzlicher Schreibzeit
100 Stunden. Bei Veranschlagung eines Seitenpreises von DM 5.--
in der Au~envergabe verbleibt für die restliche Schreibarbeit von
ungefähr 1.200 Seiten ein Kostenbedarf von DM 6.000,--.
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Haushalts- Personal- sächliche Invest. Gesamt
jahr mittel Verwa1t.ausg.
100 101 102 103
1988 36.600 3.985 40.585
1989 73.200 11.050 84.250
1990 73.200 7.750 80.950





In der weiblichen Normalbiographie ist neuerdings eine Destabil-
sierung durch zwei Elemente des sozialen Wandels festzustellen.
Zum einen wirken sich strukturelle Risikolagen auf die Verhal-
tenssicherheit und die Einlösbarkeit der Kontinuitätserwartung in
beiden Lebensbereichen der Frau (Familie und ErwerbsarbeitJ aus.
Die Krise auf dem Arbeitsmarkt hat dazu gefuhrt, daß viele der
heute neu auf den Arbeitsmarkt tretenden Frauen auf die sich
ausbreitenden ungeschutzten Beschäftigungsverhältnisse angewiesen
sind. Dazu tritt eine Strukturveränderung der Ehe- und Familien-
beziehung, die keine lebensgeschichtliche Kontinuität mehr
sichert. Damit stellt sich für die Frauen die Frage ihrer dauer-
haften Existenz- und sozialen Sicherung vollständig neu. Zum
zweiten richtet sich die subjektive Lebensplanung der jungen
Frauen keineswegs mehr eindeutig auf die Familie als zentralen
Lebensinhalt; fur sie sind Ausbildung und Erwerbs~ätigkeit
zentral.
Daraus ergeben sich die Forschungsfragen nach der Bandbreite der
Optionen, die junge Frauen heute in dieser Statuspassage haben,
nach ihren Bewältigungs- und Handlungsstrategien angesichts
widerspruchlicher Anforderungs- und Bedingungsstrukturen und nach
der Stabilität der neuen - durch die Priorität der Erwerbsarbeit
gekennzeichneten - Lebensentwurfe der jungen Frauengeneration.
Welche der neuen Optionen beim übergang in Erwerbsarbeit und in
Ehe- und Familienbeziehung versprechen Kontinuität, welche können
zu tragenden Elementen von in Zukunft verbreiteten und gültigen
weiblichen Lebenslaufmustern werden? Die Optionen im übergang in
das Erwerbssystem sollen bei Frauen im Alter von 20 bis 25 Jahren
untersucht werden, die eine Berufsausbildung abgeschlossen haben
und in einem instabilen oder ungeschützten Beschäftigungsverhält-
nis stehen. Auf der strukturellen Seite werden Arbeitsmarktsitua-
tion, institutionelle Normen und Interventionen als Rahmenbedin-





3.3 Stand der Forschung
3.31 Vorbemerkung
In den letzten Jahren hat die Arbeitsteilung zwischen den Ge-
schlechtern in Beruf und Familie neue Konturen bekommen; die ge-
schlechtsspezifischen Lebenslaufmuster lassen sich nicht mehr so
klar wie noch in den Goer Jahren voneinander abgrenzen. Die Ver-
änderung des Selbstverständnisses und des Verhaltens der Frauen
in Familie und Arbeitswelt ist ein wesentliches Element des sozi-
. alen Wandels der letzten Jahrzehnte. Diese "subtle revolution"
(Gerson 85)is~ an einer ganzen Reihe von Entwicklungen beschreib-
bar; für die Lebenssituation junger Frauen sind in erster Linie
zu nennen:
im Bildungs- und Ausbildungsstand haben die Frauen gleichge-
zogen, zum Teil sogar ein höheres Niveau erreicht als
gleichaltrige Männer,
die Erwerbsbeteiligung, v.a. auch von verheirateten Frauen
und Frauen mit Kindern, steigt kontinuierlich an und ist
auch während der Arbeitsmarktkrise nicht zurückgegangen,
gegen konservativen Widerstand ist eine familien- und sozi-
alrecht1iche Besserstellung der Frauen durchgesetzt worden,
die jungen Frauen haben für sich eigenständige Lebensformen
und neue Formen der Partnerbeziehungen entdeckt, und
die Planbarkeit von Geburten hat zu einem Rückgang der Kin-
derzahl geführt, zur Möglichkeit der freien Entscheidung für
oder gegen eigene Kinder und der Planung des Zeitpunkts der
Familiengründung.
Wissenschaftlich reflektieren sich diese Veränderungen in der
Jugend- und Familiensoziologie, in der Arbeitsmarkt- und Sozial-
politikforschung, die der Frauenbeschäftigung und -arbeitslosig-
keit sowie der sozialen Sicherung der Frauen zunehmend Aufmerk-
samkeit schenken, wie auch in der allgemeinen Soziologie, in der
sich ein eigener Zweig der Erforschung der Frauenarbeit in Beruf
und Familie etabliert hat und gesellschaftstheoretische Oberle-
gungen zur Integration der Frau in die Gesellschaft ("verspätete"
Individualisierung: Beck-Gernsheim 83 a+b) angestellt werden. Die
in der Biographieforschung entwickelten Thesen von der Auflösung




der Aufgabe", als "individuellem Projekt" (Kohli 86:185) gelten
für Frauen ebenso wie für Männer. Dieser Wandel ist für Frauen
zugleich einschneidend und widersprüchlich; der Familienzyklus
als biographischer Rahmen (Haller 74, Müller 83) verliert an
Orientierungskraft, und ein gültiges Lebenslaufmuster, das von
der Erwerbsarbeit strukturiert wird, existiert für Frauen (noch)
nicht. Die für Arbeitsmarkt-Steuerung und Familienpolitik zustän-
digen Institutionen operieren auf der Grundlage von Normen und
Normalitätsunterstellungen, die die Frau in der Familie verorten.
Es ist nicht ausgemacht, ob in der gegenwärtigen Umbruchsituation
institutionelle Beharrung oder neue Lebensentwürfe sich durchset-
zen werden. In welche Richtung dabei die Arbeitsmarktprozesse
weisen und ob die Zuständigkeit für die Familien- und Hausarbeit
weiterhin die weiblichen Erwerbsverläufe prägt, ist nicht ent-
schieden.
Wenn man davon ausgeht, daß diese Zuständigkeit nicht naturgege-
ben ist, sondern daß es sich um soziale Zuweisungsprozesse han-
delt, muß nach den gesellschaftlichen Strukturen gefragt werden,
die die gesellschaftliche Arbeitsteilung bestimmen. Ober lange
Zeit hinweg wurden für die Entwicklung und Obernahme der Ge-
schlechtsrolle (vgl. kritisch Eckert 79) die Sozialisationspro-
zesse als entscheidend angesehen, die - in welcher Vermittlung
von Individuum und Gesellschaft auch immer - dazu führen, daß
Frauen ihr Leben auf Ehe, Familie und Hausarbeit ausrichten. In
dieser Sichtweise waren die Arbeitsmarktstrukturen, in denen sich
die Arbeitsteilung zwischen Produktion und Reproduktion wider-
spiegelt, nur Ausdruck und Folge dieser Sozialisation und des
Handeins der Frauen selbst. Diese Erklärung spielt in der Diskus-
sion der Berufswahl von Mädchen, die zu einer scheinbar freien
Einmündung in frauenspezifische Berufe führt, nach wie vor eine
große Rolle (Neuendorff-Bub 79), ebenso wie beispielweise in der
Erklärung der geringen Zahl von Frauen in Aufstiegspositionen.
Die Forschungen zur Segmentation des Arbeitsmarktes (zusammenfas-
send: Sengenberger 87, zum "weiblichen" Segment: Beck-Gernsheim
76, Hofbauer 78a+b, Lappe 82), zur Verteilung auf Berufsgruppen




Frauen-Lohnarbeit (überblick bei Ostner 86a) haben jedoch die
entscheidende Bedeutung der Ausbildungs- und Arbeitsmarktstruktu-
ren (Heinz/Krüger 85), der Sozialverfassung, der Auswirkungen des
technischen Wandels, der Beschäftigungspolitik der Betriebe und
des geschlechtsrollentypischen Verhaltens der Männer (Metz-
Göckel/Müller 85) als mindestens ebenso entscheidende Faktoren
wie die weibliche Sozialisation für die Aufrechterhaltung der
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung identifiziert. Historische
Studien zur Frauenerwerbsarbeit zeigen, daß seit Beginn der Indu-
strialisierung zu fast allen Zeiten ein erheblicher Teil der
Frauen außerhäuslich oder in Heimarbeit erwerbstätig war und ihr
temporärer Ausschluß von Lohnarbeit nicht nur mit kulturellen
Mustern der Lebensführung, sondern (mindestens) ebensosehr mit
politischen und arb~itsmarktstrukturellen Einflüssen erklärt
werden muß (Willms-Herget 85).
Gegenwärtig ist ein deutlicher Legitimationsverlust der traditio-
nellen Rollenzuweisung und geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung
zu beobachten. Der Ausschluß vom bzw. die Diskriminierung von
Frauen auf dem Arbeitsmarkt gilt als gesellschaftliches Problem.
Die jüngere Generation der Frauen ist gut ausgebildet (Blossfeld
85) und will berufstätig sein (Krüger u.a.87). Auf der anderen
Seite ist unübersehbar, daß der ganz überwiegende Teil der Frauen
sich in irgendeiner Form mit der Zuständigkeit für Kindererzie-
hung und Hausarbeit arrangiert, obwohl dies nach wie vor Nach-
teile am Arbeitsplatz und auf dem Arbeitsmarkt mit sich ~ringt.
3.32 Verlängerung der Ausbildungsphase
Das biographische Dilemma der Frauen zwischen Erwerbsarbeit und
Familie gewinnt im jungen Erwachsenenalter an Bedeutung. For-
schungen zur Situation der Jugend haben ergeben, daß Adoleszenz
und Ausbildungsphase tendenziell länger und die Übergänge ins
Erwerbsleben heterogener und riskanter werden (Heinz 85:150). Die
jungen Frauen haben an der Ausdehnung der Ausbildungsphase (über
das 20.Lebensjahr hinaus) allerdings in geringerem Ausmaß teil
als die jungen Männer. Der - seit den 60er Jahren beobachtete-
Rückgang des Prozentsatzes der Jugendlichen. die ihren Lebens-
unterhalt durch Erwerbstätigkeit bestreiten, ist bei ihnen
relativ geringer als bei den jungen Männern. 1 Diese Differenz ist
I) Je nach Vergleichszeitraum ist der Anteil sogar angestie-
gen: Lebensunterhalt durch Erwerbstätigkeit (einschl.Arbeitslo-




auch auf die absolute Abnahme des Hausfrauenstatus in dieser Al-
tersgruppe zurückzuführen; die jungen Frauen sind, wenn sie nicht
in Ausbildung stehen. erwerbstätig - oder arbeitslos. z Die Ver-
längerung der Adoleszenz bringt es mit sich, daß die Integration
in das Erwerbssystem mit der ersten Partnerbindung bzw. der Fami-
liengründung3 zusammenfällt. Die beiden Lebensbereiche und sie
betreffenden biographischen Prozesse sind eng miteinander ver-
knüpft. Die Jugendstudien vernachlässigen in der Regel, daß der
Obergang in das Erwerbssystem für junge Frauen - anders als für
junge Männer - durch die Antizipation ihrer Arbeitsmarktposition
als Erwachsene bestimmt ist. In alle ihre beruflichen und
arbeitsmarktbezogenen Entscheidungen gehen antizipatorisch
bereits die Einschränkungen der weiblichen Berufsbiographie durch
die Familienaufgaben ein, kurz: sie sind in diesen Entscheidungen
sowohl am Arbeitsplatz wie auf dem Arbeitsmarkt mit der "Alterna-
tivrolle" Hausfrau, die die traditionelle weibliche Normalbiogra-
phie prägte, und mit dem "Drei-Phasen-Modell" konfrontiert.
Zwischen (etwa) dem 20. und dem 25. Lebensjahr fällt für dieje-
nigen jungen Frauen, die (nach der Haupt- oder der Realschule)
eine Berufsausbildung gemacht haben, die erste Entscheidung über
eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit, das heißt, ob und in wel-
cher Weise diese Ausbildung langfristig verwertbar ist (vgl. die
Aufsätze in Rudolph u.a. (Hg.) 86). Die Entscheidung darüber,wel-
che familiale Lebensform gewählt wird, ist also - im Unterschied
zu früher - mit Entscheidungen über den Beginn und den Verlauf
der ersten Erwerbstätigkeit(en) verbunden.
1970: 63%, 1980: 66% (M: 84% zu 77%) - Q:Baethge 83:93
Z) Die einzige Gruppe unter den 23-24-jährigen Frauen, bei
denen ein relevanter Anteil Hausfrauen anzutreffen ist(20 -23%),
sind die jungen Frauen ohne qualifizierten schulischen und ohne
beruflichen Abschluß, vgl.Stegmann/Kraft 87
3) Das durchschnittliche Heiratsalter der Frauen ist seit





Der erste Schritt in das Erwachsenenleben stellt für Mädchen der
Auszug aus dem Elternhaus dar. übereinstimmend berichten ver-
schiedene Studien, daß die persönliche Unabhängigkeit. die dieser
Schritt mit sich bringt, von jungen Frauen höher bewertet wird
als von jungen Männern (Becker-Schmidt 80), früher vollzogen und
auch gegen erhebliche Widerstände (z.B. bei Arbeitslosigkeit)
versucht wird durchzusetzen. Die jungen Frauen betrachten nicht
mehr die Eheschließung als Ausweis des Erwachsenseins, sondern
sie sind zunächst am Gelingen des übergangs in das Erwerbssystem
(Heinz/Krüger 85:266ff) und an einer Lösung von der Herkunftsfa-
milie interessiert. Zur Bestimmung der Lebenssituation junger
Frauen nach der Ausbildung tragen die Art des Arbeitsverhältnis-
ses, die Höhe des Einkommens und die Lebensweise (im Elternhaus,
allein oder in einer Partnerbeziehung lebend) in gleicher Weise
bei (vgl.Gaiser 83). Die (wenigen) Untersuchungen zu "modernen
familialen Lebensformen" (Lüscher 85) und nichtehelichen Lebens-
gemeinschaften zeigen zwar einen Zusammenhang zwischen der Le-
bensweise und dem Erwerbsstatus (Meyer/Schulze 83:746), dieses
Ergebnis wird jedoch nicht auf die geschlechtsspezifische Form
der Integration in das Erwerbssystem bezogen. Das Erkenntnisin-
teresse richtet sich in erster Linie auf die Dauerhaftigkeit der
Partnerbeziehung, auch wenn sich die Erkenntnis durchgesetzt hat,
daß es eine einheitliche Normalität von Familien nicht mehr gibt
(Spiegel 86).
Die Forschungen zur Ausbildung und Erwerbsarbeit von Frauen haben
Ergebnisse vorgelegt, aus denen hervorgeht, daß junge Frauen
heute Erwerbsarbeit und Familie nicht als alternative Entschei-
dungen sehen. "Offensichtlich haben sich Orientierungen, Lebens-
lage, Status der jungen Frauen zwischen den 50er und den 80er
Jahren in besonderer Weise verändert." (Fuchs/ Zinnecker 1985:
15). Diese Veränderung bedeutet eine Ausweitung von persönlichen
Freiräumen und Lebenschancen und ist gleichzeitig durch Risiken,
die diesen neuen Chancen immanent sind, sowie durch neue - in der
Arbeitsmarktkrise entstandene - Risiken und Zwänge geprägt. Die
Orientierungsprozesse und Lebensplanungen in Auseinandersetzung
mit den neuen Möglichkeiten in der biographischen Phase nach der
Ausbildung sind jedoch kaum erforscht. Das Deutsche Jugendinsti-
tut betont daher in einem überblick zur Jugendforschung (DJI-Bul-
letin 3-87), daß heute empirische Forschung ausdrücklich über
Mädchen und junge Frauen notwendig sei, da deren Lebenssituation
zum einen von traditionellen Rollenbildern und der (erzwungenen)
Bindung ans Elternhaus, auf der anderen Seite von Perspektiv-
losigkeit im Erwerbsleben und in Bezug auf die Realisierung ei-




mit den traditionellen Rollenbildern konfligieren, wird dabei
offenbar unterstellt.
3.33 Männliche und weibliche Normalbiographie
Die für individuelle Handlungsfähigkeit erforderliche Kontinui-
tätserwartung (Kohli 1986) wird vom "Ablaufprogramm" der Normal-
biographie eingelöst. Die aufeinander folgenden Phasen des in
strukturelle Zwänge und subjektive Ziele eingebundenen Lebens-
laufs stellen ein Kontinuitätsmodell dar; überindividuell gültige
Lebenslaufmuster stellen in der Gegenwart "Rahmungen" für vergan-
genes und zUkünftiges Handeln bereit. Die Statuspassagen verbin-
den die biographischen Phasen miteinander: in erwartbarer, plan-
barer und nur bedingt beeinflußbarer Weise. Die Kontinuitäts-
erwartungen werden jedoch nur von denjenigen Statuspassagen ein-
gelöst, die innerhalb der institutionalisierten Normalbiographie
liegen. Welche Orientierungsleistung die überkommenen Lebenslauf-
muster in den sich verlängernden, wiederholenden, unabgeschlosse-
nen Statuspassagen bieten, mit denen die junge Generation heute
zu tun hat, ist nicht geklärt.
Die Ausdifferenzierung der männlichen und der weiblichen Normal-
biographie geschieht in der Phase der Berufsausbildung und mit
dem Obergang in den Erwachsenenstatus, auch wenn sich vorher die
Statuspassagen für junge Männer und Frauen angenähert haben(Ober-
gang Schule-Berufsausbildung) und die Lebenslagen materiell
gleich gestaltet sind (Levy 77:43). Die Theorie der Geschlechter-
differenzierung (Tyrell 86) hebt - ungeachtet zahlreicher mögli-
cher Differenzierungsgründe für unsere Gesellschaft den
sozialen Geschlechtsunterschied hervor; der Anteil der natürli-
chen Unterschiede an der Geschlechterdifferenzierung kann im
Grunde nicht benannt werden. Will man die historisch-gesell-
schaftliche Ausprägung der Geschlechterpolarität und ihren Wandel
erklären, dann sind Erkenntnisse über die geschlechtsspezifischen
lIormalbiographien und die Statuspassagen im Zusammenhang mit
Handlungsstrategien und Lebensentwürfe auf der einen seite und
über die institutionellen Vorgaben und Arbeitsmarktstrukturen auf
der anderen notwendig.
Ein wesentlicher Punkt, an dem sich die weibliche von der männ-
lichen Normalbiographie unterscheidet, ist der Lebensbereich, auf




Sicherheit richten. Beim Mann gibt die Orientierung auf lebens-
lange Erwerbsarbeit zugleich den lebensgeschichtlichen Zeithori-
zont ab. In der Normalbiographie der Frau dagegen ist - unabhän-
gig davon, ob in irgendeiner Form Beruf und Familie koordiniert
werden - der lebensgeschichtliche Zeithorizont auf den Familien-
zyklus gerichtet (Ostner 87, vgl. auch Kaufmann 73:156ff). Die
weibliche Normalbiographie ist bestimmt durch Existenzsicherung
(Unterhalt) über die Ehe, die Arbeit in der Familie und durch ab-
geleitete soziale Sicherung (Riedmüller 85b), im Unterschied zur
männlichen Normalbiographie, die durch Existenzsicherung über Er-
werbsarbeit, eigenständige soziale Sicherung und Reproduktion der
Arbeitskraft in der Familie definiert ist (vgl.u.a. Beck-Gerns-
heim 80:82ff). Die Frau hat in der Normalbiographie nach der Hei-
rat gegenüber der Erwerbsarbeit keine freien Optionen mehr: die
Einbeziehung von Erwerbsarbeit folgt den Zwängen von Einkommens-
höhe des Mannes auf der einen Seite, von Hausarbeit, Kinderer-
ziehung und Belastbarkeit auf der anderen. Je nachdem nimmt sie
die Form von Heimarbeit, "Mithelfen" im Familienbetrieb oder
Zuverdienst an.
In der Prosperität der Nachkriegszeit reflektierten die empiri-
schen Studien und Monographien zur Frauenarbeit ein enges Bild
dieser weiblichen Normalbiographie: Unabhängig von seiner realen
quantitativen Bedeutung (dazu vgl. die Fragestellung des Teilpro-
jekts B 1) wurde den Frauen ein biographisches Muster vorgeführt
und normativ zugespitzt, in dem ihre Erwerbstätigkeit mit der
Eheschließung bzw. mit dem ersten Kind enden sollte. Eine "moder-
nisierte", eher realitätsnahe Fassung entstand in den 50er und
60er Jahren - von Myrdal und Klein 1956 formuliert -, indem eine
zeitlich reduzierte Erwerbstätigkeit in die Biographie von Frauen
integriert wurde. Levy (77) hat explizit das Drei-Phasen-Modell
als "Statusbiographie" der Frau konzeptualisiert. Diese Einbe-
ziehung von Erwerbsarbeit in den Lebenslauf verheirateter Frauen
und Mütter stellte allerdings die geschlechtsspezifische Arbeits-
teilung nicht in Frage; für die Frau hatte die Sorge für die Fa-
milie objektiv (z.B.im Familienrecht) und subjektiv Vorrang, so
wie dem Mann die Erwerbsarbeit Verpflichtung und Lebenssinn war.
Während die männliche Normalbiographie in ihren wesentlichen
Merkmalen konstant blieb, wird am biographischen Normalitätsmo-
dell der Frauen kontinuierlich "gearbeitet". Gemeinsam ist jeder
Erwerbstätigkeit von Frauen bis heute, daß sie nur ausnahmsweise




die asymmetrische Komplementarität gegenüber der Erwerbsarbeit
des Mannes eingebunden bleibt (Beck-Gernsheim 80). Das gilt so-
wohl für die Wirtschaftsbereiche und Arbeitsplätze der Frauen als
auch für die innerfamiliale Definition der Frauenarbeit als Zuar-
beit. Diese Komplementarität war auf der einen Seite immer kon-
fliktreich (was sich etwa im Kampf für gleichen Lohn manifestier-
te) , in der Eingebundenheit der geschlechtsspezifischen Ar-
beitsteilung in kulturelle Muster und das Selbstverständnis der
Geschlechter jedoch zugleich gesellschaftlicher Konsens (vgl.z.B.
Pross 78). Der aktuellen "Bearbeitung" der weiblichen Normalbio-
graphie liegt jedoch offenbar kein allgemeines Einverständnis
über die Geschlechterhierarchie mehr zugrunde.
Sowohl die männliche wie die (traditionale oder "modernisierte")
weibliche Normalbiographie enthalten jeweils spezifische Konti-
nuitätserwartungen. In der weiblichen Normalbiographie sind dies
im wesentlichen die Stabilität der Ehebeziehung - wegen des not-
wendigen Unterhalts - und die soziale Sicherung im Alter über den
Ehemann; sie enthält jedenfalls keine Kontinuitätserwartung auf
die Erwerbstätigkeit. Auch die Risiken sind im traditionalen Mo-
dell geschlechtsspezifisch verteilt: institutionelle Sicherung
bei Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter leitet sich aus der
Erwerbsarbeit her; daher hat der Mann nur gegen die Risiken, die
aus der familialen Sphäre kommen, keine institutionelle Siche-
rung. Die Frau hat gegen alle Risiken keine eigenständige insti-
tutionelle, sondern nur Sozialhilfe als "Restsicherung" (Ried-
müller 85a:313ff). Die Subalternität der Erwerbsarbeit der Frau
sowohl gegenüber ihren Familienaufgaben als auch gegenüber der
Erwerbsarbeit des Mannes führt daher zu einer geringeren Absiche-
rung im Alter wie auch gegen Risiken wie Arbeitslosigkeit und
Erwerbsunfähigkeit (ebd.). Soweit gesonderte Normen zum Schutz
der Frau im Erwerbsleben vorhanden sind, funktionieren sie oft im
si~ne der Arbeitsmarkt-Segregation (dazu Pfarr 86).
3.34 Optionen zwischen Erwerbsarbeit und Familie
wie der Begriff Kontinuitätserwartung für die Normalbiographie




Statuspassage wichtig: wieviele Ausgänge hat die Statuspasage?
Welche Optionen können gewählt werden? Wo sind Normen oder insti-
tutionelle Interventionen so stark, daß bestimmte Optionen nicht
bestehen? Welchen Gruppen stehen welche Optionen offen? Aussagen
zu diesen Fragen können erst für eng begrenzte gesellschaftliche
Teilbereiche (z.B. den innerbetrieblichen Statuswechsel und -auf-
stieg) gemacht werden.
Wenn in der Arbeitsmarktkrise Statuspassagen unabschließbar oder
zu Sackgassen werden, wird die "Optionalität" (Ostner 86a:239)
des Einzelnen eingeschränkt. Ostner weist darauf hin, daß Optio-
nalität (individuelle Entscheidbarkeit, welche Option gewählt
wird) für Frauen auf dem Arbeitsmarkt strukturell weniger gegeben
ist als für Männer. Wenn Frauen nur das wählen können,was ihnen
aufgrund der vorgegebenen Lebenslaufmuster und der Normen und
institutionellen Interventionen offensteht. haben sie eben keine
Wahl.
Schon in der modernisierten Variante der Normalbiographie (Einbe-
ziehung von Erwerbsarbeit) ist die Statuspassage Heirat/Famili-
engründung zwar keine Einbahnstraße mehr für die Frauen. Es gibt
neue Optionen gegenüber dem traditionalen Modell. In der Zustän-
digkeit für die Familienarbeit liegt jedoch der entscheidende
Grund für die nach wie vor eingeschränkte "Optionalität". Die
Zielsetzung der modernisierten Variante ist die Ausbalancierung
der verschiedenen Arbeitsanforderungen mithilfe von individuell
organisierten Regelungen - im wesentlichen Arbeitszeitmodifikati-
onen. In diesen Kompromißbildungen perpetuieren sich die Nachtei-
le der Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Die "Doppelbelastung" ist ein
objektiver Nachteil auf dem Arbeitsmarkt; das "Normalarbeitsver-
hältnis" (Mückenberger 85) ist auf die von Reproduktionsarbeit
freigestellte Arbeitskraft (Beck-Gernsheim 80) zugeschnitten. Die
Verinnerlichung der eingeschränkten Wahl und die Ausbalancierung
der verschiedenen Lebens- und Arbeitsbereiche trifft nur die




Im Unterschied zur Betonung der Belastungen und Nachteile heben
andere Ansätze auch die Chancen der Verbindung von Erwerbs- und
Familienarbeit hervor, da sie es den Frauen - gerade im Sozial-
staat der Dienstleistungen und sozialen und kommunikativen Anfor-
derungen und Angebote - erlauben, in beiden Lebensbereichen "an-
wesend" zu sein: das italienische Konzept der "doppia presenza"
etwa sieht die Frauen als aktives Bindeglied zwischen verschiede-
nen gesellschaftlichen Sphären (Baibo 84:16).
Die abgeleitete Position der Frau in bezug auf materielle und
soziale Sicherung wird jedoch von den Modellen der Verbindung von
Erwerbs- und Familienarbeit nicht abgelös~. Der Erwerbsverlauf
bleibt der familienzentrierten weiblichen Normalbiographie nach-
geordnet (Tölke 86). Auch die Erwerbsarbeit der Frau innerhalb
der modernisierten Variante der weiblichen Normalbiographie er-
füllt also das Komplementaritätsprinzip gegenüber der männlichen
Normalbiographie. Im Konfliktfall sind es meist Frauen, die ihre
Erwerbstätigkeit aufgeben oder die Ehe lösen.
Die modernisierte Fassung der weiblichen Normalbiographie ist zum
einen Ergebnis von wirtschaftlichen und Arbeitsmarkt-Veränderun-
gen: in den 60er Jahren führte der Arbeitskräftemangel dazu, daß
Frauen als flexibel einsetzbare und vergleichswpise anspruchslose
Arbeitskräfte (vgl.Lappe 82) in das Erwerbssystem integriert wur-
den. Zum zweiten ist diese Modernisierung Ausdruck davon, daß
Frauen dem Autonomiegewinn durch Erwerbsarbeit wachsende Bedeu-
tung zumessen4 gegenüber den beziehungsorientierten Motiven, die
zu Heirat und Familiengründung führen (Beck-Gernsheim 83b). Daher
werden Modelle der Vereinbarkeit von Familie und Beruf konstru-
iert - und ja auch gelebt. Die Bandbreite der Entscheidungsalter-
nativen (Optionalität) von Frauen haben sich erweitert - sowohl
in der Phase des Erwachsenwerdens als auch später: neue Status-
passagen wie z.B. die Rückkehr in das Erwerbsleben entstehen
dadurch erst (dazu z.B.Ley 84). Im Ergebnis haben diese Verein-
barkeitsmodelle zur Durchsetzung der für die Nachkriegszeit-
neuen "Normalität" geführt, daß auch verheiratete Frauen erwerbs-
tätig sind.
Heute ist die Vereinbarung von ausbildungsadäquater Erwerbstätig-
keit und Familie das Lebenslaufmuster, das von der überwiegenden
4) Die Feststellung, daß von einem "Rückgang der subjektiven
Bedeutung der Arbeit nicht die Rede" sein kann (Allerbeck







jüngeren Frauen gewollt wird, ohne sich zwischen den
"berufstätige Frau" und "Mutter" entscheiden zu
diesem Ergebnis kommen auch "nicht-feministische"
Untersuchungsansätze (z.B. AG "Aul3erschulische Bildung"). Dennoch
Stellt der wissenschaftliche Beirat beim Familienministerium
fest, "dal3 sich in der Aufbauphase der Familie das traditionelle
Rollenmuster wieder verstärkt herausbildet" (BMJFG 84:113), auch
wenn die Frau "diesen Wechsel nicht ... als erfreulich und ihrem
Lebensplan angemessen akzeptiert" (ebd.). Aussagen über mögliche
'Folgen einer "Wahlfreiheit zwischen Erwerbstätigkeit und Famili-
entätigkeit und Vereinbarkeit zwischen beiden" werden als "reine
Spekulation" bezeichnet (a.a.O.: 114f).
Ungeachtet des offensichtlichen Forschungsbedarfs lassen die ein-
schlägigen Forschungsansätze die Probleme des Obergangs in das
Erwerbssystem im Leben junger Frauen unberücksichtigt oder be-
handeln sie zu global. Sie vernachlässigen die komplexen subjek-
tiven Entscheidungssituationen, in denen die Diskrepanzen
zwischen den individuellen Interessen, Arbeitsmarktzwängen und
normativen Vorgaben austariert werden müssen.
3.35 Frauenerwerbstätigkeit heute
Die inzwischen sehr umfangreiche Forschung zur Frauenerwerbsar-
beit und zu Berufsverläufen5 untersucht diese wichtige biographi-
sche Phase nicht explizit. Grundlage für die Untersuchung verän-
derter erwerbsbezogener Entscheidungsmöglichkeiten (Optionen)
junger Frauen ist zunächst die quantitative Analyse: die Erwerbs-
quote der Frauen steigt kontinuierlich an, wie eine Längsschnitt-
studie über einen Zeitraum von hundert Jahren zeigt (Sfb 3:Mül-
ler/Willms/Handl 83 und Willms-Herget 85). 1984 lag die weibliche
Erwerbsbeteiligung nur noch 31 % unter der der Männer (Engelbrech
87a:47). Besonders stark ist die Zunahme der Erwerbsquote in der
Gruppe der 25- bis 40jährigen Frauen. d.h. in der eigentlichen
5) Aspekte der Fragestellung werden angesprochen in dem lau-
fenden Projekt "Die Vermittlung von sozialen und biographischen





Familienphase. Erwerbstätigkeit ist heute bei Frauen aller Al-
tersgruppen und Lebenslagen verbreitet; N1cht-Erwerbstätigkeit
konzentriert sich zunehmend auf ganz wenige Jahre der Betreuung
kleiner Kinder (Willms 83:111, Müller 83). Diese Tendenzen werden
neuerlich auch von den Daten des sozio-ökonomischen Panels (Sfb
3/DIW) bestätigt (vgl.DIW-Wochenbericht 29/87). Eine differen-
zierte Analyse von Erwerbsverläufen ergibt. daß die Frauen, die
überhaupt ihre Erwerbstätigkeit unterbrochen haben, neuerdings
nicht mehr erst in der "Nachkinder-Phase", sondern offenbar so
früh wie irgend möglich ins Erwerbsleben zurückkehren (Schmid
79:330). Jüngere Frauen berichten, daß sie versuchen, ohne Un-
t~rbrechung erwerbstätig zu sein; der Mangel an öffentlichen
Einrichtungen zur Versorgung kleiner Kinder zwingt ihnen gegen
ihren Willen jedoch häufig eine Unterbrechung auf (Krügeru.a.87).
Von einer ausschließlichen (zudem 10-15-jährigen) Familienphase,
wie im "Drei-Phasen-Modell" unterstellt, kann heute kaum noch die
Rede sein. Dabei soll auf die offensichtlichen Zusammenhänge mit
den Veränderungen in der struktur der Familien, der Kinderzahl
und der Abfolge und Dauer der Phasen im Familienzyklus (Glick)
hier nur verwiesen werden.
Seit den 60er Jahren ist zwar der wirtschaftliche Strukturwandel
für die Frauenbeschäftigung relativ günstig gewesen (vgl.u.a.lfo-
Studie 83). Dies gilt selbst für die ersten acht bis zehn Jahre
der Arbeitsmarktkrise. Die Arbeitsplätze der Frauen sind vom Ar-
beitsplatzabbau in geringerem Maße betroffen gewesen als die der
Männer (Friedmann/Pfau 85. Ifo 83). "Bildungsexpansion und Ter-
tiarisierung haben sich insoweit für die Frauen sinnvoll ergänzt"
(Blossfeld 85:124): die Frauenbeschäftigung ist bis 1984 auf über
11 Millionen angestiegen (Engelbrech 87a). Scheinbar paradoxer-
weise hat die Frauenarbeitslosigkeit gleichzeitig zugenommen:
beides beweist den kontinuierlichen Anstieg des weiblichen Ar-
beitskräfte-Potentials. Die aktuelle Stagnation der Frauen-Be-
schäftigung und die starke Zunahme der weiblichen Arbeitslosig-
keit läßt allerdings die Hoffnung versiegen, mit Bildungsexpan-
sion und Tertiarisierung seien die Probleme der Frauenbeschäfti-




Frauen liegt weiterhin erheblich über der der Männer (1985:F 12%,
M 7,5%, vgl.DIW 87). Von besonderem Interesse ist dabei, daß in
der Altersgruppe derjenigen, die die Integration in das Beschäf-
tigungssystem suchen, seit geraumer Zeit auch die höchsten Ar-
beitslosigkeitsquoten anzutreffen sind.
In den steigenden Beschäftigungs- wie Arbeitslosigkeitszahlen
spiegelt sich bereits das Interesse von Frauen an eigenständiger
Erwerbstätigkeit, das sich - ganz unspektakulär - den wieder auf-
'gelebten Weiblichkeitsidealen6 widersetzt. Die kontinuierlich
steigenden Erwerbsquoten unterstützen zugleich die auf Erwerbsar-
beit als zentralen Lebensinhalt gerichteten Lebensplanungen
junger Frauen. Diejenigen neuen Studien, die die Berufswahl und
Berufsausbildung von Jugendlichen untersuchen (Heinz/Krüger 85,
Stiegler(Hg.) 85), finden ebenso wie die "Mädchenstudien", daß-
entgegen verbreiteten Annahmen die Normalbiographie, in der
Familien- und Hausarbeit die Grenzen der Entfaltung der Erwerbs-
biographie bestimmen, von den jungen Frauen, die noch in der
Ausbildung sind, keineswegs als unausweichlich akzeptiert wird.
Für die Mädchen, und jungen Frauen der 80er Jahre steht die Aus-
übung einer Berufstätigkeit, die ihrer Qualifikation entspricht
(mit Verdienst- ,und Aufstiegsmöglichkeiten), in ihrer Lebenspla-
nung an erster Stelle. Die Übernahme einer Hausfrauenrolle, in
der Erwerbstätigkeit nur noch möglich ist, soweit sie den Vorrang
der familialen Pflichten nicht bedroht, lehnen die jungen Frauen
mehrheitlich ab; nur eine Minderheit jedoch schließt für die ei-
gene Lebensplanung die Gründung einer Familie aus (Burger/Seiden-
spinner 85). Auf eine materielle Abhängigkeit vom Ehemann wollen
sie sich nicht ~inlassen. Dies gilt auch für arbeitslose Mädchen,
deren Berufsorientierung stabil bleibt und die auch in einer frü-
6) An der Aufwertung traditionell weiblicher Rollenzuschrei-
bungen setzt eine gesellschaftliche Tendenz der (temporären)
"Transformation von Lohnarbeit in Nicht-Lohnarbeit" (Blanke
u.a.86:306l an, einer Tendenz, die ganz spezifisch auf j~nge
Frauen zielt. Ein Beispiel dafür sind Modellversuche, junge
unverheirate Frauen während einer Zeit der Kindererziehung zu




hen Eheschließung keine Lösung ihrer Probleme sehen können (Die-
zinger 84:35).
Eine große Zahl von Studien zur Frauenerwerbsarbeit untersucht in
erster Linie die Motive für eine Erwerbstätigkeit bei bereits
verheirateten Frauen, die Vereinbarkeit von Familie, Haus- und
Berufsarbeit (Überblick über die älteren Studien: Pross/von
Schweitzer 76, neuere z.B.:Weltz/Diezinger u.a.79, Eckart u.a.79,
Born/Vollmer 83, BMJFG 84, internat. Überblick: WZB 83) und die
subjektive Wahrnehmung und Verarbeitung der "Widersprüche und
Ambivalenzen" (Becker-Schmidt 82, Becker-Schmidt u.a.83, Krüger
u.a.87). Die Zuständigkeit für beide Lebensbereiche als wesentli-
che Bestimmungsgröße für Erwerbstätigkeit und Berufsverlauf von
Frauen ist der Ausgangspunkt dieser Fragestellungen, auch wenn
die Belastungen, die familien- bzw. berufsbezogenen Orientierun-
gen der befragten Frauen, die biographischen Verläufe und Ver-
schränkungen verschiedener Lebensbereiche in den verschiedenen
Untersuchungen durchaus unterschiedlich bewertet werden. Die
meisten Studien heben die subjektive Bedeutung der Erwerbstä-
tigkeit für die Frauen - gegen den materiellen Zwang als einziges
Erwerbsmotiv - hervor. Die Studien zur Frauenarbeit in Haus und
Familie stellen im wesentlichen die problematischen Folgen der
Beschränkung der Frau auf die familiale Sphäre heraus (Kontos/
Walser 79, Wiegmann 80, dagegen: Pross 75) und betonen die Not-
wendigkeit einer eigenständigen - möglichst unterhaltssichernden
- Erwerbsarbeit der Frauen. Für die gesellschaftliche Situation
der Frau kennzeichnende Risikolagen werden hier aus der traditio-
nellen weiblichen Normalbiographie abgeleitet, d.h. der proble-
matischen Identität der Hausfrau aufgrund der Nichtanerkennung
der Haus- und Erziehungsarbeit, der finanziellen Abhängigkeit vom
Ehemann und der unzureichenden sozialen Sicherung.
Obwohl in allen diesen Ansätzen Benachteiligungen und Ambivalen-
zen, gelegentlich auch familien- und arbeitsmarktpolitische Lö-
sungsvorschläge angesprochen werden, beantworten sie nicht, wie
die Biographien junger Frauen mit dem strukturellen Dilemma zwi-
schen Familie und Berufsarbeit verbunden werden. Der Weg von der
Ausbildung über Erwerbstätigkeit in die Familienrolle und ihre
Beschränkungen scheint vorgezeichnat, ohne Zutun der jungen
Frauen zu verlaufen.
3.36 Ausbildung und Arbeitsmarkt
Die berufliche Verbleibs forschung hat umfangreiche quantitative
Analysen des Übergangsprozesses nach der Berufsausbildung er-
bracht; dabei wird in aller Regel konstatiert, daß von Arbeits-




in stärkerem Maße betroffen sind als junge Männer. Dies bestätigt
auch die Längsschnittstudie des lAB zur Berufsbiographie der 1977
in den Arbeitsmarkt eingetretenen Jugendlichen, die 1985 -im
Alter von 23-24 Jahren zum zweitenmal befragt worden sind
(~tegmann/Kraft 87). Die Oberschneidung von zwei "Problemgruppen"
des Arbeitsmarktes in der Gruppe der jungen Frauen nach Abschluß
der Berufsausbildung ist allerdings bisher noch nicht explizit
zum Ausgangspunkt einer Arbeitsmarktuntersuchung gemacht worden.
Auch die Arbeitsmarkt- und Verbleibs forschung thematisiert also
nicht die besonderen Risiken, die sich aus der Oberlagerung der
beiden Statuspassagen in die Erwerbsarbeit und in die Familie
durch die Verlängerung der Ausbildungsphase ergeben. Die sog.
"zweite Schwelle" wird zwar in den letzten Jahren als zunehmend
wichtiger werdendes Problem angesehen. Unumstritten ist dabei,
daß junge Frauen nach einer Berufsausbildung (ob in einem tradi-
tionell Frauen zugewiesenen Beruf oder in einem "Männerberuf")
besondere Schwierigkeiten der Integration in das Erwerbssystem
haben (Bednarz-Braun 86:153). Eine Sekundäranalyse empirischer
Studien unter dem Gesichtspunkt der Lage von Berufsanfängerinnen
(Rabe-Kleberg/Mayer 86) konstatiert eine generelle Tendenz des
beruflichen Abstiegs von Frauen nach der Ausbildung. Auch hier
kann jedoch nichts über die subjektiven Entscheidungen und
Planungen ausgesagt werden.
Das Unterangebot an Arbeitsplätzen ist kein Problem, das sich mit
den weniger "geburtenstarken Jahrgängen" erledigen würde; die
meisten Arbeitsmarktprognosen rechnen nicht mit einer Verringe-
rung, sondern mit einer Zuspitzung der Arbeitslosigkeit bis zum
Jahr 2000 (z.B.Prognos AG 85). Während auf der einen Seite gerade
die Frauenerwerbsquote in der Altersgruppe zwischen 20 und 25
Jahren besonders hoch liegt (1982: 72%), werden auf der anderen
Seite diese jungen Frauen herkömmlich von den Arbeitgebern als
eine Gruppe betrachtet, die nicht dauerhaft in die Belegschaft
integriert wird, sondern eine F1exibilitäts- und Fluktuationsre-
serve darstellt (Bednarz-Braun 84). Die sogenannten typischen




interesses der Frauen ausgelegt. Diese von den jungen Frauen
erwartete bzw. ihnen als Eigeninteresse unterstellte Flexibilität
ist jedoch heute auf der Seite der Frauen selbst kaum noch anzu-
treffen (Schulze-Böing/Wohlrab 86).
Die Forschungen zur betrieblichen Beschäftigungspolitik haben vor
allem die Tendenz zur Reduzierung der Beschäftigtenzahl auf eine
stabile Mindestbelegschaft, der dann im Bedarfsfall instabile
Beschäftigtengruppen assoziiert werden, hervorgehoben, um den
kontinuierlichen Rückgang der Zahl der (regulären) Arbeitsplätze
zu erklären (Dombois 86). Im Zusammenhang dieser Beschäftigungs-
politik haben die Betriebe in den letzten Jahren eine unbefriste-
te Obernahme nach der Ausbildung sehr erschwert; die "normale"
Einstellung ist inzwischen eine befristete (Linne/Voswinkel 87).
An die Auszubildenden (auch die männlichen) werden hohe Selekti-
onskriterien angelegt, unter denen die uneingeschränkte Verfügung
über die Arbeitskraft und die unterstellte langfristige,Betriebs-
zugehörigkeit zunehmend wichtiger werden. Diese Merkmale der be-
trieblichen wie auch der institutionellen (Gerhard/Metz 84) Po-
litik lassen die "zweite Schwelle" vor allem für Frauen immer
höher werden (Stegmann 85). Für die neu auf den Arbeitsmarkt tre-
tende Generation bedeutet das nicht nur ein erhöhtes Risiko, ar-
beitslos zu werden (Kloas 85, Stegmann 85), sondern auch zum Be-
rufswechsel und zu nicht ausbildungsadäquater Beschäftigung (Hof-
bauer/Nagel 87) gezwungen zu sein, häufig den Betrieb zu wech-
seln, oder Teilzeitarbeit (Casey 84), befristete oder arbeits-
rechtlich ungeschützte Beschäftigungsverhältnisse annehmen zu
müssen. Zu den bestehenden Segmentationslinien auf dem Arbeits-
markt treten also neue hinzu. Ein diskontinuierlicher Berufsver-
lauf wird zu einem eigenständigen Arbeitsmarktrisiko.
3.37 Ungeschützte Beschäftigung und Normalarbeitsverhältnis
In den letzten Jahren sind über die quantitative Analyse hinaus
auch differenzierte Arbeitsmarktprozesse "unterhalb" der Unter-
scheidung "arbeitslos" oder "beschäftigt" gerichtet worden. Dabei




innerhalb derjenigen, die nach der Berufsausbildung ein stabiles
Beschäftigungsverhältnis eingegangen sind, danach unterschieden,
ob die Beschäftigung ausbildungsadäquat ist und welche Ströme
zwischen verschiedenen Ausbildungsberufen stattfinden. Diese
Unterscheidung ist allerdings nicht neu, denn quantitative Frik-
tionen zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungssystem in dem
Sinn, daß die Ausbildungsquote in bestimmten Berufen zu hoch lag,
hat es immer schon gegeben. Trotzdem sind diese Ergebnisse von
Interesse, weil kaum von der Hand zu weisen ist, daß der Druck
der Arbeitslosigkeit viele Absolventen einer Berufsausbildung
eine Beschäftigung akzeptieren läßt, in der ihre gerade erworbene
Qualifikation sofort wieder verfällt. Eine neue Studie zum Be-
rufsverlauf nach der Ausbildung (Vergleich 1979-1984) zeigt ein-
drucksvoll, daß in vielen Frauen-Ausbildungsberufen die Arbeits-
losigkeit nach der Berufsausbildung extrem hoch bzw. die Abwande-
rung in andere Berufe notwendig ist (Hofbauer/Nagel 87:53).
Im Hinblick auf die Frauenbeschäftigung besonders interessant
sind die Ansätze zu einer weiteren Unterscheidung in der Qualität
der Arbeitsverhältnisse; hier wird gefragt, ob das nach der Aus-
bildung eingegangene Beschäftigungsverhältnis stabil oder zeit-
lich befristet, ein Vollzeit- oder Teilzeitverhältnis ist (Be-
rufsbildungsberichte 86:63 und 87:33 ff). Die analytisch proble-
matisch gewordene Sichtweise, alle beschäftigten Arbeitnehmer
unterschiedslos einer Kategorie zuzuordnen, wird hier zwar schon
überwunden (element 85:177). es wird jedoch noch nicht der sy-
stematisch neue Stellenwert der instabilen und ungeschützten
Beschäftigungsverhältnisse für das Erwerbssystem (nicht nur für
den Obergang zwischen Ausbildung und Beschäftigungssystem) the-
matisiert.
Berufsbiographische Studien zeigen, daß für das Handeln und die
Strategien männlicher Arbeitnehmer nicht nur kurzfristig die
Lohnhöhe, sondern zunehmend die längerfristige Vermeidung von
Risiken, also Arbeitsplatz- und soziale Sicherung, zum Maßstab
des HandeIns wird (Baumeister u.a.87). Inwieweit diese Ergebnisse




aus den zitierten Studien (z.B.bei Krüger u.a.87). da~ die nicht
oder nicht vollzeiterwerbstätigen Frauen 1ie relative Unsicher-
heit ihrer Situation durchaus wahrnehmen. Unsicherheit ist dabei
nicht in Armut und Not als solcher, sondern in deren subjektiver
Antizipation angesiedelt (Kaufmann 73:15).
Seit Beginn der 80er Jahre entsteht durch die Ausbreitung und
Legalisierung vorn Normalarbeitsverhältnis (Mückenberger 85) ab-
weichender Beschäftigungsformen eine "Grauzone" des Arbeitsmarkts
(Dombois/Geissler/ Pfau 86). die weit über den staatlich alimen-
tierten "zweiten Arbeitsmarkt" der Arbeitsbeschaffungsma~nahmen
und AFG-geförderten Beschäftigung und den - in ökonomisch-fiska-
lischen Kategorien - als "Schattenwirtschaft" beschriebenen Be-
reich hinausgeht (Definition der verschiedenen Beschäftigungs-
formen der "Grauzone" bei Möller 83:8ff). Die Orientierung an den
unbezweifelbaren Vorteilen des Normalarbeitsverhältnisses für den
"Normal arbeitnehmer" und die Kritik an der Erosion der, arbeits-
und sozialrechtlichen Regulierung, die bei den Kommentatoren des
Beschäftigungsförderungsgesetzes von 1985 (z.B.Wahsner u.a.85)
und bei den Gewerkschaften vorherrscht, lä~t allerdings unberück-
sichtigt, da~ schon vor der politisch vorangetriebenen Deregu-
lierung tariflose und sozialpolitisch unregulierte Beschäfti-
gungsformen existierten (Brinkmann/Kohler 81, Landenberger 84).
Es braucht nicht besonders betont zu werden, da~ in diesen Be-
schäftigungsformen früher wie heute ganz überwiegend Frauen anzu-
treffen sind', die die im Normalarbeitsverhältnis unterstellte
kontinuierliche Berufsbiographie und vollständige Verfügbarkeit
ihrer Arbeitskraft mit ihren Familienpflichten nicht vereinbaren
können und daher Arbeitsverhältnisse akzeptieren, die - im Ver-
gleich zum Normalarbeitsverhältnis - in rechtlicher, tariflicher
oder zeitlicher Hinsicht flexibel gestaltet sind (Mückenberger
85:419, Büchtemann 8G:155ff). Auch bei den Frauen sind diese in-
stabilen und flexiblen Erwerbsformen nach Alter und Qualifikation
ungleich verteilt (Gottschall 8Gb). In der Vergangenheit haben
') Eine Untersuchung im Dienstleistungssektor einer Gro~­
stadt ergab, da~ 72% aller instabilen und ungeschützten Beschäf-




die Schutzmechanismen und Standardisierungen des Normalarbeits-
verhältnisses die Erwerbstätigkeit von Frauen und ihre Erwerbs-
biographie also weit weniger strukturiert als die der Männer.
Trotz seiner sozial selektiven Gültigkeit ist die bisherige Lite-
ratur zum Normalarbeitsverhältnis und zu seiner Erosion weitge-
hend auf die Analyse und Kritik der negativen Auswirkungen ge-
richtet (Bosch 86). Nur ausnahmsweise wird die Frage gestellt, in
welche Richtung die Erosion des Normalarbeitsverhältnisses für
'Frauen wirkt; möglicherweise erhöhen sich die Zahlen der berufli-
chen Optionen für Frauen dadurch. Ostner betont dagegen die Risi-
ken, wenn sie aus der segregierten Integration der Frauen in den
Arbeitsmarkt die Schlußfolgerung zieht, daß "die Krise des männ-
lichen Normalarbeitsverhältnisses heute ... nicht nur eine Krise
des familialen Unterhalts (bedeutet), sondern daß es für Frauen
fast unmöglich ist, Ansprüche auf qualifizierte kontinuierliche
Berufsarbeit gleich dem Mann anzumelden, also einen eigenständi-
gen Reproduktionsweg einzuschlagen." (Ostner 86b:246).
Diese Schlußfolgerung ist jedoch verfrüht. Das Vorherrschen des
Normalarbeitsverhältnisses hat den (verheirateten) Frauen den
"eigenständigen Raproduktionsweg" jedenfalls versperrt; wenn ge-
genwärtig die Tendenz tatsächlich in Richtung auf ein "entstan-
dardisiertes plurales 'Unterbeschäftigungssystem'" (Beck 85:
geht, müssen in der spezifischen Betroffenheit von Frauen die
Elemente "Entstandardisierung" und "Unterbeschäftigung" getrennt
werden. Die vorherrschenden Kriterien für ein "normales" Arbeits-
verhältnis können dabei kaum übernommen werden.
3.4 Eigene Vorarbeiten
1. Die Antragstellerin steht in einem langfristigen Forschungs-
zusammenhang über Arbeitsmarktprozesse und Berufsverläufe in der
Zentralen Wissenschaftlichen Einrichtung (ZWE) "Arbeit und Be-
trieb" der Universität Bremen. Sie hat dort in einem - von Prof.




marktstrategien von Facharbeitern in der Krise" (Baumeister u.a.
87) mitgearbeitet, das im Rahmen des (1986 abgeschlossenen) For-
schungsprogramms der ZWE zum "Arbeitsmarkt Bremen" durchgefOhrt
wurde. Wesentlicher Untersuchungsgegenstand dieses Projekts war
die Entwicklung, Veränderung und Durchsetzung individueller be-
ruflicher Motive, Ziele und Strategien bei jOngeren Arbeitnehmern
in Auseinandersetzung mit den Zwängen, die sich fOr sie aus der
individuellen Lebenslage sowie aus den Strukturen des Arbeits-
marktes und der betrieblichen Politik ergeben. Die methodischen
Erfahrungen aus diesem wie aus frOhe ren Projekten ("Krisenbewu~t­
sein von Industriearbeitern" unter der Leitung von Prof. Rainer
Zoll, vgl. Geissler 84) in der DurchfOhrung und Auswertung thema-
tisch strukturierter Interviews sind für das intendierte Projekt
fruchtbar zu machen.
Bei den Betriebserhebungen im Projekt zu "Individuellen Arbeits-
marktstrategien" ging es unter anderem um die Ausbildungs- und
übernahmepolitik der Betriebe (Geissler 87) als einem wesentli-
chen Element, das auf die beruflichen Perspektiven und Strategien
jüngerer Arbeitnehmer vor und nach der "zweiten Schwelle" ein-
wirkt. Neben der Mitarbeit in den genannten empirischen Projekten
- deren SampIes ausschlie~lich oder überwiegend aus männlichen
Arbeitnehmern bestanden - ist die Antragstellerin in inner- und
au~eruniversitäre Diskussionszusammenhänge zu Erwerbsarbeit und
Berufsverläufen von Frauen (Berufsverlaufsstudie (Pfau 86),Wiss.
Einheit "Frauenforschung" der Universität) eingebunden.
In der ZWE "Arbeit und Betrieb" war die Antragstellerin an der
Entwicklung des 1987 begonnenen Forschungsprogramms, das die
"Arbeit in der Grauzone des Arbeitsmarktes: Zwischen Arbeits-
losigkeit und Normalarbeitsverhältnis" (Dombois/Pfau/Geissler 87)
zum Gegenstand hat beteiligt.
2. Prof. Walter Heinz bringt Erfahrungen aus einer qualitativen
Längsschnittstudie ein, die Veränderungen von beruflichen Plänen
beim übergang von der Schule in das berufliche Ausbildungssystem




ger 85, Heinz 84). Die Jugendlichen aus der Hauptschule bzw. in
berufsvorbereitenden Maßnahmen verfolgen die sich im Verlauf der
Suche nach einem Ausbildungsplatz ergebenden Optionen mit dem
Ziel, auf jeden Fall einen betrieblichen Ausbildungsplatz zu
erhalten. Auch die Jugendlichen - meist Mädchen - die auf eine
schulische Berufsausbildung ausweichen mußten, geben ihre An-
sprüche an eine berufliche Qualifizierung nicht auf.
'3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm und Zeitplan
3.51 Forschungsziele
Auf Grundlage gesellschaftlicher Modernisierungsprozesse, die die
Normalitätsunterstellungen über den Status von Erwerbstätigkeit
im Leben von Frauen nicht grundsätzlich, aber immerhin graduell
veränderten, zeichnen sich gegenwärtig substantielle Veränderun-
gen der weiblichen Lebensentwürfe ab. Dies betrifft ganz wesent-
lich den Modus der Integration der Erwerbstätigkeit in den weib-
lichen Lebenslauf. Die Zentralität der Familie im Leben der Frau,
ihr Ausschluß aus dem bzw. ihre partielle Einbeziehung in das
Erwerbsleben und die daraus folgenden Unterschiede in den Lebens-
laufmustern (und in den Risiken) werden nicht mehr als selbstver-
ständlicher Ausdruck der Geschlechterdifferenzierung angesehen,
sondern als durch soziale Ungleichheit strukturiert (ungleiche
Machtverteilung in der Gesellschaft, Geld, Status) betrachtet.
Auf der anderen Seite strebt jedoch nur ein kleinerer Teil der
jungen Frauen ein männliches Erwerbsmodell unter Verzicht auf
eine eigene Familie an.
Es ist wichtig, die verschiedenen Normalbiographien für Mann und
Frau auch nach den Institutionen zu unterscheiden, in deren
Einzugsbereich der Obergang in den Erwachsenenstatus führt. Nor-
malbiographien und Statuspassagen sind "soziale Tatsachen" und
damit Gegenstand politischer Regulierung und institutioneller
Intervention. Die Frau unterliegt traditionell der normativen,
"still wirkenden" Institution Familie. Entsprechend ihrem nicht-




Familie weniger durch Sanktionen und Interventionen als durch
verinnerlichte Kontrollmechanismen aufrecht erhalten. Primäres
Mittel der Verhaltenssteuerung sind Normalitätsunterstellungen,-
zentral sind dabei diejenigen über die weibliche Normalbiographie
und ihre Funktion für die Familie.
Im Betrieb und auf dem Arbeitsmarkt herrschen - im Unterschied
zur Familie - explizite Regeln, die die Arbeitsbereitschaft und
das Verhalten steuern. Unvollständige Verfügbarkeit auf dem Ar-
beitsmarkt und Diskontinuität der Erwerbstätigkeit gelten als
negatives Auslesekriterium. Die weibliche Normalbiographie kolli-
diert mit arbeits(markt)be~ogenenNormen und Interventionen. Die
Institutionen, die den Politikfeldern Arbeitsmarkt und Sozialpo-
litik zugeordnet sind, unterstellen das Normalarbeitsverhältnis,
die Familienernährerrolle des Mannes (vgl.Metz-GÖckel/Müller 87:
14) und familienabhängige soziale Sicherung der Frau.
Den jungen Frauen, die in der PhaRe der Integration in das Er-
werbssystem stehen, stellt sich dieser Integrationsprozess also
widersprüchlich dar: kennzeichnend für die Beschäftigungspolitik
der Betriebe ebensowie für das Verhalten unterschiedlicher In-
stitutionen gegenüber erwerbstätigen Frauen ist es, daß ihnen
Normen und Normalitätsunterstellungen aus dem männlich geprägten
Normalarbeitsverhältnis ebenso wie aus der traditionalen famili-
enzentrierten Normalbiographie oder aus der modernisierten Vari-
ante ("Vereinbarkeit") zugrunde liege~ können, ohne daß dies ex-
plizit gemacht würde. Aus der Diffusität der Normalitätsunter-
stellungen über junge Frauen (die ja zugleich Arbeitnehmerinnen
wie potentielle Familienfrauen sind) entstehen Widersprüche zwi-
schen "allgemeinen" Rechtsnormen, ihrer AnweLdung auf Frauen und
institutionellen Interventionen.
Die grundlegende Fragestellung ist hier, inwieweit junge Frauen
weiterhin bereit sind, diese Widersprüche auszuhalten, das heißt,
die Familiengründung und ihre Verpfl~chtungen zu antizipieren,
wenn damit zugleich die Verwirklichung einer eigenständigen be-




Die gesellschaftliche Reformphase mit der sozialen Offnung der
Klassen- und Geschlechterschranken hat - unter anderem - eine
Gegenbewegung gegen die Einschränkungen der weiblichen Normalbio-
graphie (auch in der modernisierten Variante) mit sich gebracht:
bie Frauen der jungen Generation klagen "Optionalität" ein: Hei-
rat, Kinder, Arbeitsteilung in der Familie, Rollenverhalten. bis-
her eingespielte Kompromisse stehen zur Disposition, wollen ge-
wählt werden, nicht aufgezwungen. Kurzgefaßt könnte man die
Veränderungen als Tendenz zur Autonomisierung der weiblichen
Lebensentwürfe von der Definition durch Beziehungen (Ehe und
Familie) bezeichnen, zugunsten von sozialer und materieller
Verselbständigung durch berufliche Tätigkeiten.
Mögliche Gründe für die Gegenbewegung sind subjektiver wie objek-
tiver Art: den Frauen sind die Risiken der über die Familie defi-
nierten Situation bewußt geworden. Sie begreifen sich subjektiv
als von anderen Personen unabhängige Individuen und verlangen die
Teilhabe am Erwerbsleben - über die kulturellen Modernisierungen
hinaus - , um an den gesellschaftlichen Ressourcen partizipieren
zu können. Auch objek':iv ist die "Zukunftsgewißheit" (Lutz 84:40)
der Normalbiographie zerbrochen: Ehe und Familie können das Kon-
tinuitätsversprechen nicht mehr uneingeschränkt einlösen (vgl.die
Aufsätze in Karsten/Otto (Hg.)87). Die jungen Frauen akzeptieren
nicht mehr die Definition ihrer Arbeit als Zuverdienst, die Dis-
kontinuität und soziale Unsicherheit. Aber ihnen erscheint auch
nicht das Normalarbeitsverhältnis mit Voll (zeitlerwerbstätigkeit
als die einzig anzustrebende Erwerbsform, weil es eine Lebensform
ist, die Familienarbeit ausschließt.
Ein Fazit der bereits zitierten Längsschnittstudie zur Erwerbs-
beteiligung der Frauen ist, daß jede Frauengeneration "in der
Etablierung neuer Verhaltensstandards eine spezifische Aufgabe
übernimmt, die ihr im Zusammenwirken mit den Bedingungen auf dem
Arbeitsmarkt zuwuchs" (Willms-Herget 85:100). Die Frauen-Genera-
tion, die gegenwärtig auf den Arbeitsmarkt tritt, hat vielleicht
die "Aufgabe", Verhaltensformen zu entwickeln. die ihr explizites




keit und Familienarbeit gegen die Ausgrenzungsmechanismen des
Arbeitsmarkts - und gegen die Ober forderung durch das "männliche"
Normalarbeitsverhältnis (Geissler/Pfau 87) - durchsetzen können.
Die Arbeitsmarktentwicklung setzt allerdings den neuen Ansprüchen
enge Grenzen. Trotz der weitergehenden (langsameren) Ausdehnung
des tertiären Sektors verengt sich das Arbeitsmarktsegment der
Frauenarbeitsplätze. Auf die mittel- und hochqualifizierten und
relativ gutbezahlten Arbeitsplätze des privaten Dienstleistungs-
sektors, in dem sich in den Goer und 70er Jahren der Frauenanteil
erheblich erhöhte, drängen zunehmend die jungen Männer; .in den
Bereichen des öffentlichen Dienstes, in denen ebenfalls ein hoher
Frauenanteil besteht (Erziehungs- und Gesundheitswesen, mittlere
Verwaltung), werden kaum noch Einstellungen vorgenommen.
Die jungen Frauen sind nicht nur mit einem stagnierenden Arbeits-
platzangebot und mit den überkommenen Strukturen des geschlechts-
spezifischen Arbeitsmarkts konfrontiert, die ihren Ob~rgang in
ein Arbeitsverhältnis erschweren, sondern auch mit neuen Arbeits-
marktprozessen, deren Reichweite unklar ist. Gemeint ist die
Zunahme von instabilen und ungeschützten Beschäftigungsformen,
die - verglichen mit dem Normalarbeitsverhältnis - wenig Kontinu-
ität versprechen können. Die negativen Folgen für die Lebens- und
Arbeitssituation der Frauen in solchen Erwerbsformen sollen nicht
bagatellisiert werden; es ist jedoch nicht von der Hand zu
weisen, daß sie auch dem Bestreben der Frauen entgegenkommen,
Familienarbeit und Erwerbsarbeit miteinander zu vereinbaren. Es
ist daher nicht auszuschliessen, daß - angesichts der Arbeitslo-
senquote - solche Beschäftigungsformen neue Optionen eröffnen,
denn die spezifischen Risiken und Chancen für junge Frauen, die
sich im übergang in das Beschäftigungssystem und zugleich in die
Familiengründung befinden, sind nach den Kriterien des Normalar-
beitsverhältnisses und der männlichen Berufsbiographie nicht zu
erfassen. Möglicherweise finden daher die ungeschützten und
instabilen Beschäftigungsformen bei Frauen nicht nur Kritik,
sondern auch subjektive Ansatzpunkte. Auf der anderen seite
könnte die Tatsache, daß Frauen solchen Beschäftigungsformen




eines "Normalarbeitsverhältnisses zweiter Klasse" für Frauen
begünstigen.
Das Teilprojekt will die Entwicklung der Risikolagen und die
Bandbreite von Wahlmöglichkeiten (Optionen) in den Statuspassa-
gen, die für junge Frauen in den Erwachsenenstatus führen
(Erwerbstätigkeit und Partnerbeziehung/Familiengründung) ,
untersuchen. Dies geschieht vor dem Hintergrund der anhaltenden
Arbeitsmarkt-Krise und der Entstehung eines Sektors von unge-
schützten Beschäftigungsverhältnissen. Von besonderem Interesse
ist dabei die Arbeits- und Lebenssituation junger Frauen, die in
unterschiedlichen Formen instabiler, befristeter, arbeits- und
sozialrechtlich nicht abgesicherter oder auch selbständiger
("alte~nativer") Erwerbsarbeit tätig sind, und die Bedeutung
dieser Beschäftigungsformen für ihre Erwerbs- bzw. Berufsorien-
tierung. Werden durch die neuen Erwerbsformen neue Lebensentwürfe
begünstigt oder drängen sie die jungen Frauen in die traditionel-
le Familienlaufbahn zurück?
Zugleich sind in der jungen Generation unkonventionelle Lebens-
weisen, neue Beziehungs- und Familienformen verbreitet, zu deren
Verständnis die gängigen Erklärungsmuster wie Bildungsstand und
Schichtzugehörigkeit nicht ausreichen. Es ist bisher nicht
unternommen worden, den Zusammenhang der Lebensweise mit den
Beschäftigungsformen und den von ihnen für junge Frauen ausgehen-
den Chancen für Selbständigkeit, berufliche Selbstverwirklichung
und Zukunftsaussichten zu erkunden. Wie sieht die wechselseitige
Beinflussung der Erfahrungen in der Arbeitswelt und der Entwick-
lung individueller Präferenzen und Handlungen in bezug auf
Erwerbsarbeit und private Beziehungen aus? In welcher Weise gehen
neue oder überkommene Orientierungen in diesen Prozeß ein und
unter welchen Bedingungen werden neue entwickelt? Das Gelingen
oder Mißlingen des Obergangs in einem Lebensbereich hat mittel-
bare oder unmittelbare Folgen für den anderen: der Druck, jede
Erwerbstätigkeit anzunehmen, wird bei dem Verlust oder dem
Verzicht auf andere Unterhaltsquellen (Elternhaus, Ehe- oder




engründung bei dauerhafter Arbeitslosigkeit oder nach frustrie-
renden Arbeitserfahrungen als Ausweg erscheinen.
Ober die Interdependenz der neuen Optionen und Risikolagen auf
der einen Seite, der Entwicklung von Zukunftsperspektiven und
Kontinuitätserwartungen und den biographischen Entscheidungen und
Planungen auf der anderen bei jungen Frauen gibt es keine
empirischen Untersuchungen.
,
Auch die Studien, die die Erwerbsarbeit von Frauen in ungeschütz-
ten Beschäftigungsformen untersuchen, können die aufgeworfenen
Fragen nicht beantworten, weil sie die Einbindung in biographi-
sche Phasen und Statuspassagen vernachlässigen. Dasselbe gilt für
die arbeitmarkttheoretisch ausgerichteten Verbleibsstudien. Die
Längsschnittstudien des BiBB (Qualifikation und Berufsverlauf)
und des lAB zur Erwerbssituation der 23-24-Jährigen (Stegmann/
Kraft 87) sind - obwohl die Daten für die Geschlechter getrennt
ausgewertet werden - für diese Fragen wenig aufschlußreich. Es
gibt keinen Bezug zum Aspekt der Familiengründung und zur
längerfristigen Lebensplanung. Auch sind die Formen der Erwerbs-
tätigkeit nicht tief genug differenziert.
Andere Studien, die die Interdependenz von Erwerbsarbeit und
Lebensweise thematisieren, gehen von der bereits existierenden
Familie aus (vgl.oben die Studien zu Frauenerwerbsarbeit; laufen-
des Projekt des DJI: Dauerbeobachtung von Familien); ihre
Fragestellung liegt also quasi "hinter" der hier angezielten
Entscheidungsphase. Aufschlußreiche Ergebnisse darüber, in
welchen Formen sich die Integration junger Frauen in das Erwerbs-
system längerfristig entwickelt, sind dagegen vorn "Sozio-ökonomi-
schen Panel" des Sfb 3 (Mikroanalytische Grundlagen der Gesell-
schaftspolitik) zu erwarten.
3.52 Fragestellungen und Variablen




nis von bewu~t-aktivem Handeln und "Logik" der Optionen-
verfolgt werden:
- Welche Ausbildungs- und Erwerbsverläufe führen junge Frauen in
instabile oder ungeschützte Beschäftigungsverhältnisse?
Variablen: Berufswahl, Ausbildungsniveau, Geradlinigkeit des
Berufswegs, institutionelle Eingriffe, Arbeitslosigkeit,
Berufs- und Betriebswechsel
- Wie gestalten sich die einzelnen Obergänge?
Variablen: Verlassen des Elternhauses, Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit, Wechsel in eine instabile oder ungeschütz-
te Beschäftigung, Eingehen einer stabilen Partnerbeziehung,
Familiengründung










Beschäftigungsverhältnisse für junge Frauen
- Wie werden Lebensweise und Wohnform davon beeinflußt?
Variablen: weitere Einkommensquellen, Wohnsituation und
Planungen dazu, Art einer Partnerbeziehung, Erwerbstätigkeit
des Partners, häusliche Arbeitsteilung
Wie sieht die Erwerbsorientierung von Frauen in den genannten
Beschäftigungsverhältnissen aus?
Variablen: Einschätzung der Arbeitsmarktlage, Einschätzung
der gegenwärtigen Beschäftigung gegenüber der Berufsausbil-
dung und früheren Arbeitserfahrungen, Vereinbarkeit mit
häuslicher Arbeit
Wie setzen sie sich mit den institutionellen Anreizen auseinan-
der, sich vom formellen Arbeitsmarkt zurückzuziehen, und was
bedeuten solche Anreize für ihre Berufs- und Erwerbsorientierung?
Variablen: Kenntnisse ihrer sozialrechtlichen Situation und
der familienfördernden Maßnahmen, Einschätzung der Arbeits-
marktchancen und der Zukunft des Berufs, Kinderwunsch
- Mit welchen Perspektiven für spätere Lebensphasen werden die
Optionen im Obergang in das Erwerbssystem verknüpft? In welcher
Reihenfolge treffen junge Frauen die Entscheidungen zur Erwerbs-
arbeit und zur Partner- und Familienbeziehung?
Variablen: Reichweite des biographischen Zeithorizonts,
Einschätzung der sozialen Sicherung über die Familie bzw.
über eigene Erwerbstätigkeit, Kenntnis der Regelungen des
Arbeitsförderungsgesetzes und anderer Gesetze, Einschätzung
der Arbeitsmarktlage und der betrieblichen Beschäftigungspo-
litik gegenüber Frauen nach einer Erwerbsunterbrechung
- In welcher Weise deuten und verarbeiten sie die Phasierung
ihres vergangenen Berufsverlaufs, und wie sieht ihre zeitliche




Variablen: Arbeitsmarktstrategien in und gegebenenfalls nach
der gegenwärtigen Beschäftigung, Umschulungs-/Weiterbil-
dungspläne, Einschätzung der vergangenen und gegenwärtigen
Arbeitsmarktlage, Strukturierung der Zukunft über institu-
tionelle Regelungen
Wie sehen sie die Zusammenhänge zwischen beruflichen und
"privaten" Entscheidungen in der Vergangenheit, und welche
Zukunftsperspektive habe sie in Bezug auf die Partnerbeziehung
und Familiengründung?
Variablen: bisherige biographische Stationen und Passagen,
Thematisierung der Widersprüche, Rückkehrzwänge in die
Familienrolle, Zeithorizont für Ehe und Familiengründung,
orientierende Vorgaben aus der Elterngeneration, Bewälti-
gungsstrategien der Konflikte
3.53 Anlage der Untersuchung und methodisches Vorgehen
Nur wenn die Optionen für Frauen am Anfang der Erwerbsbiographie
- beim Zugang zu Ausbildungs- und Arbeitsplätzen - zahlreicher
werden, können strukturell andere Lebensläufe (und Erwerbsbiogra-
phien in ihnen) entstehen. Mit der Ausdifferenzierung der
Erwerbs-Optionen und der Entstehung neuer Risiken verändern sich
auch die Handlungsspielräume im privaten Bereich. Daher muß die
Untersuchung das Wechselverhältnis dieser beiden Bereiche
einbeziehen. Dabei gilt es die Möglichkeit einer wechselseitigen
Destabilisierung der beiden Bereiche zu berücksichtigen: Arbeits-
marktrisiken destabilisieren die Lebensplanung und die sozialen
Beziehungen, und die (antizipierbarenJ Anforderungen der Ehe- und
Familienbeziehung im Modell der Kleinfamilie bestimmen die Ver-
fügbarkeit von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Dabei wird Arbeit in
ungeschützten und instabilen Beschäftigungsformen zunächst als
eine Bewältigungsform des strukturellen Dilemmas zwischen dem
wachsenden Interesse an Erwerbstätigkeit und der Verengung der
Arbeitsmarkt-Chancen angesehen.
Die Untersuchung richtet sich
(1) auf die Arbeitsmarkt-Strukturen, Beschäftigungsformen,
sozialen Normen und institutionellen Interventionen, mit
denen junge Frauen heute in den ersten Jahren nach dem
Abschluß einer Berufsausbildung konfrontiert sind: sowohl
was ihre Integration ins Erwerbssystem betrifft als auch was




Lebensführung, Partnerbeziehung und Gründung einer Familie
angeht,
(2) auf die Wahrnehmung und Verarbeitung dieser Chancen und
Risiken, Normen und Interventionen durch die jungen Frauen,
auf die Folgen für ihre Wahlmöglichkeiten, für die Stabili-
sierung und Generierung von beruflichen Orientierungen, von
biographischen Entscheidungen und Zielsetzungen vor dem
Hintergrund ihrer Lebensplanung.
Zum ersten Teil der Untersuchung:
Eine eigene repräsentative Erhebung über die Beschäftigungsformen
junger Frauen wird nicht angestrebt; dafür stehen Institutionen
. wie der Bundesanstalt für Arbeit oder den Statistischen Landesäm-
tern geeignetere Instrumente zur Verfügung. Die Untersuchung
zielt jedoch darauf, die vorhandenen Daten unter dem Gesichts-
punkt der Obergangsproblematik junger Frauen zu sichten und die
Ergebnisse zu bündeln, um sie mit den Ergebnissen der qualitati-
ven Erhebung zusammenzuführen. Einzubeziehen sind dabei:
- die'Arbeitsamtstatistiken, die neuerdings zusätzliGhe Informa-
tionen - z.B. über die Beschäftigungsdauer - ausweisen,
- die genannten sozialwissenschaftlichen Erhebungen (lAB, Sfb 3,
evtl.Sonderauswertungen des Mikrozensus),
- in Bremen laufende Teilstudien zu Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen,
Leiharbeit, geringfügiger Arbeit.
- Gedacht ist auch an eine Nutzung der (in der ZWE "Arbeit und
Betrieb") geplanten Neuauflage der repräsentativen Befragung
Bremer Arbeitnehmer, die auf der Grundlage einer D~tei durchge-
führt wird, in der alle abhängig Beschäftigten unabhängig von Art
und zeitlichem Umfang der Tätigkeit erfaßt sind. Diese Befragung
wird einen eigenen Teil zu instabiler und ungeschützter Beschäf-
tigung enthalten.
Was die Verteilung dieser Beschäftigungsverhältnisse auf Branchen
und Betriebstypen angeht, ihre beschäftigungspolitische Durchset-
zung und betriebliche Funktion, so kann auf Zwischenergebnisse
des Anfang 1988 im Rahmen des Forschungsprogramms der ZWE "Arbeit
und Betrieb" beginnenden Projekts zu "Betrieb und Grauzone"
zurückgegriffen werden. In diesem Projekt wird ein Oberblick über
die Entwicklung und Verbreitung ungeschützter und instabiler
Beschäftigungsverhältnisse in der Region Bremen erstellt werden.
Für die sozialrechtlichen, sozial- und familienpolitischen,
arbeitsmarktpolitischen und bildungspolitischen Rahmenbedingungen
der Optionen: - Aus- und Weiterbildung, Alleinerziehen von
Kindern, Ehe und Familiengründung, Inanspruchnahme von
Transfer- und Unterhaltszahlungen müssen die entsprechenden
Gesetze und Verfahren unter dem Gesichtspunkt der untersuchten




für die arbeitsrechtlichen und betriebsverfassungsrechtlichen
Normen, die das Verhalten von Arbeitgeber und Beschäftigten am
Arbeitsplatz und bei Arbeitsplatz-Wechsel regeln. Diese Arbeiten
setzen eine juristische Qualifikation voraus und sollen daher
über die Vergabe eines Werkvertrags eingebracht werden. Im ersten
Teil der Untersuchung wird also auch die normativ-institutionelle
Seite der Statuspassagen in Erwerbsarbeit und in Familie analy-
siert werden. Einzubeziehen sind:
- Gesetzestexte: AFG, Beschäftigungsförderungsgesetz,
Bafög, Erziehungsgeld-/urlaubsgesetz, Paragraph 218,
BSHG,
- steuerliche Regeln des Familienlastenausgleichs, Erziehungszei-
ten in der Rentenversicherung, Anwartschaften, Altersgrenzen in
Versicherungen,
- tarif- und arbeitsrechtliche Situation: Kündigungsschutz,
"Leichtlohngruppen", Regulierung der Teilzeitarbeit, Arbeitszeit-
gesetz,
- arbeitsmarktpolitische Initiativen: Qualifizierungsoffensive
der Bundesanstalt für Arbeit, Lohnbeihilfen des Arbeitsamtes
- andere institutionelle Maßnahmen wie die Bundesstiftung "Mutter
und Kind" u.ä.
Für die besondere Anwendung der Gesetze (vor allem BSHG und AFG)
auf junge Frauen, die je nach Ausbildung, Erwerbsverlauf und
Familiensituation unterschiedlich und entsprechend undurch-
schaubar - ist, sollen Experteninterviews mit Verantwortlichen in
der Arbeits- und Sozialverwaltung durchgeführt werden.
Der zweite Teil der Untersuchung richtet sich auf das Handeln,
die Bewältigungsstrategien, die Orientierungen, Zukunfts- und
Zeitperspektiven der jungen Frauen selbst. Zur Erhebung subjek-
tiver Erfahrungsmuster, Orientierungen und Lebensplanungen sind
qualitative Methoden besonders angebracht. Daher sollen thema-
tisch strukturierte qualitative Interviews durchgeführt werden.
Dieser Teil der Studie ist als Längsschnitt über den Zeitraum von
drei Jahren angelegt. Nur eine Befragung zu (mindestens) zwei
Zeitpunkten kann die ungewöhnlichen und problematischen Elemente
des Übergangs in das Erwerbssystem aufdecken, die durch die




der jungen Frauen sind zum einen durch zeitliche Instabilität
(Befristung, Fehlen eines Kündigungsschutzes, unregelmä~ige
Arbeitszeit) gekennzeichnet. Zum anderen können Arbeitsinhalt und
-bedingungen, Lohnhöhe, Belastungen in .unvorhersehbarer Weise
sich ändern, da gesetzliche oder tarifliche Regulierungen nicht
gelten oder nicht greifen. Eine Veränderung der Erwerbssituation
in relativ kurzen Zeiträumen ist also den meisten der genannten
Beschäftigungsformen immanent. Die individuelle Auseinanderset-
zung mit dieser Situation ist von vorgängigen, mehr oder weniger
'stabilen Interessen und Ansprüchen bestimmt und muß zugleich auf
die Veränderungen antworten; sie kann daher nicht nur zu einem
Zeitpunkt erhoben und analysiert werden. Nur als Prozeß ist die
Entstehung und Modifizierung der Interessen und Strategien
nachzuvollziehen.
Die Frage, ob Frauen in instabilen und ungeschützten Beschäfti-
gungsverhältnissen subjektive Ansatzpunkte für ihre Interessen
sehen können, und wie sie die Vorteile neuer Optionen gegen die
Nachteile, die diese Erwerbsformen von Anfang an oder im
Zeitverlauf - mit sich bringen, abwägen, verlangt als methodi-
schen Zuschnitt das Panel.
3.54 Auswahlverfahren
Die Konstruktion des Sampies ist davon geleitet, möglichst
verschiedene Berufsbiographien und Beschäftigungslagen einzube-
ziehen. Der erste Gesichtspunkt dafür ist, daß junge Frauen sehr
kurz nach Abschluß der Ausbildung ebenso vertreten sein sollen
wie Frauen mit mehrjähriger Berufserfahrung. Auch die Beschäfti-
gungsdauer in instabiler/ungeschützer Erwerbstätigkeit soll
unterschiedlich lang sein. Für dieses Auswahlkriterium gilt
jedoch ebenso wie für die im folgenden genannten, daß die Befra-
gung von Arbeitnehmerinnen außerhalb regulärer betrieblicher und
beruflicher Strukturen mit Schwierigkeiten konfrontiert sein
wird, die bei Untersuchungen über Arbeitnehmer in regulär verfaß-
ter Erwerbstätigkeit nicht bekannt sind. Bei jungen Frauen in
unsicherer Erwerbs- und Lebenssituation wird die Bereitschaft,




als bei anderen Beschäftigtengruppen; die Probleme werden hier
nicht unterschätzt. Ober verschiedene Zugänge (siehe unten) und
durch die ausgedehnten Kontakte der Projektmitarbeiterlinnen v.a.
im Weiterbildungsbereich ist dies jedoch zu bewältigen.
Die Zusammensetzung des SampIes leitet sich eavon ab, da~ die
neuen Optionen in der Statuspassage in die Erwerbsarbeit nicht
den Anforderungen an typisierbare normalbiographische Verläufe
eutsprechen; sie sind kaum geeignet, lebensgeschichtliche Kon-
tinuität zu begründen. In der Ausbildung bauen die Mädchen Erwar-
tungen an Erwerbstätigkeit, selbständige Lebensführung und
Verwendung der erworbenen Qualifikation auf. In den verschiedenen
Ausbildungsgängen und -niveaus wird jedoch zugleich - in unter-
~chiedlichem Ausma~ - diese Erwartung abgekühlt und mit "reali-
stischen" Einschätzungen und Informationen über Arbeitsmarktlage
und Beschäftigungschancen konfrontiert.
Die Auswahl der Altersgruppe ist von pragmatischen Begrenzungen
nach unten (Abschluß der Ausbildung) und nach oben (durchschnitt-
licher Zeitpunkt der Familiengründung) bestimmt. Die untersuchten
Statuspassagen können früher beginnen und später enden. Die be-
fragten Frauen sollen noch keine Kinder haben. Für die Begrenzung
auf die Altersgruppe zwischen 20 und 25 Jahren spricht auch, daß
es sich hierbei um eine in den Statistiken verwendete Abgrenzung
handelt, so daß die Verknüpfung der quantitativen und qualitati-
ven Ergebnisse erleichtert wird.
Das~ Kriterium für die Auswahl der Interviewpartnerinnen ist
daher, möglichst unterschiedliche Ausbildungsniveaus einzubezie-
hen, die zugleich verschiedene Ausbildungssysteme (duales System,
schulische Berufsausbildung und öffentliche Ersatzma~nahmen)
repräsentieren. Untersucht werden sollen mehrere Gruppen, bei
denen die Einmündung in das Erwerbssystem sich durch instabile
oder ungeschützte Beschäftigung verlängert, in eine berufliche
Sackgasse einzumünden droht oder nicht gelingt. Im einzelnen




(1) Frauen mit abgeschlossener Berufsausbildung im dualen System
in einem gewerblichen Beruf oder einem einfachen sozialen oder
Angestelltenberuf,
(2) Frauen mit abgeschlossener Berufsausbildung im dualen System
in einem qualifizierten Angestelltenberuf oder einem Beruf der
sozialen Dienste (einschI. schulischer Ausbildung mit berufsqua-
lifizierendem Abschluß),
(3) Frauen mit einer Berufsausbildung außerhalb des dualen
Systems (schulische Ausbildung als Ersatzmaßnahme oder Benachtei-
ligtenprogramm - vgl. das Teilprojekt A 1).
,Diese Ausbildungsniveaus entsprechen einer Unterscheidung, die
sich empirisch bewährt hat (Gottschall 8Gb); auf die Einbeziehung
von hochqualifizierten Frauen (Hoch-bzw. Fachhochschulabschluß)
soll verzichtet werden, weil sie sich auf einem gesonderten
Teilarbeitsmarkt bewegen (vgl. das Teilprojekt B 3) und weil in
akademischen Berufen die Fristigkeit der Erwerbstätigkeit bei
Frauen zunächst nicht unterstellt wird.
In der Gruppe (1) sollen Frauen befragt werden, die eine Ausbil-
dung in einem Beruf absolviert haben, der schon vor der Arbeits-
marktkrise nur geringe Aussichten auf einen langfristig gesicher-
ten Arbeitsplatz und ein existenzsicherndes Einkommen bot. Frauen
mit einer Ausbildung in dieser Berufsgruppe (z.B. zur Schneiderin
oder Verkäuferin) sind seit dem Wiederanstieg der Frauenerwerbs-
quote in den GOer Jahren das Reservoir für un- und angelernte Be-
schäftigungen in der Industrie, im Dienstleistungssektor und im
Handel, übrigens immer auch schon zu einem gewissen Anteil mit
ungeschützter Beschäftigl.ng. Bei dieser Gruppe wird daher
angenommen, daß die Wege in die gegenwärtige ungesicherte Be-
schäftigung strukturell den Wegen in die ungelernte Arbeit, über
die in Berufsverlaufsstudien Erkenntnisse vorliegen, ähneln.
üblicherweise wird diesen Frauen wie auch den ungelernten-
eine gering ausgeprägte Arbeitsorientierung gegenüber einer
dominanten Familienorientierung unterstellt; das würde bedeuten,
daß für sie in einer instabilen Beschäftigungssituation die
"Alternativrolle" Hausfrau oder auch die Arbeitslosigkeit (mit
Arbeitslosenunterstützung oder Sozialhilfe) Attraktivität
besitzen müßte und ihre Kontinuitätserwartungen sich wieder auf
die Ehe/Familie richten. Auf diese Gruppe richten sich die




Demgegenüber ist bei der Gruppe (2) an Frauen mit einer qualifi-
zierten Ausbildung in einem Angestelltenberuf oder einem Sozial-
beruf (z.B. Industriekauffrau, Verwaltungsangestellte, Kranken-
schwester) gedacht, die bis vor Beginn der Arbeitsmarktkrise-
und je nach regionaler Arbeitsmarktlage auch heute noch - eine
dauerhafte Beschäftigungsperspektive und bei Vollzeitbeschäfti-
gung auch ein ausreichendes Einkommen erwarten konnten. Diese
Gruppe mu~ neben den Risiken der ungeschützten Beschäftigung noch
die Destabilisierung bzw. den Verlust der Berufsperspektive
bewältigen.
Als dritte Gruppe (3) sollen Frauen zusammengefaßt werden, die
bereits im Obergang von der Schule in die Berufsausbildung gro~e
Schwierigkeiten hatten und keinen Ausbildungsplatz im dualen
System gefunden haben. Sie sind trotzdem nicht ohne Ausbildung
geblieben, sondern haben aus eigenem Antrieb oder aufgrund
institutioneller Angebote - eine vollzeitschulische Berufsausbil-
dung gemacht oder an einer Ma~nahme im Rahmen öffentlicher Aus-
bildungsangebote teilgenommen. In diesen Ersatzma~nahmen wird
sowohl in Berufen mit guten Arbeitsmarktchancen als auch in wenig
aussichtsreichen Berufen ausgebildet; unabhängig davon haben die
jungen Frauen, die ihre Ausbildung nicht im dualen System abge-
schlossen haben, noch schlechtere Arbeitsmarktchancen als ihre
Altersgenossinnen.
Neben dem Ausbildungsniveau ist die spezifische Risikolage auf
dem Arbeitsmarkt zweiter Ausgangspunkt der Gruppenbildung. Wei-
teres Kriterien für die Auswahl zu befragender junger Frauen ist
daher die Art ihres Beschäftigungsverhältnisses. Nach einer Be-
rufsausbildung gibt es bei jungen Frauen verschiedene Formen der
stabilen oder instabilen Integration ins Erwerbssystem; als
instabile bzw. ungeschützte Erwerbsform ist anzutreffen:
- befristete Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung
- unfreiwillige Teilzeitarbeit
- geringfügige Beschäftigung - häufig auch befristet
- Teilzeitarbeit unter 20 Stunden/Woche
- Leih-/Zeitarbeit
- Heimarbeit





- Aus-oder Weiterbildung/Umschulung nach AFG
- "neue Selbständigkeit", Arbeit in einern Alternativprojekt
- Kombination von mehreren der instabilen Beschäftigungs-
formen
In der Altergruppe der 20- bis 25jährigen sind die Frauen, die in
stabiler Beschäftigung stehen, nach wie vor die größte Gruppe.
Die amtlichen Statistiken sind in dieser Hinsicht jedoch nicht
zuverlässig, da dort auch befristet oder in einer Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme Beschäftigte als regulär beschäftigt geführt
werden. Daher wird für die Sample-Konstruktion die Unterscheidung
"beschäftigt" oder "arbeitslos" keine Rolle spielen.
Unter-der Voraussetzung, daß die Statuspassage der Integration in
das Erwerbssystem für die jungen Frauen heute einen eigenen Stel-
lenwert besitzt - nicht nur den Obergang in die familiale Exi-
stenzsicherung bedeutet bestimmt die Erwerbstätigkeit das
Gelingen der Statuspassage "Erwachsenwerden" als ganzer; die
Beschäftigungsform ist daher ein entscheidendes Kriterium zur
Sampledefinition. Aufgrund der notwendig informellen Zugänge zu
den Interviewpartnerinnen kann es keine vorgängigen Informationen
über die konkrete Beschäftigungsform wie auch die Art der Ausbil-
dung geben. Daher sollen aus jeder der im folgenden Tableau be-
stimmten Gruppen soviele Personen befragt werden, bis alle insta-
bilen und ungeschützten Erwerbsformen hinreichend vertreten sind.
Als Vorgabe zur Auswahl der Interviewpartnerinnen können nur die
beiden Merkmale: abgeschlossene Ausbildung und: keine normale
Erwerbsform angegeben werden. Um welchen Ausbildungstyp es sich
handelt und in welcher Erwerbsform sie stehen, wird erst im
Verlauf des Interviews selbst erfaßt werden können. Die instabi-
len und ungeschützten Erwerbsformen (einschI. arbeitsmarktpoli-
tisch induzierter Weiterbildung) können nach gemeinsamen Merkma-
len zu Beschäftigungstypen gruppiert werden:
- arbeits- und sozialrechtlich nicht abgesicherte Erwerbsformen
(z.B. illegale Leiharbeit, Schwarzarbeit. geringfügige und
unregelmäßige Erwerbsarbeit, Teilzeitarbeit unter 20 Stunden/Wo-





- instabile Beschäftigung (Befristung, Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
me, job-sharing, Zeit-Arbeit): ~,
- Weiterbildung, Umschulung: TY2-l.
Im folgenden ist die angestrebte Interviewverteilung nach den
oben unterschiedenen Ausbildungsniveaus dargestellt.
Besch. Ausbildungs- Ausbildungs- Ausbildungs-
typ typ (1) typ (2) typ (3)
1 10 10 10
2 10 10 10
3 5 5 5
Wegen der Unschärfe der gebräuchlichen Erwerbskategorien können
vermutlich (fast) jeder Gruppe Frauen zugeordnet werden, die sich
selbst als erwerbstätig, arbeitslos oder in Ausbildung befinölich
bezeichnen. In den Beschäftigungsgruppen 1 und 2 sind jeweils
doppelt so viel Interviews vorgesehen wie in der Beschäftigungs-
gruppe 3, da die Beschäftigungsformen stärker in sich ausdiffe-
renziert sind als die Weiterbildungsangebote des AFG.
Die qualitative Studie wird auf die Region Bremen beschränkt; es
gibt zum einen keinen Grund anzunehmen, daß die subjektiv-biogra-
phische Problematik in anderen Regionen sich anders darstellt. Da
über den Bremer Arbeitsmarkt und die Branchenstruktur, Betriebs-
typen und Beschäftigungspolitik Daten vorliegen, kann das Teil-
projekt schon mit der Systematisierung dieses Materials beginnen.
Kontakte zu den Interviewpartnerinnen sollen auf verschiedenen
Wegen hergestellt werden. Zum einen können über die Beschäftiger-
betriebe einschlägiger Branchen (Dienstleistungen, Handel,
Verleihfirmen) Gesprächspartnerinnen gewonnen werden. Hier sind
zum einen bereits bestehende Betriebskontakte zu nutzen, zum
anderen in der Kooperation mit dem Projekt "Betrieb und Grauzone"
neue herzustellen. Dabei werden die Arbeitnehmerkammern des
Landes (Kooperationspartner der Universität Bremen) die Unter-
stützung der betreffenden Einzelgewerkschaften und Betriebsräte
vermitteln. Auf diesem Weg werden jedoch im wesentlichen Frauen
zu erreichen sein, die relativ dauerhaft in einem Betrieb
arbeiten (ABM, Putzhilfe); um in die wahrhaft "graue" Zone
gelegentlich oder schwarz arbeitender, sich mit (selbständiger)
Heim- oder mit Zeitarbeit durchschlagenden Frauen zu gelangen,
müssen unorthodoxe Wege eingeschlagen werden. Gedacht ist hier
zum einen an das Schneeballsystem, zum anderen an die Kontaktauf-




sowie an Zeitungsartikel und Annoncen. Der im allgemeinen
prekären Einkommenssituation entsprechend sollen die Interviews
vergütet werden.
3.55 Erhebungsschritte
Insgesamt ist an ca.75 thematisch strukturierte Leitfaden-Inter-
views gedacht. Die bisherige Ausbildung und Erwerbsbiographie,
die Merkmale der gegenwärtigen Beschäftigung (einschl.Branche,
Betriebstyp) und die Lebenssituation und Wohnform werden mit
(tei1-)standardisierten Fragen erhoben. Anhand der Fragestel-
lungen und Variablen wird der nichtstandardisierte Teil thema-
tisch vorstrukturiert; der Gesprächsverlauf soll in diesem Teil
jedoch· so offen bleiben, daß die Gesprächspartnerinnen auch
Pläne, Hoffnungen, Befürchtungen und Ambivalenzen äußern können.
Es muß den Gesprächsparterinnen überlassen bleiben, in welchem
Kontext sie die Beziehungen zwischen verschiedenen Lebensbe-
reichen, die unterschiedliche "Logik" von Erwerbssystem und
Beziehungssystem und ihre individuelle Form des Abwägens zwischen
verschiedenen Optionen thematisieren. Von Seiten der Interviewe-
rinnen ist lediglich sicherzustellen, daß im Rahmen der vorgängi-
gen Strukturierung alle vorgesehenen Themen zur Sprache kommen.
Die Länge des Interviews kann daher nicht normiert werden. Alle
Interviews werden von den Frauen der Projektgruppe - die alle in
der Gesprächsführung in nicht-standardisierten Interviews Er-
fahrung haben - durchgeführt (und im unmittelbaren Anschluß mit
Hilfe der Tonbandaufzeichnung protokolliert) .8
Die vorgesehene Zahl der Interviews ist relativ gering, weil für
die Fragestellung eine Panel-Untersuchung unverzich~bar er-
scheint; aus Zeitgründen muß daher auf eine weitere Ausdifferen-
8) Die Interviews werden von den Mitarbeiterinnen des Pro-
jekts - mit Unterstützung einer Tonbandaufzeichnung - diktiert.
Dieses Vorgehen läßt die besonders zeitintensive Transkription
vom Tonband entfallen. Während der beiden knapp bemessenen Inter-
viewphasen muß für das Abschreiben der diktierten Interviews
Schreibkapazität vorhanden sein; sie wird im Rahmen der Gesamtbe-




zierung und Erweiterung des Sampies verzichtet werden. Wenn die
Arbeit in instabiler und ungeschützter Beschäftigung eine Bewäl-
tigungsform der Konfliktlage zwischen Ansprüchen und Arbeits-
marktchancen ist, dann können Aussagen über die lebenslagenspezi-
fische Bewältigung dieses Konflikts nur gemacht werden, wenn der
Bewältigungsprozess ein Stück weit begleitet wird. Zwischen den
beiden Interviews soll mindestens ein Jahr liegen. In der ersten
Arbeitsphase steht daher die Vorbereitung und Durchführung der
qualitativen Befragung im Vordergrund; die erste Erhebungswelle
soll im ersten Halbjahr 1989 abgeschlossen sein. Parallel wird
die Sichtung und Auswertung vorhandener Strukturanalysen begin-
nen, - systematischer Arbeitsschwerpunkt wird dies im zweiten
Halbjahr 1989 sein.
Die institutions- und strukturanalytischen Untersuchungsabschnit-
te und die Auswertung der Erst-Interviews sollen in der Mitte des
Untersuchungszeitraums in eine Phase der Theoriebildung über die
objektive und subjektive Bedeutung von instabilen und ungeschütz-
ten Beschäftigungsverhältnissen für die Arbeitsmarktlage, die
Strategien und die Lebensplanung von jungen Frauen einmünden. In
der zweiten Jahreshälfte 1990 sind die Zweit-Interviews vorgese-
hen, in deren standardisiertem Teil vor allem die berufsbiogra-
phischen Entwicklungen zentral sind. Im diskursiv-narrativen Teil
werden - weniger retrospektiv als im Erstinterview - biographi-
sche Entscheidungen und die Entwicklung von Zukunftsperspektiven
angesprochen werden.
3.56 Auswertungsschritte
In der Auswertung der Interviews sollen zum einen Stationen,Ober-
gänge, "Schleifen", Regulierungen und institutionelle Interven-
tionen in der Lebensphase nach Abschluß der Berufsausbildung in
ihrer für Frauen charakteristischen Verflechtung von zwei lebens-
geschichtlichen Strängen rekonstruiert werden. Zum zweiten sollen
aus der Perspektive der Handelnden die beruflichen und "privaten"
Entscheidungen und ihre Motive rekonstruiert und analysiert wer-
den. Die Statuspassagen nach der Ausbildung gehen mit einem




Verinnerlichung von Normen und "Ideologien" (Möller 83:12) statt-
findet als eine aktive "Identitätsgestaltung" (Heinz 84:4). In
der Auswertung der qualitativen Anteile der Interviews werden
daher der Proze~ der Herausbildung und Modifizierung des eigenen
Lebensentwurfs in Auseinandersetzung mit sozialen Deutungsmustern
und die Antizipation von Handlungsstrategien gegenüber den Zwän-
gen, die aus Erwerbsarbeit und Familiengründung erwachsen, im
Mittelpunkt stehen.
Damit die Durchführung und Auswertung von zwei Wellen qualitati-
ver Interviews in einen realistischen Zeitplan eingepa~t werden
kann, mu~ auf die Ergänzung der Informationen über Beschäfti-
gungsform und Arbeitssituation, die von den Frauen gewonnen
werden, durch Arbeitsplatz- oder Betriebserhebungen verzichtet
werden. Wie erwähnt, ist die Zuweisung bestimmter Beschäftigungs-
formen an bestimmte Personengruppen wie auch die Funktion insta-
biler . und ungeschützter Beschäftigungsverhältnisse für die Be-
triebe die Fragestellung des Projekts "Betrieb und Grauzone" in
der ZWE "Arbeit und Betrieb", mit dem kooperiert werden soll.
Der standardisierte Teil des Fragebogens baut auf den Ergebnissen
der vorliegenden Arbeitsmarkts- und Verbleibsstudien auf. Wie
dieser Teil kann auch die Auswertung des erzählend-diskursiven
Teils des Interviews rechnergestützt erfolgen. Für jeden Themen-
ber~ich und die dazugehörigen Variablen (s.o.: Fragestellungen
und Variablen) sollen - entlang des empirischen Materials - eine
Reihe verschiedener Argumentationsmuster formuliert werden. Diese
inhaltsanalytische "semantische Verschlüsselung" ist der erste
entscheidende Auswertungsschritt, der bei beiden Interviewwellen
sofort im Anschlu~ an die Interview-Phase selbst geschieht. Für
diesen Auswertungsschritt ist ein Zeitraum von zwei bis drei
Monaten vorgesehen. Mithilfe des sozialwissenschaftlichen
Auswertungsprogramms SAS (im Rechenzentrum der Universität
vorhanden) können dann Zuordnungen von Argumentationsmustern
innerhalb der verschiedenen Themen (qualitativer Teil des
Interviews) wie auch zwischen diesen Klassifikationen und den
standardisiert erhobenen Informationen hergestellt werden.
Dadurch ist eine vollständige und für das Material repräsentative
Auswertung möglich; es soll der Gefahr interpretativer Auswer-
tungsverfahren begegnet werden, da~ die verschiedenen Fälle




Als zweiter wichtiger Auswertungsschritt ist dann eine Beschrei-
bung entstehender Argumentationsmuster und ihre Interpretation-
im Rückgriff auf Merkmale der Befragten - vorgesehen. Ein letzter
vergleichender Auswertungsschritt setzt die Interviews der ersten
und zweiten Welle miteinander in Beziehung. Daß mit einer solchen
Klassifikation auch biographische Prozesse im Zeitablauf darge-
stellt und analysiert werden können, zeigt Gerson (85:125
"alternative adult pathways and future plans") in ihrer Studie
über Stabilität und Wandel der Familienorientierung von Frauen.





- Oberprüfung und Auswertung der Ergebnisse der neueren
sozialwissenschaftlichen Forschung, der statistischen
Massendaten und laufender Untersuchungen
- Hypothesenpräzisierung und Entwicklung von Analysekatego-
rien für themenstrukturierte Interviews
- Kontaktaufnahme mit Betrieben. Multiplikatoren und
Institutionen zur Vermittlung von Interviewpartnerinnen
4. Quartal
- Fortsetzung der Arbeiten des 3.Quartals
- Entwicklung des Interviewleitfadens
- Gewinnung von Interviewpartnerinnen
- Durchführung von Pretest-Interviews
- Auswertung des Pretests
1. Quartal
- Oberarbeitung des Interviewleitfadens




- Beginn der Durchführung und Protokollierung von Interviews
(l.Welle)
- parallel: Erstellen einer Obersicht über die Zusammenset-
zung des Samples
2. Quartal
- gezieltes Ansprechen weiterer Interviewpartnerinnen zur
Vervollständigung des Tableaus




- Auswertung des standardisierten Teils der Interviews
- Sichtung aller Interviews und Formulierung verschiedener
Argumentationsmuster
- Aktualisierung der vorliegenden Strukturanalysen des
regionalen Arbeitsmarktes für junge Frauen
- Analyse der in den Kategorien der Statistiken enthaltenen
instabilen und ungeschützten Erwerbsformen
4.Quartal




- Umsetzung der Programmvorgaben (SAS) für eine rechnerge-
stützte Klassifikation
- Erstellen einer juristischen Expertise
arbeits- und sozialrechtlichen Normen
inwieweit sie für die Obergangsprozesse
relevant sind (Werkvertrag)
- Expertengespräche zur Anwendung sozial- und arbeitspoliti-
scher Normen
1990 1.Quartal
- Auswertung der repräsentativen Arbeitnehmerbefragung nach
Erwerbsbiographie und Beschäftigungsformen der Frauen




- Zusammenfassung der Ergebnisse der institutionellen und
strukturellen Untersuchungsabschnitte
- Theoriebildung über die Bedeutung von instabilen und
ungeschützten Erwerbsformen im Lebenslauf junger Frauen
2.Quartal
- Oberarbeitung der Hypothesen und des Fragebogens für die
Zweitinterviews
- Vorbereitung der Zweitinterviews
- Kontaktaufnahme mit den Interviewpartnerinnen
3.Quartal
- Durchführung und Protokollierung von Interviews (2.Welle)
- Interviewkontrolle und Sichtung aller Interviews
- Auswertung des standardisierten Teils der Interviews
4.Quartal
- Vergleich der Interviews der ersten und zweiten Befragung
(standardisierter Teil)
- Auswertung des qualitativen Teils der Zweitinterviews nach
Argumentationsmustern
- rechnergestützte Klassifikation
- Erstellen von Auswertungsentwürfen
1991 I.Quartal
- rechnergestützter Vergleich der Ergebnisse der ersten und
zweiten Befragung
- Verknüpfung der Ergebnisse der Strukturuntersuchungen und
der qualitativen Befragung
- Vergleich der gesamten Auswertungsergebnisse der ersten
und zweiten Befragung
2.Quartal




3.6 Stellung innerhalb des Forschungsprogramms des Sfb
Die unterschiedliche Ausprägung des männlichen und des weiblichen
Lebenlaufmusters als Grundlage von Normen und individuc'llen Stra-
tegien ist konstitutiv für die Fragestellungen des Sfb. In der
grundsätzlichen Einheitlichkeit der geschlechtsspezifischen Nor-
malbiographien darf nicht übersehen werden, daß die Frau in ver-
schiedenen Lebensphasen differierenden Anforderungen ausgesetzt
ist und daher innerhalb des familienzentrierten Grundmusters sich
verschiedene Phasenmodelle entwickelt haben. In' der 'Gegenwart
entsteht möglicherweise daneben ein Lebenslaufmuster für Frauen,
in dem Erwerbsarbeit zum dominanten Status wird. Ob es sich dabei
um eine Angleichung an das männliche oder um eine Ausdiffe-
renzierung bzw. eine vorübergehende Zurückdrängung des traditio-
nellen weiblichen Musters handelt, ist offen. Die Untersuchung
des Verhaltens der Institutionen gegenüber solchen neuen Lebens-
laufmustern gehört zum zentralen Forschungsbereich des Sfb; ähn-
liche Fragen sind auch Gegenstand anderer Teilprojekte.
In der längerfristigen Perspektive soll im Teilprojekt die The-
matik bearbeitet werden, ob es zwischen der asymmetrischen Kom-
plementarität zwischen männlichem und weiblichem Lebenslaufmu-
ster und der Anpassung der Frauen an das männliche Erwerbsmodell
einen "dritten Weg" geben kann. Dabei muß der bisher noch nicht
angeschnittenen Frage, was die Veränderung der weiblichen Lebens-
verläufe für das männliche Verlaufsmuster bedeutet, ebenso nach-
gegangen werden wie der Frage, welche individuellen und gesell-
schaftlichen Folgen es hat, wenn nur Frauen eine neue Integration





Aus der Grundausstattung werden neben Büromaterial und Telefonko-
sten die Ausgaben (außer Reisekostenl für die Beschaffung und
Sichtung des sozialwisenschaftlichen Datenbestände gedeckt.
Ergänzungsausstattung:
Die beantragten Mittel der Ergänzungsausstattung für 515 und 522
werden 1989 im wesentlichen zur Anschaffung von 200 Tonbandkas-
setten und 1990/1991 zur Anschaffung von Disketten verwendet. Für




Für den Besuch von Tagungen und Konferenzen, die
einschlägig sind, werden pro Jahr zwei Reisen (a DM













Zur Sichtung der sozialwissenschaftlichen Datenbestände:
a) eine Reise nach Köln (Zentralarchiv) - 1 Person
b) eine Reise nach Nürnberg (lAB) - 1 Person
einschl.Tagegelder 735,-
- 1989:
Zur Vorbereitung und Durchführung der Interviews (l.Welle)
- Kurzreisen (ohne Tagegelder) der Interviewerinnen
in der Region Bremen 300,-









Zum Literaturüberblick sind vor allem am Beginn der Arbeit
Mittel zur Vervielfältigung notwendig. Da während der Interviews
mitprotokolliert werden soll, muß für jedes Interview ein eigener
(kopierter) Leitfaden vorhanden sein. Zur Auswertung sollen die




fotokopiert). Vervielfältigung von Auswertungsentwürfen, Arbeits-
papieren und Veröffentlichungen
(pro Jahr 6000 Kopien) 1.800,-













Gebühren für eventuelle Sekundärauswertungen




Interview-Geld (a DM 20,- /75 Interviews)
Werkvertrag juristische Expertise - 2 Monate
-1990:
EOV-Aufbereitung der repräsentativen Arbeitnehmer-
befragung - weibliches Teilsampie
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Haushalts- Personal- Sächliche Verwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 53.400 5.700 59.100
1989 106.800 10.613 117.413
1990 132.200 8.200 140.400





Für eine wachsende Zahl von Absolventen der Univ~rsitäten und
Fachhochschulen wird der übergang von der Ausbildung in das ange-
strebte Berufsfeld langwieriger und schwieriger, gelingt nur über
Umwege oder ist auf absehbare Zeit - wenn nicht sogar gänzlich-
blockiert. Für die Absolventen weitet sich die Statuspassage im-
mer mehr zu einem eigenständigen Lebensabschnitt aus. Die gesell-
schaftlich erwartete Passage bleibt für sie vorläufig unvollendet
und ihr Ausgang ungewiß. Trotzdem geben die meisten ihre Option
auf eine ausbildungsadäquate Erwerbstätigkeit im angestrebten Be-
rufs feld nicht auf, sondern sie entwickeln vielfältige und eigen-
ständige Strategien für ihr materielles, soziales und qualifika-
torisches "überleben".
Ein gemeinsames Merkmal dieser Handlungsmuster ist das Auseinan-
derfallen von Existenzsicherung, Erwerbsarbeit und beruflicher
Tätigkeit, wobei die letztere in der Regel unbezahlt geleistet
wird. Mit der Aufsplittung dieser im sog. Normalarbeitsverhältnis
(zumindest in der qualifizierten Berufsarbeit) untrennbar verbun-
denen Elemente erhöht sich das soziale Risiko für diejenigen, die
dies praktizieren - aktuell und längerfristig.
Während unbezahlte Arbeitsverhältnisse im erlernten Beruf grund-
sätzlich als arbeitsmarktpolitischer "Skandal" gelten und besten-
falls als vorübergehende Notlösung im Interesse einzelner praxis-
suchender Berufsanfänger akzeptiert werden, bietet der Bereich
sozialer Dienstleistungen, in dem der Arbeitsmarkt für Berufsan-
fänger nahezu ganz verschlossen ist, erwerbssuchenden Absolventen
mit den Möglichkeiten der ehrenamtlichen Arbeit bzw. der Selbst-
hilfe einen Rahmen für das von ihnen gewünschte berufliche Han-
deln - jedoch weitgehend ohne Entlohnung. Diese Absolventen sind
demnach genötigt, unter Bedingungen, die weder ihren qualifikato-
rischen Voraussetzungen noch ihren Erwartungen an inhaltliche Ar-
, ~it und beruflichen Status entsprechen, neuartige Arrangements
',wischen Existenzsicherung, Erwerbsarbeit und ihrer beruflichen
ätigkeit so zu treffen, daß ihnen ihre Tätigkeit sozial und po~
itisch sinnvoll erscheint, aber auch den Weg in die bezahlte
Sphäre sozialer Arbeit nicht verbaut.
Die Untersuchung zielt auf die Handlungsmöglichkeiten und -stra-
tegien sozialberuflich Qualifizierter, die in der Phase nicht-
vollendeter Statuspassage in den Beruf stehen. Anhand dieses
Beispiels soll nach Ausmaß und Struktur sowie nach den gesell-
schaftlichen wie individuellen Auswirkungen dieser gegenüber dem





3.3 Stand der Forschung
Die Tatsache, daß in zunehmendem Ausmaße Absolventen beruflich
qualifizierender Ausbildungs- und Studiengänge unbezahlte Arbeit
e~bringen, ist bislang vor allem Vertretern der Berufspraxis und
- in geringerem Umfang - der Ausbildungsinstitutionen bekannt und
wird als Problem diskutiert, das wachsende Relevanz erlangen und
hohe Brisanz auf verschiedenen Konfliktebenen erzeugen wird. Zu
dieser spezifischen Entwicklung liegen jedoch bislang keine empi-
rischen Forschungsarbeiten vor.
Im Berufsfeld soziale Dienstleistungen wird unbezahlte soziale
Arbeit unter dem Stichwort "Ehrenamt" bzw. "ehrenamtliche Arbeit"
untersucht. Diese Untersuchungen tragen zur Aufklärung über
dieses neue Phänomen und sein Kernproblem jedoch nur am Rande
bei, weil in ihnen das Verhältnis von unbezahlter zu bezahlter
Arbeit auf der Seite der Arbeitenden selbst in der Regel als das
zwischen "Professionellen" und "Laien" gesehen wird. während in
diesem Fall die Frage der Qualifikations- und Kompetenzverteilung
durch Komplementarität gekennzeichnet und akzeptiert wird, ist
die Auf teilung der sozialen Arbeit in bezahlte und nicht bezahlte
an gleich oder ähnlich qualifizierte Berufsträger von einem
Defizit an Legitimität bestimmt. Ober diese Personen, die unbe-
zahlte soziale Arbeit leisten und eine einschlägige Berufsquali-
fikation haben, gibt es bislang keine spezifischen Untersuchun-
gen. Deshalb müssen Daten aus anderen Zusammenhängen und Einzel-
ergebnisse aus breiter angelegten Untersuchungen herangezogen
werden, nach denen Aussagen über die Struktur dieser Gruppe
möglich sind, und es muß überlegt werden, in welcher Weise sich
die Gesamtentwicklung des sog. "Wohlfahrtsstaates" für Ausbildung
und Arbeitsmarkt sowie auf die soziale Lage derjenigen auswirkt,
die heute in das Berufsfeld sozialer Dienstleistungen eintreten
wollen (Kohorteneffektl. Hier seien einige Merkmale genannt, mit





Die Gruppe ist relativ jung, sie setzt sich vor allem aus solchen
Personen zusammen, die innerhalb der letzten Jahre ihr Examen an
einer Fachhochschule für Sozialwesen oder an der Universität als
Diplompädagogen mit dem Schwerpunkt Sozialpädagogik durchlaufen
haben. Die Daten, die von Kaiser (1981), Busch und Hommerich
(198la, 1981b), Kaiser/Hallermann/Otto (1984), Blossfeld (1985)
und Stooss (1985) geliefert werden, weisen auf ein in den letzten
zehn Jahren steigendes Arbeitslosigkeitsrisiko bei Berufsan-
fängern hin, das trotz des (zwar verlangsamten, doch) ~~ ,
steigenden Personalzuwachses im Bereich sozialer Dienstleistungen
nicht beseitigt werden kann.
Die Gruppierung besteht zu einem relativ hohen Anteil aus Frauen.
Dies nicht allein deshalb, weil der Anteil der Frauen an Ausbil-
dung und im Beruf trotz Verschiebungen zugunsten der Zahl der
Männer immer noch bedeutend höher liegt (Frauenanteil in den "so-
zialpflegerischen Berufen" bei ca~ 80 %; vgl. Wirtschaft und Sta-
tistik 1983: 614). Vielmehr steigt der Anteil der Frauen unter
den erwerbslosen Absolventen überproportional (Kaiser 1981), auch
werden ungeschützte und unsichere Arbeitsverhältnisse (z.B. Hono-
rar- und Zeitverträge) eher von Frauen eingegangen (Busch/Homme-
rich 1981a), Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), die an Frauen
gegeben werden, sind zu über der Hälfte im Feld sozialer Dienst-
leistungen angesiedelt (Bl euer/Helmich 1979).
Es kann davon ausgegangen werden, daß die heutigen Berufsanfänger
sich während ihres Studiums in einem Prozeß der Antizipation mit
ihrer Risikolage auf dem Arbeitsmarkt auseinandergesetzt haben.
Dabei ist es ungewiß, mit welchem Ergebnis für Arbeits- und Be-
rufsorientierung sowie sozialem Engagement dies geschehen ist.
Als wichtige Faktoren, die in die antizipierte Bewältigung ein-
gehen, sind dabei zu beachten, daß zum einen viele der Studenten
im Sozialwesen gesellschaftliche "Aufsteiger" sind und bereits
einen "ungeliebten" Beruf haben und daß zum anderen für Studen-
tinnen die Frauenrolle traditionell andere Betätigungsformen als
die der beruflichen Erwerbsarbeit als normalitätsgerecht zuläßt.




"nachprofessionellen Diskurs" in der Sozialpädagogik beeinflußt.
der im wesentlichen von der Kritik am Experten und vom Selbsthil-
fegedanken bestimmt ist. Von großen Teilen der Absolventen wird
der Alternativbereich bewußtseinsmäßig getragen und als mögliches
Praxis feld akzeptiert.
Eine solche studentische Orientierung wird unter Umständen we-
sentlich durch eine Grundeinsteilung bei Trägern von Sozialberu-
fen bestärkt, nach der Bezahlung und Arbeitsbedingungen berufli-
'eher Arbeit in einem besonderen Verhältnis stehen: Bereits 1981
haben Busch und Hommerich bei der Mehrzahl der befragten Diplom-
pädagogen eine Einstellung angetroffen. nach der diese (vor allem
die Frauen) eine Bezahlung für ihre Arbeit hinnehmen. die weder
der Ausbildung noch der Tätigkeit adäquat ist. Andererseits aber
hängt die Zufriedenheit mit einer Arbeitsstelle nur unwesentlich
von der Höhe des erzielten Gehaltes ab. Die Zufriedenheit steigt
dagegen an Arbeitsplätzen mit offener und unbürokratischer Orga-
nisation. mit hohem Ermessensspielraum und geringer Kontrolle.
Eben diese Bedingungen werden von Absolventen heute eher in
selbstorganisierten Projekten und in unbezahlter sozialer Arbeit
denn in bezahlten Positionen vermutet.
Es ist jedoch zweifelhaft. ob die im biographischen Prozeß der
Antizipation gewonnenen Orientierungen auf eine mögliche alter-
native berufliche Praxis mit dem Verzicht auf fachliche. pro-
fessionelle Ansprüche einhergehen. Vielmehr muß unterstellt wer-
den, daß der selbstorganisierte Bereich sozialer Arbeit oder un-
bezahlte Arbeiten am Rande und außerhalb traditioneller Verbände
und öffentlicher Träger eher dem Anspruch professionell-fachli-
cher Selbstverwirklichung entspricht als bezahlte Arbeitsplätze
in bürokratischen Strukturen (Behrens 1984).
Auch in Bezug auf die Trennung der existenziellen Sicherung von
der beruflich-gua1ifizierten Arbeit hat die Kohorte der Berufsan-
fänger vermutlich bereits Erfahrungen gesammelt. bevor sie über-
haupt auf den bereichsspezifischen Arbeitsmarkt getreten ist. We-




stützung haben viele Sozialpädagogikstudenten "gejobbt", um ihr
Studium zu bezahlen und gleichzeitig oder zeitlich versetzt in
sozialen Praxisprojekten und in ehrenamtlichen Bezügen gearbei-
tet.
Die Herausbildung neuartiger Arrangements von Arbeitsverhältnis-
sen im Sozialbereich, in denen die Individuen versuchen, die Si-
cherung ihrer materiellen Existenz, Arbeit gegen Entgelt und eine
Tätigkeit in dem erlernten Sozialberuf in phasenweise wechselnden
Arrangements zu gestalten, basiert auf zwei grundlegenden Voraus-
setzungen:
gesellschaftlich auf der Entwicklung des Berufsfeldes und des
Arbeitsmarktes in den sozialen Dienstleistungen und den sich
daraus ergebenden Zwangslagen für die qualifizierten Arbeit-
nehmer,
subjektiv bei einer wachsenden Gruppe vor allem akademisch
Qualifizierter aber auch auf einem veränderten Verständnis
von Arbeit und Beruf, das sich von den ideologischen Impli-
kationen des Normalarbeitsverhältnisses abgelöst hat.
Für die Einsicht in die Risikolage der von diesen Entwicklungen
betroffenen Gruppe und zur Einschätzung der Folgen der Verände-
rungen des gesellschaftlichen Normalarbeitsverhältnisses müssen
diese beiden Voraussetzungen miteinander verknüpft betrachtet
werden.
Im folgenden soll auf Arbeiten eingegangen werden, die zur Formu-
lierung der hier anstehenden Forschungsfrage führen sollen. Dazu
werden zunächst (in 3.31) solche Arbeiten herangezogen, die auf
die politische Gestaltung des Arbeitsmarktes und der Arbeitsbe-
dingungen in den sozialen Berufen eingehen und die Handlungsmög-
lichkeiten der erwerbssuchenden Berufsträger untersuchen. In
einem zweiten Schritt (in 3.32) werden Arbeiten aufgeführt, die
die Ebene des Selbstverständnisses und der Optionen der von die-
ser Entwicklung Betroffenen sowie den wissenschaftlichen Diskurs




gen der Veränderungen des gesellschaftlichen Normalarbeitsver-
hältnisses in den Subjekten selbst aufwerfen.
3.31 Arbeitsmarkt und Arbeitsverhältnisse im Bereich der sozialen
Berufe
Die Entwicklung von Beschäftigung und Erwerbslosigkeit der Ar-
beitnehmer im Dienstleistungssektor zeigt im Vergleich zu anderen
Wirtschaftsbereichen Eigentümlichkeiten. Diese ergeben sich zum
einen aus der direkten oder vermittelten Abhängigkeit der Ar-
'beitsverhältnisse von staatlicher Sozial- und Finanzpolitik. Sie
ergeben sich zum anderen aus dem Charakter der beruflichen Arbeit
als Dienstleistung und der Möglichkeit ihrer Externalisierung,
d.h. ihres Ersatzes durch privat erbrachte Arbeit. Gesellschaft-
lich organisiert wird dieses Verhältnis von staatlicher Restrik-
tionspolitik und Externalisierung nach dem Prinzip der Subsidia-
rität, womit die Nachordnung staatlicher sozialer Leistupgen ge-
genüber privat erbrachter begründet wird.
Im Bereich der sozialen Dienstleistungen hat in den 70er und auch
noch in den 80er Jahren eine Expansion an Arbeitsplätzen stattge-
funden. Neben den kontinuierlich veröffentlichten empirisch-sta-
tistischen Studien des lAB über die Entwicklung von Ausbildung,
die Veränderungen der Arbeitsmarktstruktur und die Beschäftigung
im Dienstleistungssektor (vgl. z.B. Höhnekopp/Ullmann 1980). sind
es vor allem die Arbeiten von Offe und Berger (in: Offe 1984), in
denen theoretisch die Zusammenhänge von Sozialpolitik und Ar-
beitsmarktpolitik und Dienstleistung und Externalisierungsmög-
lichkeit erörtert werden. Darüber hinaus finden wir in den Arbei-
ten von Ostner (1978. 1984) die Tatsache, nach der größere Teile
der Dienstleistungen administrativer wie personengebundener Art
von Frauen erbracht wird, empirisch untersucht und theoretisch
als Kritik an geschlechtsneutralen Argumenten zur Dienstlei-
stungsgesellschaft formuliert.
Hier soll zunächst aufgezeigt werden. wie die arbeitsmarkt- bzw.
beschäftigungspolitische Lage am Ende der Expansion des sozialen




die Tatsache, daß der Staat in seinen partikularen Funktionen
erstens auf die Definition dieses Typs von Arbeit, die Dienstlei-
stung ist, und zweitens auf die Strukturierung, der entsprechenden
Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen Einfluß nimmt, sowie drittens
mit finanz- und beschäftigungspolitischen Interventionen eine
entscheidende Rolle bei der quantitativen Entwicklung dieses Be-
reiches spielt. Alle drei Funktionen sind trotz der Gemeinsam-
keit, im generellen Sinne staatlich zu sein, weder untereinander
abgestimmt noch interessenhomogen ausgerichtet. In verschiedenen
Arbeiten werden auch solche disparaten Entwicklungen aufgrund der
Auswirkungen des intervenierenden und Verwaltungshandelns unter-
schiedlicher Politikbereiche auf den Dienstleistungsbereich ver-
wiesen:
So sind nach Heinze (1986) im Dienstleistungsbereich zwischeh
Bundes-, Landes- und kommunalen Institutionen und Administratio-
nen wie auch zwischen den jeweils fachlich zuständigen Behörden
aufgrund unterschiedlicher Interessen in der Finanz- und Haus-
haltspolitik Ungleichzeitigkeiten, Brüche und gegenseitiges Zu-
schieben von Problemen festzustellen. Nach der sozialpolitischen
Wende 1982 hat mit den Sparbeschlüssen der Bundesregierung weni-
ger eine Stagnation, sondern eher eine Verschiebung der Personal-
ausgaben von staatlichen zu privaten Trägern stattgefunden.
Blossfeld (1985), Stooss (1985), Kaiser/Hallermann/Otto (1984)
weisen auf das Mißverhältnis von Absolventenzahlen und Berufs-
chancen im Bereich der sozialen Dienstleistungen hin. Es ist
bislang nicht möglich gewesen, Handlungsstrategien staatlicher
wie staatlich finanzierter, sog. privater Träger mit Ausbildungs-
und Arbeitgeberfunktion so aufeinander abzustimmen, daß die
hohen Erwerbslosenquoten junger beruflich Qualifizierter zu
reduzieren gewesen wären.
Heinze (1983) spricht von einem Immobilismus der bundesdeutschen
Beschäftigungsp01itik, die im öffentlichen Dienst zusätzlich
durch die Sparpolitik seit Anfang der 8Der Jahre vor allem im
Bereich der sozialen Dienstleistungen einschneidende Auswirkungen
hat. Dagegen setzt Heinze die Rechnung, daß eine erwerbslose Per-
son bei Zusammenrechnung ailer Leistungen und entstehender
Kosten, d.h. bei der Überwindung des haushaltstechnischen
Partikularismus, genausoviel kostet wie ein Beschäftigter im
öffentlichen Dienst.
Offe (1984) faßt die Linien der wissenschaftlichen und politi-
schen Diskussion um die Arbeitsmarktentwicklung zusammen. Hier.
interessiert vor allem, in welcher Weise Sozialpolitik und Wirt-




tigungspolitik gesehen werden können. Es wird deutlich, da~ man
in jedem Fall von der Minimierung der Beschäftigung von qualifi-
zierten und bezahlten Arbeitskräften im Bereich sozialer Dienst-
leistungen ausgehen und dabei inhaltliche und strukturelle Verän-
derungen in Kauf nehmen wird. Es werden Tendenzen sichtbar, wo-
nach vor allem auf solche Strategien zur Oberwindung der sekto-
ralen Erwerbslosigkeit Hoffnungen gesetzt werden,
die auf die Verschiebung der Kosten der Arbeitskraft auf
Haushalte au~erhalb des Dienstleistungsbereichs setzen, hier
vor allem auf Finanzierungsmöglichkeiten des Arbeits-
förderungsgesetzes (z.B. ABM),
die auf der Ebene der Organisation sozialer Dienstleistungen
mit der Entwicklung des informellen Sektors von Selbsthilfe
und selbstorganisierter Fremdhilfe, auf Bürgerinitiative und
Engagement als kostenmindernde Ergänzung traditioneller In-
stitutionen und organisierter Hilfe rechnen,
die bei den Subjekten von Veränderungen der Arbeitsmotiva-
tion in Richtung auf Selbstverwirklichung in und durch die
Arbeit profitieren wollen.
Diese Entwicklung wird in ihren beschäftigungspolitischen Effek-
ten allerdings kontrovers diskutiert:
Heinze (1986) zeigt, da~ das Absorbtionspotential der selbstorga-
nisierten und ehrenamtlichen Arbeit weit überschätzt wird. Hege-
ner (1986) weist aber darauf hin, da~ langfristig öffentliche
Aufgaben und bezahlte Arbeit in privat zu verantwortende, unbe-
zahlte Eigenarbeit zu verwandeln möglich sei, weil diese Entwick-
lung von Veränderungen in den Arbeitsmotivationen gerade bei so-
zial interessierten Menschen getragen werde.
Offe (1984) geht jedoch davon aus, da~ Frauen nicht mehr ohne po-
litische Legitimationsprobleme vom Arbeitsmarkt gedrängt werden
könnten. Gerade der soziale Dienstleistungsbereich ist aber nach
Rein (1985) und Blossfeld (1985) ein Hauptarbeitsgebiet von Frau-
en. Umso schärfer wirkt sich die tendenzielle Abschottung des
Dienstleistungsarbeitsmarktes gegen alle Neuzugänge von Arbeits-
kräften für weibliche Absolventen mit sozialen Berufsqualifika-
tionen aus.
Bereits 1985 haben Kaiser und Otto vorausgesehen, da~ die verän-
derten Arbeitsmarktbedingungen alle Absolventen zu neuartigen




punkt jedoch noch nicht erkundet waren. Inzwischen sind Umrisse
solcher Strategien sichtbar geworden, die Frauen und Männer mit
sozialen beruflichen Qualifikationen allerdings in je unter-
schiedlicher Weise betreffen. Zu nennen ist hier zunächst die
Koppelung der Ausgrenzung von Teilen der potentiellen Erwerbs-
bevölkerung vorn Arbeitsmarkt mit der Forcierung der gesellschaft-
lichen Aufwertung unbezahlter weiblicher Arbeit als Hausfrau und
Mutter. Des weiteren ist generell eine Entwicklung zu beobachten,
Absolventen universitärer Studiengänge wie fachschulischer
Ausbildung statusgeminderte und sozial ungesicherte Passagen in
ihr spezifisches Berufsfeld anzubieten. Hierzu gehören
zeitlich beschränkte und finanziell verschlechterte Ver-
tragsverhältnisse,
ungesicherte Arbeitsverhältnisse wie Honorar- und Werkver-
träge bis hin zu
unbezahlten Arbeitsverhältnissen.
Im sozialen Bereich wird diese Tendenz durch zwei Besonderheiten
gefördert. Erstens ist es traditionellerweise so, daß Anstel-
lungsträger Kandidaten vorrangig nach vorweisbarer beruflich ein-
schlägiger Praxis und eher formal nach Ausbildungszertifikaten
beurteilen und einstellen (Klapprott 1987). Ein Absolvent muß bis
zum Obergang in das Berufssystem also alles daransetzen, Praxis-
erfahrungen zu sammeln. Zweitens sind Absolventen sozialer Aus-
bildungsgänge deutlich weniger bereit, bei Einstellungsschwierig-
keiten die Orientierung auf den erlernten Beruf aufzugeben als
andere vergleichbare Absolventen. Dies hat Kaiser (1981) in einer
Vergleichsstudie von Fachhochschulabsolventen herausgefunden.
Die Externalisierung von Dienstleistungen wird jedoch im sozialen
Bereich keineswegs nur als Folge der Sparpolitik beklagt. Die ge-
sellschaftliche Organisationsform des Helfens ist stattdessen in
die Diskussion gekommen. Dabei wird vor allem gefragt, ob die
Entwicklung, das Helfen als Grundkategorie sozialer Arbeit beruf-
lich zu strukturieren, nicht sogar vielleicht der falsche Weg ge-
wesen sei. Bereits im Zusammenhang mit der Kritik an der Profes-
sionalisierung, vor allem aber der Verstaatlichung und damit




des staatlichen Hilfesektors wieder in den Blick genommen worden.
Hegener (1986) hat in diesem Zusammenhang an das Spektrum der
durch gesellschaftliche Normen und Verpflichtungen gesicherten
Organisation des Helfens erinnert. Dabei thematisiert er, daß
zwischen den nicht reziproken und wenig formal gesicherten Hilfe-
beziehungen innerhalb des Familien-, Verwandtschafts- und Nach-
barschaftssystems zum einen, den formal geordneten, subsidiären
und öffentlichen Formen der Fremd- und Eigenhilfe zum anderen und
drittens den professionell organisierten Helferberufen und -orga-
'nisationen fließende Obergänge und gegenseitige Ergänzungen und
Vermischungen bestehen. Es wird deutlich, daß immer schon soziale
Dienstleistungen in einern Spektrum zwischen
privaten und öffentlichen Organisationsformen
professionell, ehrenamtlich und privat erbrachter Arbeit und
auf der Basis von Erfahrung und in formaler Ausbildung
erworbener Qualifikation
angesiedelt ist. Mit der Expansion des Wohlfahrtstaates war vor
allem die eine Seite, die formal organisierte und beruflich
strukturierte Hilfe unterstützt worden, informelle Aspekte von
Hilfe oder sozialer Arbeit im weiteren Sinne waren - trotz ihres
Weiterbestehens - politisch und wissenschaftlich vernachlässigt
worden.
Evers (1986) macht darauf aufmerksam, daß aus der Kritik an der
fortschreitenden staatlichen Intervention in die Lebenswelt je
nach politischem Standort sehr unterschiedliche Strategien für
die Formation sozialer Dienstleistungen jenseits von Erwerbsar-
beit und jenseits der bürokratischen Organisation entwickelt wur-
den. So bieten CDU/CSU-Politiker vor allem Frauen die Form des
Ehrenamtes in der traditionellen Wohlfahrtsorganisation wie auch
in Selbsthilfegruppen als Alternative zur Erwerbsarbeit an und
setzen auf die traditionellen Gemeinschaftsformen zur Sicherung
der Existenz dieser Frauen. Der Selbsthilfebewegung und Vertre-
tern grüner bis hin zu sozialdemokratischen positionen geht es
dagegen um eine neue Ausbalancierung von Erwerbsarbeit und Eigen-




Mit Blick auf die zukünftige Entwicklung des Sozialstaates im
allgemeinen und der Beschäftigungsmöglichkeiten spezifisch-be-
ruflich qualifizierter Arbeitskräfte im besonderen wird von den
meisten Autoren nicht von einer weiteren Expansion des Dienstlei-
stungssektors in den alten Strukturen ausgegangen. Evers (1986)
kritisiert in ,'iesem Zusammenhang, daß diejenigen, die sich heute
in Se1bsthi1fe- und Eigenarbeitsprojekten aktiv an den Verände-
rungen sozialer Arbeit beteiligen, dies teilweise in sozial un-
würdigen, risikoreichen und für die weitere Entwicklung ihrer Er-
werbsbiographie prekären Formen tun müssen. Er betont aber auch,
daß die gewerkschaftlich getragenen Definitionen des Normalar-
beitsverhältnisses nie für Frauen nur in der historisch unter
Umständen einmaligen, kurzen Expansionsphase der sozialen Dienst-
leistungen in diesem Berufsbereich gegolten haben. Positive be-
schäftigungspolitische Effekte seien nur durch Umbau des Systems
sozialer Dienstleistungen möglich bei gleichzeitiger Neuregulie-
rung der Sicherung und Legitimierung alternativer Formen von Ar-
beit. Mit der doppelten Forderung an eine Neuorientierung der so-
zialen Arbeit und Politik wird auf eine Entwicklung angesprochen,
in deren Verlauf die Trennungslinien zwischen traditionellen und
alternativen Formen sozialer Arbeit und ihrer Organisation be-
reits brüchig geworden sind:
Heinze (1983) spricht allgemein von fließenden Übergängen zwi-
schen formeller Erwerbsarbeit und selbstorganisierten Tätigkei-
ten, Evers (1986) von einer organisatorischen Vernetzung und Ver-
knüpfung informeller und formeller Arbeit zwischen Verbänden und
Einzelprojekten. Selbst in einzelnen Selbsthilfegruppen treffen
wir auf unterschiedliche Mischungen von unentgeltlicher und be-
zahlter Arbeit bei ihren Mitgliedern.
Für Blanke/Evers/Wo11mann (1986) ist die Rückkehr zu den reinen
Formen der sozialen Lohn-Arbeit auf der einen und der Realisie-
rung der puristischen, alternativen Organisation gesellschaftli-
cher Hilfe unvorstellbar. Vielmehr sehen sie ein sozial und poli-
tisch brisantes Gemisch von Organisationsformen, Arbeits- und
Vertragsverhältnissen.
Diese strukturelle "Gemengelage" findet ihr GegenstQck in den Le-
bens- und Arbeitsformen derjenigen, die soziale Arbeit in den un-
terschiedlichen Formen erbringen. Sie haben sich mit phasen- und




ruf, Erwerbsarbeit und sozialer Sicherung auseinanderzusetzen.
Wie diejenigen, die von der Notwendigkeit betroffen sind, immer
neue Arrangements zwischen traditionell über Lohn gesicherter Be-
rufsarbeit und aus wechselnden Quellen alimentierter gesell-
schaftlich sinnvoller Eigenarbeit zu sichern, subjektiv mit den
konkreten Veränderungen von Arbeit umgehen, ist weitgehend unbe-
kannt.
3.32 Arbeits- und- Berufsverständnis im Bereich sozialer Dienst-
leistungen
Im vorhergehenden Abschnitt sind die aktuellen Diskussionen über
die möglichen Formen der gesellschaftlichen Organisation des Hel-
fens angeführt worden. Dabei wurde das neu erwachte Interesse an
Formen des Helfens jenseits formaler und beruflicher Strukturen
herausgestellt. In diesem Kapitel sollen solche Arbeiten genannt
werden, die auf Veränderungen in Verständnis von Arbeit und Beruf
eingehen. Dabei sollen vor allem solche Oberlegungen erwähnt wer-
den, die sich auf jene Personengruppe beziehen, die durch die
Veränderungen in den 7erhältnissen ihrer Arbeit und ihres Berufs-
feldes genötigt sind, ihr Verständnis von Arbeit und Beruf zu
überdenken und zu reformulieren.
Die Personengruppe der für einen sozialen Beruf Qualifizierten
hat dabei Anteil an einem gesamtgesellschaftlichen Wandel des
Verständnisses von Arbeit. Sie stellt U.U. sogar die sog. "Speer-
spitze der Bewegung" dar, dies nicht nur, weil in ihrem Arbeits-
marktbereich die Lage besonders bedrängend ist, sondern auch,
weil im sozialen Bereich traditionellerweise verschiedene Typen
von Arbeit nebeneinander existieren, das sog. Normalarbeitsver-
hältnis also keineswegs den Hegemonialtyp darstellt.
Die Verschiebungen im allgemeinen Verständnis von Arbeit haben
nicht nur Relevanz für das subjektive Bewußtsein und die indivi-
duelle Lage der Betroffenen. Vielmehr wird in der gesellschafts-
theoretischen Literatur davon ausgegangen, daß Arbeit zum einen




seilschaftsstrukturen ist, zum anderen praktisch aber auch die
soziale Integration der Gesellschaftsmitglieder leistet. Die Ver-
änderungen des Arbeitsverständnisses werden deshalb von der su-
ziologischen Forschung auf den Ebenen der Auseinandersetzung über
den Begriff von Arbeit, der Funktion von Arbeit für die gesell-
schaftliche Integration und der subjektiven Relevanz für die Ge-
seilschaftsmitglieder diskutiert.
Wenn seit Ende der 70er Jahre von der "Krise der Arbeitsgesell-
schaft" gesprochen wird und gefragt wird, ob die Gesellschaft we-
niger durch Arbeit geprägt werde, so wird in der Regel unter Ar-
beit die Lohnarbeit verstanden - zumeist sogar nicht einmal Lohn-
arbeit in ihrer allgemeinen Geltung, sondern es wird stillschwei-
gend das Modell qualifizierter Facharbeit von Männern in der Pro-
duktion vorausgesetzt. Auf einer konsensualen Ebene alltäglichen
und wissenschaftlichen Gebrauchs hat der Begriff "Arbeit" damit
eine Verengung erfahren, die ein umfassenderes Verstä~dnis von
Arbeit als Auseinandersetzung des Menschen mit seiner physischen,
sozialen und kulturellen Umwelt eher verstellt. In der neueren
Diskussion werden Tätigkeiten jenseits der Lohnarbeit nun auch
als Arbeit verstanden und in Absetzung von der primären, entlohn-
ten Arbeit als sekundäre Selbst- oder Eigenarbeit definiert. Die-
se von Dah~im (1977) vorgeschlagene Unterscheidung wird zum Aus-
gang einer theoretischen Auseinandersetzung, die durch die Ent-
wicklung in der gesellschaftlichen Praxis, insbesondere im sozia-
len Bereich, notwendig geworden ist. Grundsätzlich wird davon
ausgegangen, daß die insgesamt zu leistende Arbeit aufzuteilen
ist
in individuell und privat zu erbringende,
in gesellschaftlich organisierte Eigenarbeit und
in (teilweise beruflich strukturierte) Lohn- bzw. Erwerbs-
arbeit.
Ein Typ von Arbeit ist danach nicht ohne weiteres durch den ande-





In der aktuellen Diskussion geht es zum einen darum, die gesell-
schaftliche Entwicklung der verschiedenen Formen von Fremd- bis
Eigenarbeit begrifflich klar voneinander ubzugrenzen und ihre
Auswirkung auf den gesellschaftlichen Gesamtzusammenhang zu pro-
gnostizieren. Zum anderen wird versucht, empirisch das jeweilige
"Mischungsverhältnis", das bei den neuartigen Arrangements von
Arbeitsverhältnissen zwischen Fremd- und Eigenarbeit vorkom~t,
herauszufinden.
Ebenfalls Ergebnis gesellschaftlicher Auseinandersetzungen ist
die Verteilung der Typen von Arbeit auf ihre Mitglieder. Die Fra-
ge, wer welche Arbeit unter welchen Bedingungen leistet, ist vor
allem im Rahmen der Frauenforschung mit Blick auf die Arbeitstei-
lung unter den Geschlechtern und die hauptsächlich unbezahlte
(Haus-)Arbeit der Frauen gestellt worden (zusammengefaßt darge-
stellt bei Beer 1985).
Unbezahlte Arbeit kann aber auch geradezu als konstituierendes
Element sozialer Dienstleistungen begriffen werden. Dies gilt für
den historischen Entstehungsprozeß sozialer Arbeit als Frauenbe-
ruf in ähnlich widersprüchlicher Weise wie für die Phase des Aus-
baues erwerbsförmig organisierter Sozialarbeit in den 70er Jah-
ren; aktuell erfährt unbezahlte soziale Arbeit von unterschiedli-
chen Seiten eine wachsende Beachtung - aber auch Kritik. Histori-
sche Entstehungsbedingungen des Berufs als Frauenberuf (Riemann
1985; Sachße 1986; Zeller 1987) wie auch aktuelle Entwicklungen
bezahlter und unbezahlter Sozialarbeit weisen auf Besonderheiten
der Berufskonstitution hin, die in Begriffen wie "unvollständige
Verberuflichung" oder "Semi-Professionalität" (Dewe/Otto 1984;
Gieseke/Schmelzle 1984) auftauchen. Die Tatsache, daß wesentliche
Anteile sozialer Arbeit unbezahlt, von nicht spezifisch qualifi-
zierten Arbeitskräften und in Organisationsformen erbracht werden
können, die zeitlich, rechtlich und hierarchisch "ungeordnet"
sind, stellt die Beruflichkeit auch und gerade der bezahlten und
"geordneten" Sozialarbeit in Frage. Der moderne Berufsbegriff
nämlich hat in erster Linie die gesellschaftliche Funktion der




Mitteln der Definition von Kompetenzbereichen für bestimmte Per-
sonengruppen, die durch formalisierte Ausbildungsprozessse quali-
fiziert und deren Lohnansprüche gesichert werden sollen (vgl. Da-
heim 1982).
Es ist Offe (1984) zuzustimmen, daß von einer Einheit des Ar-
beitsbegriffs und einer ihm zugrunde liegenden Rationalität nicht
mehr auszugehen ist. Damit steht aber auch die Gemeinsamkeit der
soziologischen Perspektive zur Disposition, in der (Lohn-)Arbeit
als das zentrale gesellschaftliche Instrument der Integration,
der Typ des (männlichen) Lohnarbeiters als hegemoniales Lebens-
modell und die Organisation anderer Lebensbereiche sowie gesell-
schaftlicher Aspekte wie Familie, Kultur oder Wohnfermen von der
Normalität der Lohnarbeit abgeleitet werden. Praktisch-politisch
ergeben sich bedeutende Probleme daraus, daß alle gesetzlich
relevanten Mechanismen sozialer Integration aber weiterhin im
wesentlichen über Lohnarbeit organisiert sind. Durch die Ver-
drängung ganzer Teile der Bevölkerung aus der Erwerbssphäre wer-
den diese potentiell der kulturellen, ökonomischen und sozialen
Teilhabe an Gesellschaft entfremdet. Es stellt sich folg~ich die
Frage nach der subjektiven Relevanz von Lohnarbeit vor allem für
solche Menschen. deren Status im Erwerbssystem gefährdet ist und
die neuartige Arrangements initiieren müssen. Einige Autoren ge-
hen von einer Dezentrierung der Arbeitssphäre gegenüber anderen
Lebens~ezügen sogar bei solchen Gruppen aus, deren Status im Er-
werbsleben nicht gefährdet ist. Von anderen Autoren wird dagegen
auch auf die gegenteilige Entwicklung hingewiesen, die vor allem
bei Personen im sozial- und personenorientierten Qualifikations-
und Berufsbere~:h zu finden ist und die als der Versuch zu kenn-
zeichnen ist, die Aufhebung von





zu suchen, sondern in
Behrens (1984) sichtet die neueren empirischen Umfrageergebnisse
zur Arbeits- und Berufsorientierung und führt aus, daß Selbstver-
wirklichung im Beruf - einmal als Lebenserwartung und Habitus von
freien Professionen und leitenden Angestellten übernommen - vor
allem bei Absolventen der Ausbildung für soziale Berufe ange-




gemeinsames Merkmal die Trennung von Erwerb bzw. Existenzsiche-
rung und solcher Arbeit ist, durch die "Selbstverwirklichung" an-
gestrebt bzw. gewährleistet wird. Dies können Tätigkeiten in Ini-
tiativen, im selbstorganisierten Handwerk und in künstlerischen
Bereichen sein. Bevorzugt aber werden Tätigkeiten in der Nähe des
Berufsfeldes, auf das sie sich in langen Ausbildungsprozessen hin
orientiert haben. Auch wenn sie dabei keinen oder nur geringen
Lohn erzielen können, so gewähren ihnen solche quasi-berufsförmi-
gen Tätigkeiten Momente der angestrebten Selbstverwirklichung wie
z.B. die gesellschaftliche Sichtbarkeit ihrer Arbeit, die Reali-
sierung ihrer erworbenen Kompetenzen und den gleichberechtigten
Austausch mit Fachkollegen.
'Dabei kann aber nicht davon ausgegangen werden, daß sich diese
Gruppe, die unbezahlte soziale Arbeit leistet, an den traditio-
nellen Handlungsmustern ehrenamtlicher Arbeit orientiert. Es ist
sowieso in einer neueren Untersuchung über Personen, die ehren-
amtlich arbeiten, herausgefunden worden, daß die Hauptgruppe eh-
renamtlich Tätiger, bürgerliche Frauen in der zweiten Lebenshälf-
te, in zunehmender Weise an qualifizierter Erwerbsarbeit orien-
tiert ist und unbezahlte Arbeit ablehnt. Notz (1986) hat statt-
dessen eine Gruppe von Männern und Frauen ausgemacht, die eine
berufsfremde Ausbildung haben, im Erwerbsleben stehen und ehren-
amtliche Arbeit mit einem spezifischen politischen Laienbewußt-
sein betreiben und diese als notwendige Ergänzung professioneller
Arbeit verstehen, - sich aber auch in der Wahl der Methoden und
ihrem Selbstverständnis und Selbstbewußtsein von den Professio-
nellen absetzen. Weder die traditionellen noch die sich neu ent-
wickelnden Formen ehrenamtlicher Arbeit stellen sich als Hand-
lungsmuster bzw. Vorbild für diejenigen dar, die auf der Basis
einschlägiger Qualifikationen in ihrem sozialen Berufsfeld unbe-
zahlt arbeiten. Vielmehr müssen sie eigenständig nach einer Ge-
staltung ihrer Lebenslage suchen und entsprechende Orientierungen
entwickeln. Ober diesen Zusam~enhang ist wenig bekannt.
3.4 Eigene Vorarbeiten
Die Antragstellerin befaßt sich seit ca. 1980 mit dem Feld sozia-
le Dienstleistungen und den soziologischen Problemen, die sich in




wicklung dieses Bereichs ergeben. Neben theoretischen und emp1r1-
sehen Arbeiten sind auch Vorbereitung und Auswertung von Tagungen
sowie konzeptionelle. planende und organisatorische Arbeiten im
Forschungsschwerpunkt "Arbeit und Bildung" als eigene Vorarbeiten
zu nennen:
1. In der auf Basis einer Literaturstudie erstellten theoreti-
schen Arbeit zu Frauenberufen (Rabe-Kleberg 1987) wird der beson-
dere Weg der Entwicklung solcher Berufe nachgezeichnet. die quan-
titativ vor allem von Frauen ausgeübt werden und die qualitativ
als für Frauen besonders geeignet gelten. Es kann nachgewiesen
werden. daß diese Berufe gemessen am herrschenden Verständnis von
Beruf und den Vorstellungen von einem Normalarbeitsverhältnis
Defizite haben und deshalb. für Frauen auf dem Arbeitsmarkt risi-
kogenerierend sind. Vor allem am Beispiel der erziehenden und
helfenden Frauenberufe wird aber auch gezeigt. daß das obenge-
nannte Manko ebenso als ein qualitativer Gewinn verstanden werden
kann. Anders als in dem vor allem für Männer geltenden Modell von
Beruf und Lohnarbeit findet sich vor allem in den traditionellen
Frauenberufen eine Mischung aus Merkmalen verschiedener Arbeits-
typen (Haus-. Eigen- und Lohnarbeit) und Beimischungen aus ande-
ren Handlungssphären und Funktionsbereichen. - eine Mischung. die
offensichtlich für die zu erbringende Leistung optimal ist.
Eine ähnliche Widersprüchlichkeit ergibt sich aus der Tatsache.
daß die meisten der Tätigkeiten in Frauenberufen in oberflächlich
ähnlicher Weise von Frauen auch privat erbracht werden. was die
Grenzen der Beruflichkeit unbestimmbar macht und Externalisierung
als Rationalisierungsprinzip nahelegt.
Diese Arbeit kann als eine theoretische Vorarbeit für das hier
beantragte Vorhaben verstanden werden.
2. Im direkten zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhang mit der
obengenannten Arbeit läuft an der Universität Bremen unter Mit-
wirkung der Antragstellerin (und unter Leitung von Prof. Dr. Hel-






Hier werden Kohorten von Absolventinnen unterer und mittlerer Be-
rufsqualifikationen im sozialen Bereich untersucht, die in ver-
schiedenen sozial- und bildungspolitischen "Konjunkturphasen" auf
den Arbeitsmarkt gekommen sind und sich selbst in verschiedenen
Phasen ihres Lebenszyklus (z.B. Mutter mit kleinem Kind) finden.
Ziel der Untersuchung ist es herauszufinden, in welcher Weise
Frauen
ihre beruflichen Qualifikationen auf einem zunehmend abge-
schotteten Arbeitsmarkt verwerten können und unter Umständen
eigenständige, innovatorische
realisieren;
sich berufliche und Erwerbsorientierungen kohorten-,
konjunktur- und lebensphasenspezifisch verändern.
Im Unterschied zu dem geplanten Vorhaben interessiert in diesem
Projekt insbesondere, in welcher Weise Frauen dieser unteren und
mittleren Qualifikationsstufe und der in der Ausbildung vermit-
telten Orientierung auf typisch weibliche Inhalte und -formen an-
gesichts der restriktiven Arbeitsmarktentwicklung und der zuneh-
menden Familien- und Mütterlichkeitspropaganda einen eigenständi-
gen Weg finden. Methodisch wird in diesem Projekt ähnlich vorge-
gangen wie in dem geplanten:
(1) Auf der Basis von Expertengesprächen wird die Entwicklung der
Ausbildungsgänge seit der Bildungsreform (ca. 1970) und die des
regionalen Arbeitsmarktes (Land Bremen) für diese Absolventinnen
rekonstruiert.
(2) Die Absolventinnen der Examensjahrgänge 1974, 1979 und 1985
werden in einer Vollerhebung schriftlich mit einem kurzen Frage-
bogen auf ihren Berufsverlauf hin untersucht.
(3) Mit einem besonderen Sample von Absolventinnen werden quali-
tative, themenzentrierte Interviews geführt.
3. Im Bereich der pädagogischen Berufsausbildung und -tätigkeit
hat die Antragstellerin wesentlich an der Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Veröffentlichung der Ergebnisse von drei Fachtagungen
mitgewirkt, bei denen Vertreter der einschlägigen Forschung mit
Ausbildern und Praktikern im Beruf in eine gemeinsame Diskussion
gebracht wurden (Veröffentlichungen Krüger/Rabe-Kleberg/von Der-




Zur Entwicklung des Verhältnisses von beruflicher Ausbildung und
Erwerbstätigkeit von Frauen war die Antragstellerin ebenfalls an
den Vorarbeiten und der Durchführung von drei wissenschaftlichen
Konferenzen beteiligt und ist Mitherausgeberin der Veröffentli-
chungen (Mayer u.a. 1984; Rudolph u.a. 1986; Rudolph/Manthay u.a.
1987) .
4. Als Mitglied des Sprechergremiums des universitären For-
schungsschwerpunktes Arbeit und Bildung ist die Antragstellerin
mit der Konzeptionierung, Planung und Organisation von For-
schungszusammenhängen befa~t und hat vor allem zu der Ausgestal-
tung des thematischen Schwerpunktes "Unsichere Erwerbsbiographien
und individuelle Marktstrategien" beigetragen (veröffentlicht in:
Arbeit und Bildung 1986). Als Leiterin der Projektgruppe "Frauen-
arbeit und Frauenbildung" ist sie an der Konzeptionierung eines
theoretischen Gesamtrahmens für den For,chungsschwerpunkt Arbeit
und Bildung beteiligt.
3.5 Ziele und Arbeitsprogramm
3.51 Ziele
Auf dem Hintergrund der vorliegenden Forschungsergebnisse wird
davon ausgegangen, da~ seit einigen Jahren Absolventen sozialer
und sozialpädagogischer Studiengänge der Eintritt in eine aus-
bildungs- und statusadäquate Erwerbstätigkeit nur in seltenen
Fällen unmittelbar oder nach kurzer Frist gelingt. Vielmehr ver-
längert sich die Phase der Statuspassage zwischen Studium und
Berufseintritt immer mehr und erhält den Charakter eines eigen-
ständigen Lebensabschnitts, in dem die vorgesehene Passage in das
normale Erwerbsleben unvollendet bleibt und ein geglückter Ab-
schlu~, d.h. ein sicherer Obergang in die "normale" Berufstä-
tigkeit. in ungewisse Zukunft vertagt wird.
Die Untersuchung richtet sich auf die Personengruppe, die sich in
dieser Phase nach Abschlu~ des Studiums und damit in einer spezi-




den Handlungsbedingungen, die das Berufsfeld und angrenzende Be-
reiche dieser nachrückenden Generation für die praktische Anwen-
dung und die Verwertung ihrer erworbenen Qualifikation bietet. Im
Zentrum des Vorhabens aber stehen die strategien der Absolventen
selbst, im angebotenen Bezugsrahmen und in neuen Feldern ihre be-
ruflichen Wünsche zu realisieren - ebenso wie die Erfolge und
Konflikte, die sie dabei haben. In diesem Zusammenhang werden
auch Bewältigungsstrategien erforscht, mit denen die Absolventen
auf ihre risikoreiche Lebenssituation reagieren, mit denen sie
'diese interpretieren und bearbeiten.
1. Im Berufsfeld sozialer Dienstleistungen haben sich die Hand-
lungsbedingungen für die Entwicklung von Strategien zur Berufs-
einmündung in den letzten Jahren bedeutend verändert:
Zu diesem Bedingungsgefüge gehört zunächst die datenmäßig eini-
germaßen eindeutig zu beschreibende Entwicklung des Arbeitsmark-
tes, d.h. der Zahl der freien und angebotenen hauptamtlichen
Stellen. Wichtig für die Chancen der Berufsanfänger ist hier
aber, in welcher Weise die Erwartungen der Arbeitgeber an die
potentiellen Arbeitnehmer ausgeprägt sind. In der Regel stehen
für bezahlte Positionen berufserfahrene Arbeitsuchende zur Ver-
fügung. Die Verbände und öffentlichen Institutionen sozialer
Dienstleistung sind aber nicht nur Arbeitgeber im sinne normaler
Arbeitsverhältnisse, sondern traditionellerweise auch Organisato-
ren und Träger ehrenamtlicher, unbezahlter sozialer Arbeit von
Laien. Angesichts der aktuellen Lage sehen sich die Träger in der
Situation, daß einerseits soziale Arbeit zu leisten ist, die
nicht mehr bezahlt werden kann, andererseits immer mehr sozial
Qualifizierte vom Arbeitsmarkt ausgegrenzt werden, auf die die
Träger zurückgreifen können, ohne daß sie ihnen bezahlte Positio-
nen anbieten müssen. Je nach Tradition, politischer Orientierung,
professionellem Selbstverständnis, vor allem aber der Finanzlage
sind bei den Trägern Unterschiede darin zu erkennen, wie, in wel-
chem Umfang und zu welchen Tätigkeiten sie beruflich Qualifizier-




Die Handlungsbedingungen der Zielgruppe dieses Vorhabens werden
aber nicht nur durch Entscheidungsträger in den Institutionen der
sozialen Arbeit, sondern auch durch solche Personen in den
Organisationen gestaltet, die dort hauptamtlich tätig sind,-
durch die potentiellen "Kollegen". Zwischen diesen und denjeni-
gen, die auf den Arbeitsmarkt drängen und auch unter Umständen
bereit sind, unbezahlt beruflich qualifizierte Arbeit zu tun,
entstehen jedoch eher Konkurrenz- und Konfliktpotentiale, als daß
sich die Erwartung der Absolventen auf gleichberechtigte Kontakte
und fachlichen Austausch unter Kollegen erfüllte.
In Reaktion auf die wachsende Bereitschaft von Absolventen, unbe-
zahlt innerhalb und selbstorganisiert neben und vernetzt mit den
traditionellen Organisationen sozialer Dienstleistungen zu arbei-
ten, verändern sich diese Institutionen auch selbst und damit ihr
Einfluß auf diese Statuspassagen zwischen Studium und Beruf. Es
entstehen brisante Mischstrukturen zwischen den ver~chiedenen
Gruppen, die Dienstleistungen erbringen auf der eine, innerhalb
der und zwischen den Organisationen auf der anderen Seite. Die
Auswirkungen dieser Entwicklungen auf die Handlungsbedingungen
der zu untersuchenden Gruppierung müssen beobachtet werden. Es
ist z.B. denkbar, daß es zu weiteren Abschottungsprozessen kommt,
die die Risikolage der Betroffenen weiter erhöhen und kom-
plizieren würde.
Die Handlungsbedingungen der Absolventen sozialer und sozialpäda-
gogischer Studiengänge werden im regional unterschiedlichen Kon-
text wesentlich durch die Entwicklung von selbstorganisierten
Selbst- und Fremdhilfegruppen auf der einen und der Entwicklung
des sog. "zweiten und dritten Arbeitsmarktes" auf der anderen
Seite bestimmt. Diese Arbeitsmarktsegmente werden regional oder
auch kommunal durch Politiken der Arbeitsverwaltung, der Sozial-,
Jugend- und anderer Behörden und von verschiedenen Trägern struk-
turiert. Es werden Maßnahmen und Mittel bereitgestellt, mit denen
u.a. auch soziale Arbeit finanziert wird, die von potentiell Er-
werbslosen erbracht wird. Die Institutionen reagieren damit auf




Kohorten, aber auch von den selbstorganisierten Projekten und
Gruppen selbst ausgeht. Das regional unterschiedliche Netz dieser
Gruppen, d.h. die Dichte der sog. "Szene", ihre Vielfalt und auf
der Seite der Subjekte die Selbstverständlichkeit, mit der be-
reits die Studenten sozialer Studiengänge in diese Lebens- und
Arbeitsverhältrisse hineingewachsen sind, bestimmen daher die
Handlungsbedingungen der Absolventen.
In diesem Zusammenhang muß mit wesentlichen Unterschieden zwi-
schen den Handlungsbedingungen männlicher und weiblicher Absol-
venten gerechnet werden. Bedeutend mehr weibliche als männliche
Absolventen sozialer Studiengänge verlassen die Hochschulen.
Männer haben jedoch in der Konkurrenz um die wenigen begehrten
Stellen die besseren Chancen. Frauen sind stärker als Männer auf
die regional unter umständen begrenzten Arbeitsmärkte fixiert,
andererseits aber weniger bereit, ihre Orientierung auf den
sozialen Bereich aufzugeben. Zudem verfügen sie über langfristi-
ge, auch berufliche Erfahrung in sozialen Berufen, die sie
bereits vor dem Hochschulstudium ausgeübt haben. Frauen sind also
noch stärker als Männer darauf angewiesen, sich in der Region ein
Betätigungsfeld sozialer Arbeit zu verschaffen. Bei der Untersu-
chung der Handlungsbedingungen der Absolventen sollen die
geschlechtsspezifischen Unterschiede besondere Aufmerksamkeit
genießen.
Auf der Ebene der Handlungsbedingungen insgesamt müssen den all-
gemein zugänglichen Erkenntnissen über die bereichsspezifischen
und regionalen Arbeitsmärkte (Statistiken, Daten) und über die
Entwicklung des Berufsfeldes Informationen über Umfang und Aus-
maß, über Strukturen, aber auch über die innere Dynamik der hier
entstehenden neuartigen Arbeits- und Lebensverhältnisse gewonnen
werden.
2. Die Handlungsstrategien der Absolventen angesichts des ver-
schlossenen Arbeitsmarktes sowie die Formen der Bewältigung der





Unter den Absolventen werden nur ganz wenige sein, denen die
Einmündung in regulär bezahlte Berufsarbeit reibungslos und
innerhalb eines überschaubaren Zeitraums gelingt. Es kann auch
davon ausgegangen werden, daß die Gruppe derjenigen relativ klein
ist, die sich von dem Berufsfeld, für das sie ausgebildet wurden,
abgewandt und andere Ausbildungen begonnen oder sich dauerhaft
für eine andere berufliche Tätigkeit entschieden haben. Auch
diejenigen, die ihre Erwerbslosigkeit berufsstrategisch inaktiv
in bezug auf das soziale Handlungsfeld hinnehmen, dürften eher
den geringeren Anteil an der Gesamtzahl der Absolventen ausma-
chen. Es wird stattdessen erwartet, daß ein großer Teil der
erwerbslosen Absolventen versucht, durch berufsspezifische
Tätigkeiten auch dann innerhalb oder am Rande ihres Berufsfeldes
zu bleiben, wenn ihre Arbeit nicht bezahlt wird und sie Arrange-
ments zwischen unbezahlter fachlicher und existenzsichernder
fachfremder Arbeit eingehen bzw. andere Formen materieller
Existenzsicherung suchen müssen.
Genauere quantitative Angaben über die Verteilung der Absolventen
auf diese Handlungsty~en liegen nicht vor. Unbekannt ist auch, in
welcher Weise Personen die Handlungsstrategien wechseln, d.h.
z.B. welche Zeitspanne die Personen in wechselnden Arrangements
verbringen, bevor sie entweder die Bemühungen aufgeben, inaktiv
werden oder das Berufsfeld ganz verlassen. Unbeka~nt ist auch,
welche Chancen überhaupt für die Absolventen darin liegen, unbe-
zahlte soziale Arbeit zu leisten, auf diesem Weg in die hauptamt-
liche bezahlte Arbeit überwechseln zu können - und damit diese
Statuspassage doch noch vollenden zu können. Es ist ja auch denk-
bar, daß für einen Teil der sozialberuflich Qualifizierten diese
neuartigen Arbeitsverhältnisse, d.h: die Zusammensetzung der in-
dividuell erbrachten Arbeit aus verschiedenen Typen von Arbeit zu
einer Dauerlösung wird, d.h. die Statuspassage nicht in gesell-
schaftlich (bisher noch) erwarteter Weise vollendet wird.
Weiterhin ist es notwendig
Frauen, bei Absolventen
solchen aus Universitäten
herauszufinden, ob bei Männern und
von Fachhochschulen im Unterschied zu




mit und ohne Berufs- und Praxiserfahrung unterschiedliche Hand-
lungs- und Bewältigungsstrategien gegenüber der Risikolage vor-
herrschen. Aus vorliegenden Forschungsergebnissen geht hervor,
daß die Kategorie Geschlecht, formale Qualifikation und berufli-
che Praxiserfahrung entscheidend für die Verteilung der Chancen
auf dem bereichsspezifischen Arbeitsmarkt sind - bzw. waren. Auch
die Orientierung auf bestimmte Einsatzfelder innerhalb der sozia-
len Dienstleistungen und das Anspruchsniveau in bezug auf Status,
Karriere und Selbstverwirklichung im Beruf werden davon beein-
flußt. In einer Phase, i~ der der Zugang zur Erwerbsarbeit im Be-
rufsbereich versperrt ist'und die Notwendigkeit besteht, gegen-
über der normalen Berufsarbeit alternative Orientierungen und
Strategien zu entwickeln, tut sich die Frage auf, ob und wie die
Kategorien Geschlecht, Qualifikation und Praxiserfahrung auch auf
Wahl und Wechsel der Handlungsstrategien entsprechenden Einfluß
haben. Hierzu können bis jetzt nur e1n1ge Vermutungen formuliert
werden. Diese aufgrund der vorgesehenen Erhebungen zu bestätigen
oder zu verwerfen. ist Ziel des Vorhabens.
Die Wissensbasis für die folgenden Annahmen ist unter Bedingungen
der Normalität von bezahlter Arbeit - auch bezahlter sozialer Ar-
beit - gewonnen. Hier wird der Versuch gemacht, sich vorzustel-
len, was aus Orientierungen und Handlungsstrategien unter den
beschriebenen veränderten Bedingungen werden könnte:
Für Männer z.B. ist die lebenslange Berufs- und Erwerbsarbeit zur
Normalität geworden, ab einer gewissen Qualifikationsstufe auch
die Vorstellung von einer Karriere im Beruf. So sind Männer in
die Berufe des sozialen Dienstleistungsbereichs auch erst ver-
mehrt eingestiegen, als sich diese durch Bürokratisierung, Hie-
rarchisierung und Verwissenschaftlichung einer "professionellen
Normalisierung" unterzogen hatten. Dabei haben Männer vor allem
die definierenden und anleitenden sowie die kontrollierenden und
entscheidenden Funktionen übernommen. Traditionellerweise aber
sind die soziale" Dienstleistungsberufe Frauenberufe, in denen
viele positionen bis heute keinerlei Aufstiegsmöglichkeiten bie-
ten. Frauen haben immer in erster Linie solche Arbeiten übernom-
men, die nahe an den persönlichen Problemen der Klienten angesie-
delt waren. Helfen und Beraten kennzeichnen den weiblichen Part
der sozialen Arbeit vorrangig. Nur in der kurzen Phase der Expan-
sion des Wohlfahrtsstaates haben auch sie an dem Prozeß der Aus-




diese Entwicklung das quantitative Geschlechterverhältnis in den
leitenden Positionen ausgeglichen hätte.
Eine ähnliche Verteilung von Handlungsmuste~n findet sich auch
bei der traditionellen Form der unbezahlten sozialen Arbeit: wäh-
rend das Ehrenamt - als kontrollierende und bewahrende Funktion
der Leitungsebene von Verbänden und Ämtern zugeordnet - eher an
der Berufsarbeit orientiert ist und hauptsächlich von Männern
wahrgenommen wird, ähnelt die ehrenamtliche Arbeit der Frauen
eher der Haus- und Familienarbeit.
So stellt sich die Frage, ob sich in den Handlungsstrategien von
männlichen und weiblichen Absolventen ähnliche geschlechtsspezi-
fische Auf teilungen der Orientierungen und Handlungsmuster finden
lassen und wie sich diese unter den Bedingungen der nicht gelin-
genden Statuspassagen ausprägen:
So läßt sich z.B. fragen, ob sich Frauen unter Umständen eher auf
statusgeminderte, unsichere oder minimal bezahlte Arbeitsverhält-
nisse bei traditionellen Trägern einlassen, während Männer viel-
leicht eher innovatorische Strategien außerhalb traditioneller
Strukturen wählen, in denen z.B. organisatorische Qualifikationen
zum Tragen kommen.
So ist es z.B. auch denkbar, daß sich Frauen in dieser Phase un-
geklärter Berufschancen auf das vorgegebene Lebensmodell der Mut-
ter und Hausfrau mit vielfältigen sozialen Interessen und Aktivi-
täten besinnen, während Männer genötigt sind, sich mit den Verän-
derungen der Relevanz von Lohn- und Berufsarbeit in ihrem Leben
auseinandersetzen zu müssen.
Diese Unterscheidung nach geschlechtsspezifischen Orientierungen
und Neigungen sind hier nur "holzschnittartig" und unter Umstän-
den vorurteilsgeladen formuliert, d.h. die Ambivalenzen und wi-
dersprüche, gerade aber auch die Veränderung der Orientierungen,
die in den geschlechts spezifischen Denkmustern auf dem Hinter-
grund der Erfahrungen von Erwerbslosigkeit geschehen können, wer-
den nicht erfaßt. Dies ist allerdings auch nicht ohne konkrete
empirische Ergebnisse möglich.
Ähnliche Vermutungen über Unterschiede bei Handlungsstrategien
und Bewältigungsmustern können für Absolventen verschiedener Stu-





Bereits durch den vorgegebenen Zwang, ein praktisches Anerken-
nungsjahr nach Abschluß des Studiums an der Fachhochschule zu
durchlaufen, haben z.B. graduierte Sozialarbeiter und -pädagogen
Einblick in das Berufsfeld gewonnen und dort Kontakte geknüpft,
die für zukünftige Aktivitäten wertvoll sind. Zusätzlich sind
Fachhochschulabsolventen eher berufliche Aufsteiger, die in ihren
alten Beruf - oftmals (vor allem bei Frauen) auch im sozialen Be-
reich - zurückgehen können, bzw. dort Erwerb finden.
Die Ansprüche auf Einsatzfelder und Status im Beruf decken sich
bei Universitätsabsolventen und denen aus Fachhochschulen nur zum
Teil. Ob z.B. die Orientierung auf wissenschaftlich strukturierte
Arbeit auf der einen und praktisch-organisatorische Arbeit auf
.der anderen Seite Einfluß auf die Handlungstypen auch unter den
Bedingungen von Erwerbslosigkeit hat. ist anzunehmen, aber nicht
realitätsgerecht festzuhalten, da entsprechende Ergebnisse
fehlen.
Für a~le Absolventen gilt, daß sie sich vermutlich unterschied-
lich nach Geschlecht, Qualifikation und Praxiserfahrung mit einem
Arbeitsverständnis jenseits von professionellen Realisierungsmög-
lichkeiten in ihrem spezifischen Bereich und allgemein jenseits
des Normalarbeitsverhältnisses auseinandersetzen müssen. Dabei
interessiert,
ob im Studium bereits eine Orientierung auf Erwerbsarbeit im
Beruf und ein Anspruch auf Selbstverwirklichung in der Ar-
beit überhaupt erworben wurde,
wie sich diese Orientierungen im Laufe der Phase nach dem
Studium verändern und
welche Erwartungen an Beruf und Arbeit in der Zukunft ent-
wickelt werden.
Wichtig dabei ist, ob der Anspruch auf eine Vollendung der
Statuspassage in das normale Berufs- und Arbeitsverhältnis hinein
überhaupt noch aufrechterhalten wird, oder ob das Leben in
wechselnden Arrangements von Erwerb, Beruf und materieller









3.521 Anlage der Untersuchung und Forschungsmethoden
Die Untersuchung ist in vier Erhebungen gegliedert, die in bezug
auf die jeweilig notwendigen Vorinformationen, die Entwicklung
der Instrumente und die Samplebildung aufeinander aufbauen und
deren Ergebnisse aufeinander bezogen ausgewertet werden. Die Er-
hebungen werden zum Teil zeitlich parallel und zeitlich versetzt
durchgeführt.
Folgende Erhebungen sind vorgesehen:
Erhebung A: Schriftliche, standardisierte Befragung, Kurzfrage-
bogen, Vollerhebung eines Absolventenjahrgangs in
drei ausgewählten Regionen;
Erhebung B: Strukturanalyse von drei Regionen, Sekundäranalyse
von Strukturdaten. Expertenbefragung;
Erhebung C: Mündliche Befragung, problemzentrierte
Interviews mit einem TeilsampIe aus der
in drei Regionen;
Erhebung D: Schriftliche standardisierte
SampIe wie in der Erhebung A,
gen.
Im folgenden wird zunächst auf die Bildung des SampIes und die
regionale Schwerpunktsetzung eingegangen. Danach werden die Erhe-
bungen un~ die Methoden der Durchführung in der Reihenfolge des
geplanten Ablaufs vorgestellt.
Die SampIe für die drei unter den Absolventen vorgesehenen Erhe-
bungen setzen sich aus Personen zusammen, die eine berufliche
Ausbildung als graduierte oder diplomierte Sozialarbeiter/Sozial-
pädagogen an Fachhochschulen oder als diplomierte Pädagogen mit
dem Schwerpunkt Sozialpädagogik an Universitäten abgeschlossen
haben. Unter diesen Personen wird nach dem Kohortenprinzip ein
Examensjahrgang ausgesucht, und zwar derjenige, dessen staatliche
Anerkennung bzw. Universitätsexamen zum Zeitpunkt der ersten Er-




1985/1986). Das SampIe wird darüber hinaus regional eingegrenzt
auf die Absolventen von Hochschulen an drei Standorten, an denen
beide Typen von Ausbildung vertreten sind (s.u. regionale Aus-
wahl) .
Es werden insgesamt drei Erhebungen durchgeführt, in denen in
unterschiedlicher Weise auf dieses GrundsampIe zurückgegriffen
wird. In der ersten Erhebung (A) werden alle Personen dieses
SampIes schriftlich und anonym befragt (die Erhebungen werden
'weiter unten genau beschrieben). Zusätzlich werden sie gebeten,
sich zu Interviews bereitzuerklären und hierfür ihre Adresse
mitzuteilen. Mit einer Auswahl dieser nunmehr identifizierten
Personen wird ein TeilsampIe gebildet, mit dem im Rahmen einer
weiteren Erhebung (C) qualitative Interviews durchgeführt werden.
In einer Abschlußerhebung (D) wird das GrundsampIe noch einmal
schriftlich und anonym befragt. Es wird so deutlich, daß die be-
fragten Personen nur in der Linie von der Erhebung A zur Erhebung
B zu identifizieren sein werden, weil sie sich freiwillig zu er-
kennen geben. Zwischen den Personen, die auf die Befragung A und
D antworten, kann aber keine Identifizierung vorgenommen werden.
Diese Einschränkung, die sich aus Methoden- und Datenschutzgrün-
den ergibt, muß erwähnt werden, weil so erst deutlich wird, daß
die Antworten auf die in den drei Erhebungen gestellten Fragen
zwar in verschiedenen Phasen der Statuspassage gegeben werden,
aber nicht von identischen Personen. Es handelt sich also nicht
um eine Längsschnittuntersuchung von identischen Personen, wohl
aber von einer relativ fest umrissenen Gruppierung mit vergleich-
barer sozialer Risikolage. Es wird versucht, diese Beschränkungen
bei der Entwicklung der Fragebögen für die beiden schriftlichen,
anonymen Erhebungen zu minimieren (s.u. Erhebung D).
Die Eingrenzung auf Regionen begründet sich nicht nur aus der
Notwendigkeit quantitativer Beschränkungen im Rahmen der für das
Forschungsprojekt zur Verfügung stehenden Zeit und Mittel. Viel-
mehr muß davon ausgegangen werden, daß Ausbildung, kommunale So-
zial- und Arbeitsmarktpolitik und die Aktivitäten der Trägerver-




ander einer relativ großen qualitativen Variationsbreite unter-
liegen. So gilt z.B.:
Ausbildungsgänge an Fachhochschulen und Universitäten sind
jeweilig nur äußerlich gleich und bieten formal gleichbe-
rechtigende Zertifikate an. Aufgrund der Arbeitsmarktlage
dUrften Unterschiede zwischen "Magister" und Diplom - auch
wenn z.B. auf der pädagogischen Hochschule erworben - sowie
zwischen den von den Fachhochschulen verliehenen Graduierun-
gen oder Diplomierungen kaum noch eine Rolle spielen. We-
sentlich fUr den angesprochenen Problemkreis ist nicht nur
der Umfang des Jahrgangs, sondern auch die Verankerung der
Ausbildungsstätten in der sozialen Praxis der jeweiligen Re-
gionen, z.B. durch studentische Praxisprojekte, soziale Ak-
tivitäten der Lehrenden oder Anbindung der Ausbildungsstätte
an einen Trägerverband.
Kommunale Sozialpolitik ist zugleich regionale Arbeitsmarkt-
politik für Absolventen sozialer Studiengänge. Unterschied-
liche Marktauswirkungen können an den viel diskutierten Bei-
spielen Hamburg und Berlin deutlich gemacht werden.
Aufgrund politischer und gesellschaftlicher Entwicklungen
und Traditionen sind Träger von sozialer Arbeit in verschie-
denen Regionen in ihren Ausrichtungen, Handlungsschwerpunk-
ten und auch in ihren Strategien bezüglich unbezahlter so-
zialer Arbeit zu unterscheiden. Ebenso ist die Ausprägung
der Selbsthilfeprojekte - die "Szene" - entscheidende struk-
turelle Voraussetzungen fUr die Entwicklung unbezahlter so-
zialer Arbeit.
Die hier genannten Zusammenhänge kennzeichnen die regionale Spe-
zifik der Handlungsbedingungen von Abso~venten.
Für die Erhebung sollen drei Regionen bzw. Städte ausgewählt
werden, bei denen aufgrund von allgemein zugänglichen Kenntnissen
davon ausgegangen werden kann, daß sie sich in bezug auf
Anzahl und Stru~tur der angezielte~ Absolventengruppen,
die bereichsspezifische ~rbeitsmarktpolitik (hierzu gehören




und dritten regionalen Arbeitsmärkten, spezifische Aktivitä-
ten von Verbänden) ,
Umfang und Str~ktur der selbstorganisierten Gruppen
unterscheiden. Nach diesen Kriterien sind vorläufig die Standorte
Bremen, Dortmund und Freiburg ausgewählt worden.
An allen drei regionalen Standorten sind universitäre und
Studiengänge an Fachhochschulen im Bereich Sozial-Pädagogik
vertreten, die ihre Absolventen auf die regionalen Arbeitsmärkte
entlassen. Während in Bremen eine Beharrung der Absolventen auf
den Stadtbereich zu beobachten ist, kann der bereichsspezifische
Arbeitsmarkt in Dortmund als nahezu auf das gesamte Gebiet des
städtisch strukturierten Ruhrgebiets ausgedehnt betrachtet
werden: Hierbei muß allerdings beachtet werden, daß die einzelnen
Kommunen kleinräumigem Partikularismus anhängen. Die süddeutsche
Region Freiburg umfaßt dagegen städtische und ländliche Räume,
die sehr unterschiedliche Arbeits- und Lebensbedingungen bieten.
Der bereichsspezifische Arbeitsmarkt ist vor allem in Bremen
durch sozialpolitische Interventionen und Maßnahmen strukturiert
und hierarchisiert. Die sogenannte "Szene" der selbstorganisier-
ten Projekte ist weit entwickelt und zeigt Tendenzen zu (quasi-
institutionellen) Vernetzungen. Vor allem die traditionellen
kirchlich orientierten Verbände haben relativ wenig Einfluß.
Dortmund ist ähnlich wie Bremen von hoher allgemeiner Erwerbslo-
sigkeit betroffen, unterscheidet sich aber in bezug auf die
sozialpolitisch bestimmte Arbeitsmarktpolitik. Die traditionellen
Verbände sind relativ stark vertreten, die selbstorganisierten
Gruppen und Projekte nicht so stark vernetzt. Freiburg ist im
Vergleich zu den beiden anderen Städten eine eher prosperierende
Region. Wie an anderen Hochschulstandorten gibt es eine Ausprä-
gung von selbstorganisierten Gruppen. Die traditionellen Verbände
sind jedoch relativ stark vertreten. In allen drei Regionen
bestehen Kontakte zu verschiedenen Vertretern der Forschung und
der Ausbildung, zu Vertretern aus Verbänden und selbstorganisier-
ten Gruppen, die als Experten über Wissen und Kontakte in bezug




Im folgenden werden die Erhebungen in der vorgesehenen Abfolge
vorgestellt. Dabei werden die Erhebungsinstrumente und die Art
der erwarteten Ergebnisse diskutiert:
Erhebung A: erste schriftliche, standardisierte Befragung
Die schriftliche Befragung wird in den drei Regionen als Voller-
hebung eines Absolventenjahrgangs (vgl. oben Samplebildungl
durchgeführt. Die Absolventen befinden sich zu Beginn der ersten
Erhebung ca. zwei Jahre auf dem Abeitsmarkt. Die Grundgesamtheit
wird aufgrund der Prüfungskarteien der betroffenen Hochschulen
gebildet. Die Adressen werden im Rahmen der Datenschutzvorschrif-
ten durch eine Versandfirma mit dem Fragebogen beschickt.
Angesichts des relativ geringen Zeitabstandes zwischen dem Examen
und der ersten Befragung wird hier mit einem relativ geringen
Verlust an Ansprechadressen durch Wegzug gerechnet. Zudem zeigen
Erfahrungen ähnlicher Untersuchungen, daß diese Absolventengruppe
relativ gering räumlich mobil ist. Dagegen muß davon ausgegangen
werden, daß in dieser Gruppe ein relativ großes Mißtrauen gegen-
über schriftlichen Befragungen vorherrscht. Einer Verweigerung
gegenüber der Befragung muß durch entsprechende Erläuterungen des
Erkenntnisinteresses sowie durch mehrere U.U. weitere Erklärungen
anbietende Erinnerungsschreiben begegnet werden. Wegen dieses Un-
sicherheitsfaktors ist die Rücklaufquote schwer zu prognostizie-
ren, kann aber nach Erfahrungen anderer Untersuchungen bei ca. 20
bis 25 % angesetzt werden.
Der Fragebogen wird möglichst kurz gehalten. Er richtet sich auf
Praxiserfahrungen vor und während des Studiums
berufliche Tätigkeiten nach dem Examen: bezahlte und unbe-
zahlte, fachfremde Erwerbsarbeit und andere Formen der Exi-
stenzsicherung sowie auf
Erwartungen und Strategien für die weitere berufliche Zu-
kunft.
Es werden Daten und Fakten über den bisherigen Verlauf der Nach-





Die Ergebnisse der Fragebogenauswertung bieten
einen Oberblick über mögliche Typen von Handlungsstrategien
und ihre quantitative Verteilung in dem SampIe,
die Möglichkeit, Typen von Arrangements zu beschreiben und
Verlaufsmuster von wechselnden Arrangements festzuhalten.
Vergleiche zwischen Geschlechtern, Ausbildungsgängen, prak-




der schriftlichen Erhebung anonym befragten Personen wer-
Ende des Fragebogens gebeten, sich durch die Angabe ihrer
für weitere mündliche Befragungen bereitzuerklären.
Erhebung B: regionale Strukturanalyse
Die regionale Strukturanalyse wird in zwei Untersuchungsschritten
vorgenommen:
Sekundäranalyse: In diesem Arbeitsschritt werden vorliegende Da-
ten und Informationen über die Regionen zusammengetragen und aus-
gewertet, die sich im Rahmen der sozialen Dienstleistungen auf
Ausbildung, Arbeitsmarktstruktur/-politik, auf die Arbeit der öf-
fentlichen und freien Träger der sozialen Arbeit sowie auf die
Lage selbstorganisierter Projekte beziehen. Hierzu werden tele-
fonisch und schriftlich Anfragen an entsprechende Vertreter von
Institutionen gerichtet. Im Zusammenhang mit diesem Arbeits-
schritt wird entschieden, bei welchen Kontakten mit Vertretern
der Institutionen bzw. selbstorganisierten Gruppen es sich lohnt,
ausführlichere Gespräche zu führen.
Expertengespräche: Die Expertengespräche sollen mit solchen Per-
sonen geführt werden, die in ihrer Region Einblick in die Lage
der von uns untersuchten Gruppe haben und deren Probleme und
Strategien beschreiben können. Von diesen Gesprächen werden we-
sentliche Hinweise für die allgemeine Entwicklung und regionale
Ausprägung der Arrangements von Arbeitsverhältnissen der betrof-
fenen Gruppierung erwartet. Experten werden in verschiedenen In-
stitutionen und Positionen aufgesucht. Ihre Aussagen aus ver-
schiedenen Perspektiven werden voraussichtlich erst in der Zusam-
menschau ein mosaikartiges Bild über Handlungsbedingungen und




Von der regionalen Strukturanalyse werden Ergebnisse erwartet,
die sich auf das Handlungsfeld der Zielgruppe dieser Untersuchung
richten. aber auch darüber hinaus weisen. Die Vertreter von
Ausbildungsinstitutionen, von Trägern - sei es als potentielle
Vorgesetzte, sei es als Organisatoren unbezahlter Arbeit, sei es
als potentielle Kollegen - sowie die Aktiven aus den Netzwerken
oder aus einzelnen Gruppierungen sind mit dem Problem der
unbezahlten sozialen Arbeit in weit umfassenderer Weise konfron-
tiert. Mit ihren Informationen können wir ein Bild des gesamten
Umfeldes zusammenstellen, in das die Risikolage der uns interes-
sierenden Gruppe eingebettet werden kann.
Erhebung C: mündliche Befragung
Aufgrund der Ergebnisse der ersten schriftlichen Befragung (Erhe-
bung A) sowie der regionalen Strukturanalyse (Erhebung B) kann
für die anschließende mündliche Befragung mit qualitativen Inter-
views (Erhebung C) ein theoretisches Auswahlverfahren zUr Sample-
bildung sowie das Erhebungsinstrument für problemzentrierte In-
terviews (Witzel 1983) entwickelt werden.
Bei dem Auswahlverfahren soll gewährleistet werden, daß wesentli-
che Merkmale, die in vorangegangenen Erhebungen als relevant her-
ausgestellt werden, in ihrer Breite und Verschiedenheit bei den
Befragten anzutreffen sind. Hierzu kommen wiederum die Faktoren
zum Tragen wi~
Region, Ausbildung und Geschlecht
Handlungsstrategien, mit denen die unsichere, bzw. unvollen-
dete Statuspassage "gemeistert" werden soll,
Muster der Orientierung auf Arbeit und Beruf und deren Ver-
änderung.
Die Anzahl der Interviews richtet sich im wesentlichen nach der
in den Erhebungen A und B absehbaren Variationsbreite der Fakto-
ren. Es wird davon auszugehen sein, daß in jeder Region ca. 10
bis 15 Interviews durchzuführen sind. Die Interviews sollen in
ihrer Länge 60 bis 90 Minuten nicht überschreiten. Sie werden auf




Die Entwicklung des Erhebungsinstrumentes für das themenzentrier-
te, qualitative Interview basiert auf Problemkomplexen, die sich
aufgrund der bis dahin erzielten Ergebnisse formulieren lassen.
Es wird ein Interviewleitfaden erstellt, der für das Gespräch
Strukturen vorgibt, aber Raum für Schwerpunktsetzungen und -ver-
lagerungen sowie die Einführung neuer Problembereiche durch die
Interviewten zuläßt. Die Interviewten werden so als Experten für
ihre eigene Situation verstanden, über die sie Informationen,
Deutungen und Einschätzungen liefern. Es wird eine wechselseitige
'diskursive Verständigung zwischen Interviewtem und Interviewer
angestrebt, Mißverständnisse sollen bereits während des Gesprächs
geklärt werden. Deshalb sind Rückfragen, Bitten um vertiefende
Erläuterungen ebenso möglich wie Hinweise auf Ungenauigkeiten,
Lücke~ und Widersprüche. Narrative Phasen sind möglich, werden
aber durch den Interviewer zum Problembezug in Verbindung ge-
bracht.
Da die thematisierte biographische Phase relativ kurz ist, werden
Erinnerungslücken, die durch Hinzuziehung dokumentarischen Mate-
rials geschlossen werden können, relativ selten sein. Grundlage
des Interviews ist aber in jedem Fall der jeweilige Kurzfragebo-
gen. Umdeutungen und Neuinterpretationen der gesamten biographi-
schen Phase im Lichte der augenblicklichen Position des Inter-
viewten ist aber aufgrund der ideologischen und gesellschaftlich-
politischen, aber auch der existenziellen "Aufladung" der Proble-
matik nicht auszuschließen und können nur durch entsprechende
Nachfragen relativiert werden.
Die Auswertung der transkribierten Interviews ist ebenso wie das
Interview selbst halb-standardisiert. Parallel zum Interviewleit-
faden wird ein Auswertungsraster entwickelt, das aufgrund der neu
eingebrachten Themen differenziert und ausgewertet werden kann.
In zwei Arbeitsschritten werden nach diesem Verfahren zunächst
jedes einzelne Interview analysiert und danach Argumentationsmu-




Gegenüber der Erhebung A werden hier vor allem Ergebnisse auf der
Ebene von Erleben, Bewältigen, Planen, insgesamt des HandeIns er-
wartet, die Aufschlüsse über individuelle Orientierungen und
Strategien sowie ihre Veränderungen zulassen. Im Zusammenhang mit
den Ergebnissen der Erhebung B können die Beziehungen zwischen
Bedingungen, ihren Auswirkungen und den Bewältigungsstrategien
sichtbar gemacht werden.
Erhebung D: zweite schriftliche Befragung
Während sich die erste Befragung (Erhebung Al vor allem auf Ver-
laufsformen und -typen richtet, ist es das Ziel dieser zweiten
Befragung herauszufinden, ob und in welcher Weise die Statuspas-
sage beendet wurde und in welcher Weise das angenommene Ende der
Statuspassage mit den Verlaufsformen der Passagephase in Verbin-
dung steht. Mit einem entsprechenden Kurzfragebogen werden die
Absolventen des Samples der Erhebung A hier ein weiteres Mal be-
fragt. Zum Zeitpunkt dieser zweiten schriftlichen Befragung sind
die Absolventen ca. vier Jahre auf dem Arbeitsmarkt. Es kann da-
mit gerechnet werden, daß der größere Teil von ihnen die Status-
passage in irgendeiner Weise abgeschlossen hat. Die Kernfrage des
Fragebogens richtet sich deswegen auf diesen Typ des Abschlusses
der Statuspassage. Zusätzlich wird nach den hauptsächlichen Ver-
laufsmustern der Statuspassage gefragt. Auf der Basis der Ergeb-
nisse der ersten schriftlichen Befragung sowie der qualitativen
Interviews werden hierzu Typen von Arrangements und Verlaufsmu-
stern formuliert, denen sich die Befragten zuordnen sollen.
Interesse und Motivation, an der Befragung teilzunehmen, sollen
dadurch geweckt werden, daß der Absolventengruppe wesentliche Er-
gebnisse der bis dahin durchgeführten Untersuchung mitgeteilt
werden.
Mit den drei Erhebungen, die sich direkt an die Absolventengruppe
richten, können ca. vier Jahre überblickt werden, in der sich die
Statuspassage vom Studium in den Beruf abspielen soll. Mit den
unterschiedlichen' Erhebungen werden die Interviewten auf relativ




um relativ klare Daten und Entscheidungen handelt, auf die hin
sie befragt werden, zum anderen um existenzielle Entscheidungen,
Erfolge und Mißerfolge sowie grundsätzliche individuelle und so-
ziale Einschätzungen kann davon ausgegangen werden, daß die Be-
fragten in der Lage sind, die gewünschten Auskünfte zu geben.
Weiterhin kann davon ausgegangen werden, daß die Interviewten
auch selbst Interesse an dieser Untersuchung haben werden. Die
Bereitschaft, sich zumindest an den mündlichen Interviews zu be-
teiligen, kann daher als relativ hoch angenommen werden. Unter
Umständen wird es nötig sein, die schriftliche Befragung in die-
ser Absolventengruppe durch persönliche Kontakte abzusichern und
zu unterstützen.
Es ist' selbstverständlich, daß über alle Erhebungen hinweg, über
die Gesamtdauer des Projektes laufend Informationen und Daten
über die ausgewählten Regionen gesammelt und im Hinblick auf die
Fragestellung des Projektes ausgewertet werden und daß mit den
Experten in den Regionen ebenfalls über die Gesamtzeit des Pro-
jektes ein informeller Kontakt gehalten wird, um über Veränderun-
gen in den Regionen informiert zu sein.
In der folgenden Abbildung wird die Abfolge bzw. zeitliche Ver-
setzung sowie die Verknüpfung der vier Erhebungen schematisch
dargestellt. {Zusätzlich wird der Einsatz wissenschaftlicher
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1988 Juli - Sept.Einarbeitung der neuen Teammitglieder
Vorbereitung der Erhebung A
Sept. - Dez.
1989 Jan. - April
Mai - Juni
Juli - Dez.
1990 Jan. - Juni
Juli - Dez.
1991 Jan. - März
April - Juni





Versand der Fragebögen, Mahnungen
Auswertung der Erhebung A
Erhebung B: regionale Strukturanalyse
Informations- und Datensammlung über die
Regionen
Kontaktaufnahme und Auswahl von Experten in
den Regionen
Entwicklung der Leitfäden für Expertenge-
spräche
Durchführung der Experteninterviews in den
Regionen
Auswertung der Interviews anhand von Proto-
kollen
gemeinsame Auswertung der Erhebungen A und
B als Vorbereitung für
Erhebung C: mündliche, qualitative Inter-
views
theoretische Auswahl des SampIes
Entwicklung des Interviewleitfadens




Auswertung der qualitativen Interviews
Vergleich dieser Ergebnisse mit denen aus
der Erhebung A und B
Vorbereitung der




Versand der Fragebögen, Mahnungen
Auswertung der beantworteten Fragebögen
Vergleich mit Ergebnissen aus den Erhebun-
gen A, B, C





3.6 Stellung des Projektes innerhalb des Programms des Sonder-
forschungsbereichs
Mit dem Projekt werden zentrale theoretische Probleme des Sonder-
forschungsbereiches angesprochen. Es wird eine Statuspassage the-
matisiert, in der für die Subjekte aktuell existenzielle und bio-
graphisch entscheidende Risiken entstehen. Grundsätzlich wird die
Gefahr thematisiert, daß eine Statuspassage, die für den Ablauf
des Lebens als normal gilt, für eine bedeutende Zahl von Mitglie-
dern der Gesellschaft unvollendet bleibt. Es entsteht dabei aber
nicht nur eine neue Lebensphase, die einer Normalisierung bedürf-
te, auch das Grundverständnis des Normalarbeitsverhältnisses wird
mit diesen Entwicklungen in Frage gestellt. Weiterhin wird davon
ausgegangen, daß die Problematik, die hier an einem Fall gezeigt
wird, ebenso für andere Berufsgruppen gilt oder gelten wird.
Zwar wird in diesem Projekt von einer Statuspassage ausgegangen,
die den Obergang von der Ausbildung in den Beruf thematisiert.
Trotzdem ist dieses Forschungsvorhaben nicht der Projektgruppe A
zuzuordnen, weil im Zentrum dieser Untersuchung die in dieser
Phase entstehenden Ar~angements von neuartigen Arbeitsverhältnis-
sen stehen. Das Projekt ist deshalb im Bereich B angesiedelt, wo
verschiedene Formen von Arbeit innerhalb von Statuspassagen ange-
sprochen werden. Die Dualität von "Reproduktionsarbeit" und Er-
werbsarbeit tritt bisher vor allem als Problem der weiblichen
Normalbiographie auf. Mit diesem Projekt soll jedoch ein Beitrag
zu der Fragestellung geleistet werden, ob sich das weibliche Mo-
dell weitgehend ungeregelter und unsicherer Arbeitsverhältnisse
im Erwerbsbereich und die notwendigen Kombinationen und Arrange-
ments von Arbeitstypen zeitlich parallel oder verschoben nicht
für weitere Teile auch und gerade der hoch qualifizierten Bevöl-
kerung zu einem möglichen allgemeinen entwickelt und damit seine
Geschlechtsspezifik verliert.
Für die Fortführung der Arbeit sind folgende Überlegungen wich-
tig. Durch die Einschränkung der Untersuchung auf eine Fallgruppe
k~nn die Allgemüinheit der Tendenz dieser Entwicklung nur auf dem




Lebenslagen nachwachsender beruflich Qualifizierter argumentiert
werden. Eine sinnvolle Fortführung bestände daher in der Ausdeh-
nung auf andere Fachgruppen, andere Berufe, andere Kohorten. We-
gen der Spezifik der jeweiligen Handlungsmöglichkeiten nach Beru-
fen, Regionen und Kohorten sind repräsentative Erhebungen dagegen
nicht sinnvoll.
In diesem Projekt wird die Untersuchung der Institutionen, die
für diese Statuspassage "zuständig" sind bzw. der Personen, die
Einfluß auf die Normalitätsstandards und auf das Gelingen oder
Mißlingen dieser Phase nehmen können, nur soweit betrieben, daß
ihr spezifischer Einfluß auf die Handlungsbedingungen der Un-
tersuchungsgruppe in den Blick genommen wird. Aber auch die Mög-
lichkeiten und Strategien der Institutionen müssen sich ange-
sichts der Ausweitung von unvollendeten Statuspassagen und der
Entwicklung neuartiger Arbeitsverhältnisse ändern - haben sich
wahrscheinlich schon im Laufe der letzten Jahre verändert. Eine
Untersuchung auf der Ebene der Institutionen und der Personen,




promovierte/n wissenschaftliche/n Mitarbeiter/in (mit 20 h/Woche,
BAT 2a) aus dem Bereich der Pädagogik/Sozialpädagogik mit guten
Kenntnissen im sozialpädagogischen Berufsfeld einzustellen. Im
Jahr 1990 wird zusätzlich eine studentische Hilfskraft (für 12
Monate) gebraucht.
N.N., promovierte/r Sozialwissenschaftler/in mit dem Schwerpunkt
Arbeitsmarkt und Berufsforschung ist mit der gesamten Arbeitszeit
(40 h/Woche) im Teilprojekt tätig und an allen Arbeits- und Erhe-
'bungsschritten beteiligt. Vor allem übernimmt er/sie alle ar-
beitsmarkttheryretischen und datenmäßigen Arbeiten. Weiterhin ist
er/sie zuständig für die Planung, Organisation und Durchführung
der empirischen Erhebungen und der entsprechenden Auswertungen.
Bei der Erstellung der Ergebnisberichte übernimmt er/sie vor al-
lem die Formulierung der Ergebnisse aus den regionalen Struktur-
analysen und den standardisierten Befragungen.
N.N., Sozial-Pädagoge/in mit universitärem Abschluß, Erfahrungen
mit qualitativen Interviews und beruflicher Praxis im Feld sozia-
ler Arbeit ist mit 20 h/Woche im Teilprojekt tätig und im Rahmen
der beschränkten Arbeitszeit an möglichst allen Arbeitsschritten
beteiligt. Vor allem wird erwartet, daß sie/er Informationen über
und Kontakte zum Berufsfeld sozialer Arbeit verfügt, bzw. auf dem
Hintergrund der Erfahrungen verschaffen kann. Sie/er wird schwer-
punktmäßig bei der Vorbereitung und Auswertung der Gespräche mit
Experten und den qualitativen Interviews eingesetzt.
~, studentische Hilfskraft mit sozialwissenschaftlicher Studi-
enrichtung wird für 12 Monate im Projekt jahr 1990 eingesetzt.
Ebenso wie die studentischen Hilfskräfte aus der Grundausstattung
wird sie/er vor allem für organisatorische Hilfsarbeiten, insbe-
sondere bei der Erhebung D eingesetzt, aber auch nach entspre-
chender Schulung und unter Anleitung bei der Auswertung der Erhe-
bung C.
Schreibkapazität wird aus der Ergänzungsausstattung zusätzlich




allem im letzten Quartal 1989, ca. 2500 Seiten), sowie für größe-
re zusammenhängende Texte (vor allem 2. Quartal 1989: ca. 500
Seiten; 1. Quartal 1990: ca. 500 Seiten und im ersten Halbjahr
1991:ca. 1000 Seiten). Es werden keine Mittel für die Transkrip-
tion im Rahmen dieses Teilprojekts ausgegeben. Es wird davon aus-
gegangen, daß im zentralen Schreibpool des SFB genügend Kapazi-
täten - auch gleichzeitig - vorhanden sind. Es ist darauf hinzu-
weisen, daß aufgrund der Zeitplanung die Transkription von Inter-
views innerhalb relativ kurzer Zeit notwendig ist.
3.72 Aufgliederung und Begründung der Sächlichen Verwaltungsaus-
gaben (nach Haushaltsjahren)
Kleingeräte (515) und Verbrauchsmittel (522)
1988 1989 1990 1991
133 134 135 135a
- aus der Grundausstattung 1.650,- 3.300,- 3.300,- 1.650,-




Es werden U.a. Mittel
von DM 3.300 jährlich
bereitgestellt.
für Bürobedarf und Kleingeräte im Umfang
aus der Grundausstattung der Universität
Erqänzunqsausstattung
Bei der Aufstellung der Sachmittel wird davon ausgegangen, daß
Geräte zur Aufnahme der Interviews auf Tonträger, Geräte zum Ab-
hören durch die Projektmitarbeiter sowie die technische Ausrü-
stung zur Transkription in dem Zentralgerätepool des SFB vorhan-
den sind. Es wird davon ausgegangen, daß in den Interviewphasen
(vor allem 2. Quartal 1989 und 1. Quartal 1990) zwei bis drei
Aufnahmegeräte gleichzeitig und über mehrere Wochen hintereinan-
der benötigt werden. Die beantragten Mittel werden zur Ergänzung
der Grundausst~ttung fOr BOro- unj Schreibmaterial, besonders
aber für die benötigten Toncassetten sowie die projektinhaltlich
bedingten erhöhteIl Telefonkosten (Sondierung, Auswahl, Kontaktie-
rung und Terminabsprache mit den Interviewpartner/inne/n). Im
Jahr 1939 ist w~gen der Erhebung B und der Samplebildung der




speziellen Kosten für die Erhebungen werden gesondert ausgewiesen
(vgl. Sonstiges).
Reisekosten (527)
entstehen nur im Haushaltsjahr 1989.
Für die Erhebung B sind folgende Reisen vorgesehen:
Region Dortmund:
1 Person insges. 14 Tage Aufenthalt (950 DM);
4 Hin- und Rückreisen (330 DM), insgesamt
Region Freiburg:
2 Personen insges. 10 Tage (1548 DM);
je 1 Hin- und Rückreise (414 DM), insgesamt
DM 1.280
DM 1.962
Für die Erhebung B entstehen Reisekosten in Höhe von DM 3.242
Für d~e Erhebung C sind folgende Reisen geplant:
Region Dortmund:
2 Personen insges. 14 Tage (1900 DM);
4 Hin- und Rückreisen (660 DM), insgesamt
Region Freiburg:
2 Personen insges. 14 Tage (1900 DM);
je 1 Hin- und Rückreise (414 DM), insgesamt
Insgesamt Reisekosten für die Erhebung C:







Die über die Büro- und Verbrauchsmittel hinaus ausgewiesenen Ver-
vielfältigungskosten fallen vor allem für die empirischen Phasen,
d.h. die Herstellung der Erhebungsinstrumente (Fragebogen zur
quantitativen Befragung, Begleitschreiben etc.) und für die Aus-
wertungsarbeiten (vor allem der qualitativen Interviews) an.
Darüber hinaus ist mit erhöhten Vervielfältigungskosten durch das
Abfassen von Berichten zu rechnen. In jedem Haushaltsjahr wird
mit DM 500 Vervielfältigungskosten gerechnet.
Sonstiges (547)
a) Erhebungskosten
fallen in den Jahren 1988 und 1990 an. Dabei handelt es sich um




gen für die Rückantworten. Zusätzlich entstehen Kosten durch die
Adressenfindung durch das Einwohnermeldeamt. Für das Verschicken
von Fragebogen an ca. 1000 Adressen entstehen Kosten von DM 4200.
Für die Ad~essenfindung durch das Einwohnermeldeamt müssen für
das Jahr 1988 DM 1.000 angesetzt werden. Im Jahre 1990 erhöht
sich dieser Posten um das Doppelte. Insgesamt entstehen im Jahre
1988 Erhebungskosten von DM 5200, im Jahre 1990 in Höhe von
DM 6200.
bl Transkriptionskosten
1989 müssen etwa 2500 Seiten transkribierte Interviews herge-
stellt werden. Für die Durchführung qualitativer Interviews ist
es methodisch unumgänglich, diese Interviews zu transkribieren.
Erfahrungen aus anderen Projekten zeigen, da~ wesentliche Infor-
mationen und Aspekte bei anderen Methoden (z.B. der Protokollie-
rung) verloren gehen.
cl Veröffentlichungen
Für die Veröffentlichungen der Projektergebnisse wird ein Druck-
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Haushalts- Personal- Sächliche Verwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 81.100 6.600 10.000 97.800
1989 162.200 34.004 196.204
1990 162.200 5.500 167.700





DDR-Bürger, die legal (per Ausreiseantrag usw.) oder illegal in
die Bundesrepublik übersiedelt sind, durchlaufen eine Reihe von
Statuspassagen: Wechsel der Berufstätigkeit oder von Berufstätig-
keit in Arbeitslosigkeit, Ausscheiden aus dem Erwerbsleben (ins-
besondere bei Frauen) oder Wechsel in Ausbildungs- und Weiterbil-
dungsstatus. Dabei ist insbesondere die Situation des Arbeits-
marktes von Bedeutung für die Chancen der Eingliederung. So macht
es einen Unterschied, ob die Wanderung zum Zeitpunkt von Vollbe-
schäftigung oder Massenarbeitslosigkeit erfolgt; die der Wande-
rung folgende Zeit von Arbeitslosigkeit bzw. das Innehaben von
Arbeitsstellen, die gegenüber der mitgebrachten beruflichen Qua-
lifikation in der Regel einen Abstieg darstellen, wird von diesen
Kontextbedingungen abhängen. Weiterhin ist zu vermuten, daß Frau-
en, die in der DDR regelmäßig berufstätig sind, die Anpassung an
die in der Bundesrepublik gültige weibliche Normalbiographie, die
nach der Geburt der Kinder ein Ausscheiden aus dem Beruf vor-
sieht, nicht ohne Schwierigkeiten leisten können, zumal in der
Anfangsphase der Existenz in der Bundesrepublik ein ,doppelter
Verdienst dringlich erwünscht ist.
Es soll ein SampIe von 150 DDR-Zuwanderern interviewt werden,
deren Wanderung in den Jahren 1983-1985 stattfand, mithin in
einer Phase der Massenarbeitslosigkeit. Die Auswirkungen dieser
Kontextsituation für Statuspassagen im Erwerbsleben sollen
festgestellt werden; ein Vergleich mit Wanderungen im wirtschaft-
lichen Kontext der Prosperität ("Wirtschaftswunder") ist vorgese-
hen. Die dazu geplante Befragung von Zuwanderern in den Jahren
1959-1961 soll allerdings erst in der zweiten Förderungsphase
stattfinden. Im Vordergrund der Untersuchung werden die Spiralen
der beruflichen Eingliederung stehen, die subjektiv als Prozesse
des zeitweisen oder auch dauerhaften beruflichen Abstiegs erlebt
werden können. Die Abhängigkeit des Verlaufs dieser Statuspassa-
gen innerhalb des Erwerbslebens oder aus dem Erwerbsleben in
Arbeitslosigkeit bzw. ausschließliche Reproduktionstätigkeit (bei
Frauen) von Variablen wie Alter, berufliche Qualifikation und
Geschlecht soll überprüft werden. Kulturelle Eingliederungspro-
bleme, die sich aus den normativen Unterschieden beider Gesell-
schaftssysteme ergeben, sollen ebenfalls erfaßt werden.
Diese Ebene des individuellen Erlebens der Integration soll
schließlich kontrastiert werden mit der institutionellen Hand-
lungsebene; dazu sollen Institutionen, die mit Eingliederungsfra-
gen (Anerkennung politischer Wanderungsmotive; Anerkennung beruf-
licher Qualifikationen bzw. Bildungsnachweise; Kredit- und Unter-
stützungsvergabe; Arbeitsvermittlung; Sozialfürsorge) betraut
sind hinsichtlich ihrer Entscheidungsmuster und Zielvorstellungen




3.3 Stand der Forschung
Vorbemerkung
Obgleich es zum Thema Wanderung zwischen DDR und Bundesrepublik
eine beachtliche Literatur gibt, ist doch nur ein kleiner Teil
davon als soziologische Analyse zu werten. Vielfach handelt es
·sich um politikwissenschaftliche oder auch zeitgeschichtliche
Arbeiten; daneben finden sich sozialpolitische und sozialpäda-
gogische Studien. Nicht selten steht die Frage nach den Gründen
der Migration stärker im Vordergrund als die Frage der späteren
Eingli'ederung. Es scheint beinahe, als sei die Eingliederungs-
frage im wesentlichen als unproblematisch angesehen worden.
Damit hat sich die deutsche Soziologie einer Forschungschance be-
geben, die - wie aus der Geschichte der amerikanischen Soziologie
ersichtlich - der theoretischen oder auch methodischen Fortent-
wicklung besonders nützlich gewesen sein könnte. Denn die Inte-
grationsproblematik von Einwanderern war nicht nur Gegenstand der
Pionierarbeiten mit der biographischen Methode (Thomas und Znia-
niecki 1919; 1921); sie war auch Auslöser für die Theoriebildung
in der Chicago-Schule, wobei nicht nur stadt-ökologische, sondern
auch minoritätstheoretische Theoreme entwickelt wurden (vgl. Park
1928) .
In der Bundesrepublik wandte sich die Soziologie Fragen der Mi-
gration erst im Zusammenhang mit der wachsenden Zahl ausländi-
scher Arbeitsmigranten zu. Daß für den bundesdeutschen Arbeits-
markt im Ausland Arbeitskräfte angeworben wurden, hatte seine
Ursache im Versiegen des Zuwandererstroms aus der DDR nach dem
Mauerbau im Jahr 1961. Zuvor konnte insbesondere in der zeit des
beginnenden "Wirtschaftswunders" die Nachfrage nach vermehrter
Arbeitskraft durch die DDR-Zuwanderer befriedigt werden, wobei
sicherlich die Frage zu stell~n wäre, ob - ähnlich wie bei Gast-




derqualifizierten Tätigkeiten rekrutiert wurden. Es drdngt sich
gewisserma~er eine Problemsicht auf, die Hypothesen aus der Inte-
grationsforschung von ausländischen Migranten, oder auch Spätaus-
siedlern, auf DDR-Zuwanderer überträgt. Andererseits scheint die
kulturelle Verwobenheit und sprachliche Einheit beider deutscher
Staaten in Geschichte und Gegenwart gegen die Nützlichkeit dieser
Problemsicht zu sprechen. So scheint es angemessen, bei der Ober-
tragung von Fragestellungen der Gastarbeitersoziologie auf DDR-
Zuwanderer sehr gezielt auszuwählen und etwa mit Fragen nach der
Eingliederung in das Erwerb~leben zu beginnen, um im Zusammenhang
damit Probleme der kulturellen Eingliederung mit aufzugreifen.
Ein Verzicht auf Anwendung migrationssoziologischer Theoreme auf
die Zuwanderer aus der DDR hie~e, die Fiktion der Soziologie der
50er Jahre fortleben zu lassen, Wanderungen zwischen Ost und West
seien keineswegs von starken Integrationsproblemen geprägt: z.B.
von sozialen Abstiegen, Diskriminierungen, Vorurteilen gegenüber
Fremden, Akku1turations- und Assimilationsproblemen usw. Es
scheint vielmehr an der Zeit, die aus dem politischen Selbstver-
ständnis der Bundesrepublik ("Traum jedes DDR-Bürgers") resultie-
rende Leugnung der Möglichkeit von Kulturkonflikten allmählich-
jedenfalls im Rahmen soziologischer Forschung - aufzugeben.
Bei der Diskussion des Forschungsstandes soll sehr gezielt auf
Untersuchungen abgestellt werden, die zum hier ins Auge gefaßten
Thema Wissensbestände aufweisen. Priorität hat der Blick auf die
Folgen der Wanderung für die Erwerbsbiographie bei Männern und
Frauen. Auch Ausbildungs- und Weiterbildungsfragen werden einbe-
zogen, soweit tS dazu Material gibt: ebenso natürlich Arbeiten
zur Integration allgemein. Mit diesem selektiven Forschungsüber-
blick können einzelne Dimensionen der Statuspassagen, die die





Zunächst ist es nützlich, ein grobes zeitliches Raster der Abfol-
ge uoziologischer Forschungen voranzustellen. Dadurch sind zu-
gleich bestimmte Wanderungs epochen beschreibbar, die jene 40
Jahre, in denen Personen zwischen den Regionen der DDR und der
Bunde~republik wanderten, zu untergliedern erlauben.
Zu den wesentlichen empirischen Arbeiten gehören die Studien des
Vereins für Socialpolitik zur Eingliederung der Vertriebenen und
Flüchtlinge in die einzelnen Bundesländer (Pfister 1954 ff.; Lem-
pert/Edding 1959), bei denen allerdings die Gruppe der DDR-
Flüchtlinge eher beiläufig analysiert wurde. Hauptthema dieser
ersten Forschungsarteiten war die berufliche und wohnungsbezogene
Eingliederung von vielen Millionen von Ost-West-Wanderern in
einer wirtsc~aftlichen Phase hoher Arbeitslosigkeit; im Jahr 1951
betrug die Arbeitslosenrate in der Bundesrepublik noch über 10 %.
Sie sank erst 1955 unter die Grenze von 1 Million (Bethlehem
1982: 82).
Neben dieser Enquete sind e~n~ge kleine Untersuchungen insbeson-
dere zur Eingliederung von jugendlichen Zuwanderern (Schröter
1958; Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendaufbauwerk 1969) erwähnens-
wert, die z.B. folgenden Fragen galten:
Wie werden Erfahrungen des kapitalistischen Alltags auf dem Hin-
tergrund der eigenen Sozialisation in der DDR verarbeitet? Wie
verläuft die berufliche Integration insbesondere z.B. der Mäd-
chen, die in Männerberufen ausgebildet worden waren?
Daneben wurden kleinere Studien angefertigt zu Wanderungsmotiven
(Klein 1955), Eingliederungsproblemen in den Arbeitsmarkt (Hilfs-
werk der Ev. Kirche 1954) oder der Lebenssituation politisch
nicht anerkannter Flüchtlinge (Wanstrat 1953).
Damit erschöpft sich der Wissensstand über DDR-Zuwanderer im
Zeitraum vor dem Mauerbau. Ober die Wanderungsströme splbst ist




der Zuwanderer leicht zu; bis 1961 lag deren jährliche Zahl über
oder in der Nähe von 200.000 Personen. Nach dem Bau der Mauer in
Berlin und dem Ausbau der Sperranlagen sank die Zahl der Zuwan-
derer auf 15.000 bis 20.000 Personen im Jahresdurchschnitt ab.
Interessanterweise fiel der Zeitraum der wirtschaftlichen Prospe-
rität ("Wirtschaftswunder") nur teilweise zusammen mit der Zeit
der größten Wanderung zwischen Ost und West. Orientiert man sich
an der Relation zwischen offenen Stellen und Arbeitslosen, so
dürfte als Prosperitätsphase der Bundesrepublik etwa die Zeit von
1956 bis 1975 zu bezeichnen sein; 1961 sank die Zahl der Arbeits-
losen unter 1 %, 1960-1974 gab es mehr offene Stellen als Ar-
beitslose (Bethlehem 1982: 82). Nur für den kurzen Zeitraum 1956
bis August 1961 traf der Zuwandererstrom aus der DDR also auf
eine Situation der Vollbeschäftigung. Nachdem am 13.8.1961 die
weitere Zuwanderung fast unmöglich geworden war, begann die An-
werbung von Gastarbeitern in Südeuropa eine größere Dimension
anzunehmen. Dieser wirtschaftspolitische Zusammenhang ist insbe-
sondere von Wissenschaftlern. die sich mit neuester Sozialge-
schichte befassen, hervorgehoben worden: Gastarbeiter sind das
funktionale Äquivalent der DDR-Zuwanderer geworden (Bade 1987).
In der Zeit nach 1961 erschienen einige Studien, auf die inhalt-
lich bzw. methodisch ausführlicher einzugehen ist. Dazu gehört in
erster Linie die Arbeit von Jolles (1965), die eine gründliche
Kompilation des bis dahin erreichten Forschungsstandes darstellt.
Ferner hat Hinst (1968) das Verhältnis zwischen Westdeutschen und
Flüchtlingen untersucht sowie Haeberlin (1971) die Integration
von Jugendlichen. Im Mikrozensus 1971 lief eine Sondererfassung
zum Bildungs- und Berufsweg der Vertriebenen und Flüchtlinge mit
die Ergebnisse wurden kürzlich im Detail analysiert (Lüttinger
1986; Rossmann 1986), so daß nun makrosoziologisch eine Bilanz
der beruflichen Eingliederung der bis 1971 Zugewanderten möglich




Einflu~ des Wanderungszeitpunktes (vor bzw. während der Prosperi-
tät) auf die berufliche Integration.
Eine letzte starke Beachtung durch Sozialforschung erhielt das
Zuwanderungsproblem infolge der Ausreisewelle 1984; in jenem Jahr
wurde einer mehr als verdoppelten Quote von Ausreisewilligen der
Antrag genehmigt. Mehr als 40.000 DDR-Bürger, überwiegend jüngere
Erwerbstätige, kamen in die Bundesrepublik. Ihre berufliche und
soziale Eingliederung wurde gezielt untersucht (Range 1985; Hof-
bauer 1985). Erfahrungen bei der Eingliederung wurden im Ausschu~
für Lnner1eutsche Beziehungen des Bundestages diskutiert (Proto-
koll der 41. Sitzung vom 12.6.1985). Im Zusammenhang mit diesen
Untersuchungen wurden die Eingliederungsprobleme von Zuwanderern
in der Phase der Massenarbeitslosigkeit, die in dem hier geplan-
ten Projekt im Vordergrund stehen, ansatzweise thematisiert.
Zuwanderung vor 1961
Die berufliche Integration von Männern, die Y2L oder in der~
speritätsphase wanderten, ergibt sich in groben Konturen aus den
Daten des Mikrozensus 1971 in der Detailanalyse, die Lüttinger
vorgelegt hat. Schon die Volkszählung 1970 hatte gezeigt, da~ die
DDR-Zuwanderer einen höheren Bildungsstatus aufwiesen als die
übrigen Bevölkerungsgruppen: Rund 40' (gegenüber 28' der Ein-
heimischen) hatten Realschule, Oberschule, Fach- bzw. Ingenieur-
schule oder Hochschule besucht (Statistisches Bundesamt 1975:
24). Nach Lüttinger hat die DDR in den fünfziger Jahren "ein
Drittel ihrer Akademiker und eine beträchtliche Zahl von Techni-
kern und Facharbeitern" verloren (1986: 30). Dem hohen Qualifika-
tionsniveau entsprach auch, da~ der Arbeiteranteil bei den DDR-
Zuwanderern relativ niedrig war. Dieser stieg aber~ der Wan-
derung an, und zwar auch für unqualifizierte Arbeit (Lüttinger
1986: 28 f). Diese von der Wanderung bewirkte Abwärtsmobilität




sitionen, die in den Jahren 1950, 1960 und 1971 ausgeübt wurden,
ergab bei Flüchtlingen zwischen 1950 und 1960 eine Abwärtsmobili-
tät in fast doppelter Höhe der Einheimischen, zugleich allerdings
auch eine größere Quote an Abwärtsmobilen. Die Unterschiede ni-
vellierten sich in der Zeit nach 1960 (Lüttinger 1984: 129). In
der Bilanz: Es existiert ein erhöhtes Risiko der Abwärtsmobilität
im Zeitraum kurz nach der Wanderung, das aber im Verlauf einer
Prosperitätsphase anschließend durch Aufstiege wieder wettgemacht
wird.
Die berufliche Integration von Frauen, die aus der DDR zuwander-
ten, ist für die Zeit vor und in der Prosperitätsphase nur sche-
menhaft dokumentiert. Nach den Daten der Volkszählung 1970 be-
steht bei ihnen eine leicht höhere Erwerbstätigenquote als für
die Einheimischen (Statistisches Bundesamt 1975: 24). Für 1957
zeigte die statistische Erhebung von Nellmer (in Edding/Lemberg
1959: 136) dagegen eine etwas geringere Erwerbsquote. Generell
scheint aber eine höhere berufliche Qualifikation der DDR-Zuwan-
derinnen sowie die in der DDR übliche Berufstätigkeit von Frauen
zu einer vermehrten Berufstätigkeit der jungen Frauen nach der
Wanderung zu führen. Allerdings lag die Erwerbsquote nach der
Wanderung nie mehr über 50 %, sondern glich sich den in der Bun-
desrepublik üblichen Quoten um 33 % zunehmend an, erster Beleg
dafür, daß für viele Frauen die Wanderung zugleich Berufsaufgabe
bedeutet.
Aus der Untersuchung von Rossmann; die sich auf den Mikrozensus
1971 stützte, ergab sich, daß die aus der DDR zugewanderten Frau-
en erheblich weniger als die Vertriebenenfrauen zur Unterschich-
tung, also der Auffüllung unterer Arbeiter- und Angeste11tenposi-
tionen beitrugen. Rossmann sieht den Grund darin, daß DDR-Zuwan-
der innen seltener in der Landwirtschaft tätig wurden und stärker
im tertiären bzw. sekundären Berufssektor arbeiteten. Ihre These




vom Ausbau des tertiären Sektors profitiert haben. wobei ihre
höhere berufliche Qualifikation die Aufstiegschancen verbesserte
(1986: 105). Da Rossmann nur die noch erwerbstätig Gebliebenen
untersuchte, betrifft dieses Resultat aber nur eine Minderheit
der Frauen.
Die auf den Mikrozensus 1971 gestützten Studien von Lüttinger und
Rossmann informieren aber nur summarisch über die Zugehörigkeit
von Wanderern zu Erwerbsgruppen; über individuelle Verläufe des
Erwerbslebens sagen sie nichts aus. Die hier bestehende For-
schungslücke gilt ebenso für die Wanderungen vor 1955, dem Beginn
der Prosperitätsphase, wie für die Zeit bis 1961, dem Zeitpunkt
des Mauerbaues, nach dem für längere Zeit nur Personen im Renten-
alter wandern konnten. Aus der Frühzeit liegt eine Studie des
Hilfswerks der Evangelischen Kirche (1954) vor, die für alle Er-
werbstätigengruppen (Landwirte, Arbeiter, Angestellte) einen
deutlichen sozialen Abstieg nach der Wanderung konstatierte, und
insbesondere bei den Frauen einen hohen Anteil an unqualifizier-
ten Arbeiterinnen und Beschäftigungslosen feststellte (1954:
24 ff). Allerdings ist diese Studie in ihrem zeitlichen Rahmen
(drei Monate nach der Wanderung) zu eng, um mittelfristige Wande-
rungsfolgen erfassen zu können.
Ober Integration von männlichen und weiblichen Jugendlichen lie-
gen Ergebnisse einer vom Bundesministerium für gesamtdeutsche
Fragen in Auftrag gegebenen Infratest-Studie vor (Schröter 1958).
558 Personen (darunter 35 % Mädchen), die im Alter von 15 bis 24
Jahren die DDR in den Jahren 1954-1956 verließen, wurden minde-
stens neun Monate nach ihrer Zuwanderung befragt. Mit der beruf-
lichen Eingliederung zufrieden waren gut ein Drittel. Ein weite-
res gutes Drittel gab an. kleinere Schwierigkeiten im Beruf zu
haben und die restlichen etwa 30 % waren beruflich stark unzu-
frieden oder arbeitslos bzw. konnten sich beruflich überhaupt




Mädchen etwas grö~er; andererseits hatten nur 43 % der Mädchen
(gegenüber 75 % der Jungen) in der DDR eine Ausbildung begonnen.
37 % der Mädchen besa~en keine Berufsausbildung (5.54). Mögli-
cherweise lagen also die Berufserwartungen bei den Jungen höher,
so da~ die Integration, wenn sie mit beruflichem Abstieg erkauft
wurde, weniger befriedigte. Ein Jahr nach der Wanderung waren von
den Mädchen 6 % arbeitslos, 14 % Hausfrauen und 8 % Hausange-
stellte, d.h. zu einem guten Viertel waren die Mädchen aus dem
normalen Erwerbsleben ausgeschieden. In der Mehrzahl, so lä~t
sich zusammenfassen, war nach rund einem Jahr den jugendlichen
Wanderern das Erreichen einer zufriedenstelIenden beruflichen
Lage gelungen. Ein Drittel befand sich noch in einer prekären
Situation (5.68). Schröter bezog in diese Bewertung auch die
soziale Eingliederung mit ein. Da~ ein Teil der jugendlichen
Zuwanderer in die DDR zurückkehrte, besa~ für die politischen
Auftraggeber der Infratest-Studie gro~e Brisanz. Einerseits wurde
die DDR-Zuwanderung stets als "Abstimmung mit den Fü~en" zwischen
dem sozialistischen und dem kapitalitischen Wirtschaftssystem
aufgefa~t; Rückkehrer in die DDR widersprachen dem Bild westli-
cher Systemüberlegenheit. Andererseits bestand gegenüber den im
DDR-Bildungs system ideologisch geprägten jungen Zuwanderern auch
die Sorge, da~ sie das sozialistische Gedankengut beibehielten,
möglicherweise bestärkt durch negative Erfahrungen mit dem
kapitalistischen Alltag an Arbeitsplatz und im Wirtschaftsleben.
Die Infratest-Studie wies nach, da~ ein Viertel der Jugendlichen
keinen Kontakt in der neuen Umgebung fand oder doch gro~e
Kontaktschwierigkeiten hatte. Die soziale Isolation war sicher
ein wesentlicher Rückkehrgrund; wer sich in der DDR wohler
gefühlt hatte, hob insbesondere die persönlichen Beziehungen
unter den Menschen dort hervor (5.30). Bezüglich der ideologi-
schen Konturen stellte sich heraus, da~ die Jugendlichen Merkmale
der sozialistischen Gesellschaft, die sie selbst erfahren hatten,
lobten: soziale Leistungen und die Bildungsförderung (5.35 f).




len, daß nur bei 50 % der Befragten "Restbestände kommunistischer
Propaganda vorhanden" waren; sie wurden in gegenläufiger Abhän-
gigkeit zum Eingliederungsgrad festgestellt (S.49). Festzuhalten
bleibt, daß eine Tendenz aufgefunden wurde, die beruflichen und
sozialen Erfahrungen in der BRD mit denen der DDR zu vergleichen;
zumindest jeder Dritte bilanzierte etwa ein Jahr nach der
·Wanderung eher negativ. Dieser Anteil könnte im Laufe der Zeit
weiter geschrumpft sein, insbesondere in der .Prosperitätsphase,
sofern beruflicher Aufstieg gelang.
Zusammenfassend: Die Hälfte der jugendlichen Zuwanderer warf die
eigen.n Erfahrungen mit dem "realexistierenden Sozialismus" nicht
über Bord, sondern verarbeitete die BRD-Wirklichkeit auf diesem
Hintergrund.
Weitere Forschungen zur Integration jugendlicher Zuwanderer er-
gänzen mosaikartig unser Wissen. Haeberlin (1971) hat das Inte-
grationsproblem durch Vergleich einer Gruppe jugendlicher DDR-
Flüchtlinge und einer "Kontrollgruppe" von Einheimischen zu stu-
dieren versucht; Integration war definiert als Ähnlichkeit der
Antwortstruktur auf gleiche Fragen bei beiden Gruppen. Er fand
wenig gruppentypische Unterschiede und schloß daraus auf Anglei-
chung (Assimilation). Soziologisch ist diese Studie unbefriedi-
gend; alle Fragen nach der Eingliederungsrealität bleiben offen
(das konzidiert selbst Haeberlin 1971: 239). Interessant ist al-
lenfalls, daß die DDR-Zuwanderer das soziale Verhalten der Bun-
desbürger ab dem zweiten Aufenthaltsjahr negativer bewerten
(S.156 e i .
In einem Sammelband über ihre Arbeit hat die Bundesarbeitsgemein-
schaft Jugendaufbauwerk 1969 unter anderem auch Forschungsergeb-
nisse dokumentiert. Danach betrug der Anteil von Personen zwi-
schen 18 und 25 Jahren an den Zuwanderern regelmäßig knapp ein
Viertel aller Flüchtlinge. Sofern die Jugendlichen sich noch in




dung abzubrechen; dieses Risiko war doppelt so hoch wie das der
Einheimischen. Das karge Lehrgeld verbot die Teilnahme am Konsum;
der Nachholbedarf an Konsum ließ sich leichter decken durch un-
oder angelernte Berufstätigkeit. Die Verlockung, sich im Konsu-
mentenstatus angleichen zu können, legte den Verzicht auf beruf-
liche Weiterqualifikation nahe. Mädchen, die in der DDR Männerbe-
rufe gelernt hatten (Maurer, Fahrdienstleiter der Bahn usw.),
mußten einen Abstieg in HilfsarbeitersteIlungen hinnehmen (S.94).
Aus Erlebnisberichten jugendlicher Zuwanderer geht hervor, daß
sie die Unterbringung in Lagern oder Schlichtwohnungen als dis-
kriminierend erlebten; diese Jugendlichen litten besonders darun-
ter, daß die DDR-Realität, die ihr bisheriges Leben ausmachte,
niemanden interessierte, d.h. nicht zählte (S.115 f). Die jug~nd­
lichen Wanderer, auf der Suche nach einer Lebensperspektive, kon-
statierten Ausbeutung, Benachteiligung und Desinteresse. Die zur
Integration gegründeten Jugendgemeinschaftswerke waren nur teil-
weise erfolgreich; 15 % der von ihnen betreuten Zuwanderer schei-
terten (S.162); sie gingen zur Fremdenlegion, in den Jugendstraf-
vollzug, teilweise kehrten sie zurück. In einer Denkschrift "Zur
Situation der jugendlichen SBZ-Flüchtlinge nach dem 13. August
1961" des Jugendaufbauwerks wird davon gesprochen, daß 30 % der
betreuten Jugendlichen (d.h. der allein gewanderten) noch nicht
erfolgreich eingegliedert seien; "das gilt vor allem für die Mäd-
chen" (S.357).
Wurde bei Jugendlichen die Eingliederungsproblematik umfassender
in der Literatur behandelt, so daß auch für einige lebensweltli-
che Aspekte Informationen verfügbar sind (Freundschaften, Wohn-
verhältnisse, Diskriminierungen usw.), so ist für erwachsene Män-
ner und Frauen offenbar die Eingliederungsthematik auf berufliche
Integration beschränkt geblieben. Ein allgemeines Defizit an Wis-
sen über sozi~lpsychologischeAspekte der Wanderung zwischen Ost
und West ist zu konstatieren.
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Scl.umann u . a .
Ein Grund kann darin liegen, daß vermutet wurde, die erwachsenen
DDR-Bürger seien in ihrer Sozialisation noch stark beeinflußt von
der früheren bürgerlichen Gesellschaft. Die sozialistischen
Grundstrukturen der neuen Gesellschaft waren ja erst in den 50er
Jahren durchgesetzt worden, so daß insbesondere die Kinder und
Jugendlichen davon durch die Sozialisationsprozesse insbesondere
·in schulischer Erziehung beeinflußt waren. Ihre Eingliederung in
eine kapitalistisch verfaßte Gesellschaft erschien offenbar pro-
blematisch genug, um sie zu untersuchen.
Zuwanaerung in der Phase der Massenarbeitslosigkeit
Dem Wissensdefizit über die sozialen und kulturellen Integrati-
onsprobleme der Zuwanderer in der Zeit der Prosperität steht ein
nur wenig kleineres gegenüber, was die Integration von DDR-
Bürgern, die in den 80er Jahren zuwanderten, anbelangt. Zwar
wurden in den Massenmedien gelegentlich Eingliederungsprobleme
thematisiert, wobei insbesondere diskriminierende Erlebnisse am
Arbeitsplatz, im Bekanntenkreis und bei den Behörden dokumentiert
wurden (ZEIT-Magazin Nr.16/1984). Auch der dramatische Statusver-
lust, der im Abstieg von einer durchschnittlichen sozialen Lage
in der DDR zur Sozialhilfeabhängigkeit in der Bundesrepublik
erlebt wird, wurde betont; er indiziert grob die Umorientierung
von Erwartungen und Ansprüchen, die nach dem Staatcnwechsel
stattfand (vgl. Mischke in FR vom 24.3.1984).
wie schon im Oberblick skizziert, ist die Eingliederung von DDR-
Zuwanderern in einen von Massenarbeitslosigkeit geprägten
Arbeitsmarkt bislang nur im Zusammenhang mit der sogenannten
Ausreisewelle im ersten Halbjahr 1984 punktuell untersucht
worden. Vom Institut fOr Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesanstalt für Arbeit (lAB) wurde die berufliche Eingliederung
von 4106 arbeitslos gemeld",ten Obersiedlern nach ilt:"ht Banaten




Zuwanderer befragen und Pratsch interviewte 30 Zuwandererfamilien
als Panel nach 6 bzw. 12 Monaten. Die lAB-Studie, die Repräsenta-
tivität reklamieren kann, konstatierte bei 28 % der Männer und
53 % der Frauen nach acht Monaten immer noch Arbeitslosigkeit
(Hofbauer 1985: 340). Für die Männer bedeutete diese Quote eine
etwas günstigere Integration als bei einheimischen Arbeitslosen;
von jenen bleiben etwa 33 % über ein Jahr arbeitslos. Dagegen ist
der Vergleichswert einheimischer Frauen mit 34 % erheblich
niedriger als die Arbeitslosenquote der DDR-Zuwanderinnen
(S.343). Hofbauer vermutet, die DDR-Zuwanderinnen kosteten das
Arbeitslosengeld für ein Jahr aus, ehe sie sich für eine Stelle
entschieden. Man muß diese hohen Arbeitslosigkeitsziffern
allerdings auf dem Hintergrund der Tatsache werten, daß die DDR-
Zuwanderer nach (besserer) Ausbildung und (geringerem) Alter zu
den leichter Vermittelbaren gehören.
Von den erwerbstätigen Männern betrachteten viele ihre Stelle als
Not- oder Obergangslösung; die Hälfte fühlte sich nicht oder nur
teilweise ihren Kenntnissen entsprechend eingesetzt (S.347).
Vielfach hatte sich ein Berufswechsel nicht vermeiden lassen. Im
Vergleich zur einheimischen Erwerbsbevölkerung waren Hilfs- und
angelernte Arbeiter überreprässentiert. Je besser die berufliche
Qualifikation, desto seltener die angemessene Erwerbstätigkeit.
Pratsch (1985) kam zu ähnlichen Ergebnissen. Nur ein Drittel der
Haushaltsvorstände war nach 5-6 Monaten qualifiziert tätig, eben-
so viele waren Absteiger oder waren noch arbeitslos (S.43). Von
den Ehefrauen hatte nur eine Minderheit qualifiziert eine Arbeit
gefunden. Ihre überwiegende Arbeitslosigkeit wurde teilweise von
fehlenden Kinderbetreuungsmöglichkeiten erzwungen (S.83). Die
durch die Arbeitslosigkeit bewirkte Isolation führte zu persönli-
chen Krisen. Eine Nachuntersuchung der Männer nach weiteren sechs
Monaten ergab, daß immer noch ein Drittel der Personen arbeitslos




Arbeitslose (höheres Alter, akademische Berufe), aber auch mitt-
lerweile wieder arbeitslos gewordene Schnelleinsteiger (S.720).
In ihrer Beziehung zur Arbeit hatten die DDR-Zuwanderer Existenz-
ängste übernommen. Im Gegensatz zur DDR-Existenz waren sie sich
ihres Arbeitsplatzes nicht mehr sicher (S.724). Insoweit hatten
sie sich an die Einheimischen angeglichen, insbesondere an die
,Perspektiven von minderqualifiziert Tätigen. Muteten für viele
die Erfahrungen mit Hierarchie am Arbeitsplatz merkwürdig an,-
im Vergleich zu den aus der DDR gewohnten Kollektiventscheidun-
gen -, so wurden sie bald mit Realitätsgehalt gesättigt: bei Miß-
achtung der Hierarchie drohte Entlassung (Pratsch 1985: 59). Die
Wuppertaler Studie erfaßt verschiedene Integrationsdimensionen
mit (Wohnung, materielle Lage, Konsums~atus, soziale Kontakte,
Anerkennung von DDR-Leistungen, Integration der Kinder usw.), auf
die hier nur selektiv eingegangen werden soll; die Befunde sind
nicht repräsentativ erhoben und nicht kontrollierbar durch Daten
der lAB-Studie, die sich allein auf das Erwerbsleben bezog. Es
ist erforderlich, diese Integrationsaspekte umfassend weiter zu
erforschen, weil sie den labilen Status des DDR-Zuwanderers in
der Zielgesellschaft erkennen lassen. Aus der Fülle der Aspekte
seien einige herausgegriffen:
Von den Zuwanderern wird der Arbeitsalltag kritisiert (Streß, Mo-
notonie), insbesondere bei unterqualifizierter Beschäftigung;
Kollegialität bei den Arbeitskollegen wird vermißt; DDR-Zuwande-
rer fühlen sich ähnlich diskriminiert wie ausländische Arbeiter;
die Arbeitskraft zu verkaufen, ist ihnen ungewohnt; als Mieter,
Kunde oder Kreditnehmer scheinen Fehlentscheidungen aus mangeln-
der Erfahrung unvermeidlich; für einige Zuwandererfamilien, ins-
besondere die Arbeitslosen, folgt ein Leben in Armut; Bundesbür-
ger werden als menschlich desinteressiert erlebt, als Ansammlung




Ein Sechstel der Befragten ist - laut Pratsch - an der Integra-
tion gescheitert (S.144 f): verschuldet, ohne berufliche Perspek-
tive, isoliert. Diese Aspekte der Lebenslage könnten für eine
Gruppe kennzeichnend sein, die später in Obdachlosigkeit gerät.
Aus der sozialpädagogischen Literatur ist bekannt, daß der Anteil
der DDR-Bürger an den Obdachlosen weit überproportional ist ge-
genüber dem Bevölkerungsanteil (16 % gegenüber 7,5 %; Specht
1980:4). Dieser Prozentwert wurde auch in Zeiten des Wirtschafts-
wunders erreicht (Specht 1980: 5). 1983 z.B. sind 3000 DDR-Zuwan-
derer obdachlos geworden (41. Sitzung des Ausschusses für inner-
deutsche Beziehungen, 10. Bundestag, vom 12.6.1985, 5.21). Wahr-
scheinlich ist ein überschuldungs- und Isolationskreislauf für
den Weg in die Obdachlosigkeit bei einem beträchtlichen Anteil
von 10 % der Zuwanderer verantwortlich. Genaue Untersuchungen
hierzu fehlen aber.
Der Stand der Forschung zeigt insgesamt, daß die Zuwanderer der
80er Jahre ein erheblich höheres Arbeitslosigkeitsrisiko erleben
als diejenigen der Prosperitätsphase. Die Integration in den Ar-
beitsmarkt ist erschwert, insbesondere für Frauen, für die in der
DDR Berufstätigkeit zur Normalbiographie gehörte. Sie müssen sich
an geänderte Normalitätsvorstellungen in der westdeutschen Ge-
sellschaft anpassen: Frauen versorgen hier mangels umfassender
staatlicher Kinderbetreuung die Kinder.
Im Vergleich zu den früheren Phasen der DDR-Zuwanderung ist ein
weiterer Unterschied markant: die Neulinge in der Bundesrepublik
verhalten sich beim Neubeginn ähnlich den Westdeutschen der 50er
Jahre. "Der DDR-Übersiedler sieht sich selbst individuell in
einer Situation, die derjenigen des 'Aufbaus vom Nullpunkt' der
nachkriegszeit ähnelt" (Ronge 1985: 81). Diese Attitüde ist völ-
lig verschieden v?n einer postmaterialistischen Haltung, wie sie
von der Wertewandeldiskussion für westeuropäische Gesellschaften




dürften sich als abweichend erweisen und zugleich als diskrimi-
nierungsfähig. W~hrend in den ersten Jahren der Ost-West-Wande-
rung eine Situation bestand, in der Flüchtlinge und Einheimisch ..
sich gemeinsam im Prozeß "der allgemeinen Integration aller in
eine r~ue Zeit" (v. Plato 1985: 210) befanden, kennten gegenwär-
tig die DDR-Zuwanderer in verschiedener Hinsicht als "verspätet"
erscheinen. Dies mag in der Phase des Wirtschaftswunders schon
angelegt gewesen sein; heute ist diese Diskrepanz virulent. E~
scheint daher sinnvoll, für die weitere Forschung über DDR-Zuwan-
derer sehr viel stärker als bisher Fragestellungen der Marginali-
tätstheorie heranzuziehen. Zum Typus des "marginal man" (Stone-
quist 1937) 0ehört die Unterstellung, die margin~le Person lebe
in zwei Gesellschaften, deren Erwartungen zueinander durchaus
kontrovers sein können. Die Marginalisierung gilt dabei für beide
Gesellschaften; in Bezug auf die Werte belder lebt die Person am
Rande, gewissermaßen "zwischen den Stühlen" (Heckmann 1981: 116).
FGr die DDR-Zuwanderer könnte ~ine komplexe Situation derart b.. -
st~hen, daß der Harginalisierungsprozeß lange vor der Migration
beginnt und spätestens dann eskaliert, wenn der Wanderungsent-
s c h l uß offenkundig ,... ire! (llusreiseantragst",llung, Flucht lISw.). Er'
bleibt nach der Wanderung, nun in Bezug auf die gesellschaftli-
chen Normen der BRD, bestehen, und verliert an Bedeutung nur bei
jenen, die bewußt eine Assimilation anstreben und bereit sind,
die in der DDR-Sozialisat~on erworbenen kulturellen und normati-
ven Muster aufzugeben. insbesondere wo diese verspätet wirken.
Jener Teil der DDR-Zuwanderer, für die gilt, daß "die Entschei-
dung zur Flucht kein Ja zur Bundesrepublik ist" (Kessler/Miermei-
ster 1983: 26), bleibt jedoch in einer marginalen Position; wie





Ob~r DDR-Zuwanderer hat der Antragsteller bisher noch nicht ge-
forscht. Es besteht die Hoffnung, methodische und theoretische
Erf~hrungen, die auf benachbarten Forschungsgebieten gesammelt
wurden, zweckmäßig einsetzen zu können.
n,'r ~nlragstel)~r ist recht gut vertraut mit qualitativen Metho-
den und ihrem erkenntnistheoretischen Hintergrund. Aus eigener
praktisrher Erfahrung, n5mlich der Interpretation von Fallanaly-
svn (Beschreibungen von Sozial forschern zum Ablauf von Konflik-
ten/B~hinderungen bei Datenerhebungen; vgl. Brusten/Eberwein/-
GollncrlSchumann 1981) und aus forschungskritischer Betrachtung
ist die eingeschränkte GÜltigkeit von Daten, die mit quantitati-
ver Methodologie erhoben wurden, ebenso bekannt, wie das Problem
begrenzter methodischer Kontrollierbarkeit von interpretativen
Auswertungsverfahren in der qualitativen Forschung (Schumann
lQ86). nie Entscheidung, in diesem Projekt Qberwiegend qualitativ
zu fOlschen, beruht auf dem Wunsch, an Fortschritten in dieser
Methodologie beteiligt zu sein (vgl. auch Schumann 1983).
Die ins Auge gefaßte Methode des Interviews, das auf vorliegende
lebensgeschichtliche Dokumente gestützt wird, wurde in einer frü-
hen Studie über Studienerfolg von Wirtschaftswissenschaftlern
entwickelt. In jener Studie wurden Studenten nach dem Abschluß-
examen über ihre Studienpraxis in den ersten Semestern befragt.
Sie sollten dazu ihr Studienbuch heranziehen, und über ihre Be-
suchsfrequenz und eine inhaltliche Bewertung der Kurse Auskunft
geben. Diese Retrospektiv-Befragungstechnik erbrachte Daten, die
- obwohl eine Zeitspanne von 4 Jahren im Durchschnitt überbrückt
werden mußte eine beachtliche Detailliertheit aufwiesen und
sich für eine Prognosestudie gut eigneten (Claus/Schumann 1971).
Aufmerksam auf Integrationsprobleme von DDR-Zuwanderern wurde der
Antragsteller, neben eigener persönlicher Erfahrung, vor allem




viele Personen, die aus der DDR kamen, befinden (vgl. Lüderssen/
Schumann/Weiss 1978). In der mehr als zehnjährigen Befassung mit
Problemen von Strafgefangenen, Entlassenen und Randgruppenangehö-
rigen wurde zunehmend deutlich, da~ eine Informationssammlung aus
der Sicht der Betroffenen Chancen zur Bewu~tmachung der Gesell-
schaft selbst bieten (vgl. Schumann in Mathiesen 1979).
3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm, Zeitplan
Die Wanderung von Personen aus der DDR in die Bundesrepublik ist
bisher weniger als offene Forschungsfrage denn als ideologische
Thematik behandelt worden. Da~ es stets mehr Ost-West-Wanderer
gab als West-Ost-Wanderer (vgl. Wirtschaft und Statistik 1957,
S.310; 1961, S.521)_, galt als Beweis der Systemüberlegenheit der
kapitalistischen Wirtschaftsordnung mit seinem liberalen Demokra-
tiemodell ..Nimmt man jedoch den Argumentationsstrang der jüngeren
Wirtschafts- und Sozialgeschichtsforschung auf und sieht die DDÄ-
Zuwanderung als Teil der europäischen Arbeitsmigration an (Bade
1987; Bethlehem 1982), so gewinnt man die Nüchternheit, um die
Integrationsthematik ähnlich umfassend zu behandeln wie bei Gast-
arbeitern, Spätaussiedlern oder Asylsuchenden. Insbesondere
Fragestellungen, wie sie in der internationalen Migrationsfor-
schung 2.B. in traditionellen Einwandererländern (USA, Austra-
lien) aufgeworfen wurden, erlauben es, die Migration aus der DDR
komplexer zu untersuchen, als dies bislang geschah.
Fragestellungen
In dem geplanten ProjeXt soll die Eingliederung bestimmter Perso-
nengruppen (Jugendliche - Erwachsene; Männer - Frauen) verglei-
chend analysiert werden in Abhängigkeit von Unterschieden der
wirtschaftlichen L~ge (Prospefität - Massenarbeitslosigkeit). Es




Altersstatus} zugrundegelegt, die geeignet sind, vertieft in die
Integrationsproblematik Einblick zu gewinnen.
Integration kann nach Taft (1953: 43 ff) aufgefaßt werden als mo-
nistische, pluralistische oder interaktive Assimilation. Zwischen
völligem Aufgehen in der Kultur des Aufnahmelandes (monistisch),
dem Festhalten an eigenen, mitgebrachten kulturellen Traditionen
(pluralistisch) und der wechselseitigen Beeinflussung von Her-
kunfts- und Zielkultur (interaktionistisch) wäre also zu unter-
scheiden. Die Integration der DDR-Zuwanderer dürfte generell als
monistische Assimilation verstanden worden sein. In der ersten
Nachkriegszeit dagegen mochte die Integration von Vertriebenen
und Flüchtlingen durchaus interaktionistisch verlaufen; bp.ide
Gruppen integrierten sich gemeinsam mit den Einheimischen "in die
Neue Zeit" (v. Plato 1985: 172). Die politischen Sprecher der
Vertriebenen unterstellten dagegen stets eine pluralistische In-
tegration und demonstrierten dies durch Beibehaltung heimatlicher
Traditionen als Symbol des verbliebenen Rückkehrverlangens (vgl.
Jolles 1965: 336 ff). Deutlich wird daran, daß Tafts Typlogie an-
fällig für politische Deutungen ist; ihre analytische Brauchbar-
keit ist eingeschränkt (Esser 1980: 19).
Haeberlin hat festgestellt, die Masse der DDR-Zuwanderer wolle
eine interaktionistische Eingliederung (1971: 185: 71 % der Be-
fragten). Er fragte aber nicht, welche Erfahrungen aus der ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit der DDR an die Aufnahrnegesellschaft
Bundesrepublik weitergegeben werden könnten und sollten. Zu den-
ken wäre etwa an die Normalität weiblicher Berufstätigkeit, an
die Erfahrung des garantierten Arbeitsplatzes, an egalitäre
Strukturen einer "Gesellschaft der kleinen Leute" (Gaus 1986:
31 f) usw. Inwieweit solche Aspekte gesellschaftlichen Lebens
allerdings Oberzeugungskraft entwickeln könnten gegenüber den




desrepublik ist offen. Zu eingespielt ist die Formel "geh doch
wieder rOber" als Reaktion auf Lob der DDR-Verhältnisse.
Selbst wenn also der Anspruch interaktiver Integration schwer
einlösbar wäre, bleibt er doch als Erwartung der Zuwanderer prä-
sent. Sie erleben sich nach Eintreffen in der Bundesrepublik fOr
,längere Zeit als "marginal men", als konfrontiert mit dem Re-So-
zialisierungsgebot in den westlichen Alltag und seine Kultur und
um die Chance gebracht, eigene positive Erfahrungen mit der DDR-
Gesellschaft zu Gehör zu bringen. GegenOber dieser Assimilations-
erwartung dOrf te insbesondere bei Erwachsenen Widerstreben beste-
hen.
Ein wichtiger Forschungsansatz könnte daher sein, Konflikte im
Integrationsprozeß aufzugreifen. Ins Auge fällt aus dem For-
schungsstand die Diskrepanz zwischen Bundesrepublik und DDR hin-
sichtlich der Normalität von Frauenerwerbsarbeit und der Breite
der Struktur von Vollzeitberufen für Frauen. Die in der Bundes-
republik gOltige Normalitätserwartung, weibliche Berufstätigkeit
sei auszusetzen zugunsten der Kinderversorgung (vgl. Levy 1977:
51 f), muß Anpassungsprobleme bei den Zuwanderinnen auslösen,
weil sie ihre Erfahrungen mit Emanzipation verdrängen mOssen als
Folge der herrschenden Normalitätsunterstellung. Wie werden Zu-
wanderinnen damit fertig? Wie setzen sie sich mit den monisti-
schen Anpassungserwartungen, die konkret durch Arbeits- und So-
zialämter vorgegeben werden, auseinander? Zu untersuchen ist, ob
Frauen im Vergleich zu Männern weniger bereitwillig die bundes-
republikanische neue Existenz akzeptieren.
Die zweite zentrale Ebene des Vergleichs betrifft die Rahmenbe-
dingungen des Arbeitsmarktes fOr die berufliche Integration. Mi-
gration bedeutet in der Regel, daß in der Aufnahmegesellschaft
die Zuwanderer zur Unterschichtung beitragen; die berufliche Ein-




Abstiegs. Eine Ruckgewinnung des vor der Wanderung innegehabten
Status kann leichter gelingen, wenn eine wirtschaftliche Situa-
tion der Vollblschäftigung Chancen zu beruflichem Aufstieg eröff-
net. Herrscht in der Aufnahmegesellschaft dagegen Massenarbeits-
losigkeit, stagniert die berufliche Eingliederung längerfristig
auf dem minderen Niveau. Wie passen sich Zuwanderer aus der DDR
den in Zeiten der Massenarbeitslosigkeit von Arbeitsämtern und
Sozialämtern formulierten Erwartungen an, da~ befristete Beschäf-
tigung oder Umschulung oder Zeiten der Arbeitslosigkeit als nor-
mal hingenommen werden mus sen? Auf dem Hintergrund der Normali-
tätserwartung in der DDR, da~ Arbeitsplätze garantiert sind,
stellt die Erfahrung des Kundigungs- bzw. Entlassungsrisikos eine
zentrale Verunsicherung der Arbeitshaltungen dar. Individualkon-
kurrenz zur Abwehr oder Minderung des Kündigungsrisikos verdrängt
Gruppensolidarität; wie verhalten sich Zuwanderer gegenuber die-
sen anderen Arbeitsnormen?
Zu untersuchen ist ferner, in welchem Grade Risikolagen auf dem
Arbeitsmarkt die berufliche Integration konkret beeinflu~t haben:
Arbeitslosigkeit, Umschulungen, Zeitverträge, Teilzeitarbeit, un-
terqualifizierte Tätigkeiten - wie häufig waren sie und wie wer-
den sie verarbeitet? Wie werden Anerkennungsprobleme beruflicher
Qualifikationen·gelöst? Wenn das Arbeitslosengeld, berechnet nach
dem DDR-Beruf, höher ausfällt, als es nach Ausubung einer befri-
steten minderqualifizierten Tätigkeit in der BRD ~u erwarten wä-
re. lernen die Zuwanderer dann. auf Arbeit zu verzichten? Und wie
gehen sie mit solchen abwärtsgerichteten Spiralen um?
Zu untersuchen ist ferner das Problem der Statusinkonsistenz. Die
Zuwanderer ~achen nicht blep statuspassagen von stabilen zu labi-
len Berufspositionen mit. von Erwerbsarbeit in Arbeitslosigkeit.
U~schulung oder Ober~angsberufstätigkeit; sie geraten auch in
e:r.~ ir.k~nsistente soziale Lage. Ihrer überwiegend qualifizierte~




keiten oder die Arbeitslosigkeit noch ihr Status der Armut, bezo-
gen auf Gebrauchsgüter und Besitz. Hier bestehen allerdings Un-
terschiede, je nachdem, ob eine legale oder illegale übersiedlung
stattfand; wer seinen Besitz mitnehmen konnte, beginnt nicht in
einer existentiellen Nullpunktsituation. Ein weiterer Unterschied
in der Stellung der Zuwanderer beeinflu~t den Grad der Status-
inkonsistenz: ob deren Wanderungsmotiv durch ein entsprechendes
Verfahren als politisch anerkannt wurde (e-Ausweise; Gleichstel-
lung mit Vertriebenen) oder nicht (d.h. als allein familiär oder
wirtschaftlich motiviert gilt). Bis 1961 wurde bei zwischen 20
und 25' % der Zuwanderer anerkannt (Fleischer 1966: 37), da~ sie
"flüchten mu~ten, um sich einer von ihnen nicht zu vertretenden
Zwangslage zu entziehen und dort nicht durch (ihr) Verhalten
gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit
versto~en hat(ten)" (§ 3 BVFG). Die Anerkennung politischer Grün-
de garantiert bestimmte Rechte, z.B. auf Leistungen nach dem LAG.
aus dem Härtefonds. nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG für Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes usw. (Granicky 1959: 501 ff). Die-
se Rechte stellen Privilegierungen dar, die es erleichtern, den
sozialen Status zu restaurieren, der durch die Wanderung (z.B.
bei Landwirten, Selbständigen. Akademikern usw., also dem Mittel-
stand) prekär wurde.
Das Problem der Verarbeitung von Statusinkonsistenz stellt sich
für Jugendliche noch nicht. Ganz allgemein gelten Jugendliche als
leichter integrierbar als Erwachsene (Esser 1980: 83). Die jungen
DDR-Zuwanderer verfügen überwiegend über qualifizierte berufliche
Ausbildungen, haben aber noch nicht einen eigenen beruflichen
Status erworben. den es zurückzugewinnen gälte. Die Berufsausbil-
dungen der Mädchen sind allerdings an Berufsstrukturen orien-
tiert, die in der Bundesrepublik z.B. für Frauen häufig unzugäng-
lich sind. Umschulungen oder Abbruch der Berufslaufbahn könnten
die Folge sein. Für die Eingliederung relevant ist darüber




"Sperrbrecher"; Bundesministerium des Innern 1982, S.89) oder im
Familienverband. Für die Alleinwanderer wird unterstellt, daß sie
in einer anomischen Situation handelten, einer erlebten Ziel-
Mittel-Diskrepanz, die durch die Migration gelöst werden sollte.
Ohne an dieser Stelle weiter auf die Wanderungsmotive eingehen zu
wollen (vgl. Storbeck 1963; Klein 1955), wird die Priorität von
wirtschaftlichen bzw. politischen Motiven bedeutungsvoll sein.
Die Wanderung aus wirtschaftlichen Motiven rechtfertigt sich
retrospektiv am Eingliederungserfolg in die Berufsstruktur. Die
Wanderung aus politischen Motiven kann, muß aber nicht, ein "Ja
zur Bundesrepublik" sein (Kessler/Miermeister 1983: 26). Die
Wanderung im Familienverband bedeutet oft zwar ein Mittragen des
Migrationsentschlusses der Erwachsenen, nicht notwendig aber eine
eindeutige Bejahung. Gleichwohl hatten jene Wanderer,' die nach
Jahren eine Ausreisegenehmigung erhielten, oft einen Zeitraum von
Diskriminierungen (Hausdurchsuchungen, Post- und Telefonüberwa-
chung, Erschwernisse in Beruf, Kontaktverweigerungen usw.; vgl.
Ronge 1985: 19) zu überstehen, der auch für die Jugendlichen
Iz.T. durch verschiedene Formen des Druckes) eine Marginalisie-
rung bedeutete. Zu vermuten ist, daß im übrigen in der Zeit der
Massenarbeitslosigkeit die Jugendlichen bereiter sind, sich in
die Berufsausbildungsangebote zu integrieren, d.h. ihre Ausbil-
dungszeit zu verlängern, als dies zur Zeit des Wirtschaftswunders
der Fall war, wo der Sog des Arbeitsmarktes langfristige Ausbil-
dungsperspektiven wegen des damit implizierten Konsumverzichts
unterlief.
Schließlich dürften bezüglich der Integration Unterschiede zwi-
schen llädchen und Jungen bestehen, die aus der unterschiedlichen
Verwertbarkeit in der DDR begonnener Ausbildungen resultieren.
Auch bleibt zu untersuchen, welche Diskriminierungserlebnisse
sich ergeben dadurch, daß die Armutsposition nach der Zuwanderung




Status in der Jugendkultur ausmachen (vgl. Shell-Jugendstudie
1981: 150, 170 ff).
Zusammengefaßt sollen also Eingliederungserfahrungen von DDR-Zu-
wanderern erforscht werden, die unter Anknüpfung an den erlebten
Bruch im Erwerbsleben bzw. in der Ausbildungssituation die Passa-
.ge bis zum Erwerb eines stabilen Status in der Erwerbsstruktur
der Bundesrepublik kennzeichnen. Dabei wird nicht, wie üblich,
Beschäftigung als solche schon als Gradmesser der Eingliederung
verstanden (Jolles 1965: 185), sondern Beschäftigung in Relation
zu der in der DDR erworbenen Berufsqualifikation gesetzt und auf
diesem Hintergrund die sich in der Bundesrepublik bietenden Chan-
cen für eine Erwerbsbiographie gewichtet; Unterschiede des Wande-
rungszeitpunktes sowie der Statusvariablen Geschlecht und Alter
sollen erlauben, die Varianz der Integrationsproblematik zu er-
fassen.
Variablen
Zu den erhobenen'Variablen werden folgende gehören:
1. DDR-Existenz: Bildung, Ausbildung, Berufslaufbahn; ökonomi-
sche Lage, Besitz; soziale Integration; Zukunftsperspekti-
ven; Kritikpunkte, Aspekte anomischer situation, Gründe und
Anlässe der Migration; Vorbereitungszeit, Hafterfahrungen,
Erlebnisse im Zeitraum zwischen Offenlegung/Entdeckung des
Wanderungsentschlusses und Verlassen der DDR.
2. Wanderung: Ereigniskette der Aussiedlung bzw. illegalen Aus-
reise bzw. Nichtrückkehr nach legaler Ausreise, Flucht,
überwindung der Grenzsperren usw., Lageraufenthalte, Ver-
schubung zwischen Lagern usw.
3. Integrationsbeginn: Stadien der Wohnungssuche, Verläufe der
Arbeitsstellensuche, Anerkennungserfahrungen für Qualifika-
tionen, Erfahrungen mit dem Arbeitsamt, Leistungen und Ange-
bote des Sozialamts, politische Anerkennungsverfahren,
(Fehl)Entscheidungen im Konsumverhalten usw.
4. Längerfristige Eingliederung: Abfolge der Berufspositionen
des Befragten und der Familienmitglieder; Besitz, soziale





5. Soziale Kontakte: Beziehung zu DDR-Bürgern, Beziehung zu
Nachbarn, Arbeitskollegen usw., Erfahrungen mit Diskriminie-
rung, Beeinflussung und Hilfestellung durch Vereine, Jugend-
aufbauwerk, sozialpädagogische Verbände usw.
6. Kognitive Verarbeitung der Realität in der Bundesrepublik:
Kognitive Dissonanzen bezüglich der Erwartungen vor der Wan-
derung; Beurteilung der wirtschaftlichen und politischen
Verhältnisse; gesamtdeutsche Solidarität; Umstrukturierungen
des Wertesystems; Änderungen der Rollenerwartungen usw.
7. Marginalität: Erfahrungen mit Aufklärung über DDR-Gesell-
schaft; Kritik an Bundesrepublik; Lebensbereiche, in denen
Nach-Sozialisation erforderlich war; Rückkehrpläne und Grün-
de dafür usw.
Die Variablen werden teilweise standardisiert erhoben, teilweise
durch offene Fragen. Wo es möglich ist, werden Frageformulierun-
gen verwendet, die in früheren Studien (Schröter 1957; Ronge
1985; Hofbauer 1985) zur Anwendung karnen, um die Vergleichbarkeit
der hier geplanten Studie mit Vorgängern zu überprüfen.
Forschungsmethoden, Instrumente
Die Interviews werden teilweise als offene Intensivinterviews
gestaltet, die - gestützt auf einen Leitfaden - mit Tonband/Cas-
sette mitgeschnitten und später protokolliert werden; teilweise
5011 standardisiert erhoben werden.
Das dokumentengestützte standardisierte Interview betrifft insbe-
sondere die Erwerbsbiographie und die materiellen Eingliederungs-
hilfen. Die Befragten werden gebeten, die Akten hervorzusuchen,
die im Zusammenhang mit der Eingliederung in den ersten Jahren
Lebenszeit in der Bundesrepublik anfielen. Aufgrund dieser Akten
soll die Abfolge der Berufstätigkeiten, Phasen der Arbeitslosig-
keit und der Weiterbildung usw. rekonstruiert werden nach Zeit-
dauer und Inhalt. Ferner sollen die finanziellen Leistungen sowie
die Ergebnisse von Anerkennungsverfahren der beruflichen und Bil-




mit einer dokumentengestützten Erhebungstechnik (Claus/Schumann
1969; 1971) besteht die Hoffnung, daß die Befragten die Dokumente
bzw. Akten in der Mehrzahl zur Verfügung haben und heranziehen.
Der Kontext der Vorbereitung und Durchführung der Migration in
die Bundesrepublik (Variablenbereiche 1 und 2) dürfte als biogra-
phischer Meilenstein, d.h. lebensgestaltende zentrale Entschei-
dung, präsent und damit erinnerungsfähig bleiben. Dies ist die
Erfahrung der Oral History-Forschung; markante Lebensstationen
bleiben langzeitig im Gedächtnis (Niethammer 1986: 404). Die Er-
eigniskette des Wanderungsgeschehens (Vorbereitung, Ablauf, Nach-
wirkungen und Folgen) dürfte erinnerungsfähig sein. Dagegen kann
die Motivation zum Fortgang aus der DDR nicht mehr ungefiltert
rekonstruiert werden. Als Form abweichenden Verhaltens nach in-
formellen (DDR-Bekanntenkreis) und formellen (§ 213 StGB-DDR)
Normen sind Neutralisierungen zu erwarten (Sykes/Matza 1968), die
sich teilweise an den Kriterien der Anerkennung politischer
Fluchtgründe orientieren. Sachkenner behaupten, "es wurde noch
nie so viel gelogen wie beim C-Ausweis-Verfahren" (Naegele. 10.
Deutscher Bundestag, 41. Sitzung, 17. Ausschuß, S.13). Motivum-
deutungen mit dem Ziel. in den Genuß von Geldleistungen (LAG
usw.) zu kommen, sind erwartbar; dieser Vorbehalt gilt schon für
die Sammlung von Flüchtlingsgeschichten von E.v.Hornstein (1985).
Auch die ersten Adaptionen an den westdeutschen Alltag (Variab-
lenbereich 3) sind langfristig rückblickend kaum mehr korrekt zu
ermitteln. Die Stichhaltigkeit der Daten muß sich möglichst auf
Rückbindung an Dokumente (Korrespondenz. Bewerbungen. Lohnsteuer-
karten, Bescheide usw.) stützen. Die Beiziehung von Dokumenten
entspricht übrigens der Tradition biographischer Erhebungsver-
fahren (Shaw 1930; Fuchs 1980: 341).
Bei der Erhebung der übrigen Variablenbereiche per Leitfadenin-
terview sind insbesondere Reaktivitätsprobleme durch den gestal-




1978). Eine Kontrolle ist nur dadurch möglich, daß die Interviews
per Cassettenrecorder mitgeschnitten werden, während sich die
Interviewer gleichzeitig Notizen machen. Aufgrund der Notizen und
des Mitschnitts wird ein ausführliches Protokoll erstellt. Dieses
Protokoll wird von einem anderen Mitarbeiter anhand des Mit-
schnitts kontrolliert, wobei insbesondere geprüft wird, ob Daten
durch suggestive Fragetechnik beeinflußt sein können. Teile des
Interviews, die sich auf normative Deutungsmuster in DDR und BRD
beziehen, sind wörtlich zu transkribieren.
Als Interviewer sollen der Projektleiter und Mitarbeiter im Pro-
jekt (wissenschaftliche Mitarbeiter, Hilfskräfte) tätig sein.
Jeder soll etwa 30 Interviews durchführen; dies dürfte die obere
Grenze darstellen, weil sonst das Interesse an den Interviewpart-
nern erlahmen dürfte (vgl. Thompson 1980: 278). Wie schon in der
frühen Studie von Wanstrat (1953: 5/Band II) soll nach Möglich-
keit bei der Personalauswahl darauf geachtet werden, daß mög-
lichst Personen mit eigener DDR-Erfahrung angeworben werden. Es
zeigte sich, daß ein solches Projekt an Gültigkeit gewinnt, wenn
Projektleiter und Interviewer durch eine ähnliche Biographie eine
Vertrauensbasis zu den Befragten begründen können (vgl. Stepien
1981: 137).
Stichproben
Es sollen im Verlauf des gesa~ten Projektes zwei Stichproben von
jeweils 150 Zuwanderern befragt werden. In der ersten Förderungs-
phase sind es Personen, die zwischen 1983-1985 in die Bundesre-
publik kamen (SampIe I). Für die zweite Förderungsphase ist eine
Vergleichsstudie mit einem SampIe von Zuwanderern aus den Jahren
1958-1961 (SampIe II) geplant. Für beide SampIes sind die jewei-
ligen Grundgesamtheiten unterschiedlich von den Notaufnahmebehör-
den erfaßt. Von Population I dürften alle in die Bundesrepublik




gistriert sein. Population II dagegen ist in den einzelnen Not-
aufnahmelagern nur insoweit erfa~t, als die Personen damals ein
Notaufnahmeverfahren beantragten. Der Anteil der "illegal" in der
Bundesrepublik Wohnenden ging in den 50er Jahren zunehmend zurück
(Granicky 1959: 489); er wird insgesamt auf etwa ein Viertel ge-
schätzt (Bethlehem 1982: 92).
Datenschutzprobleme schlie~en allerdings den einfachen Rückgriff
auf die Dateien des Notaufnahmeverfahrens und die Aktualisierung
der dort aufgefundenen Adressen von Zuwanderern aus. Am ehesten
läßt sich das Problem noch bei der Population I lösen. Die Stich-
probe I soll etwa 150 Personen umfassen, zur Hälfte Männer und
Frauen, davon 30 Jugendliche {unter 21 Jahre} und 120 Erwachsene
(21-45). Bei den Erwachsenen soll sich die Berufstätigkeit etwa
so gliedern, da~ jeweils 50 aus Handwerk und Industrie bzw. Land-
wirtschaft einerseits bzw. aus Dienstleistung!Bürotätigkeiten
andererseits kommen. Zusätzlich sollen 20 Hochschulabsolventen
(Arzte, Ingenieure usw.) befragt werden. Ein Quotenplan, der
nicht strikt befolgt werden, sondern zur strukturellen Absiche-
rung relevanter Varianz (vgl. Thompson 1980: 276 ff; Glaser 1978,






Erwachsene (über 21 Jahre)
Industrie/Handwerk/
Landwirtschaft 25 25 50
Dienstleistungen (Büro/
Verkehr/Gesundheit) 25 25 50
Hochschulabsolventen
(Ärzte/Ingenieure usw.) 10 10 20
Jugendliche (unter 21 Jahren) 15 15 30
75 75 150
Die zahlenmäßige Stärke der einzelnen Gruppen richtet sich nach
dem Erfahrungswert, daß bei qualitativen Analysen in Studien der
Or 1 History bei einer Anzahl von 15-30 Interviews "ein hinrei-
chender sättigungsgrad" (Brüggemeier 1987: 155) erreicht ist. Die
Aufgliederung nach Berufsgruppen entspricht der Berufsstruktur,
die Hofbauer (1985: 341) für die Obersiedlerwelle 1984 fand.
Die Grundgesamtheit ist wie folgt zu schätzen:
In den Jahren 1983 und 1985 wanderten jeweils ca. 12.000 Personen
aus der DDR zu. Die Altersgruppe bis 21 hatte daran einen Anteil
von etwa 5 %, die 21- bis 45jährigen machten ca. 12 % aus, legt
man früher ermittelte Relati~nen zugrunde (Haeberlin 1971: 16).
Zu den etwa 2.400 Jugendlichen und ca. 6.000 Erwachsenen kamen im
Jahr 1984 durch die Ausreisewelle (41.000 Zuwanderer) rund 8.000
Jugendliche und etwa 24.000 junge Erwachsene (21-45 Jahre) hinzu.
Diese Grundgesamtheiten (ca. 10.000 bzw. 30.000) sollen durch
eine Stichprobe abgebildet werden, die nach dem Vorbild der
Studie von Schröter (1958) gezogen werden soll. Bei einem Aus-




4000 Adressen). Für diese Personen mü~te die Anschrift aktuali-
siert werden; denkbar wäre, da~ vom Notaufnahmelager Gie~en ein
vertrauenswürdiger früherer Mitarbeiter mit der erforderlichen
Korrespondenz mit den Einwohnermeldeämtern und Ausgleichsämtern
betraut wird. Da zwischen Wegzug aus dem Lager und der Adressen-
recherche bis zu fünf Jahre vergangen sein könnten, dürfte der
Anteil nicht auffindbarer Personen bei 50-60 % liegen (Schröter
hatte nach bis zu vier Jahren 40 % Schwund; 1985: 5). Die ver-
bleibenden 800-1000 Adressen wären vom Notaufnahmelager anzu-
schreiben mit der Bitte, sich für ein Interview bereit zu erklä-
ren. Bei Zustimmung würde die Adresse dem Projektteam zugänglich
gemacht.
Zu erwarten sind Zustimmungen mit einem Prozentsatz z~ischen 20
und 30 %; Ronges Untersuchung stützte sich (nach kürzerer Inte-
rimszeit) auf 25 % der Angeschriebenen, Pratsch bekam über das
Sozialamt 37 % Rücklauf (1985: 21). Hinst hatte einen Rücklauf
von 38 % (1969: 34), Hofbauer dagegen von 70 % (1985: 341). Geht
man von etwa 300 Einwilligungen aus, so bleibt eine genügend
gro~e Reserve, um auf ein Sampie in der gewünschten Aufgliederung
zu kommen. Obersteigt die Einwilligungsquote diese recht vorsich-
tige Kalkulation erheblich, lie~en sich regionale Klumpen bilden.
Ähnlich wie Schröter wären dazu zufällig 30 Adressen auszuwählen
und weitere regional benachbarte jeweils 5 - 6 Adressen hinzuzu-
fügen. Diese Klumpenstichprobe könnte die Interviewtätigkeit ver-
einfachen (vgl. Schröter 1958: 6).
Aus der Population II lä~t sich keine Stichprobe mehr in ver-
gleichbarer Weise ziehen. Es verbleibt daher wohl kein anderer
Weg, als per Zeitungsinserat in jenen Regionen, aus denen Befrag-
te des SampIes I stammen, Befragungswillige zu suchen. Unter-
stützt werden kann die Suche nach Interviewwilligen durch die
Bitte an die Ausgleichsämter von Kreisstädten, aus denen Befragte




rungs- und Feststellungsgesetz (BFG) , deren Schadenseintritt in
der Zeit zwischen 1958 und 1961 erfolgte und die zwischen 1913
und 1943 geporen wurden, die Interviewwilligkeit zu erfragen. Da
die Schadensfeststellungen bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt abge-
wickelt werden, dürfte das in den Ausgleichsämtern vorrätige
Adres~enmaterial relativ korrekt sein. Eine Verzerrung liegt dar-
in, daß nur Personen mit (Erb-)Ansprüchen auf Sparguthaben oder
Immobilien, die in der DDR verblieben, erfaßbar sind. Im übrigen
dürfte diese Vorgehensweise nur auf einige Ausgleichsämter ange-
wandt werden können, weil sie doch sehr aufwendig sind. Dort wo
sie angewendet wird, erlaubte sie allerdings, die Verzerrung ei-
ner Sampl~bildung per Zeitungsinserat zu korrigieren.
Auch das SampIe II soll für die Quoten jüngerer und älterer männ-
licher bzw. weiblicher Zuwanderer in der Prosperitätsphase eine
ähnliche Zusammensetzung aufweisen. Denkbar wäre, in gewissem
Umfang einen Schneeballeffekt (Bekannte, Familienangehörige der
Zielpersonen) miteinzubeziehen, wenn nur so der Quotenzielumfang
erreicht werden kann. Für die Festlegung der Sampling-Prozedur
sollen die Erfahrungen bei der Stichprobenziehung der Zuwanderer
1983-1985 verwertet werden. Deshalb kann hier nur ein erster Hin-
weis gegeben werden.
Zum Vergleichs-Design von zwei Wanderungsphasen
Obwohl die Studie auch bei Einschränkung auf die Zuwanderer in
der Phase der Massenarbeitslosigkeit sinnvoll ist, liegt ihre
Pointe doch im Vergleich mit Daten über Zuwanderer in einer Phase
der Prosperität. Dieser Ansatz ist allerdings nur zweckmäßig,
wenn es gelingt, die Verzerrungen durch Stichprobenziehung und
Datenerhebung einigermaßen zu kontrollieren. So dürften im SampIe
II vor allem die erfolgreich integrierten Personen dominieren,
weil gescheiterte Personen weniger interviewbereit sein dürften,




in der Bundesrepublik leben (Auswanderung, Rückkehr, Leben in In-
stitutionen. Heimen, Obdachlosigkeit, Tod usw.). Bei der Erhebung
ist von großen Erinnerungslücken hinsichtlich der Integrationser-
lebnisse auszugehen. Daher sind die Befragungen nur möglich bei
Personen, die sich auf vergleichbare Dokumente (wie SampIe I)
stützen können. Darin liegt ein weiteres Selektionsrisiko. Nicht
jeder besitzt die Dokumente in ausreichendem Umfang. Die Erhe-
bungsmethode ~uß ferner durch Standardisierung diesen Problemen
Rechnung tragen. Für die berufliche Integration dürfte der Ver-
gleich allerdings gut möglich sein, insbesondere wenn auf Unter-
lagen der Rentenberechnung zurückgegriffen werden kann.
Gut rekonstruierbar sein dürften ferner Erfahrungen mit Nichtan-
erkennung der beruflichen Qualifikation. Zu vermuten ist, daß in
der Prosperitätsphase die Absicherung der erworbenen Qualifika-
tionen durch Umschulung, Nachschulung, Betreibung von Anerken-
nungsverfahren usw. weniger relevant war als in den aOer Jahren,
in denen kaum Alternativen dazu bestehen, durch Anerkennung der
erworbenen Qualifikationen eine Option auf statuserhaltende Tä-
tigkeit zu sichern. Während in der Prosperitätsphase minderqua-
lifizierte Tätigkeiten angenommen worden sein könnten in der Er-
wartung des Aufstiegs, ist zu vermuten, daß in der Zeit nach 1975
überwiegend Umschulung als Alternative zur Arbeitslosigkeit im
Vordergrund stand. Solche unterschiedlichen Erfahrungen mit der
beruflichen Einstufung machen ein entscheidendes Element der Sta-
tuspassage aus. Entscheidend ist natürlich, daß die Rekonstruk-
tion von Ausbildung und Arbeitsleben in der DDR sowie der Berufs-
tätigkeiten in der Bundesrepublik bei den stichproben I und II
vergleichbar geschieht. Denkbar wäre schließlich, daß in der
Phase der Massenarbeitslosigkeit ein größerer Anteil der Zuwan-
derer von der Anerkennung politischer Motive profitieren konnte,
als dies in der Prosperitätsphase der Fall war, so daß eine ge-
wisse Kompensation der erhöhten Arbeitsmarktrisiken gegeben ist.




Erlei~hterungen, die eine Anerkennung als politischer Flüchtling
für die Eingliederung konkret bewirkte.
Interviews mit Experten aus Institutionen
Ergänzend zu den Interviews mit Zuwanderern ist die Untersuchung
der Arbeit von Institutionen geplant, die mit der Eingliederung








- kommunale Flüchtlingsämter (politische Anerkennung)
- Flüchtlingshilfeorganisationen usw.
Zunächst sollen Gespräche mit Experten aus diesen Institutionen
geführt werden. Die Interviews (vom Projektleiter durchzuführen)
sollen Aufschluß geben, wie durch gezielte Aktenstudien die In-
terventions- und Selektionspraxis der Institutionen zu den ver-
schiedenen Wanderungszeitpunkten rekonstruiert werden könnte. So
soll bei allen Interviewten eine Einverständniserklärung zur Ak-
teneinsicht durch das Projektteam erwirkt werden, so daß eine
Rekonstruktion ihrer Integration auf Aktenbasis im Prinzip mög-
lich wäre. Auf dem Hintergrund der Expertengespräche soll die
Institutionenuntersuchung, die für die 2. Förderungsphase vorge-
sehen ist, geplant werden. Sie könnte z.B. anhand von Gruppen-
diskussionen von Behördenmitarbeitern uber die Entscheidungsmu-
ster, wie sie sich aus den Aktenfällen ergeben, durchgeführt wer-
den. Denkbar wären aber auch breiter angelegte Aktenuntersuchun-
. gen.
Auswertung
Die beim Sample I und II durchgeführten Interviews werden teil-




disierten Fragen werden nach den üblichen Verfahren nach einer
Datenkontrolle auf EDV-Datenträger übernommen und durch Erstel-
lung von Häufigkeitsverteilungen und bivariaten Analysen ausge-
wertet. Verfahren von Typenbildungen (etwa der Abfolge von Be-
rufstätigkeiten) sind geplant.
Die AusfÜhrungen der Befragten zu den im Leitfaden angesprochenen
Themen, soweit sie als Protokoll komprimiert oder als Auszug
wörtlich transkribiert vorliegen, werden nach der Vorgehensweise
von Glaser und Strauss (1968) daraufhin untersucht, ob es für die
einzelnen thematischen Bereiche begrifflich vorstrukturierte Un-
terschiede im Material gibt. Solche "Begriffsbilder" (Lehmann
1980: 50) müssen allerdings insoweit authentisch sein, als sie
spontan (nicht Interviewer-indiziert auf Nachfragen) geäußert
werden. Es ist also zugleich erforderlich, die Darlegungen der
Befragten methodisch zu qualifizieren und etwa wie Becker und
Geer (1979: 165) zwischen freiwilligen und abgefragten Konzepten
zu unterscheiden.
Bei der wiederholten Sichtung des Materials geht es darum, Grund-
muster, die sich voneinander unterscheiden, herauszuarbeiten.
Durch die Methode des konstanten Vergleichs bei möglichst voll-
ständiger Materialberücksichtigung (vgl. Kohli 1978: 20) sollte
es möglich sein, typische Varianten herauszufinden; dabei handelt
es sich dann um Unterscheidungen zwischen deskriptiven Modellen
(Lenz 1986: 146 f). Anzustreben ist, für die gefundenen unter-
schiedlichen Deutungsmuster zu prüfen, ob auf der Ebene der Han-
delnden Indikatoren bestehen für ihre Verbindlichkeit (vgl. Hopf
1982: 317).
Diese Analyse wird zunächst getrennt für Männer, Frauen und Ju-
gendliche durchzuführen sein. Dana~h wird die Berufsgruppenzuge-
hörigkeit als theoretisch relevantes Merkmal der Untergruppenbil-




gebnisse quantitativer und qualitativer Analysen zu untersuchen
sein. In allen Auswertungsphasen sollen wenigstens zwei Mitarbei-







~heoretische Arbeit und Hypothesenpräzisierung
Auswahl von Operationalisierungen, die von anderen For-
schern übernommen werden können
4. Quartal:















Protokollierung und selektive Transkription der ersten
Interviews
Interviewkontrolle der ersten Interviews
3. Quartal
Durchführung von Interviews









Übernahme von standardisierten Daten auf EDV
Fehlerkontrolle
quantitative Auswertung für befragte Frauen
Durchführung von Expertengesprächen mit Angehörigen
verschiedener Institutionen (BfA, Ministerien, Aus-
gleichsämter usw.)
1. Quartal
Auswertung der qualitativen Daten über die Lebensphasen
in der DDR
Auswertung der quantitativen Daten für Männer
Erarbeitung eines Erhebungsplans für die Institutionen-
studie
2. Quartal
Auswertung der qualitativen Daten über Wanderung und
erste Integrationszeit
Verknüpfungen der Daten aus der standardisierten Erhe-
bung mit Interpretationen über DDR-Zeit
3. Quartal
Auswertung der qualitativen Daten zu Integration und
Marginalität
Abschluß der Verknüpfung der standardisierten Daten mit
Interpretationen der qualitativen Erhebung über Inte-
gration
4., Quartal
Interpretation der Unterschiede zwischen Männern und
Frauen sowie zwischen Erwachsenen und Jugendlichen
Revision des Erhebungsinstruments für die Erhebung bei
dem SampIe 11 (vor 1961 zugewanderte DDR-Bewohner)
1. Quartal
Erstellen eines Ergebnisberichts
Entscheidung über die regionale Struktur des SampIe 11
Beginn der Adressengewinnung für SampIe 11





Abschluß der Adressengewinnung für Sampie II
Pretest des revidierten Instruments
Vorbereitung der Institutionenstudie
Auswertung des Pretests
3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sonderforschungsbe-
reichs und Entwicklungsperspektive des Projekts
1. Das Projekt hat einen generellen Zuschnitt und erlaubt, die
gesellschaftlichen und normativen Muster, an denen Lebensläufe in
der Bundesrepublik orientiert sind, recht umfassend herauszuar-
beiten. Der Wechsel von einer deutschen Gesellschaft in die ande-
re macht unterschiedliche Deutungssysteme sichtbar. Nach dem vor-
liegenden Projektzuschnitt soll dabei das Erwerbsleben im Vorder-
grund stehen. Welche Normalitätsvorstellungen über angemessene
Berufsverläufe nach durch die Wanderung erzeugten Brüchen seitens
der Arbeitsämter vorgegeben werden und insbesondere welche Spira-
len in der Erwerbsbiographie (Zeiträume der Arbeitslosigkeit,
Stufen der Angemessenheit von Arbeit) als normal angesehen wer-
den, lassen die Daten erkennen. Insofern ist das Projekt zugleich
ein Beitrag zum Arbeitsbereich C. Zu den dort betriebenen Projek-
ten wird enger Kontakt gesucht werden, insbesondere zum Teilpro-
jekt C 4.
2. Die Verankerung des Projekts im Teilbereich B beruht auf der
besonderen Chance, die das Projekt zur Klärung von Normalitäts-
entwürfen für weibliche Erwerbstätigkeit bietet, da in dieser
Frage die beiden deutschen Gesellschaftssysteme markant verschie-
den.sind. So läßt sich durch dieses Projekt die Normalität der
Berufsaufgabe im Leben von Frauen als Lebenslaufmuster in
westeuropäischen Gesellschaften herausarbeiten. Hinsichtlich der
Verarbeitung solcher Erwartungsmuster durch Frauen besteht ein




3. In seiner historischen Dimension, d.h. dem Zeitvergleich zur
Feststellung der Wirksamkeit unterschiedlicher gesellschaftlicher
und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen (d.h. verschieden gro~e
Arbeitsmarktrisiken) auf individuelle Erwerbsbiographien, über-
schneiden sich einige Fragestellungen mit den Themen, die in den
Projekten B 1 (als auf Nachkriegszeit und Wirtschaftswunderphase
bezogen) und 0 1 (Zusammenhang zwischen wirtschaftliche~Rahmen-
bedingungen und medizinischer Bewertung der Risiken des Arbeits-
prozesses) aufgegriffen werden, so da~ für die Rekonstruktion be-
stimmter Epochen in der Geschichte der Bundesrepublik ein Ar-
beitszusammenhang besteht.
Entwicklungsperspektive
Wie bereits mehrfach erwähnt, ist das Projekt in zweierlei Hin-
sicht auf eine Ergänzung in der zweiten Förderungsphase des Sfb
angelegt.
1. Die Erforschung der Integrationsprobleme von Zuwanderern in
der Phase der Prosperität (1958-1961), also die Befragung des
Sample 11, ist für die 2. Förderungsphase geplant.
2. Die komplementäre Untersuchung der Institutionen, die lenkend
in die Integrationsproblematik eingreifen, steht "ebenfalls für
den anscqlie~enden Förderungszeitraum aus. Dabei sind Fragen der
beruflichen Steuerung durch Arbeitsämter, der Anerkennung bzw.
Einordnung beruflicher Qualifikationen, der Anerkennung politi-
scher Wanderungsmotive (nebst aller wirtschaftlichen Folgeent-
scheidungen) sowie der Arbeit von Sozialdiensten, Flüchtlingsor-
ganisationen und Jugendaufbauwerken aufzugreifen. Erkenntnislei-
tend soll dabei die Frage sein, welche Integrationserwartungen
als legitim bzw. illegitim angesehen werden, d.h. welche Normali-





3. Weiter läßt sich daraufhin das Datenmaterial über die Erleb-
nisperspektive der Wanderer und über die Entscheidung~musterder
Institution~n aufeinander beziehen. Dadurch dürfte die Anpassung
der Integrationserwartungen der Wanderer an die normativen Vorga-
ben der Institutionen sichtbar werden. Die Anlage der Forschungs-
schritte erfolgt bewußt nicht im sinne der denkbaren Kausalität
(institutionelle Vorgaben beeinflussen Wahrnehmungsmuster der Zu-
wanderer) - auch um eine Gefahr reaktiver Forschung zu vermeiden,
die gegeben wäre, wenn erst die institutionellen Muster erhoben
würden, dann die Erlebnisebene der Zuwanderer, wobei die auf In-
stitutionsebene erzielten Ergebnisse kaum bei Erhebung und Inter-
pretation der Zuwanderer-Befragung ausgeblendet werden könnten.
Vermutlich ist aber die Erwartung begründet, daß zwischen der In-
stitutionenanalyse und den Interviewergebnissen bei Zuwanderern
spezifische Diskrepanzen zutage treten. Denkbar wäre, solche Dis-





Die erheblichen Telefonkosten für Interviewverabredungen im Bun-




Zur Ergänzung der Bürosachmittel sowie zur Anschaffung von etwa
400 Cassetten und 100 Discetten ist die Ergänzungsausstattung be-
antragt.
Anschaffung von Kleingeräten (515)
Es werden fünf Cassettenrecorder und zwei Abspielgeräte sowie
zwei elektronische Schreibmaschinen benötigt: ca. DM 10.000,--.
Reisekosten (527)
1988 Zur Vorbereitung der Kooperation mit dem
Notaufnahmelager Gießen und den Bundesbe-
hörden sind zwei Reisen nach Gießen und
eine Reise nach Bonn vorgesehen: 800,--
1989 Um die in der Bundesrepublik verstreut wohnenden
Interviewpartner kostengünstig aufzusuchen, soll
1 übertragbare Bundesbahnnetzkarte (Jahr) 2. Kl. 7.910,--
gekauft werden. Sie kann auch für alle Experten-
gespräche zur Vorbereitung der Untersuchung bei
Institutionen benutzt werden.
In der Hauptinterviewphase (April, Mai) sind
ferner 2 x 4 Monatsnetzkarten der Bundesbahn
anzuschaffen (8 x 818,- DM) 2. Kl. = 6.544,--
Tagegelder für 150 Reisetage (ä DM 70,-) =10.500,--
Reisekosten 1989:
1990 Besuch eines Methodenworkshops bei ZUMA
1991 Zur Verhandlung mit Ausgleichsämtern und
sonstigen Behörden bei der Gewinnung des
SampIes II wird wieder eine in die gesamte
Bundesrepublik führende Reisetätigkeit des
Projektleiters erforderlich sein. Kosten-
günstig scheint daher wieder eine (persön-








Herstellung der Erhebungsinstrumente, Vervielfältigung der Inter-
viewprotokolle und Auszugstranskriptionen für die kollegiale Aus-
wertung und das Kopieren von Auswertungsskizzen für die Mitarbei-
ter stellen erfahrungsgemäß einen großen Kostenfaktor dar. In der
Hauptauswertungsphase (1990) beträgt der Ansatz DM 3.000,--,
sonst jährlich DM 2.000,--.
Sonstiges (547)
Für die Ad~essenrecherche des SampIes I soll im Notaufnahmelager
Gießen eine Person, die das Vertrauen der Behörde genießt, mit
Werkvertrag (1988 und 1989 jeweils DM 1.800,--) beschäftigt wer-
den. Die Adressenklärung soll durch Korrespondenz der Behörde
(Portoerstattung 1988 und 1989 jeweils DM 2.000,--) vorgenommen
werden. Für 1989 ist ein Sonderbedarf an Telefonkosten eingesetzt
(DM 1.000,--), der ebenfalls dem Notaufnahmelager erstattet wer-
den soll. 1991 ist für die Gewinnung von SampIe 11 ein Betrag für
Kleininserate in Tageszeitungen vorgesehen (DM 6.000,--).
Ferner ist für die Verschriftung des Datenmaterials und die er-
wartbar umfangreiche Korrespondenz mit Befragten, Behörden und






Bade, Klaus J.: Sozialhistorische Migrationsforschung und
"Flüchtlingsintegration", in: H. Grebing u.a. (Hg.): Flücht-
linge und Vertriebene in der westdeutschen Nachkriegs-
geschichte, Hildesheim 1987
Becker, Howard S.; Geer, Blanche: Teilnehmende Beobachtung: Die
Analyse qualitativer Felddaten, in: K. Gerdes (Hg.): Explo-
rative Sozialforschung, Stuttgart 1979
Beth1ehem, Siegfried: Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbei-
terzuwanderung, Stuttgart 1982
Brüggemeier, Franz-Josef: Aneignung vergangener Wirklichkeit-
Der Beitrag der Oral History. In: W.Voges (Hg.): Methoden
der Biographie- und Lebenslaufforschung, Opladen 1987
Brusten/Eberwein/Feltes/Go1lner/Schumann: Freiheit der Wissen-
schaft - Mythos oder Realität? Frankfurt 1981
Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendaufbauwerk: Jugend zwischen Ost
und West, Bonn 1969
Bundesminister des Inn~rn: Betrifft: Eingliederung der Vertriebe-
nen, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigten in der Bundesrepu-
blik Deutschland, Bonn 198~
Claus, Hans Jörg/Schumann, Karl: Verhalten, Fortschritt Jnd
Erfolg im Universitätsstudium, in: Zeitschrift für erzie-
hungswissenschaftliche Forschung, 1971, S.27-43
Deutscher Bundestag: 10. Wahlperiode, 41. Sitzung d~s Ausschusses
für innerdeutsche Beziehungen vom 12. Juni 1985 (Stenogra-
phisches Protokoll) 1985
Esser, Hartmut: Aspekte der Wanderungssoziologie. Neuwied 1980
Fleischer, Henning, 1986: Vertriebene und Deutsche aus der SBZ
und dem Sowjetsektor von Berlin am 6. Juni 1961 nach dem
Jahr des Zuzugs in das Bundesgebiet; in: Wirtschaft und
Statistik, S.34-37 '
Fuchs, Werner: Möglichkeiten der biographischen Methode. In: L.
Niethammer (Hg.): Lebenserfahrung und kollektives Gedächtnis
- Die Praxis der Oral History, Frankfurt 1980
Gaus, Günt~r: Wo Deutschland liegt. München (dtv) 1986




Glaser, Barney; Strauss, AnseIm: The Discovery of Grounded Theo-
rY. Chicago 1968
Granicky, Günter: Die Zuwanderung aus der sowjetischen Besat-
zungszone als konkurrierendes Problem. In: E. Lemberg/F.
Edding (Hg.): Die Vertriebenen in Deutschland. Kiel 1959
(Band 3)
H~eberlin, Friedrich: Zwischen Flucht und Integration. Stuttgart
1971
Heckmann, Friedrich: Die Bundesrepublik - Ein Einwanderungsland?
Stuttgart 1981
Hilfswerk der Evangelischen Kirche: Eingliederung der Sowjetzo-
nenflüchtlinge. Stuttgart 1954
Hinst, Klaus: Das Verhältnis zwischen Westdeutschen und Flücht-
lingen. Bern/Stuttgart 1969
Hofbauer, Hans: Die berufliche Eingliederung von Obersiedlern aus
der DDR und Berlin (Ost). In: Mitteilungen aus der Arbeits-
markt- und Berufsforschung 1985, S.340-355
Hopf, Christel: Die Pseudo-Exploration - Oberlegungen zur Technik
qualitativer Interviews in der Sozialforschung, in: Zeit-
schrift für Soziologie, 7. Jg., 1978, S.97-115
Hopf, Christel: Norm und Interpretation. In: Zeitschrift für
Soziologie, 11. Jg., 1982, S.307-329
Hornstein, Erika v.: Flüchtlingsgeschichten. Nördlingen 1965
Jolles, Hiddo M.: Zur Soziologie der Heimatvertriebenen und
Flüchtlinge. Köln 1965
Kessler, Horst-Günter; Miermeister, Jürgen: Vom 'Großen Knast'
ins 'Paradies'? DDR-Bürger in der Bundesrepublik. Reinbek
1983
Klein, Johannes Kurt: Ursachen und Motive der Abwanderung aus der
Sowjetzone Deutschlands. In: Aus Politik und Zeitgeschichte
(Beilage zur Wochenzeitung: Das Parlament), 1955, S.361-383
Kohli, Martin: "Offenes" und "geschlossenes" Interview: Neue Ar-
gumente zu einer alten Kontroverse, in: Soziale Welt, 1978,
S.1-25
Lehmann, Albrecht: Autobiographische Methoden. In: Ethnologica




Lemberg, D.; Edding, F.: Die Vertriebenen in Westdeutschland.
Kiel 1959 (3 Bände)
Lenz, Karl: Alltagswelten von Jugendlichen, Frankfurt 1986
Levy, Rene: Der Lebenslauf als Statusbiographie, Stuttgart 1977
Lüderssen/Schumann/Weiss (Hg.): Gewerkschaften und Strafvollzug,
Frankfurt 1978
Lüttinger, Paul: Die Entwicklung der Erwerbschancen von Vertrie-
benen und Flüchtlingen von 1939-1971. Diplomarbeit, Mannheim
1984
Lüttinger, Paul: Der Mythos der schnellen Integration. Eine empi-
rische Untersuchung zur Integration der Vertriebenen und
Flüchtlinge in der Bundesrepublik Deutschland 1971, in:
Zeitschrift für Soziologie, 15. Jg., 1986, S.20-36
Mischke, Roland: Lebenmüssen im Westen. Der mühsame Neubeginn für
DDR-Aussiedler in der Bundesrepublik. In: Frankfurter Rund-
schau vom 24.3.1984
Nellner, Walter: Grundlagen und Hauptergebnisse der Statistik.
In: Lempert/Edding: Die Vertriebenen in Westdeutschland, 1959,
Band 1, S.63-136
Niethammer, Lutz: Fragen - Antworten - Fragen. Methodische Erfah-
rungen und Erwägungen zur Oral History. In: L.Niethammer/
Alexander v. Plato (Hg.): Wir kriegen jetzt andere Zeiten.
Berlin-Bonn 1985
Park, Robert E. (1928): Human Migration and the Marginal Man, in:
Park, R.E., Burgess, E.W. und McKenzie, R.D.: The City, Chi-
cago und London 1968
Pfister, B. (Gesamtherausgeber) : Untersuchungen zum deutschen
Vertriebenen- und Flüchtlingsproblem. Schriften des Vereins




Plato, Alexander von: Fremde Heimat. Zur
lingen und Einheimischen in die Neue





Pratsch, Kristina: Die Integration der DDR-Obersiedler der Aus-
reisewelle 1984 in die bundesrepublikanische Gesellschaft.
Diplomarbeit, Wuppertal 1985
Pratsch, Kristina/Ronge, Volker: Arbeit finden sie leichter als
Freunde. In: Deutschland-Archiv, 1985, 5.716-725
Ronge, Volker: Von drüben nach hüben. Wuppertal 1985
Rossmann, Rita: Die Erwerbsstruktur vertriebener und geflüchteter
Frauen in der Bundesrepublik Deutschland 1945-1971. Diplom-
arbeit, Mannheim 1986
Sager, Peter: Wegmachen und was dann? In: ZEIT-magazin 16/1984,
5.8-19





Politische Randgruppenarbeit nach Mathiesen
in: T. Mathiesen: Oberwindet die Mauern! Neu-










Shaw, Clifford R.: The Jack-Roller. Chicago 1930
Shell: Jugend 1981 - Lebensentwürfe, Alltagskulturen, Zukunfts-
bilder. Leverkusen 1981
Specht, Thomas: Ost-West-Wanderungsbewegungen und Nichtseßhaftig-
keit. In: Gefährdetenhilfe, 1980, s.3-6
Specht, Thomas: Struktur und Entwicklung der Nichtseßhaftigkeit




Statistisches Bundesamt: Vertriebene und Deutsche aus der DDR.
Volkszählung vom 27.5.1970, Heft 22. Fachserie A Bevölkerung
und Kultur, Stuttgart 1975
Stepien, Stanislaus: Jugendliche Umsiedler aus Schlesien. Wein-
heim 1981
Stonequist, E.V.: The Marginal Man. A Study in Personalityand
Culture Conflict, New York 1937
Storbeck, Dietrich: Flucht oder Wanderung. In: Soziale Welt,
1981, S.153-171
Sykes, G.M./Matza, David: Techniken der Neutralisierung. In: F.
Sack/R. König (Hg.): Kriminalsoziologie, Frankfurt 1968,
S.360-371
Taft, Ronald: The Shared Frame of Reference Concept Applied in
the Assimilation of Immigrants. In: Human Relations, 1953,
Vol.6, S.45-55
Thomas, William J.; Znianiecki, Florian: The Polish Peasant in
Europe and America, Boston und New York, 1918, 1921, 2 Bände
Thompson, paul: Das Problem der Repräsentativität, in: L.Nietham-
mer (Hg.): Lebenserfahrung und kollektives Gedächtnis,
Frankfurt 1980, S.273-285
Wanstradt, Renate: Strukturanalyse der politisch nicht anerkann-
ten Flüchtlinge in West-Berlin. Berlin 1953, 2 Teile
Wirtschaft und Statistik: Entwicklung und Struktur der Wanderun-
gen zwischen dem Bundesgebiet und der sowjetischen Besat-
zungszone und Berlin. In: Wirtschaft und Statistik 1957,
S.309-312 (kein Autor genannt)
Wirtsch~ft und Statistik: Abwanderung aus der sowjetischen Besat-
zungszone nach dem Bundesgebiet seit 1950. In: Wirtschaft








Statuspassagen innerhalb der Brwerbsarbeit
3.01 Zusammenfassende Darstellung des Projektbere1chs
Die von Veränderungen im Beschäftigungssystem und der fortschrei-
tenden Segmentation des Arbeitsmarkts ausgehenden Risikolagen
sind ein zentraler Bezugspunkt des Forschungsprogramms des Sfb.
Die Teilprojekte im Projektbereich C gehen dementsprechend davon
aus, da~ das Normalarbeitsverhältnis mit der anhaltenden Beschäf-
tigungskrise immer mehr an faktischer Geltung verliert. In den
Berufsverläufen ist die normalbiographische Vorstellung, da~
Berufstätigkeit dauerhaft, qualifikationsentsprechend und auf
Vollzeit-Basis ausgeübt wird, sowie Aufstiegschancen zu bieten
hat, nicht mehr die Regel. Immer mehr Erwerbsbiographien sind
durch Unterbechungen, Auf- und Abstiegsspiralen oder einen
Wechsel zwischen Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit gekenn-
zeichnet.
Wie Betriebe und Arbeitskräfte mit diesem Wandel normativer
Grundmuster umgehen, wie also betriebliche Beschäftigungsstrate-
gien und individuelle Erwerbsverläufe sich verändern, wird durch
die Untersuchungen in diesem Projektbereich aus verschiedenen
Blickrichtungen verfolgt. Ausgangspunkt ist, da~ für die Erwerbs-
biographien neben den betrieblichen Selektionsprozessen und den
von den Individuen verfolgten Erwerbsstrategien auch die Normen
über Voraussetzungen und Grenzen der Leistungsfähigkeit der
Arbeitskräfte zunehmend an Bedeutung gewinnen.
Es werden einmal Veränderungen im normativen Beschäftigungsmodell
selbst dort untersucht, wo die Stellung der Arbeitskräfte tradi-
tionell durch das Normalarbeitverhältnis definiert ist - nämlich
im öffentlichen Dienst. Auch hier zeichnen sich Veränderungen der
Beschäftigungsnormen und eine verstärkte Differenzierung der Ar-
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Projektbereich C
beitsverhältnisse ab. Daher wird durch eine vergleichende Analyse
kommunaler Beschäftigungspraktiken das Spektrum neu entstandener
und prekärer Arbeitsverhältnisse im öffentlichen Dienst unter-
sucht. Dabei wird auch gefragt, inwieweit dadurch neue Normali-
tätsvorstellungen entstehen, die den fortdauernden Risikolagen
angemessen sind.
Als Ausweg aus Risikolagen, aber auch als Alternative zur Lohnar-
beit werden gegenwärtig Statuspassagen in die "neue Selbständig-
keit" kont{overs diskutiert. Der Wechsel aus abhängiger Erwerbs-
arbeit in die Gründung eines Betriebs ist Bestandteil von Auf-
stiegsmustern im Handwerk oder im Dienstleistungsbereich. Der
Ausstieg aus der Arbeitslosigkeit durch die Gründung einer
selbständigen Existenz ist demgegenüber eine neuartige Mobili-
tätsvariante, deren Erfolg oder Mi~erfolg nicht nur von der
Risikobereitschaft der Gründer abhängt, sondern auch von den je-
weiligen regionalen Förderkonzepten und -praktiken. Die individu-
elle Gestaltung und die institutionelle Steuerung dieser Status-
passagen in ihrem Wechselverhältbnis zu untersuchen, bietet die
Möglichkeit, auch konstruktive Potentiale von Risikolagen
sichtbar zu machen.
Ein weiterer, in der Forschung bislang weniger beachteter Zugang
zur Analyse betrieblicher Statuspassagen wird durch die Frage
nach dem Stellenwert ärztlicher Experten bei Entscheidungen über
die Aufnahme, Fortsetzung, Unterbrechung oder Aufgabe von Er-
werbsverläufen eröffnet. Am Beispiel der Betriebsärzte wird dem
Spannungsverhältnis zwischen medizinischem Normalitätsverständnis
von körperlicher Leistungsfähigkeit und den arbeitspolitischen
sowie individuellen Interessenlagen nachgegangen. Zwischen dieser
Untersuchung und den im Projektbereich D verfolgten sozialpoli-




Wie und wann Statuspassaqen aus der Erwerbstätigkeit heraus durch
Krankschreibung eingeleitet und schließlich festgeschrieben
werden können, wird in einer prospektiven Länqsschnittstudie
anhand von Krankenkassendaten verfolgt. Dadurch sollen Verlaufs-
muster von gesundheitlich definierten Krisen der Erwerbstätigkeit
nachgezeichnet werden. Durch massenstatistische Auswertungen wird
es möglich sein, Zusammenhänge zwischen Krankheitsverläufen,
Rehabilitationsmaßnahmen und betrieblichen Wiedereinqliederungs-
sowie Ausgliederungsprozessen zu rekonstruieren.
Der Einfluß der Arb~itsmarktentwicklunq, der betrieblichen Be-
schäftigungspolitik und des Umgangs mit arbe~tsbedingtenGesund-
heitsrisiken guf Erwerbsverläufe bildet also die gemeinsame Per-
spektive dieses Projektbereichs, von der auch Verbindungen insbe-
sondere zur Analyse institutioneller Steuerungsmechanismen im
Bereich der Sozialpolitik entstehen.
3.02 Beantragte Förderung des Projektbereichs C
(Ergänzungsausstattung)
Haushaltsjahr
97 C 1 C 2 C 3 C 4 Gesamt - 98
1988 45.290 82.300 81. 238 105.247 314.075
1989 94.484 157.645 156.746 204.847 613.722
1990 94.256 158.390 161. 386 211.939 625.971
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-Haushalts- Personal- sächliche Verwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 44.500 790 45.290
1989 89.000 5.484 94.484
1990 89.000 5.256 94.256





Untersucht werden soll am Beispiel von Ärzten die hislanq wenig
beachtete Rolle, die Experten und Professionen bei der staatli-
chen'und privaten Regulierung von Statuspassagen des betriebli-
chen und überbetrieblichen Arbeitsmarktes spielen und zwar beson-
d~rs mit ihren gutacht~rlichen Stellungnah~en über die ArcEits-
und Leistungsfähigkeit einer Person. Innerhalb der verschiedenEn
Positionen steuern Xrzte Erwerbsbiographien ~nd prägen nicht u~­
erheblich die Lebenslagen von Individuen und Fa~ilien.
Ein Erwerbstätiger, der in seinem Be~ufsverlauf nie durch €i~cn
. Arzt hinsichtlich seines Arbeitsvermögens begutachtet wurde, ist
eine seltene Ausnahme. Im System der auf Erwerbsarbeit bezogenen
sozialen Sicherung bestimmen Ärzte Erwerbskarrieren, indem sie
als Kassen- bzw. vertrauensärzte Arbeits-, Berufs- bzw. Erwerbs-
unfähigkeit prüfen oder rehabilitative Maßnahmen empfehlen, als
Arbeitsamtsärzte an der Kanalisierung und Filterung von Arbeits-
kräfteströmen beteiligt sind, oder für die Berufsausbildung. Um-
schulung und Weiterbildung von Arbeitssuchenden ärztliche Stel-
lungnahmen ,abgeben. Nicht selten werden Statuspassagen durch
ärztliche Zuschr€ibungen angestoßen.
Im Teilprojekt soll am Beispiel der Betriebsärzte der Frage nach-
gegangen werden, welche Rolle ärztliche Experten innerhalb insti-
tutioneller Regulierung von Statuspassagen spielen und durch wel-
che Bedingungen cas Urteilen und Handeln der ärztlichen Instanz
bestimmt werden. Die Betriebsärzte werden mit anderen regulieren-
den Ärzten verglichen. Der Betriebsarzt hat von seiner prakti-
schen Arbeit und arbeitsmedizinischen Qualifikation her die größ-
te "Nähe" zu den ursächlichen Zusammenhängen der industriellen
Pathogenität und steht mitten in den betrieblichen Konfliktfel-
dern. Die Anforderungen an Betriebsärzte und die praktische Tä-
tigkeit sollen im Hinblick auf Rollenkonflikte und Verhaltensmu-
ster untersucht. Die sozialpolitischen und individuellen Hand-
lungsspielräume dieser expertlichen Regulierung von Statuspassa-
gen sollen durch standardisierte Befragungen, angeleitete Selbst-





3.3. Stand der For~chung
Sozialwissenschaftlicr.e Studi~n. die sich mit der Funktion ~cn
Betriebsärzten als institutionelle R~guli('r~r von statuspassagen
bzw. professionwlle Unterstntzung&sy~tarnb zur Bew~ltigu~g von R!-
sikolagen besch~ftigen, liegen fOr aie Bundesrepublik i~ Unter-
schied zu anderen L~nd~rn ~it ~llcrdincs kaum vergleichbare~ Pe-
dingungen (Freidson 1975) nicht vor. Es fehlen selbst so~iologi­
sehe Untersuchungen zum Wirken von ~rzten im Kontext sozialpoli-
tischer steuerung von Risikolagen und arbeitsmarktpolitischen Mn-
bilitätsprczessen. Der Mangel empirischer Forschung über die Pr~­
xis der ärztlichen Profession bei der politischen Gestaltung von
sozialen Lebenslagen wurde zwar wiederholt beklagt (Riedmüller
u.a. 1980, Novak, Zipp 1981), forschungspraktisch aber nicht an-
gegangen.
Oberlegungen liegen vor für das Beispiel "Rehabilitation und Ar-
beitslosigkeit", wozu thesenartig zentrale Forschungsfragen for-
muliert wurden:
Wie schlagen sich institutionelle Mechanismen der Zuweisung und
V~rschiebung ven Arbeitslosigkeit und Krankheit in der Abhängig-
k~it cer Gesuncheitspolitik von der~rbeitsmarktpolitik nieder?
Wie sehen die konkreten sozialpolitischen Handlungsstrategien der
beteiligten Tnstqnzcn und deren Folgen für die Lebenslage von
Arbeitslosen. Frührentnern, Behinderten und Kranken aus?
Wie sieht die A~sgestaltung
allen Dingen der Arzte, in
Instanzen aus?
der Rollen der Profession~llen, vor
den regulierenden sozialpolitischen
Welcher Handlungsspielraum steht Experten offen, um Prozesse
sozialer Integration zu fördern?
Einen ers,ten empirischen Einstieg in diese Fragen hat Thomann in
For~ eines Werkstattberichtes über sp.i~e eigene arbeitsamtsärzt-
liehe Tätigkeit genommen (Thomann 1983). Er reflektiert an 'exem~
plarischen Fällen "gesellschaftliche Funktion, Aufgaben und Pro-
bleme des ärztlichen Dienstes der Arbeitsimter in der Krise"~.Die,
gesellschaftliche Funktion der Arbei tumtsirzte wird vom Autor.i~ i.
folgenden Punkten angesprochen: ,Sicherung volkswirts~haftlicherj:




Effektivit~t und Produktivit~t, arbeitsmarktpolitisches Instru-
ment zur Steuerung von Arbeitskr~fteströmen, Steuerung der Be-
rufsausbildung, der Umschulung und Weiterbildung, medizinische
Definition der Leistungsf~higkeit, ein Instrument zur Eingrenzung
des~rbeitskr~ftepotentials;Mitwirkung und Legitimierupg bei der
Anwendung gesetzlicher Sanktionen gegenüber Arbeitslosen; indivi-
duelle Beratung von ~rbeitsuchenden Jnd Arbeitslosen im Hinblick
auf einen konstitutionell angemessenen Arbeitsplatz, Schutz vor
überm~ßiger gesurdheitlicher Belastung.
Thomann postuliert: "durch seine T~tigkeit steuert der ~rztliche
liehe Dienst den sp~teren Berufs- und Lebensweg einer größeren
Anzahl von' Arbeitsuchenden" (Thomann 1983, S. 84). Eine Analyse
der Handlungsbedingungen derArbeitsamts~rzte in konkreten Situa-
'tionenwird~vonihm jedoch nicht vorgenommen. Es werden Zahlen
über ~rztliche Gutachten und aus der eigenen ~rztlichen gutach-
terlichen Titigkeit werden Fallbeispiele vorgestellt, die die
gesundheitliche Beeintr~chtigung von Arbe~tslosen und ihren Fami-
lien dokumentieren sollen.
Mit betriebsärztlichem Wirken im Kontext von Arbeitsmarkt und
Gesundheitspolitik haben sich unter betriebswirtschaftlichen
Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten einige Studien besch~ftigt (Eich
1967, Diehr u.a. 1970, Ossler 1984, Magnus 1985). Als Indikatoren
der ökonomischen Kalkulation wurden unter anderem herangezogen:
Kostenersparnis durch Einstellungsuntersuchungen (Vermeidung
einer Beteiligung anderer Ärzte, nicht angefallene Krankheitsko-
sten bei nicht eingestellten Bewerbern, zu erwartende Anlernko-
sten nicht eingestellter ungeeigneter Bewerber), durch rechtzei-
tige Veranlassung eines Arbeitsplatzwechsels, Erstversorgung von
kleineren Verletzungen durch Arbeitsunf~lle, Senkung des Kranken-
standes durch therapeutische Maßnahmen und Schutzimpfungen sowie
Betreuung von Mitarbeitern nach leichten Unf~llen. ~,;'::!: '.:;
Ebenfalls in den Kreis betriebswirtschaftlicherAuseinanders~~i;




Müller u v a .
berg u.a. (BIomberg, König, Merz, Postheimer 1980) einzuordnen.
In dieser Studie wurde der Zeitbedarf der Betriebsärzte für die
Durchführung der Tätigkeiten nach den Aufgaben des Arbeitssicher-
heitsgesetzes gcffiescen an den hetriebswirtschaftlichen Kenngrö~',n
rechn~riscn abgeleitet.
Einen guten Oberblick über dia Funktionen und rechtliche Stellung
des Becriebsarztes in Unternehmen geben die Publikationen von
Budde, Wittina (1984) und Fritsche (19841. In beiden Arbeiten
wurde keine rechtssoziologische Analyse des Betriebsarztes, son-
dern eine Exegese einschlägiger rechtlicher Regelung~n, richter-
licher Entscheidungen und rechtswissenschaftlicher Literatur
vorgenommen.
Deppe legte 1973 im Vorfeld des Arbeitssicherheitsgesetzes einen
"Beitrag zur Soziologie medizinischer Institutionen am Beispiel
des werksärztlichen Dienstes in der BRD" vor (D~ppe 1973). Die
Publikation beschäftigt sich mit der Entwicklung des werksäzrtli-
ehen Dienstes in der Bundesrepublik, dem Risiko von Arbeitsunfäl-
len, den betrieblichen Rationalisierungsstrategien und der Renta-
bilität des werksärztlichen Dienstes. Die Studie basiert nicht
auf eigenen e~pirischen Erhebungen. Die Wirkungen des Betriebs-
arztes auf die "Karriere" des Erwerbstätigen werden nicht behan-
delt.
Ergebnisse einer soziologischen Untersuchung zur Organisation
betriebsärztlicher Dienste in Krankenhäusern wurden kürzlich vor-
gelegt (Hofman, Stößel, Mutschler-Kehl 1986, Mutschler-Kehl, Hof-
man, Stößel 1987, Hofman, Stößel, Mutschler-Kehl 1987, Hofman,
Stößel 1986). Mit einem teilstandisierten Fragebogen waren alle
286 Kliniken in der Bundesrepublik mit mehr als 500 Betten be-
fragt worden. Es wurde ein Rücklauf von 56 % mit jedoch hoher
Ausfallquote bei einzelnen Fragen erreicht. Im Mittelpunkt des
Interesses standen die Fragen, ob die gesetzlichen Vorschriften
erfüllt werden und welche personelle, räumliche, apparative, un(\.',
organisatorische Ausgestaltung in den einzelnen betriebs_ärzt,H1~i
':-," -.,:;,/,,'.f.




chungen wurde deren Häufigkeit erfragt. 90 befragte Kra~kenhäuser
äußerten sich zur Frage nach den arbeitsschutzrechtlich vorge-
schriebenen arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen. Nur 42 %
gaben. an, .solche Untersuchungen durchzuführen.
Mit ähnlichen organisatorischen Fragestellungen befaßt sich ein
zur Zeit laufendes Forschungsprojekt zur arbeitsmedizinischen
Betreuung im öffentlichen Dienst (streich, Ritz, 1987). Von 250
Gebietskörperschaften eines Gemeindeunfallverbandes wurden 100
mit ca. 80.000 Beschäftigten schriftlich befragt. Von 90 Körper-
schaften liegt eine Antwort vor. Die ersten Zwischenergebnisse
geben Auskunft über die Verteilung der betriebsärztlichen Dienste
auf unterschiedliche Betriebsarten, die daraus sich ergebenden
zeitlichen Betreuungserfordernisse und den Stand der Abdeckung
durch unterschiedliche Formen der Bestellung bzw. Verpflichtung
von Betriebsärzten. 60 % der Gebietskörperschaften weisen keine
betriebsärztliche Betreuung auf. Ein wichtiger Grund für dieses
Defizit wird darin gesehen, daß in 90 % der Fälle die ermittelten
Einsatzzeiten für Betriebsärzte unter dem Volumen einer halben
Stelle (800 Stunden pro Jahr liegen).
Eine empirische, eher politikwissenschaftliche als soziologische
Analyse der Funktion von Betriebsärzten, allerdings mit Blick auf
die präventive AUfgabensteIlung gemäß dem Arbeit5icherheitsgesetz
von 1974, stellt die Untersuchung von Rosenbrock (1982)· dar. Die
Studie behandelt die gesundheitspolitischen Rahmenbedingungen des
professionellen Arbeits~chutzes, die instit~tionellen und perso-
nellen Ausprägungen. des Arbeitsschutzes im Betrieb und die Hand- .
lungsfelderinsbesondere der Betriebsärzte und Sicherheitsfach-
kräfte. Der Autor hat über schriftliche Befragungen von 1402Be~
triebsräten und Gruppendiskussionen mit 250 Betriebsräten'das
Wirken von Betriebsärzten im Kontext folgender Fragestellunge~
untersucht:
- Artikulation und Thematisierung von








- Arbeitsschutzpraxis der Belegschaft bzw. der Belegschaftsver-
tretung;
- Arbeitsschutzpra~is ~er professionellen Arbeitsschutzakteure im
Betrieb.
Die erklärenden Variablen wurden zu folgenden Gruppen zusammenge-
stellt:
- Arbeitsbelastung und -beanspruchung (einschließlich Befindlich-
ke:itsstörungen) ;
- Potential des Unternehmers hinsichtlich ökonomischer Ressourcen
Mobilisierung und betriebsspe~ifischerDurchsetzung;
- Interessenspolitische Niveau der Bele~schaft sowie deren Struk-
tur.
In dieser Studie wurden u.a. auch das Ausmaß der Funktion von
Betriebsärzten bei der Regulierung von Statuspassagen beim Ein-
tritt in den Betrieb, beim Umsetzen innerhalb des Betriebes und
beim Verlassen des Betriebes untersucht. Es wurde nach arbeitsme-
dizinischen Einstellungs-, Oberwachungs- und Entlassungsuntersu-
chungen sowie deren Folgen für die Betroffenen gefragt.
Ungefähr 1/4 der Befragten wurde regelmäßig arbeitsmedizinisch
untersucht. Den Untersuchten war häufig nicht bekannt, ob es sich
um Untersuchungen auf Grundlage von Rechtsvorschriften oder um im
Betrieb veranlaßte Untersuchungen der Betriebsärzte handelte. Von
den regelmäßig Untersuchten in Betrieben mit mehr als 1000 Be-
schäftigten hielten mehr als 1/3 einen Arbeitsplatzverlust als
Folge der ärztlichen Untersuchung für möglich (S. 145). Inwieweit
Betriebsärzte an der Aussonderung leistungsgeminderter chronisch
Kranker beteiligt waren, wurde ebenfalls herauszufinden versucht.
Ober 50 % aller Befragten gahen an, daß die Entlassung von der
Personalabteilung durch Kontrolle der Fehlzeiten ausgesprochen
werde. Bei 30 % geschieht die Entlassung durch Vorgesetzte unmit-
telbar und bei 10 % durch die Untersuchung der Betriebsärzte. In
Betrieben mit mehr als 2000 Beschäftigten waren Betriebsärzte, mi~~'
16,5 % an der Selektion beteiligt (S. 170). Nach Auffassung de.'
. ,~.~~
Autors sind für die "Medizinisierung" der Selektion festange,"?
J




durch das Management zu funktionalisieren als arbeitsmedizinische
Zentren. (S. 172)
Die betriebliche Personalpolitik im Umgang mit gesundheitlich
Beeinträchtigten steht im Mittelpunkt einer Studie von Kotthoff
und Ochs (Kotthoff, Ochs 1987, Kotthoff 1986). In 33 IndustrieLe-
trieben und fünf Dienstleistungsbetrieben für das Saarlara
repräsentativ - wurden Betriebsleiter, Personalleit~r, Betriebs-
,räte und Behindertenvertrauensleute mit nicht standa~disierten
Ir.terviews befragt. 100 gesundheitlich beeinträchtigte Arbeitneh-
mer aus 13 der 38 Betriebe wurden in ihrer Wohnung interviewt.
Kotthoff und Ochs haben in ihrer Untersuchung sieben Muster des
personalpolitischen Umgangs mit gesundheitlich beeinträchtigten
Arbeitnehmern herausgefunden:
1. Instrumentell organisierte Politik der Diskriminierung und
Ausgliederung;
2. Selbstgesteuerte Diskriminierung und Ausgliederung im über-
schaubaren Kleinbetriet;
3. durch einen konfliktbereiten Betriebsrat gebremste Diskrimi-
nierung und Ausgliederung;
4. unbürokratische Intergration durch sozialfürsorgliche Nähe;
5. beiläufige Integration in der gering determinierten Arbeitsor-
ganisation;
6. Integration und Fürsorge im sozialen Schutz des Mitbestim-
mungsbetriebes;
7. das Stabsmodell: defensive Integration in Gro~betrieben.
In sechs von 33 Betrieben wird die systematische Diskriminierung
betrieben (Muster 1) "Nicht selten werden die Arbeiter vom Be-
trieb formell aufgefordert, sich durch einen Facharzt untersuchen
und den Gesundheitsschaden bestätigen zu lassen, um dann mit der
Vorlage des Attestes die Ausgliederung einzuleiten... Vorge"
setzte und Betriebsarzt werden auf die programmierte Rücksichts-




mations- und Handlungssystem dafür aufgebaut." (Kotthoff 1986, S.
21, 22)
In den Betrieben dieses Musters werden keine balastungsreduzie-
renden Maßnahmen durchgefOhrt. Eine unbürokratische Integration
durch sozialfGrsorJorische N&he (Muster 4) wird in acht der 33
Betriebe praktiziert. Die Betriebe besch&ftigen ca. 300 bis 1000
Arbeitnehmer. Die ~~ts~heidende Regulierungsinstanz stellt der
Betriebsrat dar, "in einigen Fällen auch der (externe) Betriebs-
arzt, der in schwierigen F§11en die medizinische Dringlichkeit
best&tigt und eventuell den Betriebsrat bei der Suche nach geeig-
neten Arbeitsplätzen begleitend unterstützt." (Kotthoff 1986, S.
30) In den montanmitbestimmten Betrieben (Muster 6) sind die
Betriebsärzte weselltlich an der Integration der Leistungsgemin-
derten beteiligt.
Beim Stabsmodell der defensiven Integration, dem ,Versuch die
Problematik aus den Interessens- und Machtprozessen herauszuhal-
ten, sind die eingestellten Betriebsärzte an den strengen Prü-
fungs- und Erkundungsverfahren Ober Krankheitsgeschichte und
Lebensumstände beteiligt. Der "vereinträgtigten Einsatz hat hier
eine Kontroll-, Disziplinierungs- und Eindämmungskomponente. Er
wird von oben exekutiert." (Kotthoff 1986, S. 36) Auf die Frage,
woran es liegt, daß manche Betriebe eine Integration und ande~e
eine Diskreminierung der Leistungsgeminderten betreiben, wird
festgestellt: Es gibt eine traditionelle betriebliche Sozialbe-
ziehung zwischen Arbeitgeber und Belegschaft. Entscheidend für
deren integrative Formen ist das Wirkungsfeld der Montanmitbe-
stimmung. Eine Teilerklärung liefert auch "die Art der Produk-
tionsstruktur und das damit gegebene Niveau an Lac~gefragter
Qualifikation. In stark entqualifizierten Arbeitsstrukturen ist
die Chance für ein integratives Muster geringer als in Betrieben
mit überwiegend qualifizierten angelernten Tätigkeiten oder in
Facharbeiterbetrieben." Kotthoff 1986, . S •. 40) Ebenso Gbt di~_




Von den Untersuchungsbetrieben mit weniger als 100 Beschäftigten
praktiziert keiner einen integrativen ~mgang. Von denen mit 101
bis 500 Beschäftigten ist es 1/3, und von denen mit 501 bis 1000
Beschäftigten 3/4 sowie von denen mit mehr als 1000 Beschäftigten
3/5 (Kotthoff 1986, S. 41). Die wirtschaftliche Lage des Betrie-
bes spielt für die Wahl des Musters keine Rolle. Diese für das
Saargebiet repräsentativen Ergebnisse können nach Meinung der
Autoren nicht einfach auf die gesa~te Bundesrepublik übertragen
·we~den. Die Ergebnisse werden als zu positiv für die Bundesrepu-
blik eingeschätzt.
3.4 Eigene'Vorarbeiten
Die Antragsteller haben sich in der Vergangenheit insofern mit
dem Thema "Risikolage und Statuspassage" wissensch~ftlich be-
schäftigt, als sie sich mit Fragen der Gesundheitsrisiken in und
durch Lohnarbeit, der Epidemiologie und theoretischen Konzeptio-
nierungen von arbeitsbedingten Erkrankungen sowie den sozialpoli-
tischen Bewältigungsstrategien von Gesundheitsgefährdung in der
Arbeitswelt beschäftigt haben. &0 wurden arbeitswissenschaftliche
tzw. arbeitsmedizinische Studien hinsichtli:h bestimmter Bela-
stungsfaktoren wie Blei und Kohlenmonoxyd (MGller, Praysnar 1978)
angestellt oder die Belastungssituation und Morbidität spezifi-
scher Berufsgruppen untersucht (MGller 1980 b, 1931).
Mit dem historischen und aktuellen professionspolitischem Inter-
esse von Kassenärzten, betriebsärztlich tätig zu sein, befaßt
sich der Aufsatz "Kassenarzt als betrieblicher "Präventionsarzt"?
(Müller, Milles 1987) Es wiru der Frage nachgegangen, ob die Dop-
peltätigkeit als Kassenarzt einerseits und Betriebsarzt anderer-.
seits eine Organisationsationsform darstellt, um die gesundheits-
gefährdenden Bedingungengungen in Mittel- und Kleinbetrieben





In sozialhistorischen Rückblenden wurde aufgezeigt, daß Kassenme-
dizin von Anfang auf de~ Gesundheitsrisiko der Erwerbsarbeit auf-
baute, aber eben nicht um Gesundheitsgefährdungen und Gesund-
heitsverschleiß der Lohnarbeit prophylaktisch wirksam zu bekämp-
fen.
Der Grund für das zahlenmäß1g starke Hineinwachsen von doppelt
freiberuflich Tätigen Arzten in die Betriebsmedizin wird in darr.
Geflecht ges2~en, bestehend aus dem gesellschaftlichen und be-
trieblichenlichen Bedürfnis nach Experten für Probleme der indu-
striellen Gesundheitsrisiken, dem Interesse des Staates an steue-
rung dieser Gefährdungspotentiale und dem professionspolitischen
Streben der Ärzte nach Einfluß und AUSKommen.
Erkrankungen von Erwerbstätigen, z.T. auch als arbeitsbedingt be-
wertet, wurden in früheren Studien einmal als Indikator von ge-
sellschaftlichen Risikolagen interpretiert und z~gleich als Er-
eignisse betrachtet, die Statuspassagen konstituieren. Dieser
Zusammenhang wurde in der Arbeit "Arbeitsbelastung, arbeitsbe-
dingte Erkrankung und Frühinvalidität" thematisiert (Müller,
Volkholz 1980). Diese Studie versuchte im Gegensatz zu der veren-
genden Perspektive von epidemiologischen Querschnittstudien pnd
der arbeitsmedizinischen Fixierung auf einzelne Belastungsfakto-
ren, 1ie Prozeßhaftigkeit von erlittenen mehrfachen Arbeitsbela-
stungen, von Gesundheitsverschleiß und den daraus resultierenden
Berufs- und Lebensverläufen zu beschreiben. Ausgangspunkt der
Überlegungen waren die Ergebnisse einer Hochrechnung des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung von 1978. Danach errei-
chen bis 1990 nur 30 %$ der erwerbstätigen Männer das normale
Rentenalter, während 37 % wegen Fr~hverrentung und 33 % durch
vorzeitigen Tod aus dem Erwerbsleben ausscheiden.
Im Forschungsprojekt "Verlauf und Verteilung von Arbeitsunfihig-
keit aus Krankheitsgründen" (Müller u.a. 1983, s. auch Milles/
Müller 1935) wurden Patienten - und Erwerbstätigenkarrieren (Se~
quenzen), wie sie sich in Routinedaten einer gesetzlichenXran~(





unterschiedlichen Risikolagen für verschiedene Berufsgruppen und
die Bedeutung chronischer Erkrankungen für die Konstituierung der
Statuspassagen Arbeitsplatzwechsel, in Arbeitslosigkeit, in Früh-
rente und Tod zahlenmäßig dargestellt (Müller u.a. 1983).
Die epidemiologischen Studien wurden ergänzt durch eine Auseinan-
dersetzung mit den theoretischen und konzeptionellen Grundlagen
der Arbeitsmedizin (Müller 1983, 1984, 1985, 1986). Es wurde der
Frage nachgegangen, ob die professionelle Arbeit von Arbeitsmedi-
zinern in Betrieben und als Gutachter sich an einem Höchstmaß
wissenschaftlicher Erkenntnis und damit gesellschaftlicher Ratio-
nalität orientiert oder einem Reduktionismus verhaften bleibt,
der sich 'als eigentümlich funktional zum Konfliktfeld Lohnarbeit
und Kapital verhält. Es konnte gezeigt werden, daß das arbeits-
physiologische und toxikologische Belastungs/Beanspruchungsrno-
delI, das Berufskrankheiten- und Grenzwertkonzept als zentrale
Theoreme der Arbeitsmedizin die Funktion der Reduzierung gesell-
schaftlicher Widersprüche erfüllen.
Dies leitete über zu Fragen nach der Einbindung der (Arbeits-)
Medizin in die sozialpolitische Regulierung der "industriellen
Pathogenität". Im historischen Rückblick wurde die Genese der
Einbindung der Medizin in die institutionelle Prägung und Steue-
rurJ von Erwerbsbiographien und Lebensläufen nachgezeichnet (Mül-
ler, Milles 1984). Die verschiedenen Forschungsergebnisse wurden
mit dem Begriff der "Dethematisierung" industrieller Pathogenität
zusammengefaßt (MilIes, Müller 1987). Die&er Begriff korrespon-
diert mit den heute noch wirkenden vier wesentlichen Verkürzungen
des betrieblichen Gesundheitsschutzes:
- Individualisierung der Problemlagen, d.h. die ursächlichen Zu-
.samrnenhänge gesundheitlicher Gefährdung oder Schäden werden in
die Verantwortlichkeit einzelner Personen verlagert;
- Auslage.ungen sozialpolitischer Verantwortung, d.h.· diebe:!
hördliche Intervention oder die soziapolitische Gestaltung ge-
sellschaftlicher Bedingungen von Gefährdung oder .Schäden werder
zugunsten privater, meist wirtschaftlicher Priori~ä~enbeg~~n~t7




- Medizin-polizeilicher Begriff staatlicher Intervention, d.h.
der Ausbau sozialer Kontrolle gegenGber individuellen Verfehlun-
gen oder die Ausgrenzung von Normalabweichungen in der Orientie-
rung auf einzelne Fille;
- ökonomisierung des gesundheitlichen Schutzes und dar gesund-
heitlichen Versorgung, d.h. die Legitimierung sozialpolitischer
Intervention von Wirtschaftlichkeit aus und die Regelung der
Versorgung über Umverteilung von Geld.
Überlegungen zu d~n Handlungsmöglichkeiten von Betriebsärzten,
Prlvention von albeitsbedingten Erkrenkungen zu betreiben und
soziale Verantwortung bei der Streßbewlltigung am Arbeitsplatz
ausüben zu können, haben ~ich in zwei Publikationen niederge-
schlagen (l1üller 1983, 1986). Zwar bieten rechtliche Regelungen
und auch wissenschaftliche Erkenntnisse die Möglichkeit zur Prä-
vention und Streßbekämpfung, jedoch erschweren die genannten Ver-
kürzungsweisen des betrieblichen Gesundheitsschutzes und der Ar-
beitsmedizin einen generellen Erfolg. Festgestellt wurde, daß
keine empirische Studien über das konkrete Tun von Betriebslrzten
vorliegen.
3.5 Ziele
Im Vorhaben soll am Beispiel der Betriebsärzte den Fragen nachge-
gangen werden,
1. welche Rolle Experten bei der RegUlierung von Statuspassagen
spielen,
2. inwieweit ihre Wissensbestände und ihr Professionshabitus sie
befähigt, ihrem Auftrag unter konfligierenden Erwartungen gerecht
zu werden,
3. welche Bedingungen das Urteilen und Handeln der ärztlichen In-
stanz bestimmen und
4. welche Folgen für die Klienten hinsichtlich der Verstärkung,
Abschwächung oder Beseitigung von kummulierenden Risikolagen d~r­
aus resultieren können.
Das Beispiel Betriebsärzte wurde aus folgenden Granden gewählt}
Im Vergleich mit den anderen regulierenden Ärzten hat der sJ::)




Qualifikation her die größte Nähe zum Arbeitsmarkt, d.h. zu den
konkreten Arbeitsbedingungen bzw. -anforderungen der zu beurtei-
lenden Person. Er steht als "Türhüter" an den Statuspassagen in
die Erwerbstätigkeit, an den Passagen zwischen den verschiedenen
beruflichen Tätigkeiten während der Erwerbstätigkeit und an den
Passagen aus der Erwerbstätigkeit heraus. Dabei machen die Sta-
tuspassagen innerhalb der Erwerbszeit den größten Teil der be-
triebsärztlichen Tätigkeit aus.
In dem Vorhaben soll geprüft werden, wie hoch der Grad der Pro-
fessionalität der Betriebsärzte gemessen an den Kriterien Auto-
nomie gegenüber den Klienten (hier sowohl Arbeitgeber, Arbeitneh-
mer/Arbeitsuchender) als auch den Institutionen (hier Unfallver-
sicherungen bzw. Staat) und systematisches handlungsleitendes
berufliches Wissen einzuschätzen ist.
An dieser Stelle ist an die Eigenschaft gesicherten medizinischen
Wissens, hier insbesondere der Arbeitsmedizin, zu erinnern. Es
ist ein Wissen post festum. Wie alles Wissen hängt e~ stark von
den Erhebungs- und Prüfungsmethoden ab. Seine Systematik basip.t
auf Hintergrundannahmen und au2 Normalitätsunterstel'ungen. Nun
zeichnet es Ärzte aus, daß sie in aller Regel wissen, ihre wis-
senschaft reicht in keiner Situation zu einer vollständig gesi-
cherten Ableitung der einzigen richtigen Handlung aus. Es bleibe
immer eine Entscheidung unter Untersicherheit zu treffen. Von
daher gibt es eine prinzipielle Offenheit der Medizin für das,
was als Laienkompetenz und Alltagswissen bezeichnet wird. Von der
Struktur ihres Wissens her müßte die Profession bescheidener sein
und die Begrenztheit ihres Deutungs- und Handlungswissens einge-
stehen. Dies hätte zur Konsequenz, daß die Betriebsmedizin viel
deutlicher die Grenzen zwischen medizinisch-ärztlichem Wissen und
interessensmäßigen Alltagsentscheidungen hier auf betrieblicher
Ebene über Statuspassagp.n offenlegen müßte.
Diese Fragen und Thesen sollen an den Situationen analysiert'
_ . _ ,t.', '.~' -




suchen und Entscheidungen über Statuspassagen sowie Risikolagen
treffen bzw. beeinflussen oder die Legitimation für Regulierungen
liefern.
An solchen Ansprüchen an Betriebsärzte ~~d ihre Untersuchungen
sollen erforscht werden:
1. Arbeitsmedizinische Untersuchungen nach § 3 Abs. 2 des Ar-
beitssicherheitsgesetzes .. Dort heißt es: "Sie haben insbe-
sondere die Arbeitnehmer zu untersuchen, arbeitsmedizinisch
zu beurteilen und zu beraten sowie Untersuchungsergebnisse
zu erfassen und auszuwerten."
2. Arbeitsm-dizinische Vorsorgeuntersuchungen nach Vorschriften
der Berufsgenossenschaften und des Staates. Eine der wesent-
lichen Vorschriften stellt die Unfallverhütungsvorschrift
VBG 100 dar. Nach dieser Vorschrift ist der Gesundheitszu-
stand von Arbeitnehmern durch arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchungen (Erstuntersuchungen vor Aufnahme der Be-
schäftigung und Nach~ntersuchungwährend der Beschäftigung)
zu überwachen, wenn sie chemischen, physikalischen oder bio-
logischen Einwirkungen ausgesetzt sind oder gefährdende Tä-
tigkeiten ausüben. .
3. Untersuchungen auf Grundlage des Vertrages mit dem Arbeitge-
ber. In diesem Zusammenhang hat der Betriebsarzt Einstel-
lungsuntersuchungen bzw. Überwachungsuntersuchungen auf An-
weisung des Unternehmers durchzuführen.
4. Untersuchungen nach Arbeitsunfällen.
5. Untersuchungen bei Konsultationen. Arbeitnehmer suchen Be-
triebsärzte auf, um sich Rat zu holen, ihren Gesundheitszu-
stand überwachen zu lassen (z.B. Kontrolle des Blutdruckes),
Unterstützung bei Umsetzungswünschen im Betrieb zu erhalten
und um gutachter1iche Stellungnahmen bei Anträgen auf Be-
rufs-, Erwerbsunfähigkeit und Schwerbehinderung zu bekommen.
In diesen verschiedenen Untersuchungen wird der Betriebsarzt mit
unterschiedlichen z.T. widersprüchlichen Anforderungen insbeson-
dere von Seiten des Arbeitnehmers/Arbeitsuchenden, der Betriebs-
leitung und der Berufsgenossenschaft bzw. der staatlichen Gewer-
beaufsicht konfrontiert. Alle diese Anforderungen sind gesetzlich
oder vertraglich berechtigt. Sie können nicht unter'Verweis auf
Gesetz und Vertrag abgewiesen werden. Wenn diese Anforde~ungen




Es stehen sich in den Grundzügen zwei Anforderungsmuster gegen-
über. Auf der einen Seite wird vom Betriebsarzt erwartet, daß er
die Arbeitssituationen mit ihren Belastungen in Zusammenhang mit
dem Gesundheitszustand bzw. der Beanspruchung des Arbeitnehmers
bringt und daraus präventive bzw. rehabilitative Maßnahmen ablei-
tet. Auf der anderen Seite soll er lediglich die körperliche Lei-
stungsfähigkeit der Person, diagnostizieren und prognostisch ab-
schätzen. Damit steht er, verglichen mit allen anderen Institu-
tionen, insofern einzigartig undifferenzierten Anforderungen ge-
genüber. Alle anderen Institutionen sind nämlich entweder auf
präventive Maßnahmen oder auf Personenauswahl spezialisiert.
Das Beispiel der Betriebsärzte steht einmal für die verschiedenen
Funktionen von Ärzten, Statuspassagen im Erwerbsleben zu regulie-
ren und generell für die Rolle von Experten, Passagen zu steuern
und Risikolagen zu definieren, zu generieren und zu kompensieren.
Diese These ist zu begründen. So ist es wahrscheinlich generell
kennzeichnend für die Verwissenschaftlichung unserer Gesell-
schaft, daß an allen Statuspassagen wissenschaftliche Experten
stehen, weil bloße Sympathie, Zufall oder soziale Herkunft of-
fenbar als Legitimation nicht ausreichen, jemandem eine Passage
zu verweigern, ihm eine Passage aufzuzwingen oder zu ermöglichen.
Den Experten wird ihre Wissenschaftlichkeit unterschiedlich stark
geglaubt, Graphologen weniger als Schulpsychologen und diesen we-
niger als niedergelassenen. Ärzten und diesen wiederum weniger als
Betriebsm~dizinern, wenn es z.B. um arbeitsbedingte Erkrankungen
geht.
.c.• >/~;>~.. .
Autonomie gegenüber Klienten, Laien und"Institutfoii~~i'~"M6ni;·;:::.
polisierung. eines 'öffentlichen Auftrages bzw;;,der,·,Befr~~(U.~
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fession gilt als Musterbeispiel des Expertentull1s •. Die' Dominanz",
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gung kollektiver Bedürfnisse (z.B. Bildung, Gesundheit, so-
ziRle UnterstGtzung);
Ausbildung systeMatischen beruflichen Wissens und Könnens;
berufsständiscte OrganisRtionen zur Wahrnehmung und Durch-
~etzu~g sozio5kono~ischer Intressen, Formulierung eines
eigenen Wert- und Uormenkodex. Vereinheitlichung und Kon-
trolle von Berufsausbildung- und Ausübung sowie des Berufs-
zugangs, Sicherung des öffentlichen Mandats und Vertrauens.
(nahei~ 1967, Freidson 1975, Novak, Zipp 1981, v. Ferber
1985) .
Ärzte beeinflussen nicht unerheblich Erwerbsverläufe und dabei
auch die Lebenslagen von Individuen und Familien. Ein Erwerbstä-
tiger, der in seinem Berufsverlauf nie durch einen Arzt hinsicht-
lich seines Arbeitsvermögens begutachtet wurde, wird eher eine
sehr seltene Ausnahme darstellen. Im System der Ruf Erwerbsarbeit
bezogenen sozialen Sicherung bestimmen Ärzte Erwerbskarrieren, in
dem sie als Kassenärzte Arbeitsunfähigkeit attestieren und als
Vertrauensärz~e Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit prü!en'oder medi-
zinische Heilma~nahmen empfehlen. Arbeitsamtsärzte sind an der
Kanalisierung und Fi~terung von Arbeitskräfteströmen beteiligt.
Für die Berufsausbildung, Umschulung und Weiterbildung von Ar-
beitsuchenden geben sie ärztliche Stellungnahmen ab. Früher haben
sie die gesundheitliche Eignung von potentiellen Gastarbeitern
getestet.
Personalpolitische Entscheidungen in Betrieben über Arbeitsauf-
nahme, Entlassung oder Arbeitsplatzumsetzung stützen sich mit zu-
nehmender Tendenz auf diagnostische und prognostische Urteile von
Betriebsärzten über die gesundheitliche Tauglichkeit der Arbeit-
nehmer bzw. Arbeitsuchenden. Für eine Reihe von Tätigkeiten mit
gewisser Gesundheitsgefährdung untersuchen Ärzte, in der Regel
Betriebsärzte, im Auftrag der Unfallversicherung und des Staates,
Arbeitnehmer daraufhin, ob sie für die Tätigkeit geeignet sind.
Ärzte innerhalb der staatlichen Gewerbeaufsicht begutachten Ar-





Diese Funktion übt der Betriebsarzt als Berater des Unternehmers
und als Ausführungsorgan des Staates bzw. der Unfallversicherun-
gen aus. Sein Verhältnis zum Arbeitnehmer bzw. Arbeitsuchenden
läßt sich nicht ohne weiteres mit der üblichen Rollenstruktur der
Arzt-Patient-Beziehung der Klinik bzw. der ambulanten medizini-
schen Versorgung beschreiben. Arbeitnehmer bzw. Arbeitlose ersu-
chen den Arzt bei den obligatorischen arbeitsmedizinischen Unter-
suchungen und den Tauglichkeitsuntersuchungen gemäß Auftrag des
Unternehmers nicht um Rat und Behandlung wegen einer Erkrankung.
Es stellt sich die Frage, ob das von der kurativen Medizin ge-
prägte Rollenverständnis von Arzt und Patient sowohl das Handeln
des Betriebsarztes als auch die Bereitschaft der Arbeitnehmer,
Arbeitsuchenden in der konkreten Untersuchungssiutaion bestimmt.
Am Beisp,iel der Betriebsärzte läßt sich genauer als bei den ande-
ren Arzte der Entscheidungsprozeß über Statuszuweisung im Ver-
hältnis von "endogenen" professionellen Bestimmungen zu den "exo-
genen" betri~blichen personal- und arbeitspolitischen Kalkülen
sowie den individuellen lebensperspektivischen Interessen der Ar-
beitnehmer untersuchen.
Ihre Funktion an den Ein- und Ausgängen der Statuspassagen ver-
danken Betriebsärzte einigen Zuschreibungen, wie sie die Gesell-
schaft für die Medizin und die ärztliche Profession generell be-
re'.thält. Medizin gilt als die Humanwissenschaft schlechthin und
Arzte als die berufenen Sachwalter von Gesundheit. Gesundheit
wiederum kann als ein wesentlicher normativer Fluchtpunkt der
bürgerlichen Gesellsch~ft begriffen werden (Labisch 1984). Die
Rolle der Medizin und der Arzte beruht auf einem Wechselverhält-
nis zwischen humanitären Anspruch und einer methodischen Praxis,
die auf den Naturwissenschaften basiert. Dies~r doppelte Bezug
macht Medizin und Arzte nahezu unangreifbar. Der Patient bzw.,cdie.
Person wird als Subjekt angesprochen und als Objekt ärztlicher
Diagnostik und Entscheidung unterworfen.
Hier offenbart sich eine zweite Funktionsebene der Medizin 'und
.. -:, .:.: '~~~'l';, ,·-. ~i~:
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Probleme auf und werden auch durch die ärztliche Diagnostik auf
körperliche Sympto~e reduziert sowie ihrer Gesellschaftlichkeit
entkleidet. Oie naturwissenschaftliche Methode erlaubt es, den
Erkrankungsprozep auf körperliche Defekte des Individuums zu be-
schränken. Soziale Probleme werden zu medizinischen umdefinier~
und damit sozialpolitisch handhabbar gemacht.
Im Vorhaben sollen folgende Fragen untersucht werden:
Lfißt sich die S0 ~h~rakterisierte allgemeine Funktion von
Medizin auch bei der Organisation von 5tatuspassagen in und
aus de~ ~r~erbslehen heraus im Handeln und bei den Zuschrei-
bungen von Setrieb~ärzten beobachten und, wenn ja, wie wer-
den Gesundheitsst5rung'n als Indikatoren fUr Risikolagen und
Auslöser von Statuspassagen professionell definiert.
Welch., formelle Normen prägen das Verhalten der Arzte in
ihrer Position als Betriebsarzt. Ist der Status des Be-
triebsarztes eindeutig bestimmt? Welche Erwartungen werden
an ihn herangetragen? Können sol~he Erwartungen widersprüch-
lich sein und ihn in Rollenkonflikte bringen? Wer sind die
Bezugspersonen der Betriebsärzte?
Geben Betriebsärzte ihr Urteil auf der Basis universalisti-
scher, erprobter, quantitativ bestimmbarer Kriterien und
Wissensbestände ab? Wird ihnen von allen Beteiligten ihre
Wissenschaftlichkeit und damit Neutralität gleichermaßen
entgegengebracht? Dient die behauptete Wissenschaftlichkeit
zur Legitimation von Macht in Verbindung mit betrieblic~er
Herrschaft und staatlicher Sanktionsgewalt? Oder wachsen
Akzeptanzprobleme?
FUhrt diese Verankerung :u einer kulturellen Hegemonie über
Artikulationschancen, hier zum Thema Arbeitsbedingungen und
Gesundheit bzw. Gesundheitsverschleiß? Kann gegen das Urteil
der Betriebsmedizin, die Behauptung, ein Arbeitsplatz sei
gesundheitssch~dlichaufrechtgehalten werden? Wird mit der
Hinzuziehung von Betriebsärzten als Experten für die Taug-
lichkeit und die Gesundheitsschädlichkeit von Arbeitsbedin-
gungen ein arbeitspolitisches Problem an die Betriebsmediz·n
delegiert und den betrieblichen Aushandl<~gsprozessenentzo-
gen?
Wie ist angesichts der Wächters teIlung der Betriebsärzte an
Statuspassagen und bei der Definition von Risikolagen zu
prüfen, ob Betriebsärzte die Lehrstellen ihres Wissens of-
fenlegen und womit Betriebsärzte diese Leerstellen ihrer
Wissensbestände gegebenenfalls füllen. Ziehen sie sich in
Konfliktfällen auf arbeitsmedizinisch gesichertes Wissen





Lassen sich Variationen von Verhaltensmustern herausfinden?
Welche Bedingungen haben solche unterschiedlichen Muster?
Untersuchungsprogramm
Die genannten Forschungsziele sollen in vier Arbeitsschritten un-
tersucht werden, die an dieser Stelle zunächst nur kurz genannt
werden sollen.
1. Darstellung der Anforderungen an den Betriebsarzt, wie sie
sich aus den Arbeitsschutzvorschriften, dem Vertrag mit dem Un-
ternehmer und den informellen Erwartungen bei der Untersuchung
von Arbeitnehmern/Arbeitsuchenden ergeben. Beschreibung der dar-
aus herrührenden Erwartungen und möglichen Rollenkonflikte.
2. Darstellung von konkreten Verhaltensmuster in den ärztlichen
Untersuchungssituationen mit ihren jeweil~gen Rollenkonflikten.
3. Analyse der Verhaltensmuster in Abhängigkeit von Ressourcen
und Strukturmerkmalen der Untersuchungssituationen.'
4. Diskussion der Ergebnisse für Fragen nach den individuellen
und sozialpolitischen Konsequenzen der expertlichen Regulierung
von Statuspassagen.
Anforderungen an das SampIe, Datenzugang, Datenstruktur
Systematische Informationen über die Grundgesamtheit der. in der
Bundesrepublik tätigen Betriebsärzte nach z.B. Alter, Geschlecht,
·Qualifikation ,und Art der Anstellung liegen nicht ausre~chend
:.:,:..' ,
... vor • Folgende Informationen gibt es gleichwohl:,'
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Fachkundenachweis nach der Unfallverhütungsvorschrift "Betriebs-
ärzte".
Nach Statistiken der Landes!rztekammern waren bis zum 31.12.1984
folgende Qualifikationsnachweise erteilt worden: Arzt für Ar-
beitsmedizin 1445, Betriebsmedizin 3298 und kleine Fachkunde
13362. Wieviele davon tatsächlich in dieser Funktion arbeiten
oder wievie1e UnternehMen sich ärztlicher Diagnostik oder Begut-
achtung bei der Einstellung und Gesundheitsüberwachung ihrer Be-
schäftigten bedienen, ist nicht bekannt. Zur Zeit wird die Zahl
jährlicher Untersuchungen mit der Frage, ob ärztliche Bedenken
gegen die Ausübung einer bestimmten Tätigkeit bestehen, auf weit
über 4 Millionen geschätzt. Davon entfallen über 2,4 Millionen
auf arbeitsMedizinische Vorsorgeuntersuchung, die vom Staat oder
den Unfallversicherungen vorgeschrieben sind. (Gensch 1985, S.
51) 1935 wurden von 8292 hierzu ermächtigten Ärzten über 1,5 Mil-
lionen Untersuchungen nach berufsgenossenschaftlic~en'Grundsätzen
durchgeführt (BG-Informati)nen vom 26.9.1986). In einem Prozent
der Fälle wurden dauernde gesundheitliche Bedenken bescheinigt.
Wegen dieses Mangels an Wissen über Merkmale der Grundgesamtheit
der t~tigen Betriebsärzte lassen sich die Auswahlkriterien der zu
befragenden Betriebsärzte nicht eindeutig definieren.
Ein Weg, u~ dennoch eine gewisse Repräsentativität zu erreichen,
wird in folgendem VerfahreIl gesehen: Im Verband Deutscher Be-
triebs- und W'3rksäl'zte e. v . sind etwa 2000 BetriebOsärzte organi-
siert. Mit Einwilligung der einzelnen Mitglieder des Verbandes
hat die Geschäftsführung ein Mitgliederverzeichnis erstellt, das
Mitgliedern zur Verfügung steht. Im Vorhaben sollen nun alle im
Verzeichnis aufgeführten Betriebsärzte angeschrieben werden. Dem
Anschreiben soll ein standartisierter Kurzfragebogen beiliegen.
l1it diesem Fragebogen sollen folgende Variablen erhoben werden:
Alter, Geschl~cht, Qualifikation, Art des Vertrages mit Betrie-
ben, Größe der betreuten Betriebe nach Belegschaftszahl, Branche)
des Betriebes, Postleitzahl des Arbeitsortes, Art und Zahl-4e~




Im Fragebogen soll außerdem nach der Bereitschaft für ein münd-
liches Interview gefragt werden. Wie hoch die Rücklaufquote sein
wird, läßt sich zur Zeit nicht abschätzen. Um eine hohe Beteili-
gung zu erreichen, soll die Unterstützung des Verbandes Deutscher
Betriebs- und Werksärzte e.V. gewonnen werden.
Aus dem Kreis derjenigen, die zu einern Interview bereit sind,
sollen mindestens fünfzig Betriebsärzte für eine weitere schrift-
liche und mündliche Befragung ausgewählt werden. Die Interview-
partner sollen so aU.•gewählt werden, daß eine gleichmäßige regio-
nale Verteilung gesichert ist, Groß-, Mittel- und Kleinbetriebe
sowie die drei Berechtigungstypen für betriebsärztliche Tätigkeit
und die Art der vertraglichen Stellung zum Betrieb (Angestellte,
Freiberuflichkeit, Arzt in einern Zentrum) zu je einern Drittel
vertreten sind. Etwa 40 % der Befragten sollten lrztinnen sein.
Das Alter der Befragten sollte gleichmäßig über die Altersstufen
streuen.
An dieser Stelle soll angemerkt werden, daß, soweit möglich,
'Gruppendiskussionen angestrebt werden.
Aus dem SampIe der fünfzig Betriebsärzte sollen etwa 10 lrzte da-
für gewonnen werden, über ein bis zwei Wochen einen speziellen
Dokumentationsbogen über einzelne ärztliche Untersuchungen auszu-
füllen.
Gestützt auf diese Protokolle soll mit einigen lrzter ein zweites
nichtstandartisiertes Interview durchgeführt werden.
In der Anfangsphase des Vorhabens soller inhaltsanalytisch Fall-
berichte über Konflikfälle bei betriebsärztlichen Untersuchungen'
ausgewertet werden. Dazu sollen die letzten' fünf Jahrgängefol"'" "
gender Zei tschriften durchgesehen werden: ' ,':" .
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- Zeitschrift für Arbeitswissenschaft
- Bundesarbeitsblatt.
Arbeitsschritte und Ebenen der Untersuchung
1. ArLeitsschritt: Darstellung der Anforderungen und Erwartungen
an Betriebsärzte ausgehend von den formellen und informellen Ee-
ziehungen.
In diesem Analyseschritt geht 65 um die Analyse der gesetzlichen,
vertraglichen und informellen - habituellen Erwartungen an den
Betriebsarzt als Experte an Statuspassagen und Definitionsinstanz
von Risikolagen. Es sollen die objektiven Rollenkonflikte heraus-
gearbeitet werden, die sich aus den verschiedenen Erw~rtungen er-
geben können.
Folgende drei Funktionen werden für die berufliche Tätigkeit von
Betriebsärzten angenommen und sollen überprüft, gegebenenfalls
neu formuliert werden:
1. Arzte handeln im Rahmen eines Vertrages mit Unternehmen im
Kontext personalpolitischer Kalküle des Betriebes. Sie führen in
diesem Zusammenhang Tauglichkeitsuntersuchungen durch, d.h. sie
entscheiden mit darüber, ob eine Arbeitnehmer einen Arbeitsplatz
erhält oder ein Beschäftigter seinen Arbeitsplatz behält bzw. auf
einen nderen überwechseln kann. In diese .Beziehung von Betriebs-
arzt und Unternehmer is~ historisch die älteste Tradition in der
Betriebsmedizin.
2. Arzte führen gemä~ den Vorschriften der Unfallversicherungen
und des Staates arbeitsmedizinische körperliche Untersuchungen
durch. Solche T'ntersuchungen sind durchzuführen, wenn Arbeitneh-
mer beschäftigt sind oder beschäftigt werden sollen, wo sie risi-
kohaft chemischen. physikalischen oder biologischen Einwirkungen
ausgesetzt sind oder gefährdende Tätigkeiten ausüben.
3. Betriebsärzte beraten gemä~ Arbeitssicherheitsgesetz von 1974
den Unternehmer und Betriebsdrat/Personalrat sowie den einzelnen
Arbeitnehmer in allen Fragen des betrieblichen Gesundheitsschut-
zes. Sie haben Arbeitnehmer zu untersuchen und arbeitsmedizinisch
zu beurteilen. Zu ihren Aufgaben gehört es, Ursachen von arbeits-
bedingten Erkrankungen zu untersuchen und Maßhahmen zur Verhütung




In der Regel übt der Betriebsarzt die drei genannten Funktionen
in einer Person zugleich aus. Hieraus entspringen widersprüch-
liche Anforderungsmuster und Rollenkonflikte. Mit dem Arbeitssi-
cherheitsges~tz von 1974 sind den Unternehmen arbeitsmedizini-
sehen bzw. betriebsärztliche Beratungs- und Begutachtungsinstan-
zen verordnet worden, die nun für die Interessen des Managements
nach tauglichen Mitarbeitern funktionalisiert werden können. An-
sieh bestand die sozialreformerische A~ sicht des Gesetzes darin,
.Unternehmen auf eine präventive Gesundheitsschutz~olitikzu ver-
pflichten und sich dabei der arbeitsmedizinischen sowie sicher-
heitstechnischen Kompetenz im Betrieb zu bedienen.
Für die Handlungsstrategie der einzelnen Arzte ist weiterhin die
formale Zuordnung zu dem Betrieb von Bedeutung. (Fritsche o.J.)
Es lasse~ sich hier folgende Typen unterscheiden: In Großbetrie-
ben sind BetriebsärztL vollzeit angestellt (arbeitsrechtliches
Modell). Sie haben die Funktion eines leitenden Angestellten.
Gegenüber den nachgeordneten. Betriebsärzten gilt das Chefarzt-
prinzip. Mittel- und Kleinbetriebe haben entweder einen einzelnen
Arzt nebenberuflich engagiert (freiberufliches Modelll oder wer-
den von einem betriebsärztlichen Zentrum betreut. Die nebenbe-
ruflich tä~igen Betriebsärzte sind in der Regel niedergelassene
Kassenärzte. Träger von betriebsärztlichen Zentren können nur
verschiedene Institutionen sein: z.B. der TOV oder eingetragene
Vereine, häufig bestehend aus Unternehmern, oder auch privatwirt-
schaftliehe Organisation. Für die Baubranche gilt ein Sonderfall.
Hier wird jeder Unternehmer, auch wenn er nur eine Person be-
schäftigt, zuwangsweise von dem betriebsärztlichen Dienst dieser
Berufsgenossenschaft betreut. Anzumerken ist, daß etwa 40' der
Erwerbstätigen in der Bundesrepublik, insbesondere in Klein- und
Mittelbetrieben nicht betriebsärztlich . versorgt ·werden.~edoch
liegen für die Bundesrepublik keine repräsentativen Angaben üb~~~:
die Art und Verteilung der betriebsärztlichen .Versorgung vor~;~~$;




Das institutionelle Handeln der Betriebsärzte bezieht sich wider-
sprüchlich auf bestimmte betriebliche Risikolagen und deren Aus-
wirkungen auf die Gesundheit und damit Biographie der Beschäftig-
ten. Eine Rejh~ von rechtlichen Regelungen des Arbeitsschutze~
wurden dazu e~lassen und bestiffi~en d~durch die betriebsärztlich?
Praxis. Zu de~ klRs~isGhen Risiken der R~rrnalerwerbstätigkeitwie
gesundheitli~her Verschleiß, Arbei~splAtzvurlust, innerbetrieh-
lieher ;'hc;tieg ",i-,d In den l;>t:otf'n :!"h~l~n "lE'ue RisH:o'!n hin:?u\jO;>-
treten. So werden Burufs- bzw. Arbelts~iQgraphien für eine i~~er
größere Zahl von P~rsona~ bezogEn auf Raum, Zeit und knnkr~t~r
Tätigkeit zur.eh~end stärker flexibilisiert. Instabile Lebenslagen
und Berufsverlaufsruster lrplizieren gesundhei~liche Gefährdungen
und psychophysische 3eschädigungen. Zugleich können solche ge-
sundheitlichen Beeinträchtigungen instabile Lebenslagen und Ver-
laufsmuster erzeugen. Be:rn Zugang zu Erwerbsarbeit und bei d~m
Arbeitseinsatz im Betrieb werden zwischenzeitlich immer neue Kri-
terien hinsichtlich der Leistungsfähigkeit definiert. In den per-
sonalpoli~isch~~ Kalkülen der U~ternehmer bzw. des Maragements
bEko~m~n selche Kriterien dEr Leistungsfähigkeit einen höheren
Stellenwert. Reben der Frage nach der beruflichen bzw. tätig-
keitsspezifischen Qualifikation ~ird prognostischen Abschätzungen
über die gesundheitliche Einsatzfähigkeit, die psychophysische
Werti~keit, die Belastbarkeit und die Wahrscheinlichkeit von
Fehlzeiten eine höhere Aufmerksamkeit geschenkt werden.
Ob nun Statuspassagen, angestoßen durch Risikolagen z.B. Erkran-
kungen, gelingen oder defizitär verlaufen, hängt unter anderem
von den Zuschreibungen, Etikettierungen über Tauglichkeit durch
Betriebsärzte ab. Für verschiedene Arbeitsplätze und Arbeitsan-
forderungen sowie die Qualifikationen der Arbeitnehmer werden
Leistungs- und Einsatzkriterien unter Bezug auf arbeitsmedizini-
sehe Erkenntnisse formuliert. Hieran werden wie gesagt, dann Ar-
beitnehmer bzw. Arbeitsuchende durch Betriebsärzte gemessen~.
. ~ ':
Die Situation, in denen Betriebsärzte regelnd auf die OrgaD~~~:-.'
tion von Statuspassagen Einflup nehmen, stellen die arbeits~'di~y
. :.' ".': ~ . 'r:i'_r'~~·t~·-.·
zinischen und sonstigen ärztlichen Untersuchungen dar~~,';~p.'~d~~.




Übersicht 1 werden die Untersuchungsmöglichkeiten und die damit
verbundenen Anfcrderungen bzw. Erwartungen seitens des "Nachfra-
gers" angegeben:
übersicht
Betriebsärztliche Untersuchungen, ihre Nachfrager und Erwartu~gsn
1. Arbe~tsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen (durch Staat und
Unfallversicherungen vorgeschrieben)
2. Arbeitsmedizinische Untersuchungen nach dem Arbeitssicher-
heitsgesetz
3. Arztliehe Untersuchungen gemäß Arbeitsvertrag (Einstellungsun-
tersuchung, überwachungsuntersuchung)
4. Untersuchungen nach Arbeitsunfällen, Erste Hilfe
5. Konsultation durch den Arbeitnehmer (Beratung in
Fragen gesundheitlichen Befindens, Gutachten wegen
Erwerbsunfähigkeit Schwerbehinderung, Interesse an
Kontrolle von Gesundheit z.B. Bluthochdruck)




Nachfrager: Staat, Berufsgenossenschaft, Unternehmer, Arbeitneh-
mer
Erwartung: z.B. Hilfe, Selektion, Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen, Umsetzung, Arbeitsvertrag, Präve.ltion.
Wie sehen nun die objektiven Rollenkonflikte und Widersprüche
durch die Normensetzung und Erwartungen der Beteiligten aus? Wie
kommt die überforderung der Handlungskompentenz des Experten (Be-
triebsarztes) zustande? Sind z.B. arbeitsmedizinische Wissensbe-
stände nicht ausreichend, um Entscheidungen abzusichern? Ist der
Modus der Professionalisierung unterentwickelt, in dem dieses
ausgehalten werden kann? Soll für die staatlichen ~nd berufsge-
nossenschaftlichen Vorschriften eine andere inhaltsanalystische







ffiit 50 Betriebsärzten erhoben
und Rollenkonflikte, die aus ar-
herrühren, sollen durch Intervi( IS
werden.
Die durch informelle-habituelle Erwartungsmuster zumindest teil-
weise induzierten Rollenkonflihte sollen ebenfalls durch die
Interviews herausgefunden werden.
Es wird sich dabei um nicht durch L~itfaden vorstrukturierte,
sondern um narrativ orientierte Interviews über Konfliktfälle
tandeln. Wenn der Interviewer Rückfragen stellt, wird ausdrür.k-
lich unterschieden zwischen dem, was der Interviewte von sicb aus
sagte, und dem, was er zu einern Bewertungsangebot des Inter-
viewers äu~ert. Es sollen, wenn die Bereitschaft da ist, unbe-
d~ngt durch Gruppendiskussionen Konfliktfälle und entsprechende
Handlungs~uster herausgearbeitet werden.
2. Arbeitsschritt: Darstellung der konreten Verhaltensmuster in
den ärztlichen Untersuchungssituationen.
In diesem Arbeitsschritt sollen die konkreten Verhaltensmuster
der Betriebsärzte in den Untersuchungssituationen herausgefunden
werden, in denen die Arzte über Statuspassagen entscheiden und
Risikolagen von Beschäftigten bzw. Arbeitsuchenden definieren.
Erhoben werden sollen Handlungsprotokolle an Statuspassagen und
Verläufen durch Passagen hindurch. Berichterstatter für solche
Handlungsprotokolle, in denen sich die beruflichen Grundmuster
von Entscheidungsroutinen (Habitus) vor Betriebsärzten äußert,
sind Betriebsärzte selbst, aber auch schriftliche Quellen. Der
Habitus der Instanz Betriebsarzt zeigt sich insbesondere im Konf-
liktfall, wie er sich über alle individ~ellen Meinungen und ~riv- .
aten Vorstellungen eines Betriebsarztes hinweg durchsetzt. Solche
Konflikte lassen sich in einer Matrix gebildet aus den beteilig-;.,





Die Konsequenzen der ärztlichen Begutachtung für die untersuchten
Personen können lauten:
- Aufnahme der Arbeit
- Verbleib am Arbeitsplatz
- Wechsel des Arbeitsplatzes
- Entlassung aus dem Betrieb#
- Medizinische Maßnahmen
Typische Konflikte lassen sich beispielhaft folgenderm~ße be~~n­
nen (siehe folgende Matrix):
Erläuterung:
Untersuchungsarten (Beurteilung individueller Tauglichkeit und















































1. Von der Berufsgenossenschaft ermächtigt, untersucht der Be~
triebsarztarzt einen Arbeitnehmer gemäß den arbeitsmediziriischeri~




attestiert gesundheitliche Bedenken". Eine ~eiterbeschäftigung
auf dem Arbeitsplatz ist also nicht mehr möglich. Eine Umsetzung
im Betrieb ist also notwendig. In seltenen Fällen kann es auch
zur Entlassung kommen.
2. Unter Beschäftigten in einem Arbeitsbereich treten über zufäl-
lig vermehrt Hauterkrankungen als allergische Reaktionen auf.
Schutzma~nahmen reduzieren die Gefährdungsexposition deutlich,
dennoch zeigen ~wei Arbeitnehmer wegen hoher Sensibilität gegen-
über dem Gefahrstoff weiterhin allergische Reaktionen. Die Ar-
beitnehmer müssen im Betrieb umgesetzt werden.
3. Der Betriebsarzt hat zahlreiche Arbeitsuchenden auf ihre Taug-
lichkeit für eine Beschäftigung zu untersuchen, wo mit Lösemittel
umgegangen werden mu~. Bewerber, deren Blutuntersuchungen patho-
logische Befunde zeigten, wurden nicht eingestellt. Die Personen
wurden über.die Befunde nicht unterrichtet.
4. Der Betriebsarzt hat einen Arbeitsuchenden als geeignet für
eine Tätigkeit befunden. Nach Ablauf der Probezeit fehlt der
Arbeitnehmer längerfristig wegen einer chronischen Erkrankung.
Die Personalabteilung kritisiert die Beurteilung des Betriebsarz-
tes.
5. Ein Arbeitnehmer fehlt häufiger wegen Erkrankung mit und ohne
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung eines Kassenarztes. Die Person
wird von der Personalabteilung aufgefordert, sich beim Betriebs-
arzt vorzustellen. Nach 3 Abs. 3 des Arbeitssicherheitsgesetzes
ist klargestellt, ·da~ es nicht zu den Aufgaben des Betriebsarztes
gehört, Krankmeldungen der Arbeitnehmer auf ihre Berechtigung zu
überprüfen. Der Betriebsarzt teilt ohne ausdrückliche E~nwilli-:~.
gung des Arbeitnehmers die Diagnose der Persona1abteilung.mit. Es
kommt zur "krankheitsbedingten Kündigung"~
6. Wegen zunehmender chronischer Erkrankung der Wirbelsäule.' kanJ.1~~
ein angelernter Arbeiter das hohe .Niveauseiner LeistUrtgsve~~uei~




gabung nicht ~~hr halten. Der Meister drängt auf Versetzung,
während d~r eingeschaltete Betriebsarzt t~chnische und arbeitsor-
ganisatorische Maßnahrren zur Erleichterung der ArbeitsanforderunQ
vorschlägt.
7. Ein ,"hronisch kranker Arbeiternehmer sucht mit mehr oder weni-
ger deutlicher Empfehlung seiner Vorgesetzten den Betriebsarzt
~it d_r Bitte ~uf, ein Gutacht8n zur Begründung einer Erwerbsun-
fähigkeit zu erstatten. Der Rentenantrag ist erfolgreich.
An solch~n h~rauszufindenden Konfliktfällen sollen die Grundmu-
ster von E~tsc~Eidun~sroutinender Betriebsärzte untersucht wer-
d~n, wie sie sich in dHr Auseinand.•Is8tzung um Statuspassagen
zeigen. In die Auseinandersetzung sind alle unter Umständen in
der Matrix genannten Konfliktparteien und Bezugspersonen einbezo-
gen und daher Gegenstand der Untersuchung, deren Fokus auf der
normalisierer~en Macht von Betriebsärzten lieg~ Der Untersu-
chungsschritt hat also berufliches Handeln zum Gegenstand, nicht
etwa nur dIe Einstellu~gen oder sogar Meinungen von Betriebsärz-
ten. Handeln dokumentiert sich in Konfliktfällen. Soweit die
Erhebungsmethode das Interview ist, sollen Handlungsprotokolle
(Fallberichte) zutage gefördert werden. In diesen Fällen kommen
die Klienten und die Konfliktpartner der Betriebsärzte zum Aus-
druck. Gefragt werden die Betriebsärzte nicht nach ihren Einstel-
lungen und Meinungen, sondern als Berichterstattung der Prozesse
um Statuspassagen und aller ihrer Prozeßbeteiligten.
Solche Handlungsprotokolle sollen durch narrativ orientierte In-
terviews Mit 50 Betriebsärzten und durch Selbstdokumentation der
Ärzte von einzelnen Untersuchungen gewonnen werden.
Die Selbstdokumentation soll mit Hilfe standardisierter Erhe-
bungsbögen geschehen. Es soll von untersuchenden Arzt über ein
bis zwei Wochen jede ärztliche Untersuchung hinsichtlich folgen~j
der Variablen dokumentiert werden: Soziale Merkmale des Probande~




quenz für Statuspassage bzw. Patientenkarriere, theoretische und
methodische Abgesichertheit der Entscheidung, nicht- arbeitswedi-
zinische Gesichtspunkte Iz.B. Interesse des Gesa~tbetriebes,
soziale Lage des Probanden) für die Entscheidung, die Fragen
sollten anregend für den Arzt sein, so daß er das Interesse hat,
eventuell spater mit den Mitgliedern der Forschungsgruppe über
Einzelfälle zu diskutieren.
Dritter Arbeitsschritt:
Analyse der Verhaltensmuster in Abhängigkeit von Ressourcen und
Strukturmerkmal der Untersuchungssituationen
In diesem' Untersuchungsteil soll einmal die handlungsleitende
Funktion arbeitsmedizinischen Wissens überprüft werden und zum
zweiten die~erhobenen Fallberichte daraufhin überprOft werden, ob
bestimmte Handlungstypen sich beschreiben lassen.
Zum ersten Bereich ist zu untersuchen, welche wissenschaftlichen
Theoreme und Konstrukte die Betriebs- bzw. Arbeitsmedizin heraus-
gebildet hat und welche Normalitätsunterstellungen darin enthal-
ten sind. Es soll untersucht werden, ob die Normalitätsannahmen
aus der Arbeitsphysiologie hinsichtlich der Kategorie flormallei-
stung und der Vorstellung Ober Hornoiostase bei der Bewertung von
totikologischen Fragestellungen herangezogen werden? Zu klären
ist, wie diese Konzepte sich herausgebildet haben und wie die
Gewergehygiene und sozialpolitischen Normierungen mit ihren Nor-
malitätsvorstellungen ~ich wechselseitig beeinflußt haben.
Bei diesem Bearbeitungsschritt soll eng mit dem Teilprojekt "Nor-
malisierung durch Gutachtermedizin. Eine historisch vergleichende
Untersuchung des arbeitsmedizinischen Expertenwisse~~ in -der
Unfallversicherung" zusammengearbeitet werden.
Es soll erforscht werden, ob die professionellen Wissensbestände





Entscheidungsroutinen in den vorne genannten Untersuchungskatego-
rien relevant werden.
Im zweiten Teil dieser Arbeitsphase sollen die Handlungsproto-
kolle der Interviews nach individuell variierenden Variablen
ausgewertet werden und Typen professioneller Wahrnehmung, Deutung
und Ent~cheidung über Risikolagen und Statuspassagen untersuchter
Personen analysiert werden. Am Vergleich unterschiedlich positio-
nierter und ausges.atteter Betriebsärztr müßten objektive Rollen-
konflikte, ir. denen sich Experten an Statuspassagen befinden,
deutlich werden.
Folgende Variablen seIlen als Einflußgrößen betrachtet werden
- soziale Merkmale des Arztes wie Alter, Geschlecht
- Qualifikation des Arztes, Jahre der Berufsausübung, Speziali-
sierung
- Meinungen, Einstellungen, Deutungsmuster zur Präventivmedizin,
Rolle von Betriebsmedizin, zum Anforderungskatalog des Arbeitssi-
cherheitsgesetzes und zu arbeitsmedizinischen Schulen
- Merkmale des betreuten Betriebes: Zahl der Beschäftigten, Tä-
tigkeiten, Belastungen, Branche, stand der Sozialbeziehung zwi-
schen Management und Belegschaft, personalpolitischer Umgang mit
leistungsgeminderten Arbeitnehmern, Indikatoren der gesundheitli-
chen Lage der Beschäftigten (Krankenstand, Fluktuation)
- formales Verhältnis zum Betrieb
- Art und Zahl der arbeitsmedizinischen sonstigen ärztlichen
Untersuchungen.
Vierter Arbeitsschritt:
Diskussion der Ergebnisse fnr Fragen nach den individuellen und
sozialpolitischen Konsequenzen der expertlichen Regulierung von
Statuspassagen
In diesem Abschnitt sollen die Ergebnisse' der ersten drei'
Schritte danach diskutiert werden, ob eine professionelleRegu~'
lierung von Statuspassagen dazu beiträgt, daß solche.ehergelin~:
" :"\\




beitragen. die "Labilisierungsspirale von Abstiegskarrieren"
frühzeitig zu unterbrechen? In die5em Punkt soll mit dem Teilpro-
jekt "Passagen in Abstiegs- und Abwehrkarrieren. Institutionel]~
Normalisierung. nberbrückung und Verschärfung von Krisen der
Erwerbsfähigkeit" zusammengearbeitet werden.
Es stellt sich die Frage. ob Betriebsärzte zureichend p r o f e s s i.. -
nalisiert sind: schützt sie ihre Professionshabitu~ davor, bei
nie vollkommenem Expertenwissen ihre Rolle an Statuspassagen zu
sthr zu beanspruchen? Oder führt womöglich eine unzureichende
institutionelle Entwicklung der Profession dazu, daß gerade Be-
triebsärzte d'lrch nberforderung provoziert werden. ihr Experten-
wissen zu Gberziehen?
Gesellschaftstheoretisch soll A~~ Teilprojekt am Beispiel von
Betriebsärzten an s t a t usp> . J~.' einen Beitrag dazu leisten, die
These der Szientifizierung und wachsender Expertokratie des
Alltagslebens zu überprüfen und Funktionen wie Folgen der
zunehmenden Bedeutung von wissenschaftlichen Experten an Status-
passagen aufzuklären.
In dem Teilprojekt soll jedoch zugleich hinterfragt werden, in-
wieweit solche professionelle Dominanz durch strukturelle Ober-
forderung der Arzte provoziert wird und auf welchem Wege hier ein
Ausgleich möglich ist.
Zeitplan
Der Zeitplan erfaßt die dargelegten Arbeitsschritte; hinzu kommt
eine einleitende Phase, die der Orientierung, der Sammlung von
Sekundärmaterial sowie der Konzeption dient, und eine abschlies-
sende Phase, die der Formulierung der Forschungsergebnisse vorbe-
halten ist. So ergeben sich folgende Arbeitsschritte:
1) Einarbeiten in das Thema; Kontaktaufnahme mit dem Verband
. Deutscher Betriebs- und Werksärzte e.V. sowie mit den,ein-'




2) Sammlung und Dokumentation der Konfliktfälle/Fallberichte
aus Zeitschriften sowie der gesetzlichen Regelungen:
5 Honate
3) Entwicklung des Fragebogens für die bundesweite Befragung:
1 Honat
4) Durchführung und Auswertung der Befragung: 3 Monate
5) Entwicklung eines Interviewleitfadens für die mündliche
Befragung: 2 MLnate
6) Entwicklung eines Erhebungsbogens zur Selbstdokumentation:
1 Monat
7) Durchführung der Interviews: 4 Monate
8) Transkription und Auswertung der Interviews: 7 Monate
9) Auswertung der Erhebungsbögen: 2 Monate
10) Mündliche Interviews, gestützt auf Ergebni~S~ 1er Erhebungs-
bögen: 1 Monat
11) Abfassen des Endberichtes: 6 Monate
3.6 Stellenwert innerhalb des Sonderforschungsbereichs und Ent-
wicklungsperspektiven des Projekts
Das Teilprojekt zielt auf die Rolle von Experten bei der Regulie-
rung von Statuspassagen. Das Beispiel der Betriebsärzte ist von
weitreichender Bedeutung im Zusammenhang des Sonderforschungsbe-
reichs, insofern zum einen die Arzte als die professionellen Ex-
perten schlechthin unter~ucht werden können und zum anderen die
Regulierung der Passagen in den zentralen Status der Erwerbstä-
tigkeit betrachtet wird. Untersuchungen und Ergebnisse des Teil-
projekts korrespondieren daher m t den vielfältigen Aspekten, bei
denen in anderen Teilprojekten Experten und expertliche Regulie-
rungen der Erwerbstätigkeit angesprochen werden.
Ein besonders enger Forschungszusammenhang ergibt sich zu den'
Teilprojekten, in denen Gesundheitsgefährdungen resp. -schä~'
digungen und medizinische Problemwahrnehmungen untersucht werden'
sollen. Dies betrifft zunächst das Teilprojekt C-4 "Abstiegskar,,:
rieren", weil hier aufgrund medizinischer Diagnosen spezifÜc'i~.{




1 "Gutachtermedizin" verbindet das vorliegende Teilprojekt vor
allem die Untersuchung der medizinischen Beurteilung, wobei die
Kooperation sich insbesondere auf die wissenschaftlichen und
ideologischen Normalitätsunterstellungen beziehen soll. Mit dem
Teilprojekt D-2 "Altersgrenze" teilt das vorliegende Projekt vor
allem den Bezug zur demographisch brisanten Altersstruktur und




3.72 Aufgliederung und Begründung der sachlichen Verwaltungsaus-
gaben (nach Haushaltsjahren)
Kleingeräte (515) und Verbrauchsmaterial (522):
1988 1989 1990 1991
- aus der Grundausstattung 1650 3300 1300 1650




Es werden ~.a. Mittel für Bürobedarf, Telefon und Kleingeräte zur
Verfügung gestellt.
Ergänzungsausstattung:
Die beantragten Mittel werden zur Ergänzung der 9ürosachmitte1
und zur Anschaffung von Cassetten und Disketten benötigt.
Reisekosten (527)
1988
Gespräch mit den beiden Vorsitzenden
des Verbandes Deutscher Betriebs- und Werks-
ärzte e.V. in Koblenz und Sindelfingen
Bundesbahn zweimal DM 180~--
Tagegelder für vier Reiseta~e a DM 70,--
Summe:
1989
Zur Durchführung von ca. 25 Interviews voraus-
sichtlich in der gesamten Bundesrepublik sind
zumindest vier Reisen mit je 5 Tagen notwendig
Flug Berlin
Bundesbahn dreimal DM 180,--
Tagegelder für 20 Reisetage a DM 70,--
Sl:mme:
1990
Ca. 25 Interviews werden wahrscheinlich in
Frankfurt/Saarbrücken, Duisburg/Essen/Bochum.
Hagen/Dortmund/Kamen, Hambug. Emden und
Bremerhaven durchgeführt.

















Tagegelder für 19 Reisetage a DM 70,--
Summe:
1991
Diskussionen von Ergebnissen mit Betriebs-
ärzten wahrscheinlich in Berlin und Dortmund
Bundesbahn einmal DM 130,-- .
Flug Berlin· DM 294,--










Fßr die Herstellung von Erhebungsinstrumenten, Vervielfältigungen
der Transkriptionen und Protokolle sowie Fallberichte werden 1989
DM 500 und 1990 DN 300 sowie in den Jahren 1988 und 1991 jeweils
DM 150 benötigt.
Sonstiges
Die beantragten Mittel werden für die Transkription der Inter-
views benötigt. Zum Teil können die Schreibarbeiten von den aus
der Grundausstattung bereit~estellten Schreibkräften übernommen
werden. Jedoch wird davon ausgegangen, daß 1989 und 1990 jeweiJs
15 Interviews a 30 Seiten mit einem Seitenpreis von DM 5,-- ~xtra
anfallen werden. Dies ergibt für 1989 und 1990 jeweils DM 2250,-.
Dieser Bedarf ist indie Berechnung der Schreibkapazität im
Teilprojekt Zeingegangen.
Fßr die schriftliche bundesweite B~fragung von 2000 Betriebs-
ärzten fallen 1989 DM 2,60 = DM 4160,-- Portokosten an, soweit
diese Kosten nicht aus der Grundausstattung gedeckt werden
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt C 2
3.11 Thema: Erosion traditioneller Normalitätsmuster der Beschäf-
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Haushalts- Personal Sächliche Ver- !nvesti- Gesamt
jahr mittel wa1tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 75 470 6 830 &2 300
1989 150 940 6 705 157 645
1990 150 940 7 450 158 390





Das Bild des öffentlichen Dienstes der Bundesrepublik ist - vor-
nehmlich für die Lebenszeitbeamten - gekennzeichnet durch stabi-
le, auf Dauer hin angelegte Beschäftigungsverhältnisse, die eine
durchgängige, mit guten Aufstiegschancen verbundene individuelle
Erwerbsbiographie und eine sozial gesicherte Lebensplanung mög-
lich machen. Dieses Normalitätsmuster prägt die gesamte Struktur
des öffentlichen Dienstes. Ihm folgen mehr oder weniger auch die
Beschäftigungsverhältnisse der auf Planstellen beschäftigten An-
gestellten und Arbeiter.
Neuerdings werden - ähnlich wie in den Betrieben der Wirtschaft-
~m öffentlichen Dienst zunehmend Beschäftigungsverhältnisse an-
geboten und begründet, die dem Standard der "Normalbeschäftigung"
nicht (mehr) entsprechen. Dazu gehören neben Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen und der "Hilfe zur Arbeit für Sozialhilfeempfänger" vor
allem Zeitverträge und Teilzeitarbeit einschließlich der gering-
fügigen Beschäftigung und der "Arbeit auf Abruf". Hinzu kommt die
Privatisierung in Form der Vergabe von Tätigkeiten an wirklich
oder scheinbar selbständige Gewerbetreibende im Rahmen von
Dienst- oder Werkverträgen auf Honorarbasis.
Alle diese Beschäftigungsverhältnisse durchbrechen die traditio-
nellen Muster des Zugangs zum öffentlichen Dienst und der Karrie-
ren im öffentlichen Dienst mit prekären Folgen für die so Bes-
chäftigten. Zu erklären wäre, ob diese Entwicklung nicht die Kon-
sequenz hat, daß die bisher maßgeblichen Normalitätsmuster der
Beschäftigung im öffentlichen Dienst und der darauf aufbauenden
Erwerbs- und Lebensverläufe insgesamt einem Erosionsprozeß ausge-
setzt sind.
Das Projekt versteht sich als Pilotstudie. In ihm sollen zunächst
- soweit möglich - durch Sekundäranalysen statistischer Daten und
einschlägiger Forschungsergebnisse das Ausmaß und die innere
Struktur der prekären Beschäftigung im öffentlichen Dienst
ermittelt werden. Ergänzt wird diese Bestandsaufnahme durch als
Fallstudien angelegte qualitative Untersuchungen in öffentlichen
Betrieben (Dienststellen). Dabei sind die Auswertung von Haus-
haltsplänen und von Stellen- und Besetzungsplänen sowie Experten-
gespräche vorgesehen. Auf diese Weise können sowohl die quanti-
tative Verbreitung prekärer Beschäftigungsverhältnisse und deren
Entwicklung seit der Mitte der 70er Jahre als auch die für deren
Verwendung bestimmenden Ursachen wie z.B.finanzielle und/oder
technologische Faktoren, beschäftigungspolitische Strategien der
öffentlichen Arbeitgeber oder politisch-ideologisch motivierte
Konzepte einer Umgestaltung des öffentlichen Dienstes ermittelt
werden. Dies schließt die Frage ein, welche Folgen derartige
Beschäftigungsverhältnisse für die Gesamtstruktur der Beschäfti-




3.3 Stand der Forschung
3.31 "Normalarbeitsverhältnis" im öffentlichen Dienst?
Die Gesamtheit der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes setzt
sich nach einem verbreiteten Verständnis aus drei, rechtlich und
in den Einstellungen der Beschäftigten selbst gegeneinander deut-
lich abgegrenzten Statusgruppen zusammen.
Neben den Angestellten und Arbeitern, die in einem durch Vertrag
begründeten Arbeitsverhältnis zu ihrem öffentlichen Arbeitgeber
stehen und die statusrechtlich den Arbeitnehmern in den Betrieben
und Verwaltungen der Wirtschaft gleichgestellt sind, gibt es im
öffentlichen Dienst die Beamten als eine nur hier anzutreffende
besondere Statusgruppe. Der hauptsächliche Unterschied ihrer
statusrechtlichen Stellung gegenüber den Arbeitnehmern reduziert
sich allerdings bei genauerer Betrachtung auf einen formal-recht-
lichen Unterschied bei der Begründung des Beschäftigungsverhält-
nisses. Beruht das Beschäftigungsverhältnis der Arbeitnehmer auf
einem Vertrag als dem juristischen Inbegriff übereinstimmender,
auf einen Rechtserfolg gerichteter Willenserklärungen zweier
rechtlich gleichgeordneter Rechtssubjekte, so beruht das Beamten-
verhältnis auf einern Verwaltungsakt: der als Ausdruck hoheitli-
chen Handelns des Staates begriffenen beamtenrechtlichen Ernen-
nung.
Aufgrund des Lebenszeitprinzips sind die Beamten von ihrer Ernen-
nung an nahezu unkündbar. Ihnen bieten sich innerhalb der jewei-
ligen Laufbahn-Gruppen vielfältige Qualifizierungs- und
Aufstiegsmöglichkeiten. Regelmäßige Verdienststeigerungen sind
ihnen nach den Grundsätzen des Dienstalters alle zwei Jahre si-
cher. Sie haben von Anfang an ein Anrecht auf eine lebenslange
"standesgemäße" Versorgung für sich und ihre unterhaltsberechtig-
ten Familienangehörigen, sind also dadurch in besonderer Weise
sozial abgesichert.
Auch seinen Angestellten bietet der öffentliche Dienst im Ergeb-




gegenüber den Beamten - ein hohes Maß an Beschäftigungssicher-
heit, regelmäßige Verdienststeigerungen, günstige Aufstiegschan-
cen und eine die gesetzliche Sozialversicherung ergänzende sozi-
ale Zusatzversorgung. Selbst noch die Arbeiter des öffentlichen
Dienstes nehmen - allerdings im geringeren Umfang als die Ange-
stellten - an diesen Vorteilen einer Beschäftigung im öffentli-
chen Dienst teil.
Die Beschäftigungsverhältnisse aller drei Statusgruppen des öf-
fentiichen Dienstes entsprechen demnach in ganz besonderer Weise
dem Rechtsmodell des "Normalarbeitsverhältnisses", das als Leit-
bild, als "herrschende juristische Fiktion" (MGckenberger 1984: 4
f., 7) der rechtlichen Regulierung der abhängigen Erwerbsarbeit
und des darauf bezogenen Systems sozialer Sicherung zugrunde
liegt.
Solange die soziale Wahrnehmung des öffentlichen Dienstes auf
diese drei Statusgruppen beschränkt bleibt, kann der öffentliche
Dienst der Bundesrepublik geradezu als Prototyp eines Beschäfti-
gungsbereiches gelten, der seinen Beschäftigten eine kontinuier-
liche, in ihren Statuspassagen einigermaßen berechenbare Erwerbs-
biographie ermöglicht und der ihnen gleichzeitig materiell gesi-
cherte Lebensperspektiven bietet.
3.32 Vom Normalarbeitsverhältnis abweichende Beschäftigungsver
hältnisse im öffentlichen Dienst
Auch wenn in Rechnung gestellt wird, daß das "Normalarbeitsver-
hältnis" im Sinne von MGckenberger erst das späte Produkt des in-
zwischen beendeten relativ "kurzen Traumes immerwährender Prospe-
rität" (Lutz 1984) war und in seinen fGr das Rechtssystem maßgeb-
lichen Konturen erst seit Beginn der 70er Jahre in der oben be-
schriebenen Weise wirksam geworden ist, dGrfte gelten, daß die
Realität des öffentlichen Dienstes dem jeweiligen maßgeblichen
Normalitätsstandard zu keinem Zeitpunkt voll entsprochen hat. (So




Jahren vor allem die Lehrer mit eher ungewissen Besch~ftigungs­
verh~ltnissen abzufinden).
Gleichwohl ist die Differenz zwischen der Realität des öffentli-
chen Dienstes und dem im Begriff "Normalitätsverhältnis" brenn-
punktartig zusammengefaßten Bild von der Normalität der Beschäf-
tigung im öffentlichen Dienst gegenwärtig offenbar größer denn je
zuvor. Zu vermuten ist, daß von einer bestimmten Größenordnung an
Sogwirkungen und neue Folgeprobleme für den öffentlichen Dienst
insgesamt eintreten werden.
Ausweislieh öffentlich zugänglicher Datenquellen und vereinzelter
auf dieser Grundlage durchgeführter Untersuchungen sind in der
Beschäftigungspraxis des öffentlichen Dienstes zur Zeit die fol-
genden, in der ein oder anderen Hinsicht vom Normalarbeitsver-
h~ltnis abweichenden Beschäftigungsformen gebräuchlich:
a} Vollzeitarbeitsverh~ltnisse zu einem geringeren als dem ei-
gentlich fälligen Tariflohn (herabgestufte Ersteingruppierung);
b} Teilzeitarbeitsverh~ltnisse einschließlich der statistisch
nicht erfaßten (und schwer erfaßbaren), unterhalb der Sozialver-
sicherungspflichtgrenze liegenden "geringfügigen Beschäftigung",
zu der in der Regel auch die sogenannte "Arbeit auf Abruf" z~hlen
dürfte;
c) durch einen Zeitvertrag befristet oder auflösend bedingt abge-
schlossenen Arbeitsverh~ltnisse und die
d) ebenfalls befristete Besch~ftigung in Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen, die zu etwa 80 % im öffentlichen Dienst angesiedelt sind;
el die - meistens ebenfalls nur kurzzeitige, zum Teil saisonar-
tige - Besch~ftigung von Sozialhilfeempfängern zu den üblichen
Sozialhilfes~tzen der "Hilfe zum Lebensunterhalt" zuzUglieh ei-
ner angemessenen Entschädigung für Mehraufwendungen oder zu einem
üblichen Tariflohn der unteren Lohngruppen gemäß § 19 Abs. 2-
BSHG;
f) Saisonarbeit z. B. in der Pflege öffentlicher GrUnanlagen;





i) die Vergabe einzelner Dienst- oder Werkaufträge an wirklich
oder scheinbar Selbständige, wie insbesondere der Einsatz soge-
nannter "freier Mitarbeiter";
j) Fremdfirmenarbeit auf der Grundlage von Subkontrakten mit Un-
ternehmen des privatwirtschaftlichen Sektors und mit kleineren
Selbständigen ("Privatisierung" in der Form der "Kommerzia1isie-
rung"); sowie
k) die Beschäftigung von Praktikanten und Volontären.
Alle diese Beschäftigungsformen sind nicht neu. Gerade im öffent-
lichen Dienst haben sie teilweise eine längere Tradition. Auch
weisen einige von ihnen schon seit längerem eine zahlenmäßige
Zunahme auf. So hat z. B. die Teilzeitarbeit als "Domäne" von
Frauen gerade im öffentlichen Dienst in den 60er Jahren erheblich
zugenommen - von 1963 bis 1968 um 25,5 % und von 1969 bis 1973
sogar um 56,1 % (Wagener 1977:239 ff). Zwar führte die überdurch-
schnittliche Zunahme der Teilzeitbeschäftigung nicht dazu, daß
sich deren Anteil an der Gesamtheit der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes dramatisch erhöht hätte. Dieser lag aber 1963 bei
knapp unter 6 % und zehn Jahre später immerhin bei ca. 10 %.
Der Anteil befristeter Beschäftigungsverhältnisse an allen Be-
schäftigungsverhältnissen des öffentlichen Dienstes fiel im Ver-
gleich dazu weniger ins Gewicht; er lag in den 60er t"nd 70er Jah-
ren mit geringe~ Schwankungen bei Werten zwischen 3,1 % (=
49.800) im Jahre 1963 und 3,9 % (= 74.200) im Jahre 1974 (Lörcher
1982: 61). Kommt schon in diesen Werten eine leicht steigende
Tendenz zum Ausdruck. so signalisieren begrenzt aussagekräftige
Befunde einzelner Untersuchungen (Baumann-Czichon/Borgaes/Wahsner
1986; Linne/Voswinke1 1986 a) eine deutliche Zunahme der Zeitver-
tragspraxis im öffentlichen Dienst seit Anfang der 80er Jahre.
Dabei dürfte auch die Ausweitung der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
eine Rolle gespielt haben und spielen.
Von Untersuchungen einzelner dieser Beschäftigungsformen abg~se­
hen, ist die Auswirkung der Gesamtheit der vom Normalarbeitsver-




ehen Dienst bisher nicht als Problem gesehen und untersucht wor-
den. In dcor kaum noch zu übersehenden Literatur zu folgenden Pro-
blembereichen werden diese allenfalls indirekt angesprochen:
- Studien zur Reform des öffentlichen Dienstes
Die aus der Arbeit der "Studienkommission für die Reform des öf-
fentlichen Dienstes" hervorgegangenen Veröffentlichungen (10 Bän-
de, 1973), stellen zwar die Normalität des auf die drei Status-
gruppen gestützten Systems der Beschäftigung im öffentlichen
Dienst mehr oder weniger weitgehend in Frage, allerdings nur im
Hinblick auf die einerseits besonders privilegierte, andererseits
aber in Bezug auf die betriebliche und gewerkschaftliche Interes-
senvertretung und auf das Streikrecht ambivalente Sonderstellung
der Beamten.
Gerade mit der Suche nach Möglichkeiten, den Beamtenstatus durch
eine Reformpolitik zu ändern und rechtliche Differenzierungen zu
beseitigen, die funktional nicht mehr begründbar sind, bleiben
aber vor allem die verfassungsrechtlichen und verfassungspoliti-
schen Expertisen (z. B. von Münch 1973, Thieme 1973, Ule 1973,
Dagtoglou 1973, Herzog 1973, Sontheimer/Bleek 1973) - zumeist
unausg"sprochen auf das überkommene Bild des öffentlichen Dien-
stes bezogen. Auch die von der Studienkommssion in 'Auftrag gege-
benen empirisch-sozialwissenschaftlichen Untersuchungen (EII-
wein/Zoll 1973, Siedentopf 1973, Lohmann/Maintz 1973, Triebe/Fi-
scher/Ulitz 1973, Behr/Schu1tz-Wild 1973) konzentrieren sich in
ihren Fragestellungen (im allgemeinen explizit) auf Übereinstim-
mungen bzw. Disparitäten ?wischen ausgeübter Funktion und recht-
lichem Status im Verhältnis der Beamten zu den Angestellten und
Arbeitern (Arbeitnehmern) des öffentlichen Dienstes.
Das von der sozial-liberalen Regierung vorgegebene Reformziel,
das auf einen einheitlichen Status der "Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes" gerichtet war, hatte damals noch nicht die von
der Normalbeschäftigung in diesen drei Statusgruppen abweichenden
Beschäftigungsverhältnisse wie etwa die Teilzeitbeschäftigung
oder die befristete Beschäftigung von Arbeitern und Angestellten
im Blickfeld; diese hatten damals für die Gesamtstruktur der Be-
schäftigung im öffentlichen Dienst noch keine ins Gewicht fallen-
de Bedeutung oder konnten deswegen vernachlässigt werden, weil
die einigermaßen stabile Situation am Arbeitsmarkt und die zu Be-
ginn der 70er Jahre geradezu expansive Beschäftigungspolitik des
öffentlichen Dienstes günstige Chancen bot, ggfs. in unbefristete
Beschäftigungsverhältnisse übernommen zu werden und/oder je nach
Wunsch (wieder) in Vollzeitbeschäftigung überzuwechseln. Zudem
ist gerade im öffentlichen Dienst auch eine Teilzeitbeschäftigung
im allge~einen noch mit einer gesicherten Dauerperspektive ver-





Rationalisierung, Privatisierung und Haushaltkonsolidierung im
öffentlichen Dienst
Auch die gegen Ende der 60er Jahre einsetzende und verstärkt ab
Mitte der 70er Jahre im Zeichen der weltweiten Wirtschaftsrezes-
sion und der "Finanzkrise des verschuldeten Steuerstaates" (Met-
telsiefen u. a. 1986: 15l geführte politische Diskussion um eine
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte und die darauf bezogene
wissenschaftliche Diskussion über unterschiedliche Konsolidie-
rungskonzepte und -strategien bezieht sich durchweg auf die über-
kommenen Strukturen und Normalitätsvorstellungen des öffentlichen
Dienstes, indem sie im Interesse der Haushaltskonsolidierung Ein-
sparungsmöglichkeiten im öffentlichen Dienst und damit zusammen-
hängende Probleme untersucht.
Zu erwähnen sind insoweit Untersuchungen zur kommunalen Gebiets-
und Verwaltungreform (Wrage 1975l; zur Rationalisierung und Me-
chanisierung im öffentlichen Dienst (Lutz u. a. 1969/1970; Düll/-
Sauer 1976;' Brinckmann u. a. 1981; Armanski 1983l und zur Priva-
tisierung (z. B. Mendener/Sauerborn 1982l sowie finanzwissen-
schaftliehe Untersuchungen über die Gesetzmäßigkeiten wachsender
Staatsausgaben (Mettelsiefen u. a. 1986l.
Im Zentrum der Fragestellungen vor allem der als Fallstudien an-
gelegten empirisch-sozialwissenschaftlichen Untersuchungen zur
Rationalisierung und Privatisierung im öffentlichen Dienst stehen
- ganz in der Tradition der empirischen rndustriesoziologie-
quantitative Veränderungen der Beschäftigung (Personaleinsparun-
gen) und (qualitative) Auswirkungen ~uf die Qualifikationsstruk-
tur und auf die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten (Veränderun-
gen der Belastungsstruktur und der Arbeitsintensitätl.
In neueren Untersuchungen, die dem "Staat als Arbeitgeber" gelten
(Autorengemeinschaft Paderborn 1985l, und die das Hauptaugenmerk
auf die makroökonomischen Veränderungen des Personalbestands im
öffentlichen Dienst, auf das Nachfrageverhalten der öffentlichen
Arbeitgeber, auf die Fluktuation der Beschäftigten und auf die
Staatsspezifität der Beschäftigung im öffentlichen Dienst rich-
ten, geraten unter dem Aspekt der Strukturen der Beschäftigung im
öffentlichen Dienst nur die in die Normalbeschäftigung des öf-
fentlichen Dienstes übernommenen Gruppen der Beamten. der Ange-
stellten und der Arbeiter ins Blickfeld, nicht aber die jenseits
davon angesiedelten, von der "Normalbeschäftigung" abweichenden
Beschäftigungsverhältnisse.
Demgegennber finden die vom Normalarbeitsverhältnis abweichenden




ökonomisch orientierten Arbeitsmarktforschung (Sengenberger 1978;
Biehler u. a. 1931). in Untersuchungen zur "Flexibilisierung" von
Arbeitszeiten und Beschäftigungsverhältnissen (Lutz u. a. 1982;
Schmid 1986; Butler 1986), in Forschungen zur Verbreitung und
Funktion "prekärer" Beschäftigungsverhältnisse (Möller 1987) so-
wie in theoretischen Arbeiten zur "Erosion" der für die Arbeits-
und Sozialpolitik maßgeblichen normativen Leitbilder (Mückenber-
ger 1985) zunehmend Beachtung.
Die vorliegenden Untersuchungen sind jedoch fast durchweg auf die
Situation in der privaten Wirtschaft zentriert. Nur einige stu-
dien über Teilarbeitsmärkte (Dombois/ZWE 1986; Möller 1987) gehen
auch auf den öffentlichen Dienst ein, allerdings mehr am Rande
und ohne daß dabei die Besonderheiten dieses Beschäftigungs-
bereichs systematisch berücksichtigt würden. Keller (1985) wendet
den Segmentationsansatz auf die spezifische Situation im öf-
fentlichen Dienst an und belegt die Existenz eines sekundären
Arbeitsmarktsegments im öffentlichen Sektor mit näheren Angaben
zur Verbreitung der Teilzeitbeschäftigung und der Zeitvertrags-
praxis.
Für andere von der Normalität abweichende Beschäftigungsverhält-
nisse ist immerhin die Verbreitung im öffentlichen Dienst durch
Untersuchungen teilweise belegt. So ist z. B. die befristete
Beschäftigung in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen relativ breit
diskutiert und teilweise auch empirisch untersucht worden
(Laatz/Jauss 1985), im allgemeinen allerdings unter dem Aspekt
des "zweiten Arbeitsmarktes" oder als Unterfall der "befristeten
Beschäftigung", nicht aber in ihrer Funktion als eine von der
Normalbeschäftigung abweichende spezifische Beschäftigungsform
des öffentlichen Dienstes.
Die Heranziehung von Sozialhilfeempfängern im Rahmen der "Hilfe
zur Arbeit" ist bisher nur in der juristischen Literatur (Trenck-
Hinterberger 1984; Birk 1985; Münder 1986) und hier im allgemei-




empirischer Daten) als Rechtsproblern der Sozial- und Verfassungs-
ordnung der Bundesrepublik diskutiert worden.
Die in unterschiedliche rechtliche Formen gekleidete Beschäfti-
gung iogenannter "freier Mitarbeiter" (die als "Selbständige" ge-
führt werden, obwohl sie zu einem beachtlichen Teil faktisch Ar-
beitnehmer sind, denen auf diese Weise jeglicher arbeits- und
sozialrechtliche Schutz vorenthalten bleibt), ist in den 70er
Jahren einer breiteren Öffentlichkeit durch eine bis vor das Bun-
desverfassungsgericht getragene arbeitsgerichtliche Prozeßserie
"freier Mitarbeiter" bei Rundfunk- und Fernsehanstalten bekannt
geworden. Deren Begehren, die Arbeitnehmereigenschaft zuerkannt
zu bekommen, konnte damals noch als "Sonderproblem" dieses Teil-
bereichs des öffentlichen Dienstes juristisch kleingearbeitet
werden. Inzwischen haben derartige Beschäftigungsformen teilweise
auch in anderen Bereichen des öffentlichen Dienstes wie z. B. in
der kommunalen Sozialarbeit Eingang gefunden (Baumann-Czichon/
Borgaes/Wahsner 1986) , sind aber hinsichtlich ihrer Verbreitung
im öffentlichen Dienst insgesamt bisher nicht untersucht worden.
Dies gilt auch für die im öffentlichen Dienst vorfindlichen For-
men von "Saisonarbeit", "Heimarbeit" und "Arbeitskräfteverleih",
für die Beschäftigung von Praktikanten und Volontären sowie für
die in Teilbereichen des öffentlichen Dienstes praktizierte "in-
formatorische Beschäftigung" von arbeitslosen Jugendlichen gegen
ein geringes Anerkennungsgeld (Baumann-Czichon/Borgaes/Wahsner
1986) .
Lediglich Möller und Hehr (vgl. Möller u. a. 1987) unternehmen in
ihrer noch laufenden Untersuchung den Versuch, für "ausgewählte
Betriebe des Kölner Dienstleistungssektors" (darunter auch solche
des öffentlichen Dienstes) einen beschreibenden überblick über
die Verbreitung (fast) aller vom Normalarbeitsverhältnis abwei-
chenden Formen betrieblich organisierter "prekärer" Beschäfti-
gungsverhältnisse zu gewinnpn.
Die gesamte, längst unübersehbar gewordene Literatur, die sich




folgend seit den frühen 70er Jahren mit Fragen der Beschäftigung
im öffentlichen Dienst befaßt, bezieht sich demnach einerseits
nur auf das überkommene Normalitätsmuster der Beschäftigung im
öffentlichen Dienst und nimmt andererseits die von der Normalität
abweichenden Beschäftigungsverhältnisse erst teilweise und empi-
risch schwach gesichert zur Kenntnis. Empirische Arbeiten, die
das Gesamtspektrum der im öffentlichen Dienst vorfindlichen, vom
Normalarbeitsverhältnis abweichenden Beschäftigungsverhältnisse
unter Aspekten ihrer Verbreitung und spezifischen Bedeutung für
den öffentlichen Dienst und für dessen Funktion im Beschäfti-
gungssystem der Bundesrepublik insgesamt systematisch untersuchen
würden, sind bisher - soweit ersichtlich - nicht vorgelegt und
offenbar nicht einmal in Angriff genommen worden.
An diesen offenen Fragen setzt das geplante Forschungsprojekt an.
Ihre Bearbeitung erscheint um so dringlicher, als der öffentliche
Dienst der bei weitem größte Arbeitgeber in der. Bundesrepublik
ist (Keller 1985: 649) und ihm schon deswegen eine zentrale Funk-
tion für das gesamte Beschäftigungssystem der Bundesrepublik zu-
fällt. Diese Funktion wird noch gesteigert dadurch, daß der öf-
fentliche Dienst wegen der ihn unmittelbar bindenden verfassungs-
rechtlichen und sozialstaatlichen Vorgaben Vorbild- und Vorrei-
terfunktionen für alle anderen Beschäftigungsbereiche und damit
für den Arbeitsmarkt insgesamt erfüllt.
3.4 Eigene Vorarbeiten
Im Rahmen des Forschungsprogramms "Arbeitsplatz- und Arbeits-
marktsituation in Bremen" der Zentralen Wissenschaftlichen Ein-
richtung (ZWE) "Arbeit und Betrieb", an dem die Antragsteller
mitgewirkt haben, sind u. a. - unter partieller Berücksichtigung
des öffentlichen Dienstes (Dombois 1986) - Untersuchungen zur be-
trieblichen Beschäftigungspolitik durchgeführt worden. An die
daran verfolgten Fragestellungen kann in der geplanten Studie
angeknüpft werden. Diese steht zudem in einem engen Zusammenhang




programm der ZWE zur "Arbeit in der Grauzone des Arbeitsmarkts".
Auch dieses Forschungsprogramm bezieht sich in seiner Rahmenkon-
zeption und in den einzelnen dazu entwickelten Projekten auf das
"Normalarbeitsverhältnis" und hat zum Ziel, das Gesamtfeld der
hiervon abweichenden Beschäftigungsverhältnisse hinsichtlich ih-
rer beschäftigungspolitischen Funktion und ihrer Implikationen
für die soziale Situation und für die Arbeits- und Lebensperspek-
tiven der Beschäftigten zu untersuchen.
Darüber hinaus ist in einem von der Hans-Böckler-Stiftung finan-
zierten und an der ZWE durchgeführten anwendungsbezogenen For-
schungsprojekt über "Stellenabbau, Privatisierung und Rationali-
sierung als Handlungsfelder der betrieblichen Interessenvertre-
tung im öfientlichen Dienst" auch das Problem der vom Normalar-
beitsverhältnis abweichenden Beschäftigungsverhältnisse im öf-
fentlichen Dienst aufgegriffen und für den Verwaltungs- und
Dienstleistungssektor eines Landkreises untersucht und beschrie-
ben worden (Baumann-Czichon/Borgaes/Wahsner 1986). Daneben sind
für das geplante Projekt folgende aus der Forschungsarbeit der
ZWE hervorgegangene Veröffentlichungen relevant:
Individuelle Arbeitsmarktstrategien - Facharbeiter in der Krise
(Baumeister/Bollinger/Geissler/Osterland 1987)
Zum arbeitsrechtlichen Programm der "Wende" - Ansatzpunkte einer
Kritik des Beschäftigungsförderungsgesetzes (Wahsner/Steinbrück
1985)
"Heuern und Feuern" - Arbeitsrecht nach der Wende (Wahsner u. a.
1985)
Handlungsmöglichkeiten der Betriebsräte gegen die ausufernde
Zeitvertragspraxis (Wahsner 1986)
Neue Arbeitsplätze durch mehr Zeitarbeit (Wahsner 1987)
Schließlich kann im Rahmen des geplanten Projekts auf Erfahrungen
zurückgegriffen werden, die Prof. Dr. Klaus Dammann von der so-
ziologischen Fakultät der Universität Bielefeld im Rahmen seiner
zahlreichen Untersuchungen zum öffentlichen Dienst gewonnen hat;




3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm, Zeitplan
3.51 Ziele
Die Untersuchung zielt zunächst darauf ab, Erkenntnisse zu gewin-
nen über
1) Ausmaß und innere Struktur des Gesamtfeldes der von der Nor-
malbeschäftigung abweichenden und in diesem Sinne "prekären"
Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst:
2) wechselseitige Abhängigkeiten und ßberschneidungen zwischen
einzelnen dieser Verhältnisse sowie
3) Ursachen dafür, daß öffentliche Arbeitgeber - ganz ähnlich wie
private - in erheblichem Umfange von der Normalbeschäftigung
abweichen und prekäre Beschäftigungsverhältnisse anbieten.
Mit diesen Erkenntniszielen konzentriert sich die Untersuchung
zunächst auf die institutionelle Ebene: sie gil~ vorrangig den
personalpolitischen Strategien und personalwirtschaftlichen Kon-
zepten, mit denen öffentliche Arbeitgeber Rahmenbedingungen der
Beschäftigung im öffentlichen Dienst setzen und Beschäftigungs-
verhältnisse konkret ausprägen, die für die Beschäftigten unter
verschiedenen Aspekten mit "prekären" Folgen verbunden sein kön-
nen.
"Prekäre Beschäftigung" wird hier allerdings anders definiert als
in dem zuerst in Frankreich entwickelten Konzept der "Prekarisie-
rung" (Henriet 1981: Caire 1982; Freyssinet 1983). Jenem Konzept
zu folge wird die Frage, welche Beschäftigung "prekär" ist, in
erster Linie aus der Perspektive der betroffenen Subjekte unter-
sucht. Dem liegt die Erkenr.:nis zugrunde, daß die vom Normalar-
beitsverhältnis abweichenden Beschäftigungsformen und die damit
verbundenen objektiven Nachteile nicht notwendig auch eine pre-
käre Erwerbs- und Lebenssituation zur Folge haben und/oder von
den Beschäftigten als "prekär" wahrgenommen werden.
Hier wird demgegenüber davon ausgegangen, daß "prekäre Beschäfti-




jektive Risiken und nachteilige Folgen gekennzeichnet ist, die
sich dann in der Tat je nach Erwerbs- und Lebenslage der Beschäf-
tigten unterschiedlich auswirken können und subjektiv unter-
schiedlich verarbeitet werden.
Als Kriterien, nach denen die Zuordnung zur "prekären Beschäfti-
gung" erfolgt, dienen dabei nicht die Beschäftigungsformen und -
verhältnisse und deren rechtliche Unterscheidungsmerkmale, son-
dern die nachfolgend genannten, damit typischerweise verbundenen
sozialen Nachteile und Risiken für die Beschäftigten:
- deutlich verringertes Einkommen gegenüber der Normalbeschäfti-
gung;
- von der Normalarbeitszeit abweichende Arbeitszeiten, oft ver-
bunden mit einer
- Verwischung der klaren Trennung zwischen Arbeitszeit und Frei-
zeit und mit Einbußen hinsichtlich der Zeitsouveränität;
- Benachteiligungen bei der Wahrnehmung des Rechts auf Urlaub und
auf Bildungsurlaub sowie beim Recht auf Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall;
- Verlust von Kündigungsschutz und damit ungewisse Beschäfti-
gungsperspektiven und Kontinuitätserwartungen;
- Entzug oder Minderung des sozialversicherungsrechtlichen Schut-
zes und damit verbunden ungewisse soziale Zukunftsperspektiven
sowie
- Probleme bei der Wahrnehmung kollektiver betrieblicher und ge-
werkschaftlicher Rechte und Interessen.
Diese Risiken treten bei einzelnen vom Normalarbeitsverhältnis
abweichenden Beschäftigungsformen kumuliert auf (z. B. bei befri-
steten Beschäftigungsverhältnissen und bei Teilzeitarbeitl; sie
sind besonders stark ausgeprägt dann, wenn derartige Beschäfti-
gungsformen zusätzlich miteinander gekoppelt werden (z. B. befri-
stete Teilzeitarbeitl.
Dabei mag es Fälle geben, in denen selbst das Zusammentreffen al-
ler dieser objektiven Nachteile und Risiken keine prekären Folgen




wenn sich z. B. Beschäftigte in den oberen Qualifikationsrängen
des öffentlichen Dienstes selbst für eine Teilzeitbeschäftigung
oder etwa für ein befristetes "politisches" Amt entscheiden oder
wenn sie auf grund eines Werk- oder Privatdienstvertrages einer
Nebentätigkeit nachgehen. Doch dürfte für die Mehrzahl der Be-
schäftigten, denen im öffentlichen Dienst vom Normalarbeitsver-
hältnis abweichende Beschäftigungsverhältnisse angeboten werden,
dies auch eine "prekäre Beschäftigung" im subjektiven Sinne zu
Folge haben. Eine offene Frage ist, ob nicht auch Frauen in der-
artigen Beschäftigungsverhältnissen, obwohl sie in ihnen noch am
ehesten Erwerbsarbeit mit ihrer Rolle als Hausfrau und Mutter
vereinbaren können, ihre dadurch bedingte Erwerbs- und Lebensper-
spektive als prekär empfinden. Solchen und ähnlichen Fragen, die
in Bezug auf "prekäre Beschäftigung" im subjektiven Sinne zu
stellen sind, wird in einem späteren, auf den Ergebnissen dieser
Untersuchung aufbauenden Projekt nachzugehen sein.
Anders als dies in dem in Frankreich entwickelten Konzept der
"prekären Beschäftigung" geschieht, das u. a. mit Theorien ge-
samtgesellschaftlicher Entwicklung verbunden wurde (etwa dem Re-
gulierungsansatz bei Caire 1982; Boyer 1986) und inzwischen teil-
weise auch in der Bundesrepublik (Möller 1987) für empirische
Untersuchungen nutzbar gemacht worden ist, soll also hier die
Frage nach den subjektiven Folgen für die Beschäftigten und nach
deren Wahrnehmung und Verarbeitung dieser Folgen vorerst ausge-
klammert bleiben.
Zugeschnitten auf die Besonderheiten des öffentlichen Dienstes
geht es in diesem Projekt im einzelnen um folgende Fragestellun-
~
1) Im Hinblick auf Verbreitung und Struktur der Gesamtheit der
prekären Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst ist
von Interesse, in welchen Bereichen und Tätigkeitsfeldern über-
haupt von solchen Beschäftigungsverhältnissen Gebrauch gemacht
wird und welche Formen dabei jeweils aus welchen Gründen zur An-




vermuten, daß prekäre Beschäftigungsverhältnisse in solchen
Bereichen des öffentlichen Dienstes nicht oder nur in der jeweils
nachgeordneten Verwaltung anzutreffen sind, in denen die Aufga-
benerledigung wegen ihrer unmittelbaren Nähe zu den hoheitlichen
Aufgaben des Staates (Regierung, Polizei und Gerichte) aufgrund
rechtlicher Vorgaben Beamten und Richtern oder auf Planstellen
beschäftigten Angestellten vorbehalten ist und zudem ein Personal
mit hoher Qualifikation und mit möglichst großer politischer
Loyalität erfordert oder als wünschenswert erscheinen läßt.
Sofern in Ein,elfällen Richter oder leitende Verwaltungsbeamte
oder -angestellte halbe Dezernate bzw. halbe Stellen verwalten,
steht zu vermuten, daß dies dem eigenen Wunsch des Beschäftigten
entspricht und nicht eine von ihm nur hinzunehmende Konsequenz
einer personalpolitischen Strategie des öffentlichen Arbeitgebers
(Dienstherrn) darstellt. Demgegenüber geht die Untersuchung davon
aus, daß prekäre Beschäftigungsverhältnisse stärker in denjenigen
Bereichen und Tätigkeitsfeldern des öffentlichen Dienstes (vor
allem mit geringeren Qualifikationsanforderungen) verbreitet
sind, in denen nur Zuarbeit zur Erledigung hoheitlicher Aufgaben
geleistet wird (z. B. Schreibdienst) , oder in denen im Interesse
sozialstaatlicher Aufgaben ein öffentlich-rechtlich organisiertes
Dienstleistungsangebot bereitgehalten wird (z. B. Sozialverwal-
tung und Sozialbetreuung) oder in denen sich die Aufgaben in der
Unterhaltung und Pflege öffentlicher Gebäude, Einrichtungen und
Anlagen erschöpfen.
2) Im Hinblick auf die Struktur der prekären Beschäftigung im öf-
fentlichen Dienst ist u. a. von Interesse, welche der Beschäfti-
gungsformen durch jeweils welche anderen substituierbar sind und
in der Beschäftigungspraxis der öffentlichen Arbeitgeber substi-
tuiert werden (z. B. Saisonarbeit durch kurzzeitige Beschäftigung
von Sozialhilfeempfängern und/oder durch Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen; Leiharbeit durch befristete Beschäftigung, durch Arbeits-




3) Hinsichtlich der Ursachen gibt die Entwicklung der Teilzeitar-
beit, der Zeitvertragspraxis und der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
und die gegenwärtige Verbreitung allein dieser Formen einer pre-
kären Beschäftigung zu folgenden Fragen Anlaß:
Reagieren öffentliche Arbeitgeber mit prekären Beschäftigungs-
verhältnissen auf Personalengpässe, die sich deswegen ergeben
haben, weil die Beschäftigung auf Planstellen zuvor infolge
von Stellen- und Besetzungsstopps eingefroren und unter Nut-
zung der "natGrlichen Fluktuation" zum Teil erheblich zurGck-
gefahren worden ist?
War also mit anderen Worten auslösende Ursache für die gegen-
wärtige Verbreitung prekärer Beschäftigungsverhältnisse im
öffentlichen Dienst die Finanzkrise der öffentlichen Haushalte
und die in Reaktion darauf politisch durchgesetzten drasti-
schen Sparmaßnahmen bei den Ausgaben und hier vor allem bei
den am stärksten ins Gewicht fallenden Personalausgaben im
Mittel- und Unterbau des öffentlichen Dienstes?
Liegen hierin insbesondere die GrGnde dafGr, daß öffentliche
Arbeitgeber auf eine Beschäftigung außerhalb des Planstellen-
kontingents (Aushilfsbeschäftigung in befristeten Arbeitsver-
hältnissen und in Formen des Arbeitskräfteaustausches bzw.-
verleihs) zurGckgreifen, oder die Finanzierung von Stellen
aber "Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen" auf die Bundesanstalt fGr
Arbeit abwälzen oder solche Formen der Aufgabenerledigung nut-
zen, deren Finanzierung in die haushaltsrechtliche Rubrik der
"Sachmittel" fällt und die formalrechtlich keine Stellenbeset-
zung darstellen (Arbeitsaufträge, Werk- und Privatdienstver-
träge)?
Auf der anderen Seite ist zu fragen, welche Rolle politische
Konzepte, mit denen Bund, Länder und Kommunen auf die Arbeits-
marktsi tua t ion r{~agieren (" zwei ter Arbeitsmarkt" in Hamburg
und Bremen; "Beschäftigungsinitiativen" des Bundes und z. B.
des Landes liiedersachsen), fOr die Verbreitung prekärer Be-




- so ist zu fragen prekäre Beschäftigungsverhältnisse wie
insbesondere die Beschäftigung in Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men, in Umschulungsprogrammen für Arbeitslose und in Ausbil-
dungsprogrammen für arbeitslose Jugendliche in Regionen mit
überdurchschnittlich hoher Arbeitslosigkeit (Norddeutschland,
Grenzgebiete zur DDR, Ruhrgebiet und Saarland) signifikant
höher als in Gebieten mit einer durchschnittlichen oder un-
terdurchschnittlichen Arbeitslosenrate?
Schließlich ist vor dem Hintergrund fortbestehender politi-
scher Kritik am öffentlichen Dienst und politischer Forderun-
gen nach einer größeren Leistungsorientierung der Beschäfti-
gung im .öffentlichen Dienst einerseits und nach einer Rück-
nahme staatlicher Aktivitäten zugunsten privater Leistungsan-
gebote andererseits zu fragen, ob in der Verbreitung prekärer
Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst ein länger-
fristig angelegtes politisches Programm der Umstrukturierung
des öffentlichen Dienstes z~m Ausdruck kommt, das sich in der
aktuellen Situation nur der Beschäftigungsinstrumente des Ar-
beitsförderungsgesetzes und der von der Bundesregierung ange-
regten "Beschäftigungsinitiativen" bedient. Zielt z. B. der
Einsatz prekärer Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen
Dienst darauf ab, die "Stammbelegschaften" des öffentlichen
Dienstes nach außen hin abzuschotten, der Aufnahme in normale
Beschäftigungsverhältnisse des öffentlichen Dienstes längere
Probe-, Auslese- und Disziplinierungsphasen vorzuschalten und
so den Zugang zur Normalbeschäftigung im öffentlichen Dienst
zu erschweren? Oder soll gar im öffentlichen Dienst insgesamt
das von konservativer und liberaler seite seit langem kriti-
sier:e und hier besonders hohe Niveau der Arbeitsplatzsicher-
heit und der sozialen Sicherung abgebaut werden?
Unter dem Gesichtspunkt der Folgen für die Beschäftigten wäre
schließlich die These der Autorengemeinschaft Paderborn, daß
"die Beschäftigung beim Staat ( ... ) auch außerhalb des Beam-
tenbereichs ungleich sicherer ist als in der privaten wirt-







welche institutionellen Vorkehrungen im öffentli-
getroffen werden. um prekäre Folgen für die Be-
zu minimier~n oder ganz auszuschließen.
3.52 Untersuchungsmethoden
Die Konzeptualisierung dieser Untersuchungsziele und Fragestel-
lungen für als Pilotstudien verstandene Untersuchungen in ausge-
wählten Bereichen des öffentlichen Dienstes erfordert neben der
Ausdifferenzierung und Präzisierung des Konzepts der "prekären
Beschäftigung" im Vergleich zur "Normalbeschäftigung" im öffent-
lichen Dienst vor allem eine nähere Eingrenzung des Gegenstands-
bereichs "öffentlicher Dienst" und eine Bestimmung von Auswahl-
kriterien für diejenigen Betriebe und Verwaltungen des öffentli-
chen Dienstes, in denen die im Rahmen der Untersuchung geplanten
explorativen Fallstudien ansetzen sollen.
Aus dem Gegenstandsbereich "öffentlicher Dienst" sollen von vorn-
herein solche Betriebe ausgeklammert werden, in denen trotz öf-
fentlich-rechtlicher Organisationsform das Gewinnkalkül (ver-
gleichbar zur Situation in Betrieben des privatwirtschaftlichen
Sektors) eine dominante Rolle spielt wie z. B. in Landesbanken
oder Sparkassen. In diesen und ähnlichen Institutionen sind die
spezifischen. für die Beschäftigten maßgeblichen Bedingungen des
öffentlichen Dienstes längst durch Strukturen und Mechanismen
überlagert, wie sie den privatwirtschaftlichen, auf Unternehmens-
gewinn ausgerichteten Sektor bestimmen. Insbesondere gelten hier
nicht die strengen Maßstäbe der öffentlichen Haushaltspläne und
der Stellen- und Besetzungspläne des öffentlichen Dienstes.
Die Auswahl der für die Fallstudien geeigneten Betriebe und Ver-
waltungen (Dienststellen) soll nach folgenden an den Untersu-
chungszielen orientierten Kritierien vorgenommen werden:
a) Um formal miteinander vergleichbare Untersuchungseinheiten zu




im Sinne desPersonalvertretungsrechts des Bundes und der Län-
der ansetzen. Der Begriff der "Dienststelle" umfaßt im ar-
beitstechnischen Sinne sowohl Betriebe als auch Verwaltungen
des öffentlichen Dienstes, bietet also den Vorteil, Einrich-
tungen in die Untersuchung einzubeziehen, die nach Aufgaben
und Arbeitsorganisation voneinander unterschieden sind, denen
aber gemeinsam ist. daß sie über eine eigene Personalverwal-
tung mit (zum Teil begrenzter) eigener Personalhoheit verfü-
gen, der jeweils eine eigene hierfür gebildete Personalvertre-
tung gegenübersteht. die von der Leitung der Dienststelle über
alle Personalvorgänge zu informieren ist.
b) Einerseits gilt es, Dienststellen in die untersuchung einzube-
ziehen, in denen nach Vorinformationen erwartet werden kann,
daß in ihnen das Gesamtspektrum prekärer Beschäftigungsver-
hältnisse gebräuchlich und deren quantitative Verbreitung be-
sonders groß ist. Andererseits sollen - vor allem im Hinblick
auf die Frage nach den Ursachen - nach der Methode der abwei-
chenden Fälle mindestens zwei Dienststellen in das Untersu-
chungssampIe aufgenommen werden, für die Vorinformationen auf
das Gegenteil hindeuten. Denn Aufschluß über die Ursachen ver-
spricht nicht nur die Frage nach dem "Warum?" in bestimmten
Bereichen, sondern auch die konträre Frage nach dem "Warum
nicht?" in anderen Bereichen.
c) Geht man von der Hypothese aus, daß die Höhe der Arbeitslosig-
keit einer der Einflußfaktoren ist, von dem die Verbreitung
der "prekären" Beschäftigung im öffentlichen Dienst abhängt.
so sollte je einer der Fälle mit,vermutbar hoher und einer mit
vermutbar niedriger Rate an prekären Beschäftigungsverhältnis-
sen aus Regionen mit besonders hoher bzw. besonders niedriger
Arbeitslosigkeit (ausweislich der Arbeitslosenquote und des
Ausmaßes der Dauerarbeitslosigkeit) ausgewählt werden.
d) Um zu ermitteln, ob und ~.n welcher Weise Ausmaß und Struktur
der prekären Beschäftigung im öffentlichen Dienst auch von




schäftigungspolitik des öffentlichen Dienstes bestimmenden
politischen Instanzen (Verwaltungsspitzen) beeinflußt werden,
wird ferner bei der Auswahl zu berücksichtigen sein, daß etwa
zu gleichen Teilen Betriebe in politischen Einheiten mit so-
zialdemokratischer (bzw. sozialliberaler) und mit christlich-
konservativer bzw. konservativ-liberaler Dominanz erfaßt wer-
den.
Auf der Grundlage dieser Kritierien dürfte für die geplante ex-
plorative Studie ein SampIe von sechs (bis max. sieben) Dienst-
stellen erforderlich, aber auch ausreichend sein.
Unter Beachtung der Auswahlkriterien werden auf der Grundlage
vorhandener Vorinformationen und bestehender Forschungskontakte
die folgenden Dienststellen in die Untersuchung einbezogen:
1) Aus den norddeutschen Problemregionen nördliches Niedersachsen
und Bremerhaven/Bremen sollen der öffentliche Dienst des Land-
kreises Cuxhaven und einige, im einzelnen noch auszuwählende
Dienststellen aus der Verwaltung des Landes Bremen berücksich-
tigt werden - beides Bereiche des öffentlichen Dienstes, zu
denen die Antragsteller Zugang haben und über Vorinformationen
verfügen, wonach hier die gesamte Bandbreite prekärer Beschäf-
tigungsverhältnisse anzutreffen und deren Anteil an der Ge-
samtbeschäftigung besonders hoch ist. Beide Fälle machen es
zudem möglich, die Situation in einer sozialdemokratisch be-
herrschten Stadtregion mit hoher Arbeitslosigkeit mit derjeni-
gen in einem CDU-geführten Landkreis mit ebenfalls hoher Ar-
beitslosigkeit zu vergleichen. Sie bieten ferner den Vorteil,
daß sowohl in Cuxhaven als auch im Land Bremen eine die öf-
fentliche Verwaltung im engereu Sinne und andere öffentliche
Einrichtungen umfassende einheitliche Personalbewirtschaftung
und -verwaltung besteht.
2) Im Kontrast zu diesen beiden Untersuchungsfeldern sollen vier
bis fünf enger umgrenzte Dienststellen aus Regionen in Nord-
rhein-Westfalen oder in Süddeutschland mit deutlich geringerer




ist dabei an die Region Bielefeld/östliches Westfalen und an
den Großraum Stuttgart. Aus diesen Regionen sollen unter Be-
rücksichtigung der obigen Kriterien eine Dienststelle eines
Bundesunternehmens (Bundespost) und größere, aber auch klei-
nere überschaubare Dienststellen der Länder Nordrhein-Westfa-
l~n und Baden-Württemberg und/oder der Stadtgemeinden Biele-
feld und Reutlingen in die Untersuchung einbezogen werden.
Die Entscheidung über die konkret in die Untersuchung aufzuneh-
menden Dienststellen aus diesen Regionen soll erst auf der
Grundlage fundierter Vorinformationen getroffen werden. Zwecks
Felderschließung sind daher für die erste Untersuchungsphase
neben der Auswertung statistischer Daten des Bundes. der Länder
und der' Arbeitgeberverbände des öffentlichen Dienstes Erkun-
dungsgespräche mit Experten der Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes (OTV, DAG und Deutsche Postge~erkschaft) sowie mit
Repräsentanten der Spitzenverbände der öffentlichen Arbeitgeber
vorgesehen.
Daten und Informationen zum Umfang der prekären Beschäftigung, zu
deren Entwicklung seit der Mitte der 70er Jahre und zu den dafür
maßgeblichen Ursachen und Einflußfaktoren sollen in den in die
Untersuchung einbezogenen Dienststellen durch Auswertungen von
Haushaltsplänen und von Stellen- und Besetzungsplänen sowie durch
Expertengespräche mit Vertretern der jeweiligen Personalämter,
Personalverwaltungen und der Personalräte erhoben werden. Als
Zugangswege kommen in Betracht:
- Die Kooperation mit den Verwaltungsspitzen mit Zustimmung der
jeweiligen Personalräte und evtl. mit Hilfe von Frauengleich-
stellungsstellen und
- die Kooperation nur mit den Personalräten vermittelt über die
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes. Dieser zweite Weg
kann auch genutzt werden, um über ei.n auf die Personalvertre-
tungsgesetze gestütztes Informationsbegehren der Personalräte
Informationen von den jeweiligen Dienststellen zu erlangen.
Erfahrungen mit dieser Zugangsmöglichkeit haben die Antragstel-




Gewerkschaften und einem Teil der Personalratsmitglieder eine
wachsende Sensibilität für die angesprochenen Probleme und da-
mit auch eine zunehmende Bereitschaft zu verzeichnen, Informa-
tionen zu geben und bei der Informationsbeschaffung bei der
Dienststelle mitzuhelfen.
- Sofern auf diesen beiden Wegen Daten und Informationen nicht zu
gewinnen sein sollten, soll von einer Erhebungsmethode Gebrauch
gemacht werden, die in der Polizeiforschung in Großbritannien
Tradition hat: die Sozialforscher veranlassen die Volksvertre-






- Aufarbeitung der einschlägigen sozialwissenschaftlichen
und juristischen Literatur '
- Spezifizierung und Operationalisierung des Konzepts "Nor-
malarbeitsverhältnis/prekäre Beschäftigung" in Bezug auf
die Besonderheiten der Beschäftigung im öffentlichen
Dienst
- Vorbereitung der Felderschließung durch Kontaktaufnahme
mit Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden des öffentli-
chen Dienstes, Terminabsprachen für Gespräche
- Vorbereitung und Beginn der Feldarbeit in Cuxhaven und
Bremen
4. Quartal
- Ermittlung der quantitativen Verbreitung prekärer Be-
schäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst durch
Auswertung allgemein zugänglicher statistischer Daten des
Bundes, der Länder und des Deutschen Städte- und Gemein-
detages
- Felderschließuncr durch Expertengesprlche mit Vertretern
der Gewerkschaften und der Arbeitgeber des öffentlichen
Dienstes
- Feldarbeit in Cuxhaven und Bremen
1. Quartal
- Auswahl der für eine Vollerhebung geeigneten Dienststel-






Entwicklung und Erprobung eines methodischen Konzepts für
die Auswertung der Haushaltspläne und der Stellen- und
Besetzungspläne
3. Quartal
Entwicklung und Erprobung eines Leitfadens für Experten-
gespräche mit den Leitern der Personalabteilungen und mit
Personalräten in den ausgewählten Betrieben und Verwal-
tungen bzw. für die Ermittlung und Erprobung entspre-
chender parlamentarischer Anfragen
- Verabredung von Interviews
4. Quartal




- Fortsetzung der Feldarbeit
2. Quartal
- Auswertung der dabei erhobenen Daten und Informationen
3. Quartal
- Kontroll- und Nacherhebungen
4. Quartal
- Abfassung der Fallstudien
1. und 2. Quartal





3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sonderforschungsbereichs
und Entwicklungsperspektive des Projekts
Bezogen auf das Progra~m des Sonderforschungsbereichs setzt das
Projekt mit seinen Untersuchungszielen und Fragestellungen an der
institutionellen Ebene an.
Es richtet sich auf den öffentlichen Dienst als eine Institution,
die wegen ihrer großen Bedeutung für den Arbeitsmarkt und das Be-
schäftigungssystem insgesamt in besonderer Weise dazu beiträgt,
das jeweils geltende Bild der Normalität abhängiger Erwerbsarbeit
und der damit zusammenhängenden Verarbeitungsformen von Status-
passagen und Risikolagen zu prägen.
Veränderungen im Beschäftigungssystem des öffentlichen Dienstes
sind daher auch in besonderer Weise geeignet, das für die gelten-
de normative Rahmung abhängiger Erwerbsarbeit und des darauf be-
zogenen Systems sozialer Sicherung maßgebliche "Normalarbeitsver-
hältnis" zu destabilisieren oder auf einem qualitativ neuen Ni-
veau zu stabilisieren,
Von hier aus bezieht sich das Projekt unter folgenden Aspekten
auf die Ziele des Sonderforschungsbereichs:
- Welchen Beitrag leistet der öffentliche Dienst als ein den po-
litischen Steuerungsinstanzen des Staates direkt zugeordneter
Beschäftigungsbereich zur Schaffung neuer Risikolagen und zur
Verunsicherung bisher sicherer Statuspassagen?
- Welche Versuche unternehmen die öffentlichen Arbeitgeber, um
angesichts des Ausmaßes der Nutzung prekärer Beschäftigungsver-
hältnisse die tradierten Normalitätsvorstellungen aufrecht zu
erhalten oder in Richtung auf neue Normalitätsmuster hin zu
reformulieren?
- Welche ~nstrengungen werden z. B. im öffentlichen Dienst unter-




menen Beschäftigten bei der Bewältigung daraus resultierender
Risikolagen und unsicherer Statuspassagen zu unterstützen?
Für eine spätere Projektgeneration bietet sich an, die prekäre
Beschäftigung im öffentlichen Dienst aus der Perspektive der Sub-
jekte zu untersuchen, also etwa der Frage nachzugehen, wie die
Beschäftigten, denen prekäre Beschäftigungsverhältnisse angeboten
bzw. zugemutet werden, ihrerseits auf dadurch bedingte Risikola-
gen und auf die Verunsicherung ihrer Statuspassage reagieren?
Halte~ sie an den tradierten Mustern von "Normalbeschäftigung" im
öffentlichen Dienst als einer Me~latte für ihre eigenen Erwartun-
gen fest oder passen sie umgekehrt ihre Normalitätsvorstellungen
an ihre prekäre Erwerbssituation an? Empfinden sie möglicherweise
ihre Arbeits- und Lebenssituation, weil sie sie im Hinblick auf





öffentlichen Dienstes) ist schwerpunktmäßig zuständig für
die Ausarbeitung und Operationalisierung des Konzepts
"Normalbeschäftigung/prekäre Beschäftigung im öffentlichen
Dienst"; er/sie arbeitet unter Anleitung der Projektleiter
und der sozialwissenschaftlichen Mitarbeiterin an der
Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der Expertenge-
spräche und an der Auswertung von Haushalts-, Stellen- und
Besetzungsplänen mit.
3. N. N. (BAT IIa-Stelle für eine(n) Betriebswirt/Be-
triebswirtin mit Kenntnissen und Erfahrungen im Bereich
Personalwirtschaft, personalpolitische Strategien) ist-
schwerpunktmäßig zuständig für die personalwirtschaftlichen
und personalpolitischen Aspekte der Untersuchung; er/sie
arbeitet unter Anleitung der Projektleiter und der sozial-
wissenschaftlichen Mitarbeiterin mit bei der Vorbereitung,
Durchführung und Auswertung der Expertengespräche und bei
der Auswertung von Haushalts-, Stellen- und Besetzungsplä-
nen.
4. Eine studentische Hilfskraft (zu zwei Drittel) unter-
stützt das Projektteam durch Literaturrecherchen und gibt
technische Assistenz, wo dies erforderlich wird.
5. Im Projekt fallen umfangreiche Schreibarbeiten an, und
zwar für
- Korrespondenzen mit Institutionen und Ge-
sprächspartnern
- Erstellung der Erhebungsinstrumente
- Abfassung des Zwischenberichts, der Gesprächsproto-
kolle und der einzelnen Fallstudien zur Situation in
den untersuchten Dienststellen sowie
- Zeitschriftenbeiträge und Buchpublikationen
Dafür wird ein zusätzlicher Schreibbedarf im Umfang von 20
Stunden/Woche angesetzt, da durch die Grundausstattung nur





3.72 Aufgliederung und Begründung der sächlichen Verwaltungsaus-
gaben (nach Haushaltsjahren)
Neuanschaffung von Kleingeräten (515) sowie
Verbrauchsmaterial (522):
1988 1989 1990 1991
133 134 135 135a
- aus der Grundausstattung 1.650 3.300 3.300 1.650




Aus der Grundausstattung wird der laufende Geschäftsbedarf an
Büromaterial einschließlich Disketten gedeckt.
Ergänzungsausstattung
Verbrauchsm!ttel (522):
Bedarf ab 1989 jährlich DM 1 500,-
Kontaktaufnahme und Terminabsprachen mit Gesprächspartnern der
Gewerkschaften, der Arbeitgeberverbände, der öffentlichen Arbeit-
geber und der Personalräte sowie eventuell mit Kontaktpersonen in
Landes- und Kommunalparlamenten machen neben einer umfangreichen
schriftlichen Korrespondenz zahlreiche Telefongespräche während
der täglichen Dienstzeiten erforderlich
Neuanschaffung von Kleingeräten (515)
Ergänzend zur Grundausstattung werden für die insgesamt drei Mit-
arbeiter 2 Diktiergeräte (Phi1ips 590) benötigt. Für die Erledi-
gung der Schreibarbeiten ist ein damit kompatibles Abspielgerät
(Phi1ips System 500 komplett) erforderlich.
Reisekosten (527)
jährlich regelmäßig anfallende Reisen:
Für Kontakte mit auswärtigen Kooperanden sowie für
Tagungsbesuche wird ein Betrag angesetzt von jähr-




Für die Zusammenarbeit mit Prof. Dammann, Bielefeld,
werden angesetzt jährlich zwei Reisen von Prof. Dam-
mann nach Bremen und jährlich eine Reise von drei
Mitgliedern des Projekt teams nach Bielefeld:
Prof. Dammann (2 Reisen Bielefeld-Bremen und zurück)
1. Kl. Bahnfahrt + rC-Zuschlag = DM 140,-
Tagegelder = DM 62,-
Projekt team (1 Reise Bremen-Bielefeld und zurück)
1. Kl. Bahnfahrt + IC-Zuschlag DM 210,-
Tagegeld (Projektleiter) DM 31,-
Tagegeld (Wiss. Mitarbeiter) DM 28,-
Summe jährlich:







Felderschließung/Kontaktaufnahme und explorative Gespräche mit
Experten der öffentlichen Arbeitgeber und der Gewerkschaften des
öffentlichen Dienstes und zwar:
1 Reise von 3 Mitgliedern des Projekt teams nach Bonn zu Gesprä-
chen mit Experten des Bundesministers des Innern, des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung und des Bundesministers für
das Post- und Fernmeldewesen (5 Tage)
Bremen-Bonn und zurück





DM 327,- DM 1 187,-
1 Reise von 3 Mitgliedern des Projektteams nach Köln (Bundesver-
einigung der kommunalen Spitzenverbände, Deutscher Städtetag,
Verband kommunaler Unternehmen), Bonn (Deutscher Landkreistag)
und Düsseldorf (Deutscher Städte- und Gemeindetag) , zusammen 5
Tage
Bremen-Köln-Bonn und zurück
1. Kl. Bahnfahrt +, IC-Zuschlag
Tagegelder s.o.
DM 474,-
DM 703,- DM 1 187,-
1 Reise nach Stuttgart und Reutlingen (OTV, Stadtverwaltung Reut-
lingen und Innenministerium von Baden-Württemberg (5 Tage)
Bremen-Stuttgart-Reutlingen und zurück
1. Kl. Bahnfahrt + IC-Zusch1ag DM 900,-




1989 1 Reise von 3 Mitgliedern
(DAG) (1 Tag)
Bremen-Hamburg und zurück
1. Kl. Bahnfahrt + rC-Zuschlag
Tagegelder (Projektleiter)







1 Reise von 3 Mitgliedern des Projektteams nach Frankfurt (Deut-
sche Postgewerkschaft) (2 Tage)
Bremen-Frankfurt und zurück





DM 111,- DM 848,-
Feldarbeit/Erhebungen ab 1989, 4. Quartal
1 Reise von 3 Mitgliedern d~s Projektteams nach Cuxhaven (3 Tage)
Bremen-Cuxhaven und zurück





DM 183,- DM 525,-
1990 1 Reise nach Bielefeld (4 Tage)
Bremen-Bielefeld und zurück
1. KI. Bahnfahrt + rC-Zuschlag
Tagegeld (Projektleiter)
Tagegeld (wiss. Mitarbeiter)
1 Reise nach Reutlingen (5 Tage)
Bremen-Reutlingen und zurück












1988 für die Erarbeitung von Literaturberichten, zur Vorbereitung
der Erhebungsinstrumente und zur Dokumentation grauer Lite-
ratur DM 600,-




1990 für die Gesprächsprotokolle und für die bei den Befragungen
erhobenen Dokumente (Stellen- und Besetzungspläne, Haus-
haltsplän~. Vertragsmuster. Dienstvereinbarungenl DM 1 600,-
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Vor dem Hintergrund von Beschäftigungskrise und andauernder Mas-
senarbeitslosigkeit haben als ein Ausweg aus neuen bzw. ausgewei-
teten gesellschaftlichen Risikolagen in der jüngsten Zeit Exi-
stenzgründungen zugenommen, die als potentielle Statuspassage aus
prekären Erwerbs- und Versorgungs lagen heraus zu verstehen sind
(hNeu~ Selbständigkeit") und sich deshalb vom klassischen Typ des
Einstiegs in die Selbständigkeit unterscheiden.
Anhand eines Vergleichs von vier Regionen, in denen sich wirt-
schaftliche Situation, soziales Milieu und administrative Organi-
sation deutlich voneinander unterscheiden, soll exemplarisch un-
tersucht werden, unter welchen Bedingungen sich unterschiedliche
Ausprägungen von Förderstrukturen entwickeln, welche Rolle den
jeweiligen Förder- und Beratungsinstanzen im Existenzgründungs-
prozeß zukommt und welchen Einfluß divergente regionale Rahmenbe-
dingungen auf die Funktionsweise dieser Instanzen als "Gate Kee-
per" und "Passagenhelfer" haben.
Da sich die Existenzgründer/innen - abgesehen davon, daß sie sich
alle in einer typischen Risikolage befinden - je nach beruflichen
Erfahrungen, finanziellen Voraussetzungen, lebensgeschichtlicher
Situation und individuellen Absichten unterscheiden, soll zu-
gleich untersucht werden, inwieweit die spezifischen Förderkon-
zepte der beteiligten Instanzen und Institutionen den jeweiligen
Voraussetzungen, Bedürfnissen und Interessen dieser verschiedenen
Typen von Existenzgründer (inne)n entsprechen bzw. welche Exi-
stenzgründungsstrategien von Individuen und Institutionen
verfolgt werden ~nd welche Chancenverteilung aus der Inanspruch-




3.3 Stand der Forschung
Mit der Fortdauer der Beschäftigungskrise gewinnt die Erwerbs-
strategie an Attraktivität, unsichere Arbeitsverhältnisse in ab-
hängiger Beschäftigung bzw. Arbeitslosigkeit durch "Arbeit auf
eigene Rechnung" zu ersetzen. Die vielfach erwähnte "Entdeckung
der (neuen) Selbständigkeit" geht dabei von zwei Seiten aus, die
sich in der einschlägigen Literatur in unterschiedlichen Diskus-
sionen mit (arbeitsmarkt)soziologischen und (regional)ökonomi-
sehen Schwerpunkten widerspiegeln:
3.31 Individuelle Risikolagen und neue Selbständigkeit
Auf der Seite der Individuen sind es neue bzw. ausgeweitete ge-
sellschaftliche Risikolagen, die zu einem verstärkten Zustrom in
die Selbständigkeit - als eine von mehreren möglichen individuel-
len Reaktionsweisen - führen. Ökonomische Einschnitte im Erwerbs-
leben - etwa durch Arbeitslosigkeit (Bögenhold 1985, 1987; Ewers
1984; Kück 1985), biographische Brüche - insbesondere für Frauen
beim Verlust der Versorgungssicherheit durch Scheidung, Tod des
Ehemanns oder Arbeitslosigkeit des Ehemanns (Hessendienst o.J.;
Institut der Deutschen Wirtschaft 1987) sowie blockierte Berufs-
karrieren - etwa für Hochschulabsolvente(inne)n mit am Arbeits-
markt unbrauchbaren Qualifikationen (Schlegelmilch 1982; Tessa-
ring 1981; Kaiser/Stooß 1980; Bögenhold 1987) führen in den letz-
ten Jahren verstärkt zu Existenzgründungen, was sich in einer
deutlichen Zunahme der Gewerbeanmeldungen ausdrückt (Wirtschaft
und Standort 1986; Bögenhold 1987).
Neben den 'klassischen' Einstiegen in die Selbständigkeit - Be-
triebsübernahmE' in der Familie, Einheirat, Betriebsgründung auf-
grund eigener Entwicklungen bzw. Erfindungen - erschien auch Ar-
beiter(inne)n der Zugang zu diesem Erwerbsmuster schon immer als





So stellten z.B. Goldthorpe u.a. (1970) in den 60er Jahren fest,
da~ die Aussicht auf Selbständigkeit auch auf Arbeiter oftmals
eine faszinierende Wirkung ausübte (vgl. Chinoy 1955; Smith 1967;
Urbat 1974). Die Eröffnung eines kleinen Geschäfts oder Dienst-
leistungsunternehmens erschien Arbeitern als ein "traditioneller
Aufstiegsweg" (Daheim 1970: 144) mit der Möglichkeit zum "freien
Positionswechsel, der ohne Rückhalt an einem Laufbahnschema aus
eigener Initiative" (Fürstenberg 1962:71) erfolgt.
Neuere Befunde deuten allerdings darauf hin, da~ der freiwillige
Ausstieg aus abhängiger Beschäftigung, die Faszination von Auf-
stieg und Eigenverantwortlichkeit als Betriebsgründungsmotive zu
einem Teil von Arbeits- und Alternativlosigkeit abgelöst wurden.
Di~ quantitative Bedeutung der Beschäftigungskrise als Rekrutie-
rungsmechanismus für neue Selbständige wird durch "eine für das
Gesamtniveau an Unternehmensgründungen eines Landes relevante und
unmittelbar plausible Beziehung zwischen der Neugründungs-
aktivität und der Arbeitslosenquote" (Ewers 1984: 106) bestätigt.
Bei diesen Gründungsaktivitäten handelt es sich nicht ausschließ-
lich um jene 'Arbeiter ohne Arbeit' (Pugliese 1986), die sich aus
der Arbeitslosigkeit heraus selbständig machen und deren Anteil
z.B. im Handwerk 1983 bei 24 % aller Betriebsgründungen lag (sie-
he auch: SVR-Jahresgutachten 1982/83; DIHT 1978; IFO 1986). Dane-
ben finden sich unter den Gewerbeanmelder(inne)n zahlreiche 'ver-
deckte' Arbeitslose, die nicht arbeitslos gemeldet oder in einer
kurzfristigen Beschäftigung tätig waren. Ferner lä~t sich unter-
stellen. daß einige den Schritt in die Selbständigkeit auch in
Antizipation drohender Erwerbslosigkeit und instabiler Beschäf-
tigungsverhältnisse unternommen haben .... " (Bögenhold 1987: 11).
So ließ sich feststellen, "daß die Selbständigenquoten der Absol-
ventenjahrgänge (von (Fach)Hochschulen) in Krisenzeiten zunehmen"
(KaiserlStooß 1980). während noch bis Mitte der 70er Jahre die




lichen und halbstaatlichen Bereichen Beschäftigungsmöglichkeiten
gefunden hatte (Blossfeld 1984; Baethge u.a. 1986) und insbeson-
dere die Entwicklung bei den freien Berufen hier eine "erhebliche
Arbeitsplatz- und Pufferfunktion" (Hegelheimer 1985:368) hat.
Als eine weitere Variante von Risikolagen, die zunehmend einen
Anstoß für Selbständigkeit darstellt, kommt schließlich die Si-
tuation von Frauen in Betracht, die bei Scheidung, Tod oder Ar-
beitslosigkeit des Ehemannes ihre materielle Versorgung selbst
übernehmen müssen und angesichts der ungünstigen Arbeitsmarktlage
kaum Aussichten auf eine abängige Beschäftigung haben.
Der Anteil der Frauen an den Gewerbeanmeldungen ist zwar in den
letzten Jahren nicht wesentlich gestiegen (er liegt aktuell bei
etwa ein Drittel und bewegte sich in der Nachkriegszeit immer um
30 %, vgl. Institut der dt. Wirtschaft 1987), doch hat sich in
den individuellen Motiven und ökonomischen Ursachen ein erkennba-
rer Wandel vollzogen. Während in den Nachkriegsjahren vorwiegend
Witwen und Töchter gefallener Soldaten den Betrieb des Vaters
oder Ehemannes übernahmen, gründen Frauen heute häufig eig~ne
Betriebe.
Abgesehen davon, daß eine prekäre Versorgungslage häufig den An-
stoß für die Existenzgründung gibt. gelten insbesondere der
Wunsch nach besserer Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder der
angestrebte Wiedereinstieg in das Erwerbsleben als frauenspezifi-
sche Motive. Die Verbindung von Frauenrolle und Selbständigkeit
führt dabei oftmals in tradi';ionelle weibliche Betätigungsfelder
wie Kleinhandel. Kunsthandwerk, Tee- und Imbißstuben, Reinigungs-
und Serviceleistungen. Dort werden Kleinstunternehmen gegründet,
die in vielen Fällen kaum geeignet scheinen, einen Ausweg aus un-
sicheren Erwerbsverhältnissen und damit auch ein gewisses Maß an
Unabhängigkeit und Eigenverantwortlichkeit zu verwirklichen.
Eigenverantwortlichkeit und Unabhängigkeit gelten in besonderem




Fachhochschulabsolventen/innen als Motivation, die nach Abschluß
ihrer Ausbildung keine Aussichten auf abhängige Beschäftigungen
vorfinden (Kaiser/Stooß 1980; Schlegelmilch 1982; Tessaring/Weiß-
huhn 1985). Sie gehören in die Gruppe derjenigen, die als "zwei-
fache Opfer" (Pugliese 1986: 267) weder eine professionelle Iden-
tität ausbilden konnten, noch aussichtsreiche Chancen besitzen,
in Zukunft abhängig arbeiten zu können.
Unter diesen Existenzgründer(inne)n stellen Selbstverwaltung in
kooperativen Strukturen und sozial und ökologisch verträgliche
Produkte und Produktionsverfahren nach wie vor wichtige persönli-
che Antriebe für die Arbeit in selbstorganisierten Betriebsformen
dar (Kreutz u.a. 1984, 1985, 1986). Im Gegensatz zu den darauf
basierenden Hoffnungen, sich in ein expandierendes Potential von
Selbständigkeit als einer freiwilligen, selbstbestimmten Form der
Verwirklichung alternativer Ansprüche an Arbeit und Leben (Vonde-
rach 1980; Huber 1980) zu integrieren, deuten aber sowohl sta-
tistische Daten wie empirische Befunde darauf hin, daß in der
Mehrzahl der Fälle auch hier die prekäre Arbeitsmarktlage eine
zentrale Rolle spielt (Maier 1981; Schlegelmilch 1982; Bögenhold
1987) .
Überdies wird in einer neueren Studie eine "Annäherung der
"Alternativen" an die traditionellen Selbständigen in Gberra-
schend hohem Ausmaß deutlich" (Kaiser 1985: 100). Neue selbstän-
dige Existenzen "sind damit eine Reaktion auf überzogene Versor-
gungswünsche, die insbesondere im Zuge der Bildungsexpansion
entstanden sind. Selbständigkeit wird damit wieder ideologisch
positiv besetzt" (Kreutz u.a. 1986: 563). Das typische Motiv der
"innovativen Persönlichkeit" wird hier ebenso als Erklärung
angeführt (Kreutz u.a. 1986: 563) wie die sozialisatorischen
Effekte des "Learning-by-doing" in Tätigkeitsfeldern, die
"deutlich unternehmerische Züge (tragen), WiR Streben nach
Selbständigkeit, Übernahme von Risiko und Verantwortung, Disposi-




Rechnung, Herstellen von Gütern und Dienstleistungen, die die
Existenz sichern" (Kaiser 1985: 100).
Auch dieser Befund scheint darauf hinzudeuten, daß es sich bei
Existenzgründungen, die in den Bereich der sogenannten Alterna-
tivökonomie einmünden, nicht unbedingt um ein gesondertes Phäno-
men handelt, das ausschließlich als Teil unkonventioneller Be-
schäftigungsinitiativen (Hegner 1983) oder Obergangslösung für
Hochschulabsolventen (Kreutz u.a. 1985) zu interpretieren ist.
Schließlich erscheint des Etikett "alternativ" auch deswegen so
schillernd und letztlich unbrauchbar, weil damit bezeichnete An-
sprüche und Motive bei Existenzgründungen in herkömmlichen Berei-
chen ebenfalls eine Rolle spielen können - etwa bei der Eröffnung
von Arztpraxen oder Anwaltskanzleien.
Nach einer Untersuchung gab zu Beginn der 80er Jahre jeder Fünfte
derjenigen Hochschul~bsolventen/innen, die nunmehr selbständig
waren, an, diesen Weg beschritten zu haben, weil er/sie keine Tä-
tigkeit in abhängiger Beschäftigung hatte finden können (Minks/
Reissert 1985: 24). Erst für diejenigen, die diesen klassischen
Weg in die "Ärzteschwemme" oder das "Anwaltsproletariat" nicht
beschreiten können, da sie z.B. als Geistes- oder Sozialwissen-
schaf tIer/innen kaum an dem Markt der freien Berufe partizipieren
könnten, scheinen die in der Regel nicht ausbildungsadäquaten
Tätigkeitsfelder in der Alternativökonomie attraktiv zu sein
(vgl. dazu: Berger u.a. 1985, Kreutz u.a. 1985; Beywl u.a. 1984;
Schlegelmilch 1982).
Unstreitig erscheint mithin, daß prekäre Beschäftigungs- und Ver-
sorgungslagen eine zunehmende Bedeutung als stimulus für Be-
triebsgründungen gewinnen. Dies gilt in gleicher Weise für die
genannten Gruppen:
- Arbeiter/innen ohne Arbeit




- Hochschulabsolvente(inne)n ohne Chancen au[ ausbildungsadäquate
Beschäftigung
Insofern ist auch davon auszugehen, daß der Einstieg in die neue
Selbständigkeit keine exklusive Statuspassage für Männer und
Frauen mit besonderen Ansprüchen an die Arbeit oder für Angehöri-
ge einer bestimmten Bildungsschicht darstellt, sondern aus zahl-
reichen Zugangskanälen gespeist wird, in ebenso zahlreiche Stufen
der Einkommens- und Prestigeskala einmündet und ähnlichen äußeren
Bedingungen unterliegt, wie alle Existenzgründungen (Kück 1985).
Ein weiteres gemeinsames Merkmal und gleichzeitig wichtiger Un-
terschied zur traditionellen (KleinJUnternehmerschaft besteht bei
allen Differenzierungen der Motive und der Herkunft aber darin,
"daß die neuen Selbständigen von ihrer Ausbildung und früheren
beruflichen Laufbahn her kaum auf eine Tätigkeit als Firmeninha-
ber vorbereitet sind" (Hegner 1983: 24). Stattdessen handelt es
sich um Männer und Frauen, die in ihrem Lebensentwurf entweder
gar keine oder - unter günstigeren Arbeitsmarktbedingungen - eine
abhängige Beschäftigung vorgesehen hatten.
Freilich muß dies nicht heißen, daß diejenigen, die nur geringe
Chancen auf dem Arbeitsmarkt besitzen, per se nichts zu verlieren
haben und umgekehrt nur gewinnen können, wenn sie sich von einer
'Rationalität der fehlenden Alternative' (Bögenhold 1987: 11)
leiten lassen. Ebenfalls für alle genannten Gruppen gilt nämlich,
daß sie mit der Existenzgründung ein soziales und ökonomisches
Risiko eingehen. das gegen die sozialen und ökonomischen Risiken
des Angewiesenseins auf die Systeme der sozialen Sicherung
abgewogen werden muß.
Der Verzicht auf eine relativ gesicherte Gesundheitsversorgung.
ein spärliches aber regelmäßiges Einkommen aus der Arbeitslosen-
versicherung bzw. der Sozialhilfe sowie auf eine möglicherweise
kalkulierbare Perspektive in Arbeitsbeschaffungs-, Fortbildungs-




dungsmerkmal zu denjenigen dar, die in der gleichen Risikolage
nicht "die Flucht nach vorn" wagen.
Neben den "klassischen" Zugangskanälen in die Selbständigkeit
verbreitert sich mithin ein Einstiegspfad, dessen wesentliche
Kennzeichen zu sein scheinen:
sein Ausgangspunkt liegt bei typischen Risikolagen in der Fol-
ge (erwerbs)biographischer Brüche
aufgrund der Beschäftigungskrise ist die Bewältigung durch
eine gewünschte, gewohnte oder zumindest naheliegende abhän-
gige Beschäftigung blockiert
daher wird eine berufliche Neuorientierung notwendig, die in
der Existenzgründung einen Ausweg und eine Chance sieht.
3.32 Existenzgründungsförderung als arbeitsmarkt- und wirt-
schaftspolitisches Instrument
Auf der Seite politischer und sozialer Instanzen ist das Inter-
esse an der Selbständigkeit (genauer: den wirtschaftlichen Unter-
nehmungen der Selbständigen) ebenfalls deutlich gewachsen.
Sowohl politische Stellungnahmen (SVR-Jahresgutachten 1984/85;
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 1983) als auch
konkrete Maßnahmen in dieser Richtung (von der Einführung des
Paragraphen 55a in das AFG zur Unterstützung arbeitsloser Exi-
stenzgründer über spezielle Förderprogramme bis zur Einrichtung
von Gründerzentren) deuten darauf hin, daß Selbständigkeit und
Existenzgründungen als ein neues Ventil aus der Beschäftigungs-
krise betrachtet werden. Diese Sichtweise wird gestützt durch
eine Reihe ökonomischer Analysen, die wesentliche Beschäftigungs-
zuwächse in den letzten Jahren vor allem bei jungen, Klein- und
Mittelbetrieben feststellen (Bireh 1981; Storey 1981, 1982; Hull
1984; Ewers u.a. 1984; Friedrich/Spitznagel 1980).
Allerdings wird eine verstärkte Förderung von Kleinbetrieben bzw.




nalisicrungspotontiale (etwa bei Privatisierungen im öffentlichen
Dienst oder bei der Auslagerung von Teilbereichen aus größeren
Unternehmen) und mit notwendigen Anpassungsleistungen an den
technologisch-ökonomischen Strukturwandel begründet. Letztgenann-
tes Motiv stützt sich vor allem auf die Vermutung, daß sich Jung-
unternehmer und ihre Kleinbetriebe durch besonders hohe technolo-
gische Innovationspotentiale und flexible Marktreaktionen
auszeichnen. Wenngleich diese These umstritten ist (vgl. dazu:
Klodt 1980; Staudt 1984, 1985; Drucker 1985; Welsch 1985; Eisbach
1985; Berndts/Harmsen 1985) und überdies das Rationalisierungsmo-
tiv dem Beschäftigungsmotiv zuwider läuft, spricht vieles dafür,
daß Klein- und Mittelbetriebe darunter vor allem die neu
gegrUndeten - während der letzten 15 Jahre in den sog. westlichen
Industrienationen einen relevanten - wenn nicht den relevanten-
Anteil an den Beschäftigungszuwächsen verbuchen konnten (Ewers
1984; Kronenwett 1986).
Auf unausgeschöpfte Wachstumspotentiale fUr Kleinbetriebe im Ge-
folge sozialer Wandlungsprozesse wird insbesondere dann verwie-
sen, wenn Existenzgründungen als Annahme einer Herausforderung
(im sinne des angelsächsischen "Change and challengeR) interpre-
tiert werden. Zahlreiche - typisch kleinbetrieblich produzierte-
GUter und Dienstleistungen, die mit den wirtschaftlichen
Konzentrations-und Substitutionsprozessen bis in die 70er Jahre
verschwunden waren, finden inzwischen wieder einen Markt und
günstigere Absatzbedingungen (Kaiser 1985). Mit der postulierten
Entwicklung zur postmateriellen Dienstleistungsgesellschaft
werden weitere neue Chancen fUr Selbständige erwartet. Nach
D.Bell werden die Wünsche nach marktmäßig angebotenen Dienstlei-
stungen, die sich um die Bereiche Gesundheit, Bildung, Freizeit,
Kommunikation organisieren, weiterhin zunehmen, da die Dynamik
des technisch-wirtschaftlichen Wandels traditionelle Wertorien-
tierungen und Sozialbindungen und damit auch die herkömmliche
informelle Art der Befriedigung entsprechender Bedürfnisse




industrialisierten Ländern wird hier (in der BRD) eine Lücke
erkennbar, die objektive Chancen bietet. Zudem zeigt sich in den
letzten Jahren in den USA, daß selbst auf einem höheren Niveau
der Versorgung mit Dienstleistungen hier noch erhebliche Beschäf-
tigungsreserven vorhanden sind. Ebenfalls an der Entwicklung in
den USA wird deutlich, daß solche Reserven aber nur genutzt
werden können, wenn in neuen Formen der Erwerbstätigkeit mit
überdurchschnittlicher Flexibilität auf Marktchancen reagiert
wird" (Kreutz u.a. 1986: 563; ähnlich auch Fels/ Schmidt 1980;
Schmidt 1980).
Demgegenüber wird aus einer Perspektive, die sich stärker auf die
aktuellen Markt- und Konkurrenzbedingungen richtet, jedoch allen-
falls eine Stabilisierung des Sektors kleiner und mittlerer Be-
triebe erwartet. Angesichts vielfacher betriebswirtschaftlicher
Risiken und ebenfalls bestehender Nachteile gegenüber Großunter-
nehmen ist die aktuelle beschäftigungspolitische Bedeutung des
kleinbetrieblichen Sektors weniger die "eines strahlenden Phoenix
als die eines Einäugigen, der unter Blinden zum König wird"
(Ewers 1984: 106).
Diese Auffassung besitzt eine hohe empirische Evidenz dadurch,
daß mit der Zahl der Unternehmensgründungen in den letzten Jahren
auch die Zahl der Konkurse deutlich angestiegen ist. Besonders
betroffen waren auch davon kleine und junge Unternehmen (Ewers
1984; Birch 1979; Deutscher Sparkassen-Verlag 1987; Bögenhold
1987), d.h. daß sich hinter einer Stabilisierung der Selbständi-
genzahl und einer leichten ~unahme der kleinen Betriebe (Bögen-





3.33 Existenzgründung als sozialer Prozeß
Allein die Tatsache, daß wirtschafts- und strukturpolitische Kon-
zepte zunehmend ihre Fixierung auf die Großunternehmen als den
(vormals) wichtigsten Trägern des wirtschaftlichen Wachstums zu-
gunsten einer verstärkten Konzentration auf den Bereich d~r
Klein- und Mittelbetriebe sowie der Unternehmensgründungen aufge-
ben, sagt ebenso wenig über die spezifischen Erfolgsbedingungen
bei Existenzgründungen aus wie der Saldo aus Gewerbeanmeldungen
und -abmeldungen. Ob sich eine ExistenzgrQndung sozial und ökono-
misch als Erfolg oder Mißerfolg erweist, hängt im wesentlichen
von dem Wechselspiel zwischen den ExistenzgrQnder/inne/n mit ih-
ren jeweiligen Voraussetzungen und Motivationen und den Instanzen
und Experten ab, die mit der konkreten Umsetzung wirtschafts- und
strukturpolitischer Konzepte befaßt sind. Dar~oer, wie dieses
Wechselspiel funktioniert und wo die Gründe und Umstände des
Scheiterns bzw. Gelingens von Existenzgründungen lie~en, sind der
Literatur nur spärliche Informationen zu entnehmen (Bögenhold
1987; Ewers 1984; Wirtschaft und Standort 1986; Kronenwett 1986).
Dies gilt in verstärktem Maße für diejenigen Existenzgründer/in-
nen, die als neue Selbständige vor und während der Betriebseröff-
nung mit besonderen Problemen und Schwierigkeiten zu kämpfen ha-
ben.
Ein wesentliches Merkmal der neuen Selbständigen besteht darin,
daß sie nicht wie der Qberwiegende Teil der traditionellen Klein-
unternehmerschaft durch Herkunft, Ausbildung, Berufserfahrung
u.ä. auf eine unternehmerische Tätigkeit vorbereitet sind. Das
macht sie für diejenigen Instanzen, die für den Obergang in die
Selbständigkeit als "Passagenhelfer" fungieren, zu besonders
"riskanten Partnern" (Ewers 1984). Insofern kann allen beteilig-
ten Akteuren zunächst ein Interesse daran unterstellt werden, auf
einer Ebene konkreter Anträge, Verhandlungen, Beratungen und wei-
terer Maßnahmen, die im einzelnen Existenzgründungsfall auftre-
tenden Risiken zu minimieren. Diese Risiken scheinen freilich
nicht gleichgewichtig verteilt zu sein. In der Situation des




keiten und Defizite, während sich auf der Seite der "Passagen-
helfer" eine weitreichende, horizontale und vertikale Arbeitstei-
lung entwickelt hat. Das bedeutet, daß sowohl für einzelne
betriebswirtschaftlich relevante Defizite wie auch für die
jeweiligen Phasen der Betriebsgründung immer mehrere Instanzen
und Experten ihre Dienste anbieten.




professionelle, öffentliche oder privatwirtschaftliche Wirt-
schafts- und Gewerbeförderer und -berater
Netzwerke und 'alternative' Beratungsinstanzen
Volkshochschulen und andere Bildungsträger
Rechtsanwälte und andere Rechtsberatungsinstanzen.
Bereits im Stadium vorbereitender Oberlegungen existiert bei po-
tentiellen Betriebsgründer(inne)n häufig ein beträchtlicher Bera-
tungsbedarf, da weder hinsichtlich möglicher Produktideen noch
hinsichtlich der konkreten Fördermöglichkeiten hinreichende
Kenntnisse vorhanden sind. Der Beseitigung dieses Informations-
defizits dienen Motivationskurse der Volkshochschulen (z.T. in
Kooperation mit dem Arbeitsamt), gruppen- und branchenspezifische
Vorbereitungsseminare (vorn Rationalisierungskuratorium der Deut-
schen Wirtschaft bis zur Frauenkulturinitiative) oder spezielle
Zeitschriften (Kück 1985; "Die Geschäftsidee"; Hessendienst o.J).
Ein weiteres wesentliches Defizit von Existenzgründern/innen be-
steht in der R"gel darin, den Betriebsstart nicht selbst finan-
zieren zu können. Eigenkapitalmangel, ungenügende persönliche
Kreditwürdigkeit und sog. Risikokapitalbedarf erschweren auch die
Fremdfinanzierung (Kück 1985; Netzwerk/Selbsthilfe 1985; Bögen-
hold 1987; Kronenwett 1986). Zu den wichtigsten Instanzen, die in
diesen Zusammenhang Unterstützungsleistungen anbieten, gehören
nicht nur Banken und Sparkassen, sondern auch Kreditgarantiege-




klassischen Wirtschaftsförderungsgesellschaft bis zum Arbeits-
oder Sozialamt) sowie spezielle Finanzberatungsexperten/innen.
Häufig fehlt überdies die notwendige Marktübersicht, die eine
realistische Einschätzung von Absatzmöglichkeiten und Konkurrenz-
verhältnissen in dem Marktsegment ermöglicht, auf das die Exi-
stenzgründung abzielt. Die wichtigsten Beratungs- und Informati-
6nsd{enste dazu finden sich bei Kammern, Fachverbänden und pro-
fessionellen ~nternehmensberatungen (Ewers 1984; Reuss 1986).
Zu den typischen Defiziten neuer Selbständiger gehören überdies
unzureichende Kenntnisse über formale und juristische Probleme,
wie z.B .. Wahl der Rechtsform, Abschluß von Verträgen, Umstände
der Gewerbeanmeldung, Steuer- und Versicherungsfragen. Entspre-
chende Beratungs- und Dienstleistungsangebote sind ebenfalls bei
Kammern und Behörden, aber auch professionell z.B. bei Rechtsan-
wälten und Notaren vorzufinden (Hessendienst o.J.; Kück 1985;
Reuss 1986).
Schließlich weisen Analysen der Wachstumshemmnisse kleiner Unter-
nehmen interne Organisations- und Qualifikationsdefizite als
wichtige Engpässe aus. Allerdings ist es gerade "ein Charakteri-
stikum von Qualifikations- und Managementdefiziten, daß die davon
Betroffenen sie meist zu spät feststellen, und, wenn sie sie
feststellen, im allgemeinen auch Schwierigkeiten haben werden,
sich in dem komplexen Angebot staatlicher, staatlich initiierter
und/geförderter privater Dienstleistungen ... zurechtzufinden"
(Ewers 1984: 108).
Nicht nur mangelnde Informationen bei den Kleinunternehmer(inne)n
erschweren indes eine effektive Nutzung der angebotenen Dienste,
sondern auch deren Unübersichtlichkeit: "Die Vielzahl der angebo-
tenen Möglichkeiten verschiedenster Art, bei der Gründung einer
selbständigen Existenz Hilfe zu erhalten, ist beeindruckend und




Die Komplexität des Angebotes, 'die der Vielfältigkeit der bei
kleinen Unternehmen verschiedenster Sektoren auftretenden Pro-
blemlagen entspricht, wird neuerdings durch zwei Entwicklungen
reduziert:
Zum einen bilden sich ffir bestimmte "typische" Problemlagen spe-
zielle Hilfsnetzwerke und standardisierte Verfahrensweisen her-
aus. Dies ist z.B. der Fall bei Existenzgründungen im Bereich der
sog. Alternativökonomie, die sich - zugeschnitten auf ihre spezi-
fischen Bedfirfnisse eine eigene Beratungs-Infrastruktur
geschaffen hat oder .auch bei technologie-orientierten Gründungen
- in Technologie- oder Gründerzentren mit vereinfachten "unbüro-
kratischen" Beratungs- und Risiko-Finanzierungsmöglichkeiten.
Zum anderen etabliert sich ein eigener Berufszweig von Förde-
rungsberatern; "intermediären Agenten", welche auf der lokalen
Ebene die Moderation zwischen Unternehmen und Hilfsnetzwerken
übernehmen (Ewers 1984: 108; Hull/Hjern 1983).
Derartige Tendenzen zu einer effektiveren Gestaltung der institu-
tionellen Struktur weisen nicht zuletzt darauf hin, daß auf der
Ebene konkreter Aktivitäten zur betriebswirtschaftlichen Risiko-
minimierung bislang eine Reihe ungeklärter Zugangs- und Abstim-
mungsmängel zwischen Unterstützungsbedarf und -angebot existie-
ren. Derartige Defizite der institutionellen Förderstruktur wer-
den auch als Ursache für starke Differenzen in der regionalen
Verteilung von Gründungsaktivitäten und ihren Erfolgsaussichten
benannt (Hull/Hjern 1983).
Freilich beschränken sich die genannten Instanzen und Experten
bei ihrer Tätigkeit nicht darauf, im Existenzgründungsprozeß als
"freundliche Passagenhelfer" zu fungieren, die jedweden Start in
die Selbständigkeit wohlwollend unterstützen, sondern verfolgen
auch eigene Interessen und Konzepte, die sich nicht immer mit den




Und auch bei den einzelnen Existenzgründern/innen sind individu-
elle Voraussetzungen, Motive und Interessenlagen vorhanden, die
sich nicht ausschließlich auf die günstigste Finanzierung, die
Beherrschung der Buchhaltung oder die Gewinnung einer hinreichen-
den Marktübersicht richten.
Erst unter Berücksichtigung solcher - über betriebswirtschaftli-
che Zweckmäßigkeitserwägungen hinausweisender - Bedingungen wird
die Entstehung und Umsetzung strategischer Konzeptionen bei den
Akteuren des Existenzgründungsprozesses verständlich und erklär-
bar. Aus dieser Perspektive lassen sich die beteiligten Institu-
tionen als "Gate-Keeper" beschreiben, die die Zugangskanäle in
die Selbständigkeit bewachen; sie öffnen oder blockieren.
Da es sich bei diesen "Gate-Keepern" zumeist um multifunktionale
Institutionen handelt, können dabei zunächst innere Widersprüche
auftreten. So steht z.B. das Ziel der Gründungsförderung tenden-
ziell dem "Prinzip der standesgemäßen Nahrung" (Beck U.a. 1980:
117) entgegen. Damit ist die formelle oder informelle Regulierung
des Marktzuganges gemeint, die von Zünften bzw. Berufsverbänden
mit dem Ziel praktiziert wird, um Konkurrenzmechanismen in ihrem
Zuständigkeitsbereich zu beschränken und damit dem zugelassenen
Betrieb ein 'standesgemäßes' Einkommen zu gewährleisten.
Dieses Prinzip führt aktuell z.B. bei verschiedenen freien Beru-
fen zu Konflikten, wo die Zahl der niederlassungswilligen Hoch-
schulabsolvente(inne)n wesentlich stärker angestiegen ist als der
Bedarf oder im Baubereich, wo sinkenden Auftragsbeständen eine
steigende Anzahl von Betriebsgründungen vormals arbeitsloser Bau-
arbeiter gegenübersteht.
Gerade vor dem Hintergrund häufig unzureichender professioneller
Kenntnisse und Fertigkeiten der neuen Selbständigen best~n~ ~>~e
weitere wichtige Aufgabe der "Gate-Keeper" darin, die Einhaltu~




wachen. Maßstab und Richtschnur können dafür sowohl formelle und
informelle Standes- und Berufsregeln wie auch allgemeine rechtli-
che Normen (z.B. die Handwerksordnungl sein. Für diejenigen
Instanzen, die sich vor allem im Bereich der Finanzierung
betätigen, setzt das Motiv der Risikominimierung einer großzügi-
gen Förderung enge Schranken. Dementsprechend werden die Förder-
bedingungen in der Regel umso günstiger, je mehr eigenes Kapital
der potentielle Existenzgründer einzubringen in der Lage ist.
Vermutlich existieren insgesamt hinreichende Entscheidungs-,
Umgehungs-, Kompensationsspielräume, die es den "Gate-Keepern"
ermöglichen, ihre quantitativen und qualitativen Selektions- und
Steuerungsinteressen gegenüber den neuen Selbständigen weitgehend
durchzusetzen. Gleichwohl unterliegen auch die 'Gate-Keeper' ein-
schränkenden Handlungsbedingungen, die der Durchsetzung ihrer In-
teressen und Konzepte Grenzen setzen. Da nämlich die verschiede-
nen Instanzen der Existenzgründungsförderung in z.T. sehr unter-
schiedliche institutionelle und organisatorische Zusammenhänge
eingebunden sind. verfolgen sie auch jeweils eigene Interessen,
die durchaus untereinander in Konkurrenz stehen können. Solche
Konkurrenzen treten z.B. zwischen staatlicher und verbandlicher
Förderung oder zwischen kollektiv und privatwirtschaftlich
organisierten Dienstleistungsangeboten auf.
Insbesondere bei den verbandsmäßig organisierten Instanzen ist
die Gründungsförderung schließlich auch den allgemeineren Bedin-
gungen der Standes- und Verbandspolitik unterworfen. Im Rahmen
von Legitimationsstrategien gegenüber der öffentlichkeit oder von
Lobbyismus und politischem Harketing spielen Erfolge, Bemühungen
oder Schwierigkeiten bei der Existenzgründungsförderung oftmals
eine wichtige Rolle. In gewissem Maße gilt dies auch für die
staatlich und parastaatlich organisierten Unterstützungsangebote.
Aus den genannten Handlungsbedingungen resultieren schließlich




und Restriktionen von den Individuen im ExistenzgrOndungsprozeß
ihrerseits aufgenommen oder konterkariert werden. Es erscheint
unmittelbar einleuchtend, daß dies in einer Vielfältigkeit und
Differenziertheit geschieht, die derjenigen auf der institutio-
nellen Seite zumindest nicht nachsteht. Denn obwohl neue Selb-
ständigkeit hier durchaus als eine der möglichen individuellen
Bewältigungsstrategien eines allgemeinen "Fahrstuhl-Effektes nach
unteri" (Beck 1986: 143) begriffen wird, sind die Chancen und
Spielräume für die Gestaltung dieser speziellen Bewältigungsstra-
tegie ungleich verteilt. Grundsätzlich folgt die Verteilung der
Chancen, die in der Statuspassage "ExistenzgrOndung" liegen
können, der Verteilung ökonomischer, sozialer und kultureller
Ressourcen, die von dem jeweiligen Individuum modifiziert werden
können (vgl. dazu Bourdieu 1983).
FOr die neuen Selbständigen bedeutet dies, daß sie eine spezifi-
sche, individuelle Kombination von Ressourcen stark verein-
facht: Geld, Bildung und soziale Beziehungen - in die Existenz-
grOndung einbringen. Soweit diese Ressourcen untereinander kon-
vertierbar sind, lassen sich - in begrenztem Umfang - Defizite
der einen Ressource durch verstärkte Mobilisierung einer anderen
ausgleichen (z.B. indern mangelndes finanzielles Startkapital
durch den Arbeitseinsatz von Freunden oder Familienmitgliedern
ersetzt wird). Von diesem Spektrum individueller Ressourcen, ih-
rer Kombination, ihrem "Marktwert", ihrem Umfang und ihrer
Mobilisierbarkeit hängt vermutlich nicht nur zu einern wesentli-
chen Teil das Ergebnis der Risikoabwägung ab, sondern auch der
Umgang mit den äußeren Bedingungen des Einstiegs in die Selbstän-
digkeit. Neben den institutionellen Förderkonzepten gehören dazu
auch die Wettbewerbsverhältnisse in dem gewählten Marktsegment.
Dem/der Existenzgründer/in obliegt dabei die Aufgabe, diese
Voraussetzungen und Bedingungen so zu organisieren, daß sie einer
möglichst effektiven Realisierung subjektiver Chancen dienlich




selbstorganisierte Statuspassage, die in ihrer zeitlichen Abfolge
unterschiedliche Strategien erfordern kann.
Da weder in der soziologischen noch in der ökonomischen Literatur
Hinweise auf systematische Untersuchungen und Diskussionen diefier
Zusammenhänge zu finden sind, lassen sich an dieser Stelle ledig-
lich einige hypothetische Vermutungen über deren empirische Er-
scheinungsformen anführen:
- Je nach Art der mobilisierbaren Ressourcen lassen sich zunächst
weit auseinanderliegende Einstiegsstrategien identifizieren. Mo-
tivation, Entscheidungsfindung, Vorbereitung und Absicherung bis
hin zur formellen Gewerbeanmeldung können durch Schwarzarbeit,
Ausprobieren im B~kanntenkreis, aber auch durch eine professio-
nelle Existenzgründungsberatung betrieben werden ..
- ~hnlich vielfältig sind vermutlich die besonderen Oberlebens-
und Stabilisierungsstrategien, die gewöhnlich bis zur Konsolidie-
rung eines Betriebes erforderlich sind. Sie mögen von gelegentli-
chen oder regelmäßigen Ergänzu~gsleistungendurch Schwarzarbeit,
Transferzahlungen o.ä. über eine bewußte Risikostreuung durch
Mehrfachtätigkeiten "nebenbei" bis zur ausschließlichen Konzen-
tration aller verfügbaren Ressourcen auf das eigene Gewerbe bzw
Unternehmen reichen. Sowohl der Risikoverteilung wie auch der Zu-
sammenfassung unterschiedlicher Ressourcen kann auch die kollek-
tive Organisation von Betriebseröffnungen dienen, die nicht nur
im Bereich der Alternativökonomie neben der Existenzgründung des I
der allein verantwortlichen Einzelunternehmerslinl praktiziert
wird.
- Und schließlich müssen dort, wo eine Konsolidierung nicht zu





Damit ist ein breites Kontinuum bezeichnet, welches die Handlu-
ngsbedingungen und Entscheidungsspielräume der neuen Selbständi-
gen im Existenzgründungsprozeß absteckt. An zwei möglichen
Existenzgründungsfällen lassen sich unterschiedliche Pole dieses
Kontinuums verdeutlichen:
- Der ungelernte, erwerbslose Arbeiter kauft sich als Subunter-
nehmer in ein Franchising-System ein, da sich so eine scheinbar
einfache Möglichkeit bietet, "ohne einschlägige kaufmännische
Kenntnisse und ohne ausreichendes Eigenkapital" auf eigene
Rechnung zu arbeiten (Pfau 1985: 8). Er umgeht dabei die Ausein-
andersetzung mit den "Gate-Keepern" und delegiert die Entwicklung
von Marktstrategien an den Franchise-Geber. Seine eigenen
Handlungsspielräume beschränken sich im wesentlichen auf die
Kreditaufnahme oder den Einsatz von Ersparnissen sowie auf die
Mobilisierung zusätzlicher Arbeitskraft von Familienmitgliedern.
Wie die Praxis zeigt, ist dies eine sehr ungünstige Konstellati-
on, die häufig zum Scheitern und zu einer noch prekäreren Lage
als vor dem Einstieg in die Selbständigkeit führt (Pfau 1985).
- Der während seines Studiums politisch aktive Diplom-pädagoge
eröffnet im Szeneviertel einen Weinladen, nachdem er festgestellt
hat, daß sein formelles Bildungszertifikat auf dem Arbeitsmarkt
keinen Wert besitzt. Aufgrund gründlicher Beratung und eigener
Alltagserfahrung trifft die Eröffnung tatsächlich in den Kern
eines neuen Konsumstils und außerdem besitzt dieser neue Selb-
ständige aufgrund einer Vielzahl von persönlichen Kontakten im
entsprechenden Milieu den "sozialen Kredit", der sowohl privat
geliehenes Einstiegskapital wie auch einen ersten Kundenstamm
absichert. Nach einiger Zeit ist aus dem "gescheiterten" Pädago-
gen ein erfolgreicher Weinhändler geworden.
Anhand dieser Beispiele läßt sich absAhen, daß im Existenzgrün-
dungsprozeß zahlreiche Einflüsse wirksam werden, die sehr ver-
schiedene Verlaufs- und Organisationsformen, ebenso wie unter-




Einige Untersuchungen, die sich mit den Bedingungen unternehme-
rischen Erfolgs oder Mißerfolgs bei Existenzgründungen und bei
Kleinbetrieben beschäftigen, verweisen schließlich darauf, daß
die innere Struktur solcher Prozesse stark geprägt ist von re-
gionalen bzw. lokalen Rahmenbedingungen. Die Bedeutung solcher
regional wirksamer Faktoren wird z.B. in einem unterschiedlichen
Umfang von Gründungsaktivitäten deutlich.
Einer Studie des Instituts für Mittelstandsforschung zufolge war
z.B. zwischen 1980 und 1984 ein Anstieg der Zahl von Existenz-
gründungen bundesweit um rund 11 % pro Jahr zu verzeichnen, wobei
aber ein enormes Gefälle zwischen Bayern (20 %) und dem Saarland
(5,6 %) auftrat (Wirtschaft und Standort 1986; Clemens u.a. 1985)
und insgesamt die regionale Verteilung der Existenzgründungshäu-
figkeiten in der Tendenz dem Süd/Nord-Gefälle entsprach. Bezogen
auf Unternehmensgründungen im Bereich der Alternativökonomie ha-
ben dagegen Kreutz u.a. (1984; 1986) ein umgekehrtes Süd/Nord-
Gefälle festgestellt: im Raum Hannover gab es zu Beginn der 80er
Jahre mehr als doppelt soviele Alternativprojekte wie im Raum
Nürnberg, so daß davon auszugehen ist, daß sich darunter in Nord-
deutschland auch deutlich mehr Existenzgründungen neuer Selbstän-
diger befanden (Kreutz u.a. (1984: 268).
Diese Befunde legen folgende Vermutungen nahe:
Zum einen könnten für die Existenzgründungen sog. 'Neuer Selb-
ständiger' anderer Standortparameter gelten als für Existenz-
gründungen im allgemeinen. Zum anderen könnten noch innerhalb der
Gruppe der neuen Selbständigen unterschiedliche räumliche Bedin-
gungen auch zu Häufungen oder Konzentrationen bestimmter Teil-
gr'lppen in bestimmten Regionen führen. Dafür spräche die Annahme,
da~ die verschiEdenen Voraussetzungen für die Herausbildung einer
Alt2rn~tivszene Iz.B. Größe von Studentenpopulationen, Umfang des
"Syrnpathisantenmarktes", kulturelles Klima, Vorhandensein von




vit5ten zwis~hen NGrnberg und Hannover erklären (K~iser 1 085:
104; Kreutz u.a. 1984: 272).
Weitere Einflußgrößen, die auch über dieses konkrete Beispiel
hinaus für regional differierende GrGndungsaktivitäten verant-
wortlich sein könr.ten, sind gerade im Bereich der neuen Selbstän-
digen die Arbeitslosenquote und die Struktur der Arbeitslosigkeit
(Ewers 1984; Kaiser 1985). Dem muß nicht widersprechen, daß in
Regionen mit einer bereits bestehenden, überwiegend kleinbetrieb-
lichen Wirtschaftsstruktur auch häufiger neue Unternehmensgrün-
dungen stattfinden (Ewers 1984: 106).
Daraus ist zu schließen, daß spezielle Standortfaktoren existie-
ren, welche eine räumliche Konzentration von Kleinunternehmen und
Neugründungen besonders begünstigen. Neben den herkömmlichen
Standortfaktoren wie günstige Lage zu Absatzmärkten und Lieferan-
ten, Infrastruktur, Bildungs- und Forschungseinrichtungen usw.
scheinen dies unter anderem die "Netzwerke lokaler Akteure und
Förderungseinrichtungen (zu sein, denen) für die Entwicklung des
endogenen Potentials einer Region wesentliche Bedeutung zukommt.
Dabei scheint es insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen
mit nur einem Standort häufiger wichtig zu sein, daß die entspre-
chenden Angebote aktiv an sie herangetragen werden. Dazu bedarf
es vermittelnder Akteure ... " (WZB-Mitteilungen 35/1987:7), deren
Anzahl, Erreichbarkeit, Kompetenz usw. von Region zu Region
ebenso variieren kann, wie die Struktur und die Zi~lsetzung der
fördernden Institutionen selbst (vgl. dazu: FritschlHul1 1987).
Schließlich ist die Gründungsförderung in das regionalpolitische
Kräfte- und Interessenfeld eingebettet und insofern ist die je-
weilige konkrete regionale Förderpraxis gleichzeitig Ausdruck und
Voraussetzung eines kulturellen, sozialen und politischen Klimas,
das insbesondere für die Existenzgründungschancen neuer Selb-
ständiger eine bedeutende Rolle spielt. Verschiedene Erfahrungen




Hessen und Berlin speziell gefördert werden) oder durch Arbeits-
lose (Bühler 1987) belegen dies. Neben parteipolitisch festgeleg-
ten Zielsetzungen und Prioritäten spielen dabei personelle Kapa-
zitäten und Kompetenzen ebenso eine Rolle wie die jeweilige Haus-
haltslage der betreffenden Länder und Kommunen.
3.34 Fazit
Die Diskussionen und Befunde in der einschlägigen Literatur bele-
gen übereinstimmend einen allgemeinen Zusammenhang zwischen der
Zunahme von Existenzgründungsaktivitäten und der andauernden Be-
schäftigungskrise. Dem entspricht ein Ansteigen der Zahl jener
Existenzgründer/innen, die aufgrund prekärer Beschäftigungs- und
Versorgungslagen den Schritt in die Selbständigkeit riskieren.
Einer durchgängigen Ausweitung stehen allerdings regionale Ten-
denzen entgegen, denen zufolge die Gründungsaktivitäten häufiger
dort stattfinden, wo sich relativ wenige Arbeitslose befinden.
Offen bleibt dabei, ob gerade die hohe Gründungshäufigkeit dazu
führt, daß solche Regionen eine relativ niedrige Arbeitslosigkeit
aufweisen.
Dies deutet 1arauf hin, daß regionale Rahmenbedingungen hierbei
eine wichtige Rolle spielen, doch ist bislang kaum geklärt, wie
die jeweilige lokale/regionale Umsetzung allgemeiner wirtschafts-
politischer Konzepte, die eine verstärkte Gründungsförderung vor-
sehen, tatsächlich funktioniert. Allein die hohe Zahl von Betrie-
ben, die kurz nach ihrer Eröffnung wieder schließen müssen sowie
die regionalen Ungleichgewichte legen die Vermutung nahe, daß die
eingesetzten Förd(rmaßnahmen und -instrumente nicht immer und
überall sehr erfolgreich wirken bzw. daß die Bedingungen ihres
Einsatzes erheblich variieren.
Insofern erscheint es auch keineswegs sichergestellt, daß die




des Arbeitsmarktes durch Existenzgründungen bzw. Kleinbetriebe
berechtigt sind. Dies gilt umso mehr, als der häufig unterstellte
Zusammenhang von wirtschaftlichen Tertiarisierungstrends und der
Zunahme von Kleinbetrieben sich nicht ohne weiteres bestätigen
lä~t.
Nur wenige Aufschlüsse gibt schlie~lich die Literatur über den
Verlauf von Existenzgründungsprozessen und die Voraussetzungen
und Motive der daran beteiligten Akteure. Zwar lassen sich diese
Akteure für eine erste Problementfaltung hinreichend identifizie-
ren, doch ist weder geklärt, welche Bedingungen ihre Existenz-
gründungs- bzw. Förderstrategien bestimmen, noch welche Erfolgs-
aussichten damit verbunden sind.
3.4 Eigene Vorarbeiten
Explizite Vorarbeiten des Antragstellers zu den Bedingungen und
Verläufen von Existenzgründungen existieren nicht. Wesentliche
Aspekte des Forschungsvorhabens bestehen jedoch in der Erfor-
schung regionalökonomischer Verhältnisse, der Funktionsweise
lokaler Arbeitsmärkte und der Struktur biographischer Verläufe.
Mit diesen Schwerpunkten schließt das Projekt an Arbeiten und
Ergebnisse des Forschungsprogramms "Arbeitsplatz- und Arbeits-
marktsituation in der Region Bremen" an.
Im Rahmen dieses Forschungsprogramms wurden vom Antragsteller
u.a. individuelle Arbeitsmarktstrategien von Facharbeitern unter-
sucht, bei denen auch die Frage möglicher Selbständigkeit thema-
tisiert wurde (vgl. dazu u.a. ausführlich den Schlupbericht des
DFG-Projektes: Individuelle Arbeitsmarktstrategien - Facharbeiter
in der Krise).
Sowohl regionalökonomische wie arbeitsmarktstrukturelle Frage-
stellungen werden vom Antragsteller in dem gleichen Zusammenhang




den Mobilitätsprozesse auf einem lokalen Arbeitsmarkt bearbeitet.
Auch hier spielte die Frage nach dem Weg in die berufliche Selb-
ständigkeit eine Rolle (ausführlicher dazu z.B. Zwischenbericht
des DFG-Projektes: Folgewirk'lngen einer Betriebsschließung - Mo-
bilitätsprozesse auf einem lokalen Arbeitsmarkt).
In beiden genannten Projekten wird überdies die lebensgeschicht-
liche Dimension des Berufsverlaufs thematisiert, wozu etliche
einschlägige Vorarbeiten des Antragstellers vorliegen (vgl. z.B.
Osterland, Martin; Lebensbilanzen und Lebensperspektiven von In-
dustriearbeitern. in: Kohli, Martin, Hrsg., Soziologie des
Lebenslaufs, Darmstadt/Neuwied 1978).
Insbesondere regionalpolitische und regionalökonomische Frage-
stellungen werden schließlich in einer Studie über die Probleme
und Folgewirkungen von Industrieansiedlungen bearbeitet (DFG-
Projekt: Industrialisierung der Küste - Arbeiter zwischen indu-
striellem Wachstum und Okologieproblematik; vgl. dazu: Bogun, R.;
Osterland, M.; Warsewa, G.: Zwischen industriellem Wachstum und
Umweltproblematik - Eine Fallstudie am Beispiel der Industrie-
ansiedlung im Landkreis Stade, Bremen 1985).
3.5 Forschungsziele und Arbeitsprogramm
3.51 Forschungsziele
Das Projekt 11ntersucht die Statuspassage zwischen unsicherer ab-
hängig~r Beschäftigung bzw. Arbeitslosigkeit und einer Existenz
als selbständige/r Unternehmer/in. Die zentralen Fragestellungen
richten sich dabei auf:
die Funktionsweise lokaler bzw. regionaler Förderstrukturen,





die regionalen Rahmenbedingungen, unter denen sich spezifische
Ansprüche und Bedürfnisse sowie Förderinstanzen und -konzepte
entwickeln;
die Existenzgründungsstrategien und die Chancenverteilung, die
aus der Inanspruchnahme institutioneller Förderarbeiten durch
die Existenzgründer/innen sowie deren individuellen Voraus-
setzungen und Motivationen resultieren.
Die Untersuchung ist als Fallstudie angelegt, wobei davon auszu-
gehen ist, daß die Struktur der potentiellen Existenzgründer vor
allem aber die Konstellation der fördernden und beratenden Exper-
ten und Institutionen von einer Reihe regionaler bzw. lokaler Be-
dingungen abhängt.
Um die Funktionsweise lokaler/regionaler Förderstrukturen zu
untersuchen, ist im einzelnen folgenden Fragen nachzugehen:
Auf welchen Wegen wird die allgemeine politisch-progammatische
Absicht, Existenzg,ündungen verstärkt zu fördern, umgesetzt
und in welchem Verhältnis steht dies zur traditionellen
Förderpolitik der beteiligten Institutionen?
Welche Einflüsse, Abhängigkeiten und Konkurrenzen bestehen
zwischen den verschiedenen Instanzen und ExpertLn in diesem
Bereich; setzt sich auf lokaler Ebene eine gemeinsame Poli-
tik/Strategie dieser Institutionen durch?
Welche Vermittlungsbarrieren zwischen ressourcenbedürftigen
Betriebsgründungen und ressourcenanbietenden Institutionen und
Experten existieren? Insbesondere im Hinblick auf die
spezifischen Voraussetzungen und Bedürfnisse der hipr betrach-
teten Gruppen von Existenzgründer(inne)n ist dabei nach der
"Funktionalität" von Förderinhalten und Förderkonzepten zu
fragen.
Spielt dabei die Zunahme der neuen Selbständigen eine Rolle;
entwickeln die zuständigen Institutionen besondere Förder'"on-
zepte tür diese Gruppen von Existenzgründer(inne)n?
Arbeitslosigkeit (welche Risikolagen




Unter welchen Bedingungen entwickelt sich dabei insbesondere
das Verhältnis zwischen "Passagenhelfer"- und "Gate-Keeper"-
Funktion?
Schließlich ist danach zu fragen, ob überhaupt und unter wel-
chen Voraussetzungen mögliche Rückwirkungen aus den Erfahrun-
gen mit Existenzgründungen neuer Selbständiger auf die För-
derkonzepte und die regionalen Förderstrukturen resultieren.
Die notwendigen systematischen Variationen der regionalen Rahmen-
bedingungen legen eine Anlage der Untersuchung als Fallstudie na-
he, wobei davon auszugehen ist, daß die Struktur der potentiellen
Existenzgründer/innen, vor allem aber die Konstellation der för-
dernden und beratenden Experten und Institutionen von einer Reihe
regionaler bzw. lokaler Bedingungen abhängt. Dem trägt die Unter-
suchung mit einem Vergleich von vier ausgewählten Regionen, in
denen unterschiedliche wirtschafts- und sozialstrukturelle sowie
kommunal- und landespolitische Voraussetzungen auch unterschied-
liche Handlungstypen und Förderstrukturen erwarten lassen, Rech-
nung.
Die Auswahl der Untersuchungsregionen orientiert sich dabei an
folgenden Kriterien:
Sozialstruktur und kulturelles Milieu (z.B. handwerklich-
kleingewerbliche Traditionen, Vorhandensein einer Universität,
eines "Szenenviertels" oder eines hohen Arbeiter(innen)-an-
teils)
Umfang und Struktur der
kommen in welchem Umfang
z.B. in AFG-Maßnahmen)
Branchen- und Betriebsgrößenstruktur der Wirtschaft (existiert
ein Zusammenhang mit Tertiarisierungstendenzen; gilt auch für
neue Selbständige, daß Kleinbetriebe vorzugsweise dort gegrün-





administrative Organisation und Lage der öffentlichen Finanzen
(ist z.B. die Inanspruchnahme öffentlicher Fördermittel leich-
ter und effektiver in Stadtstaaten oder "reichen" Gemeinden)
politische Mehrheiten auf der kommunalen und Landesebene (wel-
che Rolle spielen politische Förderstrategien bei den Be-
triebsgründungen neuer Selbständiger; ist es dabei von Bedeu-
tung, wenn auf städtischer und Landesebene gleiche bzw. unter-
schiedliche Konzepte verfolgt werden).
Da es sich bei den Existenzgründungen neuer Selbständiger
überwiegend um städtische Phänomene zu handeln scheint, werden
die Kriterien in vier Stadtregionen wie folgt variiert:
Bremen repräsentiert dabei ein von der Strukturkrise stark be-
troffenes Oberzentrum mit hoher Arbeitslosenquote von Z.Z. 15,7 %
und einer breiten Streuung von Arbeitslosen auf allen Bildungs-
niveaus und in allen Altersstufen. Gleichzeitig besitzt es eine
Universität und eine relativ umfängliche Alternativszene mit
einer entwickelten eigenen Infrastruktur. Dem trägt auch eine
explizite Förderpolitik Rechnung, die u.a. durch eine weit ver-
zweigte institutionelle Struktur umgesetzt wird. Letzteres könnte
ebenso zu relativ günstigen Einstiegsmöglichkeiten für die hier
betrachteten Gruppen von Existenzgründern/innen führen, wie die
Tatsache, daß eine sozialdemokratische Mehrheit im Rahmen der
prekären Lage der öffentlichen Haushalte zumindest programmatisch
eine bewußte Förderpolitik in diesem Bereich verfolgt. Erleich-
tert wird dies durch die Einheit von Stadt- und Landesregierung.
Stuttgart ist dagegen das Zentrum eines wirtschafts starken Raumes
mit geringer Arbeitslosigkeit (4,4 % in 1986), in dem oberzentra-
le Funktionen - unter ihnen ebenfalls eine Universität - konzen-
triert sind. Gleichwohl besitzt es eine beträchtliche Zahl von
Arbeitslosen, deren Risikolagen angesichts des sozialen und
politischen Umfeldes aber eher ungünstiger eingeschätzt werden
müssen als in Bremen (vgl. dazu: Krämer-Badoni/Ruhstrat 1986).




rungspflichtigen Beschäftigten) weist Stuttgart als eine Indu-
striestadt aus, in der durchaus Lücken für typische Existenzgrün-
dungen im Handels- und Dienstleistungsbereich bestehen dürften.
Allerdings erscheinen durch eine Förderpolitik auf Landesebene,
die eindeutig auf technologieorientierte und jungunternehmerische
"Talentförderung" ausgerichtet ist (Reuss 1986), die Chancen für
neue Selbständige trotzdem recht ungünstig, da diese Förderung in
der Regel nicht an den Bedürfnissen von z.B. Frauen oder Arbei-
ter(inne)n orientiert sein wird, die ein konventionelles Geschäft
oder einen kleinen Dienstleistungsbetrieb eröffnen wollen. Es ist
überdies zu vermuten, daß von der städtischen Förderpolitik keine
wesentlich anderen Schwerpunkte gesetzt werden, da im Stadtrat
von Stuttgart die gleiche politische Mehrheit besteht wie auf
Landesebene.
Münster kommt in seiner Eigenschaft als mittelgroße, traditio-
nelle Universitätsstadt mit entsprechenden sozialen Strukturen
und einer überwiegend mittelständischen Wirtschaft als Ver-
gleichsfall in Frage. Obwohl die Wirtschaftsstruktur eindeutig
vom tertiären Sektor beherrscht wird, in dem ca. 75 % der
Beschäftigten in Münster arbeiten, existiert eine relativ hohe
Arbeitslosigkeit (12,2 % in 1986). Möglicher Kristallisationskern
für Existenzgründungen und gleichzeitig größter Arbeitgeber am
Ort ist die Universität. Insofern entwickeln sich hier vermutlich
Existenzgründungen im Spannungs feld einer traditionell konserva-
tiv-mittelständisch ausgerichteten Kommunalpolitik und einer
breiten intellektuellen Mittelschicht, die zusammen mit den
zahlreichen Studente(inneln ein günstiges Umfeld für neue, u.U.
auch alternative, Selbständigkeit darstellt. Dieses Spannungsver-
hältnis wird möglicherweise dadurch verschärft, daß im Stadtrat
von Münster eine konservativ-liberale Mehrheit existiert, während
auf Landesebene sozialdemokratische Politik gemacht wird.
Wilhelmshaven schließlich repräsentiert den Typ einer mittelgro-




von Strukturwandelprozessen von durchgängiger Verarmung bedroht
ist. Die schrumpfende industrielle Basis dieser Stadt führt zum
einen zu einer hohen Arbeitslosenquote (14,0 % in 1986) und zum
anderen zu einem hohen Beschäftigungsanteil im tertiären Sektor
(70 %). Die ungünstige Struktur sowohl des Arbeitsplatzangebotes
wie der Arbeitslosen (hohe Anteile sog. 'Problemgruppen') läßt
Wilhelmshaven bei einer 'Qualitätsbeurteilung' regionaler Ar-
beitsmärkte in der Bundesrepublik weit hinten rangieren (Platz
139 von 164; nach Klemmer/Eckey 1982). Diese Daten lassen einen
vergleichsweise großen Bedarf an beschäftigungspolitischen För-
dermaßnahmen erwarten, deuten aber gleichzeitig auf besondere
Schwierigkeiten hin. Da es hier auch keine nennenswerten über-
regionalen Bildungseinrichtungen oder sonstige Kristallisations-
keine einer "postmateriellen" Mittelschicht gibt, fehlt eine
weitere Voraussetzung für erfolgreiche Existenzgründungen neuer
Selbständiger. Schließlich lassen sich hier auch die deutlichsten
Differenzen in den politischen Orientierungen der Beschäftigungs-
förderung erwarten, da in der Stadt Wilhelmshaven eine grün-al-
ternativ tolerierte SPD-Minderheit regiert, während auf Landes-
ebene eine konservativ-liberale Mehrheit existiert.
Im Existenzgründungsprozeß sehen sich die neuen Selbständigen mit
den vermutlich ebenfalls uneinheitlichen Förderstrategien der da-
für zuständigen Institutionen konfrontiert. Hier treffen indivi-
duelle und institutionelle Voraussetzungen und Bedingungen inso-
weit zusammen, als die verschiedenen daran beteiligten Instanzen
die individuelle Organisation der Statuspassage "Einstieg in die
Selbständigkeit" behindern oder befördern, dabei subjektive
Entscheidungsprozesse und Weichenstellungen initiieren, unter-
stützen oder blockieren - und somit wesentlich zu ihrem Gelingen
oder Scheitern beitragen.
Aus der Vielzahl der von typischen Risikolagen Betroffenen
sind zunächst diejenigen Handlungstypen zu identifizieren und




lichen Existenzgründer(inne)n zumindest versuchen. Da nicht
alle Hochschulabsolvent(innlen ohne Chancen,
Arbeiter(innen) ohne Arbeit und
Frauen ohne Versorgung
den Weg in die Selbständigkeit beschreiten, wäre zu klären,
von welchen Bedingungen der Einstieg in diese Statuspassage
abhängt. Diesen speziellen Typen von Statuspassagieren stehen
im Existenzgrfindungsprozeß "typische" Ressourcen zur Verffi-
gung.
Ein weiterer wesentlicher Aspekt des Wechselspiels zwischen
individuellen und institutionellen Bedingungen besteht darin,
daß sich im Existenzgrfindungsprozeß unterschiedliche Strate-
gien der Mobilisierung und Kombination von Ressourcen ent-
wickeln. Auf welche Weise dieser Prozeß abläuft und welche
Zugangskanäle in die Selbständigkeit damit er,öffnet werden,
ist in der Untersuchung zu klären.
Im Verlauf dieses Prozesses wird schließlich auch darüber ent-
schieden, welche Erfolgsaussichten für die individuelle Sta-
tuspussage bestehen, welche Abstriche gemacht oder Ansprüche
U.U. reduziert werden mfissen; die Verteilung von sozialen
Chancen bereits in der unmittelbaren Gründungsphase stellt
somit einen Gegenstand der Studie dar.
Es ist überdies zu vermuten, daß bei den verschiedenen Gruppen
von Existenzgrfinder(inne)n jeweils spezifische Kombinationen
von Motivbündeln vorzufinden sind, die sich aus offensiven An-
sprüchen an die Inhalte von Arbeit, die Qualität von Produkten
und/oder Interessen an Selbstbestimmung und Unabhängigkeit
einerseits und defensiven Reaktionen auf unzureichende Be-
schäftigungsmöglichkeiten und unsichere Versorgungslagen ande-
rerseits zusammensetzen. Nicht zuletzt voh der Ausprägung die-
ser Motivbfindel, die bei den Existenzgründer(inne)n ausfindig
zu machen wären, wird schließlich auch die subjektive Bewer-




Der Arbeiter z.B., der zum Subunternehmer wird, mag dabei sub-
jektiv das Gefühl eines sozialen Aufstiegs entwickeln; objek-
tiv.kann sich seine finanzielle Lage verschlechtern und seine
Abhängigkeit ist vermutlich rigider als die eines "abhängig
Beschäfigten".
Umgekehrt könnte der Verzicht des Diplompädagogen auf eine
akademische Karriere zugunsten einer Existenz als Kleinhändler
subjektiv als sozialer Abstieg interpretiert werden, denn der
Zugang zu höherem Prestige und höherem Einkommen ist damit
U.U. abgeschnitten (Kaiser 1985). Gleichwohl verbessert sich
seine objektive Erwerbs- und Versorgunqssituation wahrschein-
lich erheblich. Daher soll auch der Frage nach den Maßstäben,
die die subjektive Bewertung von Existenzgründungen anleiten,
nachgegangen werden.
Unter diesen Fragestellungen und im Rahmen eines auf eine zu-
nächst dreijährige Laufzeit angelegten Forschungsprojektes wird
es nicht möglich sein, das tatsächliche Gelingen oder Scheitern
von Existenzgründungen zu verfolgen, die jeweiligen Ursachen da-
für zu erkunden und die subjektiven Verarbeitungsmuster der im
Existenzgründungsprozeß gemachten Erfahrungen festzustellen. Eine
solche, vorrangig auf die subjektive Seite des Existenzgründungs-
prozesses konzentrierte Untersuchung stellt eine naheliegende Op-
tion für ein Anschlußprojekt dar, wobei durch die zunächst vorge-
sehene Studie sowohl der Feldzugang wie auch ein Teil des Unter-
suchungssampIes bereits gesichert wäre. (s.u.).
3.52 Methoden und Arbeitsprogramm
Entsprechend der Forschungsziele liegen die zentralen Schwerpunk-
t~ ~er Studie auf d2n regionalen/lokalen Voraussetzungen der Her-
ausbildung von institutionellen Förderstrukturen sowie ihrer
Funktion in der unmittelbaren Existenzgründungssituation, d.h. in
derjenigen Phase dieser Statuspassage, die im wesentlichen mit
dem Zeitpunkt der formellen Gewerbeanmeldung endet. In der ersten
Arbeitsphase des Projekts wird daher zunächst, neben der Aufar-
beitung einschlägiger Literatur zur Selbständigkeit und Existenz-




lung, die Erstellung eines differenzierten Tableaus der jeweili-
gen Rahmenbedingungen und Voraussetzungen für die Entwicklung der
Förderkonstellationen in den ausgewählten Regionen erfolgen. Dazu
sind Analysen von statistischem Material und Literatur über die
soziokulturellen Verhältnisse in den Regionen sowie die systema-
tische Auswertung von programmatischen Aussagen der jeweils zu-
ständigen Gremien und Organisationen vorgesehen. Explorative Ex-
pertengespräche in den Regionen ergänzen diesen Arbeitsschritt
und dienen gleichzeitig der weiteren Felderschlie~ung. Auf diese
Weise soll eine vergleichende Darstellung der jeweiligen regiona-
len Förderkonstellationen erarbeitet werden.
Ferner sollen die weiteren Erhebungen durch Kontaktaufnahmen mit
den für die vorgesehene Institutionenuntersuchung relevanten Ex-
perten und Institutionen vorbereitet werden sowie geeignete Erhe-
bungsinstrumente entwickelt und überprüft werden.
Um die jeweiligen Förderkonzepte, die Funktionen innerhalb der
regionalen Förderkonstellation sowie die Problemdefinitions- und
Durchsetzungsfähigkeit der einzelnen Instanzen zu erkunden, sind
zwei sich ergänzende Erhebungsverfahren vorgesehen:
1. Eine Expertenbefragung in den beteiligten Institutionen auf
der Ebene direktionsberechtigter Leitungsfunktionen und auf der
Ebene exekutiver Sachbearbeitungs- bzw. Beratungsfunktionen. Je
nach Umfang und Struktur der regionalen Förderkonstellationen ist
mit einern Gesamtaufwand von 40 - 60 Leitfadengesprächen zu rech-
nen, die ein repräsentatives Bild der jeweiligen Förderstruktur
vermitteln. Gedacht ist an Experten folgender Institutionen:
- Ka"-mern und Berufsverbände
- Banken und Sparkassen
- Ämter und Behörden
- professionelle, öffentliche oder privatwirtschaftliche
Wirtschafts- und Gewerbeförderer und -berater
- Netzwerke und 'alternative' Beratungsinstanzen
- Volkshochschulen und andere Bildungsträger




2. Eine Serie direkter Beobachtungen von Existenzgründungssemina-
ren, Beratungsgesprächen etc. Dabei wird das Verfahren der struk-
turierten, d.h. an einem vorher festgelegten Beobachtungsleitfa-
den orientierten, passiv-teilnehmenden Beobachtung angewandt, das
zur überprUfung von Hypothesen zur sozialen Interaktion in
öffentlich zugänglichen, wiederkehrenden Situationen mit ähnli-
cher Struktur am geeignetsten erscheint. Die Auswahl der Beobach-
tungssituationen orientiert sich dabei an den verschiedenen




und an zentralen Förderfunktionen wie z.B. Finanzierungs-, Markt-
Produkt-, Rechtsberatung. Eine genauere Festlegung der Felder,
die nach dem Verfahren der symptomatischen Repräsentativität
ausgewählt werden, kann erst nach Abschluß der ersten Arbeitspha-
se erfolgen, doch ist mit ca. 8 - 10 Beobachtungen pro Region,
d.h. maximal 40 Beobachtungsfällen zu rechnen.
Im Rahmen dieses Untersuchungsschrittes wird es möglich sein,
auch eine exemplarische Auswahl von ExistenzgrUnder(inne)n zu
treffen, mit denen teilstandardisierte Leitfadeninterviews zu
Herkunft, Biographie, Ursachen, Motiven und Strategien der Exi-
stenzgrUndung geführt werden. Dieser Erhebungsschritt wird etwa
den gleichen Umfang haben wie die Beobachtungsserie (im Idealfall
wären die Existenzgründer (innen) in den Beobachtungen identisch
mit denen in der Befragung), d.h. ca. 30 - 40 Interviews. Diese
Fälle stellen auch die Basis fUr eine folgende Untersuchung über
die Bedingungen des Erfolgs bzw. Mißerfolgs im weiteren Verlauf
des ExistenzgrUndungsprozesses dar.
In der dritten Phase werden die Auswertungsarbeiten zum Einfluß
der regionalen R?hmenbedingungen auf die Struktur der regionalen
Förderkonstellation, zu den institutionellen Förderkonzepten und




zur Wirkungsweise der institutionellen Eingriffe, Maßnahmen und
Angebote auf die Chancenverteilung unter den neuen Selbständigen
in die Abfassung eines Endberichtes einmünden.
Alle Erhebungen werden durchgefUhrt, indem handschriftliche Pro-
tokolle der Befragungen und Beobachtungen angefertigt und in ma-
schinengeschriebene Texte Ubertragen werden. Bei der Expertenbe-
fragung ist ~it einer Dauer von 2 bis 3 Stunden zu rechnen; die
Beobachtungen k5nnen je nach Art und Intensität der Beratung in
ihrer Länge stark variieren, was sich auf den Schreibaufwand al-
lerdings nicht sehr auswirken wird, da die Beobachtungen anhand
eines teilstandardisierten Leitfadens vorgenommen werden und die































































3.6 Zusammenhang zum Forschungsprogramm des Sfb
Das Phänomen "neue Selbständigkeit", wie es hier definiert und
beschrieben wurde, läßt sich sicherlich als Teil und Ausdruck
jener Entstandardisierung von Lebensläufen (Beck 1986) interpre-
tieren, die mit neuen und unübersichtlichen sozialen Mobilitäts-
prozessen einhergeht. Innerhalb dieses Bezugsrahmens folgt das
Projekt über Existenzgründungen neuer Selbständiger der gemein-
samen Untersuchungsperspektive des SFB, die sich auf die wechsel-
seitige Beeinflussung von individuellem Bewältigungshandeln und
institutioneller Regulierung von neuen bzw. ausgeweiteten gesell-
schaftlichen Risikolagen richtet.
Im Unterschied zu der Mehrzahl der vorgesehenen SFB-Projekte ste-
hen hier jedoch nicht die Institutionen der soz~alen Sicherung,
z.B. der Gesundheitsvorsorge und der Arbeitsmarktregulierung im
Zentrum der Untersuchung, sondern die Instanzen der "klassischen"
Wirtschaftsförderung, die sich im Rahmen des hier thematisierten
Mobilitätsmusters mit einer für sie "neuen" Klientel auseinander-
setzen müssen. Insofern könnte auch für diese Institutionen gel-
ten, daß sie sich durch die Entstandardisierung von Lebensläufen
mit neuen Ansprüchen und Anforderungen konfrontiert sehen, denen
sie mit den bisher verfolgten Konzepten nicht gerecht werden kön-
nen.
Ein weiteres Kennzeichen der Statuspassage "Einstieg in die Selb-
ständigkeit" ist die individuelle strategische Neuorientierung
innerhalb des Erwerbssystems, wobei allerdings noch offen bleibt,
ob und für wen dies als sozialer Aufstiegs- oder Abstiegsprozeß
zu interpretieren ist. Im Rahmen des SFB handelt es sich damit um
das einzige Projekt, in dem die untersuchten Statuspassagen zu-





3.72 Aufgliederung der sächlichen Verwaltungsausgaben

















Zur Durchführung und Auswertung
Interviews werden Tonbandkassetten,
räte aus der Ergänzungsausstattung
men, Terminabsprachen etc. mit
der Expertengespräche und
Disketten und zwei Diktierge-
beantragt. Da Kontaktaufnah-
verschiedensten Stellen an
mehreren Orten in der Bundesrepublik einen enormen Koordinie-
rungs- und Organisationsaufwand bedeuten, der fm wesentlichen
telefonisch bewältigt werden muß, werden zusätzliche Mittel für
Telefonkosten benötigt die im übrigen dazu beitragen, den
Reisebedarf möglichst gering zu halten. Während der Vorbereitung
der Erhebungen sowie in der Feldphase, d.h. in 1988, 1989 und
1990 werden daher jeweils 1000 DM für Telefonkosten beantragt.
- Reisekosten (527)
Für Kontakte mit auswärtigen Kollegen sowie Tagungsbesuche u.ä.
wird ein Betrag von jährlich 1500 DM angesetzt.
Vorbereitung und Durchführung der Erhebungen:
1988 Explorative Expertengespräche und Felderschließung,
jeweils 1 Woche pro Untersuchungsregion für das Projektteam
a ) Stuttgart
""ahrtkosten: 2 . Klo Bahnfahrt
+ IC-Zuschlag, DM 190 x 3 Pers. DM 570,-- DM 570,--
Reisekostenstufe C:
Tagegeld: DM 46 x 5 Tage DM 230,--





Tagegeld: DM 39 x 5 Tage
übernachtung: DM 33 x 4 Obern.
für zwei Personen =
b) Münster
Fahrtkosten: 2 Kl. Bahnfahrt




Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt,

















Jeweils 10 Tage pro Untersuchungsregion für die beiden wissen-
schaftlichen Mitarbeiter - Institutionenbefragung in den
Untersuchungsregionen:
a) Stuttgart
Fahrtkosten: 2 Kl. Bahnfahrt
+ IC-Zuschlag, 2 x Hin- und
Rückfahrt: a DM 190 x 2 Pers.
Reisekostenstufe B:
Tagegeld: DM 39 x 10 Tage
Obernachtung: DM 33 x 9 Obern.
für 2 Personen =
b) Münster
Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt
+ IC-Zuschlag, 2 x Hin- und
















Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt
+ rC-Zuschlag, 2 x Hin- und










Jeweils 10 Tage pro Untersuchungsregion für die Beobachtungsserie
und jeweils 10 Tage pro Untersuchungsregion für die Exi~tenzgrün­
der(innen)bef:agung (jew. für die beiden wiss. Mitarbeiter)
a ) Stuttgart
Fahrt}osten: 2. Kl. Bahnfahrt
+ rC-Zuschlag, 2 x Hin- und
Rückfahrt a DM 190 x 2 Pers.
Reisekostenstufe B:
Tagegeld: DM 39 x 20 Tage x 2 Pers.
übernachtungen: DM 33 x 18 übern. x 2 Pers.
b) Münster
Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt
+ rC-Zuschlag, 2 x Hin- und
Rückfahrt a DM 78 x 2 Pers.
Tagegeld
und Übernachtungen (siehe a)
c) Wilhelmshaven
Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt
4 x Hin- und Rückfahrt a DM 38 x 2 Pers.
Tagegeld

















Zur Erarbeitung von Literaturberichten, Arbeitspapi~ren sowie zur
Vorbereitung und Entwickluilg von Erh~bungsinstrurnent~n lAssen
sich ca. 500 DM in 1988 ansetzen. Die notwendige Vervielf~ltigung
der handschriftlich angefertigten und transkribierten Befragungs-
und Beobachtungsprotokolle wird in 1989 und 1990 erheblich höhere
Kosten verursachen, die sich auf jeweils etwa 1500 DM beziffern
lassen. Die bei der Abfassung des Endberichtes anfallenden
Kopierkosten belaufen sich auf ca. 1000 DM.
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt C 4
3.11 Thema: Passagen in Abstiegskarrieren und Auffangpositionen:
Institutionelle Normalisierung, Oberbrückung und Verschär-
fung von Krisen der Erwerbsfähigkeit (Teil I: Ein Panel an
100 000 Verläufen)
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Personal- Sächliche Investi- Gesamt
mittel Verwalt.ausg. tionen
100 101 102 103
1988 96.000 9.247 105.247
1989 192.000 12.847 204.847
1990 192.000 19.939 211.939





Unter welchen Bedingungen werden Krankschreibungen zu Statuspas-
sagen, die aus der einmal begonnenen Laufbahn innerhalb der Er-
werbstätigkeit herausführen oder ganz aus der Erwerbstätigkeit
verdrängen? Diese Frage soll - für Frauen und für Männer - aus
der Perspektive der Akteure und aus der Perspektive der versiche-
rungsstatistischen Resultate beleuchtet werden. Die Akteurper-
spektive soll in Tiefeninterviews mit betroffenen Absolventen von
Statuspassagen erhoben werden und mit den Funktionären der be-
trieblichen, sozialpolitischen und medizinischen Instutionen, die
als gate keeper Statuspassagen anbieten, organisieren, rituell
exekutieren und an ihnen wachen. Die Resultate-Perspektive soll
mit einer - individuelle Verläufe in kontinuierlichem Monitoring
dokumentierenden Mobilitätsstatistik erforscht werden. Es
spricht viel dafür, mit der Resultate-Perspektive zu beginnen.
In einer prospektiven Längsschnittstudie mit auf 1975 bzw. 1968
zurückverlegtem Beginn sollen etwa 100 000 Mitglieder einer Ge-
setzlichen Krankenversicherung in Krisen ihrer Erwerbsfähigkeit
begleitet werden. Dabei interessiert besonders, unter welchen ar-
beitspolitischen und sozialpolitischen, beruflichen und gesund-
heitlichen Bedingungen diese Krisen der Erwerbsfähigkeit dazu
fÜhren,die ursprünglich eingeschlagene Normalbiograhie zu verlas-
sen (Abstiegskarrieren) oder sie als vorübergehende Unterbrechung
zu rahmen. Die hohe Zahl der untersuchten Verläufe ist deshalb
notwendig, weil anders die zu prüfenden gesundheitlichen, beruf-
lichen und arbeitspolitischen Variablen nicht wechselseitig kon-
stant gehalten werden können und vor allem die Bedingungen nicht
hervortreten, unter denen es Individuen gelingt, aus einer Ab-
stiegskarriere erfolgreich auszubrechen. Diese Bedingungen sollen
im Vergleich zweier konjunktureller Situationen des erfaßten re-
gionalen Arbeitsmarktes untersucht werden.
Der erste Phase des Teilprojekts nutzt Daten einer gesetzlichen
Krankenversicherung, weil sie ein kontinuierliches monitoring
zentraler beruflicher und gesundheitlicher Ereignisse erlauben
und so bisher unbekannte Muster von Verläufen ans Licht bringen.
In der zweiten Phase sollen in Kenntnis dieser Muster kontrastie-
rende SampIes für Intensivinterviews gebildet und teilnehmende
Beobachtungen der betrieblichen und institutionellen Entschei-
dungsprozesse unternommen werden, die Statuspassagen regulieren.
In der dritten Phase soll eine Repräsentativerhebung die Vertei-
lung der in den Intensivinterviews gefundenen Typen und der in





3.3 Stand der Forschung
In diesem Teilprojekt sind drei Forschungsstränge angesprochen:
Die im Symbolischen Interaktionsmus und der Phänomenologie
begonnenen Untersuchungen von Statuskarrieren, die Theorie der
Sozial- und Gesundheitspolitik und die sozialepidemiologische
Forschung mit Daten der Gesetzlichen Kranken- und Rentenversiche-
rung.
Status und Statuskarrieren
Wissenssoziologisch lassen sich die von uns genutzten Daten als
Produkt einer der wichtigsten institutionelle Rahmungen begrei-
fen, nämlich als die der Sozialpolitik. Wie diese sozialpoliti-
schen Rahmungen sich zu denen der betroffenen Klientel verhalten,
wird in der zweiten Phase des Sfb in unserem Projekt untersucht.
Wir können damit teilweise an Forschungen zum Krankenstatus und
zur Statuskarriere anknüpfen:
- Bereits der auf Parsons (1951, zum Krankheitsgewinn Horn/Bai-
er/Wolf 1983) zurückgehende Begriff der Krankenrolle als Nische,
die von der Verpflichtung zur Erfüllung anderer Rollen solange
befreit, wie dieser Freiraum ausschließlich zur Wiederherstellung
der alten Rollenkompetenz genutzt wird, kann als Hintergrund
dienen, von dem wir unsere eigene Konzeption absetzen. Der Par-
sonsche Begriff ist dazu unter anderem deshalb so geeignet, weil
seine Krankenrolle exakt der medizinischen Begründung der Ar-
beitsruhe als therapeutischer Maßnahme entspricht. Im Kontinuum
der Krankheitssituation beschreibt diese "Krankenrolle" unserem
Verständnis nach nur das eine Extrem, nämlich die Pause, die
bloße Unterbrechung vor der baldigen Rückkehr zum status quo
ante. Diese Unterbrechung kann sich aber dehnen, bis eine Rück-
kehr nicht mehr möglich ist und die Krankheit sich als statuspas-
sage in einen anderen als den ursprünglich absolvierten Lebens-
lauf herausstellt. Im Extremfall, also am anderen Ende des Konti-
nuums, kann diese statuspassage Krankheit allein durch ihre Dauer




anderen Rollen-Zugehörigkeiten dominiert. Krankheit kann also
institutionell gerahmt werden
- als bloße Unterbrechung, als Pause zur Wiederherstellung des
Status quo ante ("Krankenrolle")
- als Statuspassage in ein anderes Leben, also einen anderen
Lebenszuschnitt
- als eigener Master-Status.
Im ersten Fall überbrückt Sozialpolitik eine Unterbrechung, in
den beiden anderen Fällen des Kontinuums sortiert Sozialpolitik
neu ein. Wegen dieser unterschiedlichen Ausgänge vergleichen wir
institutionell gerahmte Statuspassagen mit Drehscheiben.
Für unser Projekt ist von besonderer Bedeutung, daß Krankheit
keineswegs nur wegen medizinisch beschreibbaren Leistungsabfalls
zur Statuspassage werden kann. Gerade auch die sich gegenüber der
Erkrankung im nosologischen Sinn verselbständigende Krankschrei-
bung kann eine Statuspassage einleiten. Selbst wenn medizinisch
die Anforderungen eines Berufes nach einer hinreichenden Arbeits-
ruhe noch erfüllbar sind und die Krankschreibung gerade diesen
therapeutischen Sinn der Wiederherstellung hat, kann in den Augen
der betrieblichen Personal- und Sozialpolitik die therapeutische
Maßnahme Krankschreibung gegen ihren Sinn als Indikator drohender
Leistungsunfähigkeit gedeutet werden und entsprechende Maßnahmen
auslösen. Nicht die Krankheit, sondern die Interpretation der
Krankschreibung setzt dann die Statuspassage in Gang.
Die hierin deutlich werdende alternative Rahmung des einzelnen
Krankheitsereignisses entweder als zu überbrückende bloße Unter-
brechung oder als Statuspassage in ein anderes Leben oder als
neuer Status macht die Ambivalenz der Krankheitssituation aus.
Diese Offenheit macht diese Situation typisch für institutionell
geregelte Statuspassagen. Die Analyse von Statuspassagen präzi-
siert die Analyse der Verschränkung von individuellen und Insti-





"Ein Vorteil des Karrierebegriffs ist seine Doppelseitigkeit. Die
eine Seite", so Erving Goffmann (1959:127), "ist verbunden mit
Selbstbild und wahrgenommener Identität; die andere seite
betrifft offizielle positionen, Rechtsbeziehungen und Lebenss-
til", Beide S,iten sind Institutionen i.s. Arnold Gehlens. Daß
ein Individuum zwischen vorgefundenen Positionen und der Ver-
pflichtung zur eigenen Identitäsentwicklung unterscheiden muß,
ist Produkt eines historisch seit der Einführung der Beichte
angewachsenen Drucks zur Biographisierung und zur Selbstdarstel-
lung in terms höchst individueller Bedürfnisse und Neigungen (vgl.
zusammenfassend Behrens 1980, 1983). Statuspassagen sind in die-
sem Zusammenhang als vorgeprägte Rahmen für Lebenssituationen
nutzbar, deren Ausgang noch ungewiß ist oder die nachträglich in
eine vorzeigbare Folge gebracht werden müssen(vgl. Behrens 1980).
Für sie alle gilt die Erwartung, daß sie in den höchstpersönli-
chen Identitätsentwurf übernommen werden müssen,' daß auch das
Erleiden als so aktives Handeln, wie es einem Leidenden nur mög-
lich ist, ausgestaltet werden muß (vgl. die Diskussion Schütze
1981, Kohli 1981, resümierend Gerhardt 1986).
Barney Glaser und Anselm Strauss (1968, 1975), Erving Goffmann
(1959) und andere haben eine Reihe von "Krankenkarrieren" rekon
struiert - und zwar aus den sich verschränkenden Perspektiven der
verschiedenen Fraktionen des Klinikpersonals, der Kranken selber
und ihrer Familien. Die Krankenkarriere bietet sich zu solchen
Analysen der Noralitätsunterstellungen und Normalisierungslei-
stungen von Anstalten, Klienten und öffentlichkeit offensichtlich
deshalb an, weil hier die Sichtweisen von Anstalt und Klient
extrem auselnandergehen können und dennoch in äußerst dichte und
folgenreiche Interaktionen übersetzt werden müssen. Auch an die
Untersuchungsverfahren dieser Autoren soll in der zweiten Phase
des hier beantragten Projekts angeknüpft werden, wenn in - z.T.
teilnehmender Beobachtung der betrieblichen Personal- und
Sozi~lpolitik, der kassenärztlichen Versorgung und Verwaltung und
der Klientenstrategien die Entwicklung von Abstiegskarrieren und
Auffangpositionen nachvollzogen werden soll.
An den von ~arney Glaser,
vorg~l~gten Rekonstruktionen
Erving Goffmann und Anselm Strauss
von Krankenkarrieren fällt auf, daß
sie d~r Bedrohung d0r beruflichen und materiellen Existenz durch
Krankhci~ weniger Aufmerksamkeit widmen als der Krankenkarrier~




ist, die Vernichtung der Arbeiter- oder später bürgerlichen Exi-
stenz durch unbezahlbar hohe Arztrechnungen und Verdienstausfälle
ein entscheidendes "Krankheitsrisiko", vor dem folgerichtig auch
die Krankenversicherung bewahren soll. Uta Gerhardt hat seit 1976
die Arbeiten von Glaser, Goffmann und Strauss auch dadurch er-
gänzt, daß sie die Aspekte der Existenzsicherung in den Mittel-
punkt des Interesses gestellt hat (Gerhardt 1976, 1986). Sie
unterscheidet zwischen drei Status, die durch temporäre oder
dauernde Arbeitsunfähigkeit bedroht sind (vgl. Gerhardt 1986, S.
25 f.): Der sozialökonomische oder berufliche Status (Westergaard
und Resler '1975, Love 1980, Borst 1981), also in unseren Termini
die Fortsetzung der ursprünglich begonnenen beruflichen Laufbahn;
der. finanzielle Status, worunter sie im Anschluß an die Arbeiten
von Komarowsky (1940) und Waxmann (1978) für die Industrlegesell-
schaften hauptsächlich die Dichotomie Arbeitsstatus versus Ar-
beitslosen- bzw. Fürsorgeempfängerstatus versteht.
Uns interessieren in diesem Projekt gerade die Übergänge zwischen
diesen beiden Polen, die Reversibilität dieser Passagen, die den
Abstieg aus dem geschützten Arbeitsverhältnis für viel mehr Men-
schen zu einer Bedrohung bis ins Rentenalter hinein macht, als
tatsächlich absteigen (vgl. unser Projekt D 3 Sozialhilfepas-
sagen) . Die eher dem Pol der ungeschützten Arbeitsverhältnisse,
der Arbeitslosigkeit und dem Empfang von Sozialhilfe zuneigenden
Beschäftigungsverhältnisse sind schon deswegen kumulierenden
Risiken und Benachteiligungen ausgesetzt, weil wichtige Schutz-
rechte und Versicherungsleistungen an Dauer und Kontinuität einer
vergangenen Vollerwerbstätigkeit anknüpfen (vgl. Mückenbergerl
Leibfriedl Behrens 1986).
Der Familienstatus ist für Ute Gerhardt durch Krankheit zweifach
bedroht (Gerhardt 1986, S. 25): einmal durch drohende Auflösung,
Trennung und Scheidung (Adams 1975, Rosenbaum 197&, Weiss 1980),




sehen System der gesellschaftlichen Schichten oder Klassen" (Ger-
hardt 1986,S.25). Durch Krankheit ist also das Normalfamilienver-
hältnis wie das Normalarbeitsverhältnis, wie wir sie in der Ein-
leitung zu diesem Antrag faßten. bedroht.
In dieser Fassung des Statusbegriffs ist Status nicht ein Status
im Lebenslauf, der ein für alle Mal erreicht oder verfehlt werden
kann, sondern ein Zustand auf einem Kontinuum v?n vorgeprägten
Lebenszuschnitten, zwischen denen Passagen in beide Richtungen
(beschränkt) reversibel sind. Auf diesem Kontinuum stellen das
Normalarbeits- und das Normalfamilienverhältnis nur einen Eck-
punkt dar, die weniger begünstigten Verhältnisse auf diesem Kon-
tinuum sind ebenfalls sozial typisiert und insofern "normali-
siert". Diese Fassung des Statusbegriffs ist für das Projekt
deshalb von so großer Bedeutung und wurde daher ausführlich
behandelt -, weil nur mit ihr Statuspassagen innerhalb des Er-
werbslebens, also nach dem Eintritt ins Erwerbsleben und vor dem
Ruhestand, in den Blick kommen. Bei einer Konzeption. die nach
Eintritt ins Erwerbsleben, Familiengründung und Wiedereintritt
ins Erwerbsleben als nächste Statuspassage nur noch den Eintritt
in den Ruhestand kennte, wäre für alle Statuspassagen innerhalb
des Erwerbslebens kein Platz. Selbst die Frührente könnte nur als
besonders schnelles Absolvieren des Erwerbslebens - so wie beson-
ders schlaue Schüler Klassen überspringen - aufgefaßt werden.
Ferner sind die Arbeiten von GlaserlStrauss und Uta Gerhardt für
unser Projekt deshalb besonders wichtig. weil für sie die Zeit-
struktur der Krankenkarriere. also Dauer und Frequenz der Episo-
den, und die Zugänglichkeit von Sicherungdsstrategien die ent-
scheidenden erklärenden Variablen der Existenzbedrohung durch
Krankheit sind. Genau diese Variablen, also Dauer und Häufigkeit
der Arbeitsunfähigkeit, sind es, die unser Projekt zuverlässig
erfassen und in ein Verhältnis zu beruflicher Mobilität setzen
kann. Alle anderen Variablen sind in Kassendaten weniger zuver-
lässig erfaßt. Der Ertrag der ersten Phase unseres Projekts, also
der Auswertung von Kassendaten, soll darin bestehen. die Fülle
der vorfindlichen Mobilitätsmuster zunächst zu dokumentieren.
weil nur vor diesem Hinter~~und in der zweiten Phase des Pro-
jektes die subjektiven Normalitäserwartungen und institutionellen





Bei der Aufnahme und Interpretation der Verläufe können wir auf
eine Reihe von Untersuchungen zurückgreifen:
Die medizinsoziologischen Studien untersuchen die Abläufe von
schweren und chronischen Erkrankungen. Sie fragen nach den Be-
deutungen von individuellen und sozialen Ressourcen (soziale
Unterstützung; vgl. House 1981), die eine Kuration bzw. Rehabi-
litation optimieren können. Analysiert wurden die professionellen.
und institutionell getragenen sowie auf Laienpotential beruhenden
Interventions~trategien.Es bestehen enge Verbindungen zur Streß-
forschung und Sozialepidemiologie (vgl. Badura 1981, 1987).
"Die Absichten der (Biographie- und) Lebenslaufforschung zielen
auf Gruppen spezifischer Verlaufsformen, auf Typen der lebensge-
schichtlichen Oberführung, auf generelle Prozeßstrukturen, auf
biographische Deutungsmuster von überindividueller Relevanz"
(Werner Fuchs 1984: 36).
Methodisch herrschen qualitative Erhebungs- und Auswertungstech-
niken erzählanalytischer, inhaltsanalytischer und hermeneutischer
Art vor. Mit ganz wenigen Ausnahmen sind die Studien retrospektiv
angelegt. Quantitativ angelegte Studien, die eine statistische
Auswertung biographischer Variablen erlauben, sind eher die Aus-
nahme. Ihr Datenpotential wird meist durch eine Befragung erho-
ben, selten durch Befragungen zu zwei Zeitpunkten.
Anknüpfend an die großen amerikanischen panel-Studien (Morgan!
Duncan 1980; LRzaer 1976) hat eine Gruppe des Sfb 3 "Mikroanaly-
tische Grundlagen der Geselschaftspolitik" unter Leitung von
Christof Helberger (1982) versucht, Abstiegs- und Aufstiegswege
mit Bildungs- und Einkommensindikatoren sowie Merkmalen der be-
schäftigenden Betriebe und des Arbeitsmarktschicksals darzustel-
len und regressionsanalytisch zu erklären (Terlaak 1982; Behrens
1983b). In diesen Erklärungsversuchen integrierten sie segrega-
tionsanalytische Ansätze (Biehler U.B. 1981. Da wir die Größe des
Betriebs, in dem ein Versicherter arbeitsunfähig wird, hypothe-
tisch für eine wichtigere Variable als alle eher individuell
zurechenbaren Eigenschaften wie Beruf, Erkrankungsverlauf usw.
halten, sind für uns die neueren Arbeiten Karl Ulrich Mayers von
besonderer Bedeutung.
Mit diesen quantitativen Untersuchungen kann an eine neuere Ent-
wicklung in der Soziologie der Ungleichheit .angeknüpft werden: In
der Soziologie ist die Ungleichheitsforschung in einer Wendung
begriffen, und zwar sowohl hin zu den Ungleichheit generierenden
Mechanismen des Arbeitsmarktes (Kreckel 1983; Heinze et al 1981;
Giddens 1979; Parkin 1974; Behrens 1983a, 1984b) einschließlich




renden Wirkungen sozialer Milieus, die biographieleitende Sinn-
s t r uk t ur e n e r z e uq e n (Kreckel 1983). In diesen Ansätzen ist die
Bedeutung innerbetrieblicher, von Arbeitsplatzkulturen beeinfluß-
ter Machtbildungsprozesse herausgestellt worden (Jürgens/Naschold
1983) .
In diesen Zusammenhang gehören auch Untersuchungen zur "Ungleich-
heit vor Krankheit und Tod". Sie unternehmen es, aus sozialstati-
stischen Zeitreihen einschließlich Kassendaten nicht nur auf
Unterschiede in der gruppenspezifischen Betroffenheit (vgl.
Townsend/Davidson 1982, Ritz 1987) zu schließen, sondern auch auf
biographische Thematisierungen und "Mentalitäten" in historischer
Entwicklung (Spree 1981).
Theorie der Sozial- und Gesundheitspolitik
In der Gesundheitspolitik werden grundlegende Eigenschaften und
Grenzen der deutschen Sozialpolitik ablesbar, die als "Sozial-
staat" zum "politischen Inhalt der Massendemokratle" wurde (Ha-
bermas 1981: 510). An der Gesundheitspolitik lies und läßt sieh,
wie schon v. Ferber (1967) und Achinger (1958) gezeigt haben,
untersuchen:
a) die Externalisierung und thematische Verschiebung von erwerbs-
und arbeitsbezogenen Risiken
b) der Grundsatz der Monetarisierung wie dessen Reichweite und
Grenze in sozialen Diensten
cl die Herausbildung der Klientenrolle und der an sie anknüpfen-
den, selber die Dethematisierung der Produktion oft noch ver-
stärkenden Reformbewegungen im Versorgungsbereich,
also Grundlinien, die die Sozialpolitik überhaupt geformt haben
(vgl. Achinger 1958; Badura 1985; Widmaier 1976: 87-112; von Fer-
ber 1967).
Diese Grundlinien sind zum großen Teil historisch zuerst an der
Gesundheitspolitik entwickelt worden. An der Krankheitsbekämpfung
und Krankheitskompensation haben sie ihre größte Plausibilität
gewonnen und ihre frühesten kritischen Diskussionen ausgelöst.
Die Verstetigung des Lebens gegenüber dem Risiko Krankheit war
das Modell: Es läßt sich eine Hierarchie ablesen der versicherten
Risiken: Gegen die Folgen von Krankheit, gegen die Folgen unver-
schuldeter Armut bei Verlust des Arbeitsplatzes tritt kurzfristig
die Versicherung ein, dann übernimmt die kommunale Sozialhilfe




finden, gegen das Risiko mangelnder, auch falscher Qualifikation
gibt es keine Versicherung.
Für die Interpretation von Erwerbs- und Krankheitsverläufen im
Spiegel von Routinedaten der Sozialversicherungen kann an diese
drei Grundlinien angeknüpft werden:
a) Externalisierung und Dethematisierung: Die Sozialpolitik fängt
extreme Benachteiligungen und Unsicherheiten auf, ohne freilich
-die strukturell ungleichen Eigentums-, Einkommens- und Abhängig-
keitsverhältnisse zu ändern (vg1. eine ausgedehnte Literatur
zusammenfassend Habermas 1981: 511). Am Fall der Kranken- und
Invalidenversicherung läßt sich zeigen, daß schon Bismarck die
Sozialversicherung als eine politische Alternative zum weiteren
Ausbau des Arbeiterschutzes dargestellt und Unternehmern akzepta-
bel gemacht hat «Machtan 1985; Böh1e 1985) - eine Entscheidung,
die in den zwanziger Jahren erneut zur Debatte stand (Böh1e 1985:
7) (Ausbau der Institution der Sozialversicherung oder des Arbei-
terschutzes.»
Gesundheitsbegriff und Sozialpolitik entsprechen einander: Ge-
sundheit ist negativ definiert. Sie ist gegeben, wenn eine be-
scheinigte Krankheit nicht vorliegt. Zu solchen Kontroll-Beschei-
nigungen eignen sich Befunde eher als Befindlichkeiten. Ein inso-
fern mechanistischer Begriff vom gesunden und kranken Körper
dürfte eine wissenssoziologisch notwendige Unterstellung sein, um
gesellschaftliche Ursachen von Schädigungen und Leiden so weit
auszublenden, daß die professionelle und sozialpolitische Behand-
lung ihrer eigenen Logik folgen kann. Dieses Krankheits- und
Gesundheitsverständnis erschwert, wie Ro1f Rosenbrock und Heinz-
Harald Abholz (1984) gezeigt haben, eine wirksame Politik der
Prävention wie der Rehabilitation. 1
'Wenn die Thematisierung aus dem Arbeiterschutz hin zum
Ausbau sozialpolitischer Kompensationen verschoben wird, so wer-
den die sozialen Konflikte weniger greifbar. "Die ungleiche Ver-
teilung sozialer Entschädigung spiegelt ein Privilegienmuster,
das sich nicht mehr umstandslos auf Klassenlagen zurückführen
läßt" (Habermas 1981: 512; vgl. auch Tennstedt 1976). Die alten
Quellen der Ungleichheit sind zwar keineswegs versiegt -aber sie
werden nicht nur durch die wohlfahrtsstaatlichen Kompensationen
überdeckt, sondern auch durch Ungleichheiten eines anderen, neuen
Musters. Für diese neuen Muster sind sowohl Disparitäten wie
Randgruppenkonflikte kennzeichnend.
Nimmt man die unmittelbare Quelle von Haushaltseinkommen als Kri-
terium für die Klassenlage, wie Lep~ius (1979: 167 ff.) und A1ber
(1982), so drängt sich der Eindruck auf, es gäbe neben Besitz-
und Erwerbsklassen im Sinne Max Webers als drittes noch die "Ver-




Auch die Form der professionellen Bearbeitung externalisierter
Problemlagen wirkt dethematisierend: sozialepidemiologisch sicht-
bar werdende Wechselverhältnisse von Risikokumulationen und Be-
rufsgruppen können von Ärzten, selbst wenn sie ihnen als All-
tagswissen geläufig sein sollten, kaum je zur Grundlage therapeu-
tischer Strategien werden, schon weil dazu Instrumente fehlen
(vgl. Schmidt 1985).
Wenn aber solche Problemlagen "nicht mehr umstandslos", wie Jür-
gen Habermas meint, auf Klassenlagen zurückzuführen sind, so
zeigt doch eine nähere Analyse von Armuts- und Gesundheitspoli-
tik, daß gerade diese Politiken, die am weitesten von sozialen
Konflikten entfernt zu liegen scheinen, in ihren Randbedingungen
und vor allem in ihrem Wirkungskreis auf diesen bezogen sind. Das
prüfen Untersuchungen zur (statistischen, "relativen") Risiko-
kumulation und zur Ungleichheit vor Krankheit und Tod (Volkholz/
Schwarz 1984), wie sie durch das hier beantragte Projekt aufge-
griffen werden.
b) Monetäre Entschädigung und ihre Grenze in sozialen Diensten:
Der Grundsatz der individuellen monetären Entschädigung - wonach
durch eine Sozialpolitik des "Lohnersatzes" die aus dem Produkti-
onsprozeß Ausgesonderten im Status des arbeitslosen Lohnarbeiters
gehalten werden (Böhle 1985) - ist in der öffentlichen Gesund-
heitsversorgung jedenfalls im 20. Jahrhundert wie selbstverständ-
lich - und unter tätiger Mithilfe der einschlägigen Standesver-
bände der Anbieter von Sachleistungen - durch kollektiv organi-
sierte Sachleistungen ergänzt und dann überdeckt worden. Dabei
ist die Gesundheitsversorgung nur ein Beispiel für eine Vielzahl
von Politiken, die externe Effekte der kapitalistischen Produk-
tion ebenfalls nur über die Erstellung öffentlicher Güter auf-
fangen ~önnen, wie etwa die Standort- und Verkehrsplanung, der
Landschaftsschutz, die Energie- und Wasserwirtschaft (Olson-
1968). Dieses Sachleistungsprinzip, sonst ein Merkmal der Armen-
pol~tik (Leibfriedl Tennstedt 1985b: 76 ff.), ist hier wegen der
"freien Arztwahl" mit dem Grundsatz der statusverbürgenden Auto-
nomie vereinbar. In dem Maße, in dem Ärzte aber als parastaat-
liche Prüfer von Ansprüchen auf sozialpolitische Leistungen und
hoheitliche Dispensgewährer, also als "Gate Keeper", auftreten,
wird diese Autonomie ausgehöhlt (vgl. zu dieser Seite der ärztli-
chen Professionalisierung Göckenjan 1985; Stone 1979).
c) Zur Verallgemeinerung der Staatsbürgerrolle und der Herausbil-
dung des "Klienten": "Im Sozialstaat werden die Rollen, die das
Beschäftigungssystem anbietet, sozusagen normalisiert" (Habermas
1981: 514). Der "Sozialstaat" bewirke dies dadurch, daß er der
man Transfereinkommen wesentlich den Lebensstandard, ganz gleich-
gültig, ob die interpersonelle und intergenerationelle Umvertei-









"zugleich erweiterten und neutralisierten StaatsbGrgerrolle" eine
"aufgeblähte Klientenrolle" beigeselle und entgegenstelle (Haber-
mas 1981: 514). Mit der Ausbreitung des sozialen und demokrati-
schen Rechtsstaats gingen zwei Entwicklungen zusammen: "Die
Durchsetzung politischer Grundrechte im Rahmen der Massendemokra-
tie bedeutet die Universalisierung der StaatsbGrgerrolle; ande-
rerseits (bewirkt sie) auch die Segmentierung dieser Rolle vorn
Entscheidungsprozeß, die Reinigung politischer Teilhabe von par-
tizipatorischen Gehalten" (Habermas 1981: 514).
In der Gesundheits- und Umweltpolitik läßt sich beobachten, wie
diese Verschiebung auf die Klientenrolle abläuft. Dort scheint
diese Rolle zunächt schlüssig und selbstverständlich und stößt
dann doch auf ihre gerade auch medizinisch sichtbaren Grenzen. So
trifft man im Deutschland des 19. Jahrhunderts auf die Formel
"statt 'Demokratie' 'gesunder Mensch'" (Tennstedt 1983; Gö~kenjan
1985). Gesundheit obliegt der Definition und Messung, Beurteilung
und Kontrolle medizinischer Experten. Arbeits- eigentlich Arbei-
terschutz hat Mediziner zum Subjekt, nicht Arbeiter. Anders als
die weniger professionalisierten sozialen Dienst- und Kontrollei-
stungen spricht für die arztvermittelten zunächst eine tatsäch-
lich und zu Tage liegende Kompetenz, die weit über Laienfähigkeit
hinausreicht. Diese Kompetenz versagt aber medizinisch, also dem
eigenen Anspruch nach, dabei, Belastungen durch Arbeit und Umwelt
zu erfassen.
Das ließ sich beispielhaft daran zeigen,
schaftlich gesicherte Wissen" erzeugt
oder wie das Konzept der Risikofaktoren
czewski 1985: 206 ff.; K.D. Fuchs 1984;
les 1985).2
"Methodische Zugänge zu Ausschluß- und Abstiegsprozessen:
Von dieser Sicht der Sozialintegration aus gewinnen Untersuchun-
gen gesundheitsbezogener Ausgrenzungs- und Abstiegsprozesse von
Arbeitern ihre Bedeutung für eine Ist-Analyse der Sozialpolitik
und für sozialpolitische Strategieentwürfe. In einem solchen
Vorhaben müssen methodische Zugänge kombiniert werden, die sich
wechselseitig ergänzen:
Verlaufsuntersuchungen anhand arbeitsmarkt- und sozialpolitischer
Daten müssen, wenn sie Wege der Ausgrenzung und des Abstiegs er-
heben sollen, durch Analysen der biographischen Thematisierung
ergänzt werden, die den beurteilenden Instanzen (Sozialrichter,
~rzte) und den beurteilten Betroffenen selber zur Verfügung ste-
hen. Solche Thematisierung schränkt selber den Raum der objekti-
ven Handlungsmöglichkeiten ein, sie verarbeitet nicht nur Schick-
sal, sie erzeugt es auch (Behrens 1984: 117-135).
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Teilprojekt C 4
Be h r en s u. a •
Sozialepidemiologische Forschung
mit Daten der Gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung
Die beantragte Untersuchung mit Routinedaten einer Krankenkasse
ist, wie gesagt, nicht als analytisch epidemiologische angelegt
und soll primärepidemiologische Erhebungen, wenn es um nosolo-
gisch zu fassende Verläufe von Erkrankungen geht, keinesfalls
ersetzen. Dennoch sind für uns einige Ergebnisse und Oberlegungen
der Mortalitäts- und 11orbiditätsforschung mit Routinedaten von
Krankenkassen relevant, wobei die bereits genannte Einwände nicht
wiederholt zu werden brauchen (vgl. Schmidt-Ohlemann/Behrens
1987) :
Aus Krankenkassendaten wurden Indikatoren für Morbidität entwick-
elt sowie deren Häufigkeit und Verteilung gemäß Merkmalen aus der
Arbeitswelt ermittelt (Müller u.a. 1983b, 1981; von Ferber/Sle-
sina 1981 a, b ; Georg u.a. 1981, 1982). Auch Daten über Frühver-
rentung und Rehabilitation wurden nach Berufsgruppen ausgewertet
(Blohmke/Reimer 1980).
In den letzten Jahren sind im Rahmen der Sozialepidemiologie und
der Forschung über Streß, Belastung und Beanspruchung eine Reihe
von Studien durchgeführt worden, die dem Zusammenhang von beruf-
licher Tätigkeit, Arbeitsbedingungen und Belastung mit Erkrankun-
gen galten (vgl. die Obersicht in Badura 1981, 1987). Es wurden
Primärdaten erhoben und auch Sekundärdaten ausgewertet.
Die wohl wichtigsten, wenn auch in ihrer Validität nur für be-
stimmte Fragen hinreichend geeigneten Sekundärdaten für eine For-
schung zum Zusammenhang von Beruf und Krankheit sind - wie mehre-
re Untersuchungen ergeben haben - die Routinedaten der Gesetzli-
che~ Krankenversicherung und der Rentenversicherung.
Bis in allerjüngste Zeit wurden diese Daten allerdings nur im
Querschnitt ausgewertet oder in Abfolgen aggregierter Querschnit-
te und nicht in den originären individuellen Verläufen, in denen
sie bei den Versicherungen gespeichert sind. Querschnittsauswer-
tungen begrenzen aber die Interpretierbarkeit (vgl. zusammenfas-
send Zink 1987, Schmidt-Ohlemann/Behrens 1987).
Zusätzlich zu den offiziellen Statistiken der Rentenversicherung
liegen also - auf eigene Auswertungen derselben Daten zurückgrei-
fende - Ergebnisse darüber vor, wie Beruf und Erkrankung zusam-





BU/EU)-Rente) und wie Berufsgruppe und Rehabilitation miteinander
verknüpft sind.
Erkenntnisse über Berufs- und Todesrisiko im Sinne von Statisti-
ken zur "occupational mortality", wie sie in anderen Ländern vor-
liegen (Großbritannien, Dänemark, Frankreich), gibt es f~ die
Bundesrepublik nicht (vgl. für England: Office of Population Cen-
suses and Surveys 1978). Darüberhinaus fehlen Kenntnisse über
dahinter liegende mögliche Ereignisketten von Beruf-Erkrankung-
Rehabilitation-Invalidität und Tod .
Die Ergebnisse dieser Studien lassen sich dahingehend zusammen-
fassen, daß die soziale Ungleichheit vor Krankheit, Rehabilita-
tion, Frühinvalidität und vorzeitigem Tod als gesichert anzusehen
ist. Angehörige unterer sozialer Schichten oder Berufe mit ungün-
stigen Arbeitsbedingungen kennzeichnet eine höhere Morbidität und
Mortalität als den Durchschnitt der Bevölkerung und eine weit hö-
here als die Angehörigen der oberen sozialen Schichten. 3
3) Vier Erklärungsansätze lassen sich umreißen, zwischen
denen erst prospektive Kohortenstudien oder in Einzelfällen auch
retrospektive Fallkontrollstudien, die sich waqhrscheinlich nicht
auf sekundärepidemiologische Daten werden beschränken dürfen,
endgültig entscheiden können:
1. Soziale Schicht und Gesundheits- bzw. Krankheitsindikatoren
seien theoretische Konstrukte, mit denen soziale Phänomene gemes-
sen werden sollen. Die so gefundenen Beziehungen seien nur stati-
stische Artefakte, die eine geringe und jedenfalls keine kausal
zu interpretierende statistische Signifikanz hätten. Dagegen
spricht, daß etwa Einkommen und Bildung empirisch in der Bevölke-
rung unterschiedlich verteilt sind und eine Wechselbeziehung mit
Mortalitätszahlen ermittelt wurde (Townsend/ Davidson 1982: 112-
134) •
2. Natürliche und soziale Selektion in Folge von Krankheiten
führten dazu, daß Personen im Laufe der Zeit auf den Boden der
Schichtskala bzw. auf ungünstige Arbeitsplätze abdriften. Nicht
bestimmte Arbeitsplätze erzeugten Krankheit, sondern schon Kranke
kommen auf bestimmte Arbeitsplätze.
Zur Untersuchung dieser These sind weitere Ergebnisse prospekti-
ver Langzeituntersuchungen von Kohorten nötig. Sie erst zeigen,
wieweit Krankheit als abhängige Variable anzusehen ist (vgl.
zusammenfassend House 1981).
3. Kulturelle Verhaltensstile beeinflußten im wesentlichen die
Gesundheit, so die gegenüber Genußmitteln (Rauchen, Alkoholkon-
sum) ,gegenüber Essen, Bewegung und Inanspruchnahme von medizi-
nisch-ärztlichen Dienstleistungen (etwa Vorsorgeuntersuchung).
Diese These stellt keine Alternative zu der These dar, daß Klas-
sen und Schichten i. S. Townsends (vgl. Townsend/Davidson 1982)
Gesundheitszustände bestimmen. Um kulturelle Verhaltensstile als




Welchen Nutzen haben Kassendaten für die Sozialpolitik? In wel-
chem Ma~e kann sich Sozialpolitik bei solchen umfassenden Einwir-
kungen von Daten leiten lassen, wie sie routinemä~ig bei der
Krankenkasse anfallen? Sind, mit anderen Worten, Kassendaten
genau genug, um nicht nur die Vermutung zu stützen, ~ rege-
lungsbedürftige Gefährdungen bestehen, sondern auch, ~ interve-
niert werden mü~te?
Kaufmann (1982b: 354) sieht allgemein im fehlenden Konkretions-
grad eine SchwRche der bisherigen Forschung über Sozialindikato-
ren (vgl. etwa Zapf 1977; Ballerstedt/Glatzer 1979). "Für sozial-
politische An~lysen im engeren Sinn bleibt die Sozial indikatoren-
forschung allerdings vergleichsweise wenig ertragreich, solange
sie auf einer allzu hohen Aggregationsebene (der Gesamtgesell-
schaft) verbleibt und weitgehend auf erklärende Analysen verzich-
tet, die zugleich sozialpolitische Einwirkungsmöglichkeiten auf-
zeigen könnten" (Kaufmann 1982b: 354). Inwieweit Krankenkassenda-
ten die Sozialpolitik leiten können, ist nicht abschlie~end ge-
klärt worden und daher auch Gegenstand unserer Arbeit.
Nicht der Aggregationsgrad, sondern die Validität der Daten, die
ja nicht aus eigenen epidemiologischen Erhebungen stammen, könnte
alles Wissen ignorieren, das inzwischen darüber vorliegt, wie
Verhalten und Verhältnisse zusammenhängen.
4. Sozio-ökonomische Bedingungen der Lebenslage bestimmen vor-
herrschend Morbidität und Mortalität - so das von uns hypothe-
tisch vertretene Erklärungsmuster. Positiver gesagt: Gesundheit-
liches Wohlbefinden, Bewältigungsfähigkeit von Leiden und gesund-
heitlichen Störungen sind von sozialen und ökonomischen Ressour-
cen abhängig. Einkommen, Bildung, berufliche Qualifikation, Ar-
beit, Wohnen, Erholungsmöglichkeit, soziale und politische Teil-
habe, Zugang zu sozialen Dienstleistungen und solchen, die auf
Gesundheit bezogen sind sowie Interventionen in Arbeit und Umwelt
und das soziale Netz (Familie und Freunde), sind wesentliche
Faktoren für diese Bedingungen. Sie sind in der Gesellschaft
ungleich verteilt (Badura 1981; Behrens 1982; Glatzer 1983) .Zu
<liesem vierten Erklärungsansatz gehört auch die Aussage, da~ der
Beruf, die berufliche Tätigkeit, über die allgemeine soziale und
ökonomische Lebenslage hinaus einen unmittelbaren Einflu~ auf
Gesundheit nimmt. Oberzeugend bestätigt hat dies der englische
Arzt und Sozialmediziner HcKeown (1982) in seiner Auseinanderset-
zung mit Leistungsfähigkeit und Nutzen der klinischen, individu-
al-therap8utischen Medizin. Die Verbesserung der Gesundheitssitu-
ation der Bevölkerung führt er darauf zurück, da~ sich die
Lebens- und Wohnverhältnisse, die Ernährung und die Empfängnis-
verhüt~ng 'lerbessert hätten, also eher auf die nicht-medizinische
Soz~~lpolitik. Er kommt zu dem Schluß, daß auch in der Zukllnft
die Volksgesundheit eher gehoben würde, wenn sich die Lebensbe-
dingungen ver3nderten, als wenn nachträglich in den menschlichen
Organismus eingegriffen werde, etwa durch chemische Interventio-




der entscheidende Engpaß sein. Als Ergebnis bisheriger Arbeiten
ist festzuhalten: Die Daten der Gesetzlichen Krankenversicherung
sind "für eine wissenschaftlich ausgerichtete Berichterstattung
bedingt geeignet (vgl. von Ferber 1982; Georg u.a. 1982; Oppen
u.a. 1984). Mit ihnen läßt sich ein fortlaufendes Berichtswesen
über berufliche Mobilität, Morbidität und Mortalität aufbauen.
Die Daten sind auch für tiefergehende wissenschaftliche Unter-
suchungen des Zusammenhangs von beruflicher Tätigkeit und gesund-
heitlicher Beeinträchtigung geeignet. Die optimale Nutzung dieser
Informationspotentiale verlangt jedoch, wenn die Aussagen re-
präsentativ und stärker kausalanalytisch ausgerichet sein sollen,
einen konzeptionellen Entwurf eines Berichtswesens auf bundes-
republikanischer, regionaler und kassenspezifischer Ebene. Dieser
Entwurf müßte die jeweilige Arbeitsteilung zwischen den Sozial-
versicherungen und den betrieblichen sowie überbetrieblichen
Arbeitsschutzinstanzen aufzeigen und inhaltlich ausgestaltet
festlegen sowie eine Hierarchie von Fragestellungen entwickeln
und entsprechende vertiefende Forschung anregen.
Volker Volkholz faßt 1985 die Stärken, die gerade die Kassendaten
in ein solches Berichtswesen einbringen könnten, aber auch ihre
Schwächen, zusammen (48 ff.). Die Schwächen von Kassendaten lie-
gen darin,
daß Merkmale von Arbeitsplätzen nicht unmittelbar an diesen
erhoben, sondern bestenfalls vermittelt über berufsbiographi-
sche Merkmale der Arbeitskräfte festgemacht werden";
und darin,
") Zur Charakterisierung der betrieblichen Arbeitssituation
stehen nämlich nur Merkmale wie Alter, Geschlecht, Nationalität,
Beruf, Branche, bedingt Betriebsgröße, Stellung im Beruf und
Qualifikation zur Verfügung. :s fehlen also insbesondere Merkma-
le, die eine Trennung von Arbeitsplatz und Arbeitskraft erlauben,
als da sind: Angahen über Technologien, Arbeitsorganisation,
Arbeitsbelastungen. "RQckschlQsse auf betriebliche Arbeitsver-
hältnisse sind also nur insoweit möglich, als personenbezogene
Merkmale (z.B. junge, unqualifizierte Montiererin in der Elektro-
industrie) zugleich Chiffren fOr bestimmte Arbeitsplatzkonstel-
lationen sind. Da also mit Krankenkassendaten Arbeitsplätze nur
aber personenbezogene Merkmale beschrieben werden können, ist
ausschießlich ~it diesen Daten eine Diskussion der Wechselbe-
ziehungen von Arbeitsplatz- und Arbeitskraftrnerkmalen nicht mög-




daß die Validität von Diagnosen der Arbeitsunfähigkeit "unge-
wiß" ist."
Wenn die Schwäche der Kassendaten also in der Begrenztheit der
betrieblichen und medizinischen Information liegt, erweist sich
ihre Stärke an Forschungsfragen, die auf die Bewegung der Indivi-
duen zwischen Betrieben, dem Arbeitsmarkt und den je ihrer
eigenen Okonomisierungs-Logik folgenden Institutionen der sozia-
len Sicherung zielen, solche Daten in prospektiven individuenbe-
zogenen Verlaufsanalysen erheben und darüber fortlaufend berich-
ten sollen.
Kassendaten unterstützen derartige Forschung durch drei Eigen-
schaften. Sie
- sind Massendaten, d.h. mit ihnen ist auch die Analyse ver-
gleichsweise seltener Ereignisse möglich (z.B. Tode~fälle),
- haben Schnittstellencharakter, d.h. sie umfassen Merkmale aus
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen wie der gesundheit-
lichen Versorgung, des B~ldungssystems, des Arbeitsmarktes und
des Betriebes, '
") Ferner ist die Validität der Diagnosen von Arbeitsunfä-
higkeit umstritten. Wahrscheinlich werde es gelingen, über die
Analyse der Abfolge von Arbeitsunfähigkeitsdiagnosen vergleichs-
weise valide ~esamtbilder der gesundheitlichen Schädigung zu
schaffen. Abgesehen davon, daß dies derzeit nur eine Hypothese
ist, erscheint der Vergleich zur Systematik der Berufe sinnvoll.
Der Diagnoseschlüssel ordnet wie der Berufsschüssel die Einzel-
fälle nach dem Ahnlichkeitsprinzip, wobei die Qualität der
Informationsgeber und Vercoder entscheidend ist. Aber selbst wenn
diese als hervorragend unterstellt würde, bleibt das Problem, daß
die Wirklichkeit komplexer als eine eindimensionale Angabe ist.
In der Berufs-Systematik-Diskussion ist man daher auf den Ausweg
verfallen, Informationsdefizite durch die Erhebung von Zusatz-
merkmalen (z.B. das Tätigkeitskonzept) zu mildern. Möglicherweise
ist dieses Instrument einer Zusatzerhebung langfristig auch
geeignet, die Aussagen des ICD-Schlüssels anzureichern.
Aus der Begrenztl,eit der betrieblichen und der medizinischen In-
formationen wird in der Regel die Schlußfolgerung nach Zusatzer-
hebungen gezogen. Auf dieser Ebene liegen die Ansätze von Ferbers
(betriebliche Fällstudien) wie Müllers Forderungen nach präventi-
ven Aktionen (über Krankenkassendaten Personengruppen filtern, um
dann gezielt zu untersuchen) als auch die Vorgehensweise des
Bundesverbandes der Betriebskrankenkassen, der Krankenkassenda-
ten mit zusätzlich erhobenen Arbeitsbereichsmerkmalen kombiniert,




- erlauben individuenbezogene Verlaufsanalysen, d.h. die sowohl
prospektive als auch retrospektive Analyse der Abfolge ver-
schiedener Ereignisse (z.B. Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslo-
sigkeit) als auch gleicher Ereignisse (z.B. Mehrfacharbeitslo-
sigkeit)" (Volkholz 1985: 48 f.) •
. Diese Eigenschaften erlauben es - im Unterschied zu dem mikro-
bzw. betriebsepidemiologischen Ansatz der Gruppe um Christian von
Ferber (von Ferber u.a. 1982), der auf Daten aus einem Betrieb
und der dort zuständigen Betriebskrankenkasse abhebt - die zwi-
schenbetriebliche soziale und berufliche Mobilität in den Blick
zu bekommen; die für eine Sozialpolitik der Abs~iegskarrieren von
besonderer Bedeutung ist. 1
Kassendaten erweisen also darin ihre Stärke, da~ sie - neben der
gesamten Erwerbsbiographie - auch die Tatbestände der Arbeitslo-
sigkeit, der Sozialhilfe, der Verrentung und der Rehabilitation
mit erfassen, sozialpolitische Tatbestände also, die jeweils von
einer anderen sozialpolitischen Einrichtung verwaltet werden. Den
Perspektiven dieser Institutionen liegt daher auch nie die lang-
fristige Prognose zugrunde. Dem Interesse dieser Institutionen an
sich selbst ist bereits dann gedient, wenn sie die Kosten eines
lAuf diese Mobilitätsprozesse führen Werner Maschewsky,
Ulrike Schneider und andere es zurück, daß sich in ihren Belast-
ungsbiographien entgegen ihren Hypothesen "nur wenige Personen
mit hohem Infarktrisiko - sogenannte statistische 'Risikogruppen'
- auffinden" lie~en, "die ausschie~lich vom Beruf. dem Berufssta-
tus, der Tätigkeit oder der Branche her definiert waren" (Ma-
schewskyl Schneider 1985: 282). Dieses Ergebnis mu~ keine Folge
des tatsächlichen Risikoabbaus oder Risikoausgleichs durch einen
Arbeitsplatzwechsel von Personen sein. Es ist mit Sicherheit zu
einem derzeit nicht angebbaren Ausmaß durch einen Meßfehler ver-
ursacht: "Durch die berufliche Mobilität der Betroffenen können
Belastungsspätfolgen, verursacht durch bestimmte Arbeitsplätze,
sich erst in ganz anderen Bereichen des beruflichen Systems mani-
festieren" (MaschewskY/Schneider 1985: 283).
Oft - und bei der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit immer häufiger
- drücken sie sich auch in keinem Bereich des beruflichen Systems
meh~ aus, sondern im Renten-, im Rehabilitations- oder im Versi-
cherungssystem der Arbeitslosen. Je selektiver Unternehmen in
ihrer Personalpolitik werden, um so mehr schwindet die Grundlage
für eine Beobachtung gelingender Prozesse der Rehabilitation,
also für unterbrochene Abstiegskarrieren - und um so nötiger wird
es, Daten.aus anderen Konjunkturperioden (unser Datensatz beginnt




Falles auf die nächste Instanz verlagern können (vgl. zur Logik
von sozialpolitischen Institutionen die Systematisierungsversuche
bei Widrnaier 1976: 56 ff., 87-112; von Ferber 1967: 10-13, 51;
Vobruba 1985; Tennstedt 1976; Achinger 1958).
Verknüpft sind diese Perspektiven nämlich in der "Umwelt" dieser
Institutionen über den ihnen gemeinsamen "Klienten", der die
Abfolge ihres Wirkens in seine Biographie zu integrieren hat.
3.4 Eigene Vorarbeiten
Für das Konzept der Statuspassage in ausdifferenzierten Gesell-
schaften kann auf Vorarbeiten zurückgegriffen werden, die im
Anschluß an Edmund Husserl, Alfred Schütz und vor allem George
Herbert Mead zum Fremd- und Selbstverstehen von Lebensläufen und
Biographien entwickelt wurden (Behrens 1980,1983'a, 1984). Dort
wurde auch das Interpretationskonzept von Interviews, Survey- und
Verwaltungsdaten, das diesem und dem Folgeprojekt zugrundeliegt,
diskutiert.
Die Ausdifferenzierung der Arbeit und der Familie und damit der
Entstehung neuer Lebenslaufmuster seit dem 18. Jahrhundert wurde
in einem sekundärstatistischen (für die Periode bis 1980) und in
einem ältere Umfragen replizierenden, für die erwachsene Bevölke-
rung der BRO repräsentativem Survey-Projekt unter differenzie-
rungstheoretischer Perspektive erhoben und interpretiert (Beh-
rens/v. Carnap/Zerb 1976, Behrens 1982, Arzberger/Behrens/Hond-
rich u.a. 1985).
Die in dem hier beantragten Projekt aufgestellte Hypothese, daß
betriebliche Laufbahnpolitiken und damit häufig die Betriebsgröße
zur entscheidenden Variable für Muster beruflicher Mobilität
werden, wichtiger als alle eher individuell zurechenbaren Variab-
len wie berufliche Ausbildung usw., ist Grundlage eigener ver-




trieben des öffentlichen Dienstes und der privaten Wirtschaft
(Behrens 1983 b).
Die Begriffe der institutionellen Normalitätsunterstellung, des
Normalarbeitsververhältnisses und der darauf bezogenen
Geschlechtsverhältnisse wurden in sozial- und arbeitspolitischen
Untersuchungen entwickelt (Arbeitsgruppe Sozialpolitik 1986,
Mückenberger/Leibfried/Behrens 1987).
Unter medizinischen Aspekten wurde die Bedeutung beruflicher
Mobilität für Krankheitsverläufe am Beispiel orthopädischer Er-
krankungen . systematisiert (Schmidt-Ohlemann/Behrens 1987). Für
das hier beantragte Projekt ist von Bedeutung, daß die These der
morphologischen oder nosologisch faßbaren Determination des Ver-
laufs vnn Erkrankungen des Bewegungsapparates der in der Litera-
tur dokumentierten Forschung nicht standhält.
In dem von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz geförderten For-
schungsvorhaben "Fehl zeiten und Diagnosen der Arbeitsunfähig-
keitsfälle von neun Berufen" wurden erste Zeitreihenanalysen von
identischen Personen über mehrere Jahre und Verlaufsanalysen mit
Markov-Ketten durchgeführt. In zwei anderen Forschungsprojekten
wurden Auswertungsinstrumente entwickelt, die den Verlaufscha-
rakter etwa von Langzeitarbeitsunfähigkeit in Richtung Rehabi-
litation und Frühverrentung sowie vorzeitigen Tod an Individuen
und Kohorten abbilden ("Versichertenblatt"l (Müller u. a. 1983 a,
b, c, Volkholz/Schwarz 1984, 1986, Schmidt-Ohlemann/Behrens 1986,
1987) .
3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm, Zeitplan
Unter welchen Bedingungen werden Krankschreibungen zu Statuspas-
sagen, die aus der einmal begonnenen Laufbahn innerhalb der Er-




verdrängen? Diese Frage soll - für
zwei Perspektiven verfolgt werden,
der der Resultate.
Frauen und für Männer - aus
aus der der Akteure und aus
Die Akteurperspektive soll in offenen Interviews mit Absolventen
solcher Statuspassagen erhoben werden und mit den Funktionären
der betrieblichen, sozialpolitischen und medizinischen Instutio-
nen. die als "gate keeper" Statuspassagen organisieren, rituell
exekutieren und an ihnen wachen. Die Resultate-Perspektive soll
mit einer - individuelle Verläufe in kontinuierlichem "Monito-
ring" dokumentierenden - Mobilitätsstatistik erforscht werden.
Es spricht viel dafür, mit der Perspektive "Resultate" zu begin-
nen: wenig ist bisher über den tatsächlichen Zusammenhang von
Krankschreibungen und der ihr folgenden beruflichen Mobilität
bekannt, und dieses Wissen ist nötig, um einschätzen und fragen
zu können, vor welchem Hintergrund. die Akteure ihre Entscheidun-
gen treffen, ihre Erwartungen bilden und ihre Deutungen mobili-
sieren. Auf alle Fälle müssen beide Perspektiven erschlossen
werden, da ja auch Akteure fortwährend, wenn auch keineswegs
unverzüglich, alle ihre Resultate verarbeiten; und es ist keine
prinzipielle, sondern eine pragmatische Frage, mit welcher Per-
spektive wir jetzt und mit welcher wir in drei Jahren beginnen.
Für die Analyse von Statuspassagen sind allgemein Temporalitit
und Reversibilität entscheidende Kategorien. Das Krankheitsge-
schehen eignet sich gerade deswegen zu einer Klärung des Begriffs
der Statuspassage und der mit ihr verbundenen Verteilung von
Chancen und Risken. Die alternativen Rahmungen des einzelnen
Krankheitsereignisses als blo~e Unterbrechung (Rekreationspause)
zur Wiederherstellung des Status quo ante, als Statuspassage in
einen anderen Berufsverlauf oder gar als eigener, alle anderen
Rollenzugehö~igkeiten domini~render Master-Status wird bei den
beteiligten Institutionen vielfach von Dauer und Häufigkeit eines
Indikators, nämlich der "Arbeitsunfähigkeit", ausgelöst, der sich
gegenüber der Erkrankung im nosologischen,Sinrie verselbständigen
kann.
Wenn Dauer und Häufigkeit von Arbeitsunfähigkeit sich dehnen und




gang keineswegs eine Statuspassage in den beruflichen oder sogar
gesundheitlichen Abstieg bedeuten. Im Gegenteil kann er der Ober-
gang in eine beruflich und sogar gesundheitlich stabilisierende
AUffangposition sein. Um aber auf solche zuträglichen Arbeits-
plätze wechseln zu können, genügt es nicht, da~ es diese Arbeits-
plätze gibt. Sie müssen auch für die erreichbar sein, die durch
Arbeitsunfähigkeiten auffällig wurden. Dem können z.B. Vorstel-
lungen des Normallebenslaufes von Frauen und Männern entgegenste-
hen, wenn sie bei Männern und Frauen Berufswechsel in späteren
Lebensjahren stigmatisieren, bei Frauen von Dreiphasen-Modellen
ausgehen oder von je nach Beruf unterschiedlichen, aber fixen
Vorstellungen über die Zeiten des Normalverschlei~es ausgehen.
Solche Vorstellungen und ihnen entsprechende Handlungen könnten,
was zu prüfen ist, Auffangpositionen gerade für die unerreichbar
machen, die sie am nötigsten brauchten, und dazu beitragen, da~
konjunkturelle und gesundheitliche Risiken bei bestimmten
Bevölkerungsgruppen kumulieren.
Jede berufliche Labilisierung gefährdet aber den Status des Er-
wachsenen selber - und zwar bei Männern und bei Frauen. Dieser
Zusammenhang von Erwerbstätigkeit und Erwachsenenstatus gibt den
an ihn anknüpfenden Statuspassagen und ihren Wächter zentrale
Bedeutung. Daher soll dieser Zusammenhang, der das beantragte
Projekt mit allen anderen Projekten des Sfb verbindet, hier
begründet werden, bevor wir auf die acht Einzelfragen des
Projekts kommen.
Der Status des Erwachsenseins ist in unseren Gesellschaften da-
durch typisiert, da~ wir uns - nach langer Kindheit und Jugend
und vor der Hinfälligkeit des äu~ersten Greisenalters - von nie-
mandem gängeln lassen müssen, weil wir von niemandem einseitig
abhängig sind. Diese Unabhängigkeit scheint empirisch durch Er-
werbstätigkeit verbürgt, und zwar nicht nur bei den Erwerbstä-
tigen, sondern auch bei den durch sie abgeleiteten nicht erwerbs-
tätigen Ehepartnern. (So kann die Ehe auch als Institution ver-
standen werden, die gerade verhindern soll, daß der nicht er-
werbstätige Ehepa~tner vom erwerbstätigen wie ein Kind gegängelt
werden kann.) Im- Regelfall verbürgt die Erwerbstätigkeit die




seien sie nun alle erwerbstätig oder nur zum Teil. Ausnahmen, wie
Ausbildungszeiten, Rentenjahre, Zeiten der vorübergehenden Ar-
beitslosigkeit und Krankheit usw., müssen durch Phasen der Er-
werbstätigkeit gedeckt sein, um- die Autonomie des Erwachsensein
verbürgen zu können: das Risiko von Erwerbsunfähigkeit infolge
Alters oder Krankheit ist dann versichert, das Risiko einer fal-
schen oder fehlenden Ausbildung hingegen nicht.
Diese entscheidende Bedeutung der Erwerbstätigkeit für den Status
des Erwachsenen hat sich - so unsere Vermutung (Behrens 1983)- in
den vergangenen 20 Jahren dramatisch verstärkt: alle anderen
Möglichkeiten des Erwachsenseins haben geradezu dramatisch an
Ansehen verloren. Getestet kann diese These an der Untersuchung
werden, worauf im Ernstfall ohne Verlust für den Erwachsenensta-
tus verzichtet werden kann: Heute droht weder der Frau noch dem
Mann, die auf Familie, ja Ehe verzichten (müssen), die Existenz
als Jungfer bzw. Hagestolz, die unter der Gängelei verheirateter
Verwandter, eines Männerwohnheims oder einer Haushälterin ihr
als etwas wunderlich angesehenes wie recht unselbständiges Leben
führen. Andererseits gilt der Verzicht auf Berufsausbildung und
Berufsausübung selbst bei Frauen mit der gewissen Aussicht auf
Eheschließung und Kinder als nicht mehr ganz angemessen (vgl.
Behrens 1982, 1984). Im Zweifel können auch Frauen eher auf Ehe
und Familie verzichten als auf Erwerbstätigkeit, ' wenn es um den
Status des Erwachsenseins geht.
Nun ist die Hoffnung, Autonomie durch Erwerbstätigkeit sichern zu
können, zweifellos prekär zumal, wenn es sich, wie bei der
Mehrheit, um lohnabhängig Erwerbstätige handelt. (Für Chris
Argyris und andere Psycholgen ist Erwachsensein "eigentlich"
unvereinbar mit einer lohnabhängigen Beschäftigung in einer
Organisation.)
Der Widerspruch zwischen Erwachsensein und abhängiger Beschäfti-
gung muß von den ihm unterworfenen Akteuren ständig vermittelt
werden. Er wird es in den westlichen Industrieländern unserer
Einschätzung nach meist dadurch, daß durch wachsende Stabilität
der Beschäftigung die Möglichkeiten der Gängelei eingeschränkt
und die Sicherheit erhöht werden sollen, ohne daß sich je
Stabilität herstellt (Normalbiographie als kontrafaktische, aber
handlungsleitende Idealisierung).
Dieser Zusammenhang von Erwachsensein und Erwerbstätigkeit er-
klärt, warum jede berufliche Labilisierung schnell durchschlägt
auf die normativ Erwachsenen angesonnene Autonomie - und erklärt
die identitätsstabilisierende und sozialstruktureIl vermittelnde
Bedeutung von Institutionen, die Schwächen der Erwerbsfähigkeit
entweder als vorGbergehende Krankheit rahmen und damit fUr die
Autonomie unsch~diich machen können oder als Statuspassage in die




tenn, des "Unsteten", des "Invaliden", des "FrOhrentners" oder
des "Langzeitarbeitslosen"organisieren, mit sehr unterschiedli-
chen Folgen fOr Autonomie. Solche Institutionen lassen sich mit
Drehscheiben vergleichen, weil sie eine Schwäche entweder Ober-
brOcken, also die Fortsetzung der ursprOnglich angezielten Nor-
malbiographie erlauben, oäer in eine neue, mehr oder weniger
prekäre zweite Normalbiographie, in einen mehr oder weniger defi-
zitären Status einsortieren und ßberleiten (vgl. zu diesen Be-
griffen unsere Ausfßhrungen zu Projekt C 1). Im Krankheitsfall
entscheiden sie, ob Krankheit zur Rekreations- Pause oder zur
Statuspassage in einen der vielen kleinen sozialen Tode wird, die
unsere Gesellschaft lange vor dem physischen Tod bereithält.
Diese Institutionen finden sich vornehmlich in der betrieblichen
und staatlichen Sozialpolitik wie der Personal-, Arbeits- und
Bildungspolitik, und die legitimationsbedßrftigsten Transfers
werden fast Oberall mit Hilfe von wissenschaftlichen, gutachten-
den Experten vollzogen - Krankschreibern und Gesundschreibern,
Zertifikateuren von Tauglichkeiten und Berechtigungen. Selbstre-
dend wären diese Institutionen weitgehend um ihre Wirkung
gebracht und hätten sie auch nie entfalten können, würden ihre
Rahmungen und Oberleitungen nicht von ihrem Klientel als Angebot
zur Selbstdeutung angenommen und aktiv und z.T. entgegen dem
Geist einer Regelung ausgestaltet. Die Institutionen, die
Statuspassagen regulieren, beruhen auf der Autorität, die ihre
Klientele ihnen zuschreiben. Und durch ihren EinflUß auf diese
Zuschreibungen, nicht nur durch ihre Verbindung mit hoheitlicher
Gewalt, werden sie mächtig. Die vergleichsweise größte Autorität
haben - aufgrund langer Kämpfe um professioneller Macht - die
Institutionen, die sich auf medizinisches Wissen berufen können;





Krankschreibungen, also ärztlich bescheinigte Arbeitsunfähigkeit
bzw. therap~utisch verordnete Arbeitsruhe, stellen einen sehr
folgenreichen, sozial etablierten Mechanismus dar, der verschie-
denste Maßnahmen der Arbeitgeber, der Sozialpolitik und darauf
bezogener individueller Daseinsvorsorge auslöst. Diese Maßnahmen
können sich von dem ursprünglich therapeutischen Zweck der Krank-
schreibung, nämlich der Wiederherstellung, entfernen; sie können
für den Krankgeschriebenen berufliche Folgen haben, die durch die
Krankheit im nosologischen Sinne allein keineswegs erzwungen
würden. Muster von Arbeitsunfähigkeit werden von zahlreichen,
einander nicht einmal bewußt zuarbeitenden Wächtern an Statuspas-
sagen als Indikatoren für Prognosen benutzt, die möglicherweise
vor allem deshalb zutreffen, weil die Wächter ihre Prognosen
selber verwirklichen können. Mindestens sechs solcher institutio-
nellen Nutzer des Indikators Arbeitsunfähigkeit lassen sich in
Betrieben und bei den Trägern der Sozialversicherungen und in der
Medizin unterscheiden, wie sie mit ihren Maßnahmen im folgenden
zusammengestellt sind:
Passagenwächter und ihre Nutzung des Indikators Krankschreibung
a) Betriebe: Betriebliche Fehlzeitenanalyse; Hintanstellung bei
Beförderungen auf Vorgesetztenarbeitsplätze, selbst wenn diese-
wie häufig bei einer Reihe chronischer Erkrankungen die
Funktion von Schonarbeitsplätzen erfüllen könnten; Zurücksetzen
bei Bewerbungen um neue Stellen (bei Referenzen); Präferenz bei
Entlassung; Krankheitsbedingte Umsetzung
b) Krankenkassen: Sogenannte Aussteuerl'ng nach 78 Wochen nach
Paragraph 183 Abs. 2 RVO; Begründung vvn Rehabilitationsmaßnahmen
und deren Dringlichkeit; Abtrennung von anderen Kostenträgern,
z.B. Unfallversicherung; Einschaltung des vertrauensärztlichen
Dienstes zur Kontrolle von Langzeitarbeitsunfähigkeit
cl Rentenversicherung: Festlegung von Invalidität (Erwerbs- und
Berufsunfähigkeit); Gewährung von medizinischen und beruflichen
Rehabilitationsmaßnahmen
dl Arb"itsverwaltung: Umschulung; Vermittelbarkeitsuntersuchung
durch den Arbeitsamtsarzt
e) Gutachtende Medizin: Einschätzung der Minderung der Erwerbsfä-
higkeit, z.B. auch unfallbedingter; Krankheitsfolgen und Th~ra­




f) Kurative Medizin: Intensivierung von Diagnostik und Therapie;
Facharzt- und Klinikbehandlung





Wegen dieser Maßnahmen sprechen wir von den verschiedenen Formen
der Krankschreibung als von relativ eigenständigen sozialen Aus-
lösungsmechanismen. Sie stoßen sich verselbständigende Prozesse
an, die auf Gesundheit und Krankheit zurückwirken und Arbeitsun-
fähigkeiten zu Statuspassagen mache. Deren Folgen lassen sich im
Berufsverlauf ablesen; ihrem Verständnis dienen die folgenden
acht Frage- und Aufbereitungsschritte des Projekts.
Fragestellungen
Das Arbeitsprogramm umfaßt acht Fragen. Sie werden im Arbeitspro-
gramm ausführlicher behandelt. Die Beantwortung der ersten vier
kann parallel zueinander vorbereitet werden. Die dann folgenden
Frageschritte setzen die Bearbeitung der ersten vier voraus.
1. Welche Normalitätsannahmen über Krankheit und Lebensverlauf
unterstellt Sozialpolitik explizit oder implizit? In dieser
Frage steckt: Wie lassen sich Normalitätsunterstellungen von
Institutionen überhaupt identifizieren?
2. Wie sieht demgegenüber die Wirklichkeit von Erwerbsverläufen
nach und während Krankheitsperioden aus? Diese Frage liegt
der explorativen Phase unserer quasi prospektiven Kohortena-
nalyse zugrunde.
3. Gibt es überhaupt die von uns hypothetisch erwarteten Typen
Abstiegskarrieren in Labilisierungsspiralen und Auffangposi-
tionen?
4a) Sind die gefundenen Verläufe
heitsdiagnosen hinreichend
niert)?
4b) Sind Abstiegskarrieren unterbrechbar?
5. Bei welchen der dann gefundenen Abstiegskarrieren ist die
Chance a~ größton, daß sie mit dem derzeitigen sozialpoliti-
schen Arsenal unterbrochen werden können? Umgekehrt: Wo ver-
schärff'n sozialpolitische Maßnahmen Krisen der Erwerbsfähig-
keit, z. B. indem sie konjunkturelle und strukturelle Risken,
arbeitslos zu werden, bei gesundheitlich Vorgeschädigten
kumulieren lassen?
6. Lassen sich die Kosten der gefundenen Abstiegskarrieren öko-




7. Gefährdet Verlaufsforschung. insbesondere solche mit Daten
von Krankenkassen. Kranke dadurch. daß sie eine sozialpoli-
tische Rasterfahndung auf "teure" Versicherte einleitet oder
zumindest erleichtert?
8. Welche Folgerungen für Forschung und Sozialpolitik lassen
sich mit den Ergebnissen begründen?
Um diese Fragen zu beantworten. sollen die folgenden Variab-
lengruppen in die Untersuchung einbezogen werden. Sie werden im
Arbeitsprogramm erörtert.
Die Variablen unterscheiden wir nach drei Zeiträumen: der Aus-
gangslage (auffällig lange und häufige Krankschreibungen) • der






























? "Lange Arbeitslosigkeit" ist kein Ergeignis. sondern ein






häufige Berufs- und Arbeitsplatzwechsel;
Arbeitslosigkeiten und/oder Sozialhilfe innerhalb 2 Jahren
Frührente und/oder früher Tod
im gesamten folgenden Leben
bzw. das Gegenteil
Zur Erklärung stehen weiter demographische Angaben über den Ver-
sicherten und seine mitversicherten Angehörigen sowie alle Be-
rufsangaben und Diagnosen als Variablen zur Verfügung. Dabei
können, wie eingangs betont, die Variablen nicht aus der Perspek-
tive aller Akteure, sondern nur an ihren Resultaten operati-
onalisiert werden. Die Kennzeichnung eines Berufsverlaufs als
Abstiegskarriere, weil er durch häufige, von Arbeitslosigkeiten
begleitete Berufs- und Arbeitgeberwechsel bestimmt ist, muß-
selbstverständlich in der zweiten Phase von der Selbstdeutung
unstet Beschäftigter bestätigt werden. Einstweilen handelt es
sich um eine bloße Setzung aus der Perspektive des Normalarbeits-
verhältni~ses. Vor der Erörterung dieser Variablen, insbesondere
in den Frageschritten 2 - 5, ist auf die Datenquellen
einzugehen, aus denen die Variablen gebildet werden können.
Sampling, Datenzugang
und Struktur des Datensatzes
Die Fragestellung der geplanten Studie richtet sich also auf
diese labilisierenden oder im Gegenteil - stabilisierenden
Berufsverläufe mit einem besonderen Interesse an der sozial- und
arbeitsmarktpolitischen Organisation der Statuspassagen und Risi-
kospiralen: Wir wollen darstellen, wieweit diese Passagen nicht
allein durch Krankheit im klinisch-nosologischen oder im mor-
phologischen Sinne, sondern durch die spezifischen Eingriffswei-
sen der sozial- und arbeitsmarktpolitischen Institutionen mit
bestimmt sind. Eine derartige Fragestellung erfordert die Erhe-
bung einer so großen Zahl von Berufsverläufen, daß einige grund-
legende medizinische Variablen statistisch annähernd konstant
gehalten werden können und, von klinischen Erwägung zum Verhält-




Schmidt-Ohlemann/Behrens 1987), der sozial- und arbeitsmarktpoli-
tische .Anteil an der Weichenstellung in die verschiedenen labili-
sierenden und stabilisierenden Verläufe hervortritt.
Nur eine sehr große Zahl von untersuchten Verläufen erfaßt auch
die seltenen Fälle, in denen eine Risikospirale gestoppt wurde,
und ein Berufsverlauf sich wieder stabilisierte. An diesen selte-
nen Verläufen können die sozialpolitischen Bedingungen studiert
werden, unter denen sich Risikospiralen unterbrechen ließen.
Wollen wir die instutionelle Regulierung beruflicher Labilisie-
rung durch Statuspassagen untersuchen, muß unbedingt vermieden
werden, uns 'im Forschungsdesign auf bestimmte "Risikogruppen" zu
beschränken - etwa auf Altere, die bei gesundheitlichen Schädi-
gungen in die Existenz des Frührentners überführt werden können,
oder auf häufig 'bzw. lange Arbeitsunfähige. Mit einer solchen
Beschränkung des Forschungsdesigns brächten wir uns um jede Chan-
ce, im Vergleich das Besondere der statuspassage hervortreten zu
lassen. Eine VOllerhebung ganzer Berufsgruppen und aller Alters-
klassen ist unerläßlich.
So darf sich die Untersuchung keinesfalls auf solche Beschäf-
tigten beschränken, die häufig oder lange arbeitsunfähig ge-
schrieben wurden. Denn möglicherweise genießen "Kranke" einen
besonderen Schutz. Ausfallserscheinungen, die als gesundheitlich
bedingt testiert werden können, führten dann nicht häufiger in
die berufliche Labilisierung als eine durch Arbeitsunfähigkeit
weniger häufig unterbrochene Tätigkeit im jeweiligen Beruf. Labi-
lisierung wäre berufs-, nicht krankheitsbedingt. Ebenso darf sich
die Untersuchung keinesfalls auf eine Altersgruppe, etwa die der
"älteren Arbeitnehmer" beschränken, sondern muß alle Altersgrup-
pen einbeziehen: nur so kann das Schicksal derer, die zu jung
sind, um bei häufiger oder langer Arbeitsunfähigkeit in die Exi-
stenz des Frührentners übergehen zu können, mit den älteren ver-
glichen werden. Jede Beschränkung auf eine Risiko- bzw. Alters-
gruppe, die selber sozialpolitisch definiert wird, läuft Gefahr,
vorgegebene Kategorisierungen blind zu übernehmen. Gerade Katego-
rien wie Alter und Geschlecht werden, weil sie biologischen
Grunderfahrungen zu entsprechen scheinen und leicht sichtbar
sind, dazu genutzt, zur Vernatürlichung von Über- und Unterord-
nungen und generell von Differenzierung beizutragen, die den
funktionalen Erfordernissen sich verselbständigender ausdifferen-
zierter Systeme folgen.
In die Untersuchung sind also alle Altersgruppen und alle E~­
werbstätigen, nicht nur die gesundheitlich auffällig gewordenen,




zuschließen. Darüber hinaus muß, wie sich zeigen wird, die Zahl
der untersuchten Verläufe sehr groß sein, und sie sollte zwei
unterschiedlichen Konjukturen (Arbeitslosenquoten) entnommen
sein.
Eine solche Vielzahl von Verläufen wird routinemäßig und konti-
nuierlich bei Krankenkassen erhoben, aber weder ausgewertet noch
entsprechend dokumentiert oder auswertbar aufbereitet. In dem
geplanten Projekt sollen an 100 000 Berufs- und Klientenkarrier-
en, die bei einer Ortskrankenkasse seit den frühen 70iger Jahren
inzwischen für einen Beobachtungszeitraum von bis zu 13 Jahren
vorliegen, die Obergänge in labilisierende und stabilisierende
Berufsverläufe verfolgt werden. Solche Obergänge führen zum Bei-
spiel in die status des Dauerarbeitslosen, des unstet Beschäf-
tigten, des Langzeitkranken, des Invaliden, des Frührentners, des
Schwerbehinderten und des Empfängers einer Rehabilitationsmaß-




Jahre 1968 bis 1981. Diese
die anonymisierten und chiffrierten,
der Ortskrankenkasse "Küstenstadt" der
Daten zum Berufsverlauf und zur "Kli-
entenkarriere" sollen im Zeitverlauf und auf individueller Basis
miteinander verknüpft werden. So sollen die tatsächlichen Ab-
stiegskarrieren nachgezeichnet werden, die eine Querschnittsaus-
wertung immer verfehlt. Zugleich geht es darum, die Filter und
Scheidewege zu ermitteln, an denen solche regelmäßigen Abstiegs-
karrieren unterbrechbar wären ("Auffangpositionen") , also die
Glaserlstrauss 1965; Gerhardt 1976). Es soll
"junctures" und ~trajectories" sichtbar zu machen (vgl.
ein Instrumentarium
der Datenanonymisierung, -aufbereitung, -übernahme, -prüfung,-
verwaltung und -auswertung geschaffen werden, das es erlaubt,
sich weitestgehend an die quantitative Darstellung und Bewertung
des Verlaufscharakters anzunähern, und das prinzipiell von jeder
Ortskrankenkasse übernommen werden kann eben den einzigen
formierten Arenen dafür. Für diesen Zweck sind Daten der Kranken-
kassen erste Wahl.
Ein Zugang zu den Daten 1982 bis 1989 und fortlaufend für die
gesamte Dauer des sfb ist zu erwarten. Bei dieser Krankenkasse
sind etwa 100 000 Personen im Beobachtungszeitraum versichert
gewesen. Die Ortskrankenkasse hat alle deutschen und
ausländischen Arbeiterinnen und Arbeiter, ihre nicht




Betriebskrankenkassen ihres Arbeitgebers versichert sind. zu
annähernd 93 % versichert. Bei dieser hohen Ausschöpfung der
überhaupt versicherbaren Arbeiterinnen und Arbeiter kann der
Selektionseffekt nur sehr gering sein. Angestellte sind hingegen
nur zu einern wesentlich geringerem Prozentsatz versichert. Hier
kann nicht ausgeschlossen werden. daß die Ortskrankenkasse
'vornehmlich die " schlechten Risiken versichert. Soweit
überhaupt Verläufe von Angestellten ausgewertet werden. ist ein
solcher bias zu berücksichtigen.
Statistisch gesehen, handelt es sich um eine Totalerhebung der
bei der Ortskrankenkasse "Küstenstadt" versicherten Arbeitnehmer
und ihrer nicht erwerbstätigen mitversicherten Angehörigen. also
um keine St~chprobe. Wieweit die Küstenstadt für die Verhältnisse
in der Bundesrepublik sowie anderen Staaten statistisch
repräsentativ ist. kann nur eine Reihe ähnlicller Untersuchungen
bei" anderen Ortskrankenkassen oder eine annähernd kontinuierlich
erhobene Stichprobe für die Bundesrepublik Deutschland oder
andere Staaten klären. Zu diesen Untersuchungen hoffen wir das
technische know how und die für die Küstenstadt geprüften
Hypothesen beisteuern zu können.' Darüberhinaus werden alle
Merkmale der Bevölkerung, die sowohl für die Bundesrepublik als
auch für die Küstenstadt repräsentativ erhoben worden sind. mit
den Merkmalen "der Versicherten verglichen, also z. B. berufliche.
geschl~chtliche und altFrsmäßige Zusammensetzung. Es wird im
Anschluß an Herz (1986) zu prüfen sein, wieweit Hochrechnungen
möglich sind.
Der Datensatz enthält für diese. Personen Angaben über Beruf Ar-
beitgeberwechsel, Tätigkeitswechsel, Arbeitslosigkeit und Aus-
scheiden aus dem Erwerbsleben, Beruf. Arbeitsunfähigkeit und ihre
Diagnosen, Rehabilitation. Frühverrentung und Tod. Unterbliebene
11nd verspätete Angaben führen bei den meisten dieser Variablen
unnitt~lbar zu fühlbaren finanziellen Verlusten - ein Arbeitgeber
beispielsweis~, der seinen ausscheidenden Arbeitnehmer nicht
abmelden würde. zahlte weiterhin für ihn Beiträge zur
Sozialversich.ru~gJ. Diese Sanktionen bewirken, daß die Angaben
zuverlässiger und kontinuierlicher als bei Surveys sind. In
, In der naturwissenschaftlich-medizinischen Forschung sind
derartige Untersuchungsdesigns üblich, der medizinische Fortschritt,
beruht auf Untersuchungen, die häufig nur für eine Klinikpopulation.




unsere Interpretation beziehen wir vornehmlich solche Daten ein,
deren fehlerhafte Angabe zu den beschriebenen finanziellen
Konsequenzen führt. Folgende Mobilitätsereignissen können
untersucht werden
Immobilität, also keinerlei Erwerbsmobilität;
Erwerbsmobilität, also Arbeitgeber- und Berufswechsel, nur
Berufswechsel, nur Arbeitgeberwechsel (einschließlich Wirt-
schaftszweigwechsel) und Obergang in freiwillige Versicherung;
Obergang in Nicht-Erwerbstätigkeit. Arbeitslosigkeit und Ar-
beitsunfähigkeit gemäß § 311 Reichsversicherungsordnung;
Endgültiger Übergang in Nicht-Erwerbstätigkeit, Frührente.
Rente und Tod - und schließlich. bedingt durch die sozialpoli-
tische Institutionalisierung;
zeitweilige oder dauernde Aufgabe der Kassenmitgliedschaft.
Temporalität und Reversibilität sind entscheidende Kategorien der
Untersuchung von Statuspassagen. Es ist eine Stärke unseres
Datensatzes, daß er es erlaubt. die von Hö1zel und Eckel (1981)
benannten drei Ebenen zu verknüpfen. die für Verlaufs-
untersuchungen entscheidend sind: die säkulare Zeit. die
individuumbezogene Zeit (a priori) und die ereignisbezogene Zeit
(a posteriori).
Ferner gestatten uns die Variablen eine pragmatische
Operationalisierung singulärer, episodischer und chronischer
Krankheitsverläufe. Chronische Krankheit soll dadurch definiert
werden. daß es keinen Zeitraum während der Beobachtungszeit gibt.
der länger als 365 Tage frei von Arbeitsunfähigkeit wegen ein-
und derselben Diagnosegruppe wäre. Als episodisch bezeichnen wir
eine Krankheit, deretwegen innerhalb eines Zeitraums von 365
Tagen mehr als eine Arbeitsunfähigkeit attestiert würde. als
singulär eine Diagnosegruppe. die nur einmal aufträte.
Für die geplante Studie sind zwei Vergleichshorizonte notwendig,
die unser Datensatz wohl als einziger in der Bundesrepublik
erlaubt:
- wie sich bei grob vergleichbarer ärztlicher Diagnose
Statusübergänge dadurch erheblich unterscheiden, in welchen
Branchen und Tätigkeiten Indivduen arbeiteten und welche arbeits-
und sozialpolitischen sowie medizinischen Interventionen ihnen
widerfuhren;
- wie sich diese Muster von Statuspassagen im Vergleich zweier
Konjunkturphasen unterscheiden: Der durch die Daten abgedeckte
Zeitraum erlaubt den Vergleich einer in den 80iger Jahren
dramatisch verschlechterten Arbeitsmarktsituation mit der
besseren Situation in den 70iger Jahre. Geplant ist. Kohorten von
jeweils 5 aufeinandBrfolgenden Jahrgängen quasi prospektiv über




Nach dieser Klärung der Anforderungen ans Sample und der
Zuverlässigkeit der Erhebung ist auf die Qualität der Daten
einzugehen, vor allem auf die Aussagekraft der Diagnosen und der
Berufsbezeichnungen. Wie im Forschungsstand ausgeführt, genießen
ärztliche Diagnosen, insbesondere Krankenscheindiagnosen, das
Vertrauen der meisten Epidemiologen nicht.
Bei unserer Fragestellung ist es in keinem Fall nötig, von der
Krankenschein-Diagnose auf ein bestimmtes klinisch-nosologisches
oder morphologisches Krankheitsbild zu schließen oder vom Beruf
auf bestimmte Belastungen. Diese beiden Schlüsse erschienen uns
ebenso überflüssig wie gewagt.
Das liegt zum einen am unzuverlässigen Charakter primarärztlicher
Diagnosen (vgl. v. Ferber 1978, Potthoff et al.1985), zum anderen
gelingt auf der Grundlage der vorliegenden Diagnose-
Verschlüsselung (ICD 8 oder ICD 9) eine allenfalls topographische
Zuordnung bzw. die Zuordnung zu einer Syndrom- bzw.
Symptomklassifizierung (vgl. Schmidt 1985, Schmidt-
Ohlemann/Behrens 1987). Allerdings ist auch Kranksein, wie wir an
einer Reihe von Fällen zu zeigen versuchten (Schmidt-Ohlemann,
Behrens 1987:166 ff;), keineswegs durch die nosologische bzw.
pathologisch-anatomische und patophysiologische Komponente
determiniert; die entsprechende Gleichsetzung erschiene uns, wenn
auch üblich, erst, recht als heroisch. Krankschreibungen und
kassenärztliche Diagnosen stellen präzisere Indikatoren für das
uns interessierende Kranksein als Einschränkung der Leistungs-
und häufig Erwerbsfähigkeit dar als die genannten (nosologischen
bzw. pathologisch-anatomischen und pathophysiologischen) Befunde,













Arbeitsprogramms eingehen. Analog argumentieren wir für die
Komponenten berufliche Tätigkeit, Branche und berufliche Stellung
als Indikatoren für die Belastung auf einzelnen Arbeitsplätzen.
Es ist nicht davon auszugehen, daß der einzelne Arbeitsplatz und
nicht die Charakteristika und Muster von Laufbahnen Maßnahmen der
Personal-, Sozial- und Kassenpolitik auslösen. Dennoch versuchen
wir auch hier, von unseren Daten unabhängies Wissen über Ar-
beitsplätze, wie sie aus diesem Zeitraum für e1n1ge häufige
Arbeitsplätze der Küstenstadt vorliegen (vgl. Müller u.a. 1983 a,
b) zur Interpretation heranzuziehen; angesichts der fortbestehen-
den Zuordnungsprobleme dieser unterschiedlichen Daten ist es aber
gut, daß diese Interpretation in unserer Untersuchung keinen
zentralen Stellenwert hat.
Bevor wir die Erörterung des Datensatzes abschließen, ist noch
auf zwei Begründungen für ihn einzugehen. Für die' Verwendung von
Routinedaten, wie Ortskrankenkassen sie erheben, spricht nämlich
keineswegs hauptsächlich, daß zur Zeit nur in diesen Daten die
interessierenden Variablen hinlänglich kontinuierlich und mit
präzisen Zeitangaben über alle Arbeitgeberwechsel hinweg abgebil-
det sind. Vielmehr sprechen zwei Argumente für die Verwendung von
Kassendaten, die diese Verwendung zu einem eigenständigen Ziel
des Projekts auch dann machen würden, wenn die Untersuchung sel-
ber mit vollständigeren eigenen Primärerhebungen durchgeführt
werden könnte:
1. Wiederherstellung der originären Zusammenhänge: An der
Gesundheitspolitik nämlich lassen sich, wie wir beim Stand der
Forschung gezeigt haben, entscheidende Merkmale, die diese
Sozialpolitik allgemein kennzeichnen, erkennen. Das betrifft
sowohl solche Formen, die dieser Politik zur Selbstverständlich-
keit geworden sind, wie solche, die am stärksten kritisiert
worden sind, hier vor allem: die Externalisierung und Dethematf-
sierung von erwerbsbezogenen Gesundheits- und Lebensrisiken durch
Isolierung von Einzelereignissen in kompensierenden, vor allem
auf ihre eigene ökonomie ausgerichteten, spezialisierten Appara-
ten.
Doch gerade in der Gesundheitspolitik scheint das Verdrängte, die
dethematisierten Risiken der Erwerbsgesellschaft, selbst in den
am meisten filternden, fast sich hermetisch abschließenden Daten




man sie im Lebensverlauf anordnet, in Abstiegs- und Ausgrenzungs-
karrieren, die berufliches und gesundheitliches Schicksal ver-
knüpfen. Die in ihren Ursachen unklaren, unspezifischen Krank-
heitsbilder enthüllen plötzlich Verteilungsmuster für die Bevöl-
kerung, die überindividuelle, unspezifische Ressourcen der Bewäl-
tigung einklagbar machen.
Insbesondere in Routinedaten der Krankenkasse finden sich nun
aber im Lebenslauf des Versicherten diejenigen sozialpolitischen
Tatbestände aufeinander bezogen, die sonst von jeweils einer
anderen sozialpolitischen Institution verwaltet werden. Die Ver-
waltungen von Krankheit, Arbeitsunfähigkeit, Arbeitslosigkeit,
Sozialhilfe, Rehabilitation und von Frßh- bzw. "Normal"-Verren-
tung (also des Berufs, der Erkrankung, der Rehabilitation, der
Invalidität und des Todes) müssen, wie auch die Unternehmen, in
der Regel gerade keine langfristige, auf Gesundheit bezogene
Prognose zur Grundlage ihrer institutionellen Perspektive machen.
Dem Interesse jeder dieser Institutionen an sich selbst ist schon
dann genügt, wenn sie die Kosten eines Falls auf die nächste
Instanz verlagern können. Von diesem Interesse abzuweichen kann
jede einzelne Institution teuer zu stehen kommen. Verknüpft sind
diese institutionellen Perspektiven über ihren gemeinsamen Klien-
ten bzw. Arbeitnehmer. Diese Menschen müssen die Abfolge des
institutionellen Wirkens in ihre Biographie integrieren.
Lassen sich vorliegende Studien insbesondere von Uta Gerhardt
(1976, 1986) für die Bundesrepublik verallgemeinern, wird im Fall
von Krankheit biographisch weniger die medizinische Prognose, die
Heilung und das Vermeiden von Risiken, sondern die Bedrohung und
ein Dennochaufrechterhalten der bürgerlichen Existenz für den
Erkrankten zum Thema. Für diesen Zweck ist der eigene Leib
psychisches und physisches Mittel. Im mechanistischen Körperbild
sind demnach die Deutungsmuster der Betroffenen und der behan-
delnden Institutionen in ihrem Grund-Thema von Abstieg und
Ausgrenzung miteinander vereinbar.
So ist die Auswertung prozeßproduzierter Daten nicht als "Bil-
ligversion" einer eigentlich nötigen, aber zu teuren epidemiolo-
gischen Primärerhebung sinnvoll, sondern eben darum, weil es sich
um prozeßproduzierte sozialpolitische Daten handelt: die ange-
zielte, für alle Kranken- und Rentenversicherungen brauchbare
Auswertungsmethode ermöglicht es den Trägern der Sozialversiche-
rung in Zukunft überall, die originären Verläufe an ihren eigenen
künstlich vereinzelten Leistungsdaten annäherungsweise wieder
sichtbar zu machen und damit der Entkoppelung von Ursprung und
Folge in der arbeits- und umweltbezogenen Sozialpolitik entge-
genzuwirken.
Von allen Daten der Sozialversicherung sind die der Krankenkassen
für Verlaufsforschung am besten geeignet, weil sie Daten aus den




Patienten- und Klientenkarriere, vereinigen. Andere Daten der So-
zialversicherung sind in manchen Bereichen vollständiger, aber
weniger geeignet, Einzelereignisse miteinander zu verknüpfen.
2. Rasterfahndung nach Problempatienten? Dieses Projekt zielt
vorrangig auch darauf aufzuweisen, welche Schlüsse aus Kassenda-
ten mit ihrer begrenzten Qualität keinesfalls vereinbar sind, und
wo ein Mißverständnis dieser Daten zu Prognosen und Handlungen
führen müßte. die sich dann nur selbst bestätigen ("self-fulfil-
ling prophecy") . Kassendaten machen individuelle Verläufe
sichtbar. Darin liegt ihr Vorzug, aber auch ihre Gefahr. Mit der
Entwicklung der EDV ist wahrscheinlich der Schutz des Nichtwis-
sens davon dahin, auf eine wie kleine Zahl von Personen sich die
gravierendsten Risiken konzentrieren. Es zeichnet sich die Gefahr
ab, daß hier eine "Rasterfahndung" nach problematischen Personen
und Lebensläufen begünstigt wird, daß Kennziffern erstellt werden
könnten, die es erlauben. Auszumusternde rasch zu "screenen" oder
in ihren Sozialleistungsansprüchen zu verkürzende Minderheiten
zügig dingfest zu machen. Die Verwendungsmöglichkeiten von Daten
der Krankenkassen können an keinem anderen Datensatz geprüft
werden als an den Kassendaten selber. Diese Prüfung dient dem
Datenschutz bei Kassendaten.
Arbeitsschritte (Fragestellungen und Hypothesen)
Das Arbeitsprogramm ist an den acht eingangs gestellten Fragen
orientiert.
Frage 1: Welche Normalitätsannahmen über Krankheit und Lebensver-
lauf unterstellt Sozialpolitik explizit oder implizit? In dieser
Frage steckt: Wie lassen sich Normalitätsunterstellungen von
Institutionen überhaupt identifizieren?
Da man Institutionen wie die Sozialversicherung nicht wie Perso-
nen fragen kann und auch keiner ihrer Funktionäre mit den Insti-
tutionen gleichzusetzen ist, gibt es - orientiert an die Methoden
von Max Weber und Erving Goffmann - nur eine Möglichkeit, trotz-
dem von Normalitätsvorstellungen oder Normalitätsunterstellungen
einer Institution zu sprechen: Es ist die Frage zu prüfen, wie
die Wirklichkeit aussehen müßte, damit sie den faktischen Rege-




Dieses Bild der Wirklichkeit ist die faktische Normalitäts-
Vorstellung einer Institution.
Da solche Normalitätsunterstellungen sich, wie gesagt. in den
faktischen Regelungen und Handlungsvollzugen zeigen, genugt zu
ihrer Aufdeckung die Lekture von Gesetzestexten und Verwaltungs-
vorschriften nicht ganz. Unter Rückgriff auf vorhandene Untersu-
chungen sind Falldokumentationen auszuwerten.
Als eine der folgenreichsten Normalitätsunterstellungen könnte
sich s~ erweisen: Vorgeprägt durch gesetzliche Vorschriften
denken die verschiedenen Zweige der Sozialversicherung in
"Leistungsfällen". Fur möglichst trennscharf definierte Ereignis-
se werden Leistungen erbracht oder bezahlt. Auf dieser Grundlage
sind jene Sparsamkeitsstrategien und "Mißbrauchsabtretungen" erst
sinnvoll, die Ereignisse und damit Leistungen befristen oder
sonstwie abgrenzen. Die Wirklichkait, an der sich diese Regelun-
gen als vernunftig erweisen, sieht so aus: Die Defizite in der
Existenz der Klienten, wie Arbeitslosigkeit, Krankheit, Arbeits-
unfähigkeit usw., sind isolierbare, befristete Ereignisse, nach
deren Ablauf der Klient jeweils in den alten Zustand (Status quo
ante) von Arbeit und Gesundheit zurucktritt. Sobald die Ereignis-
se, anstatt isolierbar zu sein, untereinander verbunden sind und
sich in Spiralen der Labilisierung gegenseitig verstärken, ist
statt der Orientierung am einzelnen Leistungsfall eine Orientie-
rung am personellen Verlauf vernunftig.
Vor dem verfremdenden Hintergrund ihrer Geschichte treten derar-
tige Normalitätsunterstellungen besonders fremdartig hervor. Der
allmähliche Prozeß der thematischen Verschiebung erwerbsbiogra-
phischer und gesundheitlicher (statistischer) Risikokumulationen
in den Auswertungen von Kassendaten kann historisch verfolgt
werden.
Er zeigt sich etwa an der Entwicklung von Kassen, die zunächt auf
Beruf und Region bezogen werden - und fur die die berufliche Ver-
ursachung und Verstärkung fast aller Erkrankungen, einschließlich
der Erkältung, so selbstverständlich war, daß sie die Kassen nach
Berufen organisierten -, zu allgemeinen Kassen. Heute ist die er-
werbsbiographische und gesundheitliche Risikokumulation dadurch
dethematisiert, daß die Querschnittauswertung von Kassendaten be-
tont wird. Diese ~rt der Auswertung entspricht auf der methodi-





Frage 2: Wie sieht demgegenüber die Wirklichkeit von Erwerbsver-
läufen nach Krankheitsperioden in der Bundesrepublik aus?
Diese Frage liegt der explorativen Phase unserer quasi prospekti-
ven Kohortena~alyse zugrunde. In einem groben Oberblick wird die
Wirklichkeit von Erwerbsverläufen in der Bundesrepublik diesen
Normalitätsunterstellungen gegenübergestellt mit der Frage, wann
sie diese Normalitätsannahmen bestätigen oder aber äußerst kost-
spielig für die Betroffenen widerlegen. Methodisch sind dazu
Auswertungen von Krankenstandsuntersuchungen (Abgangsprofile) und
die explorative Zusammenfassung individueller Verläufe, die in
von uns konstruierten Versichertenblättern dokumentiert sind, zu
Typen mit Hilfe d2r pattern analysis nötig.
Unsere Ereignisanalyse hat es dabei mit dem Problem zensierter
Daten zu tun. Zwar befinden sich, wie dargestellt, ebenso gerade
Geborene wie gerade Gestorbene in unserem Datensatz, aber fast
niemand (glücklicherweise) von der Geburt bis zum Tod. Vielmehr
eröffnen die bis 20 Jahre dokumentierten Verläufe ein Fenster auf
Lebensläufe, die vorher begannen und bei Abschluß der Untersu-
chung fortwähren. Je nach Orts- und gegebenenfalls Kassenwechsel
sind diese Fenster auch unterschiedl:ch viele Jahre breit.
Für time-event-studies mit rechts zensierten Daten sind Raten-
Modelle zu prüfen (vgl. Blossfeld u.a. 1986; Arminger 1987:312-
ff., Hujer und Schneider 1987). egen der großen Zahl der dokumen-
tierten Verläufe ist die Zellenbesetzung noch ausreichend hoch,
wenn nur Verläufe gleicher Beobachtungsdauer miteinander vergli-
chen werden.
Methodisch wird dies zunächst durch die informatorische Darstel-
lung und dann die qualitative Interpretation von "Versicherten-
blättern" geschehen, bevor eine quantitative Auswertung der Typo-
logien Indikatoren abstützt. Die Versichertenblätter bilden oft
für 13 Jahre, nämlich 1968 bis 1981, den Verlauf beruflicher Er-
eignisse und der Geschicht~ von Arbeitsunfähigkeit, Rehabilitati-
on und Verrentung des einzelnen Versicherten ab. Dies geschieht
insoweit, als die Person durch Erwerbsarbeit und zusätzlich da-
durch, daß sie soziale und medizinische Dienstleistungen in An-
spruch nahm, sozialbürokratisch erfaßt wurde. Muster in der Ab-
folge von beruflicher Mobilität sollen dann mit Typen von Kli-
entenkarrieren quantitativ in Beziehung gebracht werden.
Dabei sind, wie eingangs dargestellt, besonders die Abstiegskar-
rieren gesundheitlich hochbelasteter (ermittelt nach Müller U.8
1981, 1983a, b) Arbeitnehmergruppen wie Schweiper, Maschinen~'




Transportarbeiter/innen sowie, als Vergleichsgruppe, von Büro-
kräften von Interesse. Hier. werden insbesondere Beschäftigte mit
Ungelernten- und Angelerntentätigkeiten ins Blickfeld kommen. Die
Kumulation von Arbeitsmarkt- und Tätigkeitsrisiken wie das sozi-
'alpolitische "Weiterreichen" wird der fOr diese Bilanz der Sozi-
alpolitik von "Gesundheit und Arbeit" zentrale Untersuchungsge-
genstand sein.'
t) Dieser informationstechnische Schritt, durch den berufli-
che und gesundheitspolitische Daten im Lebensverlauf verknüpft
werden, ist bereits ein Ansatz dazu, die Dethematisierung von
Arbeit in' und durch Gesundheitspolitik und die isolierende
Orientierung am sozialpolitisch vordefinierten Einzelereignis ein
StOck weit rOckgängig zu machen. Dies geschieht gerade mit einer
Kategorie prozeßproduzierter Daten, die aus der Sozialversiche-
rung stammten. Die Sozialversicherungsträger können also dieselbe
Untersuchung jederzeit an ihren eigenen Daten wiederholen. Hier
sind die Wege des Ausschlusses von Erwerbsarbeit und die Wege in
Invalidität und Rente nachgezeichnet, die sich unter dem sozial-
demographischen Druck der kommenden Jahre sozialpolitisch
ausweiten dürften (vgl. Behrens 1983b).
Die Anordnungsregeln - Längsschnitt statt Querschnitt,
- Verlauf statt einzelner Leistungsfall
sind geeignet, die genannten sozialpolitischen Verkürzungen im
Begriff von Gesundheit und Krankheit zu berichtigen, die der in-
stitutionellen Logik der Bewältigungsapparate folgen. Es gibt, so
behaupten wir, eine Entsprechung oder, um mit dem Weber'schen
Ausdruck zu sprechen, eine "Wahlverwandtschaft" zwischen
Arbeitsunfähigkeitschreibung
Gesundheitsbegriff als negativem Krankheitsbegriff,
einem eher mechanistischen Bild des Körpers, dessen Reparatur
Arzt und Körperbesitzer zu besorgen haben, und
der Orientierung am Einzelereignis.
Ein Abweichen von der Arbeitsrolle wird dann als Krankheit legi-
timiert und etikettiert, wenn sie objektiv durch den Arzt fest-
stellbar ist ("Befund"). Der Körperbesitzer ist in der Kranken-
rolle verpflichtet, alles zu tun, um diesen Zustand zu verkOrzen
und in die Arbeitsfähigkeit zurOckzufinden.
Diesem Verständnis entspricht es, daß sich die gesundheitspoliti-
schen Leistungen auf Einzelereignisse als normativ abgesicherte
Abweichungen von der Gesundheit konzentrieren, am Befund orien-
tieren und die Kosten der Lebenshaltung insoweit getragen werden,
wie die Arbeitsfähigkeit unterbrochen ist. Eine Medizinsoziolo-
gie, die sich nur an dieser Krankenrolle orientiert (Parsons




Die Ereigniskette Beruf, Erkrankung (Arbeitsunfähigkeit), Rehabi-
litation, Invalidenrente, Tod hat forschungsleitenden Charakter
und ist in dieser Verknüpfungsform hypothetisch. Die einzelnen
Kategorien stehen jeweils für ein Ensemble von Variablen, Merkma-
len, Paradigmen und Konstrukten. So wird es etwa nötig sein, den
Begriff "Beruf" durch eine Figuration zu ersetzen, die aus Merk-
malen zur Qualifikation, zur sozialversicherungsrechtlichen Posi-
tion (Arbeiter/Angestellter), zur Stellung im Beruf und zur be-
ruflichen Mobilität gebildet wird. Nur so kann das Niveau der
sozialen Lage im Sinne der Stratifikationsforschung erfaßt wer-
den.
In Verlaufsuntersuchungen wird die Frage nach einer primären Ver-
ursachung dadurch relativiert, daß nach der arbeitsbedingten Ver-
schlimmerung, dem Anhalten oder sogar nach der Reversibilität
gefragt und auf unspezifische Bewältigungsstrategien abgehoben
wird (Schmidt 1985, Schmidt-Ohlemann/Behrens 1987). Das Prädikat
"arbeitsbedingt" kann dann, soll es der Realität angemessen sein,
nicht ausschließlich an eine identifizierte causa prima gebunden
werden. Es muß auch auf Wechselbeziehungen anwendbar sein.
Um eine solche Auswertung von Daten vorzunehmen, sind Instrumente
erforderlich, die den individuellen Ereignisverlauf erheben.
Nicht nur Einzelereignisse sollen gezählt werden, sondern vor al-
lem Verläufe. Nicht die durchschnittliche Belastung mit Einzeler-
eignissen, sondern "die Häufigkeit ähnlicher tatsächlicher Verläu-
fe müssen zur Typenbildung herangezogen werden, soll es nicht zu
schweren Fehlschlüssen kommen (man stelle sich etwa den Bruch
"Krankenstand: derzeitiger Beruf" als Indikator für die gesund-
heitliche Belastung von Berufen vor).
diesen wesentlich statischen medizinischen Krankenbegriff nur. In
Verlaufsanalysen, die berufliche und Krankheitsereignisse mitein-
ander verknüpfen, werden erst die Prozesse der zeitübergreifenden
Karriere sichtbar, die Arbeits-, Krankheits- und Gesundheitspha-
sen miteinander verbinden (Davis 1963; Goffman 1973; Roth 1963).
Gesundheit und Krankheit sind einander nicht mehr wie zwei ge-
schlossene Welten gegenübergestellt. Sie gehen kontinuierlich
ineinander über. Damit ändern sich auch die Begriffe von Gesund-
heit und Krankheit. Die Folgen der Krankheit für die Lohnarbei-
terexistenz und die Folgen der Lohnarbeiterexistenz für die
Krankheit kommen in den Blick.
Damit ist auch eine zweite Wahlverwandtschaft in Zweifel gezogen,
nämlich die zwischen der am Unfall orientierten "Berufskrankheit"
und der "arbeitsbedingten Erkrankung". Die bisherige Diskussion
um arbeitsbedingte E~krankungen zeigt (vgl. Mü11er/Volkholz 1980;
Müller 1983, 1984; Rutenfranz 1984; Mül1er/ Milles 1985), wie




Ober unsere bisherige Entwicklung von Instrumenten, einschließ-
lich der Arbeit mit Markov-Ketten, gibt der Ergebnisbericht
(1985:' 166 ff.) AUfschluß. In diesem zweiten Frageschritt wollen
wir uns zunächst auf weniger voraussetzungsvolle, elaborierte
Kontingenztafeln konzentrieren und diese auch zunächst stati-
stisch nicht aufwendig, sondern nur mittels Risikoabschätzungen
(u.a. mit der ·odds ratio·) auswerten, um zu individuellen Prog-
nosen zu kommen. Grundlage der Auswertung soll ein von uns ent-
wickeltes "Versichertenblatt" werden, das alle bei einer Kasse
für e~ne Person vorhandenen Daten (anonymisiert) so übersichtlich
zusammenfaßt, daß es beispielsweise für einen Arzt "mit bloßem
Auge" lesbar ist.
Die Versichertenblätter sollen mit Hilfe eines eigenen Programms
über Kassendaten erstellt und ausgewertet werden. Es ist dem bei
fast allen Ortskrankenkassen verwendeten Informationssystem IDVS
11 ("Integriertes Datenverarbeitungssystem 11") angemessen. Das
Bremer Programm soll im Abschlußbericht dokumentiert werden,
damit es allgemein genutzt werden kann.
Tatsächlich dürf~e die Wirklichkeit bei sehr vielen der in unse-
ren Daten dokumentierten Fälle über zumindest ein Jahrfünft den
Normalitätsvorstellungen der Sozialversicherung angemessen ge-
wesen sein. Volker Volkholz und Fred Schwarz (1984: 93 f.) fan-
den, daß ein Fünftel der erwerbstätigen Kassenmitglieder in den
fünf Jahren mindestens einmal arbeitslos waren. Fast die Hälfte,
etwa 40 %, von ihnen waren in den fünf Jahren allerdings auch nur
einmal arbeitsunfähig.
Eine starke Minderheit entspricht der Normalitätsvorstellung der
Sozialversicherung dagegen nicht, nämlich die, bei denen nach
einem überdurchschnittlichen individuellen Kranker.stand (vgl.
Stufe 1 unten in . Schaubild 2) ein Wechsel des Arbeitgebers bzw.
des Berufs oder ;Arbeitslosigkeit (Stufe.2 in Schaubild 2) beo-
bachtbar war und diesem Ereignis wieder ein Eintritt in eine
Tätigkeit, die 'mit überdurchschnittlichem Krankenstand gekenn-
zeichnet war ,und ein' überdurchschnittlicher Krankenstand des
Individuums folgte (Stufe 3 in Schaubild 3). Diese Folge inter-
pretieren wir hypothetisch als Beginn einer beruflichen Labili-
sierungsspirale,'die in vielen Stufen bis hin zu Invalidität und
frühem Tod, häufig zu Armut ~nd Verelendung führt. l o
10 Sieht man -.von konjunkturellen Einflüssen ab, so wechselten
von den Erwerbs~ätigen, die bis 'zu 40 Jahre alt waren, im Fünf jahres-
durchschnitt 12 . % im Jahr ihren Arbeitsplatz. Demgegenüber waren
es von den über ~OJahre alten nur noch 3 %. Bei diesen Alteren
war der Krankenstand vor dem Wechsel ausgeprägt überdurchschnitt-
lich (Volk~olz/schwarz 1984: 163 ff).




Frage 3 lHypothetische Verläufe): Gibt es überhaupt die von uns
hypothetisch erwarteten Typen Labilisierunqss~iralenund Auffang-
positionen?
Wurden im vorigen Schritt mit Hilfe von Verfahren der "pattern
analysis" explorativ Typen gebildet, sollen in diesem Schritt in
konfirmatorischer Analyse hypothetische Typen geprüft werden. Als
solche hypothetischen Typen wollen wir prüfen: den Typ "Abstieg
in einer Labilisierungsspirale" und den Typ "Ausbruch in eine
Auffangposition". Diese Verläufe werden hier zunächst betrachtet,
ohne nach unterschiedlichen Krankheitsbildern zu unterscheiden.
Dadurch wird vermieden, daß die Darstellung schon an dieser Stel-
le durch das schwierige Problem der Gültigkeit und Verläßlichkeit
der auf dem Krankenschein vermerkten ärztliche» Diagnosen kompli-
ziert wird.
In diesem Schritt unterziehen wir Existenz und Ausmaß hypothe-
tisch angenommener Verläufe einer konfirmatorischen Oberprüfung.
Die Darstellung unserer Hypothese orientiert sich am Schaubild 2.
überdur~h5r.hnittlichenKrankenstand ein überdurchschnittlich häu-
figer Wechsel des Arbeitsplatzes folgte. Der Krankenstand von Ar-
beit~eh~ern ohr.e Wechsel lag mit 4,7 \ fast halb so niedrig wie
der Krankenstand. den die Wechsler vor ihrem Wechsel aufwiesen,
nämlich 7,7 , (Volkholz/Schwarz 1984: 164). Läßt sich daraus fol-.
gern, daß erhöhter Frankenstand in aller Regel einen Labilisie~
rungsprozeß anstößt, ~ine Abstiegskarriere einsetzen läßt? lvg~.
11üller u.a. in: Milles/Müller 1985: 254-262). Keineswegs, wie im
~ächsten Schritt zu erörtern ist:
SCHAUBILD 2
Passagen in Spiralen der Labilisierung,
in Auffangpositionen und Arbeitslosigkeit
(im Spiegel von Daten der Gesetzlichen Krankenversicherung)
Schädigungen der Person
im Zusammenhang "Industrieller Pathologie"
(Arbeit und Umwelt)











































Berufs- und Arbeitgeberwechsel nach überdurchschnittlichem Kran-
kenstand, also der übergang von Stufe 1 bis Stufe 3 im Schaubild,
sind für sich genommen noch keineswegs der Beginn eines kriti-
schen Labilisierungsprozesses. Ein solcher Wechsel kann auch
Ausdruck gelungener Bewältigung gesundheitlicher Gefährdung sein:
Der Gefährdete geht ihnen erfolgreich aus dem Weg, indem er sich
einen zuträglicheren Arbeitsplatz sucht. Wenn die bisher ausge-
übte Tätigkeit die Krankheit verschlimmerte oder sogar verursach-
te, gelingt die berufliche Integration nach (sich zur Statuspas-
sage weitender) Arbeitsunfähigkeit nur über: die Änderung des
Arbeitsplatzes oder aber den zwischen- bzw. innerbetrieblichen
Wechsel des Arbeitsplatzes.
Ein solcher Wechsel ist unter zwei Bedingungen möglich:
- einem Arbeitsmarkt mit ausreichendem Angebot an geeigneten
Arbeitsplätzen
- der individuellen Fähigkeit bzw. zugestandenen objektiven Mög-
lichkeit zu wechseln, also z.B. bei Arbeitgebern verbreitete
Vorstellungen eines Normallebenlaufs, der Berufswechsel in den
späteren Lebensjahren nicht stigmatisiert und nicht mit dem Ver-
lust von informellen Senioritätsansprüchen verknüpft.
Selbst wenn der Arbeitsmarkt ausreichend geeignete Arbeitsplätze
böte, könnte die zweite Bedingung Individuen daran hindern, auf
diese zuträglichen Arbeitsplätze zu gelangen.
Je weniger diese beiden Voraussetzungen erfüllt sind, etwa unter
den Bedingungen der Massenarbeitslosigkeit, aber gerade auch
unter Bedingungen herrschaftstheoretisch zu fassender betriebli-
cher Beförderungsstrategien und Altersnormen (vgl. Behrens 1982,
1983 a, b), um so häufiger wird die im Vorfeld von Chronifizie-
rungen oder auch beruflicher Rehabilitationsmaßnahmen beobacht-
bare spontan~ berufliche Mobilität erschwert und eine mögliche
Krankheitsprävention verhindert.
Welchen dieser ~5glichen Wege welche Gruppen von Individuen über-
wi~g~nd gehen, läßt sich in unserem Datensatz an den Indikatoren
Kr~nkcnstand na~h Arbeitgeber-/Berufswechsel, Muster von Arbeits-
losigkeit, Frühverrentung und Tod überprüfen. (Bei der für die
nächste Phase d~s Sfb geplanten Studie zum Bewältigungshandeln,
in der uuch biographische Thematisierungen erhoben werden, stehen
fachärztliche Untersuchungen und dip. Selbstthematisierungen der







Escaper (berufliche Abstiegskarriere ohne





nur berufliche Auf- Abstiegskarriere in
nein fangposition Frühinvalidität und
frühen Tod
Dabei lassen sich Wechsel danach unterscheiden, ob sie beruflich
stabilisieren ("Statuserhalt") oder ob sie gesundheitlich stabi-
lisieren ("Gesundheitserhalt") oder - im besten Fall - beides
bewirken. Diese Möglichkeiten bilden ein einfaches Vierfelder-
S h
Erweitert man das Vierfelderschema um die Einsicht, daß auch
Erwerbslosigkeit gesundheitlich zuträglich oder schädlich sein
kann, kommt man zu sechs möglichen Wegen, die Frauen und Männer
als Ausgänge aus der Statuspassage beruflicher Wechsel nach auf-
fälliger Arbeitsunfähigkeit haben.
Träfe nun die Hypothese der gelungenen Gefahrenabwehr durch Ar-
beitgeber- bzw. Berufswechsel zu, müßte sich nach dem Wechsel die
Arbeitslosigkeit und der Krankenstand der Wechsler mit schlech-
ter Prognose dem der Immobilen (Nicht-Wechsler) zumindest wieder
annähern (beruflicher Statuserhalt) und auch Frühverrentung und
Mortalität dürften nicht höher ausfallen als bei diesen (berufli-
cher und gesundheitlicher Statuserhalt) .
Die Gegenhypothese, die an denselben Indikatoren zu überprüfen
ist, lautet: Arbeitnehmer, die nach erhöhtem Krankenstand einen
Arbeitsplatz verlassen, besetzen überwiegend wieder einen gesund-
heitlich belastenden Arbeitsplatz. Eine Labilisierungsspirale
beginnt, in der erhöhte Krankenstände zu Arbeitsplatzverlusten
führen und nach Arbeitsplatzverlusten in der Regel nur Arbeits-




folgenden Arbeitslosigkeiten führen - e da capo al fino, bis zum
Abgang in InVAlidenrente, Dauerarbeitslosigkeit oder frGhen Tod.
Klarer, aber womöglich aufgrund der unzureichenden Aussagekraft
von Diagnosen und Berufsbezeichnungen schwerer zu realisieren
wäre eine andere Fassung der Hypothese: Beobachtet wird ein
Kollektiv nosologisch gleich Geschädigter mit gleich schlechter
Prognose. Auffangpositionen heißen dann solche Beschäftigungsver-
hältnisse, in denen signifikante Gruppen dieses Kollektivs
weniger arbeitslos und arbeitsunfähig und vielleicht sogar
weniger nosologisch krank sind als ihrer Prognose entsprach.
Abstiegskarrieren heißen demgegenüber Abfolgen von Beschäftigten-
verhältnissen, in denen signifikante Gruppen dieses Kollektivs
ihren schlechten Prognosen entsprechen. Diese Fassung der
Untersuchung wird bestenfalls für einige Diagnoseg~uppen und
einige gut besetzte Berufe möglich sein, sie entspricht dem 4.
Frageschritt.
Wenn berufliche auch gesundheitliche Auffangpositionen identifi-
ziert sind, sollen an allen uns zur Verfügung stehenden Variablen
die Frage geprüft werden, für wen diese Positionen erreichbar
waren und ob diese Positionen vermehrbar erscheinen.
Zu diesen hypothetischen Ausgängen aus der Statuspassage "beruf-
licher Wechsel nach langer oder häufiger Arbeitsunfähigkeit" gibt
es bisher wenig empirische Evidenz. Besonders die Unterscheidung
zwischen den Wegen, die alle zu frühem Tod führen, in Labilisie-
rungsspiralen einerseits und berufliche AUffangpositionen ande-
rerseits (vgl. Schaubild 2) zur näheren Begründung der schon
jetzt greifbaren Daten:
Es gibt, so nehmen wir an, Tätigkeiten, die auch mit gesundheit-
lichen Schädigungen ausübbar sind. Eine solche Tätigkeit scheinen
männliche Bürofachkräfte gefunden zu haben (vgl. Volkholz/Schwarz
1984: 156 f.l. Ihr Anteil an Frührentnern und Todesfällen ist
überdurchschnittlich. Dagegen ist der Krankenstand-unterdurch-
schnittlieh; das gilt sowohl für die immobilen, die ihren Ar-
beitsplatz nicht wechselten, als auch für die mobilen Bürofach-
kräfte. Die Tätigkeit als Bürofachkraft bewahrt also nicht vor
frühem Tod und Invalidität, aber der Vergleich von Krankheits-




fähigkeits-Schreibung als beim Durchschnitt aller anderen Tätig-
keiten und auch seltener zur Einleitung einer Rehabilitationsmaß-
nahme.
Es wäre fahrlässig, daraus zu schließen, bei Büroarbeit handele
es sich um eine im Vergleich zu anderen Tätigkeiten weniger ge-
sundheitsgefährdende Arbeit, das Gegenteil kann der Fall sein
(anders Volkholz/Schwarz 1985: 156). Mit dem Indikator Kranken-
stand läßt sich die Gesundheitsschädlichkeit schwerlich erfassen,
wie das Beispiel der männlichen Bürofachkräfte zeigt, die früh
sterben, aber selten arbeitsunfähig sind; dazu werden wir die
Diagnosen heranziehen müssen. Aber Bürofacharbeit ist eine Tätig-
keit, die trotz Gesundheitsschädigungen ausübbar zu sein scheint.
Es ist zu untersuchen, ob dieser Charakter der Bürofacharbeit die
Bürofachkräfte vor dem Strudel von erhöhtem Krankenstand, Ar-
beitslosigkeit und Arbeitgeberwechseln bewahrt, wie er für den
Abstieg in einer Spirale der Labilisierung kennzeichnend ist; ob
Bürofachtätigkeiten als Auffangposition für vorgeschädigte Arb-
eitnehmer dienen. Wenn diese Tätigkeiten solche beruflichen, aber
nicht gesundheitliche AUffangpositionen darstellen, werden wir
prüfen, wovon statistisch der Zugang zu diesen Auffangpositionen
für Berufswechsler mit hohem Krankenstand vor dem Wechsel ab-
hängt.
Zu diesen Prozessen gehört auch die oben beschriebene, gesetzlich
vorgeprägte Logik der Bearbeitung von Einzelereignissen durch die
sozialpolitischen Institutionen selbst. Dadurch - so unsere Hypo-
these - verstärkt die Praxis der Sozialversicherung trotz hoher
Aufwendungen eher die Labilisierungsspirale, als daß sie ihr ent-
gegenwirkt. Die folgende Konzentration von Leistungen auf eine
Minderheit von Versicherten zeigt andererseits, daß auch hohe
Aufwendungen, die ein Ingangsetzen der Labilisierungsspirale ver-
hindern, sich langfristig nicht nur als die menschlichere, son-
dern auch "preiswertere Lösung" erweisen können.
Um eine solche Argumentation zu prüfen, sind zwei weitere Ar-
beitsschritte eingeplant. Sie können nun parallel vollzogen wer-
den, nachdem die Abstiegskarrieren erstmals dargestellt sind. Zu-
nächst geht es darum zu untersuchen, ob die festgestellten Ab-
stiegskarrieren unterbrechbar sind (Schritt 4) und wie sie sozi-
alpolitisch verwaltet werden (Schritt 5 und 6). Sodann sind diese
Abstiegskarrieren zu übersetzen in eine überschlägige ökonomische
Berechnung der Kosten der Externalisierung von Krankheit (Schritt
7) •
Frage 4. Sind Abstiegskarrieren unterbrechbar oder sind sie durch
die Erkrankung im nosologischen Sinne weitgehend determinert?
Dazu interessieren nicht allein die häufigsten Normalfälle des




er" oder "escaper"), die unter sonst gleichen diagnostischen
Bedingungen einem Abstieg entronnen sind. An diesen Schicksalen
könnte sich ablesen lassen, unter welchen Bedingungen Abstiegs-
karrieren unterbrechbar sind.
Die Unterbrechbarkeit von Abstiegskarrieren erweist sich am
schlagendsten an ihrer irgendwo bereits gelungenen Unterbrechung.
Diese vorzufindenden Bedingungen der Unterbrechbarkeit sind zu
studieren. Dazu ist ein Untersuchungsplan nötig, der nicht nur
den häufigsten Fall, sondern gerade auch die seltene Ausnahme
erfaßt. Spätestens hier wird die Forderung unabweisbar, die Kas-
sendaten medizinisch-epidemiologisch zu bewerten. Zu prüfen ist,
ob durch eine sequentielle Auswertung der Diagnosen zumindest für
einige Krankheitsbilder die Diagnosen als hinreichend zuverlässig
gelten können. Die vorgeschlagene sequentielle Plausibilitätsprü-
fung geht davon aus, daß niedergelassene und in geringerem Maße
auch Klinikärzte ihre bescheinigten Diagnosen an der Therapie
und/oder, was die Schwere angeht, am Zweck der Begründung einer
Krankschreibung orientieren. In beiden Fällen ist damit zu rech-
nen, daß die ersten Diagnosen durch folgende Diagnosen bestätigt
oder falsifiziert werden, soweit es sich um -im Sprachgebrauch
der Kliniker so genannte - harte Diagnosen handelt. Eine solche
Plausibilitätsprüfung läßt sich unserer Erwartung nach höchstens
für einige, allerdings quantitativ entscheidende Formenkreise
unter erheblicher Mitwirkung fachlich routinierter Kliniker
vornehmen (vgl. zum Verfahren Schmidt-Ohlemann/Behrens 1987).
Unter dieser Voraussetzung sollten sich allerdings für e1n1ge
Erkrankungsspektren hinreichend zuverlässige Diagnosen plausibel
machen lassen, daß bei einem Kontrast von der Abstiegskarriere -
der Regel - und ihrer Unterbrechung - der Ausnahme - nicht Kranke
~it völlig unterschiedlichen Krankheitsbildern miteinander ver-
glichen werden. Erweisen sich zumindest einige Diagnosegruppen
als hinreichEnd verläßlich, könnte ein stark vereinfachtes Un-
tersuchungsdr.sign einer quasi prospektiven Kohortenanalyse retro-








Langzeit-AU, Mehrfach-AU in einem
INTERVENIERENDES EREIGNIS












Mit einer solchen Anlage der Untersuchung lassen sich die skiz-
zierten Abstiegs- wie Abwehrkarrieren mit Kassendaten identifi-
zieren. Die folgenden Schaubilder 4 und 5 zeigen Beispiele für
Abstiegs- und Abwehrkarrieren mit den dafür in unserem Datensatz
auffindbaren Variablen. Variablen. die sich direkt operationali-
sieren lassen. sind in mageren Gro~buchstaben ohne Klammer ge-
schrieben; eingeklammert sind die Variablen, die wir nur indirekt
erschlie~en können. Abstiegs- und Abwehrkarrieren lassen sich.
wie ausgeführt. für eine Reihe von spezifischen Diagnosegruppen
untersuchen. Die Diagnosegruppe lä~t sich also konstant halten.



























häufige Berufs- und Arbeitsplatzwechsel;
Arbeitslosigkeiten und/oder Sozialhilfe innerhalb 2 Jahren
Frühren~e und/oder früher Tod

























häufige Berufs- und Arbeitsplatzwechsel: '
Arbeitslosigkeiten und/oder Sozialhilfe
innerhalb von 2 Jahren
keine Invaliditätsrente und (kein Renten~pi6zeß);~.
kein 'früher' Tod ". .




Frage 5: Bei welchen der dann gefundenen Abstiegskarri~ren ist
die Chance am größten, daß sie mit dem derzeitigen sozialpoliti-
schen Arsenal unterbrochen werden können? Umgekehrt: Wo verschär-
fen sozialpolitische Maßnahmen Krisen der Erwerbsfähigkeit, z. B.
indem sie konjunkturelle und strukturelle Risken, arbeitslos zu
werden, bei gesundheitlich Vorgeschädigten kumulieren lassen?
Nachdem die Abstiegskarrieren ermittelt worden sind, wird sich am
Verlauf dieser Wege erkennen lassen, welche Zweige der Sozial-
versicherung die Versicherten aufgreifen, einander zuweisen und
weitergeben~ Nun lassen sich auch ökologische versus punktuelle
Sichtweisen und Interventionen vergleichen. Im Fall des Abstiegs
in eine Auffangposition ist diese Karriere "arbeiterpolitisch"
verwaltbar, im Fall der Abstiegskarriere in der Labilisierungs-
spirale droht Armenpolitik (vgl. Leibfried/Tennstedt 1985a "Ar-
muts-" bzw. "Arbeiter- und Armenpolitik") .
Frage 6: Lassen sich die Kosten der gefundenen Abstiegskarrieren
ökonomisch abschätzen und zurechnen? (Alternativrechnungen und
Simulationen)
Daß Krankheitskosten aus Betrieben und damit von dem Ort ihrer
Entstehung aus weiterverschoben werden, ist ein Gemeinplatz, der
praktisch kaum folgenreich wird. Mit Verlaufsanalysen ist es mög-
lich, den Umfang dieses "Verschubs" nachzuzeichnen. Dabei soll
unterschieden werden zwischen
einer Umverteilung unter den Betrieben
einer zeitlich befristeten Belastung von Kranken- und Arbeits-
losenversicherungen bzw. Sozialhilfe
einer endgültigen Belastung der Sozialversicherung (Frührent-
ner) bzw. der Sozialhilfe
einer Belastung der Kranken.
Ober die Finanzströme sollen die je zu eigenem ökonomischem Kal-




Institutionen. die Betriebe und Betroffene miteinander ("interin-
stitutionell") verknüpft und in ihren zeitLichen Horizonten auf
den Lebensverlauf der betroffenen Erkrankten bezogen werden ("in-
tertemporär"). Auf diesem Hintergrund erst wird die Externalisie-
rung der Kosten und die durch sie verursachte Kosten"explosion"
sichtbar. Erst in einer mehrjährigen Perspektive "lohnen" sich
auch solche präventiven Maßnahmen, die sonst dem vielfach
erwarteten "return of investment" von zwei bis drei Jahren zum
Opfer fallen müßten. Methodisch ist eine solche Analyse der
Externalisierung von Kosten so angelegt. daß eine Reihe von
Modellrechnungen unter alternativen Annahmen vorgenommen wird,
wobei sich die Annahmen auf die gefundenen Abstiegskarrieren
beziehen. Technisch ist dabei dem Verfahren ökonometrischer
Simulation zu folgen (vgl. Lazaer 1976; Morgan/Duncan 1980;
Helberger u.a.1982).
Frageschritt 7: Gefährdet Verlaufsforschung. insbesondere solche
mit Daten von Krankenkassen. Kranke dadurch, daß sie eine sozial-
politische Rasterfahndung auf "teure" Versicherte einleitet oder
zumindest erleichtert?
Alle biographischen Verlaufsuntersuchungen haben im Vergleich zu
Querschnittsauswertungen einen individualistischen Zug. Es werden
nicht Einzelereignisse gezählt und Berufen oder Tätigkeiten zuge-
ordnet, sondern Personen betrachtet und deren individuelle Bio-
graphie zu typischen Verlaufsmustern zusammengefaßt. Verschiebt
also die Rekonstruktion von Verläufen die Aufmerksamkeit von
krankmachenden Arbeitsplätzen auf "problematische" Personen und
Lebensläufe? Leistet diese Forschung einen Beitrag zur Raster-
fahndung. zur Erstellung von Kennziffern, die das rasche "scree-
ning" auszumusternder, abzulehnender oder in ihren Soziallei-
stungsansprüchen - ohne das Risiko mehrheitlicher Betroffenheit-
zu drückender Minderheiten erlauben?
Als Antwort auf diese Frage reicht es nicht aus, darauf hinzuwei-
sen, daß der "Schutz des Nichtwissens" - etwa darüber, auf eine




trieren durch die Entwicklung der Datenverarbeitung ohnehin
vorbei ist. Zwar ist auch ohne unsere Forschung zu erwarten, daß
entsprechende screening-Praktiken entwickelt werden. Es ist aber
zu prüfen. ob es gerade Kassendaten wegen ihrer hohen Fallzahl
ermöglichen, ein solches "screening" als Diskriminierung, als
Sündenbock-Verfahren zu begreifen und dies auch sozialpolitisch
darzustellen:
Wenn Unternehmen Häufigkeiten und Dauer von AU-Fällen etwa zum
Anlaß dafür nehmen, Arbeitskräften zu kündigen. und deren gesund-
heitliches' wie berufliches Schicksal sich daraufhin verschlech-
tert. dann muß nicht die Arbeitsunfähigkeit, sondern die an sie
anknüpfende Kündigung der entscheidende, krisenverschärfende An-
laß gewesen sein. Die Unternehmen (wie auch die Sozialleistungs-
träger), die sich Prognosen schon jetzt aus den AU-Fällen errech-
nen, haben einige Macht. zur Erfüllung der Prognose selbst beizu-
tragen. AU-Daten stützen dann keine Rasterfahndung nach den
"wirklich" ungünstigen Prognosen. sondern werden zum Anknüpfungs-
punkt einer Diskriminierungspraxis, die sich die Belege zu ihrer
Rechtfertigung ständig selbst schafft.
Im Datensatz "Küstenstadt"haben wir hauptsächlich die Indikator-
en, die den Unternehmen (unserer Hypothese nach) selbst als Pro-
gnoseindikatoren dienen und sie bei Entlassungen leiten. Wenn wir
also nur den häufigsten Verlauf herauspräparierten, müßten wir
vor allem Fälle mit Entlassungen finden. Wir könnten die Hypo-
these an keiner Kontrollgruppe testen, wenn wir uns nicht gerade
auch auf die unwahrscheinlichen Fälle, die dem Normalschicksal
entgingen, konzentrieren würden. Wir müssen, wie im Fragschritt 4
"Unterbrechbarkeit" gezeigt, diejenigen Berufsverläufe, die nach
einer defenierten krisenhaften Entwicklung in Arbeitslosigkeit
führten, denjenigen gegenüberstellen, die nicht in Arbeitslosig-
keit mündeten.
Frageschritt 8: Welche Folgerungen für Forschung und Sozialpoli-
tik lassen sich mit den Ergebnissen begründen? (Oberleitung zum
Folgeprojekt)
Treffe~ unsere Hypothesen über Abstiegskarrieren zu, so kann
möglicherweise gezeigt werden, daß eine l1inderheit aller Arbeit-




mehrfach arbeitsunfähig, invalide oder vorzeitig ste~benskrank zu
sein. Hier bündelt sich ein großer Teil der Leistungen, die die
Sozialversicherungen erbringen - ohne daß sie allerdings in ihrer
jetzigen Organisations form den Betroffenen wirksam helfen könn-
ten. Für die sozialpolitische Diskussion wären folgende Oberle-
gungen sorgfältig zu prüfen:
"Reformen", die an der kurzfristigen Arbeitsunfähigkeit ansetzen,
etwa weil dort "Krankfeierer" vermutet werden, könnten den Kran-
kenstand nur sehr geringfügig verringern. Könnte man stattdessen
die Langzeiterkrankungen senken und vor allem vermeiden, daß sich
Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslosigkeit oft wiederholen, so wird
dies zu einer effektiven Einsparungsstrategie, weil sie eher auf
die Wurzel des Problems zielt. Dasselbe gilt für den monetären
Aufwand bei Arbeitslosigkeit. Was durch eine Senkung des Arbeits-
losengeldes eingespart wird, wird die Arbeitslosenversicherung
ggf. weit weniger entlasten als eine Verringerung der Mehrfach-
-Arbeitslosigkeit.
Wenn sehr viele Leistungen auf verhältnismäßig wenige Empfänger
konzentriert wären, müßten Maßnahmen, die auf Selbstbeteiligung
und Subsidiarität zielen, also auf Familie und Freunde zurück-
greifen wollen, auch verhältnismäßig rasch und drastisch zu
Leistungsverschlechterung führen.
In der sozialpolitischen Diskussion über Einsparungen spielen
Strategien eine herausragende Rolle, die die "Begehrlichkeit" und
"trickreichen" Strategien der vielen zum Gegenstand haben, nicht
aber die Abstiegskarrieren der wenigen. Das hat eine objektive,
wenn auch den Vertretern dieser Strategien nicht unbedingt bewuß-
te Funktion. An der Begehrlichkeit in Bagatellfällen wird ge-
zeigt, daß es den Empfängern eigentlich so schlecht nicht
geht und folglich die Gemeinschaft aller Versicherten dafür be-
zahlen muß, daß ihre Begehrlichkeit bislang durch keine Sanktion
("Selbstbeteiligung") gebremst war. Dieser Schein erfaßt auch die
so konturlos werdenden Opfer von Abstiegskarrieren.
So sehr wir erwarten, daß unsere Untersuchung Etikettierung und
Ausgrenzung entsprechend dem Kriterium der Mehrfach-Arbeitsunfä-
hgkeit in massivem Ausmaß "entdecken" wird, so deutlich ist uns,
daß die Ausrichtung der Sozialversicherung auf den künstlich
vereinzelten Leistungsfall dem Opfer die Verantwortung zuweist.
Je mehr Verlaufsanalysen für Kassen und Arbeitgeber datentech-
nisch möglich und üblich werden, desto ~ stärker werden jedenfalls
bei hoher Arbeitslosigkeit Kranke in di~ Sozialhilfe abgedrängt.
Die wissenschaftliche Auswertung der auch von ~en Institutionen
g~nutzten Daten hat, wie ausgeführt, die Aufgabe, die Aussage-
kraft dieser Daten abzuklären und einen Gebrauch zu kennzeichnen




Wenn kritische und teure Ereignisse sich wiederholen und mitein-
ander verknüpft sind, weist dies auch darauf hin, wie sehr perso-
nenorientierte Präventionsmaßnahmen, also eine Orientierung am
persönlichen Verlauf, die Qualität der Versorgung heben und die
eingesetzten Ressourcen optimaler nutzen würden. Da der Umfang
der bei Ausgliederung eingesetzten Ressourcen beträchtlich ist,
nehmen sich die "opportunity costs" von arbeitsplatz- und arbeit-
nehmerbezogenen Präventionsmaßnahmen maßvoll aus. Die Effektivi-
tät solcher Maßnahmen soll unser Projekt im Paarvergleich zeigen.
Dieser Versuch ist durch die von uns geplanten Primärerhebungen
zu ergänzen.
Doch selbst wenn plausibel gemacht werden kann, daß Präventivmaß
nahmen wirken, sind damit noch lange nicht die betrieblichen und
institutionellen Kalküle verändert, die ein Abwälzen von Proble-
men fordern. Die Umgestaltung eines Arbeitsplatzes etwa mag we-
sentlich "billiger" sein als die Kosten für eine Labilisierungs-
spirale, also für Krankheit, Arbeitslosigkeit usf. Dies betrifft
jedoch das Kalkül des einzelnen Unternehmers kaum, dessen Beitrag
an die Sozialversicherung sich nicht merklich erhöht, wenn er
einen Gefährdeten entläßt. Erst eine Regelung, wonach niemand
entlassen werden darf, bei dem die Kosten für die Umgestaltung
seines Arbeitsplatzes unter den prognostizierten sozialen Kosten
der sonst wahrscheinlich eintretenden Abstiegskarriere liegen,
ürde das einzelwirtschaftlich rationale Kalkül betreffen. Eine
solche Regelung kann steuerungslogisch vernünftig sein, ohne daß
die "Schuld" des Einzelunternehmens nachzuweisen wäre lvgl. ähn-
liche Regelungen bei Arbeitsunfällen; in der Theorie der Eigen-
tumsrechte sind derartige Regelungen begründet vgl. Behrens
1983b; Weise 1979).
Im Unterschied zu den Opfern von Labilisierungsspiralen sind Un-
fallopfer durch Berufsgenossenschaften in eine nicht nur medizi-
nische, sondern vor allem berufliche Gesamt-Rehabilitation einbe-
zogen, die es tatsächlich schafft, einen Großteil der Unfallopfer
Beschäftigung in Auffangpositionen, sogar in heilsa~e Tätigkeiten
zu vermitteln, die den drohenden Abstieg unterbrechen. Als mögli-
che Gründe dafür wären zu diskutieren:
Bei Arbeitsunfällen liegt der Zusammenhang mit Arbeit offen zu
Tage, weswegen die Berufsgenossenschaften fast als erstes Zu-
flucht in der Ausnahme suchen und Alkoholtests bei den Unfall-
opfern vornehmen. Unfälle eignen sich weniger dazu, Personen zu
stigmatisieren als "innere Krankh~iten" oder gar ein "unsteter




ehesten der Vorstellung von einem isolierten, von außen kommenden
Einzelereignis. Jenseits all solcher Erklärungen bleibt jedoch
die sozialpolitische Aufgabe, die Augen dafür zu öffnen, daß auch
Labilisierungsspiralen arbeitsbedingt sind, und dafür, daß die
Opfer dieser Spirale mindestens in dieselben Rehabilitationsmaß-
nahmen einzubeziehen sind wie seit langem die Unfallopfer.
Innerhalb unseres Projekts geht es bei diesen möglichen sozialpo-
litischen Schlußfolgerungen vor allem darum zu prüfen, was durch
unsere dann vorhandene Kenntnis der Verläufe und entscheidenden
Statuspassagen vorgeschlagen werden kann und was weiterer, vor
allem auch kreislauf theoretischer Forschung bedarf.
3.6 Stellenwert des Projekts im Forschungsprogramm des Sfb und
Oberlegungen zum Folgeprojekt in der zweiten Phase des Sfb.
1. Temporalität und Reversibilität sind wesentliche Kategorien
zur Analyse von Statuspassagen in modernen Gesellschaften. Das
Projekt soll auch methodisch vorliegende Verfahren der time event
analysis, der pattern analysis und des dynamic modeling für den
Sfb verfügbar machen. Am Geschehen der Krankschreibung kann die
Zeitabhängigkeit der Rahmungen "noch Überbrückung schon
Statuspassage", "noch Statuspassage schon (Master)status"
herausgearbeitet werden. Der Datensatz gestattet es mit ver-
gleichsweise einzigartiger Genauigkeit, die Tage zu zählen - die
Tage zwischen und während Ereignissen, die individuelle Lebens-
zeit, die kalendarische Zeit der Epoche.
2. Das Teilprojekt stellt dem Sfb einen Datensatz zur Verfügung,
der Verläufe von über 90 % aller Arbeiterinnen und Arbeiter einer
Region umfaßt und doch hinreichend groß ist, um auch selten
vorkommende Verläufe, die in allen Umfragepanels zu kurz kommen,
in hinreichender Fallzahl untersuchbar zu machen. Insofern kann





oder sich auf einzelne
Statuspassagen fokussieren, zur näherungsweisen quantitativen




3. Da von der Geburt bis zum Tod Krankenversicherungs-Pflicht
herrscht, soweit das Einkommen nicht die Beitragsbemessungsgrenze
übersteigt, bilden Daten dieser Versicherungen alle Statuspassa-
gen für Arbeiterinnen und Arbeiter ab.
4. Der Sfb untersucht Statuspassagen im Zusammenhang mit Risiko-
lagen. Nach landläufigem Verständnis kann Krankheit jeden
treffen. Das Teilprojekt konzentriert sich auf die Entstehung und
Kumulation von Risiken zu Statuspassagen, wobei in Fall-Kontroll-
Untersuchungen und prospektiven Verlaufs studien der Anteil
institutioneller Passagenwächter an diesen Risikokumulationen
herausgearbeitet werden soll. Gelänge dies, hätte die Erfor-
schgung von Statuspassagen ihren geselschaftstheoretischen und
sozialpolitischen Ertrag erwiesen.
Diese Leistungen des hier beantragten Teilprojekts sind aber
wahrscheinkich nicht ohne seine Fortsetzug in der zweiten Phase
des Sfb zu erbringen:
Folgeprojekt (Teil II des Projekts in der zweiten Phase des Sfb)
Im Teil II des Projekts soll in teilnehmender Beobachtung, in
Interaktionsprotokollen und szenischen oder narrativen Interviews
die Perspektive der Akteure auf die mit Krankschreibungen
verbundenen Statuspassagen untersucht werden, deren Resultate in
dem beantragten ersten Teil des Projekts in Versicherungsdaten
sichtbar wurden.
Wie eingangs betont, ist die Erforschung der Akteursperspektive
eine notwendige, nicht nur mögliche Fortsetzung des Projekts.
Alle zentralen Variablen lassen sich zwar hilfsweise mit den
Daten der Versicherung operationalisieren. Aber diese Operationa-
lisierung ist im wesentlichen nichts als ein Vorgriff auf ihre
Bestätigung durch die je einschlägigen Akteure. So stellt die
Behauptung, häufige oder dauernde Arbeitslosigkeit nach einer
ursprünglich stabilen Beschäftigung indiziere einen beruflichen
"Abstieg", eine Setzung dar, die der vermeintlich Abgestiegene,
aber auch sein Betrieb ganz anders sehen können.
Bei der Untersuchung der Perspektive der unterschiedlichen
Akteure dürfen wir uns nicht davon abhängig machen, eine
Zufallsstichprobe derjenigen Akteure befragen zu können, deren




ben durch die Krankenkasse) bzw. die an entscheidenden Statuspas-
sagen an der Produktion der Aktenlage mitwirkten.
Realisierbarer scheint der umgekehrte Weg: zufällig ausgewählte
Arbeiterinnen und Arbeiter eröffnen uns, wenn sie wollen, den
Zugang zu ihren Versicherungsdaten (zu 90% sind sie in der von
uns untersuchten Krankenkasse). Diese Daten lassen sich dann mit
den Mustern unseres anonymisierten Datensatzes vergleichen.
Die Untersuchung soll sich aber nicht darauf beschränken,
Verläufe unabhängig voneinander über Einzelinterviews mit
Versicherten und den unterschiedlichen Experten an Statuspassagen
zu führen. Vielmehr ist geplant, den Zusammenhang dieser Perspek-
tiven in betrieblichen Fallstudien aufzuschlüsseln (betriebliche
Personal- und Arbeitsplatzpolitik, Sozialpolitik, Arbeitsschutz
und betriebsärztlicher Dienst). Zustimmung für ein solches
Projekt haben wir bereits in einem ersten Mittelbetrieb gewinnen
können. Kontrastierende Betriebe sind erreichbar.
Da die Erschließung des Feldes sehr viel Zeit beansprucht und
möglichst prospektive Studien ermöglicht werden sollen, soll mit
der Vorbereitung des Projekts, wie der folgende Zeitplan aus-
weist, schon jetzt begonnen werden.
Zeitplan
1988 3. Quartal
1. Obernahme anonymisierter Daten einer gesetzlichen Krankenver-
sicherung und Erstellung untersuchungsfähiger files (Beginn)
2. Operationalisierung der Variablen, deskriptive Statistik
3. Fortentwicklung der Verlaufsdarstellung "Versichertenblatt";
Aufarbeitung einschlägiger Arbeiten zu Normalitätsunterstel-
lungen und Geschichte Sozialver~icherungen
1988 4. Quartal
4. ~uswahl der Diagnosen, Validitätsprüfung durch Fachärzte mit
Zusatzbezeichnung
5. Aufarbaltung vergleichbarer anlaufender Untersuchungen in




6. Abschluß der Datenübernahme undDatenaufbereitung,Interpreta-
tion der Versichertenblätter, Bildung von Hypothesen
7. Fortentwicklung statistischer Modelle und mathematischer
Algorithmen zur multivariativen Analyse der Verläufe
1989 1. Quartal
8. Erste verlaufsbezogene Auswertung eines subfiles mit dem
entwickelten Verfahren
9. Verbesserung der Auswertungsverfahren
1989 2. Quartal
10. Auswer~ung des 2. subfiles, publikationsfähige Aufbereitung
des Zwischenergebnisses
11. Validitätsprüfung der Berufsklassifikation
12. Erneute Validitätsprüfung der Diagnosen, Fortentwicklung der
Möglichkeit, Diagnosen klarschriftlich zu übernehmen
13. Erneute Kontrolle (Abschätzung) von Erfassungsfehlern
1989 3. Quartal
14. Abschließende Durchprüfung jeder Merkmalskombination auf
Verzerrungen (incl. ausführlicher Bericht)
15. Entwicklung graphischer Darstellungen von Verläufen
16. Entwicklung eines designs für ein drittes subfile (1 Mannmo-
nate)
1989 4. Quartal
17. Auswertung des dritten subfiles
18. Medizinische und soziologische Interpretation
Auswahl der ersten 30 Interviewpartner für die Folgeuntersu-
chung und erste Interviews mit ihnen •
1990 1. Quartal
19. Sekundärauswertung dann erhältlicher, vergleichbarer Studien
mit Routinedaten von Krankenkassen
20. Bildung von Kontrollgruppen, Auswahl weiterer subfiles.
21. Monographie: Rekonstruktion originärer Abstiegskarrieren in
sozialpolitisch iiberformten Daten - Möglichkeiten und Anfor-
derungen verfügbarer Methoden
22. Monographie, Sozialpolitische Konstruktion von Krankheit und






23. Monographie: Labiliserungsspiralen und Auffangspositionen:
zu gegenläufigen Statuspassagen in Abwehr- und Abstiegs-
karrieren
24. Epidemiologische Bewertung der gefundenen Abstiegskarrieren
25. Statistische Klärung einer Bedingungsanalyse für escaper
26. Modell: Unterbrechbarkeit der gefundenen Abstiegskarrieren
1990 3. Quartal
27. Auswertung der Verläufe im Hinblick auf escaper (7 Mannmona-
te), soziologische und medizinische Interpretation
28. ökonomische Untersuchung der Externalisierung von Krank-
heitskosten durch Betriebe (Beginn)
1990 4. Quartal
29. Abschlu~ der Auswertung von escaper-Verläufen und der
soziologischen, medizinischen und ökonomischen Bewertung der
Verläufe, Vorbereitung der Folgeuntersuchung .
30. Auswertungsworkshop mit Externen, Vorstellung und Diskussion
der bisherigen Projektergebnisse (möglichst Anfang Oktober)
1991 1. Quartal
31. Klärung der Aussagekraft von Kassendaten: Die Gefährdung
durch Kassendaten (Rasterfahndung) und ihre mögliche wissen-
schaftliche Kontrolle
32. Abschlu~bericht (Beginn)
33. Auswahl der kontrastierenden sampies für die Intensivinter-
views und der Institutionen für die Beobachtung, Einholung
von Einwilligungen
34. Fertigstellung des Fortsetzungsantrags bei der DFG
1991 2. Quartal





1. N!1 (volle BAT 2 a-Stelle: wissenschaftliche(r) Mitarbeiter/in-
(Statistik) mit ausgezeichneten Kenntnissen der Datenaufberei-
tung, einschlägiger Informatikprobleme und der statistischen
Analysen von ~erläufen) ist verantwortlich für Obernahme der
Daten von den Krankenkassen, Datenaufbereitung, Auswertung mit
Verfahren der Kontingenzanalyse, der pattern analysis und des
dynamic modelling und verfaßt die entsprechenden Teile in
Ergebnisberichten
2. NN (volle BAT 1b/2a Stelle: wissenschaftliche(r) Mitarbei-
ter/in mit ausgezeichneten Kenntnissen der EDV-Aufbereitung von
Berufsverläufen, sozialpolitischer Institutionen und möglichst
der Industriesoziologie) ist in Kooperation mit 1 für die Durch-
führung der mobilitätsstatistischen Auswertung verantwortlich,
bereitet die einzelnen Schritte vor und organisiert ihre Durch-
führung. Er erarbeitet mögliche sozialpolitische Empfehlungen und
verfaßt die entsprechenden Teile in Ergebnisberichten.
3. NU (halbe BAT 2a Stelle:wissenschaftliche(r) Mitarbeiter/in
mit ausgezeichneten Kenntnissen sozialpolitischer Institutionen,
guten Kenntnissen der Statistik der Verlaufsanalyse und mit guten
Kenntnissen der Datenverarbeitung) ist für die Aufbereitung der
historischen Entwicklung sozialpolitischer Normalitätsunterstel-
lungen und für l1itarbeit bei den Verlaufsanalysen verantwortlich,
ferner Darstellung dieser Teile im Endbericht.
3.72 Aufgliederung und Begründung der sächlichen Verwaltungsaus-
gaben (nach Haushaltsjahren)
Crundausstattung
Neuanschaffung von Kleingeräten(515) und Verbrauchsmittel (512):
Die Universität stellt dem Teilprojekt eine hinreichende Ausstat-
tung an Räumen, Rechnerleistungen am zentralen Rechner sowie
ergänzungsbedürftige software für dezentrale Textverarbeitung,
Graphik und Empirie (hauptsächlich SAS und SPSS, die Anschaffung
von SIR ist erstrebenswert) zur VerfQgung (die hardware wird




Verbrauchsmittel wird wesentlich aus der Grundausstattung
gedeckt, nur die überschießenden Beträge gehen in die Ergänzungs-
ausstattung ein. Der Aufwand ist hoch an Endlospapier, Disketten
u.a. mit dem Rechenaufwand verbundenes Material. Die Telefonko-
sten aller wissenschaftlicher Mitarbeiter der Grund-und Ergän-
zungsausstattung schließen vor allem die Gesprächskosten mit ZUHA
in Mannheim sowie den auswärtigen Kooperanden ein.
1988 1989 1990 1991
133 134 135 135a
Mittel für Neuanschaffung
I
von Kleingeräten (515) sowie
Verbrauchsmaterial (522 )
- aus der G,rundausstattung 1. 650 3.300 3.300 3.300
- aus der Ergänzungsausstat- 850 1.200 1.700 850
tung beantragt (vgl. Sp.
114 -119a)
Bücher und Zeitschriften (512)
Hier ist die gegenwärtig dem Projekt zustehende universitäre
Ausstattung in Höhe von DI1 350,--im Jahr eigentlich zu knapp und
müßte auf etwa DM 900,-- wegen der teuren angelsächsischen
Fachliteratur aufgestockt werden (ggf. in der Ergänzungsausstat-
tung) .
Ergänzungsausstattung
Bei den sächlichen Verwaltungsmittel besteht folgender Ergän-
zungsbedarf:
1988 1989 1990 1991
Werkverträge 4 200 6 800 3 300 2 900
Reisemittel (527)
Inland 2 797 2 797 1 490 1 490
Ausland 7 099
workshop 4 000





Zur Abklärung der unter Frageschritt 2 bis 8 beschriebenen
medizinischen Aussagen und Interpretationen sind dreimal im Jahr
4tägige Reisen an die Orthopädie Bad Kreuznach und die Uni-
versitätsklinik Frankfurt a.M. erforderlich.
Für die Beratung dieses Projektes durch ZUMA hält das ZUMA etwa 5
Reisen zum Sitz des Zentrums in Mannheim pro Periode für unerläß-
lieh. Um Reisekosten zu sparen, wird angestrebt, die Reisen zur
klinisch-medizinischen und zur sozialwissenschaftlichen Beratung
zu verbinden, da sie alle im Raum Mannheim-Bad Kreuznach-Frank-
furt stattfinden. Die Kosten werden wie folgt veranschlagt:
ZU~lA, Mannheim
- Tage und Obernachtungsgelder für 20 Reisetage 2 100,-- DM
- 2 mal 5 Bahnkarten Bremen-Mannheim und zurück 1 897,-- DM
ORTHOPÄDIE BAD KREUZNACH
Rückfahrkarte Bremen - Bad Kreuznach
4 Tagessätze
2 Obernachtungssät~e














Tage- und Obernachtungsgelder für 21 Reisetage
Summe USA
Für berufsspezifische Auswertungen und Indikatoren sind im erscen
und zweiten Jahr des Projektes je 1 Reise zum St~tistischen
Bundesamt in Wiesbaden und zum Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg nötig.
2 Rückfahrkarten IC 2. Klasse Bremen - Nürnberg 488,- DM
6 Tagegelder 234,- DM
4 Obernachtungsgelder 264,- DM
je für 1988 und 1989 986,- DM
1 Rückfahrkarte IC 2. Klasse Bremen - Wiesbaden 216,- DM
2 Tagegelder 39,- DM
1 Obernachtungsgeld 66,- DM
mal 2 (1988 und 1989) 642,- DM
Summe Inland 12 569,- DM
1990 sollen die ersten Ergebnisse des Teilprojektes am ISR der
Univ~rsty of Michigan in Ann Arbor (Greg Duncan, James House) und
voraussichtlich in Berkely vorgestellt und einer Auswertung
unterzogen werden. Für die dreiwöchige Reise werden veranschlagt:











Bremen kommen, sind 8 x
vorletzt~n Projekt jahr soll ein
die Ergebnisse erörtern. Dazu
werden. Bei 8 Referenten. die





Zur gutachterlichen Unterstützung bei Diagnosen und zur biosta-
tistischen Absicherung sind Werkverträge mit Klinikern, die mög-
lichst noch eine Zusatzbezeichnung erworben habe~ sollten. erfor-
derlich (für die Beurteilung orthopädischer Diagnosen also zum
Beispiel Fachärzte für Orthopädie mit Zusatzbezeichnung P.heu-
matologe). Die Alternative zu diesen Werkverträgen wäre die Ein-
stellung mehrerer Kliniker, die die in ihr Fachgebiet fallenden
Frag8n der' Diagnoseprüfung und Verlaufsinterpretation jeweils für
einige Monate im Jahr übernähmen. Es erscheint zweifelhaft, ob
sich ausgewiesene Kliniker für verhältnismäßig kurze Zeit ein-
stellen lassen würden; es erscheint wahrscheinlich, daß eine sol-
che Lösung teurer wäre als die Werkverträge. Erfahrungen mit der
Universitätsklinik Frankfurt (Orthopädie und Abteilung für
Biomathematik) und der Orthopädischen Klinik des Diakonischen
Werkes in Bad Kreuznach lassen es als gesichert erscheinen, daß
eine entsprechende eine entsprechende Kooperation möglich ist.
Im ersten Jahr des Projektes fallen besonders viele Arbeiten bei
der Vallditätssicherung, im letzten bei der medizinischen Inter-










Mit dem ZUMA in Hannheim ist eine Beratung des Projekts ausge-
macht worden. Soweit absehbar, wird das ZUHA alle mit der Bera-
tung im Zusammenhang stehenden Arbeiten im eigenen Hause durch-










bei der Interpretation der
Diskussion der Monographien
Investitionen, soweit sie den IBM-PC 80-111 betreffen, sind im
Teilprojekt D 3 beantragt und begründet.
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Obergänge zwischen Erwerbssystem und sozialer Sicherung
3.01 Zusammenfassende Darstellung des Projektbereichs




ihre Risiken zwischen Erwerbsarbeit und
Experten sind deshalb als
zwar treffend, aber nicht
Die Forschungsvorhaben nehmen den Anteil der Sozialpolitik an der
Enistehung von Statuspassagen zum Gegenstand. Dieser Anteil be-
steht vor allem in Normierung und normalisierenden Deutungsange-
boten. So verbreitet und fixiert sich erst mit ihrer staatlichen
und betrieblichen Normierung die Altersgrenze der Verrentung zur
Statuspassage ins Alter. Erst der in Gutachten fixierte Obergang
von der Normal- zur leistungsgeminderten Arbeitskraft erzeugt den
Begriff der Normalarbeitsfähigkeit. Erst die Normierungen der So-
zialhilfeabhängigkeit trennen zwischen dem Status des armen Er-
werbstätigen und späteren Rentners einerseits (die sich von kei-
nem Sozialamt gängeln lassen müssen) und dem Status des Sozial-
hilfe-Empfängers andererseits.
Solche Normierungen stellen zugleich Normalisierungsangebote dar,
auf die sich Individuen in Krisen beziehen können. Das erklärt
die identi.tätsstabilisierende und sozialstrukturelle Bedeutung
von Institutionen, die Schwächen tler Erwerbsfähigkeit entweder
als vorübergehende Unterbrechung überbrücken oder als normale
Statuspassage in einen folgerichtigen Lebensabschnitt rahmen kön-
nen (und damit für Selbstachtung und Autonomie unschädlich machen
können oder aber in einen defizitären Status einsortieren). ~o-
zialpolitische Institutionen und ihre
"gate keeper", als Passagenwächter,
685
Projektbereich D
ausreichend bezeichnet. Diese Bezeichnung suggeriert. da~ es
dieselbe Statuspassage auch ohne die Wächter gäbe. da~ die "gate
keeper" nur den Zugang regulierten. Die im Projektbereich D un-
tersuchten Statuspassagen und Status gäbe es aber ohne die Insti-
tutionen und ihre Experten gar nicht. Sie erzeugen Lebensmöglich-
keiten und eine Gelegenheitsstruktur für die Rahmung auch unvor-
hergesehener Lebensereignisse. Diese Gelegenheitsstruktur ver-
teilt Chancen und Risiken um. Das gesamte Geflecht von Institi-
tionen. Statuspassagen. Experten und normalisierten Lebensver-
läufen ist historisch gewachsen und hat sich verfestigt.
Daher üben sozialstaatliehe Normierungen und Normalisierungsange-
bote einen Sog aus. neue Entwicklungen in ihrem Rahmen zu deuten
und zu bearbeiten. Die Teilprojekte untersuchen beides: die Ent-
wicklung der Rahmungen (Normalarbeitsfähigkeit, Altersgrenze. So-
zialhilfeabhängigkeit) und die Nutzung dieser Rahmungen mit den
veränderten Ansprüchen wie der Krise des Arbeitsmarktes ab Ende
der 1970er Jahre.
In Gutachten. die Ansprüche an die Unfallversicherung prüfen, de-
finieren medizinische Experten normale Anforderungen an ein Ar-
beitsleben. Sie fixieren den Status der männlichen und weiblichen
Normalarbeitsfähigkeit und regulieren die Passsagen aus diesem
Status heraus. Für den Sonderforschungsbereich sind dabei zwei
Fragen von Bedeutung: Wie entsteht aus der Logik des Rechts-
streits, nicht aber aus der innermedizinischen Entwicklung und
veränderten Risikolagen der Begriff des arbeitsmedizinisch gesi-
cherten Wissens von Normalarbeitsfähigkeit und damit die Position
des wissenschaftlichen Experten an Statuspassagen? Und wie wird
~it den veränderten Arbeitsanforderungen der späten 1970er Jahre
die Statuspassage aus der Normalarbeitsfähigkeit heraus genutzt?
Bei beiden Fragen geht es um die Umleitung von Risikolagen und
die Verschiebung von Risikothematisierungen, also um die Präge-
kraft, die die Unfallversicherung für die Wahrnehmung und Bear-
686
Projektbereich D
beitung von arbeitsbedingten Risiken hat und hatte. Die Teilpro-
jekte C-1 (Betriebsärzte) und C-4 (Abstiegskarrieren) weisen in
diesem Zusammenhang Beziehungspunkte und Kooperationsmöglich-
keiten auf.
Parallel dazu soll für die Zeit ab 1750 untersucht werden, wie
sich die Verrentungs-Altersgrenze zur institutionellen Normali-
tätsunters~ellung darüber herausbildete, wie lange ein Erwerbsle-
ben zu dauern habe. Damit entsteht oder verfestigt sich die Sta-
tuspassage aus dem Erwerbsleben in den Status Rentnerin oder
Rentner. Im Teilprojekt D-2 wird - in Kooperation mit Teilprojekt
D-1 - die Entstehung der Statuspassage "Verrentung", aber auch
ihre Nutzung für die Umverteilung konjunktureller und strukturel-
ler Risiken im zunehmenden Konventionsverstoß der Frühverrentung
erforscht.
Sozialhilfe wird als Oberbrückung in Notlagen gewährt, die sich
jedoch ausdehnen können, bis sie sich zum dominanten Status ver-
festigen. Temporalität und Reversibilität der Sozialhilfeabhän-
gigkeit sind Grundkategorien der Analyse von Statuspassagen. Sie
verlangen die Untersuchung von Verläufen in der Sozialhilfe und
aus ihr heraus, und zwar methodisch mit Ereignisanalysen, die die
Zeitabhängigkeit der Prozesse modellieren können. Das Teilprojekt
widmet sich den veränderten Verläufen seit Anfang der achtziger
Jahre. Mit der Massenarbeitslosigkeit änderte sich wieder die
Zusammensetzung der Sozialhilfeabhängigen. Der Anteil von Perso-
nen im erwerbsfähigen Alter erhöhte sich, Wege durch die und aus




Bereichs D gehen insgesamt der gesell-




und wie sie Risiken und Chancen zwischen den von ihnen mit ge-
schaffenen Positionen von Arbeitsfähigen und Arbeitsunfähigen,
Alten und Jungen, Männern und Frauen, Geschützten und Ungeschütz-
ten ur.wertei1en.
3.02 Beantragte Förderung des Projektbereichs D
(Ergänzungsausstattung)
Haushaltsjahr
97 D 1 D 2 D 3 Gesamt - 98
1988 64.342 65.016 122.892 252.250
1989 132.046 126.502 220.847 479.395
1990 128.320 119.482 217.922 465.724





























Haushalts- Personal- sächliche Verwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 61.300 3.042 64.342
1989 122.600 9.446 132.046
1990 122.600 5.720 128.320





Am Beispiel arbeitsbedingter Erkrankungen soll
wie gesellschaftliche Risikolagen durch die
historisch gefaßt wurden und wie medizinische






Die Objektivität der Aussagen, die von Ärzten über Körperlichkeit
und Lebensphase in Berufskrankheitenverfahren gemacht werden,
soll auf ihre selektive Wirkung hin untersucht werden. Die Selek-
tivität der Aussagen ist zu konfrontieren mit der sozialen Wirk-
lichkeit industrieller Pathogenität. Gefragt werden soll, ob und
wie medizinische Gutachten die soziale Wirklichkeit industrieller
Pathogenität durch Normalitätsunterstellungen ersetzen oder umdc-
finieren und wie derart Statuspassagen innerhalb des Erwerbsle-
bens durch Expertenwissen geschaffen und reguliert werden.
Ärzte geben nicht nur Einschätzungen, die über kurz- oder lang-
fristige 'Veränderungen des Arbeitnehmerstatus entscheiden, sie
fixieren darüberhinaus maßgebend die männliche und weibliche
Normalarbeitsfähigkeit, Sie tun dies durch kombinierte Beurtei-
lung konstitutioneller (körperlicher) Gegebenheiten und Lebens-
phasen (Alter), wobei sie Abweichungen von einem unterstellten
"gesunden" Arbeiter in mittleren Jahren feststellen. Das institu-
tionelle Verfahren zielt auf Entscheidungen über soziale Risiko-
lagen (Arbeitsfähigkeit, Verwendbarkeit auf dem Arbeitsmarkt),
wobei individuelle Ansprüche an das System der sozialen Sicherung
geprüft werden. Die arbeitsmedizinischen Gutachten verbinden
naturwissenschaftliche (biologisch-klinische) Aussagen mit so-
zialpolitischen Funktionen, indem sie Vorstellungen von einer
Normalbiographie und zugleich von gesellschaftlichen Ansprüchen
an Körper und Arbeitsleben entwickeln, an denen sich Sozialver-
sicherungsinstitution und schließlich Sozialgerichtsbarkeit als
"gesichertem" Wissen orientieren.
Die Untersuchung wird durchgeführt anhand von Gutachten, die seit
dem Inkrafttreten des Unfallversicherungsgesetzes 1885 herangezo-
gen wurden, um die Arbeits- und Erwerbsfähigkeit einzuschätzen
und Berufskrankheiten anzuerkennen, bzw. abzulehnen. Auf diesem
Wege sind die Strukturentwicklungen der Sozialversicherung, die
Beurteilungskriterien der medizinischen Experten und der Ver-
rechtlichungsprozeß im gesellschaftlichen Umgang mit industriel-
ler Pathogenität wie bei den daraus folgenden Regulierungen indi-
vidueller Bedürfnisse und Lebensläufe historisch-genetisch zu
verfolgen. So können auch die problem- und präventionsorientier-
ten Möglichkeiten "gesicherten" sozial- und arbeitsmedizinischen
Wissens gefaßt werden. Zugleich soll die Quellengrundlage er-
schlossen werden, auf der in einer weiteren Projektphase die Ak-




3.3 Stand der Forschung
Zu dem Thema des Teilprojektes gibt es bislang keine unmittelba-
ren Forschungsergebnisse. Dies verlangt nach stärkerer Bezugnahme
auf Forschungen zu angrenzenden Themen wie zu arbeitsbedingten
Erkrankungen, den Problemen der Gutachtermedizin, den Medizini-
schen Argumentationsmustern, der Rolle der Experten sowie zum 50-
zialhistorischen Kontext.
Risiko der Berufskrankheit
Jeder BGrger ist gegen "Krankheit" versichert und im Rahmen der
Sozialversicherung bildete sich ~in Begriff heraus, der in § 182
Abs.1 Reichsversicherungsordnung (auch § J Schwerbehindertenge-
setz, neue Fassung) "Krankheit" als einen regelwidrigen körper-
lichen oder geistigen Zustand beschreibt und mit ,der Notwendig-
keit einer Heilbehandlung bzw. mit Arbeitsunfähigkeit verbindet.
Das Teilprojekt untersucht diese Ausdifferenzierung des Krank-
heit~he~riff5 durch ärztliche Definitionsmacht.
Das Teilprojekt bezieht sich auf die Risikolage. die mit "indu-
strieller Pathogenität" (Milles/MGller 1987) beschrieben werden
kann, die jedoch lediglich als "Berufskrankheit" im Sozialversi-
cherungssystem wahrgenommen und reguliert wird. Die gesundheits-
politische Bedeutung der meäizinischen Definitionsmacht in dieser
stark verrechtlichten Arena wird weder von den zu Gutachten he-
rangezogenen Ärzten noch von den Versicherungsträgern themati-
siert.
Das Berufskrankheitenkonzept, mit dem eine ausgedehnte Risikolage
innerhalb der Erwerbsarbeit - die arbeitsbedingten Gesundheitsge-
fährdungen und Erkrankungen - sozialpolitisch bearbeitet wird.
steht hauptsächlich in der Diskussion, weil Vertreter der Berufs-
genossenschaften an der Listenkonstruktion der Berufskrankheiten-
verordnung von 1925 festhalten. Danach wird von einer Berufs-




krankung leidet, die in einer besonderen Liste, die von der Bun-
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates aufgestellt wurde,
erkrankt ist" (Hamacher 1986: 679; zur Problematik der Listenre-
gelung Fuchs 1986). Die Diskussion geht aktuell um die Kriterien,
nach denen eine Erkrankung auch im Einzelfall als Berufskrankheit
anerkannt werden kann, wenn sie nicht in der Liste aufgeführt
ist. Die Berufsgenossenschaften verzeichnen zwar einen "echten
Rück~dng" der Verdachtsfälle, d~" Todesfälle und auch der nicht
in der Liste aufgeführten Erkrankungen. Während die Berufsgenos-
senschaften "im großen und ganzen" keinen Anlaß sehen, angesichts
dieser Tendenz "zu pessimistisch zu sein" (Hamacher 1986: 681).
häufen sich andererseits die Erkenntnisse über den Zusammenhang
von "Berufsarbeit und Krankheit" (Milles/Müller 1985). Ganz abge-
sehen von'der Frage, wie hoch die Dunkelziffer der gar nicht erst
angezeigten Fälle von Berufskrankheiten in den einzelnen Listen-
positionen ist, stellt sich systematisch die Frage, ob die insti-
tutionalisierte Verbindung zwischen arbeitsmediz~nischemExper-
tenwissen und den Regelungen der Unfallversicherung im Berufs-
krankheitenverfahren den Risikolagen im gesellschaftlichen Wandel
gerecht wird. Die oben aufgeführte Erfolgsbilanz der gewerblichen
Berufsgenossenschaften kann auch so gelesen werden, daß die in-
stitutionalisierte Abwehr sozialpolitischer Ansprüche das System
der sozialen Sicherung immer weiter weg von den Gesundheitsrisi-
ken und deren ursächlicher und präventiver Bekämpfung führt. Die-
se Problematik der aktuellen arbeitsmedizinischen und gesund-
heitspolitischen Diskussion nimmt das Teilprojekt zum Ausgangs-
punkt.
Forschungen zur Gutachtermedizin
Von engagierten Sozialmedizinern wurde die These aufgestellt, :daß •
Gutachtermedizin "in erster Linie die Wiederherstellung eines
Gliedes im Arbeitsprozeß der Leistungsgesellschaft und die durch




rungsinstitution" (Pflanz 1975: 189) i~ Blick




eh. von Ferber hat die Schwierigkeiten aufgezeigt, die effektiven
Verbindungen von medizinischem Wissen und gesellschaftspoliti-
schen Bedarfen entgegenstehen, und darauf hingewiesen. daß wic~­
tige Zielen i~ Gesundheitsbereich nicht verwirklicht werden kön-
nen, weil dazu wesentliche Grundlage~ fehlen. Es gibt Grenzen,
die der VEr~ndErüng VOll Sozialverhalten und Institutionen geselzt
sind. Bei der Konstruktion der Sozialversicherung, die eine ärzt-
liche Beurteilung der Arbeitsfähigkeit vorsieht, wird "der im
Arbei;sverhältnis angelegte Interessenkonflikt" ignoriert (v.
Ferber 1975:132). Der Arzt kann zunächst lediglich die Beschwer-
den der Patienten festelien. Eine eingehende diagnostische Abklä-
rung erfordert häufig zu viel Zeit. Die Einschätzung der Arbeits-
und Erwerbsunfähigkeit wird darüberhinaus durch Unkenntnis der
Arbeitsbedingungen erschwert. Somit bleibt auf der einen Seite
eine Entscheidung "zugunsten" der Beschwerden des Patienten, vor
alle~ solcher Patienten, die bereits mit medizinischen Befunden
"versehen" wurden. Rothschuh nennt Arbeitsunfähigkeitsdiagnosen
auch "Rechtfertigungs-Diagnosen" (ebd. 132), weil es sich um Be-
stätigungen der jeweiligen ärztlichen Tätigkeiten handelt. Auf
der anderen Seite bleibt bei der rechtlich-institutionellen Beur-
teilung ein grundsätzlicher Vorbehalt gegenüber den vorgebrachten
Beschwerden. ~rztliches Nichtwissen, auch einfache Forschungsde-
fizite etc., werden sogar eher als Indiz dafür genommen, daß der
Probant simuliert. Von Ferber sieht diese Praxis als Hinweis
dafür, daß dem ärztlichen Urteil weniger Bedeutung geschenkt und
die Selbstverantwortlichkeit der Betroffenen verlängert werden
könnte: galt sie bislang wesentlich nur für die Verpflichtung zu
Arbeit und Selbstsorge, so könnte sie auf die Gesundheitserhal-
tung ausgedehnt werden.
Die damit verbundenen Auswirkungen auf die Verhältnisse zwischen
medizinischem Experten und Betroffenen, aber auch zwischen thera-
peutischen und rechtlich-institutionellen Zusammenhängen faßt von·
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Ferber entlang des ~nomie-Schemas von Merton. Demnach analysiert
er: die Kategorie der "Konformen"; d~r "Innovatoren"; der "Ritua-
listen"; ein Rßckzugsverhalten oder "retreatism"; eine "Rebel-
lion". (Ebd. S, 1320 Diese Typologie unterstreicht das Wechsel-
verhältnis zwischen Risikolagen, Institution und Subjekten. Die
institutionellen und wissenschaftstheoretischen Mechanismen sind
allerdings bislang nicht ausreichend erforscht.
Die Forschungen verweisen auf die geä~derten Anforderungen, die
an Arbeitnehmern herangetragen werden und die sich in geänderten
Normalitätsunterstellungen ~ieders~hlagen. Größere berufliche
Leistungsorientierung und die Rationalisierung ~esellschaftlicher
Handlungssysteme setzen sozusagen im Gegenlicht solcher Anforde-
rungen eine "Armee von Versagern" in die Welt, was zugleich mit
anderen gesellschaftlichen Zuschreibungen und Ausgrenzungen kor-
respondiert~v~ Feiber/v. Ferber 1978: 12).
Die institutionellen Mechanismen sind hauptsächlich von ihren ~
ristischen Aspekten her betrachtet worden. In einer Bestandsauf-
nahme sozialgerichtlicher Praxis wurde vor wenigen Jahren eine
weitgehende "Verrechtlichung der gesellschaftlichen Gegensätze
durch abstrakt-generelle Regelungen" (Meyer 1981: 57) festge-
stellt. Dadurch werde die Rechtsprechung tendenziell entpoliti-
siert und die Gerichte verhandeln nicht mehr den gesellschaft-
lichen Konflikt, sondern die Auseinandersetzung zweier isolierter
Parteien über das Vorliegen der tatbestandsmäßigen Voraussetzung
einer abstrakt-generell an Konfliktlösung im Einzelfall (ebd.
57f). Die tatsächlichen sozialen Konflikte müßten sich im Einzel-
fall wieder Geltung verschaffen. Das juristische Verfahren hebe
auf die abstrakten Normen und die erwartete ordnungspolitische
Funktion ab. Gerade in der Sozialgerichtsbarkeit zeige sich, daß
die abstrakt-generellen Problemlösungen im bürgerlichen Rechts-
staat nicht interessenneutral sind und daß das Rechtssystem den
Einzelfall auch in Richtung auf Selbstlegitimation und -stabili-.
sierung behandeln müsse Cebd. 65). Insofern stieße vor allem die
Vergesellschaftung typischer Lebensrisiken auf die Schwierigkeit,'




Käufern und Verkäufern der Ware Arbeitskraft zu tun haben. Von
den Verfahren werde nämlich verlangt, daß "die BegrOndung der An-
splOche durch gesetzlichn Normen" die Leistungsvoraussetzungeil
kalkulierbar und zugleich durch "die Veränderung der Anspruchs-
voraussetzungen nach politischen Voraussetzungen" {ebd. 711 ge-
staltbar mache. FOr die Arbeitsunfähigkeit kommt Meyer zu der
These, daß sich der Interessengegensatz von Arbeit und Kapita]
beirr. zeitweise oder dauernd Arbeitsunfähigen, bei dem in seiner
Leistungsfähigkeit Geminderten oder bei demjenigen, Aessen beruf-
liche Qualifikation gegenwärtig oder auf Dauer am Arbeitsplatz
nicht gefragt 1st, in das System der sozialen Sicherung hin"in
verlängert (cbd. 771. Diese These verifiziert Heyer am Beispiel
des sog. Sozialärztlichen Dienstes. Er diskutiert jedoch ledig-
lich die rechtliche Stellung der vertrauensärztlichen oder ren-
tenärztlichen Tätigkeiten.
Die Funktion der Gutachtermedizin wurde seltener von Ärzten, mehr
von Arbeitnehmervertreter thematisiert. So wird ihrerseits vom
medizinischen Gutachter auch verlangt, sich in die soziale Lage
und die Lebensumständl des Versicherten bineinzudenken, "ihn in
seinem sozialen Umfeld und in sein~m Lebensschicksal zu begrei-
fen" {Schimanski 1986: 138; 19761.
Es besteht keine Kontroverse darOber, daß "Leistungsfähigkeit"
oder "Arbeitsfähigkeit" eine schwankende Grundlage fOr ein ärzt-
liches oder richterliches Urteil Ober Gesundheit und Krankheit
bietet. Denn verschiedene Krankheiten (z.B. Krebs oder Erkrankun-
gen des rheumatischen Formenkreises) können sich entfalten, ohne
zunächst die Arbeitsfähigkeit einzuschränken. Viele Symptome, die
sich zunächst unspezifisch im Befinden niederschlagen, können
deutliche Hinweisee sein und eine Unterbrechung oder Beendigung
der Arbeit verlangen. Die Unsicherheiten und Schwierigkeiten in
der medizinischen Definition von "gesund" und "krank" hängen sehr
stark mit der praktischen Einbindung der Medizin in das System
der sozialen Sicherung und den damit geforderten Funktionen zu-




Zwar ~ird immer wieder hervorgehoben, da~ der Arzt in allen Fäl-
len, in denen gesellschaftliche Lasten zu verteilen sind, nur zu
begutachten und nicht zu entscheiden hat. Eine frühe Arbeit
zeigte jedoch, da~ innerhalb der Sozialgerichtsbarkeit das Gut-
achten des Arztes ausschlaggebend ist, "da der Richter kaum eine
eigene Urteilsbasis in den meist kompliziertren Sachfragen be-
sitzt" (Schäfer/Blohmke 1978: 451). Lediglich bei zwei konkur-
rierenden ärztlichen Gutachten besteht ein Entscheidungsspiel-
raum, der meist zugunsten des angeseheneren oder von einer Insti-
tution bestellten Arztes ausgefüllt wird.
Sozialmediziner kritisieren, da~ in den juristischen Verfahren
zwar ein gewisses Maß an Rechtssicherheit hergestellt wurde, weil
die gutachterliche Tätigkeit durch klare Standardisierung der Be-
funde und Beurteilungen vereinheitlicht wurde, daß diese Rechts-
sicherheit jedoch nur formaler Natur und auf Kosten eines mate-
riellen Rechts entstanden sei, "da gleiche Befunde Iz.B. Verlust
einer Gliedma~e) bei verschiedenen Menschen erheblich verschie-
dene Auswirkungen haben" (Schäfer/Blohmke 1978). Die Entwicklung
dieses Spannungsverhältnis von Normalitätsunterstellungen in der
Gutachterrnedizin auf der einen, den gesundheitlichen und biogra-
phischen Aspekten auf der anderen Seite ist bislang noch nicht
untersucht worden.
BegutaL~tungsfragen spielen in der medizinischen Forschung eine
gro~e Rolle, wobei allerdings spezifische, organ- und funktion-
orientierte bzw. juristische Fragestellungen dominieren. Die Rol-
le des Begutachters hingegen wird ebenso vernachlässigt wie die
"Beziehung zwi'chen sachverständigem Urteil des medizinischen
Gutachters, Verwaltung und Richter". Wenig beachtet wird auch
"die soziale Funktion von Gutachten, die nicht nur einen gerech-
ten Ausgleich zwischen Individuum und Gemeinschaft finden mu~,
sondern auch dem schwachen und machtlosen Menschen, der begutach-
tet wird, eine Hilfe in einer schwierigen und ungewissen Situa-
tion geben soll." (Pflanz 1977: 63) Die sozialmedizinische Ta-
gung, über die Manfred Pflanz in diesem Zusammenhang berichtet,




zinischer Gutachten, die auch heute noch die Problemwahrnehmung
in der aktuellen Forschung angemessen kennzeichnen können:
- Die Ärzte werden als Gutachter oft überfordert und mißbraucht,
wenn ihnen die Feststellung von Sachverhalten abverlangt wird, zu
deren ursächlichen Zusa~menhänge und Tragweiten sie kein entspr~­
chendas Urteil abgeben können;
- vielschichtige Proble~~ wie etwa die Beurteilung der "Lei-
stungsfähigkeit irr. Erwerbsleben" sind objektiv kaum zu fassen,
sollen aber an Maßstäben "gemessen" werden, die der realen Ar-
beitswelt in der heutigen Industriegesellschaft kaum noch ent-
sprechen;
- unsere G~sellschaft führt infolge überkomplexer Strukturen und
uneinheitlicher Begrifflichkeit zu ständig zunehmender Speziali-
sierung unter dEn Gutachtern, was dem Charakter der zu beurtei-
lenden Fälle immer weniger entspricht;
- als Gutachter verliert der Arzt das Vertrauensverhältnis zum
Patienten und wird zurr. Anwalt der Versicherungsinstitution und
als Hüter der Staatsfinanzen, wobei die "finanzielle Abhängig-
keit" vom Auftraggeber wächst, auch wenn die Gutachter den Pro-
banden gegenüber nicht ~etr so ablehnend wie früher eingestellt
sind;
- "Medizinische Gutachten können dazu beitragen, sozialen Frieden
herzustellen, Konfli~:te zu umgehen und das soziale Ordnungsgefüge
dES Staates zu erhalten";
- die Struktur des Sczialversicherungssystems läßt bei Betroffe-
nen Mißverst~ndnisse fiber ihre Ansprßche entstehen;
- reedizinische Gutachten werden unnötig eingeholt und sollen
"Alibifunktionen" erfüllen, wodurch den Gutachten und den Gut-
achtern eine ungebührliche Rolle im Rahmen der sozialen Sicherung
zufällt;
- "Lücken auf dem Gebiet der Sozialleistungen und Versagen der
Sozialpolitik werden durch Abschieben des Problems in den medizi-
nischen Bereich verschleiert":
- es ist ein "andeI in der Einstellung der Betroffenen zum Gut-
achtenprozeß selbst fGstzustellen, der möglicherweise für eine
"Hurnanisierung" des Verfahrens in Richtung auf eine Beratung zu
nutzen ist;
- es gibt keine Forschungen, 1ie es erlauben, medizinische Gut-
achten nach sozialpolitischen, medizinischen und and~ren Krite-
rien zu beurteilen;
- die rechtlichen Begriffe ~fissen vereinfacht und vereinheitlicht
werden, was auch einheitliche Maßstäbe für "gute Gutachten" und





- das Verantwortungs- und Proble~bewußtsein der Xrzte für Begut-
achtungsfragen muß erh5ht werden; das "System der Begutachtung
muß flexibel sein und dauernd in seinen Funktionen überprüft wer-
den." (Ebd. 64f)
Diese, auf vielfältiger praktischer Erfahrung beruhende kritische
Einschätzung ~edizinischer Begutachtung hat bis heute keine Reso-
nanz gefunden. Auch ein Ertrag für sozialwissenschaftliche und
gesundheitspolitische Forschung ist nicht zu erkennen. Ein wich-
tiger Grund hierfür ist darin zu sehen, daß die auf Veränderung
dringende Diskussion wesentlich auf die Rationalisierung der Be-
gutachtung bezogen war und in der Konsequenz auf die ~5glichtn
"Befriedungsverbrechen" und die "Dienstbarkeit der Intellektuel-
len (Basaglia/Basaglia-Ongaro 1980) abhebt. die historisch ge-
wachsenen und institutionell verfestigten Strukturen der Sozial-
versicherung und vor allem deren normalisierende Funktionen al-
lerdings bei weitem unterschätzt.
Sozialhistorische Forschungsbeiträge
In der sozialgeschichtlichen Forschung ist, insbesondere unter
dem Einfluß der englischen Geschichtsschreibung (Thompson 1968).
ein starkes Augenmerk darauf gelegt worden, wie die arbeitenden
Bev5lkerungsklassen "gemacht" und in die entstehende bürgerliche
Gesellschaftsordnung eingebunden wurden. Zur sozialgeschichtli-
chen Erforschung der Zurichtung und Veredelung der Lohnarbeiter
in biographischer und gesundheitlicher Hinsicht liegen mittler-
weile auch wichtige bundesrepublikanische Ergebnisse vor (Tenn-
stedt 1983; Lüdtke'1985).
Einen deutlichen Aufschwung erlebte die Sozialgeschichte der So-
zialpolitik im Zusammenhang der Hundertjahrfeiern des Sozialver-
sicherungssystems (hier sei lediglich auf die Arbeiten verwiesen,
die sich mit dem Forschungsstand auseinandersetzen: Tennstedt·
1981; ders. 1982; Hockerts 1983; K5hler/Zacher 1983; Machtan
1985). Der Umstand, daß es eines solchen Anlasses bedurfte, zeigt




he nd mit dem kompensatorischen Funktionsmechanismus des Sozial-
versicherungssystems identifiziert wird, eine beträchtliche Lücke
im Hinblick auf die Wechselwirkungen zwischen medizinischer Pro-
blemdefinition und kompensatorischen Verfahren. Die vorhandenen
Ergebnisse (namentlich auch die international-vergleichenden: Al-
ber 1982; Ritter 1983; Mornmsen/Mock 1982) erlauben jedoch eine
allgerreine sozialgeschichtliche Einordnung.
Die noch spärlichen Beiträge der SozialgeschichtE der Medizin
sind gut aufgearbeitet (Labisch 1985: 32-51; Labisch/Spree 1982:
209-223). Bei all den festgestellten Lücken und offenen Fra~en
sind die Ergebnisse doch ermutigend, weil eine integrierte Sicht-
weise verfolgt wird (Weindling 1986).
Ein int.eressanter Zusam~enhang, der die Institutionalisierung me-
d i z i n i s ch c r Begutachtung in sozialen Problemzusammenhängen för-
derte, entstand bereits Lrn 18. Jahrhundert und v wi r k t e in "e;-
schiedenen Formen bis weit in dieses Jahrhundert: "die Ermächti-
gung zur wechselseitigen Übertragung wenn schon nicht guter Ver-
fahrensweisen, so doch wenigstens schlechter Analogien in der je-
weiligen Erforschung der Gesetze des organischen Körpers und der
~enschlichen Gesellschaft" (Cangui1hem 1979: 95). Cangui1hem
sieht im Kern dieses Zusammenhangs "das Konzept der Regelung",
das die Koordinierung verschiedener gemeinnütziger Aktivitäten
von einem Bild der Organfunktionen übernimmt. Daraus entwickelt
sich das Konzept der physiologischen Arbeitsteilung, das zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts "zwischen technischer Anordnung und der
Regelung der häuslichen und politischen Verhältnisse schwankt"
(ebd.). Der technische Fortschritt schien dabei immer "organi-
scher" zu werden und nach eigener, innerer Logik zu funktionie-
ren; er schien zugleich ein Welt- und Menschenbild hervorzubrin-
gen, mit dem die vielschichtigen Wechselverhältnisse des natürli-
chen Lebens wissenschaftlich abzubilden wären. Einen Mittelpunkt
des Welt- und Menschenbildes stellte "die Metapher der guten
ökonomischen Verwaltung oder die Analogie des Maschinenreglers"
(ebd. 96) dar, in der sich die Vorstellungen von Selbstregelungs-·




derungen der Selbstsorge in de~ Arbeitsethik verbanden. Dies war
die allgemeine Wurzel, aus der medizinische Kompetenz viele Blü-
ten trieb.
Der rechtliche und rechtshistorische Aspekt der Gutachtermedizin
ist i~ einem ersten Zugriff recht ausführlich bearbLitet worden
(Barta 1983: 515-673).
In seiner umfangreichen Schrift beschäftigt sich H. Barta auch
mit "Medizin und Recht in der Arbeiterunfallversicherung". Dabei
dreht sich die Argumentation um die juristische Kausalität. Barta
kann - trotz eines entsprechenden Ansatzes und vieler Bemühungen
- vor allem die Genese gesellschaftlicher Zusammenhänge, etwa be-
züglich grundlegender Prozesse der Vergesellschaftung und der In-
dividualisierung, nicht gründlich bearbeiten. Die Behauptung et-
wa, die "Arbeits(Sozial)medizin" verdanke als "ganz neuer Zweig
der modernen Medizin" ihre Entstehung der Zusammenarbeit von Me-
dizin und Recht (ebd. 516), resultiert aus solchen Lücken (hinge-
gen zur langen Geschichte der Arbeitsmedizin Koelsch o.J.; Mül-
ler/Milles 1985). Barta listet gewissenhaft die juristisch rele-
vanten Gutachten auf: im Zeitraum von 1886 bis 1896 erstatteten
Professoren, Klinikchefs u.a. insgesamt in 1.596 Fällen ärztliche
Gutachten oder Obergutachten, wobei die Anzahl jährlich anstieg.
Barta hält gerade das frühe Zusammenwirken zwischen Medizin und
Rechtswissenschaft für einen noch weitgehend "weißen Fleck auf
wissenschaftlichen Landkarten" (ebd. 516). Er s~lbst fragt haupt-
sächlich nach den Übereinstimmungen medizinischer "d juristi-
scher Argumente in der rechtlichen Konsequenz. Hier stellt er die
Fragen des Reichsversicherungsamtes an die Obergutachter na~h
Kausal- und Wahrscheinlichkeiten zusammen. Für das Ercebnis galt
bereits damals, daß der medizinische Gutachter "klar die tragende
"juristische' Figur des Bereichs haftungsausfüllender Kausalität"
war (ebd. 519f). Bereits die "eigentliche juristisch relevante
Kausalitätsargumentation findet sich i.d.R. im medizinische~
Obergutachten" (ebd. 519), wobei die medizinischen Obergutachten
in den Verfahren zugleich "eine wichtige verfahrensökonomische
Entlastungsfunktion" (ebd.) übernahmen~ Ein besonderes Augenmerk
legt Barta auf die Bandbreite der Argumentation, die in vielen
Variationen die Differenz zwischen angestrebter Kausalität und
vorliebgenommener Wahrscheinlichkeit ausfüllt. Barta geht auch
auf spezifische Krankheitsbilder ein. Er gewichtet dabei recht-
lich systematisch den Zusammenhang zur Berufsarbeit über den Un-
fallbegriff. Die Konzentration auf die "Theorie der wesentlichen
Bedingung" scheint aber viele der hier interessierenden sozialen
Zusammenhänge auszublenden.
Bemerkenswert ist eine Arbeit über traumatische Neurosen, in der.
an einem wichtigen und strittigen Punkt und in historischer Per~





Die "traumatische Neurose" ging demnach in der zweiten Hälfte des
19. Jahrhunderts epidemieartig über die zivilisierte Welt, als
Unfallfolgen (zunächst bei Eisenbahnunfällen) einklagbar wurden.
Sie kann als erste Massenerscheinung beschrieben werden, die auf
den Zusammenhang zwischen Sozialverfassung und ärztlicher Defini-
tion eines Krankheitsbildes beruhte. Hierbei spielen sowohl Aus-
differenzierung der Versicherungen als auch medizinischer Zustän-
digkeiten eine wichtige Rolle. Die Studie von Fischer-Hornberger
zeigt, "wie jede Form der Interpretation (die medizinisch-natur-
wissenschaftliche, die psychologische und die soziologische) ihre
bestimmten Voraussetzungen in sich trägt und in je bestimmten
Fragestellungen ausmündet", und "daß es weniger rein wissenschaf-
tliche Analyse als vor allem forensischer und (besonders im
Krieg) politischer Druck war", der zu veränderten Auffassungen
über "traumatische Neurose" führte (ebd. 8). Fischer-Hornberger
hat die Geschichte dieser Krankheit vor allem im Hinblick auf die
Geschichte der psychiatrischen Krankheiten und auf eine erhoffte
"neohumanitäre" Betrachtungsweise solcher Erkrankungen geschrie-
ben. Interessant erscheinen vor allen jene Aspekte, in denen kör-
perliche Beschaffenheiten und Reaktionen (etwa Degeneration oder
Erschlaffung der Nervenfaser im Rückenmarkl zusammen mit psychi-
schen Erscheinungen (Hysterie) erklärt werden sollten - gerade
dieser Zusammenhang wurde zurückgedrängt und war den forensischen
und politischen Einflüssen leicht zugänglich.
Im Zusammenhang der finanziellen und ordnungspolitischen Proble-
me, die mit der Sozialversicherung einhergingen. wurde die Neu-
rose als Simulation begriffen und die mit dieser Erkrankung be-
gründeten Ansprüche wurden tendenziell abgelehnt (ebd. 181). Fi-
scher-Homberger dokumentiert die historische Oberforderung des
medizinischen. soziologischen und auch juristischen Sachverstan-
des, wenn es um die Einschätzung "sozialer Krankheiten" (v. Weiz-
säcker 1930) geht. Sie -sieht hinter den Diskussionen "um die Ur-
sachen der traumatischen Neurose, um die ärztliche Stellungnahme
in Fragen dieses Leidens, um das Objekt ärztlicher Ethik und
ärztlicher Standespolitik und um die Relevanz des Ursachenbe-
griffs überhaupt ... , stumm und offen. die Frage nach dem anzuvi-





Forschungen zu Argumentationsmustern der Gutachtermedizin
und zur Rolle der Experten
Im Rahmen des Sozialversicherungssystems definiert die Medizin,
was ein gesunder Körper normalerweise zu leisten, bzw. wie er
auszusehen hat und was gesunde, richtige Lebensabläufe sind.
Die ersten wichtigen Auseinandersetzungen in dieser Hinsicht
stellten sich nach dem Zweiten Weltkrieg ein, als die vor allem
Wiedergutmachungsansprüche ehemaliger KZ-Insassen geprüft wurden.
Entgegen der überk~mmenen Tradition in der Gutachtermedizin,
wonach insbesondere psychische AUffälligkeiten auf Veranlagung
oder Simulation zurückgeführt wurden, folgte 1962 das Bundesso-
zialgericht der von Frenzlaff. von Bayer und Kisker vorgetragenen
Argumentation und gingen über naturwissenschaftlich-biologische
Grundlagen hinaus. Damit wurde die enge Grenze biologischer Argu-
mentation überschritten, wenn auch nur in einem politisch brisan-
ten Fall.
Forschungen können sich heute beziehen auf die Diskussionen über
• Reichweite und Grenzen des "medizinischen Modells" einerseits
sowie über die Struktur des Sozialversicherungssystems anderer-
seits. An der Aufweichung des "medizinischen Modells" waren zu-
nächst die Streßforschung (Badura 1985; Nitsch 1981). dann so-
zialepidemio1ogische Ansätze (Badura 1981) und vor allem sozial-
wissenschaftliche Erklärungen von Erkrankungsprozessen (Maschews-
ky 1984) beteiligt. Doch F. Tennstedt wies schon 1977 darauf hin,
daß solche Tendenzen im Sozialversicherungssystem kaum erwünscht
sind (Tennstedt 1977), weil die klare medizinische Diagnostik-
und darüber auch die rec;,t1iche und behördliche Beurteilung von
Ansprüchen verunsichert wird. Das Sozialversicherungssystem
baut auf die juristische und medizinische Professionalisierung
und deren enge Korrespondenz auf wissenschaftlicher Ebene. Für
eine solche Struktur sprach von Anfang an, daß die Versicherungs-
fälle "im Hinblick auf Feststellung und Folgebehandlung schon
immer Objekt ärztlicher Berufstätigkeit gewesen" sind, die Medi-




lung von Krankheit herausgebildet hatte und der kurative Medizi-
ner Einzelfälle behandelt. die dann auch einzeln zu beurteilen
sind (Tennstedt 1977. S.490).
Nicht lange, nachdem die Sozialversicherungsgesetze wirksam wur-
den, beschäftigten sich Mediziner. Juristen und Sozialpolitiker
mit deren Funktionsmechanismen. Einen Schwerpunkt dieser Diskus-
sionen bildeten die impliziten Annahmen darüber. wie die durch
die Gesetze erfaßten Zusammenhänge und Prozesse normalerweise
aussehen und abliefen. Hier ging es vor allem um das Menschenbild
der Medizin, das sich überkommenerweise an die naturwissenschaft-
liche "Idee der Natur als Körperwelt in mathematischen Relatio-
nen" hielt; die Medizin faßt den Menschen "als ein Ensemble bio-
physikalischer und biochemischer Prozesse, die sich zum Struktu-
renkomplex und zum Funktionenablauf eines sich selbst erhaltenden
und selbststeuernden Organismus in Umweltkvntakt und Umweltanpas-
sung zusammenschließen" (Baier 1985: 6).
Erkannt wurde relativ früh. daß die Sozialversi~herungsgesetze
"auf bestimmten Fiktionen" beruhten, deren wichtigste die YQ1!!
"gesunden Arbeiter" ist: "Das Gesetz geht nämlich davon aus, daß
der versicherte Arbeiter an sich gesund sei, daß aus irgendwel-
chen Gründen, die mit seiner Beschäftigung gar nichts zu haben
tun haben, eines Tages ein Krankheitsfall eintrete, der ihn zum
Erwerbe unfähig macht, und daß dieser vorübergehende Zustand
durch ärztliches Eingreifen mit den "notwendigen Heilmitteln und
sonstigen therapeutischen Behelfen" beseitigt werden kann, so daß
der Arbeiter nach Ablauf der Krankheit wieder gesund und erwerbs-
fähig sei wie zuvor (Sternberg 1927: 1). Aus dieser Fiktion folg-
ten andere. zum Beispiel diejenige, "daß ein Arzt die durch einen
Krankheitsfall verursachte Erwerbsunfähigkeit mit Sicherheit
feststellen könne" (ebd.). Weil ein großer Teil dieser Fiktionen
von den tatsächlichen Verhältnissen weit entfernt war und ist,
kommt es zu den vielfachen Konflikten im Alltag der Sozialversi-
cherung (ebd.). Diese Auffassungen herrschen noch heute vor.
Die Geschichte zeigt jedoch, daß die Fähigkeit, soziale Konflikte




höher bewertet wurde als die durch sie entstehenden, verfahrens-
mäßigen Konflikte (Hentschel 1983). Die Sozialversicherung und
darin die Gutachtermedizin entwickelten sich als wirksames In-
strument, die Arbeiterbewegungen zu integrieren und soziale Kon-
flikte zu entschärfen (Tennstedt 1983; Sachße/Tennstedt 1986).
Diese Fähigkeit ist enorm und beruht auf einer Verteilungspoli-
tik, di~ scheinbar alle Interessen berücksichtigt.
Der Zusammenhang zNischen medizinischer Beurteilung der menschli-
chenNatur mit den gesellschaftlichen Verhältnissen wurde von der
historischen Entwicklung de~ Verhaltenskontrolle aus erforscht.
Die Diskussionen über den Zusammenhang von norffialisierenden Vor-
stellungen und gesellschaftlicher Macht haben es mit "falschen
und irreführenden Vorstellungen über die menschliche Natur" zu
tun und implizieren "seit der Antike einzig und allein die Recht-
fertigung der Macht einiger Menschen über das Verhalten von ande-
ren" (Chorover 1982: 18). Dies macht eine zusammenhängende Unter-
suchung der medizinischen Beurteilungen und des Sozialversiche-
rungssystems, der medizinischen Definitionen und der Definitions-
macht, der Körpermuster und der Anforderungsmuster notwendig.
Ein Ergebnis solcher Untersuchungen sollte sein, "die überwälti-
gende Stärke bestimmter sozialer Vorurteile" (ebd. 22) histo-
risch-genetisch aufzuklären. Zu gewichten ist die wissenschafts-
theoretische Kritik an der "reduktionistischen Verkürzung der
Auffassung vom Menschen" in der Medizin und die Forderung, den
Patienten und Betroffenen "als Individualität und als Träger
einer Biographie" einz~~eziehen - dies umso mehr. als es die Me-
dizin wegen der engen Verknüpfung von Erkennen und Handeln immer
auch mit Entscheidungen zu tun hat (Hensel 1977: 46f). Unter
einem solchen Gesichtspunkt kann die Expertenrolle des Arztes
durchaus beispielhaft für andere wissenschaftliche Verantwort-
lichkeiten analysiert werden. Von großer Bedeutung wird dann aber
die institutionelle Einbindung der Expertenrolle.
Der Prozeß der Verberuflichung eines Arbeitsfeldes und die damit
verbundene Systematisierung des zur Problemlosung geeigneten wis-




eller Zuständigkeit ist in der historischen Genese wie in der öf-
fentlichen Bedeutung zumeist kritisch beschrieben worden (Huer-
kafup 1986; Illich 1979; Freidson 1979). "Profession" wird als ein
Beruf verstanden, der durch einen hohen Grad von Autonomie, hohes
gesellschaftliches Ansehen und überdurchschnittliches Einkommen
gekennzeichnet ist (Krüger 1983: 514; ders. 1984: 452ff). Kritik
wird angemeldet. weil und insofern eine Gegenläufigkeit von Pro-
fessionalisierung und Demokratisierung (H. Daheim) auszumachen
und der Einfluß von Experten auf öffentliche Angelegenheiten
nicht mehr durch das eigentliche Fachwissen begründet ist. Das
spannungsvolle Verhältnis von professionalisierten Berufsstruk~u­
ren zu Bürgerrechten ist vo~zugsweise am Beispiel der Ärzte di-
skutiert worden. An ihnen, "den sicht- und greifbaren Exponenten
des modernen Wohlfahrtsstaates" hat sich das zivilisationskriti-
sche Mißtrauen und Unbehagen gebündelt; zugleich wird aber auch
betont, daß sich in der Innenperspektive gerade dieses Berufes
diese Diskussion "wie verschwommen hörbare Begleitmusik zu dem
expansiven, weiter andauernden, sich weiter verfeinernden und
dif~erenzierenden Prozeß der Professionalisierung" ausnimmt
(Gross 1985: 62). Im nestreben, die Existenz eines von den Laien
akzeptierten und relativ autonomer. Sonderwissens nachzuweisen,
die öffentlichen Auswirkungen desselben zu verstehen und die Dy-
namik der ärztlichen Professionalisierung zu analysieren, wurde
bislang die innere struktur und die kombinierten Gegenstände des
Wissens vernachlässigt.
Labisch hat beschrieben, wie der funktionale Gesundheitsbegriff
auch die Prävention als "jene gesundheitsorientierte Maßnahme,
die am weitesten mit allgemeinen Sinn- und Wert fragen verflochten
und dadurch in wert-und machtbesetzte Gesellschaftspolitik einge-
bunden ist" (Labisch 1986: 71), in die normalisierende Funktion
der Medizin integriert. Labisch diskutiert die Rolle der Medizin
in der Gesellschaft von der Funktion der Gesundheit her, wobei er
auf die wichtigsten Diskussionsbeiträge zur sogenannten Medizin-
kritik und der Medizinsoziologie eingeht. Seine Frage ist: "Wann
und unter welchen Bedingungen werden von Menschen, Gruppen, Orga-




heitsrelevant erkannt; wie werden diese PLobl"me - im Austausch
mit Experten definiert?" (Ebd. 81). Insbesondere die Gutachter-
medizin definiert "Gesundheit" als Zugriff auf Verhalten und Fä-
higkeiten: Soziologisch und sozial- wie gesundheitspolitisch faßt
er 'Gesundheit' als die Schnittstelle zwischen individuell oder
schichtspezifisch verfügbarer körperlicher Leistungsfähigkeit
einerseits und gesellschaftlich vermittelten Anforderungen an
eben diese individuelle und kollektive Leistungsfähigkeit ande-
rerseits.
Medizinische Gutachten. die zur Anerkennung von Berufskrankheiten
eingeholt werden. beziehen sich auf soziale Risikolagen. die un-
mittelbar mit dem Status zu tun haben. wie er durch Erwerbsarbeit
verliehen wird. Immer geht es um eine Einschätzung erstens voll-
zogener Erwerbsarbeit und dabei erlittener GesundheitsschäJigung,
zweitens verbliebener Arbeits-, Berufs- und Erwerbsfähigkeit.
Dieser Zusammenhang wird bislang systematisch vor allem dann be-
trachtet. wenn der Status der Erwerbsarbeit durch Arbeitslosig-
keit oder Invalidität verlassen wird. Hier gibt es einige Unter-
suchungen mit der Erkenntnis. daß "Inhalt. Umfang und Sinn der
heutigen Vorstellungen von Arbeitslosigkeit und Invalidität
im Z~sammenhang mit Veränderungen im Arbeitsleben, Veränderungen
in den Krankheitsbildern und daher auch Veränderungen im System
der Sozialen Sicherheit geformt worden" (Gould 1985: 23) sind. Im
Ergebnis wird auf die wachsende Segmentierung und Polarisierung
verwiesen. durch die Arbeitnehmer entlang ihrer Arbeitsmarktprog-
nose behandelt werden. Ober die "Verflechtung zwischen Arbeitslo-
sigkeit und Minderung der Arbeitsfähigkeit" (ebd. 33) hinaus, ist
auch die Verschränkung in den Veränderungen der Arbeits- und
Krankheitsmuster (ebd. 37) im historischen Rückblick erkannt wor-
den. Durch die Tendenz, Erwerbsunfähigkeit immer nur über die
Krankheit biomedizinisch zu begreifen, wächst das Interesse an
den Verfahren'und Definitionen. wie sie durch das Sozialversiche-
rungssystem vorgegeben und verfestigt werden.
Zu möglichen Umgangsformen mit Beschwerden und Beeinträchtigungen






der Gesellschdftspolitik) einige Untersu-
worden. Hier ist vor allem die Auseinander-
setzung mit einem sozialwissenschaftlichen Krankheitsbegriff, den
Konzepten Lebenslage und Lebensphase sowie den Ergebnissen der
Stress- wie Life-Event-Forschung hervorzuheben (Projekt C-4 "Ge-
sundheitsstrukturen"). Dabei wurde folgenden drei Verkürzungen
begegnet:
a) die Loslösung von Krankheitsprozessen und deren Bewältigung
aus ihren "materiellen" Zusammenhängen im organischen Prozeßge-
schehen einerseits, im historisch-gesellschaftlich bestimmten
Produktions- und Reproduktionsprozeß andererseits;
b) die Abstraktion von den konkreten Personen, ihrer Geschichte
und ihren Handlungsmöglichkeiten und
c) die Annahme, das augenscheinlich Selbstverständliche von
Krankheiten und Beeinträchtigungen sei quasi objektiv feststell-
bar und auch ohne die Bedingungen und Bedeutungen ihres Zustande-
kommens einzubeziehen, unmißverständlich.
Die Frage allerdings: "Was leistet der medizinische Sachverstand
für die Lösung des gesellschaftlichen Problems, für das er ein-
gesetzt ist, nämlich die Unzumutbarkeit einer Erfüllung der ver-
traglichen Arbeitspflicht zu beurteilen?" (v. Ferber/v. Ferber
1978: 153) is~ nach wie vor offen.
~.4 Eigene Vorarbeiten
Unmittelbar zur Geschichte der Gutachtermedizin liegen erste Un-
tersuchungen vor, soweit die Gewerbehygiene bzw. Arbeitsmediziri
betroffen ist (MilIes 1984). Zusammen mit einem erfahrenen Gut-
achter wurde die Einschätzung erarbeitet, daß
- heute die Ausbildung der Gutachter mangelhaft und ihr Verständ-
nis für soziale Medizin und die Sozialversicherung ungenügend
ist,




Argumentationen in allgemeinen und un-
("alters-und anlagebedingte Leiden") be-





- daß wechselseitige Sympathien die Symbiose von Recht und Medi-
zin bestärken (Popper/Raber o.J.; vgl. Hubenstorf/Klein/l1illes
1987) .
Diese ersten Vorarbeiten sind eigebettet in Studien zur histori-
schen und gesundheitspolitischen Bedeutung der industriellen Pa-
thogenität (Milles/Müller 1984; dies. 1986; Milles 1986).
Schwerpunktmäßig wurden die wichtigsten Etappen im gesellschaft-
lichen Umgang mit arbeitsbedingten Gefährdungen und Schädigungen
der Gesundheit bearbeitet. In drei Forschungsprojekten wurden
historisch-vergleichende Untersuchungen zur Soziogenese der Ar-
beitsmedizin, zum Gesundheitsschutz für Arbeiter und zur sozial-
politischen Intervention angestellt (Müller/Milles 1984; Milles
1984; Milles/Pensky 1984; Milles/Müller 1986a). Diese Untersu-
chungen bemühten sich darum, die Diskrepanz zwischen Gesundheits-
gefährdungen durch (industrielle) Arbeit und gesellschaftlicher
Bedeutung der Arbeitsmedizin historisch genetisch zu erklären.
Erste Ergebnisse der gesamten Arbeitsgruppe wurden 1984 in einem
Workshop diskutiert (Müller u.a. 1985). Die Forschungen stießen
immer wieder auf die Institutionen der Sozialversicherung und
spezifische medizinische Sichtweisen; vor allem auf das Grenz-
wertkonzept (Milles/Müller 1986b) und auf das Berufskrankheiten-
konzept (MilIes 1987). In diesen Konzepten wird der Zusammenhang
zwischen Berufsarbeit und Krankheit so behandelt. daß krankheits-
verursachende Probleme zu keiner sozialpolitischen Relevanz ge-
langten. Besonderes Interesse fand die institutionalisierte Bear-
beitung industrieller Pathogenität, wobei die Einrichtung des
staatlichen Gewerbeärztlichen Dienstes beispielhaft in ihrer Ge-
nese und heutigen Bedeutung untersucht wurde (MilIes 1988).
Den Untersuchungen wurde die Hypothese einer "Dethematisierung"
industrieller Pathogenität (Milles/Mü11er 1987: 70) zugrundege-
legt. "Dethematisierung" beschreibt die systemstabilisierende
Nichtbehandlung gesellschaftlicher Risikolagen auf der Grundlage
von Kommunikationsstörungen. Dieser Mechanismus beherrscht die
Geschichte sozialpolitischer Maßnahmen gegenüber all jenen Gefah-





Die relative Bedeutungslosigkeit der anerkannten Berufskrankhei-
ten, vor allem im Gegenlicht der in langwierigen Verfahren oder
in resignativer Einstellung der Betroffenen unterbliebenen Ent-
scheidungen, konnte in einer Obersicht über die Berufskrankhei-
tenvetfahren dargestellt werden (Mi11es!Mü11er 1985: bes. 17ff,
158). Am Beispiel einer realistisch konstruierten "normalen" Bio-
graphie eines Arbeitnehmers (ebd. 36ff) wurden die Brüche aufge-
zeigt, die von der Gutachtermedizin "bearbeitet" werden. Die we-
sentliche gesundheitspolitische Konsequenz wurde erstens in einer
Förderung der Kompetenz und Teilhabe der betroffenen Arbeitneh-
mer, zweitens im Festhalten an der gesellschaftlichen Verantwort-
lichkeit der Experten und drittens im Ausbau der institutionali-
sierten Zuständigkeit, vor allem aber in dem Zusammenwirken die-
ser Aspekte gesehen (ebd. 303).
Die Schlußfolgerungen der historisch-vergleichenden Forschungen
verweisen darauf, daß Gewerbehygiene nicht von, einer eigenen
Problemlage aus zu begründen ist, sondern eine sozialpolitische
Programmatik benötigt, die den Schutz für Leben und Gesundheit
der Arbeitnehmer gewichtet und verankert (Mi11es 1986).
Alle diese Ober1egungen führen zur besonderen Rolle der Sozial-
versicherungsinstitutionen und der in diesem Zusammenhang verfe-
stigten Bedeutung von medizinischen Experten und medizinischem
Wissen. Diese Rolle wurde bislang im Zusammenhang der Ober1egun-
gen ins Auge gefaßt, die im Forschungsschwerpunkt "Reproduktions-
risiken, soziale Bewegungen und Sozialpolitik" über sozialpoliti-
sche Regulierung und die Norma1isierung des Arbeitsbürgers ange-
stellt wurden 'Arbeitsgruppe Sozialpolitik 1986). Die gesund-
heitspolitische Diskussion in diesem Zusammenhang (Mi11es 1986 b)
bezieht sich vor allem auf mögliche und notwendige Problemorien-





3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm
Fragen nach gesellschaftlichen Bedingungen
Ärzte begutachten in zahlreichen Zusammenhängen von Risikolagen
und Statuspassagen unseres gesellschaftlichen Lebens. Neben der
forensischen ist es vor allem die Sozialmedizin (worunter heute
im Unterschied zu sozialer Medizin oder sozialer Hygiene im we-
sentlichen Sozialversicherungsmedizir gefaßt wird), die durch
Gutachten normalisierend auf Vorstellungen über gesundheitliche
Tatbestände und regulierend auf Sozialleistungen einwirkt. Auf-
traggeber solcher ärztlichen Gutachten können Behördendienststel-
len (dund, Länder, Kommunen), Körperschaften des öffentlichen
Rechts (Sozialversicherungsträger) , Gerichtsbehörden, Interessen-
organisationen und Verbände sein.
Die hier interessiererden Gutachtertätigkeiten können zunächst
nach amtsärztlicher Gutachtertätigkeit, worunter die gesamte ver-
trauensärztliche Tätigkeit für die Ämter der Kreisverwaltungen
(Bezirksfürsorgeverband, Sozialamt, Jugendamt, Lastenausgleichs-
amt, Kriegsbeschädigte und -hinterbliebene), und sozialmedizini-
scher Gutachtertätigkeit, worunter die versi~herungsmedizinische
Begutacht~ng (für die Unfallversicherung, die gesetzliche Kran-
ken- und Rentenversicherung) fallen, unterschieden werden. Die
von den Trägern der Unfallversicherung, dem Kernstück der deut-
schen Sozialverfassung, entwickelten Verfahren der Begutachtung
wurden auch von den Trägern der Kranken-, Renten- und Angestell-
tenversicherungen übernommen.
Die arbeitsmedizinische Begutachtung führt nahe an ursächliche
Zusammenhänge gesellschaftlicher Risiko- und Konfliktlagen, be-
zieht sich auf sozialpolitisch relevante Bereiche des Arbeits-
marktes und der betrieblichen ökonomie, findet aber kaum eine öf-
fentlich oder wissenschaftlich wirksame Thematisierung.
Veränderte Arbeitsanforderungen aufgrund technischer und arbeits-




zen verändern seit Ende der 1970er Jahre die Grundlagen, auf de-
nen der Status der männlichen und weiblichen Normalarbeitsfähig-
keit fixiert wurde. Das Teilprojekt zielt insbesondere auf die
hierdurch entstehende Spannung zwischen Risikolagen, "gesicher-
tem" Wissen einerseits und akzeptierten Normalitätsunterstellun-
gen.
Arbeitsmedizinische Gutachtertätigkeit wird seit der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts von Post- und Bahnärzten, seit Beginn
dieses Jahrhunderts von Staatlichen Gewerbeärzten und seit Mitte
dieses Jahrhunderts von Arbeitsamtsärzten qua Amt ausgeübt. In
einer längeren historischen Auseinandersetzung konnte die ärztli-
che Profession jedoch durchsetzen, daß eine konkurrierende Begut-
achtung anstelle "beamteter" Kompetenz in gutachterlichen Strei-
tigkeiten walten sollte. Daher ziehen Sozialgerichte in solchen
Fällen verschiedene und unabhängig voneinander erstattete Gutach-
ten zu Rate. Dies hat zu Problemen der Vereinheitlichung geführt
und zugleich die Auffassungen gestärkt, die von großen Institu-
tionen und deren Gutachtern vorgebracht werden.
Speziell soll die Begutachtung in Berufskrankheitenverfahren (Be-
rufskrankheiten, die wie Unfälle versichert sind) untersucht wer-
den. Diese Gutachten beschäftigen sich mit Kausalzusammenhängen
zwischen arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren (Noxen, Belastun-
gen) und Prognosen (verbliebene Leistungs- und Erwerbsfähigkeit).
Damit wird zwar nicht die Verbindung aufgegriffen, in der medizi-
nisches Expertenwissen das System der sozialen Sicherung am meiß-
ten beeinflußt. Es wird aber der prägende Einflu~ zum Gegenstand
gemacht. den arbeitsmedizinisches Expertenwissen auf die Normali-
tätsunterstellungen der Arbeitsgesellschaft hat. Hier spielte die
Unfallversicherung von Beginn an die zentrale Rolle, insofern
ihre Regelungen unmittelbar das Konfliktfeld der Arbeitsverhält-
nisse betrafen. Das Teilprojekt hat es insofern mit der "Struktur
der betrieblichen Reziprozitätserwartungen, d.h. der selbstver-
ständlichen Erwartungen über ein angemessenes bzw. 'gerechtes'
Verhältnis von Leistung und Gegenleistung" (Kohli 1986: 191) zu




deutung erhält und mit den institutionalisierten Strukturen so-
zialer Sicherung verwoben wird. Das Teilprojekt zielt auf zen-
trale Vorstellungen der Arbeitsgesellschaft, wie sie durch medi-
zinische Argumentationen hergestellt, stabilisiert oder legiti-
miert'wurden und werden.
Die medizinischen Gutachten im Rahmen von Berufskrankheitsgefah-
ren sollen daraufhin befragt werden, wie der institutionalisierte
Umgang mit gesellschaftlichen und individuellen Ansprüchen an
"normale" körperliche Arbeitskräfte und Arbeitsleben geformt
wird, wenn der vorübergehende oder dauerhafte Ausschluß aus der
Erwerbstätigkeit droht. Gefragt werden soll nach der historischen
Genese und Ausformungen der gesellschaftlichen Ansprüche an Kör-
perlichkei~ und Lebensphasen, sowie nach der institutionellen Be-
gründung individueller Sicherungs ansprüche , wenn der Betroffene
(mit oder ohne Verschulden) den Anforderungen der Arbeitsgesell-
schaft nicht mehr genügen kann.
Die sozialpolitische Sicherung zielt darauf, Leistungsfähigkeit
zu erhalten, wiederherzustellen oder bereitzustellen, wobei so-
zialrechtlich "Arbeit als Mittel zum Erwerb" und als Fähigkeit
zur wirtschaftlichen Verwertung der Arbeitskraft im Erwerbsleben
(Marx 1977: 46) begriffen wird. Die hier interessierenden Defini-
tionsmerkmale beruhen auf folgenden Unterstellungen (Schimanski
1985: 13):
1) normale Funktion und Belastbarkeit aller Körperorgane;
2) Vorhandensein der technischen
die zur Ausübung bestimmter
derlich sind;
Kenntnisse und Fertigkeiten,
Berufe oder Tätigkeiten erfor-
3) Befähigung, mit der vorhandenen Erwerbsfähigkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt zu konkurrieren.
In der medizinischen Begutachtung wird die Leistungsfähigkeit we-
sentlich als Belastbarkeit begriffen und mit einem hohen Ermes-
sensspielraum von einer unterstellten "Normalleistung" aus ge-
prüft. Die Normalitätsunterstellungen beziehen sich zu einem




verbundenen Beanspruchungen bzw. Belastungen. Die empirischen
Grundlagen für prognostische Aussagen (z.B.: es sind "leichte
Frauenarbeiten" zumutbar) sind mehr als dürftig (Elsner 1986).
weil sich die Vorstellungen sowohl über die Arbeitswelt wie über
die menschliche Arbeitskraft von den realen Verhältnissen und
Entwicklungen entfernen. Die Frage, warum desungeachtet auf so
dürftiger Basis weiterhin verfahren wird, verweist auf die in-
haltlich anderweitig begründete Stärke ärztlicher Argumentations-
Muster.
Aus den skizzierten verschiedenen Aspekten arbeitsmedizinischer
Begutachtung soll die inhaltliche Analyse der Gutachten die Kör-
perlichkeit (Konstitution) und die Lebensphasen (Alter) heraus-
greifen.
Diese Aspekte erfassen nicht nur die gängigen Argumentationsmu-
ster medizinischer Begutachtung. Erfa~t werden zugleich Vorstel-
lungen, mit denen die Integration von Arbeitnehmern in die Ar-
beitsgesellschaft und der soziale Gehalt von Statuspassagen in-
nerhalb des Erwerbslebens normalisiert werden. Die Prüfung, ob
eine Behinderung oder eine Minderung der Erwerbsfähigkeit vor-
liegt, setzt die Annahme voraus, da~ ein regelwidriger (gegenüber
dem für das Lebensalter typischen) körperlichen Zustand festge-
stellt werden kann. Die Fragen an ärztliche Gutachten und die
Argumentationsweisen derselben müssen sich nicht unmittelbar auf
explizit formulierte Normalitätsunterstellungen beziehen; es wer-
den vielmehr zunächst solche "Regelwidrigkeiten" festgestellt,
die eindeutig als "anlage-" bzw. "altersbedingt" bezeichnet wer-
den können, wobei sich die Normalitätsannahmen zu "Anlagen" und
"Alter" als Fiktion des gesunden Arbeiters im mittleren Lebensal-
ter in unproblematischen Arbeitsbedingungen ausprägen. Die Kon-
zentration auf Körperlichkeit und Lebensphase zielt einerseits
auf diese Ausprägung, andererseits auf die Spannung zwischen me-
dizinischen (biologischen, klinischen) und ökonomischen (prodUk-
tivitäts- und ertragsorientierten) Aspekten, bzw. auf deren wech-





Fragen an medizinische Gutachten
Arbeitsunfähigkeit aufgrund einer Berufskrankheit ist als Phase
der "Diskontinuität" im Lebenslauf anzusehen, die in verschiedene
Richtungen und mit verschiedenem Resultat durchlaufen werden
kann: Sie kann über Rehabilitationsmaenahmen mit oder ohne Ein-
schränkungen oder soziale Belastungen zurück ins Erwerbsleben
führen; sie kann durch die Festeilung der Erwerbsunfähigkeit aus
dem Erwerbsleben heraus führen. Die St~tuspassage scheint dabei
zumeist defizitär, d.h. als Abmusterung. Dies erhöht den Druck
auf die Selbstsorge der Betroffenen und ist sozial- und ordnungs-
politisch unproblematisch, solange die Verfahren, d.h. hier vor
allem die gutachterlichen Aussagen, akzeptiert werden.
Das Ziel der Begutachtung is~ eine Feststellung, ob der Versi-
cherte noch arbeitsfähig oder erwerbsfähig ist, und eine Schät-
zung, in welchem Grade diese Fähigkeiten im gegebenen Fall einge-
schränkt sind. Schwierigkeiten stellten sich nach einer gewissen
historischen Erfahrung weniger im Bereich des "objektiven Befun-
des" ein. Hier wirkten die restriktiven Mechanismen naturwissen-
schaftlich-klinischer Problemwahrnehmung: Als Krankheit wird nur
diagnostiziert, was eindeutig erkannt und benannt werden kann.
Schwierigkeiten bereitete und bereitet vielmehr die Schätzung der
verbleibenden Arbeits- und vor allem Erwerbsfähigkeit. Denn in
dieser Hinsicht mue der Gutachter eine Vorstellung davon entwik-
keIn, welche Arbeiten der Versicherte noch verrichten kann und
welche Chancen damit auf dem Arbeitsmarkt gegeben sind. Damit
kann sich der Gutachter nicht einfach auf eine Beschreibung der
Krankheitsbilder zurückziehen, sondern mue eine Prognose abgeben,
die weit in sozialpolitische Zusammenhänge hineingeht und den
Versicherten in seiner gesamten sozialen Biographie betrifft. Die
Unfallmedizin hat sich früh mit einer recht formalisierten Ein-
schätzung der Behinderungen und der verbleibenden Fähigkeiten be-
holfen, was viel Kritik herausforderte. Gleichwohl existiert nach
wie vor eine der sog. Knochentaxe ähnliche, formalisierte Vor-




Das Teilprojekt soll die sozial- und gesundheitspolitischen Im-
plikationen von Statuspassagen und Risikolagen von der Institu-
tion Unfallversicherung aus angehen. Die Anerkennung einer Be-
rufskrankheit, und somit auch bereits die Meldung eines Verdachts
auf Berufskrankheit, bedeutet einerseits, daß der Betroffene
deutlich bessere kompensatorische Leistungen erhält. Andererseits
sind die Schlußfolgerung von dem Einzelfall aus auf allgemeine
und strukturelle Gefährdungen der Gesundheit und damit die Formu-
lierung wirkungsvoller gesundheitspolitischer Maßnahmen von die-
sem Verfahren beeinflußt. Die Statuspassage, die durch die Aner-
kennung einer Berufskrankheit und damit verminderter Erwerbsfä-
higkeit bzw. Behinderung, durchschritten wird, sollte die spezi-
fischen Gefährdungen des Arbeitnehmers kompensieren und dadurch
zugleich Anhaltspunkte zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes
für Arbeiter geben. Diese Intention des Verfahrens leitet nicht
unbedingt die Praxis. Die Art und Weise, wie die Statuspassage
praktisch geregelt ist und durchlaufen wird, wirkt daher nicht
nur auf die Sicherung für den einzelnen Betroffenen, sondern zu-
gleich auch auf die Grundlagen für gesundheitspolitische Inter-
ventionen.
Die medizinischen Gutachten sollen speziell daraufhin befragt
werden, ob medizinwissenschaftliche Argumentationsmuster, vor
allem unterstellte Annahmen von normaler Arbeitskraft und Arbei-
terbiographie, möglicherweise systematisch defizitäre Statuspas-
sagen implizieren und legitimieren, oder ob und welche Ansätze
auszumachen sind, die ursprünglichen Intentionen der Besserstel-
lung des Betroffenen wie der besseren Grundlage für den Gesund-
heitsschutz zu beleben.
Die sozial- und gesundheitspolitischen Implikationen beziehen
sich auf "bestimmbare", "sichere" Zusammenhänge von Risikolagen,
zweifelsfreier Wahrnehmung und Beurteilung durch Experten, ein-
klagbaren Regulierungen. Der Wissenschaft kommt hierbei die zen-
trale Rolle zu. Die tragende Rolle erfüllt die medizinische Wis-




an und für sich' zu einer partikulären, jedoch präziseren,
zweckhaften, d.h. handlungsbezogenen Erkenntnis" fortbewegt und
somit den "fundamentalen Wandel im Welt- und Selbstverständnis
des Menschen" begleitet (Kaufmann 1970: 94), der mit der Aufklä-
rung beginnt und mit dem Siegeszug der Technik einherging. Dieser
Wandel und die damit verbundene Rolle der Wissenschaft trafen hi-
storisch auf die Ausdifferenzierung der Sozialpolitik zu objektiv
beschriebenen und gesetzlich festgelegten Rechtsansprüchen und
sie trugen ihren Teil dazu bei, das Sozialversicherungssystems
als verfestigte und generalisierende Erwartungsstruktur zu insti-
tutionalisieren. Hier ist vor allem der Form einer "Vergewisse-
rung durch Ausschluß negativer Möglichkeiten" nachzugehen, die
leichter realisierbar und "angesichts des möglichen Interessen-
konflikts zwischen Anspruchberechtigten und Sicherungsorganisa-
tionen" auch rationaler ist (ebd; 318).
Die ökonomische, versicherungsrechtliche und auch die ideologi-
sche Bedeutung der Behinderung oder Minderung der Erwerbsfähig-
keit wird möglicherweise in den nächsten Jahren zunehmen. Die
demographische Entwicklung kann zu spezifischen Spannungen auf
dem Arbeitsmarkt führen; die Qualifikationsanforderungen steigen
und sind weniger durch den Ersatz von Arbeitskräften zu befriedi-
gen; die Belastungen und Erkrankungen scheinen lediglich einem
Formwandel zu unterliegen und im psychosozialen Bereich eher grö-
ßer zu werden. Damit zeichnet sich ein Druck auf die eingespiel-
ten Statuspassagen innerhalb der Arbeitsverhältnisse ab, vor al-
lem im Ubergang zur arbeitsbedingten Erkrankung (Feststellung und
Festlegung des Grads der Behinderung). Die demographische Ent-
wicklung und der entsprechende Druck auf das System der sozialen
Sicherung wird die Konkurrenz zwischen verschiedenen Soziallei-
stungen verschärfen. Wenn Scheuch hier annimmt, daß nicht alle
der Ansprüche zu befriedigen und die notwendigen Entscheidungen
über Abstriche an die Bürger zurückzugeben wären (Scheuch 1987),
so unterschätzt er die stabilisierenden und entmündigenden Funk-
tionen der ärztlichen Experten (Horn u.a. 1984) wie der Sozial-
versicherung. Vielmehr kann gefragt wer'~n, ob der Problem- und




wird, die als "gate keeper" den Zugang zu den Leistungen des So-
zialversicherungssystems regeln. Diese Regelung erfolgt inhalt-
lich wesentlich in den Verfahren der Begutachtung.
In besonderer Weise zeigt sich in der Gutachtermedizin die Rolle
von Experten ur.d Expertenwissen für Statuspassagen, insofern die
Gutachter die Regelungen der Passage wesentlich bestimmen, ohne
die Entscheidungen selbst unmittelbar zu treffen. Das Vertrauen
als zentrale Kategorie zwischen administrativer (politischer,
juristischer) Entscheidung (oder Nicht-Entscheidung) und gesell-
schaftlicher Akzeptanz beruht auf einer eigenständigen, kaum zu
hinterfragenden Institutionalisierung. Dieser, in der Gutachter-
medizin historisch besonders ausgeprägte Mechanismus durchdringt
mittlerweile einen Reihe der politischen Arenen.
Zielsetzungen
Im Mittelpunkt der Anforderungen an arbeitsmedizinisches Wissen
stand und steht das Problem der haftungsausfüllenden und haf-
tungsbegründenden Kausalität. Während es in dem Teilprojekt nicht
um die spezifischen juristischen Aspekte geht, soll die Spannung
zwischen naturwissenschaftlich-biologischen und sozialwissen-
schaftlich-gesundheitspolitischen Argumentationslinien in den
Mittelpunkt gestellt werden. Im englischen Sprachgebrauch drückt
die Unterscheidung zwischen Krankheit und Kranksein die Unter-
scheidung zwischen naturwissenschaftlicher und sozialer Konzep-
tion aus: "Disease is an abstract, biological-medical conception
of pathological abnormalities in peoples bodies. Diseases are in-
dicated by certain abnormal signs and symptoms which can be ob-
served, measured, recorded, classified and analysed according to
clinical standards of normality." Diese Definition wird aller-
dings für untauglich gehalten, wenn es um die Untersuchung sozia-
ler Zusammenhänge geht. "Illness, the human experiencing of di-
sease, is an explicitly social phenomenon with both an objective




Doch nicht nur "Kranksein" bezieht sich auf die soziale Einbet-
tung der betroffenen Person. Die obige Unterscheidung mag die
Sichtweisen und das Selbstverständnis von Ärzten und Laien tref-
fen, sie vertuscht jedoch die Wechselwirkungen und übersieht, daß
die biologisch-klinische Konzeption von "Krank~eit" ebenfalls so-
ziale Zusammenhänge, wie sie von den mächtigen Institutionen der
Sozialversicherung geprägt sind, beschreibt. Insofern scheint es
unzureichend, wenn sich die Untersuchungen, die soziale Zusam-
menhänge in Fragen von Gesundheit und Krankheit gewichten wollen,
lediglich auf die subjektiven Sinnstrukturen beziehen (vgl. Engel
1979, Katsehnig 1980, zur Kritik Gerhardt 1981) oder auf die psy-
chosoziale Verarbeitung objektiver Belastungen (Schäfer 1979; v.
Uexküll 1981).
Die soziale Dimension medizinischer Begutachtung ergibt sich zum
einen aus einem Krankheitsverständnis, das auf die Zusammenhänge
zwischen geschichtlichen und sozialen Geschehnissen sowie deren
Niederschlag in Organen und Funktionen des menschlichen Körpers
abhebt; in diesem allgemeinen Sinne kann die Krankheit als eine
Störung der Beziehungen der Menschen untereinander verstanden
werden (v. Weizsäcker 1950; Zacher 1986). Zum anderen ist der
Vorgang der ärztlichen Begutachtung selbst eine Entscheidung über
soziale Sachverhalte im Rahmen gesellschaftlicher Einrichtungen.
Wenn es darum geht, diesen beiden Aspekte der Medizin als einer
"humanitären Veranstaltung der menschlichen Gemeinschaft" (F.
Hartmann) in den gutachterlichen Argumentationen nachzugehen, so
muß einerseits der große Eigensinn berücksichtigt werden, der ge-
rade in den zu beurteilenden Konfliktlagen von dem psychophysi-
schen Organismus ausgeht, andererseits die starke Prägung durch
verrechtlichte Verfahren.
Zu fragen ist daher auch nach den Inhalten der Gutachten, die aus
verschiedenen Quellen stammen und mit verschiedenen, natur- oder
sozialwissenschaftlichen Zugängen erschlossen werden müssen (so
die These von Kisker 1982). Hier soll der von V. von Weizsäcker
angebotenen Orientierung gefolgt werden. wonach "soziale Krank-




unpersönlichen Mächten in Staat und Institution abzuleiten sind.
Insbesondere der Anteil von Gesellschaft, Staat und Institutionen
an derartigen Konflikten bedarf der Analyse. V. Weizsäcker kon-
statiert im gesellschaftlichen Umgang mit sozialen Krankheiten
eine widernatürliche Verrechtung und Versachung (v. Weizsäcker
1934: 65ff). Die Berufung auf angeblich rein naturwissenschaft-
lich objektive Kriterien vertusche geradezu die Maßstäbe der Be-
gutachtung. V. Weizsäcker erkannte also eine Verbindung zwischen
dem Krankheitsbegriff, wie er mit dem "energetisch-ökonomisch-
technischen Bild der Gesellschaft" (ders. 1941: 161) einherging,
und der Funktion der Gutachtermedizin im Rahmen der Sozialversi-
cherung.
Die Funktionsweise der Gutachtermedizin soll daher nicht einfach
mit dem Begriff der "Kontrolle" gefaßt werden. Dieser Begriff
verwischt in seiner Ungenauigkeit auch die widersprüchlichen Ele-
mente in der Institution Unfallversicherung und dem Berufskrank-
heitenverfahren, insbesondere im Zusammenhang realer Arbeitsver-
hältnisse (Burawoy 1985: 26). Stattdessen ist von hierarchisch
geo~dneten Wechselwirkungen von sozialen Schichtungen, Kontrol-
len, Akzeptanz, Konsens, Widerstand und Aushandlung auszugehen.
Die Kategorie des "Aushandeins" nimmt eine SchlQsselrolle ein,
weil hier die Wechselwirkungen geformt und neu bestimmt werden.
Dies scheint auch deshalb angebracht, weil die Aussagen der Gut-
achtermedizin über alters- oder konstitutionsbedingte oder -bezo-
gene Abweichungen auf dem Hintergrund von Vorstellungen eines
Normalarbeitsverhältnisses zu verstehen sind, in die auch kultu-
relle Normen, Legitimationsmuster, Ordnungskonzeptionen usw. ein-
gehen. Insofern korrespondieren Normalisierungen durch Gutach-
termedizin solchen Vorstellungen von (Normal)Arbeitsverhältnis-
sen, wie sie in Managementideologien und -strategien herrschafts-
stabilisierend geprägt werden und den Betroffenen als ein "Be-
griffsgeschwQr" (Nichols/Armstrong 1976: 19) entgegenstehen.
Zugleich bieten solche Vorstellungen, vor allem soweit sie in
verrechtlichten Verfahren evaluiert werden, ein gewiRses Maß an




sozialpolitische Verpflichtung und verhindern kurzgreifende Stra-
tegien. Diese sozial- und gesundheitspolitische Perspektive soll
in dem Teilprojekt abschließend untersucht werden. Sie bildet zu-
gleich den übergang zu einer zweiten Projektphase, in der die
Normalitätsunterstellungen und Regulierungen von den Betroffenen
aus untersucht werden sollen.
Vorgehensweise
Die Untersuchungen bauen im wesentlichen auf Inhaltsanalysen auf,
wobei die medizinischen Gutachten als institutionell geprägter
Teil sozialer Kommunikation verstanden werden. Die Analyse zielt
hierbei auf'die Inhalte der Gutachten und erst im zweiten oder
dritten Schritt auf Sender oder Empfänger. Ausgehend von den
wichtigsten Funktionen, die in der Kommunikationsforschung her-
vorgehoben werden, soll insbesondere der Anschluß der gutachter-
lichen Argumentationen an normalisierende Vorverständnisse (kon-
textuale Funktion) und die Verfügbarkeit über Risikolagen durch
Begriffsdefinitionen (ökonomische Funktion) im Mittelpunkt des
Interesses stehen. Allerdings kann hier nicht die Adäquanz der
Begriffe hinterfragt werden, weil die Sachverhalte selbst nicht
rekonstruiert werden können und sollen.
In dem Projekt soll zunächst von fOlgender Hypothese ausgegangen
werden:
In den gutachterlichen Verfahren findet ein institutionalisiertes
Aushandeln über Kern und Verbindlichkeit von Expertenwissen
statt. Die "gesicherten" wissenschaftlichen Erkenntnisse basieren
auf Normalitätsannahmen, deren "harter" Kern in biologisch be-
gründeten Aussagen über Körperlichkeit und Lebensphasen besteht.
Das Expertenwissen, das so nur einen kleinen Ausschnitt gesund-
heitlicher und rlamit biographischer Zusammenhänge erfaßt, legiti-
miert einen gesellschaftlichen Umgang mit den Gefährdungen und
Schädigungen der Gesundheit durch industrielle Pathogenität, der
möglicherweise systematisch defizitär ist. Medizinische Gutachten
und Gutachter wirken prägend und legitimierend auf die Regulie-
rung von Ansprüchen, die durch Mitglieder der Gesellschaft an das
System der sozialen Sicherung gestellt werden. Weil der Zugang zu
Leistungen und die Notwendigkeit präventiver Maßnahmen nur durch
"gesichertes" Wissen Anerkennung finden, wird die Bewältigung des




rung der Arbeits- und Erwerbsfähigkeit - trotz der Unfallversi-
cherung als Institution der sozialen Sicherung - zum großen Teil
auf die Betroffenen selbst abgeschoben. Diese haben nicht die
Möglichkeit, den gesellschaftlichen Umgang mit industrieller Pa-
thogenität von ihren Bedürfnissen aus zu organisiere~. Dieser Me-
chanismus blockiert die allgemeinen, präventiven Intentionen der
Unfallversicherung. In historischen Situationen allerdings, in
denen die Spannung zwischen Risikolagen, "gesichertem" Wissen und
akzeptierten Normalitätsunterstellungen zu groß wird, kann deren
Verhältnis untereinander neu geformt werden.
Diese Hypothese wird in historisch-vergleichender Methode anhand
publizierter medizinischer (Ober-)Gutachten und unter Berücksich-
tigung der sozialgeschichtlichen Zusammenhänge von Unfallversi-
cherung und ärztlicher Professionalisierung untersucht. Die Eva-
luation und Korrektur der Hypothesen soll zur begrifflichen Klä-
rung führen.
Zur Analyse arbeitsmedizinischen Wissens wird insofern zunächst
ein Kategoriensystem zu erarbeiten sein, das von Hypothesen und
deren Dimensionen ausgeht und die Interpretation der Gutachten
anleitet. Verhaltenserwartungen werden als Handlungsfiguren be-
griffen, die von Experten so geprägt werden, daß sie zu alltags-
weltlichen Orientierungen und Deutungsmustern werden. Die Analyse
der Handlungsfiguren kann allerdings hier nur vom Ergebnis, von
der gutachterlichen Stellungnahme und dem Bescheid her erfolgen.
Daher liegt das Schwergewicht darauf, die Handlungsfiguren als
Argumentationsmuster auf ihre ideologischen Voraussetzungen (die
sich ihrerseits auf sozialstrukturelle Ergebnisse des HandeIns
beziehen) hin zu untersuchen. Diese Untersuchung geht davon aus,
daß die Orientierungen und Deutungen als Normalisierungen zu
verstehen sind. Sie stellen das interpretative Schema dar, mit
dem die Betroffenen (aber auch andere Beteiligte) industrielle
Pathologie wahrn~hmen. Das Teilprojekt zielt auf das von medizi-
nischen Experten beeinflu~te Wissen innerhalb der Strukturen
gesellschaftlicher Wirklichkeit, die von der Unfallversicherung
geprägt werden.
Medizin~sche Gutachten zur Einschätzung der Erwerbsfähigkeit lie-
gen seit Inkrafttreten des Unfallversicherungsgesetzes und spe-




eigentliche Untersuchung der Gutachten muß eingebettet werden in
einen sozialhistorischen Kontext, der über die Strukturen des sy-
stems der sozialen Sicherung und über die sozialpolitischen In-
tentionen Auskunft gibt. Dies soll durch eine sekundäranalytische
Studie zur Institution Unfallversicherung und deren Verhältnis zu
medizinischen Experten, zu soziokulturellen Prägungen der Ar-
beitsanforderungen und zu sozialpolitischen Kräften und Interes-
sen erfolgen.
Die sekundäranalytische Studie kann sich auf eine Fülle zeitge-
nössischer Publikationen stützen, in denen im Rahmen der ärztli-
chen Professionalisierung standespolitische Kriterien für die
Regelung der Gutachterfrage und das Verhalten der Gutachter un-
tereinander diskutiert wurden. Besonders beispielhaft werden
hierbei die Auseinandersetzungen über das Problem der "Simula-
tion" sein, weil darin die Anforderungen eine zentrale Rolle
spielen, die dem normalen Arbeiter normalerweise zugemutet werden
(müssen) und die er nun möglicherweise durch Ansprüche an die So-
zialversicherungsleistungen verweigert. Der Arzt prüft hip.r im
gesamtgesellschaftlichen Interesse Ansprüche und gibt vor, dies
mit exakten Maßstäben vornehmen zu können.
Die Analyse der Normalitätsunterstellungen in medizinischen Gut-
achten erfolgt, indem die Argumentationsmuster mit den histori-
schen Gewichtungen und Veränderungen industrieller Pathogenität
konfrontiert werden. Das bereits vorhandene und systematisierte
Wissen zur Geschichte der Arbeiterkrankheiten und der Arbeitsme-
dizin in Deutschland (Müller/Milles 1984) kann hierzu spezifisch
(bezüglich einzelner Risikolagen, Erkrankungen, Branchen) ergänzt
werden. Die empirische Grundlage einer solche.l Konfrontation ist
durch die Sammlung der arbeitsmedizinischen Standardliteratur an
der Universität Bremen weitgehend vorhanden: es erscheint ausrei-
chend, nicht den Bezug zu schwer zu rekonstruierenden Gesund-
heitsgefährdungen und -schädigungen, sondern zu dem einschlägigen
Wissen darüber zu wählen, weil der Gutachter im Zweifelsfall
keine eigene Forschung anstellt (und anstellen braucht), aber auf




In der historischen Genese von Unfallversicherung und medizini-
scher Begutachtung werden die verschiedenen Verknüpfung~n und
Oberlagerungen deutlich, die die Regulierung von Risikolagen unä
Statuspassagen heute verkomplizieren. Insbesondere das Wechsel-
verhältnis zwischen privatwirtschaftlichen, gesellschaftlichen
und staatlichen Normierungen und Verfahren, etwa zwischen dem aus
privaten Haftpflichtversicherungen stammenden Unfallbegriff und
den oft wenig festgelegten Definitionen der Reichsversicherungs-
ordnung oder zwischen den Wirtschaftlichkeitserwägungen (von Ver-
sicherungsgesellschaften und Unternehmen) und den Umverteilungen
sozialer Kosten usw., vor allem aber auch die Akzeptanz der be-
nutzten Vorstellungen von einem normalen Leben (möglicherweise
gegen Erfahrungen oder Interessen der potentiell Betroffenen)-
dies ist in soziogenetischer Forschung zu klären.
Die Untersuchung der Gutachten soll zu~ächst drei historische
Etappen unterscheiden, in denen auch der sozialgeschichtliche
Zusammenhang jeweils neu zu reflektieren ist.
a) Nach Etablierung des Sozialversicherungssystems sind wesent-
lich Argumentationsmuster auszumachen, in denen die menschliche
Arbeitskraft als körperliche Kraft verstanden wird. r,efragt wird
in den Gutachten, ob oder in welcher Einschränkung der menschli-
che Körper dem Arbeitsprozeß zur Verfügung steht. Der verwendete
Maßstab basierte auf Vorstellü~gen von schwerer körperlicher Ar-
beit im sinne von handwerklicher Arbeit, die ein Mann im mittle-
ren Alter während eines zehnstündigen Arbeitstages zu leisten in
der Lage wäre. Dieser Maßstab verfestigte eine naturwissenschaft-
lich-biologische Sicht des Arbeiterkörpers und verband sich mit
den Anforderungen an die Selbstsorge des Arbeiters, wie sie ent-
lang der protestantischen Arbeitsethik erhoben wurden.
b) Um die Jahrhundertwende ist eine Weiterentwicklung der wissen-
schaftlichen Zugriffe auf den menschlichen Körper sichtbar, die
mit veränderten Arbeitsoedingungen verbunden waren, wie sie spä-
ter mit dem Begriff der "Rationalisierung" gefaßt wurden. Während
die Einschätzung des menschlichen Körpers in der ersten Phase im
Grunde nach dem Vorbild militärischer Musterungen erfolgte, er-
folgt nun eine methodische Ausdifferenzierung. Kennzeichen dieser
Phase sind Methoden der Psychotechnik, mit denen man die Ein-
schät,ung erfolgter Gesundheitsschädigungen ebenso bewerkstelli-
gen kann wie die Prognose (noch) vorhandener Arbeitsfähigkeit.
Unter dem Schlagwort "Berufswahl und körperliche Eignung" sahen
Gewerbehygieniker auch eine konkrete präventive Aufgabensteilung.
Das Muster der Beurteilung verlagerte sich von einfacher schwerer
körperlicher Arbeit hin intakten körperlichen Funktionen - nicht
der Arbeiter im mittleren Alter mit entwickelter Muskulatur, son-
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Arbeiter mit funktionstüchtigen Organen und Reaktionen
Orientierung ab. In die zweite Phase fällt die Entwick-
Etablierung des Berufskrankheitenverfahrens (1. BKVO
c) Die institutionelle Verfestigung des Verfahrens führte zwar
zur Stabilisierung arbeitsmedizinischen Wissens, nicht aber zu
sozialpolitischer Wirksamkeit; insgesamt konnten lediglich im
Durchschnitt 0,23 Promille der Unfallversicherten die Vorteile
des Berufskrankheitenverfahren nutzen, und auch nur rund 20 % der
angezeigten Fälle führten zu Entschädigungen (Mi lIes/Müller 1985:
158). Auf diesem Hintergrund ging die Begutachtungspraxis ab von
der sogenannten Knochentaxe und fand zu Beurteilungsmustern, die
eine flexible Verteilung der Versicherungs leistungen nach dem
Einzelfall garantierten. Hier ist etwa nach dem Inkrafttreten des
Arbeitssicherheitsgesetzes eine Veränderung auszumachen, die mit
dem Begriff "arbeitsbedingte Erkrankungen" (Müller/Volkholz 1980)
zu umschreiben ist und die wieder größere Anforderungen des Ver-
sicherungs systems an die medizinischen Experten impliziert. Nach
der Entscheidung des Bundessozialgerichts vorn 14.11.1984 (AZ: 9b
RU 38/84) soll die Bewertung der Arbeits- und Erwerbsunfähigkeit
aufgrund empirisch-wissenschaftlicher Basis erfolgen. Diese Basis
ist aber im Umfeld des Begriffes "arbeitsbedingte Erkrankungen"
noch nicht gesichert.
Für alle drei Phasen sind an die Gutachten folgende Fragen heran-
zutragen und im sozialhistorischen Kontext zu verfolgen:
a) Lebensphasen, Lebenserwartung, Lebensl~ge
In welcher Weise unterstellen die Gutachten eine Selbstsorge
des Arbeitnehmers?
In welchen Bezug setzen medizinwissenschaftliche Argumenta-
tionen den Abbau der Arbeitsfähigkeit mit dem natürlichen
Tod?
Besteht eine Fixierung auf "normale" Vernutzung der Arbeits-
kraft in einem Arbeitsleben?
In welcher Weise beziehen sich Gutachten auf das Kontinui-
tätsmuster lebenslanger Arbeit?
b) Körperlichkeit, Belastungen, Gefährdungen
Beziehen sich die Gutachten auf eine Fiktion des gesunden
Arbeiters?
In welchen medizinwissenschaftlichen Begründungen ist das
Muster schwere körperliche Arbeit auszumachen?
Gehen die Gutachten von einer Arbeitsverweigerungsvermutung
aus?




stitution, bzw. die natürliche Kraft zur Selbstreinigung und
Resorption?
Wie beziehen sich medizinische Gutachten auf das Verhältnis
zwischen Anlage- und Altersbedingungen auf der einen, produ-
zierten Gefährdungen und Schädigungen auf der anderen Seite
(vor allem bei chronischen Erkrankungen)?
Auf welcher Grundlage erfolgen Prognosen über Rehabilita-
tion, verbleibende Minderung der Erwerbsfähigkeit und Le-
b&nserwartung, d.h. welche Vorstellung vorn gesunden und
vollständig einsatzbereiten Arbeiter, bzw. welche Abstriche
davon sind auszumachen?
Solche Fragen sind anhand spezifischer Fälle und spezifischer Er-
krankungen zu untersuchen, dann aber auf ihre gesellschaftliche
Relevanz, d.h. auf industrielle Pathogenität insgesamt hin zu
überprüfen. Hierbei ist hervorzuheben, daß der Begriff "Erkran-
kung" wörtlich verstanden werden soll; es soll also auf den Pro-
~ der Gefährdung und der biographischen Auseinandersetzung mit
Gesundheitsgefahren abgehoben werden.
Im historischen RücJ.blick wird auszumachen sein, daß die medizin-
wissenschaftliche Diskussion an bestimmten Fragen Weichenstellun-
gen vornahm; solche Fragen sind mit besonderem Augenmerk zu ver-
folgen. Hier kommen zunächst in Frage
- die Bruchleiden,
dann die verschiedenen Fälle von traumatischer Neurose,
unspezifische Erkrankungen, etwa Herz-Kreislauferkrankungen,
spezifische Erkrankungen,etwa Vergiftungen,
komplexe Erkrankungen wie Lärmschwerhörigkeit,
weit verbreitete Erkrankungen wie Staublunge.
Auf theoretisch-analytischer Ebene werden folgende Zusammenhänge
beachtet und hinterfragt:
das Verhältnis von "gesichertem" arbeitsmedizinischem Wissen
zu Veränderungen der Arbeitsbedingungen und zu den im ge-
sellschaftlichen Alltag akzeptierten Normalitätsunterstel-
lungen,
die sogenannte NUllhypothese (es existiert keine Gefährdung,
solange sie nicht in "gesichertem arbeitsmedizinisches Wis-
sen" definiert ist),
die Rolle gesicherten medizinischen Wissens,





die Umleitung sozialer Probleme durch medizinische Defini-
tion,
die Verbindung zu präventiven Maßnahmen,
die Momente der Individualisierung und Internalisie=ung.
die Bed~utung biologischer, insbesondere sozialdarwinisti-
scher Muster,
die Zusammenhänge zu Formen sozialer Kontrolle,
die Qualität medizinischer Prognosen über Lebensphasen und
ßelastungen.
Eine Zusammenfassung der Untersuchungen wird mit einem Workshop
angegangen, zu dem Kooperanten aus den Fachgebieten Arbeitsmedi-
zin, Medizi?solziologie, Mp.dizingeschichte und Sozialgeschichte
eingeladen werden. Mit der Analyse institutionalisierter Verfah-
ren soll zugleich der Anschluß an die nächste Projektgeneration
hergestellt werden, die sich stärker mit der Auseinandersetzung.
der Internalisierung oder den Widerständen auf Seiten der Betrof-
fenen in derartigen Verfahren zu beschäftigen hat.
Quellenlage
Die Arbeiten in dem Teilprojekt bestehen wesentlich darin, vor-
liegende medizinische Gutachten zu erschließen, einzuordnen, aus-
zuwerten und zu interpretieren. Quellenkritisch ist hier zugleich
der Zusammenhang zu berücksichtigen. in dem die Gutachten ent-
standen (Institution der Unfallversicherung, Berufskrankheiten-
verfahren, usw.). Während für die zeit vor 1914 sämtliche vorlie-
gende Gutachten im Themenzuschnitt bearbeitet werden können, wird
bei den zugänglichen Gutachten nach 1914, nach 1925 und besonders
nach 1945 bere:ts eine Auswahl vorgenommen; es ist jedoch davon
auszugehen, daß insbesondere die argumentativ interessanten Gut-
achten publiziert wurden.
Die vorliegenden medizinischen Gutachten im Rahmen von Berufs-
krankheitenverfahren sind überschaubar, weil sie bis 1945 auf




ten im Reichsversicherungsamtes) beschränkt werden können und
weil für die Jahre nach 1945 eine spezifische Sammlung der wich-
tigsten Gutachten vorliegt. Darüberhinaus kann für die Zeit vor
1945 in gewissem Umfang eine Einschätzung der gesamten Gutachter-
praxis in Berufskrankheitenverfahren vorgenommen werden, weil
eine stichprobenartige Sichtung aller Rekursakten des Senats für
Berufskrankheiten möglich ist (für die wichtige Zeit nach der 2.
Berufskrankheitenverordnung 1928 sind die Voraussetzungen hierfür
vom Antragsteller bereits geschaffen ~orden).
Bis 1945 sind die Obergutachten, die vom Reichsversicherungsamt
für Rekursentscheidungen herangezogen wurden, in den "Amtlichen
Nachrichten" (bis 1914), bzw. den "Entscheidungen und Mitteilun-
gen" (ab 1914) des Reichsversicherungsamtes aufgeführt. Nach 1945
wurde die doppelte Zuständigkeit des Reichsversicharungsamtes
aufgegeben; der juristische Teil der AufgabensteIlung wurde dem
Bundessozialgericht zugewie~en. Dies führte zwar ,dazu, daß das
Gericht nicht das Bedürfnis des RVA weiterverfolgte, hierarchisch
geordnetes Expertenwissen selbst zu organisieren, der Rückgriff
auf Medizin und Mediziner schwächte sich jedoch nicht ab. Dieser
Rückgriff ist in der Loseblattsammlung "Medizin im Sozialrecht"
von 1955 bis 1984 in 8 Bänden dokvmentiert und durch einen Re-
gisterband gut erschlossen. Weitere gesammelte Entscheidungen
finden sich in: "Sammlung von arbeitsrechtlichen Entscheidungen
der Gerichte und Einigungsämter" des Bundesjustizministers ab
1922, "Amtliche Sammlung der Entscheidungen des Bundessozialge-
richts", "Die Rekursentscheidungen des Reichs-Versicherungsamtes
als Spruchkollegium in Unfallversicherungs-Angelegenheiten", her-
ausgegeben ab 1886/7 vom Vorstand der Knappschafts-Berufsgenos-
senschaft, "Sammlung von Entscheidungen aus dem Gebiete der So-
zialversicherung und Versorgung" herausgegeben und begründet von
Breithaupt ab 1901, "Sozialversicherungsrechtliche Entscheidun-
gen" herausgegeben von Nowak/Teschner/Heller/Wychera/ Gabler ab
1953, "~le Sozialgerichtsbarkeit" ab 1954, "Versicherungsrecht"
ab 1950 .. "Vierte1jahresschrift für Sozialrecht", "Zeitschrift für
Arbeitsrecht und Sozialrecht" ab 1966, "Zeitschrift für das Recht




Versicherungs-Wissenschaft" ab 1901, "Zeitschrift für Versiche-
rungswesen" ab 1877, "Die Sozialversicherung" ab 1946, "Zentral-
blatt für Sozialversicherung" ab 1947.
Darüberhinaus diskutierten und diskutieren die einschlägigen
Fachzeitschriften den Zusammenhang von Medizin und Recht: Zu nen-
nen sind "Der ärztliche Sachverständige" und "Der Medizinische
Sachverständige", beide erscheinen seit 1895. Von spezifischem
Wert sind die Berichte über die Unfallmedizinischen Tagungen des
Hauptverbandes der Berufsgenossenschaften.
Die meisten archivalischen Quellen (Milles!Knopf-Milles 1987) be-
finden sich im Bundesarchiv in Koblenz (Akten des Reichsversiche-
rungs- und'Reichsgesundheitsamtes) sowie in den Abteilungen des
Zentralen Staatsarchivs der DDR in Potsdam und Mers~burg (Akten
der preußischen Behörden). Das Bundesarchiv hat in einem Zwi-
schenarchiv die Rekursakten des Senats für Berufskrankheiten des
Reichsversicherungsamtes aufbewahrt. Diese Akten enthalten neben
allen medizinischen Gutachten auch die Stellungnahmen der (ge-
werkschaftlichen) Rechtsvertreter der Betroffenen und der Berufs-
genossenschaften. In ihnen wird von verschiedenen Seiten ei~ ge-
sundheitliches und biographisches Bild des Probanden ausgemalt.
Diese Akten werden nach Ablauf der Schutzfristen nach und nach
vernichtet. Der Antragsteller konnte ein Teil der Akten, die
Jahrgänge 1929 und 1930, einsehen und nach eigenem Ermessen aus-
werten. Eine Obernahme oder Auslagerung der Akten ist rechtlich
nicht möglich. Insofern bietet das vorliegenden Forschungsvorha-
ben eine einmalige Gelegenheit, diesen historischen Erfahrungs-
schatz unter einer aktuellen Fragestellung anzugehen und in wic~­
tigen Teilen zu bergen.
Die unmittelbare empirische Grundlage des Teilprojektes ist fol-
gendermaßen aufgebaut:
a) Von 1885 bis 1937 sind in den "Amtlichen Nachrichten" (bis
1914) und in den "Entscheidungen und Mitteilungen" (bis 1937)
insgesamt 246 (144 plus 102) ärztliche Obergutachten dokumen-
tiert; davon beschäftigen sich insgesamt 46 (26 plus 20) mit
thematisch interessanten Fragen (im übrigen geht es beispiels-




in die Jahre nach der 1. Berufskrankheitenverordnung (BKVO) 1925
fallen. Während die 46 Gutachten intensiv auszuwerten sind, kön-
nen die übrigen lzdiglich auf einzelne interessante Argumente hin
durchgesehen werden.
b) Von 1926 bis 1945 wird das Berufskrankheitenverfahren eta-
bliert. Hierzu liegen die Rekursakten des Senats für Berufskrank-
heiten im Bundesarchiv Koblenz (noch) vor. Eine Au~wertung der
großen Aktenmenge benötigt keine besonderen Kriterien, weil es
weder um die Repräsentativität der Fälle noch um eine statisti-
sche Auswertung derselben geht. Insofern werden zum einen die
gewichtigsten Fälle, in denen konkurrierende Gutachten zu vermu-
ten sind, und die bekanntesten Gutachterärzte auszuwählen sein.
Pro Jahr werden in den Jahren nach der 1., 2. und 3. BKVO (1925,
1928, 1336) ca. zehn, sonsten fünf Fälle (mit z.T. mehreren Gut-
achten, nach Ausbruch des 2. Weltkrieges gehen die Fälle jedoch
rapide zurück) herangezogen. Intensiv sind ca. 40 Gutachten aus-
zuwerten.
cl Nach 1945 kann nicht von Obergutachten ausgegangen werden;
stattdessen gewinnt die konkurrierende Begutachtung an Bedeutung.
Diese Fälle werden nach der Sammlung "Medizin im Sozialrecht"
ausgewählt. Die Sammlung listet unter dem Stichwort "Berufskrank-
heiten" insgesamt 120 allgemeine Entscheidungen und 195 Entschei-
dungen zu einzelnen Krankheiten und einzelnen Berufen. Intensiv
sind die Gutachten zur Minderung der Erwerbsfähigkeit auszuwer-
ten, wovon 103 angegeben sind.
Die engere empirische Basis des Teilprojektes besteht insofern
aus ca. 190 ärztlichen Gutachten. Diese Basis Kann nach dem er-
sten überblick in allen drei Teilen je nach Bedarf erweitert
werden; dies wird vor allem i~ Hinblick auf die insgesamt 215
Entscheidungen nach 1945 anzustreben sein, gilt aber auch für die
Rekursakten des RVA-Senats, falls die historischen Weichenstel-
lungen nach 1925 näher zu verfolgen sind.
Für die Bearbeitung der Gutachten sind neben der sozialgeschicht-
lichen Einordnung einheitliche Fragestellungen vorgesehen, die an
alle Texte herangetragen werden sollen. Die Fragestellungen sol-
len zu einem Auswertungsschema entwickelt werden. Zum einen sol-
len die Argumente erfaßt werden, die sich im Zusammenhang von
Alter und Körper auf biologische, naturwissenschaftliche, indivi-
duell~ und fallbezogene Aspekte beziehen. Zum anderen sollen die
Argumente erfaßt werden, die sich auf Risikolagen, deren ursäch-
liche Zusammenhänge oder auf soziale und institutionelle Aspekte
der Statuspassagen beziehen. Auf der Basis eines solchen Schemas




Darüberhinaus wird es nötig sein, an bestimmte Erkrankungstypen
speziellere Untersuchungen anzuknüpfen, wie dies etwa E. Fischer-
Hornberger am Beispiel der traumatischen Neurose vorgefGhrt hat.
Hier kommen in Frage
a) eine bestimmte Vergiftungsart (zu denke~ ist z.B. an Chlorv~r­
giftungen, die mit den heute in der öffentlichen Auf~erks~rnkeit
stehenden Vergiftungen durch Formaldehyd vergleichbar sind),
b) Staublungenerkrankungen (deren Aufnahme in die BKVO 1928 eine
besonders intensive medizinische Diskussion über Charakter und
Nachweis der Erkrankung hervorrief),
c) Lärmschwerhörigkeit (die in enger Verbindung zu solchen unspe-
zifischen B~lastungen zu sehen ist, wie sie im Rahmen der Streß-
theorie eine wichtige Rolle spielen),
usw.
Eine genauere Festlegung der spezifisch zu untersuchenden Erkran-
kungstypen wird nach der ersten Durchsicht aller vorliegenden
Gutachten erfolgen. Die spezifische Untersuchung sollte dabei
neben dem medizinischen Fachwissen auch durch sekundäranalyti-
schen Zugriff die sozialpolitischen Kräftekonstellationen und
Konflikte berücksichtigen, die zur Anerkennung und Gewichtung der
Berufskrankheit führten. Die allgemeinen und spezifischen Un-
tersuchungen sollen bezogen werden auf sekundäranalytische Stu-
dien zur Entwicklung und Funktionsweise der Unfallversicherung
und der ärztlichen ?rofessionalisierung.
Arbeitsprogramm
1) Auflisten und Zusammenstellen der medizinischen Gutachten
(nach den "Amtlichen Nachrichten", den "Entscheidungen und
Mitteilungen" und der Sammlung "Medizin im Sozialrecht");
Auswahl und Vervollständigen der Rekursakten des Senats für
Berufskrankheiten beim RVA, der betr. Akten des Bundesso-
zialgerichts.
3 Monate
2 Hypothesenbildung; Zusammenstelien und Dimensionieren der
relevanten Aussagen über die Argumentationsmuster der Gut-
achtermedizin vor allem im Hinblick auf Körperlichkeit und






3) Erschließen der Gutachten und Systematisieren der zentralen
Sachverhalte, an denen Argumentationsmuster fest- u~d fort-
geschrieben werden; Auflisten der Gutachter, ihrer Qualifi-
kation und ihrer Themen (rechnergestützt) .
2 Monate
4) Sekundäranalytische Studien zum sozialhistorischen Kontext;
Arbeiten zur Entwicklung der Sozialverfassung, zu sozial-
und gesundheitspolitischen Konflikten, zur Herausbildung des
medizinischen (naturwissenschaftlich-biologisch-klinischen)
Modells und zur Akzeptanz der medizinischen Begutachtungen.
5 Monate
5) Sekundäranalytische Studien zu institutionellen Aspekten;
aktuelle unj zeitgenössische Literatur zur Funktionsweise
der Sozialversicherung, speziell der Unfallversicherung; zur
ärztlichen Definitionsmacht und Professionalisierung; zur
Umleitung sozialer Probleme durch medizinische Definition;
entsprechende sozial- und gesundheitspoltische sowie juri-
stische Aspekte der Diskussionen in Reichs- und Bundestag.
4 Monate
6) Entwicklung eines Kategorienschemas; Typisierung von Norma-
litätsuntersteIlungen bezogen auf Konstitution und Alter;
sozialer Wandel und "gesichertes" Wissen; gesellschaftliche
Anforderungen an Gutachtermedizin. .
2 Monate
7) Auswertung und Interpretation der Gutachten im Detail (rech-
nergestützt) und nach besonderen Fällen.
8 Monate
8) Durchführung eines Workshops mit externen Kooperanten; Wis-
senschaftsgeschichtliche und -soziologische Schlußfolgerun-
gen in der Auseinancersetzung mit zeitgenössischer und aktu-
eller Fachliteratur; gesundheitspolitische Schwierigkeiten
und Zielsetzungen.
2 Monate
9) Abfassung des Endberichts, überlegungen zur Umsetzung der
Ergebnisse und Planung der weiteren Arbeiten.
6 Monate
Die angegebenen Arbeitsschritte sind für einen Zeitraum von drei




3.6 Stellenwert innerhalb des Programms des Sonderforschungsbe-
reichs und Entwicklungsperspektiven des Projekts
Das Teilprojekt e~sch1ie~t historische, wissenschaftssoziologi-
sche, sozialmedizinische und gesundheitspolitische Zusammenhänge
innerhalb des TI,emenfe1des des Sonderforschungsbereichs. Vor al-
lem mit der Konzentration auf wesentliche Elemente der deutschen
Sozialverfassung und auf die beispielhafte Definitionsmacht de~
Medizin zielt das Projekt auf Ergebnisse, die über Statuspassagen
innerhalb des Erwerbslebens und Gesundheitsrisiken von Arbeitneh-
mern hinaus den Zusammenhang zwischen Normalarbeitsverhältnis und
System der sozialen Sicherung erhellen.
Institutionelle Regulierungen greifen verstärkt auf Experten
zurück. Der Bereich Jer Unfallversicherung zeigt in der histori-
schen Entwicklung einen frühen und beispielhaften Rückgriff,
insofern die medizinischen Experten ausdrücklich von den formalen
Entscheidungsprozessen abgesondert wurden, was zwar ihren Einf1u~
nicht hinderte, was aber zur Herausprägung spezifischer Defini-
tionsmacht und Entscheidungsstrukturen führte. Die Funktionen von
Experten spielen in allen Themenbereichen des gesamten Programms
eine Rolle; sie ist jedoch in diesem Bereich von Beginn der Un-
fallversicherung an separat organisiert. Die Konzentration auf
die gutachterliehe Fixierung des zentralen Status der Arbeitsfä-
higkeit lä~t somit Ergebnisse erwarten, die für das gesamte Pro-
gramm interessant sind.
Das Teilprojekt beschäftigt sich mit der Sozialversicherungsin-
stitution, d.h. mit einer Einrichtung, die wie keine andere Risi-
kolagen und Lebensverläufe prägt. Die alltäglichen Prägungen er-
folgen in der Form von Entscheidungen, die in hohem Ma~e durch
die Betroffenen selbst getragen werden müssen. Die gesellschaft-
lichen Normalitätsunterstellungen erhalten hier beständige Bestä-
tigung und Fortentwicklung. Der historisch-genetische Ansatz des
Teilprojekts soll mit diesen Aspekten zugleich die Möglichkeiten
für die Ausweitung und Systematisierung historisch vergleichender




Besondere Verzahnungen sind vorhanden mit dem Teilprojekt C-l
"Betriebsärzte", insofern die Rolle medizinischer Experten in
Frage steht. Das vorliegende Teilprojekt wird mit der allgemeine-
ren Untersuchung medizinischer Argumentationsmuster Grundlagen
für eine konkretere Tätigkeitsanalyse liefern können.
In dem historischen Bezug und in dem Stellenwert des "Alters"
korrespondiert das vorliegende mit dem Teilprojekt D-2 "Alters-
grenze". Während es in beiden Fällen um Konzeptionen geht, steht
in dew. vorliegenden Teilprojekt Körperlichkeit und Lebensphase
als allgemeinere Festlegungen des Normalarbeitsverhältnisses im
Mittelpunkt, während im anderen Fall die Statuspassage aus dem
Erwerbsleben anvisiert wird.
Vom Gegenstand her finden s~cß zu dem Teilprojekt C-4 "Abstiegs-
karrieren" gute Möglichkeiten der Kooperation und Befruchtung. In
beiden Fällen geht es um institutionelle Normalisi~rungen und ar-
beitsbedingte Erkrankungen. Vor allem der völlig andere Zuschnitt
(prospektive Längsschnittstudie bzw. historisch-vergleichende In-
haltsanalyse) hinterfragt Krankheitsbegriffe von verschiedenen
Seiten. Hier besteht die Möglichkeit einer Konfrontation der
gutachterlichen Argumentationsmuster mit statistisch feststellba-
ren Krankheitsverläufen.
Dip. Untersuchung setzt zunächst an Institutionen und den durch
diese produzierten Quellen an. In der nachfolgenden Projektgene-
ration soll das Wechselverhältnis zwischen institutionellen und
alltagsweltlichen Normalitätsvorstellungen, vor allem von den
Betroffenen in Berufskrankheitenverfahren aus, untersuchen wer-
den. Die Handlungsfiguren können von den Betroffenen aus unter-
sucht werden, wenn die in den Akten dokumentierten Selbstdarstel-
lungen oder die in Biographien etc. festgehaltenen persönlichen
Positionen ausreichen, damit die Konfliktsituation der Begutach-
tung rekonstruiert werden kann. Die Festlegung der Arbeitsschrit-





3.72 Aufgliederung und Begründung der sächlichen Verwaltungsaus-
gaben
1988 1989 1990 1991
133 134 135 USa
Uittel für Neuanschaffung (515)
und Verbrauchsmaterial (522)
- aus der Grunda11ss ta t tung 1. 650 3.300 3.300 1. 650
- aus der Ergänzungsausstattung 500 1.000 500 500
Kleingeräte (515) und Verbrauchsmaterial (522)
Grundausstattung:
Die Universität stellt dem Teilprojekt eine hinreichende Aus-
stattung an Räurrlichkeiten zur Verfügung und trägt die Telefon-
kosten. Die Kosten für die Benutzung eines portablen PCs (der für
die Arbeit in Archiven und Bibliotheken nützlich 'ist) werden ne-
ben Kosten für Büroausstattung und Büromaterial aus der Grund-
ausstattung gedeckt.
Ergänzungsausstattung:
Die beantragten Mittel der Ergänzungsausstattung werden zur An-
schaffung von 100 Disketten (3 1/2 Zoll), für bibliographische
Arbeiten (Karteikarten, -kasten) und für die Anschaffung eines
Diktiergerätes benötigt.
Summe: 2.500 DM
Ein PC (Olivetti M 28) der Grundausstattung wird mitbenutzt. Es
könnte nötig sein, diesen durch eine zusätzliche Festplatte
(hard-card) zur Erhöhung der Speicherkapazität nachzurüsten.
Bücher, Zeitschriften (512)
Das Teilprojekt ist auf eine Auswertung aktueller und zeitgenös-
sischer Literatur im Themenbereich angewiesen, die nicht in der
Staats- und Universitätsbibliothek Bremen zugänglich ist, resp.
für die gesamte Projektdauer zur Verfügung stehen muß. Für die




















1988 Die sekundäranalytischen und archivalischen Studien erfor-
dern Reisen zur medizinischen Zentralbibliothek in Köln und
zum Bundesarchiv Koblenz.
2 Fahrten ä 120,- DM nach Koblenz, Köln
3 Tageä 72,- DM für 2 Mitarbeiter
Summe
1989 Zur' Vervollständigung der Quellengrundlage sind Reisen zu
den Archiven in Koblenz, Potsdam und Merseburg notwendig.
Die schwierige Literaturbeschaffung erfordert eine Reise zur
Bibliothek des RVA in Berlin, zur Bibliothek des BIA in
Bonn-St. Augustin (die Reise dient zugleich der eventuell~n
Ergänzungen im Bundesarchiv Koblenz und der Bibliothek in
Köln) .
2 Fahrten nach Berlin 348,- DM
2 Fahrten nach Koblenz u.a. 240,- DM
2 Fahrten nach Merseburg!Potsdam 346,- DM
3 Tage Berlin ä 72,- DM für 2 Pers. 552,- DM
5 Tage in Koblenz u.a; für 2 Pers. 720,- DM
10 Tage Merseburg u.a. für 2 Pers. 1.440,- DM
Zuschlag für DDR Hotelkosten 500,- DM
Summe 4.146,- DM
1990 Eine Kooperation mit ärztlichen Sachverständigen und Medi-
zinsolziologen wird für die Auswertung große Bedeutung er-
halten. Der vorgesehene Workshop erfordert kurze Reisen von
Berlin, Göttingen, Kassel, Bochum, Düsseldorf und Aachen.
Für die Durchführung des Workshops sind zehn Teilnehmer vor-
gesehen, denen Reisekoste~ und ein Tagegeld zu erstatten
ist.
10 Fahrten ä 120,- DM
10 Tagegelder ä 72,- DM
Summe
Druckkosten (531a)
Für die Vorbereitung des Workshop soll ein Papier mit den ersten
Projektergebnissen gedruckt werden. Darüberhinaus wird 1991 ein





Die Arbeit an und mit Texten erfordert viele Kopierkosten; hinzu
kommen Kosten für Computerausdrucke. Die Obergutachten und Gut- '
















Notwendig sind zwei Literaturrecherchen bei Literaturdiensten zu
aktuellen und historiographischen Studien. Notwendig sind Kosten
für eine Recherche bei idis und DIMDI.
1989 DM 300,-
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Allgemeine Angaben zum Teilprojekt D 2
Thema: Altersbilder und Altersgrenzen. Geschichte und
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Das Projekt untersucht Strukturen und Verläufe der gesellschaft-
lichen Formation von "Alter". Zunächst werden in historisch-sy-
stematischem, politologisch-soziologischem Zugang zwei Themen-
stränge erarbeitet, die zum Kernbereich dieses Themas gehören und
die Grundlage für weitere Studien geben.
Als erster Themenstrang wird die Geschichte von Altersbildern in
Beziehung auf Leistungsanforderungen im Alter um relevante Wende-
punkte rekonstruiert. Es geht um die Konvention darüber, wie lan-
ge jemand "tätig" zu sein hat, bzw. wie lange jemand im Erwerbs-
leben "seinen Mann zu stehen" habe. Diese Untersuchungen organi-
sieren sich um die Herausbildung der Altersgrenzen in den Alters-
und Invalidenversicherungen, aufzufassen als Kristallisations-
punkte eines gesellschaftlichen Altersdiskurses. Genauer wird zu
untersuchen sein, wie allgemeine, bzw. gruppenspezifische Erwar-
tungen an Alterserleben zu institutionellen Normalitätsunter-
stellungen werden und in welchen Spannungsverhältnissen sich die-
se bis heute weiterentwickelt haben. Untersucht wird die Traktat-
und Aufklärungsliteratur und die Debatten im politischen Raum.
Als zweiter Themenstrang wird die spezielle Statuszuweisung bei
institutionell gefaßten übergängen aus der Erwerbsarbeit im hi-
storischen Wandel untersucht. Denn es zeigt sich, daß Normali-
tätsuntersteIlungen institutionell verfestigter Altersgrenzen,
als Obergänge zum definierten und "entlasteten" Altsein festge-
legt werden, die von der Mehrheit der aus dem Erwerbsleben Aus-
scheidenden nicht erreicht werden können. Damit besteht das kon-
zeptionelle Problem einer Konvention, die sich durch dauernde
Konventionsverstöße stabilisieren muß. So wird zu untersuchen
sein, wie institutionelle Normalitätsunterstellungen und Norma-
litätsbrüche im Prozeß des sozialen Alterns der Betroffenen in-
teragieren.
In diesem Themenstrang soll zunächst der politische und medizin-
politische Diskurs im Vordergrund stehen. Ist zu erwarten, daß
die Debatten um Altersgrenzen angebunden sind an allgemeine ge-
sellschaftliche SinnstrUkturen, Lebenszeit- und allgemeine Zeit-
strukturierungs-Vorstellungen u.ä., dann könnte man annehmen, daß
ein Massenphänomen, wie "vorzeitige" Alterung, als gravierende
Gefährdung der Stabilität der Gesellschaft erscheint. Der Zugang
zu solcher Gefahrensbewältigung sind hier vor allem die medizini-
schen Kontroll- und Begründungsdiskurse, der sog. Begutachtungs-
medizin und der angegliederten medizinischen und paramedizini-
schen Verfahren. Durch diese wird sowohl "vorzeitiges" Altern zu-
gelassen als auch, als individualisierte, und damit als vorge-
sellschaftlich aufgefaßte Schwäche objektiviert. Die (Früh-)Ver-
rentungsliteratur ist, unter den Aspekten der Interessenverknüp-
fungen der Verfahrensbeteiligten und den Bewältigungsoptionen der




3.3 Stand der Forschung
Oberblick
Ist Verrentung, und inzwischen auch Frühverrentung, wirklich eine
so bekannte und selbstverständliche Figuration, daß sie aufginge
in die Beschreibung der pragmatisch orientierten Arbeitsmarkt-
politiken, wie sie in der Zeit wirtschaftlicher Stagnation und
zunehmender Langzeitarbeitslosigkeit dominieren? (vgl. Kühlewind
1986; Brinkmann 1982) Produktivitätsvorteile einer jungen Beleg-
schaft, Verzicht älterer Arbeitnehmer zugunsten junger Arbeitslo-
ser, Oberlastung der einen durch zu anforderungsreiche Arbeit,
Oberlastung der anderen durch das Fehlen von angesehener Arbeit
überhaupt, das wären vielleicht die wichtigsten Stichworte. Aber
ist es wirklich nur ungerechtfertigter sozialer und materieller
Egoismus, wenn viele Arbeitnehmer an gut bezahlter und anerkann-
ter Arbeit festhalten? Sind es Selbsttäuschungen, wenn viele
Arbeitnehmer sich noch für fit und fähig halten, auch über die
Altersgrenze hinaus? (Ekerdt u.a. 1980; Engelbrech 1985) Oder,
von der "anderen" Seite her gesehen: Warum gibt es den Renten-
oder Pensionsschock mit folgenden Krankheiten und U.U. Tod immer
noch, obgleich es inzwischen Vorbereitungskurse und ein breites
Angebot der Freizeitgestaltung für "Alte" gibt, einerseits? Und
überhaupt die post-materielle Abwendung von erwerbsarbeitszen-
tri'.cen Werthaltungen, andererseits? Warum diese drastische
"Entfremdung" zu den alten Arbeitskollegen trotz aller "gleiten-
der" Übergänge aus dem Arbeitsleben? Warum wird die bis dahin
I ·itende Arbeitsethik gerade bei den jungen und fähigen "Alten"
häufig zu einer ziel- und vernunft~osen Vielgeschäftigkeit?
(Ekerdt 1987; Luhmann 1971; v. Kondratowitz 1985)
Das Zentralproblem der Verrentung scheint gerade in diesem Wider-
spruch zu liegen, zwischen der gesellschaftlichen Normalitätsun-




der Problembearbeitungskompetenz der Betroffenen, für die Verren-
tung meist gewa~tsame Umstellung, Entfernung aus adaptierten und
integrierten Lebensumständen ist. Das gesellschaftlich Normale
ist für die Betroffenen, ist lebensgeschichtlich keineswegs nor-
mal, das gesellschaftlich Selbstverständliche, ja u.U. Humane und
Fürsorgliche ist ein dramatischer Bruch in der individuellen Bio-
graphie. Dieser Bruch und die folgenden Lernprozesse des U~stel­
lens auf veränderte Lebensumstände scheinen deshalb so schwierig,
weil die meist eintretenden materiellen und kommunikativen Einbu-
ßen nicht einmal mit konsistenten positiven Sinn- und Wertstruk-
turen legitimiert sind, während alle bis dahin gültigen zusammen-
brechen. Es gibt nicht nur einen Typus des Ausscheidens aus dem
Erwerb~leben. Aber wäre nicht zu erwarten, daß die Obergangspro-
bleme zunehmen, je früher sie stattfinden, je mehr die Betroffe-
nen sich von einem "vollständigen" Arbeitsleben entfernt sehen?
Der ganze Problemhorizont des Obergangs aus dem Erwerbsleben,
will man nicht dessen Komplexität auf Arbeitsmarktpolitik-Pragma-
tik oder post-materialistischen Wertewandel reduzieren, erschlie-
ßt sich erst, wenn man, wie hier vorgeschlagen, Verrentung als
eine risikoreiche, voraussetzungsvolle Staluspassage konzipiert
bzw. als solche ernst nimmt.
Verrentung, eine Statuspassage
Viele der angesprochenen Probleme des Obergangs aus dem Arbeits-
leben sind lange bekannt. Wenn dennoch eine gewisse Unterkomple-
xität in der DiskUSsion festzustellen ist, könnte das zunächst an
dem Fehlen eines Interpretationsmodells liegen, das die verschie-
denartigen Argumente und Ergebnisse integriert. Zunächst besteht
die Forschungsaufgabe darin, die konstitutiven Elemente dieser
Passage aus dem Erwerbsleben als historisch gewachsene Orientie-





Das Konzept der Statuspassage thematisiert Übergänge, hier aus
dem Erwerbsleben in den Ruhestand, als eigene soziale Gest?lt.
Sie formuliert diese durch die Konfrontation von allgemein
gesell3chaftlichen und/oder institutionellen Normalitätsunter-
stellungen und den Situationswahrnehmungen und Erwartungen der
einzelnen Betroffenen. Verrentung ist in diesem Sinne soziales
Veralten, und wie Intimität, Liebe oder Umgangs- und Selbstdar-
stellungsformen ist Alter und Alterung. ein soziales Programm, das
vermittelt und gelernt werden muß. Mit Verrentung ist also eine
der "kleinen" und symbolischen Vergesellschaftungsformen und-
bedingungen in den Blick zu nehmen, wie ähnliche von Elias
(1969), Foucault (vor allem 1976 und 1986), Bourdieu (1982) oder
Luhmann (z.B. 1982) untersucht wurden. In dies~r Statuspassage
sind gan~ unterschiedliche Konfrontationskonstellationen vor-
stellbar. Zwei können schon jetzt benannt werden.
Eine besteht auf der Ebene der Zeitsynchronisierung (Kohli 1985;
1986). In der Verrentung realisiert sich nicht zuletzt eine ge-
sellschaftliche Ressourcenökonomie, die sich durch Altersgrenzen
rationalisiert und objektiviert hat (s. Absatz zu Altersgrenzen).
Eine sol~he kann massiv gegen individuelle Lebenszeitplanungen
verstoßen. Das trifft wahrscheinlich besonders in Frühverren-
tungsfällen zu. Und immer dann, wenn die betreffenden Personen
ihre gesamte Identität aus der Arbeitsrolle gezogen haben. Frauen
mit ausgeprägter Familienorientierung z.B. werden viel geringere
Probleme mit der Verrentung haben als Alleinstehende, Personen
mit entwickelter Hobby- oder Ehrenämter-Einbindung geringere als
Nur-Arbeiter usw. (Dieck u.a. 1985; Naegele 1985: 134; Wolf,
1987; Gubrium 1976). Verrentung könnte beschrieben werden als ein
soziales Programm, das in die individuelle Lebenszeit- und Le~.
bensarbeitszeitbudgetierung als Merkposten eingestellt ist, d~r,




Die Zeitchronisiserung ist eng verbunden mit der Normsynchroni-
sierung. Verrentung scheint in einer Arbeitsgesellschaft eine
sehr viel bedeutendere Statuspassage zu sein, als allgemein an-
genommen. Denn die Betreffenden scheiden nicht nur aus einem Tä-
tigkeitsbereich aus, der für sie gro~e ökonomische, soziale und
kommunikative Bedeutung hatte. Sie scheiden zugleich aus als
vollgültige Teilnehmer der ununterbrochenen Verwirklichung eines
die gesamte Gesellschaft strukturierenden Normgefüges (Lehr 1985;
Neugarten/Hagestad 1976; Atchley 1976). Diejenigen, die in Bezug
auf die Arb~itsgesellschaft als zu alt, zu wenig leistungsfähig,
allgemein überflüssig geworden sind, partizipieren nach der Ver-
rentung nurmehr als Familienmitglieder, als Konsumenten, als In-
teressenvertreter u.ä., nämlich nur noch in abgeleiteter Bedeu-
tung an dieser Gesellschaft. Damit wird erkennbar, wie sehr der
Nach-Verrentungsstatus von der Berufsbiographie abhängt - etwa
von Kaufkraft, sozialer Kompetenz, Sozialintegration. Zugleich
werden auch die Kontinuitätsbrüche und neuen Zumutungen erkenn-
bar, die in der Verrentung entstehen und die als Passagenleistung
bewältigt werden müssen (Kohli 1982; Dieck/Naegele/Schmidt 1985).
Die Betreffenden scheiden aus ihrem bisherigen Anforderungs- und
Selbstthemati~ierungskontextaus und gehen in einen neuen, noch
unbekannten über. Die möglichen Folgen des Übergangs in diesen
qualitativ anderen Lebenszusammenhang sind auch kaum oder nur in
groben Zügen - wie finanzielle Ausstattung, Zeitüberschu~, Vor-
stellung eigener Bedürfnisse - zu antizipieren. In dieser Passage
sind also gro~8 Unsicherheiten über Anforderungen, Eignungen, In-
teressenlagen, Entwicklungsoptionen, Kontinuitätschancen zu be-
wältigen. während der Eintritt in die Arbeitsgesellschaft heute
mit Vorbereitungsinstitutionen durchorganisiert ist, ist dpl' Aus-
tritt vergleichsweise unterkomplex organisiert. Die geforderten
Lernleistungen sind aber hoch. Vor allem ein Abbau bisheriger
Einstellungen und Erwartungen, z.T. unter eingeschränkten finan-




Damit ist erkennbar, daß diese Normsynchronisierung zugleich po-
litische Sicherheit herzustellen hat. Denn nicht zuletzt von dem
massenhaften "Erfolg" dieser Passage hängt es mit ab, ob die so-
ziale Stabilität der Arbeitsgesellschaft gewahrt bleibt. Damit
ist eine hohe Problemkomplexität beschrieben, die mit den Pro-
jektergebnissen realisiert werden muß.
Altersbilder
Wer "in Rente" geht, ist alt. Altsein hat negative Konnotationen,
niemand ist bereitwillig oder "von selbst" alt. Man ist erst alt,
wenn es einen die Umwelt wissen läßt (Tews 1971: 61). Man muß es
"fUhlen", sagt man. Heute fOhlt man das Altwerden allerdings
meist nicht zuerst durch den Verlust von Fähigkeiten und durch
das Eintreten von Schmerz- und Behinderungssymptomen. Frauen mer-
ken die biologischen Grenzen noch in alter Weise mit dem Ende der
Gebärfähigkeit. Ebenso präsent sind diese Grenzen für die alten
körperlichen Schwerarbeiter. Alt ist das Unfallopfer ohne alle
Altersdimension, wenn die Folgen irreparable Bewegungs- und Wahr-
nehmungsstörungen beinhalten. Und auf dem anderen Ende der Skala
ist in Alteneinrichtungen, in den Maßstäben der Bewohner oder Be-
nutzer, "alt" noch einmal radikalisiert, bezeichnet hier die, die
gar nichts mehr können, die fast tot sind (Hazan 1987). Es ist
das Verdienst der Altersforschung, immer wieder darauf verwiesen
zu haben, daß es "das Alter" nicht gibt, auch nicht "den Rentner/
die Rentnerin", weil vielleicht der Tod, jedenfalls nicht der
Prozeß d2s Alt2rns der große Gleichmacher ist (Rosenmayr 1978 und
1983; v. Kondratowitz 1982).
Dabei bleiben viele Fragen offen. So richtig es ist, daß die Al-
ternserfahrungen stark differieren nach sozialstrukturellen und
Persönlichkeitsmerkmalen der Betroffenen, so gewiß ist, daß Al-
tern selbst als ein soziales Programm auf alle Betroffenen glei-




der Macht der sozialen Verhältnisse, die diese aktualisiert und
modifiziert sind noch immer nicht ausreichend untersucht.
Nichts ist deutlicher für diesen Sachbestand als die Wirkungslo-
sigkeit bestimmter Altersbilder, die mehr oder weniger künstlich,
wenngleich in vermutlich guter Absicht, von der sozialpädagogi-
schen und Altenhilfe Literatur und Praxis propagiert werden
(Schmidt/Zeman 1987; Seniorenfreizeitstätten 1983). Denn trotz
aller terminologischer Bemühungen bleibt z.B auch der "aktive
Senior" ei~ "Alter", der nach den Werten der Arbeitsgesellschaft
und im Sinne der Rentenfinanzierung ausgedient hat und mitfinan-
ziert werden muß. Die Wertsetzungen und Rollendefinitionen im
Altersdiskurs der Sozial- und Alterspädagogik prallen ab an ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen, die den eigenen und dominan-
ten Altersdiskurs schreiben. Andererseits, und hier ist man die-
sem dominanten sozialen Altersdiskurs viel näher, werden Geburts-
tage von "Hochbetagten", wenn diese wie Popper oder Elias weiter-
hin sich zu Wort melden können und produktiv sind, nur zum Anlaß
genommen, Werk und Einfluß darzustellen. Niemand ehrt hier einen
"aktiven Senior" oder einen "rüstigen Hochbetagten". Das Alter
ist jetzt eine eher verwundert bemerkte Nebensache (vgl. z.B.:
"Die Zeit" vom 24.7.87, S.31; Merkur, Heft 6, 1987).
Die Annahme liegt nahe, daß "Leistungsfähigkeit" die entschei-
dende Komponente der dominierenden Altersbilder ist (Göckenjan
1987; Levy 1979). Es scheint zwar immer gesehen worden zu sein,
daß hier Stereotypen im, Spiel sind, die dazu in der Regel den
Leistungsbegriff auf einzelne Dimensionen verkürzen. Das Alter
ist langsamer, die Arbeit fällt schwerer, aber sie wird nicht
schlechter gemacht, bemerkt schon Jakob Grimm: "die alte biene
kommt spät, aber sie kommt doch." (Grimm 1864: 205). Heute ist
die Debatte als Ablehnung des sog. Defizit-Modells des Alterns
geführt worden. In der Regel wird die These eines Wandels des




werde manuelle Schnelligkeit nachlassen, aber Ruhe und Erfahrung
wird zugleich die Qualität der Arbeit erhöhen können (Lehr 1975;
1985; Bäcker 1982).
Positionen. die eine modifizierte, "gereifte" "Leistungsfähigkeit
in steigendem Alter propagieren, sind aber nicht nur folgenlos,
weil sie eben nur Gegenkonzepte zu den herrschenden ökonomischen
Kalkülen darstellen. Sie bestätigen im übrigen die dominanten
Normkomponenten. Ob "gereift" oder nicht, man erreicht die erwar-
teten Leistungsdimensionen entweder, oder wird sich mit entschul-
digenden Rhetorikleistungen, wie sie die Altenhilfe zur Verfügung
stellt, zufrieden geben müssen. Eine Logik, der auch die sog.
"jungen Alten" zu folgen scheinen. die nur erst i~ ihren bisheri-
gen Berufstätigkeiten oder Familientätigkeiten überflüssig gewor-
den, "veraltet" sind, wenn sie die Angebote der Altenhilfe auch
nicht in Anspruch nehmen.
Es mAg sein. daß eine alternde Gesellschaft "altersbewußter" wird
(Rosenmayr 1978: 19). Die herkömmliche Orientierung der Alters-
bilder auf Leistungsfähigkeit ist aber offenbar nicht verändert.
Betrachtet man zudem den älteren Diskurs über Alter {Göckenjan
(1987), dann zeigt sich die zentrale offene Problemlage. Das bis
vor wenigstens 1 1/2 Generationen eiserne Gültigkeit beanspru-
chende Lebenskonzept "lebenslange Arbeit" ist nahezu unbemerkt in
das Konzept "verdiente Rente/Ruhestand" übergegangen. Insofern
unbem0~kt. als daß für die Betroffenen eine Konvention hinter
einer folgenden verblaßt. Die möglichen Konsequenzen dieser
Ver~nd2rung hahen nun zwar zu sehr weitgehenden Spekulationen zur
"KrisE der ~rbEitsgesellschaft" und einer neuen Altersbewegung
geführt. ah~r ohne daß diese erwarteten Erschütterungen eingetre-





Tatsächlich und fraglos ist ~it diesem Konventionswandel ein ein-
heitliches Lebenskonzept aufgegeben worden. Die Hängelage dieser
Situation drückt sich nun eben aus in der Diskrepanz zwisch2~ ei-
ner weiterhin absolute Gültigkeit beanspruchenden Arbeitsethik
der Arbeitsgesellschaft und dem zunehmenden U~fang und den stei-
genden Zeiträumen des "Alters". Dieses Alter läßt sich auch, we-
gen der häufig unattraktiven materiellen Ausstattung, kaum mehr
als "Belohnungs-Phase" in die Lohnarbeit integrieren. Vorderhand
erscheint es jetzt aber eher tunlich zu untersuchen, wie diese
prekäre Koalition von gegensätzlichen Wertsystemen, dem Konzept
einer Arbeitsgesellschaft und einer Sozialstaatsgesellschaft, ei-
nes Arbeitslebens und eines Sozialleistungsempfängerlebens mög-
lich ist. Man wird nach weiteren Austausch- und Verschiebe-Bezie-
hungen zwischen beiden "Welten" suchen müssen und nicht, wie bei-
de in ein Lepensentwurf-Modell übergehen könnten. Möglicherweise
bietet die Passagenorganisation des Ausscheidens diese Vermitt-
lungsleistung. Wenn in der Passage selbst kontinuierliche Erfah-
rungen des Zusarrmenbruchs alter Orientierungen in einer Art Ab-
schlußbilanz verarbeitet werden, sind modifizierte Normmischungen
als Passagefolgen denkbar (Kohli 1982; v. Kondratowitz 1985:
285f. Das ist zunächst weiter konzeptionell zu verfolgen.
Auch hier gibt die historische Perspektive Hinweise, denen weiter
nachgegangen werden kann. Das Lebenskonzept "lebenslange Arbeit"
konnte immerhin soziale und biologische Dimensionen in der Weise
integrieren, da~ sie sich wechselweise "begründen". Dieses Kon-
zept erzwang, sicherlich entsprechend der Sozialschichtung diffe-
renziert, eine unmittelbare Konfrontation zwischen den sozialen
Anforderungen und den physisch-psychischen Alternsprozessen. Die-
ses AlternserIeben. letztlich nicht mehr den bisherige~ Geschäf-
ten vorstehen. bzw. nicht mehr den Lebensunterhalt verdienen zu
können, kann als naturalistisches Modell des Alterns aufgefaßt
werden (Göckenjan 1987). Demgegenüber organisiert Verrentung he~~,




sehen, noch bevor sie "die Last des Alters" spOren, eher symboli-
sche Alternsprozesse. Hier laufen jetzt allgemeiner Bedarf und
hoch spezialisierte Einzelanforderungen, finanzielle Anreize und
abstrakte kollektive ROcksichtnahmen, aber auch natfirlich U.U.
wie bisher starker Verschleiß und Leidensdruck zu Abschlußbilan-
zierungen zusammen, die auf ganz anderen F~higkeitseinschltzungen
beruhen müssen als früher.
Erst jetzt läßt sich sagen, hat sich aus den biologischen Deter-
minanten weitgehend herausgelöst, was man eine soziale Passagen-
struktur nennen kann. Das gibt sich erst in historisch-systema-
tischer Dimensionierung zu erkennen und soll genauer untersucht
werden.
Erwerbsfähigkeit und Alternativexistenz
Die Untersuchung der Verrentung als eine risikoreiche. vorausset-
zungsvolle Statuspassage folgt ~ur zum Teil dem traditionellen
Sozialpolitikthema des Übergangs von der Erwerbstätigkeit in eine
Alternativexistenz. Denn in dem vorliegenden Projekt sind vor
allem die Ebenen der gesellschaftlichen Ressourcen- und individu-
ellen Lebenszeitplanung im Blick. Auch die erfolgreiche Synchro-
nisierung dieser ist wesentlich für den sozialen Zustand einer
Gesellschaft. Verrentung ist also nicht nur eine pragmatische Ar-
beitsmarkt-. Volkswirtschafts- oder Sozialpolitik-Größe. wie es
in den entsprechenden Wissenschaften behandelt wird.
Die Literatur zum Sozialstaat und der allerdings in der Regel
dominierenden Institutionsgeschichte d~r Rentenversicherung bie-
ten konzeptionelle Anknüpfungen. Hier können nur einige Stichwor-
te gegeben werden. In der Sozialstaatsdiskussion steht traditio~·





Achinger 1958; v. Ferber 1967; Lenhard/Offe 1977; Leibfried/Tenn-
stedt 1985). Die materielle Sicherung der Nicht- oder lIichtmehr-
Erwerbsfähigen wird als zentrale Legitimationsleistung zur
Systemstabilisierung angesehen (z.B. Narr/Offe 1975). Je nach
Probleffisicht kann die dominante Systemdynamik als Einschnüren von
Alternativexistenzen, zu einem sozialen "Unterstock" beschrieben
werden (z.B. Leibfried/Tennstedt 1985). Oder die Systemtätigkei~
erscheint überhaupt als Dauerversuch der Stabilisierung des nicht
Stabilisierbaren (z.B. Luhmann 1983).
Die Rentenversicherungsliteratur, soweit sie nicht reine Institu-
tionslehre ist (vgl.Bogs 1973; Schaub u.a. 1976), thematisiert
die Schnittstelle: Zwang zur Erwerbsarbeit und Erwerbsunfähigkeit
bzw. Alterssicherung als Problem der Beitragsleistung, der Le-
benseinkommens-Positionen und dem sog. Aquivalenzprinzip (z.B.
Wagner 1984; Stolleis 1984; Schmähl 1985). Allerdings öffnet sich
die Rentenliteratur direkter und sehr viel weiter prinzipiellen
sozial- und gesellschaftspolitischen Perspektiven am Gegenstand
der Grundsicherungs-/Grundrentenfrage (z.B. Krupp u.a. 1981; WSI-
Mitteilungen 2/1987). Sozialgeschichtliche Einbettungen der Ren-
tenversicherung liegen kaum vor (Tennstedt 1976: 448 ff; 1972:
14-103; Rosenmayr 1978; Hockerts 1983).
Das sozialgeschichtliche Problem der Rentenversicher~~g, eine Al-
ternativexistenz zur Lohnarbeit anzubieten, die nicht Armenpflege
ist, aber zugleich die Arbeitsmotivation ihrer Versicherten nicht
destruiert, muß zum Ausgangspunkt ein~r Rekonstruktion gemacht
werden (Reulecke 1983: 418). Dabei ist die Herkunft aller Sozial-
versicherung aus der positiven Diskriminierung von der Armenpfle-
ge Allgemeingut. Wenig durchgearbeitet sind dagegen die Einstel-
lungswandlungen, die von den Versicherten gefordert sind und das
reibungsarme und vor allem integrative Funktionieren der "Wohl-
fahrts"-Einrichtungen überhaupt erst ermöglichen (von der materi-





erst richtig krank, oder
arbeitsunfähig (Liek 1927;
Behauptungen wie: Erholungskuren machen
die Möglichkeit des Rentenbezugs macht
Horneffer 1930). Auch für die Renten-
versicherung bedeutet das, die Debatten um das Simulationsproblem
(sog. Rentenhysterie) aufzunehmen.
Dabei wird in der Regel mißachtet, daß die Bezugsnormen der frü-
hen Invaliden- und Altersversorgungsprojekte eben nicht heutige
individualistische Konzepte wie humanes Altern oder Würde des Al-
ters waren. Diese sind erst mit der Entwicklung der sozialen Ren-
tenversicherung prägend geworden. Auch die Rentenversicherung
sollte zunächst kollektive Werte wie Achtung vor dem Eigentum,
Sparsinn, Familienbindung stützen bzw. diese in Kr~isen stimulie-
ren, die nach Ansicht der Reformer noch außerhalb des Gültig-
keitskreises dieser Normen standen. Es gibt keine Studie zu
diesem Mentalitätswandel: von der selbstverständlichen Erwartung
lebenslanger Arbeit, die die Verwertung von Restarbeitsfähigkeit
bis hin zu nicht mehr entlohnungsfihigem "sich nützlich machen"
einschließt, zur Erwartung einer Ruhestandsphase, "sorgenfreier
Altersjahre der Entspannung und Besinnung" (Sozialplan 1957: 89;
vgl. als erster Zugriff: Göckenjan 1987).
Altersgrenzen in der Rentenversicherung
In der Soziologie, Anthropologie und Gerontologie gibt es eine
recht breite Literatur zur sozialen Konstruktion des Lebenslaufs
als ein prinzipielles gesellschaftliches Ordnungssystem (Riley
u.a. 1972; Neugarten/Hagestadt 1976; Kohli 1978; Hareven/Adams
1982). Wobei die Dominanz amerikanischer Literatur zu Altersgrup-
pen und Alterssicherung vielleicht auch eine Kulturspezifität
einfängt. Chronologische Altersgrenzen, im Gegensatz zu alten
qualitativen Lebensstufenmodellen (Cole/Winkler 1987; Schenda
1983) sind als moderne Sozialisations formen festgestellt worden




disierung und Institutionalisierung des Lebenslaufs der Ausdeh-
nung wohlfahrtsstaatlicher und allgemein staatlicher Institutio-
nen zugeschrieben wird (Cain 1976; Kohli 1985).
Kohli (1985) hat vier in der Literatur häufiger behandelte Funk-
tionszusammenhänge angeführt, die gesellschaftlich über die chro-
nologische Altersgrenze organisierbar sind und Zuweisung und Ein-
klagen bestimmter VerJlaltensanforderungen beinhalten. Auf den
beiden abstraktesten Ebenen ermöglicht chronologisches Alter so-
ziale Kont~olle, falls und insofern formale Verfahren staatlicher
Apparate und internalisierte Altersbilder der jeweils Betroffenen
in einem Handlungssystern zusammenstimmen. Die langfristige
Erwartbarkeit solcher biographischer Ereignisse ermöglicht dabei
sowohl für den Einzelnen als auch für das staatliche Leistungssy-
stern für die Moderne typische Rationalisierungschancen. Wie
komplex diese Ebene gesellschaftlicher Synchronisierung von
Leistungen und Verhaltenszumutungen ist und mißverstanden bzw.
unterproblematisiert wird, zeigen die häufigen Forderungen.
chronologisches durch "funktionales" Alter zu ersetzen (z.B. Lehr
1979; Kühlewind 1986: 204).
Weiter nennt Kohli (1985) als Funktionsleistungen von Altersgren-
zen: Integration, die Verknüpfung verschiedener Lebensbereiche,
insbesondere von Betriebs- oder Erwerbsarbeit und Familie. Hier
leitet offenbar die Feststellung, daß das Konzept der Norrnalbio-
graphie zwar unterschiedliche Lebensbereiche umfaßt, die aber
erst lebensperspektivisch synchronisiert werden müssen. Die 4.
Funktionsleistung: Sukzession, bzw. Nachfolgeregelung ist die am
weitesten ausgeführte, auch mit deutlicher amerikanischer Präva-
lenz (Riley u.a. 1972; Oohse u.a. 1981). Im Vorfall altersbeding-
ter Verrentung verknüpfen sich betriebs interne und gesellschaft-
liche Rationalisierungsstrategien. Verrentung nach antizipierba-
ren ~usscheideregeln begründen und festigen betriebliche Rezipro-




vationen bzw. hohe Verläßlichkeit und Planbarkeit von Produkti-
onsprozessen beruhen können (Kohli/Wolf 1986).
Insofern sich Betriebsstrategien von "regulären" Verrentungsre-
geln in ihrer Arbeitsorganisations- und Arbeitskräfteeinsatzpoli-
tik leiten lassen, reproduzieren sich die vier allgemeinen Funk-
tionsleistungen der Altersgrenzen auf Betriebsebene und die Cber-
gänge zwischen Berufsarbeit und Ruhestand erreichen Optimalform.
Allerdings wird man in Betracht des Verrentungsgeschehens
(Page/Reimann 1983; Orsinger/Clausing 1982) wohl eine Dominanz
innerbetrieblicher Rationalisierung mit Externalisierung der Ra-
tionalisierungsfolgen annehmen müssen (z.B. Kotthoff/Ochs 1984).
Das "volle Arbeitsleben" bzw. eine nicht verletzt~ "lebenszeitli-
ehe Terminierung" (Kohli/Wolf 1986: 20) erscheint als ehjr idea-
lisierende Konzeptionalisierung. wenn man von den offenbar sehr
günstigen Beschäftigungsbedingungen in der Zigarettenindustrie
absieht, in der sie empirisch belegt wird. Zumindest scheint es
notwendig. die Bewältigung der "verletzten" Lebenszeitbudgetie-
rung, in Bezug auf die GÜltigkeit der Rahmungskonzeption Alters-
grenze. zu untersuchen.
Unabhängig davon, daß die (ideale) Nutzungsdauer der Arbeits-
kraft. wie sie durch die Altersgrenze fixiert ist (Kohli/Wolf
1986), offenbar regelmäßig nicht mit dem realen Verrentungsge-
schehen übereinstimmt, kann die Rentenversicherung als pragmati-
sches Rationalisierungsinstrument für innerbetriebliche Strate-
gien angesehen werden (Kohli 1985; Dohse u.a. 1982). Allerdings
verflüchtigt sich dann die Plausibilitä~ von systematischen Funk-
tionen der Altersgrenze etwas. Arbeits~arktpolitischorientierte
Betrachter haben 50 tatsächlich; häufig wenig Sinn für die norma-
tive Bedeutung der Altersgrenze. So werden z.B. in dem Trend zur
Frühverrentung n~r flexible Maßnahreen zur Verkürzung der Lebens-




passungen, trotz unveränderter Norm. Und es wird dann auch ange-
nommen, die Altersgrenze könnte ebenfalls bedenkenlos flexib'ili-
siert werden, etwa auf eine Spanne von 58 bis 72 Jahrr,n! (1':;;h1,,-
wind 1986: 204)
Angesichts der keineswegs unbestreitbaren Regulationsthese zur
systematischen Statur von Altersgrenzen liegt es nahe, sich der
dogmengeschichtlichen Entwicklung der Altersgrenze in der Renten-
versicherung zu vergewissern. Denn aus verstreuten Darstellungen
läßt sich en~nehmen, daß eine Regulationswirkung von Altersgren-
zen zumindest erwartet wurde. Seitdem Altersversorgungsprojekte
diskutiert und auch erprobt wurden, war die Frage einer Alters-
grenze von Bedeutung. Und seit dem Inkrafttreten der gesetzlichen
Invaliden- und Altersversicherung (1891) hat es immer wieder Re-
formforderungen, aber nur zwei Änderungen der Altersgrenze gege-
ben (1916 von 70 auf 65; 1973 auf 63). Dieser Diskurs über die
ideale Nutzungsdauer der Arbeitskraft und der folgenden Notwen-
digkeit der Freistellung von Lohnarbeit ist nicht aufgearbeitet.
Verrentungspolitik und Frühverrentung
Das Problem der Frühverrentung, also das Ausscheiden der Arbeit-
nehmer aus der Berufstätigkeit vor Eintritt der regulären Alters-
grenze, ist immer wieder thematisiert worden. Der hohe Anteil an
Frühverrentungen bzw. das niedrige Rentenzugangsalter galten re-
gelmäßig als Krisenindikator (z.B. Rüth 1976; Ricke u.a. 1977;
Scharf 1980; t~iedmann/Weimer 1982). Insbesondere ist immer wie-
der untersucht worden, inwiefern der beängstigend hohe Anteil
frühzeitiger Verrentung auf zunehmenden Verschleiß und ver-
schlechterte Arbeitsbedingungen, auf zunehmende Inhumanität der
Arbeitswelt zurückgeführt werden kann (z.B.Schewe/Zölln~r 1957;
Wasilewski u.a. 1984; als eberblick: Dohse u.a. 1982: 27 ff;
Arbeitswelt und Frühinvalidität 1985). In der Regel muß hier von




Drei Einzelverursachungen der Frühverrentung sind zu nennen. Ver-
rentung aufgrund schlechter Gesundheit, b?w. geminderter Lei-
stungsfähigkeit, aufgrund schlechter Arbeitsmarktbedingungen und
aufgrund des Versichertenwunsches.
Der letzte Grund hatte als unterstellte, unstatthafte Begehrlich-
keit historisch große Bedeutung. Unter der Vermutung der Simula-
tion von gesundheitlichen Erwerbsunfähigkeitsgründen ist "Pensi-
onsspekulantenturn" unterstellt worden und sogar als "Rentensucht"
oder "Rentenhysterie" zu einem eigenständigen Krankheitsbild
avanciert (Tennstedt 1981: 183; Teusch 1985). Diese Dimension ist
in der heutigen Verrentungspolitik, in der Verrentung als Mittel
allgemein akzeptierter Arbeitsmarktpolitik, so leicht wie möglich
gemacht wurde, völlig unterthematisiert. Bei der Frage, wie die
Statuspassage Verrentung als Machtverhältnis und als Interessens-
pakt der Verfahrensbeteiligten funktioniert, kann liberale Norm-
auslegung nur eine Variante sein, restriktive Verfahren und re-
pressive GrundeinsteIlungen der Passagehelfer bestimmen das ent-
gegengesetzte Extrem. Der persönliche Verrentungswunsch wird an-
sonsten mit gesundheitlichen und/oder Arbeitsmarktgründen zusam-
menfallen.
Wenn Verrentung fast ausschließlich als Invalidisierung stattfin-
det, die dazu immer mit einem Simulationsverdacht umstellt ist,
wie in den ersten Jahrzehnten der Rentenversicherung, dann müssen
die Einstellungen zu Rente und "Ruhestand" notwendig ~on späteren
abweichen, wenn Ausscheiden allgemei~ gewollt u.U. sogar mit so-
zialem Druck initiiert wird. Diese Wandlungen der Bedeutung und
.
des Status von Verrentung und der ei~hergehenden Einstellungen





Invalidisierung heißt Feststellen von Leistungsunf~higk~it. In
dieser Funktion der Leistungsfeststellung tritt die ~rztliche
Profession in die Rentenversicherung als Passagenhelfer ein. Eine
solche Position ist weder selbstverst~ndlich noch proble~frei.
Hist0risch tritt die Arzteschaft als gesellschaftlich verantwort -
liehe Experten Uberhaupt erst auf, in einern relevan~en, ro11en-
pr~g'"nden Umfang, durch die Einrichtung der ~rbei t e r v e r s i c l.i-z ::;->-
ge i sei t 1Se3. In der Rolle eines unparteiischen Beg'-Jtachters r.8r
die Ärzteschaft ihre bis heute zweifelhafteste Funktion. Die Fro-
fessionalisierung der Ärzteschaft und Medikalisierung snzlaler
Probleme ist bisher wesentlich in der Krankenversicherung (Tenn-
stedt 1977; G6ckenjan 1985; G6ckenjan 1987a) und der Unfallver-
sicherung (Tennstedt 1976: 424 ff; Milles/MUller 1985; vgl. Pro-
jekt D 1, Milles u.a.), aber noch kaum in der Rentenversicherung
untersucht worden (Tennstedt 1983: 493 ff).
Ebenfalls ist Unklarheiten nach7.ugehen, die sich z.B. zwischen
der restriktiven Bewilligungspraxis , den sehr n i e d r i c e u Renten
und der Feststellung, daß die Invalidenversicherung in der Arbei-
terbev6lkerung beliebt gewesen sei, ergeben (Tennstedt 1981:
186). Oder etwa Unklarheiten, die entstehen, wenn ein "Drang" zur
Invalidisierung festgestellt wird, der als Beginn eines neuen
Verhaltensmusters: RUck zug in eine Altersphase, allerdings der
"Neben- und Marginalverdienste", gedeutet wird (Reif 1982). Denn
immerhin ist die Gewährung einer Invalidenrente mit Arbeitsverbot
verbunden, ist der Rentenbezieher einer Dauerkontrolle unterwor-
fen. Er läuft Gefahr, bei behaupteter Wiederherstellung seiner
Arbeitsfähigkeit seine Rente zu verlieren, zumindest sich eine
Reduzierung einzuhandeln. Die Verzahnung von Rentenideologie und
Verrentungspraxis mit den Lebenswirklichkeiten ist, mit anderen





Es ist oft bemerkt worden, daß Invalidität kein objektiver Befu~d
ist, sondern nach bestehenden Wirtschaftsverhältnissen variiert
(z.B. Kindel/Schackow 1957; Schewe/Zöllner 1957; Lehr 1979; Kott-
hoff/Ochs 1984). Die meisten Leistungsgeminderten wären noch ar-
beitsfähig, gäbe ihnen der Arbeitsmarkt Beschäftigungschancen.
lltere hrb~ttnehmpr ~ass~n nicht leistungsgemindert sein, aber
ein verändertes Leistungsspektrum wUrde ganz häufig Anpassungen
der ~rb~itsgestaltung und der Arbeitsplatzanforderungen erforder-
lich machen. Die arbeitsmarktbedingte Invalidität nwßte als so-
zial unakzeptierbar g21tcn, solange fGr die Betreffenden keine
existenzsichernde Alternative, in der Regel eine bedarfsdeckende
Rente, zur VerfGgung stand.
Noch nach 1900 standen Arbeitgeber unter dem moralischen Druck,
ihre Alten weiterzubeschäftigen, sie zumindest irgendwie zu er-
halten. Die Gnadenbrot-Praxis hatte viele mögliche Formen, stand
aber als Teil patriarchaler Betriebsführung zunehmend gegen indu-
strielle Rationalisierungszwänge. Die konfliktarme Externalisie-
rung dieser Probleme mit Hilfe der Rentenversicherung wird so zur
ablösenden Kompromißstrategie zwischen Kapital und Arbeit (Dohse
U.? 1982). Entsprechend wird in Zeiten von Konjunkturkrisen ein
Absenken des Verrentungsalters gefordert (z.B. Arendsee 1928;
Bogs 1981), bzw. die bessere Ausstattung von Frühverrentungsmo-
dellen, um den Ausstieg zu erleichtern (z.B. Löwisch/Hetzel
1983). Wobei festzuhalten ist, daß auch die Einführung der fle-
xiblen Altersgrenze 1973 keine Erweiterung der Gestaltungsräume
des Ausscheidens aus dem Arbeitsleben eröffnet hat, sondern es
ist faktisch für viele Bereiche eine neue Regelausscheidegrenze
festgelegt worden.
Die Zumutbarkeit des frühen Ausscheidens ist bedeutend verbessert
worden und somit in vielen Arbeitsbereichen kaum mehr abzulehnen.




rung und Frühverrentung wesentlich gewandelt. Während in den
1950er und 60er Jahren oft kaum gefragt wurde, warum eigentlich
auch Alte und Leistungsgeminderte weiter arbeiten sollen, z.T.
sogar über die bestehende Altersgrenze hinaus (z.B. Kinde1/
Schackow 1957). Dann wird seit den 70er Jahren kaum mehr gefragt,
ob die -freiwillig oder erzwungen - Ausscheidenden U.U. noch
gerne hätten weiterarbeiten wollen. Tatsächlich liegen die geäu-
ßerten Verrentungswünsche häufig über dem durchschnittlichen Ren-
tenzugangsa1ter (Friedeburg/We1tz 1958: 40; Blume u.a. 1979:
150) .
Bekannt ist seit langem, daß der Wunsch, aus dem Berufsleben aus-
zuscheiden, mit der beruflichen Unzufriedenheit und dem Gesund-
heitszustand steigt (Überblick z.B.: Tews 1981: 183 f), so daß
anzunehmen ist, daß Verrentung~wünsche sich herausbilden mit der
Erfahrung der Einschnürung in der bisherigen Tätigkeit, oder in
der beruflichen Abwärtskarriere, ohne daß das Motiv eines "Ruhe-
standsbewußtseins" (Naeg1e 1984) damit verbunden sein müssen
(Kotthoff/Ochs 1984). Einen weiteren Hinweis gibt die Untersu-
chung der Selbsteinschätzung der ~eruflichen Leistungsfähigkeit,
in der festgestellt wird, daß diese häu~ig wesentlich optimisti-
scher ist und nicht immer mit der faktischen Verrentung überein-
stimmen kann (Enge1brech 1985). Mit anderen Worten: inwiefern
Verrentungspo1itik und Interessenlage der Betroffenen korrespon-
diert, ist keineswegs immer klar und· nicht ausreichend typolo-
gisch dargestellt und begründet.
3.4 Eigene Vorarbeiten
Heinz-Gerhard Haupt war beteiligt an Recherche undProblEm;szena~'
rium zur Alterslage von Witwen (1850-1912). Hier' istdie:probie~~~
• ' • .'~" " •• e ',' ;-:,. ··lli
lage einer doppelten Unterprivilegierung von alten Frauen im;vor';;~




fold der Arbeiterrentenversicherung zu weiteren Studien eröffnet
worden (Haupt u i a . 1985a).
Gerd Göckenjan hat ~ine erste Untersuchung von Alterslagen und
Altersbildern in historischer Perspektive unternommen, in der
versucht wird, das Problem der Leistungsanforderungen im Alter zu
erschließen (Göckenjan 1987).
Darüber hinaus hat Heinz-Gerhard Haupt eine Anzahl von Studien
zur Sozi~lpolitik und zur sozialen Frage im 19. Jahrhundert vor-
gelegt. Er war ebenfalls beteiligt an einer Studie zur Funktions-
weise der heutigen Sozialbürokratie, insbesondere der Jugendfür-
sorge und der psychiatrischen Versorgung. (Haupt u.a.1985; Funk,
Haupt, Narr, Werkentin 1984).
Auch Gerd Göckenjan hat eine Studie zur Verrechtlichung von Sozi-
allagen, allerdings auf die Krankenversicherung bezogen, vorge-
legt (Göckenjan 1981). Er ist darüber hinaus m~t problemge-
schichtlichen Fragestellungen recht gut vertraut. Die Studie zur
Entwicklung von Gesundheitssvorstellungen deckt die gleiche Zeit-
sp~nne wie in de~ vorgestellten Projekt. In diesem Bereich liegen
auch unmittelbare ther,latische Anknüpfungspunkte (Göckenjan 1985).
3.5
3.5.1
Ziele, Methoden und Arbeitsprogramm
Ziele
Vorbemerkung
Unsere Gese11schaft rroduzi~rt Alter in einem bisher unbekannten
U~fang. Das ist seit Jahren kaum mehr auf das Steigen der Lebens-
erwartung zurGckzufßhren, sondern auf das frOhere Ausscheiden aus
de~ Erwerbsleben. Denn mit dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben




systemen verbunden. Allen Spekulationen um einen post-industri~l­
len oder post-materiellen Wertewandel zum Trotz ist dieses A~s­
scheiden soziales Altern und dieses bleibt stark n0gRti? b0~' r-
tet.
Niemand in unserer Gesellschaft aber will "alt" sein, niemand be-
gibt sich freiwillig in diesen negativen, stigmatisierten Bewer-
tungskreis. Alternsprozesse sind Verlustprozesse, F5higkeiten,
Zuständigkeiten, Verhaltenschancen u.ä. werden eingeschränkt oder
gehen soga! ganz verloren. Soziales Altern heute zeichn~t sich
dadurch aus, daß soziale und biologische Verlustprozesse immer
weniger synchron sind. Das soziale Altern vieler Arbeitneh~er
heute, mit 55 bis 60 Jahren, ist erst das Vorher-Spüren der spä-
teren biologischen Verlustprozesse. Mit dieser Asynchronität ist
soziales Altern ein dominant symbolisches Altern, d.h. Definiti-
onsprozesse und institutionelle Verfahren müssen begründen und
festsetzen, was ehemals durch die Macht der "natürlichen" Ver-
lustprozesse bewirkt wurde.
Ein solches Szenarium sollte nicht darGber hinwegtäuschen, daß
viele Prozesse des ~odernen Alterns unklar sind. Nur für wenige
Personengruppen kann mit großer Plausibilität angenommen werden,
daß die Zwänge und Leidenserfahrungen im Arbeitsbereich so hoch
sind, daß das Ausscheiden Gber alle Resignation und Defiziterfah-
rung hinweg als positiv erlebt werden wird: "Alter" ist akzep-
tierbar. Auf der anderen Seite steht die Personengruppe, die nach
der Verrentung über so hohe Einkünfte verfügt, daß auch weiterhin
ihre volle Integration in die Konsum- und Mediengesellschaft si-
chergestellt ist und damit Sinn- und Funktionseinbußen leicht
kompensiert werden können. Hier sind die Dissynchronitäten zwi-
schen biologischem und sozialem Altern vermutlich am wenigsten
auffällig und anstößig. Aber diese Personengruppe dürfte eher
klein sein. Für alle anderen Personengruppen, und damit wohl für




gen Anpassungsprozesse verlaufen. Es ist vor allen Dingen immer
unklar. WAru~ di~s~ trotz d~r vielf~ltigen Verhaltenszu~utungen
so relativ konflikt!rei stattfinden, d.h. ohne größere ROckwir-
kungen auf di~ G~fa~tgesellschaft sind.
Ein er5taunl~chGs Phänomen ist festzustellen: Die Bevölkerung
·er~raut·, ohne daß es besonjer~ bemerkbar wird, außer ~uf der
finanziellen Seite, wesentlich der Rentenfinanzierung und den Ko-
sten der Krankenversicherung der Rentner. Das ~uß an den Segmen-
tierungs- und Stigmatisierungsprozessen liegen. mit ihren Funk-
tionsleistuDg~~ von negativer Integration.
Das Projekt hat das Ziel. solche Prozesse am Beispiel der struk-
turellen Interaktion von ~ltErsgrenze und frOhzeitiger Verrentung
zu untersuchen. Bei Altersgre~zen handelt es sich um eine KonVAn-
b~~ ~rCh7~!·~0E~ Verr~ntung ~n Ein BOndeI von Verfahren u~d S~~h­
'·::t~, ~d t "1'>n~~n b :~.r(n:idJ-;~t ·..rire'!, waru~\ und mit: welchen Folgen von
!.;"nn.
Ol::rigen abgegangen werden
~ns Ziel, die Darstellung sozialer Alternsprozesse, soll durch
eine integrierte Analyse auf zwei Ebenen erreicht werden:
Einmal ist dpr kulturell hegemoniale Bereich,der Altersbil-
der, der Lebensanschauungen in Bezug auf Alter, auf Lebens-
arbeitszeit und Leistung im Alter, zu untersuchen: Bedeutung
und Uandlung von Altersbildern.
Zurr ander811 ist d~r regUlative Bereich der Bereich der Um-
setzung von Konventionen, der Regeln und Verfahren zur Aus-





Bedeutung und Wandel von Altersbildern
D{~~ntwicklung der Altersbilder wird schwerpunktmäßig entlang
der für cen AltersdisKurs wichtigen Wendepunkte untersucht:
hufklärung!Spät~ufklärung1750-1800: Die Thematisierung eines
guten, ehrenhaften Lebens bekommt hier den zentralen Impuls,
langfristig gGltig~ Lebenskonzepte werden hera~sgebildct. Es
ist zu fr~gen, wie klassiche Vorbilder ZUR Selbstbi:d des
bürgerlichen Individuums u~gebildet und über welche Regrün-
dungsmuster diese Ideale verallgemeinert Werden. In dieser
historisch ungeheuer bedeutenden Selbstthernatisierungsphas0
wird dEr systematische "Anfang" des zu untersuchenden Alters-
diskurses gesucht ..
Reichsgründung 1860/70: Seit der Mitte des Jahrhunderts gibt
es im Rah~en der "sozialen Frage" Debatten um Alterssiche-
rung, aber erst hin zur Reichsgründung verdichten sich dieSE
in grSßere~ U~fang zu Vorstellungen über institutionell ge-
faßte LebensentMürfe. Es ist Z\J fragen, ~ie Konzepte des "Tn-
Würde-Alterns", die auf das besitz~nde Bürgertum zugeschnit-
ten sind, auf die breite 5evölkerung, d.h. vordringlich der
Lohnarbeiterschaft angewendet werden.
Arbeiterversicherungen 1330/90: Der Beginn des deutschen $0-
zialstaats ist das Ende der Phase des Expurimentierens mit,
aber auch der Unverbind1ichkeiten bzw. Willkür von bisherigen
Sicherheitsformen. Es ist zu fragen, wie qualitative Anspr~­
che und informelle Regelungpn des Oberlebens im Alter Skonu-
rr.isiert und verrechtlicht werden, und welche Ein~lüsse die
Alterssicherung der Arbeiter auf andere BevSlkerungskreise
hat (z.B. Beamte).
Zusammenbrüche eigenständiger Altersversorgungen 1920er Jah·
re: Kriegsfolgen und Inflation vernichten zum Teil VerrnSgen,
die traditionell der Alterssicherung dienen mußten. Mit einern
Schlag ist die Unfähigkeit, ohne "eigenes Verschulden" im Al-
ter von ausreichenden eigenen Subsistenzmitteln zu leben, auf
breite Kreise der Mittel- und Oberschichten ausgedernt. Es
ist zu fragen. wie mit dieser sog. Kleinrentnerfrage die hl-
tersprobleme neu thematisiert werden und Alter zu einem ten-
denziell klassen- bzw. schichtenübergreifenden Problem werden
kann und weiter. auf welche Weise sich damit überhaupt erst
ein neuer Handlungsbereich für professionelle und kommunale
(Altenpflege bzw. -fürsorge) LSsungsformen erSffnet.
Große Rentenreform 1957: Erst jetzt wird Rentenalter als ein
durch die Rente fin~nziell er~Sglichter Ruhestand konzipiert.
An diesem zeitlich nahen Wendepunkt ist genauer zu fragen.
wie Rentenphilosophien im Rahmen allgemein gesellschaftlicher




"politischen" Kontext verlassen und den Status selbstver-
ständlicher Orientierungen annehmen können.
Diese Wendepunkte müssen in einen langfristigen Entwicklungspro-
zeß integriert werden. Hierzu sind folgende Fragestellungen und
Anhaltspunkte vor allem wichtig. Zunächst besteht die Aufgabe zu
klären, wie sich der Diskurs über ein vollständiges Arbeitsleben
in den Alterssicherungs- und Rentendebatten seit dem Anfang des
19. Jahrhunderts herausbildet und welchen Status er annimmt. Dann
ist die Struktur dieses Diskurses, in Hinblick auf die Verallge-
meinerungs- und Orientierungsfunktion von institutionell formier-
ten Lebensentwürfen, seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, festzu-
stellen.
Vorstudien (Göckenjan 1987) haben gezeigt, daß sich die alte Kon-
vention "lebenslange Arbeit" zunächst auch in den institutionel-
len Normalitätsunterstellungen der sozialen Rentenversicherung
seit 1891 wiederfinden und diese aber zugleich absolut unreali-
stische Unterstellungen macht. Von diesem Befund aus kann in bei-
de Richtungen in die vergangene und die weitere Entwicklung ge-
gangen werden. Das heißt, die alte Konvention "lebenslange Ar-
beit" ist in ~hrer sozialen Gestalt in ihren Konnotationen und
ihrer Wirkungsdauer zu skizzieren. Von dieser ist dann der Forma-
tionsprozeß abzuheben, der von der alten Konvention abrücken läßt
und letztlich eine definitorische "Grenze" zieht, die zunehmend
Arbeit und Tätigsein als eine Lebensphase unter anderen umgrenzt.
So besteht die Aufgabe darin, die Wandlung des in einer agra-
risch-subsistenzwirtschaftlich strukturierten Gesellschaft
fundierten Lebenskonzepts "lebenslanger Arbeit" im Obergang zu
industriellen Bedingungen, insbesondere industriell-großstädti-
schen Bedingungen herauszupräparieren. Dieses Lebenskonzept
schließt auch immer Vorstellungen darüber ein, wie lange eine




erfordernde Tätigkeit ausgeübt werden kann. Zunächst wird man
versuchen müssen festzustellen, ob und inwieweit sich innerhalb
des Lebenskonzepts selbst die Vorstellungen von "Arbeit" wandeln.
Denn offensichtlich ist um 1800 kaum Lohnarbeit gemeint, und auch
um 1900 wird unter der Forderung, lebenslang tätig zu sein,
soziales und kommunikatives Tätigsein gefaßt.
Es ist zu klären, wie lange und in welchem Ausmaß die ältere
Konvention "lebenslange Arbeit" der in der Regel nicht themati-
sierte, implizite Bezugshorizont für Alterssicherungsprojekte
ist. Diese wollen, wahrscheinlich im ganzen 19. Jahrhundert, wie
es scheint, viel weniger diese Konvention ändern, sondern diese
auch im Zeitalter der Industrie und der ausschließlichen Lohnar-
beit lebbar machen.
Vor diesem Hintergrund ist zu untersuchen, wie weit und in wel-
cher Bedeutung von den ersten Alterssicherungsprojekten an mit
Altersgrenzenbestimmungen gearbeitet wird. Solche erscheinen als
notwendig, sobald Institutionen Regeln allgemeiner Gültigkeit für
eine nicht homogene Bevölkerung aufstellen wollen. Diese Alters-
grenzen können Bedürftigkeitsgrenzen sein, angeben, ab wann Per-
sonen nicht mehr voll leistungsfähig sind und ~remde Hilfe brau-
chen. Es ist zu untersuchen, aus welchen Erfahrungen des jeweili-
gen Autors von Sicherungsprojekten solche Altersgrenzen resultie-
ren. Hieraus folgt die Frage, warum Altersgrenzen dieser Art zwar
in der Diskussion gut eingeführt sind, aber bis zur Einführung
der sozialen Rentenversicherung gar keine und auch erst dann nur
langsam formative Bedeutung bekommen haben. Die Konvention "le-
benslange Arbeit" scheint nicht durch eine neue Phasenkonvention
überlagert, sondern nur durch die neue Organisation von bestimm-
ten, leistungsabbau-kompensierenden, Rentenzahlungen ergänzt. Das




Die Vorstudien haben die Bedeutung der Konvention lebenslanger
Arbeit, die VOTI der neueren Konvention von Arbeit und Tätigsein
als ein~ abgegrenzte Lebensphase üb~rdecy.t wird, überhaupt wieder
hervorgehoben. An der Existenz beider Konventionen dürfte kau~
Zweifel bestehen. ~on welchen Interesser und unter welchen Struk-
turbedingungen diese neuer2 Konvention gebildet und vor allem als
solche von den hauptsächlichell Adressaten übernommen wurde, ist
im Projekt zu ermitteln. Folgende eher konzeptionelle überlegun-
gen lassen sich aufgrund der Vorstudie formulieren. Es kann Hin-
weisen nachgegangen werden, die vermuten lassen, daß die Vorstel-
lungen von Altersgrenzen selbst Wandlungen unterlegen sind. So
ist Z11 prüfen, ob ein übergang festzustellen ist, von Altersgren-
zen in der Bedeutung von nichtformativen Merkmalen - wie einer
Recheneinheit in den Lebensversicherungen und einem Bedürftig-
keitsindikator in den frühen Alterssicherungsprojekten - zu einem
formativen Konzept, das eine abgeschlossene Lebensphase konsti-
tuiert. Eine solche Phase könnte durch Ansprüche und soziale
Institutionen hergestellt und noduliert werden. Zu prüfen ist
also, ob ein Diskurs beschrieben werden kann, der sich aus Mei-
nungen, Positionen und einfachen Merkmalen im Laufe der Zeit zu
einer allgemeinen, selbst sozialisierungsfähigen Instanz verdich-
tet.
Als Diskurs sind Meinungen, Sichten, Problemkonzepte, aber auch
die symbolischen Ordnungssysteme, wie sie von gesellschaftlichen
Instanzen aufgenommen oder kreiert werden, die in zeitlicher Ab-
folge und sich aufeinander beziehend ein Thema definieren und be-
arbeiten, angesprochen.
Es ist nicht nur die Frage, wie ein solcher Diskurs über ein
vollständiges Arbeitsleben, insbesondere in der Abgrenzung durch
Altersgrenzen, zu einer normativen position wird. Es ist auch der




Betroffenen aufgenommen und übernommen werden kann. Hier ist vor
allem die zeitliche Diskrepanz zwischen den konzeptionellen Ent-
würfen und institutionellen Verhaltensvorgaben und den eigentlich
norm- und konventionsstabilisierenden Realitäten für die Mehrheit
der Bevölkerung zu interpretieren. Es ist nach Indikatoren für
diesen Wandel zu suchen, wobei insbesondere das Gewicht zu 1egtn
ist auf Zwischen- und Übergangsformen der Übernahme von Leitbil-
dern eines ehrenhaften Alters, bis hin zu dem sog. Ruhestandsbe-
wußtsein.
In diesem sinne sind Hinweise auszuwerten, die darauf hindeuten,
daß die Gültigkeit von Orientierungsmustern und ihre materielle
Umsetzung keineswegs zusamrr.enfa1len. So wird schon nach 1900 von
einer Beliebtheit der Rentenversicherung in der Bevölkerung ge-
sprochen, die. sich nicht mit dem (extrem niedrigen) Rentenniveau
erklären läßt. Ebenfalls ist zu prüfen, ob die Debatten um die
sog. Rentenhysterie nicht auch gewandelte Ansprüche der Versi-
cherten an einen zumindest entlasteten "Lebensabend" indizieren.
wie "unehrenhaft", bzw. finanziell schlecht ausgestattet dieser
auch sein mag.
Invalidisierung
Da~ faktische Ausscheiden aus dem Bereich der Lohnarbeit aus
"Alters"-Gründen kann erst bei Bestehen bestimmter Konventionen
über ein ehrenhaftes oder eben vollständiges Arbeitsleben zum
Normkonflikt werden. Ilsofern beginnen die hier interessierenden
Prozesse erst seit 1891, dem Beginn der Tätigkeit der gesetzli-
chen Rentenversicherung. Konzeptionell ergeben sich hier auch
viel weniger Probleme als mit der Rekonstruktion der Lebens- und
. Arbeitskonventionen, die ja für die Invalidisierung den normati-
ven Hintergrund abgeben. Insofern, und auch weil in der ersten
Drei-Jahres-Phase des Projektes die faktischen Invalicisierungs-
prozesse selbst nicht empirisch untersucht werden sollen, können




Hier ~eht es darum, die soziale Rentenversicherung als Vertei-
lungs- und Definitionssystem zu konzipieren und die L~istungen zu
notieren. Solange die Rentenversicherung eine reine Invalidenver-
sicherung ist, mfissen alle LeistungsansprQche durch eine Bewer-
tung und Begutachtung legitimiert werden. Diese stellt Bedürftig-
keit fest derart, daß die Antragsteller einen physisch-psychi-
schen Unfähigkeitsnachweis zu erbringen haben. In diesem Prozeß
des lIessens, Uägens und Bezeichnens seiner Kapazitäten wird der
Antragsteller zum "Invaliden", wird "ausgemustert" .. (Nicht zufäl-
lig ist Invalide ursprfinglich die Bezeichnung ffir dienstuntaug-
lich verabschiedete Soldaten.) Das heißt, durchläuft der Antrag-
steller erfolgreich diesen Prozeß, ist er auch tatsächlich eine
andere Persor als vorher. Waren vorher divergier~nue Sichten und
Situationsbewertungen möglich, ist das danach nicht mehr so. Dazu
kommt, daß die Rentenzshlung die Gratifikation dieses Zustandes
ist, indem der Betroffene dann auch festgehalten wird, will er
die Zahlungen und damit seine Subsistenz nicht gefährden.
Einmal interessiert nun Genese und Wandlung dieses Zuschreibungs-
a~parates selbst, nämlich die Professionalisierung und Verwissen-
schaftlichung der vorher "einfachen" Feststellung, ob jemand noch
arbeiten kann oder nicht. Immerhin hatte man das bis dahin all-
tagsweltlich gelöst. Die diesem Formalisierungsprozeß einge-
schriebenen System- und Beherrschungsinteressen sind darzustel-
len. Zum anderen, von der Seite der Rentenantragsteller gedacht,
ist zu typologisieren, welche Interessenkoalitionen in diesem
Zuschreibungsprozeß angeboten und eingegang~n werden. Denn
tatsächlich bietet die Rentenversichery,ng - gerade in der Zeit
bis 1933 sehr wichtig - ein ganzes Spektrum von bio-medizinischen
Leistungen, die lebenerleichternd sein können, aber zugleich auch
die Gfi1tigkeit von Zuschreibungen, den einschlägigen Normen und




Es ist zu ermitteln, wie weit sich diese Normen-Prozeß-Konstella-
tion mit der Rentenreform von 1957 ändert. Hierbei ist es bedeu-
tungsvoll für den ideologischen Rahmen~ daß jetzt auch fGr die
Arbeiterversicherung die Bezeichnung Invalidenversicherung auf-
gegeben wird. Nicht der "Invalide", sondern eine Art "Normal"-
Rentner wird namengebend. Die neue Rentenpolitik geht von der
Prämisse aus, daß die Renten lebensbedarfsdeckend sein mGssen.
Allerdings sind die Orientierungspunkte dabei der eigene Renten-
anspruch, die Lebenseinkommensposition und die erreichte Alters-
grenze. Schon terminologisch wird jetzt die Invalidisierung zur
"vorzeitigen" oder "FrGh"-Re~te, messen sich die Renteneinbußen
(uuL~r anderem) an der Zahl der an der Altersgrenze fehlenden
Jahre.
Man kann erwarten, daß seither die Zuschreibungsprozesse viel we-
~iger um Verschleiß und Unfihigkei~en organisiert sein mGssen,
ohn~ daß rli~se Y.riterien aufgegeben werden können. Andere ~nchbe­
stände, wie längere Arbeitslosigkeit, Arbeitsmarktkalküle ver-
schicdun,r Art können ebenfalls integriert werden, ohne daß der
innere Begründungszusa:"rnenhang der Rentenversicherung gefährdet
wird. Erst j~tzt t5nnte ~igentlich - und das ist zu prüfen - so
etwas wie das Bewußtsein von einem unvollständigen Arbeitsleben
entsteh~n. Eine Selbstdeutung, die zudem nicht mehr vordringlich
durch das eigene Erleben des Endes körperlich-geistiger Lei-
stungsfähigkeit geprägt ist, sondern zunehmend symbolische Alte-
rungsprozesse - wie das Erleben, nicht mehr geschätzt und nachge-
fragt zu werden - integrieren muß. Wie weit dieses Konzept des
vollständigen/unvollständigen Arbeitslebens, mit dem ganzen rm-
plikationsumfang der Verteilung und Definition von Ansprüchen und
Statuspositionen, in den Institutionen Bedeutung hat und die dort




3.5.2 Fragestellungen, Arbeitsprogramm, Zeitplan
Die Frage, wie sich Lebens- und Arbeitskonventionen entwickeln,
hier die Bedeutung der Dauer von Lebensarbeit betreffend, ist die
Frage nach d~r Formation eines ideologisch-institutionellen Dis-
kurRvs. Dipse Frage wiederum fGhrt zu einer Batterie von Folge-
fragen, mindestens nach Sachproble~konstellationen,nach Interes-
sen und Interessentrigern, bzw. politischen Konzepten und po:iti-
sehen Entscheidungsprozessen, nach Institutionen und Verfahren
und nach der Interaktion von Institutionen und ihren Klienten.
Vom Ergebnis her gesehen ist eine Geschichte von Ideen oder Y.on-
zepten mit einer Geschichte vün Institutionen, vor dem Hinter-
grund des gesellschaftlichen Wandels zu verknüpfen.
Es werden Antworten erwartet auf folgende generel~e Fragen:
welche dominierenden Vorstellungen und Bilder entwickelt die
Gesellschaft über Alter und Altern in Bezug auf Leistung und
Arbeit?
welche Institutionen und Verfahren sind bereitgestellt, um
diese Vorstellungen zu stabilisieren, und die gegebenenfalls
dabei auftretenden Konflikte zu absorbieren?
Dabei wird nicht unterstellt, daß alle gesellschaftlichen Proble-
me direkt geregelt oder sogar gelöst werden müssen. Vielmehr wird
nach den Ideologien und Prozessen gesucht, die in der Vielfalt
der Sozial lagen und Dispositionen sowohl Einheit schaffen, als
auch Differenzierung zulassen, bzw. Differenzierungen herstellen
und stabilisieren. "Alter" scheint eine solche Zuschreibung zu
sein und es ist darzustellen, wie unö warum diese funktioniert.
Das Projekt ist in zwei Themenblöcke gegliedert:
1. Bedeutung und Wandel von Altersbildern,
2. Invalidisierung.
Die Themenblöcke sind .a1s ideologisch-konzeptioneller Diskurs und




stellungen und als institutionelle Normalisierung aufeinander be-
zogen. Die Untersuchungen konzentrieren sich auf relevante Wende-
punkte des Alternsdiskurses. Diese Wendepunkte haben für die The-
menblöcke unterschiedliche Bedeutung.
1. Bedeutung und Wandel von Altersbildern
Alter und Altern sind grobe Bezeichnungen für sehr vi€lf~ltige
Lebensprozesse. Diese Sachproblemkonstellationen können histo-
risch und sozialwissenschaftlich nur in dieser Abstraktionsform
untersucht werden. Diese Diskurse von Alterspositionen, Anforde-
rungen im 'Alter und Bilder des Alters vermitteln immer zwischen
der biologischen und der gesellschaftlichen Seit~ dieses Kon-
struktes "Alter".
Auf folgende Wendepunkte konzentriert sich die Untersuchung:
Aufklärung/Spätaufklärung 1750/1800: Zu fragen ist nach den
Inhalten und Motiven der Neuformulierung der Anforderungen an
das Alter; ebenfalls ist den Motiven des Generetionskonflikts
nachzugehen, der in dieser Zeit in breiterem Umfang publizi-
stisch Aufmerksamkeit bekommt.
Reichsgründung 1860/70: Zu fragen ist nach den thematischen
Verknüpfungen von Alter und "sozialer Frage" vor dem Hinter-
grund von Industrialisierung und nationalen Bewertungsmu-
stern.
Arbeiterversicherung 1880/90: Es ist danach zu fragen, wie
Alter durch prozessorale, verwaltungstechnische Instrumente
"hergestellt" bzw. ignoriert wird.
Zusammenbrüche 1920er Jahre: Zu fragen ist nach Inhalten und
Konsequenzen der Ausdehnung der Altersbedürftigkeit auf die
ehemals besitzenden Klassen.
Rentenreforro 1957: Zu fragen ist nach den Bedingungen und Be-
deutungen der finanziellen Aufwertung des Rentenalters.
Entlang dieser Wendepunkte wird die Wandlung der dominierenden





die Veränderungen der sozialen Statusposition und des Alters
durch wirtschaftliche, sozialstrukturelle und politisch-ideo-
logische Bedingungsfaktoren;
die Wandlungen der Vorstellungen von Arbeit und Tätigsein in
Bezug auf ein erfülltes, vollständiges oder ehrenhaftes Ar-
beitsleben;
die Herausbildung von Altersgrenzen bzw. von Ruhestandsvor-
stellungen als neue, interessengeleitete Formierung oder Deu-
tung gesellschaftlicher Zeitstrukturen.
An allen Etappen und Wendepunkten ist der Altersdiskurs auf die
je spezifische politische und sozialstrukturelle Selektivität der
Bewertungen und Deutungen hin zu analysieren. An geeigneten Punk-
ten kann der dominierende Diskurs mit berufs- und arbeitsbe-
reichstypischen Altersbildern konfrontiert werden.
Die Literaturbestände sind zunächst zu sichten und zu erschlie-
ßen. Eine eigene Literaturgattung wie "Altenpflege" (Sozialpoli-
tik) gibt es erst nach 1900, in bedeutendem Umfang nach 1918. Die
Traktatliteratur, Trost-, Erbauungs- und Gedenkliteratur zum "gu-
ten Altern" ist nicht bibliographisch erfaßt. Alter ist bis zum
Wendepunkt Reichsgründung ein Thema zwischen den Bereichen: Theo-
logie, insbesondere Leichenreden, wobei die rp,ligiöse Traktatli-.
teratur auch noch bei der Begründung der Altenpflege nach 1900
Bedeutung hat; Biographien - Nachrufe; Gesundheitslehren, Hygie-
ne, die Literatur hierzu bleibt auch für die folgenden Phasen
wichtig. Diese Literaturbestände müssen wesentlich über die gro-




Staatsbibliothek Berlin (Ost) ..
Universitätsbibliothek Düsseldorf (für Medizin/HygieneF




Für den Bereich der Gesundheitslehren/Hygiene sind folgende
Bibliographien einschlägig:
Bibliotheca Medico-Chirurgica et Anatomico-Physiologica;
Engelmann, W.: Alphabetisch_s Verzeichnis der medizinischen,
chirurgischen, geburtshilflichen, anatomischen und physiolo-
gischen Bücher, welche vom Jahre 1750 bis zum Ende des Jahres
1857 in Deutschland erschienen sind. Leipzig 1848
Literarischer Wegweiser für die öffentliche Gesundheitspflege
und das Wohl der Menschen. Ackermann, A., enthaltend die
Schriften und Journalartikel der letzten 20 Jahre (1854-
1874), München 1874
Für die folgenden Wendepunkte tret~n die Literaturbestände Wohl-
fahrtspflege - Sozialpolitik, Alterssicherung, dann Altenpflege-
Altenhilfe in den Vordergrund. Hier sind die sozialpolitischen
Bibliographien auszuwerten. Vor allem:
Bibliographie des Ar~enwesens. Münsterberg, E. (Hg.), Berlin
1900
Bibliographie der Wohlfahrtspflege. Götze, F. (Bearbei ter) ,
Jahrgang 1, Berlin 1928-1944. Neu herausgegeben von Stephan
Leibfried u.a., Bremen 1981
Bibliographie der Social-Politik. Stammhammer, J., Jena 1896.
Neudruck 1968
Wichtige Literaturbestände sind in:
Bibliothek des Diakonischen Werks, Berlin
Deutsches Zentralinstitut für soziale Fragen, Berlin.
2. Invalidisierung
Als Invalidisierung wird bis 1957 der Proze~ der leistungsbeding-
ten Aus~liederung aus dem regul&ren Arbeitsleben bezeichnet, da-
nach bürgert sich der Terminus "FrQhverrentung" ein. "Ausgliede-




gefaß> und legitimiert und als Folge, von dieser Institution ein
kleinerer Teil des Verdienstausfalls ersetzt wird. Der Austritt
aus dem Arbeitsleben, bei Erreichen einer Altersgrenze, ist dage-
gen ffir die Interaktion zwischen Institution und Klientel weniger
interessant. Hisr tritt ein langfristig bekanntes und assimilier-
tes Programm in Tätigkeit. nur wenn die Altersgrenze nicht er-
reicht wird oder diese nicht als normbildendes Ereignis antizi-
pierbar ist, dann liegt der gesamte Drucx der Organisation des
Endes der Lebensarbeit auf dem Verrentungsverfahren.
Im Zentrum der Untersuchung steht die Invalidenversicherung der
Arbeiter. Die Beziehungen und Abgrenzungen zur Rentenversicherung
der Angestellten wird berücksichtigt, diese selbst ,aber nicht als
eigenes Thema untersucht. Das Thema Invalidisierung wird auf zwei
Ebenen untersucht.
Als Institutionsgeschichte der Rentenversicherung, vor allem
in Beziehung zur Altersgrenzenregelung; es ist zu fragen, wie
und in welchem Umfang der sozialpolitisch formulierte Bedarf
nach Freisetzung von leistungsgeminderten älteren Arbeitneh-
mern auf die Institutionsgeschichte Einfluß hat und welche
Rolle hierbei die Altersgrenze spielt;
als Prozeß des Verrentungsgeschehens und die Selbstthemati-
sierung der Verfahrensbeteiligten; es ist zu fragen, auf wel-
che Weise die Gerechtigkeitsforderungen organisiert (und
"verwissenschaftlicht") werden, welche Thematisierungs- und
Bewältigungsformen den Klienten angeboten werden, wie es zu
Interessenverknüpfungen zwischen den Verfahrensbeteiligten
kommt, war~ill das Verrentungsverfahren allgemein als erfolg-
reich und problemadäquat gilt.
Die Fragestellungen sind wesentlich um die Rentenversicherung
zentriert, die Anforderungen an sie und ihre Problembewältigung.
Diese Untersuchungen haben zwei Schwerpunkte: erstens die Früh-
zeit der Invalidenversicherung, bis zur Reformnovell~ von 1916;
zweitens die Rentenreform von 1957 bis zur Einführung der' fle-




Auszuwerten sind Literaturbestände in folgenden Bereichen: Sozi-
alpolitik, Parlamentsdebatten, Arbeiterversicherung/Rentenversi-
cherung, ärztliche Begutachtung, Industriesoziologie. Begonnen
wird mit der Auswertung vor allem der sozialpolitischen Zeit-
schriftenliteratur und amtlichen Periodica, für den ersten
Schwerpunkt auch medizinische Periodica zur Begutachtung und
Versicherungsmedizin. Für den zweiten Schwerpunkt steht die in-
dustriesoziologische Literatur und die neue Frühverrentungslite-
ratur im Vordergrund.
Methodisches Vorgehen
Gep'lant ist eine problemgeschichtliche Untersuchung der gesell-
schaftlichen "Produktion" von Alter, in Bezug auf drei Dimensio-
nen: Wandlung von Alterspositionen, Wandlung der Vorstellungen
von Arbeit und Tätigsein, Herausbildung von Altersgrenzen und Ru-
hestand~vorstellungen. Diese Längsschnittanalyse von Konzepten
oder Konventionen wird kontrastiert mit der Längsschnittanalyse
der Invaliden-/Rentenversicherung der Arbeiter und der Invalidi-
sierungsprozesse. Erwartet wird ein Aufschluß zur gesellschaft-
lichen Produktion von Konv 7ntionen unter Bedingungen sozialstruk-
tureller Widersprüche, die dauernden Konventionsverstößen gleich-
kommen.
Dazu wird eine systematische Inhaltsanalyse gedruckter Materia-
lien und Dokumente zu Alter, Altern, Alterssicherung und den ent-
sprechenden Unterkategorien vorgenommen. Eigentlich tendenziell
eine Vollerhebung, konzentriert sich die Materialsammlung auf
fünf Wendepunkte der Themenkarriere Alter. Diese Themenkarriere,
oder Geschichte von Altersbildern, wird mit dem Material aus In-
stitituions- und Prozeßanalysen des Verrentungsgeschehens einer
Kontrastanalyse u~terzogen. Für die Geschichte von Altersbildern
1Uß die Literatur zu einem erheblichen Teil selbst bibliogra-




lyse sind wesentlich bekannte Materialbestände aufzubereiten.
Beide Themenbereiche k5nnen in sich chronologisch bearbeitet wer-
den, sind aber nach der Hälfte der Projektlaufzeit parallel zu
bearbeiten.
Der Arbeits~ufwand ist zugeschnitten auf eine Personalausstattung
von 2 1/2 Stellen ausschließlich für dieses Projekt, zuzüglich
Hilfkräfte. Falls dies~ nicht erreicht werden kann, muß eine
kleinere Stichprobe aus einer engeren Selektion des Materials ge-
zogen werden. D~nkbar ist z.B. die Beschränkung auf die in dem

















Thesenbildung: Alter und Neudefi-
Individuums;
-beschaffung, Bibliotheksreisen:
für den Bereich Hygiene, Gesund-
und -sichtung, Bibliotheksreisen:










Konzeptionspapier: Bedeutung von Altersbildern
Aufklärung.
inder;




2. u. 3. Quartal:
Vorwiegend Wendepunkt ReichsgrGndung
2. Quartal
Thesenbildun~: soziale Frage und R8ichsgrGndcng
Literaturbeschaffung und -sichtung, Bibliotheksreiser.
nach Köln, DGsseldorf, Göttingen
3. Quartal
Äuswertung, Herstellen von Konzeptionspapipren für die
Bereiche: Gesundheitslehre/Hygiene, Erbauungs- und
Traktatliteratur
4. 'Quartal
konzeptionelle ~rl'cit: Altersbilder und die Lebenserfah-
rungen der handarbeitenden Klassen.
Zwischenbericht: BGrgerliche Ältersbilder und die soziale
Frage.
1990 ab 1. Quartal
Parallelarbeit an Alt~rsbildern und Invalidisierung.
Literatursichtung und Auswertung: -Parla~entarische
Debatten, Sozialpolitik, Bibliotheksreise Berlin
Konstruktion von Interessenszenarien zur Institutionali-
sierung der Sozialpolitik: Politik, Industrie, Ärbeiter-
bewegung
2. Quartal
Literatursichtung und -auswertung: institutionelle Regeln
und Verrentungsverfahren
TheLen bilden zu: Begutachtungsmedizin, Verwissenschaft-
lichung der Invaliditätsfeststellung
Bibliotheksreise Köln, Düsse1dorf, Literatur sichten und
auswerten
3. Quartal
Literatur sichten und auswerten: Sozialpolitik in der
Weimarer Republik, Krise der Alterssicherung der ehemals
besitzenden Klassen; Kleinrentnerfrage
Bibliotheksreise Berlin





Konstruktion von Sozialstrukturszenarien: Okonomisierung,
Rationalisierung, Krise der Rentenversicherun~, Zwang zur
Marginaltätigkeit
Konzeptionspapier: Ausdehnung der Altersbedürftigkeit und
Professionalisierung der Altenhilfe
1991 1. Quartal
Literatur sichten und auswerten; finanzielle Aufwertung
der Renten und politischen Umstände der Rentenreform 1957
Industriesoziologische Literatur: Konjunkturen des
Arbeitskräftebedarfs und Verwendungsfähigkeit von "Alten"
Konzeptionspapier: "Ruhestand"
2. Quartal
Verrentungspolitik der Betriebe, Strategien der Ausglie-
derung
Konzeptionspapier: Interessenkoalitionen in Verrentungs-
verfahren
Endbericht/Buchmanuskript
3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sonderforschungsbe-
reichs und Entwicklungsperspektiven des Projektes
Verrentung oder Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit ist für die
Konstruktion von Lebensläufen, für die Thematisierung von Sinn-
fragen und eine noch so vage Lebenszeitplanung-ein entscheidender
Bezugspunkt. Während dieser Bezugspunkt in den anderen Projekten
quasi konstant gehalten werden muß, um die Fragestellungen nicht
überkomplex werden zu lassen, wird die Bedeutung dieser Status-
passage hier systematisch untersucht.
Die Anlage des Projektes als Rekonstruktion von histori~ch ent-




reichen Arbeit und Leistung, die in allen Projekten wichtig sind,
zusätzliche Perspektiven.
U,mittelbare sachliche Anschlüsse ergeben sich zu Projekt 0 1.
Der Problembereich Verwissenschaftlichung von Ausgliederungspro-
zessen durch medizinische Begutachtung hat dort, an der Entwick-
lung'der Unfallversicherung allerdings weit größere Bedeutung als
hier, in der Invalidenversicherung. Starke inhaltliche Anschlüsse
bestehen zu Projekt B 1, insofern hier Arbeitsbiographien von
Altersgruppen rekonstrui~rt werden, die das Rentenalter erreich
haben.
Als weitere Entwicklung des Projekts ist eine Vergleichsstudie zu
französischen Unternehmungen geplant, die die Formation von Al-
terspositionen und Altersbildern durch Berufsbiographien untersu-
chen. Der Einfluß von lebenskontextnahen Ereignissen und Positio-
nen wird in Fallstudien untersucht und mit den allgemeinen Al-





3.72 Aufgliederung und Begründung der sächlichen Verwaltungs-
ausgaben
Neuanschaffung von Kleingeräten (515) und Verbrauchsmaterial
(522) :
1923 1939 1990 1991
-' aus der Grundausstattung 1650 3300 3300 1650
- aus der Ergänzungsausstattung 1000 1500 1000 500
beantragt
Grundausstattung
Aus der Grundausstattung werden die laufenden Kosten fOr BOrona-
terial und Telefon gedeckt.
Ergänzungsausstattung
Zusätzliche Verbrauchsroittel sind fOr die Einrichtung und V2rwal-
tung der Bibliographien, Karteien, Abstracts und sonstigen T"xt-
auswertungen nötig. Insgesamt: DM 4.500,--.
Ein PC (Olivetti M 28) der Grundausstattung wird mitbenutzt. Es
ist notwendig, diesen durch zwei zusätzliche Festplatten (hard-
cards) zur Erhöhung der Speicherkapazität nachzurüsten, vgl.unter
Teilprojekt Z.
Büc)er, Zeitschriften (512)
Der Literaturbestand zu Sozialgerontologie, Geschichte des Alters
ist in Bremen gering, insbesondere Literatur aus dem englischen
Sprachraum ist zu beschaffen. Ältere Schriften sind antiquarisch
zu beschaffen, was z.T. günstiger ist als alte Bestände in aus-
wärtigen Bibliotheken zü verfilmen und zu fotokopieren.
An Zeitschriften sind für das Projekt unumgänglich und fehlen in
Bremen:
Aging and Society, Cambridge, England
Journal of Aging Studies, Greenwich, Connecticut/USA
Journal of Cross Cultural Gerontology, Dordrecht/NL
Gerontologie et Societe, Paris, Frankreich
Bulletin of the History of Meaicine, Baltimore/USA
Medizinhistorisches Journal, Stuttgart.
Die Kosten für die Zeitschriften belaufen sich bei einem Biblio-
theksabonnement auf etwa DM 780, bei einem Privatabonnement auf






















notwendig für die Materialsichtung und Beschaf-
großen zu sichtenden Literaturmengen wird veran-
Bibliotheken mit zwei Personen zweimal für je





2 x 2 Fahrkarten Bremp.n-München-Bremen
Tage- und Obernachtungsgeldert für
20 Reisetage
2 x 2 Fahrk~rten Bremen-Göttingen-Bremen
Tage- und Obernachtungsgelder für
20 Reisetage
2 x 2 Fahrtkarten Bremen-Wolfenbüttel-
Brerren
Tage- und Obernachtungsgelder für
20 Reisetage
2 x 2 Fahrkarten Bremen-Berlin-Bremen
Tage- und Obernachtungsgelder für
20 Reisetage
2 x 2 Fahrkarten Bremen-Köln/Düssel-
dorf-Bremen




















Druckk6sten entstehen 1990 far din Ver5ffentlic'Iung des Zwischen-
berichts: nr sno
Vervielfä1tigungskosten (531b)
Besond~rs hohe Kosten entstehen durch die Materialbpschaffung dfr
vnr 1~50 urschi~nenen Schriften. Sind diese vor 180n erschienen,
werden sie fast in allen Bibliotheken nicht mehr farnge1ieh~n.
Auch später erschienene Schriften (zumindest bis 1850) sind in
der Regel nicht fotokopierbar, so naß Verfilmungen nötig sind. Es
wird garechnet, daß hierzu 30.000 Aufnahmen nötig sind. Das ent-
spricht 200 Büchern mit durchschnittlich 300 Seiten. Insbesondere
vo~ 1800 ist die Traktatliteratur kleinformatig mit sehr vielen
Seiten gedruckt (0,40 DM pro Aufnah~e: DM 12.000).
Ebenfalls entstehen hohe Kosten fOr das Fotokopieren, da die als
relevant festzustellenden Materialien zur Textanalyse zum größten
Teil ir. Bremen vorliegen müssen (DM 6.000 für die Projektlauf-
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Haushalts- Personal- Sächliche Ver- Investi- Gesamt
jahr mittel waltungsausgaben tionen
100 101 ' 102 103
1988 97 900 4 892 20 100 122 892
1989 195 800 25 047 220 847
1990 195 800 22 122 217 922
1991 97 900 4 000 " ' 101.900






Das Projekt fokussiert auf Sozialhilfe, darauf, welche Bedeutung
sie für den Lebenslauf der Hilfeberechtigten und -bedürftig~n
hat, insbesondere als Statuspassage in und aus einern verfestigten
Sozialhilfe-Status.
Sozialhilfe kann auf zweierlei Weise wirken: Sie kann als funk-
tionales Äquivalent anderer Einkommensarten die Normalbiographie
des Erwachsenen im Bedarfsfall in allen Stadien abstützen, so al~
gäbe es keinen Unterschied zwischen Sozialhilfeempfängern und
anderen Beziehern von (niedrIgen) Einkommen. Danr ermöglicht
Sozialhilfe die als normal unterstellten Statuspassagen in und
durch das Erwachsenenleben. Sozialhilfe kann aber auch als Sta-
tuspassage in die Deklassierung, in den Autonomieverlust, in eine
"Normal biographie" des p&d3gogisierend und therapeutisch zu be-
gleitenden Sozialfalls wirken (mit der zusätzlichen Möglichkeit,
daß dies intergenerationeIl weitergegeben wird). Die von der "So-
zialhilfe" . verwalteten Statuspassagen funktionieren also als
Drehscheiben in zwei Richtungen: als Drehscheibe in eir.e neue
"Normal"biographie als Sozialhilfeahhängiger und als überbrückung
einer Bruchstelle in der alten Norma~biographie.
Rs soll geklärt werden, unter welchen Umständen der eine oder der
andere Weg eingeschlagen wird. Das Verhältnis Lebenshilfe/Passa-
genhilfe vs. Statuspassage/ "Sozial~ilfe" - Status soll zunächst
vor allem anhand derjenigen Untergruppe von Empfängern untersucht
werden, die trotz schlechter Prognose unabhängig von Sozialhilfe
wird - und dies im Kontrast zu derjenigen, die bei schlechter
Prognose von Sozialhilfe abhängig bleibt. Bei jener Gruppe lussen
sich strukturelle "Schwellenbereiche" untersuchen, die einer Un-
abhängigkeit von Sozialhilfe entgegenstehen - und zuglei~h die
individuellen Pfade des "Ausbruchs" ermitteln.
In dem Projekt sollen Jrei Arten von Daten herangezogen werden:
Akten der Sozialbehörde, in jenen sich Lebensläufe vor allem für
die Spanne des Sozialhilfebezugs spiegeln (eine 10 %-Stichprobe
aller Sozia1amtsakten der Jahre 1983 - 1987 steht zur Verfügung;
N = 79 000; n = 7 900); Interviews mit Empfängern von Sozialhil-
fe; Interviews mit den und Beobachtungen der Sachbearbeiter/innen
der Sozialbehörde (wie ein Auswertungs-"work shop" mit ihnen),
deren im- und explizite Kategorisierungen den Einzelfall als Le-
bens- bzw. Passagenhilfe, als Statuspassage in einer Statusabfrl-
ge oder als Status rahmen. In den ersten dre' Projekt jahren soll
nach einern standardisierten Schema eine Zufallsauswahl von Akten
fiber Neuanträge des Jahres 1983 (ggf. zusätzlich 1984) ausgewer-
tet werden. Die Stichprobe wird mehr als 600 Aktenfälle umfassen.
Die Analyse zielt vor allem auf diejenigen Empfänger von Sozial-
hilfe, denen es trotz schlechter Prognose gelingt, der Sozialhil-
feabhängigkeit zu "entkommen". Die Akten dieser "escaper" - und
einer gleich großen Kontrollgruppe - werden intensiv ausgewertet






3.3 Stand der Forschung
Der Stand der Forschung ist unter Beteiligung des Antragstellers
sowohl zur Sozialhilfe allgemein (vgl. Leibfried/Tennstedt 1985a)
wie zu empirischen Untersuchungen auf Aktengrundlage (Hübinger
u.a. 1987: 28 56) anderweitig dargestellt und dieser Antrag
auch in einer Pilotstudie (vgl. Hübinger 1987) vorbereitet wor-
den. Diese Darstellung geht ausführlich auf die Akten- und Doku-
mentenanalyse als sozialwissenschaftliche Methode ein (vgl. Hü-
binger u.a. 1987: 20 - 39 1 ) und behandelt die einschlägigen Ar-
beiten bzw. Arbeitszusammenhänge (ebenda: 40 - 56; Strang/Klagge
1985, Strang 1967 - Lompe 1987; Lompe/Pollmann 1986 a, b; Krie-
ger/Pollmann! Schläfke 1986; Krieger!Schläfke 1987 - Sondererhe-
bung 1986 - Grunow!Wohlfahrt/Nothbaum-Leidig 1985 - Bujard/Lange
1978) .
Hier sei daher nur auf e~n~ge Punkte eingegangen, die für den
Zuschnitt der beantragten Untersuchung wesentlich sind:
1) Gro~e "repräsentative" Panels bringen für diese Personen keine
zureichenden Daten: Die Fallzahlen sind zu gering; ferner haben
sie allgemein einen "Mittelstandsbias", die ~irklich Armen wie
Reichen werden nicht zureichend erfa~t (vgl. Wagner 1987: 66,
insbesondere Anm. 13).
2) Die bislang vorliegenden Studien sind Querschnittanalysen. Im
Gegensatz dazu wird hier erstmals eine Längsschnittanalyse ange-
gangen. Da die Datenbasis auch in Zukunft gepflegt werden soll,
kann man schon 1993 auf eine etwa 10 %-ige Aktenstichprobe für
jedes Jahr eines Jahrzehnts zurückgreifen, was in der Bundesrepu-
blik seltene Möglichkeiten für Längsschnitt- (wie Querschnitt-)
1 Auf die methodischen Arbeiten zur Aktenanalyse (vgl. u.a.
Bick/Müller 1984; Blankenburg 1975; Brusten 1984; Karstedt-Henke
1982; Müller 1980; Müller 1977; Lukas 1978; Petermann!NoackI984;






analysen schafft, insbesondere fGr solche vergleichenden Zu-
schnitts.
3) Die bislang vorliegenden Studien konzentrieren sich nicht, wie
die hier vorgeschlagene, auf die "Ausbruchprozesse" ("escaper")
aus der Abhängigkeit von Sozialhilfe, also auf die Fälle, in de-
nen sich Sozialhilfe als "Statuspassage" noch bewährt, sondern
sie versuchen, entweder die gesamte Sozialhilfe darzustellen oder
abei neuere Probleme statistisch dingfest zu machen (etwa "neue
Armut" - vgl. a. Blanke u.a. 1986; Alleinerziehende).
4) Die bisherigen detaillierteren Untersuchungen hatten kaum die
Möglichkeit, qualitativ vorzugehen und repräsentative Ergebnisse
zu erzielen. Bedingt durch die vorhandene 10 %-Stichprobe aller
Sdzialamtsakten (derzeit: 1983 1987) kann in diesem Projekt
eine qualitative Untersuchung (Akten, Interviews mit Empfängern
und Sachbearbeitern) in einem auch quantitativ gut verortbaren
Rahmen (vgl. insoweit zunächst Hauser u.a. 1981) unternommen wer-
den.
5) Einige der bislang vorliegenden Untersuchungen zielen durchaus
auch auf die subjektiven Dimensionen des Sozialhilfebezugs; al-
lerdings werden sie je~leils nur an einem Zeitpunkt gesehen, ohne
daß die Verläufe als solche in den Blick kämen; zudem geschieht
dies meist mit dem reinen Blick auf den Klienten, nicht dem auf
den/die Sachbearbeiter/in, der aber die ScharniersteIle für be-
hördliche Rahmungen des Sozialhilfeschicksals darstellt.
Das umfassendste, neuere Forschungsprojekt von Strang und Klagge
(1985) verfolgte zwei Zielsetzungen: "erstens eine Analyse der
Struktur, Faktoren und Funktionen der Sozialhilfebedürftigkeit
und zweitens eine Bewertung der Wirksamkeit der Sozialhilfe"
(18). Das gesamte Spektrum der Leistungsarten wurde abgedeckt, in
die Untersuchung einb~zogen wurden Bezieher von "Hilfe zum Le-






Die lokalen Untersuchungseinheiten waren die kreisfreien Städte
Wilhelmshaven, Dortmund und Nürnberg und mehrere Landgemeinden
und Kleinstädte in den Landkreisen Hildesheim, Fulda und CeIle;
auf wenige Themenaspekte begrenzt die bayerischen Landkreise
Cham, Neustadt a.d. Waldnaab, Schwandorf und Tirschenreuth. Unter
dem Ursachenaspekt wurde Material aus den Städten Bielefeld, Her-
ne und Oberhausen verwandt.
Die U~tersuchung fand vom Frühjahr 1980 bis 7Um Sommer 1982
statt. Es wird keine quantitative Repräsentativität beansprucht,
dennoch wird "Treffsicherheit" der Ergebnisse angenommen (39ff).
Zu den Erhebungsrnethoden zählen Leitfadengespräche mit 37 Sachbe-
arbeitern, 25 Sozialarbeitern und 80 Sozialhilfeempfängern - im
Vorlauf schon 29 - und die Aktenanalyse. Insgesamt wurden 1 212
Akten ausgewertet - in den Städten Wilhelmshaven, Dortmund, Nürn-
berg, den Landkreisen Hildesheim, Fulda und Celle. Die Stichpro-
ben wurden nach dem Prinzip der "systematischen Zufallsauswahl"
(Buchstabenverfahren) in den Großstädten und als "echte Zufalls-
auswahl" in den Landkreisen bestimmt (jeder n-te Fall).
Im Mittelpunkt der Aktenuntersuchung steht die Bildung von acht
Typen der Sozialhilfebedürftigkeit, deren prozentuale Anteile in
Annäherungswerten ermittelt wurden.
Die beiden Typen des sozialhilfeabhängigen Rentners und des ehe-
maligen Selbständigen haben haushaltsspezifisch betrachtet einen
Anteil von mindestens zwei FÜlJfteln,·bei Einbeziehung der Empfän-
ger von Sozialhilfe ohne HLU von etwa der Hälfte. Der Typ der ~
leinstehenden Mutter hat, insgesamt betrachtet, einen Anteil von
mehr al~ einem Fünftel der Haushalte, aber ein Drittel bei HLU
und etwas unter der Hälfte von den Haushalten mit Kindern. Der
Erwerbsunfähige (Kranke, Behinderte, Frühinvalide in Ein- und
Mehrpersonenhaushalten) hat, summarisch betrachtet, einen Anteil,
der geringer als ein Fünftel ist. Auf Arbeits- und Erwerbslose'
entfallen etwa ein Zehntel; Der Typ des erwerbstätigen Sozialhil-
feempfängers mit Voll- und Teilerwerbstätigkeit hat je nach Regi-
on, Haushalts- und Hilfeart sowie der Art der Erwerbstätigkeit
einen etwa halb so großen Anteil, davon etwa ein Viertel Voller-
werbstätige, das sind 1 % der Empfänger von HLU. Der Typ des so-
zialhilfeabhängigen Jugendlichen im Alter von 18 - 21 Jahren ist
in seinem geringen Anteil (3 %) nur schw~r abschätzbar. Der'Sozi-':
alhilfe-Clan (ge~erationsübergreifende',.Sozialhilfeabhingigkei~J,
ist verschwindend klein (weniger als 1 %). ~ . .-, i C ... 0 •
Hinter vielen dieser Typen ist ein Typus versteckt;"~äiiiÜc:h'idiii:
minderjährigen Kinder, die ungefähr ein Drittel der Sozialhilfe7~
empfänger ausmachen. Von dauerhafter und irreversibler Sozia;thil~,
~!ab~ängig~eit sind b!sonder~ alleinst-;hende" Frauen il!itm~n~~~~~





der Sozialhilfeabhängigkeit der Empfänger von HLU beträgt in 55 %
der Fälle mehr als vier Jahre.
Strang zeichnet ein sehr differenziertes Bild
Sozialhilfeempfänger-Haushalte und betrachtet
vorrangigen Haushaltskategorien.
der s t r uk t ur d'cr
detailliert die
Die haushaltsstatistische und demographische Analyse ergibt, daß
Sozialhilfebedürftigkeit unter den Bedingungen - die je nach Re-
gion variieren des Unverheiratetseins, der Unvollständigkeit
der Familie und hohen Alters sowie erwerbsbeeinträchtigender Fak-
toren hoch mit weiblichem Geschlecht korreliert. Bei den Frauen
rangieren die "überwiegenden Sozialhilfeempfängerinnen" an der
Spitze, mit deutlicher Distanz zu Alters- und Hinterbliebenen-
rentnerinnen, Berufs- und Erwerbsunfähigen, Erwerbstätigen und
Arbeitslosen. Bei den Männern führen die Erwerbs- und Berufsunfä-
higen vor den Altersrentnern und Arbeitslosen und mit großem Ab-
stand vor den Erwerbstätigen und den "reinen Sozialhilfeempfän-
gern".
Rund 94 % der erwachsenen Em~fänger von Sozialhilfe sollen "zur
Zeit, seit längerem oder auch zukünftig für immer in keinem di-
rekten Verhältnis zum Arbeitsmarkt (stehen)" (126)2.
Insgesamt werden 17 offenkundige und unmittelbare Anlässe, So-
zialhilfe in Anspruch zu nehmen, erfaßt. An erster Stelle steht
"zu geringes Renteneinkommen", dann "kein bzw. zu geringer Unter-
halt für Frauen", "Krankheit", "Pflegebedürftigkeit ...... Ar-
beitslosigkeit ist auf Rang 10 plaziert. Diese Rangskala ist auch
Ergebnis der Einbeziehung der Empfänger von "Hilfe in besonderen
Lebenslagen", insbesondere der "Hilfe zur Pflege". Die durch-
schnittliche Faktorenzahl (Anzahl der Auslöser) beträgt zwei.
Zu den Problemdimensionen der Sozialhilfebedürftigkeit wie dem
Gesundheitszustand und den Wohnbedingungen der Sozialhilfeempfän-
ger liegen weniger differenzierte Ergebnisse vor. Die Einkommens-
situation wird in Einkommensarten und -kombinationen beschrieben,
die Sozialhilfeleistungen in ihren Arten und Kumulationen.
Die Ergebnispalette der Untersuchung zeigt, daß auf Grundlage des
Aktenmaterials ein recht vielschichtiges und zum Teil detaillier-
tes Bild der Sozialhilfebedürftigkeit nachgezeichnet werden konn-
te. Unter die emprisch offenen, relevanten Fragen nehmen Strang
2 Diese Daten beziehen also Arbeitslose in der Sozialhilfe
ein ("zur Zeit"). Bei den verbleibenden 6 % handelt es sich um
Empfänger, die aktuell in Arbeit stehen (Teilzeit; Voll~eit im
Niedriglohnbereich; usf.). Die Konzentration auf "Wege aus der






und Klagge ausdrücklich die "Prozeßanalysen abgeschlossener Sozi-
alhilfeabhängigkeit - Lebenswege ehemaliger Sozialhilfempfänger"
(56) auf. Typen der Sozialhilfebedürftigkeit, die aus Querschnit-
ten ge'bildet werden, sind anfällig für den von Strang und Klagge
sogenannten Typenwandel: so "tauchen viele All~inerziehende über
einen Typenwandel zum Beispiel in der Kategorie der Einpersonen-
haushalte unter" (145). Insgesamt zeigt diese material- und ge-
dankenreiche Studie durchgängig eine an Verläufen orientierte Ar-
gumentation, die von Längsschnittauswertungen eingelöst und durch
sie ergänzt werden muß.
Die veröffentlichte Vorstudie (Hübinger u.a. 1987), in der 50
Aktenfälle aus der gleichen Region untersucht wurden, hatte u.a.
folgende Ergebnisse:
"(1) Strukturbetrachtung der SozialhilfebedCrftigkeit: ... Trotz
der annähernd nach den Kriterien der systematischen Zufallsaus-
wahl bestimmten Stichprobe ist die Fallzahl aber zu klein, um
verläßliche Aussagen darüber zu machen, wie sich der EW9fänger-
kreis der Sozialhilfe zusammensetzt. Risikolagen, Problemkumula-
tion und 'dominante' Empfängergruppen der Sozialhilfe konnten
identifiziert werden. Es zeichnen sich differenzierte Erkenntnis-
se zur 'Dauer der Abhängigkeit von Sozialhilfe' ab. Durch eine
nuancierte Betrachtung kann die 'Intensität der Armut' präziser
bestimmt und können armutsbedingende Faktoren eingegrenzt und
sichtbar gemacht werden.
Im Mittelpunkt der Untersuchung stand die Prüfung des Datenfel-
des.
(2) Informationsdichte: Die Prüfung des 'Datenfeldes' hat erge-
ben, daß (außer im Bereich 'Mitgliedschaften'), zu allen aUfgenom-
menen Dimensionen Informationen in den Akten vorliegen und Daten
zu einzelnen Bereichen z.T. vollständig erhoben werden können. Es
zeigt sich auch, daß das Statistische .Landesamt Bremen nur eine
Teilmenge des gegenwärtig in den Akten vorhandenen.Datenbestandes
tür die Erstellung der amtlichen Sozialhilfestfttistik nutzt~'Die
Verwaltungsprozeßdaten des Sozialamtes würden schonheute~ine,
Strukturbetrachtung der Sozialhilfebedürftigkeit~:erl~uben.~die~
über den Informationsgehalt der amtliche.n Statis.tik hinaus.weis~.;;··:·:
. .." • .~ . .', " -'.l,,;'" ~\ '. • .•. ' :
Verschiedene Sondererhebungen haben auf der Grundlage'de;~e~~~i~~
tungsprozeßdaten des Sozialamtes die Möglichkeit~ne~nerez;:~e.i:;';,





Bisher werden in der Sozialverwalt~ng eine Vielzahl von Informa-
tionen zu Ausbildung, Erwerbstätigkeit, sozialer Sicherung, Woh-
n~n usw. nicht nach einer einheitlichen lind auswertungsorientier-
ten Systematik erfaßt; die Angaben zu den persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnissen der Sozialhilfeempfänger sind lücken-
haft und nicht in jedem Fall aktuell.
Dadurch dienen sie nicht optimal einer angemessenen Fallhearhei-
t~ng, also dem geset~lich aufgegebenen Zweck des Amtes, Schritte
zu unternehmen, die den Empfänger von Sozialhilfe 'soweit ~~~
möglich befähigen, unabhängig von ihr zu leben' - § 1 Absatz 2,
Satz 2, 1. Halbsatz BSHG. Kenntnisse der Arbeits-, Ausbildungs-
und Berufswege z.B., also Kenntnisse der Wege in die Sozialhilfe,
aber auch durch sie hindurch und vor allem aus der Sozialabh~n­
gigkeit heraus, würden das Wissen des Amtes und der einzelnen
Sachbearbeiter über mögliche Maßnahmen erweitern und den Sachbe-
arbeitern ihre Aufgabe der 'persönlichen Hilfe' und Beratung er-
leichtern.
Es lassen sich die benötigten Informationen danach aufteilen, wie
regelmäßig sie erfragt und wie übersichtlich sie aufgezeichnet
werden (vgl. unten Schaubild 4).
Ausführlich, fast vollständig und zum größten Teil auch aktuali-
siert sind die Angaben zu: sozio-demographischen Merkmalen und
Haushaltsstruktur, sozialer Sicherung, Auslösern der Sozialhil-
feabhängigkeit, Einkommen/Sozialhilfe und einmaligen Leistungen.
Der ausbildungsmäßige und berufliche Werdegang, [die] Häufigkeit,
Dauer und Gründe der Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit vor und
nach Beginn der Gewährung von Sozialhilfe können aus den Akten
nur lückenhaft erschlossen werden. Das Antragsformular böte die
Möglichkeit, gegenwärtig schon die 'letzte Tätigkeit' und die
'Arbeitsverhältnisse der letzten 12 Monate vor der Antragstei-
lung' zu erheben. Die Eintragungen erfolgen aber nicht routine-
mäßig.
Angaben zu den individuellen Ursachen der Sozialhilfegewährung
reduzieren sich auf die amtsüblichen Kategorisierungen. Die wich-
tige Wohlfahrtsdimension 'Wohnen' ist nur unvollständig erfaßt
und wird in keinem Formblatt erhoben. Auf den Gesundheitszustand
der Sozialhilfeempfänger läßt sich aufgrund des Da~enmaterials
der Akten nicht schließen. Ausschließlich berechnungs- und lei-
stungsrelevante schwere Erkrankungen und Behinderungen werden er-
mittelt. Der Gesundheitszustand der Klienten wird im Antragsfor-
mular lapidar meist mit der Kategorie 'gesund' beschrieben. Ober
die soziale Integration der Empfänger von Sozialhilfe können
[nach Aktenlage] keine Aussagen gemacht werden.
Ein grundlegendes Problem für die größere Erhebung ist der be-
trächtliche Zeitaufwand, der benötigt wird, um die gesuchten Da-
ten aus den Akten herauszupräparieren. Das Antragsformular oder





Zugriff auf die relevant~n Informationen. Die Aktualität vieler
Angaben kann erst nach Sichten der gesamten Akte festgestellt
werden.
Um eine systematische, vollständige und auswertungsorientierte
Aufnahme aller relevanten Daten ~u den einzelnen Untersuchungsbe-
reichen zu ermöglichen, soll daher ein Formfragebogen entwickelt
werden, der in der Verwaltung implementierbar ist. Dieser sollte
die folgenden Dimensionen und l1erkmale im Zeitverlauf erfassen:
Haushaltsstruktur, sozio-demographische Merkmale; berufliche und
schulische Ausbildung; Erwerbstätigkeit; Soziale Sicherung; Ursa-
che der Sozialhilfegewährung; Einkommen, Sozialhilfe, Vermögen;
einmalige Beihilfen; Wohnsituation; Gesundheit, Mitgliedschaften;
Wecre aus der Sozialhilfe.
Die Bereiche 'soziale Integration', 'gesellschaftliche Partizipa-
tion', 'Gesundheitszustand' und auch die Versorgung mit kollekti-
ven Gütern und Dienstleistungen sind bis jetzt nicht Gegenstand
der Beratungen im Sozialamt. Diese lassen sich nur in geson1erten
Untersuchungen transparent machen. Auf der Basis kleiner, mögli-
cherweise auf einzelne Problemgruppen zugeschnittener Stichpro-
ben, könnten Interviews die immateriellen und sozial-kulturellen
Aspekte des Armutsproblems aufhellen .••
(3) Verläufe - Wege in die, durch die und aus der Sozialhilfe:
... Welche beruflichen, ausbildungsmäßigen bzw. sozialen Karrie-
ren. welche familiären Lebensmuster sind typisch, wenn eine (er-
ste) Sozialhilfebedürftigkeit eintritt? Welche Bedingungen müssen
eintreten, damit ein solcher administrierter Lebenslauf unterbro-
chen bzw. beendet wird? In welchen Konstellation handelt es sich
um eine vorübergehende, weniger einschränkende, in welchen um
eine dauerhafte statusprägende Lebensphase? •••
... Insoweit ist als Ergebnis vor allem hervorzuheben, daß eine
genaue Betrachtung der Dauer des Sozialhilfebezugs erhebliche Un-
terschiede zwischen Dauer der Aktenführung und Bezugsdauer offen-
bart, weil im einzelnen vielfältige und extensive 'Pendler'bewe-.
gungen weg von der Sozialhilfe festzustellen sind, die.in dem
normalen 'Dauer'maß untergehen und bei denen Unterstützung:an':.
setzen könnte. " .... -. ',.....,.
Zwei Empfängergruppen dürften im Blick auf die 'persönliche Hil-
fe' vor allem von Interesse ••. sein: Zunächst eineGruppe~die'
immer nur zeitweise aus der Sozialhilfe ausbricht, die: zwischen:
Arbei tsmarkt, Arbeitsamt und Sozialamt pendelt und' fü~;:4ie:'sich'i:"
eine soziale Abstiegskarriere zuver."festigen· .droht/":}.di'Ei\zur·:3
Deklassierung der Betroffenen führt. - --.; :'-\,··:~X;~;~f~:{-:;~?~'~~i~:.:!t
Eine zweite Gruppe umfaßt die gelungenen 'Ausbrüche' aus·1arig-jäh:,:
riger Sozialhilfeabhängigkeit und ist auf kleine.Subgr\1ppen>d~s,
Empfängerkreises beschränkt. Beobachtet man. diese ;:~escaper/,~'b~;;;';
sonders . aufmerksam, ...~o könnten Schwellen':!erte; furV'it~r~~ü~,~~}1,~!!;~





erstgenannten Gruppe - einschlagen kann. Intervenierend wirken
sich bei den 'escapern' - soweit das kleine Sampie [der Vorunter-
suchung] Aussagen zuläßt - vor allem Ausbildungs- und Umschu-
lungsmaßnahmen und der 'Heiratsmarkt' aus.
Eine nicht kleine Gruppe bedarf weniger der persönlichen Hilfe,
ggf. aber teilweise verstärkter kommunaler Aufmerksameit im Blick
auf 'interorganisatorische' Verflechtungswirkungen (Gemeindekas-
sen als 'fiskalische Verschiebebahnhöfe' der Sozialpolitik?). Es
handelt sich um Personen, die nur kurzzeitig Sozialhilfe bezie-
hen, gewissermaßen um 'friktionelle Armut'. Sozialhilfe wirkt
hier als 'Überbrückungshilfe', als Sicherung des Lebensunterhalts
u.a. bei schulischer und beruflicher Ausbildung, während der Be-
arbeitung des Antrags etwa auf Arbeitslosengeld und Arbeitslosen-
hilfe oder bei Sperrzeiten nach dem AFG. Inwieweit die Nutzung
der Sozialhilfe als 'Vorschuß- und Ausfallkasse' hier stark un-
terschiedlich ist, könnte für das Verhältnis der Gemeinden als
'Sozialst~at in der Reserve' zu Bund, Land und den Körperschaften
des 'Sozialversicherungsstaats' von besonderer Bedeutung sein.
Die 'Deklassierten', die 'administrierten Sozialhilfefälle', wie-
derum, bei denen der Abstieg sich deutlich verfestigt hat, bedür-
fen in ganz anderer Weise 'persönlicher Hilfe': Hier handelt es
sich um einen Personenkreis. der in seiner Merkmalstruktur große
Übereinstimmung mit den 'Pendlern' aufweist, sich aber in der
fallspezifischen Anhäufung verschiedenster Problem- und Risiko-
lagen deutlich von diesen unterscheidet: Eine dauerhafte Reinte-
gration der Betroffenen in den Arbeitsmarkt ist wenig wahrschein-
lich, sie sind im eigentlichen Sinne 'Sozial-Fälle' geworden, die
routinemäßig vom Sozialamt verw~ltet werden ....
(5) Unterstützung der 'persönlichen Hilfe' durch Sachbearbeiter:
Eine Umstellung der Verwaltungsroutinen und zusätzliche Informa-
tionen aus einer Verlaufsbetrachtung (vor allem über die 'esca-
per') kommen den Interessen der Sachbearbeiter entgegen, in 'per-
sönlicher Hilfe' wie geldlicher Unterstützung angemessen auf den
Einzelfall eingehen zu können."
3.4 Eigene Vorarbeiten
Der Antragsteller arbeitet seit den siebziger Jahren über die So-
zialpolitik von Armut und Gesundheit. Es geht ihm dabei um aktu-.
elle, historische wie international vergleichende Untersuchungen.
zum "deutschen Modell" des Sozialstaats - um seine En~wickl~n~,
Reichweite, Grenzen, Besonderheiten und seine Perspektiven (zum·
allgemeinen Kontext sozialpolitischer Forschung vgl. 'Behrensi~
- t,: " _." ,... ~





Sozialpolitik" (zu ersten Ansätzen vgl. Leibfried" 1985": 92 -
105; Leibfried' 1985: 39 - 50; zu einern ersten größeren Entwurf
vgl. Leibfried 1985: 9 - 38 bzw. Leibfried/Tennstedt 1985b), wo-
bei der empirische hkzent der Arbeit ~or allem in der histori-
schen (Akten-)an~lyse lag.
"hrmut" ist der Negativabdruck von StrukturbrOchen und Funktions-
lücken in aller anderer (Transfer-) Sozial- wie Gesellschaftspo-
litik. Sie bildet fOr die Forschung Ober Sozialpolitik einen
strategisch günstigen Ausgangspunkt, weil hier im Mikrokosmos et-
wa der an sich kleinen Sozialhilfe der gesamte gesellschafts- und
vor allem sozialpolitische Makrokosmos quasi im Negativab-
druck - gebOndelt untersucht werden kann (vgl. ähnlich Schäfer
1985) und Ausgrenzungs- wie Abstiegsprozesse hier markant akzen-
tuiert sind.
Im Bereich hrmenpolitik, dem derzeit vornehmlichen Arbeitsfeld
des Antragstellers, haben sich die Arbeiten darauf konzentriert,
die Entwicklung der Meßgrößen für den sozialpolitischen Zugang zu
Ressourcen ("Richtsatz" bzw. "Regelsatz") seit der Jahrhundert-
wende, vor allem seit der Weimarer Zeit zu untersuchen (Leibfried
1985: 186 - 240; Leibfried u.a." 1987 sowie Leibfried7 1985: 119
- 145, 146 - 167 , 168 - 185). Dies geschah vor allem mit Unter-
stützung der DFG (Aktenzeichen des Fortsetzungsantrags Le 386/4-
2), und zwar im Rahmen des Schwerpunktprogramms "Gesellschaftli-
che Bedingungen sozialpolitischer Intervention: Staat, interme-
diäre Instanzen und Selbsthilfe" (vgl. Kaufmann u.a. 1981; sowie
ders. 1987). Derzeit werden die Arbeiten über die Zeit von 1945
bis 1962 redaktionell abgeschlossen (vgl. Abschlußbericht 1987).
Ne'ben Interviews beruht diese Arbeit vornehmlich auf Archiv-, al-
so auf Aktenstudien. Neben Exkursen in Bereiche, die der Armenpo-
litik eng verwandt sind, wie die Arbeitslosenversicherung (Leib-
fried 1985: 277 - 289), haben die Obrigen Arbeiten des Antrag-
stellers empirisch geschnittene Themen umfaßt wie "Dunkelziffern"
in der Sozialhilfe (1985: 579 - 584, 478 ff., insbesondere 517 -
536) und das "Stadt-Land-" wie "Nord-SOd-Gefälle" in der Armenpo-
litik (1985: 106 - 116). All diese Arbeiten sind zuletzt in einer
systematischen sozialpolitischen Darstellung von Armut, Recht und
" Mit Rolf-Richard Grauhan.
" Da in Leibfried 1985 die Arbeiten der letzten zehn Jahre
zusammengefaßt worden sind, wird im folgenden der Einfachheit
halber nach dieser Aufsatzsammlung zitiert.
~ Mit Florian Tennstedt.
6 Mit Eckhard Hansen und Michael Heisig.





Verwaltung der Sozialhilfe gebündelt worden (Wenzel/Leibfri~d
1985). Sie versucht, das ganze Terrain aktuell zu erschließr,n un~
die sozialpolitischen Alternativen zu umreißen.
Zur Sozialpolitik der Gesundheit hat der Antragsteller vor all~~
historisch gearbeitet (vgl. Hansen u.a. 1981; Leibfried/Tennstedt
1986; vgl. als Überblick zu alledem Weindling 1983).
währen1 die gesundheitspolitischen Forschungen nur in Ansätzen zu
unmittelbar international vergleichenden Arbeiten führten, ge-
schah dies bei den armenpolitischen schon recht früh (vgl. Leib-
fried 1985: 381 - 455 - England; 457 - 583 - USA). Sie war~~ i~­
mer von dem Interesse geleitet, den besonderen Pfad der Entwick-
lung, der Struktur und Funktion der deutschen ("Bismarck- Län-
der") gegenüber der anglo-amerikanischen ("Beveridge-Llndern")
Sozialpolitik herauszuarbeiten. In diesen Sozialpolitiksyste~En,
insbesondere den USA, sind die extremen Positonen armenpoliti-
scher Interpretation (rein transiturisches Modell - vgl. Dunean
1984; reines Modell der Kultur der Ar~ut oder "welfarization" -
vgl. Segalman/Basu 1981) besonders ausgeprägt, was Anregungen für
die hier beantragte Untersuchung mit sich bringt. Die DiSKussion
de~ angelsächsischen Llnder steht dabei, anders als in der Bun-
desrepublik, im Zusammenhang einer hundertjährig~n empirischen
Soziologip der Armut (vgl. als Bilanz Leibfried 1985: 414 - 435;
ferner Townsend 1979: 31 - 92), was erneut Hinweise darauf geben
kann, wie eine Untersuchung in der Bundesrepublik im einzelnen
zuzuschneiden ist.
Der das Projekt mittragende Mitarbeiter Dr. Johann Behrens
(Grundausstattung) hat seit den siebziger Jahren empirisch vor
allem die Wechselwirkungen von betrieblicher Arbeitspolitik, kom-
munaler und staatlicher Sozialpolitik und der Ausdifferenzierung
beruflicher, gesundheitlicher und familiärer Lebensverläufe ver-
folgt.
Als Mitglied der "Arbeitsgruppe Soziale Infrastruktur" hat er,
gefördert durch die DFG und die Stiftung Volkswagenwerk, Ende der
70er Jahre die Untersuchung regionaler Arbeitsmärkte und ihrer
Erfolgskontrolle mit Repräsentativerhebungen (Panel) zu Bürgerer-
wartungen verbunden (Behrens 1984, 1976). Konzept und Fragebogen
der Befragung des Teilprojekts C 2 des Sonderforschungsbereichs 3
zu "Arbeitseinkommen" und ihren Entwicklungen im Lebensverlauf
entwickelte er in interdisziplinärer ~usammenarbeit. In diesen
frühen Untersuchungen standen bereits gesundheitliche Indikatoren
als Ziel- und Einflußvariablen mit im Zentrum (Behrens 1980,
1982) .
Ihre Ergebnisse wurden in theoretischen Oberlegungen zur Entwick-
lung von Wohlfahrtsgesellschaften zusammengefaßt (Behrens 1982).
Sie wurden erweitert in Langzeituntersuchungen zur Ausdifferen-'





wandels und des Wohlfahrtsstaates, wobei die empirische Grundlage
Repräsentativerhebungen, Statistiken und betriebliche Fal1stud<en
bildeten und die Ergehnisse Soziale Indikatoren und Institutions-
analyse ve r voL'l komrnno t e n (Abschlußbericht 1985, Bchrens 1984).
Seit 1983 wllrden diese Verlaufsuntersuchungen in Zusammenarbeit
mit der Frankfurter Universitätsklinik und ab 1985 als Mitglied
des Bremer Forschungschwerpunkts "Reproduktionsrisiken, soziale
Bewegungen und Sozialpolitik" mit einern neuen Typ von Daten, näm-
lich mit Daten von Sozialämtern und Krankenkassen, fortgesetzt.
Solche Daten erlauben ein kontinuierliches "Monitoring" von Le-
bensverläufen und damit eine Aufhellung industrieller Pathogeni-
tät und sozialer Ausgrenzung in die Sozialhilfeabhängigkeit
(Schmidt-Ohlemann/Behrens 1987).
Der Antragsteller hat sich seit einigen Jahren mit der Thematik
"Armut.berichterstattung" befaßt und insofern auch Anstoß für das
entsprechende Memorandum der "Arbeitsgruppe Armut und Unterver-
sorgung" und das Schwerpunktheft der Blätter der Wohlfahrtspflege
mit diesem Titel aus dem Jahre 1986 gegeben. Auf diesem Hinter-
grund hat er zusammen mit Dr. Behrens und Frankfurter Wissen-
schaftlern in Bremen die - inzwischen vom Sfb 3 veröffentlichte -
Voruntersuchung fiber "Verwaltungsdaten der Sozialhilfe" (Hfibinger
u.a. 1987) in Angriff genommen (vgl. oben am Schluß von "Stand
der Forschung"). Er hat 1987 damit begonnen, eine 10 % Stichprobe
der sozialbehördlichen Akten 1983 - 1987 zu ziehen, um den Zugang
zu dem empirischen Material zu sichern, das andernfalls vernich-
tet worden wäre; zudem konnte er so die Möglichkeiten des Zugangs
zu den empirischen Daten schon vorklären und praktisch erproben
(vgl. dazu im folgenden Teil "Ziele ... " den Abschnitt ~Stichpro­
be ") .
3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm, Zeitplan
Das Projekt soll vor allem über ein "Sozialhilfepanel" - mehr als
600 Akten (Verläufe) - Aufschluß fiber die "Statuspassagen" geben,
die mit Sozialhilfeabhlngigkeit und dem "Ausbruch" aus ihr ver~
bunden sind. Da langfristige Prozesse und Risikokumulation gerade
in diesem sozialstaatlich verfaßten Bereich besonderes Gewich~





muster herausbilden. Die Aufmerksamkeit gilt besonders jenen Per-
sonen, die gegen den Strom der Wahrscheinlichkeit aus der Sozial-
hilfe ausbrechen können (also in eine akzeptierte Norma1biogra-
phie z~rückfinden) und könnte sich in den nächsten ProjektphasEn
auch Menschen zuwenden, bei denen sich Sozialhi1feabhängigkeit
verfEstigt (bei denen also transitorische Abhängigkeit zu einen
Status dEr dauerhaften Sozialhilfeabhängigkeit auskristalli·
siert) .
Da., Verhältnis von Sozialhilfe und Autonol~ie der Le b e n s I'Iih r unq ,
die in unserer Gesellschaft Erwachsenen als Nor~alitätsent~urf
angesonnen, wird, ist Thel:la dieses Projekts: sich gänge1;'! lassen
zu müssen, weil man nicht für sich selber sorgen kann, ist in un-
serer Gesellschaft eines Erwachsenen unwürdig. Allenfalls bei
Krankheit ist hiervon unter Wahrung der Würde eine immer prekäre
Ausnahme möglich.
Sozialhilfe kann, wie schon dargestellt, systematisch gesehen auf
zweierlei Weise wirken: Sie kann als funktionales Äquivalent an-
derer Einkommensarten die Normalbiographie des Erwachsenen in al-
len Stadien (Familiengründung, Teilnahme an üblichen ·sozialen
Kreisen) ermöglichen, so als gäbe ecl keinen Unterschied zwischen
Sozialhilfeempfängern und anderen Beziehern niedriger Einkomm~n.
Dann ermöglicht Sozialhilfe die als normal unterstellten Status-
passagen in das und durch das Erwachsenenleben. Sozialhilfe kann
aber auch als Statuspassage in die Deklassierung, in den Autono-
mieverlust, in eine Normalbiographie als pädagogisierend und the-
rapeutisch zu begleitender Sozialfall wirken (mit der zus&tzli-
ehen Möglichkeit, daß dies intergenerationeIl weitergegeben
wird). Diese beiden Extreme sind in dem folgenden Schaubild 1 ty-
pisiert dargestellt, wobei auf der Abszisse die Verdichtung von
Sozialhilfebezug zum "Master Status Sozialhilfe" abgebildet ist







SOZIALHILFE ZWISCHEN GESELLSCHAFTLICHER NORMALBIOGRAPHIE
UND EIGENEM "MASTER STATUS"
DAUER DER ABHÄNGIGKEIT
- keine Möglichkeit eines Exit aus
Sozialhilfeabhängigkeit
- geringe Möglichkeit der Integration in
flormal~iographie(n)
- sozialräumliche Segregation
- geringe Autonomie des Empfängers
- Besonderheit (und damit "Auffälligkeit") des
Risikos
- Bestehen von "Erblasten" (intergenera-
tionelle Tradierung)
ZEtlTRALE MERKMALE EINES POTENTIALS FOR



























Beispiele für die erste Wirkung, die Autonomie verbürgende Bedeu-
tung von Sozialhilfe sind der Selbständige, für den die Sozial-
hilfe eine Gründungsbeihilfe darstellt, der Akademiker, für den
die Sozialhilfe eine vorütergehende Arbeitslosigkeit überbrückt,
die Mutter. für die Sozialhilfe die Abhängigkeit von einem sie
erniedrigenJen und beleidigenden Ehemann reduziert (und die Sozi-
alhilfe auf dem Weg in die Normalität nur vorübergehend benö-
tigt), auch der Rentner oder die Rentnerin, für dir Sozialhilfe
- ohne, wie so oft, als Kränkung empfunden zu werden ~ eine zu
geringe Rente aufstockt.
Die eigene Pilotstudie (vgl. Hübinger u.a. 1987) zeigt eine er-
"",'
staunliche Mobilität von Sozialhilfeempfängern, die sie aus d~~;n
Sozialhilfe hinaus, aber auch vielfach wieder in sie hinein.führt{)
. .... . ·· -:·;~I





Verhältnis zu Statuspassagen (vgl. GlaserlStrauss 1971: J - 6) in
mehrfacher Weise begriffen werden:
- Es kann sich um Veränderungen im Sozialhilfebez1'q als L~b~ns­
hilfe handeln, die den gesellschaftlichen "Master-Status" (z.B.
als "Rentner", als "Arbeitnehmer") nicht wesentlich "berGhren"
(wobei insoweit zusätzlich zwischen subjektiver und institutio-
neller Perspektive zu unterscheiden wäre).
- Es können Mobilitätsereignisse vorliegen, die mit Statuspassa-
gen zwischen gesellschaftlichen "Xaster-Status" zusammenh~ngen
und für die Sozialhilfe schlicht als vorübergehende Passagenhilfs
nützlich ist (z.B. ein leicht gedehnter Obergang zwischen Ausbil-
dung und Beruf).
- Die Unterbrechungen können aber auch selbst als versu~hte Sta-
tu.passagen begriffen werden, nämlich als Passagen heraus aus
einer Abhängigkeit von Sozialhilfe, wenn diese sozialstaatliehe
Verfassung sozialer Risiken schon deutlich verselbständigt ist,
also Züge eines eigenständigen "Master-Status" Sozialhilfe ange-
nommen hat; lassen sich diese Passagen nicht erfolgreich absol-
vieren, macht dieser Mißerfolg sie möglichweise zu Statuspassa-
gen, die jeweils tiefer in die Abhängigkeit von Sozialhilfe hin-
einführen und die den Status der Abhängigkeit - schließlich um-
fassend als eigenen - befestigen.
An Akten eines Sozialamts einer deutschen Stadt sollen in einer
retrospektiven Studie auf Grund 1983 bzw. 1984 begonnener Akten
die gelungenen und mißlungenen Wege aus der Sozialhilfe-Abhängig-
keit nachvollzogen werden. Dieser Nachvollzug kann nicht zuletzt
die Bedingungen aufhellen, unter denen Ämter dieser Art ihrem ge-
setzlichen Auftrag nachkommen. Die Untersuchung kann dabei - dies
ist eine sehr günstige ~usgangslage - auf eine schon archivierte
bzw. für die Archivierung vorgemerkte Stichprobe von 10 % aller
Amtsakten (einschließlich Hilfe zum Lebensunterhalt der Sozial-
hilfe = HLU) des gesamten städtischen Raums zurückgreifen, die





Mit dem Projekt werden zunächst zwei Ziele verfolgt:
1. (Wege aus der Sozialhilfe) Nach dem Bundessozialhilfegesetz
vom 5. Juli 196] soll die Sozialhilfe den "Empfänger der Hilfe"
"soweit wie m6g1ich befähigen, unabhängig von.ihr zu leben" (§ 1
Absatz 2, Satz 2, 1. Alternative BSHG). Die Sozialhilfe dient al-
so der "Hilfe zur Selbsthilfe", wie ~le Krankschreibung der Gene-
SUIlg, dem dauerhaften Ende der Krankheit dienen soll (vgl. das
ähnlich geschnittene Projekt C 4). In beiden Fällen sozialpoliti-
scher Regulierung handelt es sich, so die gesetzlich fixierte Un-
terstellung, um befristete Haßnahmen zur Rückkehr in den jeweili-
gen alten Status des autonomen Erwachsenen. In beiden Fällen kann
die Rückkehr langwierig ausfallen - so langwierig, daß sie in
einen neuen Status umschlägt; für diesen Status bilden sich Nor-
mierungen heraus, die den "Master-Status" des dauerhaft von Sozi-
alhilfe Abhängigen "verfassen" - oder den des Langzeitkranken und
für immer Erwerbsunfähigen. Als wäre es selbstverständlich, ord-
nen dann, was zu untersuchen ist, die zuständigen Sachbearbeiter/
innen die Antragsteller anhand wahrscheinlich leicht sichtbarer
Indizien in diesen "Master-Status" ein.
Dieses Verhältnis Lebenshilfe/Passagenhilfe vs. Statuspassage/
"Sozialhilfe" - Status soll zunächst vor allem anhand derjenigen
Untergruppe von Empfängern untersucht werden, die trotz schlech-
ter Prognose unabhängig von Sozialhilfe wird - und dies im Kon-
trast zu denjenigen, die bei schlechter Prognose von der Sozial-
hilfe abhängig bleiben. Diese Gruppe der "escaper" bedeutet eine
"Wasserscheide": auf der einen Seite ist Sozialhilfe noch gesell-
schaftliche Lebens- bzw. bis aufs äußerste gedehnte Passagenhilfe
(bezogen auf sozialhilfexterne "Master-Status"), auf der anderen
Seite ist Sozialhilfe selbst schon zum "Master-Status" geworden.
Es dürfte sich bei den "escapern" um jene Schwelle handeln •. an
der eine "Statuspassage", ein Ausbrechen aus derSozialhilfe~ls!






Die Untersuchung ist auf die Auswertung von Akten (allgemein
standardisiert und Fallstudien) konzentriert und wird durch In-
terviews mit etwa 80 Klienten ergänzt.
Falls es gelingt, die Bedingungen herauszufinden. unter denen
HLU-Empfänger trotz gegenteiliger Prognose aus der HLU-Abhängig-
keit ausbrechen kö~nen, ist das für ein naues Verständnis dF.S
Feldes von Bedeutung (vgl. Strang 1935: 55 ff.) und dafür. ge-
zielt an den "Ausbruchsschwellen" unterstützen zu können. Sozial-
hilfe würde nicht, wie meist. als reine "materielle huffangfunk-
tion" verstanden, sondern "die soziale Realität" würde konfron-
tiert, "fü~ die das komplexe Phänomen Sozialhilfe kennzeichnend
ist" (ebenda: 58, Anm. 73). Die faktische Aktivierung von Hilfe-
potentialen gegen die Strukturwidrigkeiten dieser Situation und
die Bestimmung der dafür einschlägigen Schwellenwerte bzw. -be-
reiche - und nicht allein "Versorgung" - stünde im Vordergrund
der Aufmerksamkeit; eine strukturelle Sicht also auf "Hilfe zur
Selbsthilfe" (§ 1 Absatz 2 BSHG) .
2. (Behördliche Rahmung) Die Autonomie verbürgende Wirkung von
Sozialhilfe dürfte besonders häufig dann zu erwarten sein. wenn
der Anspruchsfall als ein vorübergehender interpretiert werden
kann, als Obergang oder Statuspassage innerhalb des normalen Er-
wachsenenlebens, wenn also Sozialhilfe nur als Lebens- oder Pas-
sagenhilfe wirkt, und gerade nicht als eigenständige Passagenset-
zung oder gar als eigenständiger Status, die bzw. der sich ver-
selbständigende Normalitäten produziert. Dem entsprechen institu-
tionelle "frames" (vgl. grundlegend Goffman 1974), Rahmungen, die
polarisiert ausgerichtet sein dürften: Gerahmt wird im Blick auf
individualisierte wie auf kollektive Sichtweisen sozialer Proble-
me; gerahmt wird ferner in Richtung gelingender Statusbiographie
oder - pejorativ, im Sinne von ehrlos versus ehrenhaft - als "De-
vianzbiographie". Dabei liegt zwischen beiden Polen eine breite
Zone, in der die Wege noch nicht definitiv sind und in der das








Die institutionellen Rahmungen sollen im wesentlichen durch das
Studium der Literatur. der ~mtlichen Dokumente und durch Inter-
views mit Sachbearbeitern/innen, wie mit den schon genannten Kli-
enten, untersucht werden.
Stichprobe
Es besteht die günstige Ausgangslage, daß in dieser Untersuchung
auf eine 1987 - im Blick auf dieses Projekt und weitere systema-
tische Auswertungen - (mit Zufallsgenerator) gezogene Stichprobe
von 10 % aller Amtsakten (einschließlich Hilfe zum Lebensunter-
halt der Sozialhilfe = HLU) des gesamten Stadtgebiets zurückge-
griffen werden kann, die den Zeitraum von 1983 bis 1987 umfaßt.
Soweit diese Fälle schon, länger als zwei Jahre abgeschlossen
sind, wurden die Akten in einem behördlichen Stichprobenarchiv
gesammelt; die übrigen Akten befinden sich noch ·bei den Sachbe-
arbeitern/innen, werden aber derzeit speziell markiert ("Nicht
vernichten! Stichprobenarchiv!") . Diese Stichprobe, die etwa
7 900 Aktenfälle umfaßt, ist beim Senator für Jugend und Soziales
unter Anleitung des Antragstellers und der Mitarbeiter der Pilot-
studie gezogen worden, um für die Sozialplanung wie die empiri-
sche Forschung bessere Ausgangsbedingungen zu schaffen. Ein sol-
cher Rückgriff auf einen Stichprobenbestand eines Jahrfünfts war
bislang in der Forschung nicht möglich. Er stellt - auch im Blick
auf die Bewältigung des Datenschutzes - eine besondere Herausfor-
derung dar; Bestand und Fortschreibung (1988 ff.l dieser Stich-
probe erlauben zudem e~ne Weiterentwicklung des Projekts, die mit
ergänzenden Themen- und Zeitschnitten die Wege aus und durch die
Sozialhilfe untersucht.
Stichprobe wird derzeit eine ~rtei erstel1t~ die aller::)
einige der Variablen enthält, die einfach zue~heben.
anonymisierte Zugang zur Kartei und (mittelb~r):'zu:de~
Akten ist für das Projekt grundsätzlich gesichert. Auswertungs~





ben, sind in direkter behördlicher Verantwortung vorzunehmen und
unterliegen damit auch der behördlichen Verschwiegenheits-
pflicht' . Die anonymisierten Ergebnisse dieser Auswertung stehen
dann·ohne Einschränkung für die wissenschaftliche Arbeit zur Ver-
fügung.
Zum Zuschnitt des Fallmaterials für dieses Projekt: ~enn es etwa
3 500 Fälle als Neuzugänge (Fälle) pro Jahr gi~t - 1983 gab es
ca. ·2 870 (= 15 % des Bestands) Abgänge, die durch Zugänge kom-
pensiert wurden, und, so die amtlichen Erfahrungswerte, einen
wachsenden Oberschuß an Zugängen -, dann beläuft sich die An-
tragskohorte 1983 (= 10 % von 3 500) etwa auf 350 Fälle. Davon
wären noch die über GO-jährigen abzuziehen (aus Altersgründen
können sie kaum mehr "escapen"), dann blieben für 1983 zwischen
200 bis 250 Fälle. Davon waren in der Voruntersuchung, die 50 Ak-
tenfälle urnfaßte, bald 7 % "€scaper"; hier wäre also, soweit man
dies als Anhaltspunkt nimmt, jedenfalls mit 16 - 20 Fällen zu
rechnen. Um von etwa 600 Aktenfällen auszugehen und damit jeden-
falls je 40 "escaper"- und Kontrollgruppenfälle zu erreichen
(günstig wären 100 solche Fälle), sind also ggf. zusätzlich die
Neuzugänge 1984 (und später) in die Untersuchung einzubeziehen.
Ab 1988 sind wesentlich größere Stichproben möglich.
, Dies kann auf verschiedenen Wegen sichergestellt werden:
durch Werkverträge, die von der Sozialbehörde vergeben werden und
die über das Projekt zu finanzieren sind; durch einen Mitarbeiter
des Projekts, der (zumindest teilweise) vor der Behörde selbst
(nicht aber von der Universität) eingestellt wird; oder aber übe~





Untersuchungsmethoden und Arbeitsprogramm zu Ziel 1
("Wege aus der Sozialhilfe")
Schritt 1
Identifizierung und Umsetzung der Prognosekriterien9
Oie Untersuchung soll zuerst folgende Fragen beantworten: Ist die
Chance, von Sozialhilfe unabhängig zu werden, für alle Empfängpr
von Hilfe zum Lebensunterhalt gleich hoch? Wenn nictt, nach wel-
chen Merkmalen variiert diese Chance?
Als ersten Schritt versuchen' wir, die "Aussichtsreichen" oder
"Transitorischen", die eine gute Prognose haben. von HLU unabh&n-
gig zu werden, mit Hilfe der einfach den Akten zu entnehmenden
Merkmale zu identifizieren und von denen zu unterscheiden, die
diesen Variablen gemäß eine schlechte Prognose haben. Gelingt
dieser Versuch, können wir für jeden Empfänger. von Sozialhilfe
eine Prognose formulieren. ob er sich als "transitorischer Sozi-
alh:'lfeempfänger" von HLU unabhängig machen wird oder ob er als
ein von "Deklassierung' Bedrohter von ihr abhängig bleiben wird
(vgl. Schaubild 2). Beide Prognosen können fehlerhaft sein: ein
gut (~ transitorisch) Prognostizierter (A) verbleibt dennoch in
der Sozialhilfe (B); ein schlecht Prognostizierter (C) kann ihr
als "Ausrei~er" entkommen ID).
"'.; .... '
.", ~~. ....., ..
...•.'-.....:::.:
9 Dieser Schritt kann vor allem dann nicht ~eit~~führ~n;t
wenn die Prognose nicht erfolgreich ist. Dann werden gemä~ der'
Häufigkeitsverteilung der Bezugs- kombiniert mit der Nichtbezugs~
































Die Untersuchung konzentriert sich zunächst darauf, diese vier
Gruppen zu identifizieren und dann vor allem - trotz der geringe-
ren Fallzahl - auf das Feld D, das des "Escaper": Hier besteht
nämlich von der Anlage - also von B - her die Problematik einer
verselbständigten Statuspassage in einen "Master-Status" Sozial-
hilfe; hier zielt der Kontrastfall D, der durch B gewissermaßen
verdeckt wird, auf die innovatorischen Energien, die dieses Er-
eignis dennoch verhindern. Diese Felder Bund D, die notwendig
zusammengesehen werden müssen, sind also beide10l unmittelbar
einschlägig für die Thematik des Sfb.
10 Der Fall liegt bei den Felder A und C anders, da hier -
aus der Perspektive des Sfb betrachtet - ein Feld stärker im Vor-
dergrund steht. Bei A geht es um Fälle, in denen Sozialhilfe kaum
eigenständige Bedeutung hat und - eben nur beiläufig und vorüber-
gehend - Lebenshilfe, aber auch reine Passagenhilfe in Bezug auf
externe "Master-Status" geleistet wird. Vor allem C dürfte bei
dem gegebenen thematischen Zuschnitt des Sfb von besonderem In-






hand der Akten derjenigen, die 1983 (wie ggf. 1984) zum ersten
Mal einen Antrag auf HLU gestellt haben ("Antragskohorte"). Dabei
werden hier Personen, die älter als 60 Jahre sind, zunächst aus
der Stichprobe aussortiert, da sie meist strukturell nicht ~ehr
in den Arbeitsmarkt integrierbar sind, also der Sozialhilfe nicht
mehr "entkommen" können (es handelt sich in der Regel um Rent-
ner). Diese pragmatische Entscheidung kann jederzeit wieder rück-
gängig gemacht werden.
Die "Antragskohorte" soll mindesteris 600 Fälle umfassen (es sind
deshalb ggf. mehrere Jatire zusammenzufassen).
Als erster Schritt ist vorgesehen, aus den Daten, die zur Person
und dem Lebenskontext der Leistungsempfänger (Stand bei Beginn
des Leistungsbezugs) erhoben wurden, ein Prognosemodell zu bil-
den, das mit geeigneten Modellen der multivariat~n Statistik
(Diskriminanzanaylse; multiple Regression; evtl. "dynamic model-
ling" - vgl. Tuma/Hannan 1984 - und Ereignisanalyseli) eine Prog-
nose der Soz~alhilfekarriere zu leiseen imstande ist. Unter Vor-
gabe des Kriteriums "Deklassierter" bzw. des von Deklassierung
Bedrohter und "escaper" sollen ~ie Faktoren identifiziert werden,
uie (retrospektiv) am besten eine Prognose ~rlauben. Ferner ist
beabsichtigt, weitere Analysen durchzuführen
(1) mit zusätzlichen Variablen, die nur für einen Teil der Fälle
als Daten in den Akten vorliegen, und
11 Die Ereignisanalyse mit Hilfe von Raten-Modellen ist
besonders für die hier interessierende Frage geeignet, da sie
eine explizit zeitabhängige ModelIierung erlaubt (vgl. Blossfeld
u.a. 1986; Arminger 1987: 312 ff.; Hujer und Schneider 1987) und
Rechts-Zensuren berücksichti~t, also Fälle für die noch.nicht.
klar ist, in welchem Zustand sie enden werden. Bei:Be~inn eine~,
jeden prospektiven Studie sind solche r~chtszensierten.,Fälle.na-.
türlich häufig. (Das Problem Fallzahlen bezüglich der .'·"escaper'n.~
ist prinzipiell auch dadurch zu mildern, daßsolche::;·~escaper..~.~:i'r1;
die Analyse einbezogen werden, die schon vor'1983SoZ!alhilfe)bl!:-;
zogen haben und in der Stichprobe enthalten' sind. 'Aufgrund::feh':',
lender Informationen über frühere "escaper" sind diesegewis~ei';:
maßen links-zensierten Fälle allerdings .. nicht:vol1:i;:,fÜJ;':·;~i.El,;)lie~,





(2) mit. Variablen, bei denen sich die Situation im Zeitverlauf




TRANSITORISCHEN VS. ANDEREN EMPFÄNGERN VON SOZIALHILFE (UNTER 60)
Studie über Sozialhilfeempfänger, die ab 1983
Leistung bezogen haben:






[1983 1984 1985 1986 1987 1938 1989 1990]
1 2 3 4 5 6 7 8 Jahren bzw. nie
und kehren nicht mehr in die Abhängigkeit zurück
(--------------------------)
transitorische von Deklassierung bedrohte bzw. deklassierte
Sozialhilfeempfänger
Die Analysen können einerseits darauf gerichtet sein. die Sozial-
hilfekarriere als dichotome Variable zu prognostizieren ("Deklas-
sierte~ versus "Escaper"). Denkbar ist aber auch, die abhängige
Variable kontinuierlich zu messen (Zahl der Monate des Leistungs-
bezugs wie des anhaltenden Nichtbezugs) und dazu mit multipler
Regression (bzw. Ereignisanalyse - "Raten-Modell"12) den Fakto-
rensatz zu bestimmen, der es am besten erlaubt, die Dauer des So-
zialhilfebezugs zu prognostizieren.
12 Die neuen Methoden der Ereignisnalyse werden ~egenwärtig
beim Sfb 3 und im Max-Planck-Institut für Bildungsforschung
schwerpunktmäßig weite~ entwickelt und anwendungsreifgema~~t;






Wegen des großen Aufwandes der Aktenerhebung (eine Akte komplett
allszuwertRn, kann bis zu ffinf Stunden Arbeit erfordern) sollen
aus allen Akten in einer ersten Erhebungswelle nur solche Merkma-
le aufgenommen werden, die, auch als standardisierte, einfach zu
ermitteln (vor allem Aufzeichnung in Formblättern) und volls:ln-
dia zu erheben (also regelmäßig aufgezeichnet) sind. Es handelt
sich hierbei wesentlich um solche Merkmale. die im Arbeitsprozeß
der Behörde i~ Vordprgrund stehen und schon deshalb dem Aktendck-
kaI, dem Leistungsbogen oder den Formblättern an bestimmten Stel-
len der Akte (auch für den/die ~achbearbeiter/in) leicht zu ent-
nehmen sind ' 3 •
Diese erste Erhebungswelle und die Prcgnose dient als ein Raster
für die Begrenzung der nachfolgenden qualitativen Analyse. Sie
soll helfen. aus den 600 Akten diejenigen zu ermitteln. für die
eine intensivere Auswertung (samt Interviews) lohnen könnte. Um
diese erste Auswahl so vornehmen zu können. muß der Faktorensatz
bei allen Akten vollständig sein. Auch dies ist nur bei den Merk-
malen ~esichert. die in der ersten Erhebungswelle im Vordergrund
stehen. Folgende Ergebnisse sind denkbar:
a) Die Prognose gelingt relativ gut. Dann interessieren im
Schritt 2. wie im folgenden skizziert, vor allem die Prognose-
fehler ("escaper" u.a.).
b) Die Prognose ist nicht erfolgreich. Dann ist einer Ausweitung
der Variablen. also einer arbeitsaufwendigen Auswertung aller 600
Akten. ein direkterer Materialzugang vorzuziehen: Aufgrund der
Häufigkeitsverteilung der abhängigen Variablen werden dann etwa
80 Fälle herausgegriffen. bei denen je zur Hälfte die Konstella-
tion "escaper" bzw. die des "Deklassierten" bzw. des von Deklas-
sierung Bedrohten naheliegt. Die Fallauswahl kann nach dem Zu-
13 Sollte eine Prognose mit diesen Merkmalen möglich sei~,
wäre dies sehr verträglich mit einem Arbeitsprozeß. der scho~





fallsprinzip zustandekommen, es könnte aber auch auf Extremgrup-
pen abgestellt werden.
Wie oben im 3tand der Forschung dargestellt wurde. hat die Pilot-
untersuchung folgende - in Schaubild 4 nun als überblick ZUSRm-
mengefaßte - Informationsstruktur der Akten ergeben (zu dem Er-
hebungsbogen selbst vgl. Hübinger u.a. 19B7: 74 - 94):
Schaubild 4:










































































<) Wenn schon nicht auf dem allgemeinen Formblatt in der Akte, so
finden sich doch manchmal auf eigenständigen Formblättern Angaben
(etwa in Krankenscheinen zu Aspekten von Gesundheit, in Wohngeld-
bescheiden zu Aspekten der Wohnsituationl .
«) Im Pretest fand sich kein Fall zu Mitgliedschaften, wohl aber
in einer Akte, die in der Voruntersuchung geprüft wurde.
«<\ Dazu finden sich keine Angaben im Formblatt. Allerdings wer-
den in den neuen Datenerfassungsbelegen acht Hauptursachen er-
faßt, näwlich die für die amtliche Statistik erforderlichen. Die-
se Informationen sind weit weniger aussagekräftig und komplex als
diejenigen, die früher in den Vermerken der Sachbearbeiter zu,
finden waren. Für eine solide Armutsberichterstattung liegt hie~





Die Voruntersuchung hatte breit angesetzt und vor allem auf fol-
gende Merkmale abgehoben, die in einem Auswertungsbogen ausdiffe-
renziert worden sind (Hübinger u.a. 1987: 74 - 96), die aber nur
begrenzt in der ersten Erhebungswelle zum Tragen kommen können





















Beginn der letzten Arbeitslosigkeit
Häufigkeit von Arbeitslosigkeit
Bezug von Arbeitslosengeld/-hilfe oder Unterhaltsgeld
4. Soziale sicherung (Teilaspekt)
Ansprüche bzw. Anwartschaften aus gesetzlicher
bzw. privater Altersversorgung
Schwebende Rentenverfaren, Unterhaltsklagen
5. Ursachen der Gewährung von Sozialhilfe
Auslöser dafür, da~ Sozialhilfe in Anspruch genommen wird
6. Einkommen, Sozialhilfebezug, Vermögen und Verschuldung
Art des Vermögens
Höhe des Vermögens
erstmaliger Bezug von Sozialhilfe (HLU) ~,
Häufigkeit, Dauer und Gründe der Unterbrechungep ~es 50zi-'
alhilfebezugs
Höhe und Zusammensetzung des Bedarfssatzes .
Höhe und Zusammensetzung des einzusetzenden Einkommens'~
Höhe der laufenden Leistungen .. '
























(ohne Vorgabe von Erhebungskategorien)
10. Mitgliedschaften
Mitgliedschaften in Vereinen, Organisationen,
Parteien und Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen
(ohne Vorgabe von Erhebungskategorien)
11. Wege aus der Sozialhilfe
(ohne Vorgabe von Erhebungskategorien)
Alle Variablen k6nnen zu einer ersten Prognose der Dauer der So-
zialhilfeabhängigkeit verwendet werden; zu diesem Zweck werden
zunächst solche Variablen verwendet, die einfach wie einheitlich
aus den Akten des Stichprobenarchivs bzw. bei den Sachbearbei-
tern/innen erhoben werden k6nnen, also keine intensive Auswertung
verlangen. Eine Hypothese k6nnte etwa sein, daß jüngere, männli-
che und besser qualifizierte Empfänger eine signifikant bessere,
Progonose haben, von Sozialhilfe unabhängig zu werden, als Alte-
re, Frauen und Unqualifizierte. Bei der ersten Gruppe läge also/'






nerhalb von zwei Jahren ab 1983 unabhängig zu werden und binnen
weiter~r drei Jahre (1985 - 1987)14 nicht wieder Sozialhilfe be-
ziehen zu müssen, zum Beispiel 50 % höher als bei der letzteren
Gr~ppe. Die durch diese Variablenausprägungen definierten Perso-
nenkreise bezeichnen wir als "transitorische" oder aber den ver-
bleibenden Personenkreis als von "Deklassierung" bedrohte (ggf.
auch deklassierte) E~pf~nger von Sozi~lhilfe. Die transitorischen




BEI POTENTIELL TRANSITORISCHEN EMPFANGERN
Empfänger werden von Hilfe zum Lebensunterhalt
unabhängig innerhalb von
1 2 3 4 5 6 7 8 Jahren bzw. nie
10 %
Entsprechend operationalisieren wir die Empfänger von Sozialhilfe
mit schlechter Pro~nose, von HLU unabhängig zu werden, durch die
gegenteiligen Merkmalsausprägungen bei folgender vorstellbarer
Häufigkeitsverteilung:
14 Da da~ Projekt von 1988 bis 1991 läuft, könnte dieser.
Zeitraum bis zu sechs Jahren, also bis etwa 1990 gestreckt wer-
den. Dies ist vor allem insoweit von Bedeutung, als Fälle in die













2 3 4 5 6 7 8 Jahren bzw. nie
50 %
Schritt 2
Analyse der Prognosefehler, also der abweichenden Fälle
Intensive Aktenanalyse
Als "escaper" bezeichnen wir eine Person, die trotz schlechter
Prognose, trotz drohender Deklassierung von Sozialhilfe für mehr
,als drei (ggf. fünf) Jahre unabhängig wird". (Entsprechend kann
man bei den "Transitorischen" die Personen untersuchen, die trotz
guter Prognose abhängig von HLU bleiben, also Fall C in Schaubild
l:) "Escaper" sind also nur unter den von Deklassierung Bedrohten
zu finden. Die Prognose wird nur für eine Mehrheit der Fälle,
richt aber für alle präzise sein. Die Fälle, in denen die Progno-
se fehlerhaft verläuft'6 - vor allem die "esacaper" -, werden nun
in einem zweiten Schritt einer gründlichen Aktenanalyse unterzo-
gen.
" Da entweder die Akten aus dem Stichprobenarchiv automa-
tisch weiter verwandt werden oder Rückmeldungen über zentrale
Bremer Dateien zur Gegenkontrolle verwendet werden können, ist
sichergestellt, daß eine "Rückkehr in die Sozialhilfe" auch er-
kannt werden kann.
,~ Ist die Prognose nicht erfclgreich, müssen diese Akten






Sind unter den Fällen, die zu den Prognosp.fehlern gehören, wirk-
liche ~escaper" vorhanden? Wieviel Prozent aller von Deklassie-
rung Bedrohten werden innerhnlb von drei (bzw. fünf) Jahren "es-
caper"?
Die beiden erstgenannten Fragen erheischen eine genaue Auswertung
der betreffenden Akten, ggf. auch Recherchen bei anderen Arntern
IMelderegister usf.) und lassen sich hier und da erst in d~n In-
terviews klären. Die erste Frage ist zu stellen, weil di~ un-
scharfe Information, die in den Prognosefaktorensatz eingegangen
ist, auch "andere Fälle" als die des "escapers" erfassen kann,
wie beipielsweise "Umzßge"'·. Die zweite Frage zielt auf eine
Klärung der quantitativen Bedeutung der "escaper" in der Antrags-
kohorte eines oder mehrerer Jahre.
Worin unterscheiden sich die "escaper".von den andere:: mit (zu-
treffender) schlechter Prognose, also den von Deklassierung Be-
drohten?
Um diese Frage beantworten zu können, können wir nicht mehr auf
die Daten zurückgreifen, die schon bei Schritt 1 erhoben worden
sind, da insoweit gerade Prognose fehler vorlagen, also die unab-
hängigen Variablen nicht reichten, um "escaper" als Gruppe zu
prognostizieren.
Diese Frage könnten wir zunächst mit Hilfe einer Ausweitung der
bereits erhobenen Variablen beantworten. Angesichts des unglei-
chen Informationsstandes über die einschlägigen V?riablen in den
Akten, der Schwierigkeiten der Standardisierung und der Notwen-
digkeit, den weitläufigen Akteninhalt zu interpretieren, emp-
fiehlt es sich, in Schritt 2 nicht die Verfeinerung des Prognose- .
,. Umzüge aus dem Zuständigkeitsbereich der Stadt, z. B. in
das benachbarte Land Niedersachsen, ergeben sich nicht notwendig·
aus den Akten. In den Akten ist regelmäßig nur ausgewiesen, dft~





modells, sondern die qualitative Auswertung der Aktenfälle zu be-
tonen.
Für diese ~ufwendigere Erhebung müssen allerdings nicht alle Ak-
ten der von D~klassierung Bedrohten ausgewertet werden. Es genügt
im ersten Durchgang, die ermittelten echten "escaper" mit einer
gleichgroßen Zufallsauswahl aus allen Nicht-"escapern" zu ver-
gleichen (= St.ichi,robe aus d e r Stichprobe).
Dabei sind diE ~esultate um so aussagekräftiger, je mehr Variab-
len im Vergleicll zwischen "escapern" und Nicht-"escapern" kon-
stant gehalten werden können. Es sollten also Personengruppen
ungefähr gleichen Alters, gleichen Geschlechts, gleicher Ausbil-
dung miteinander verglichen werden, um die Bedeutung des jeweils




Nur für den (allerdings wahrscheinlichen) Fall, daß die Akten al-
lein keine befriedigenden Unte,rschiede zwischen "escapern" und
Nicht-"escapern" erkennen lassen, sind Interviews t l mit HLU-Ern-
pfängern unerläßlich. Nur sie können dann die Bedingungen aufhel-
len, unter denen es von Deklassierung Bedrohten möglich war, aus
der ihnen vorhergesagten schlechten Prognose auszubrechen. Anson-
sten sind Interviews nicht unerläßlich, wohl aber sehr nützlich,
um die Variablep biographi;ch auszuleuchten bzw. erst zu erheben
(z.B. Qualifikation, Qualität der Autonomiebestrebung und ihres
Scheiterns). So soll etwa erhoben werden, ob und inwieweit die
ursprünglich an~9zielte Biographie unter den Enttäuschungen des
Arbeitsmarktes überhaupt noch normativ gilt und wie weit und in
1I Der Zugang erfolgt z.B. über Anschreiben durch die Behör-,
de, wobei es den Empfängern offen steht, mit dem Projekt Kontakt
aufzunehmen. Datenschutzrechtliche Vorklärungen haben stattgefun'{





welchen Bereichen Autonomie gefährdet ist. Diese Interviews wer-
den sich, wie die Pilotstudie (vgl. Hübinger u.a. 1987: 127) und
die Verweigerungsraten erwarten lnssen, nur auf etwa 40 "~sc~­
per"-Fälle und demnach auf 40 Fälle aus der Kontrollgruppe bezi0-
hen."Es könnten also etwa 80 Interviews mit Empfängern aus beiden
Gruppen anfallen.
Untersuchungsmethoden un1 Arbeitsprogramm zu Ziel 2
(Behördliche Rahmung)
Zunächst (s. Ziel 1) haben wir die Wege aus der und durch die So-
zialhilfe verfolgt, soweit sie sich in Akten von Sozialhilfe~~p­
fängern niederschlugen und - soweit Interviews verwendet wurden -
Interviews zugänglich waren. Diese Wege sind aber nicht nur Aus-
druck individueller Strategien und Optionen der Empfänger von So-
zialhilfe, sondern auch der Rah~ungen, die die Behörde für sip
setzt.
Die Mitarbeiter des Amtes, abnr auch Verordnungen und Verwal-
tungsanweisungen, Protokolle von Amtsleiterbesprechungen usw.
typisieren und können daher Auskunft über solche Typisierungen
geben. Diese sollen zum Teil durch die Analyse von Amtsschriften,
vor allem aber in offenen Interviews mit den Mitarbeitern und in
Beobachtungen ihrer Fallbearbeitung erhoben werden. Dabei ist da-
ran gedacht, die Ergebnisse der Untersuc~ung den Mitarbeitern zu
referieren und mit ihnen weiter auszuarbeiten (Fallkonferenzen) ,
ein Verfahren, das schließlich in ein Auswertungs-"work shop"
münden soll, an dem alle interviewten Sachbearbeiter/innen teil-
nehmen sollten. Nach ersten Interviews, die im Rahmen der
Voruntersuchung stattfanden, könnte sich erweisen, daß in etwa
die im Folgenden skizzierten Typisierungen vorherrschen; bei den
Typologien handelt es sich um erste Systematisierungsvorschläge
für eine Auswertung der Experteninterviews. Keinesfalls sollen
den Interviews aber - etwa als Hypothesen - diese bisher gefunde-
nen Rahrnungen vorgegeben werden. Vielmehr sollen die Interviews






Im Zuge einer hypothetischen Kategorisierung individueller "Bewe-
gungen" in die Sozialhilfe, durch sie hindurch und aus ihr her~us
wurden Typen von Empfängergruppen konstruiert, die es ermöglichen
sollen, Lebenssituationen von Sozialhilfeempfängern nach Risiko-
lagen zu differenzieren. Welche Merkmale oder Eigenschaften, so
wurde schon oben gefragt, erhöhen die Chance, die Sozialhilfeab-
hängigkeit zu durchbrechen, welche führen zu einer eher dauerhaf-
ten Problemverwaltung seitens des Sozialamtes?
Sozialhilfe kann, wie gesagt, kurzzeitige Brüche in der Normal-
biographie überbrücken, so daß eine Autonomie der Lebensführung
gewahrt bleibt. Bei vorübergehenden Friktionen im Arbeitsmarkt
oder in der Familie ermöglicht die Sozialhilfe die als normal un-
terstellten Statuspassagen in und durch das Erwachsenenleben. So-
zialhilfe kann aber auch ein Indiz für fortschreitend~ Deklassie-
rung und Autonomieverlust sein: Der Empfänger von Sozialhilfe
wird aufgrund bestimmter Merkmalskombinationen da~erhaft unfähig,
den Weg der Normalbiographie zu durchlaufen.
Die Autonomie verbürgende Wirkung von Sozialhilfe kann, wie zu
untersuchen sein wird, besonders häufig dann erwartet werden,
wenn der Anspruchsfall als ein vorübergehender interpretiert wer-
den kann, als Obergang oder Statuspassage innerhalb des normalen
Erwachsenenlebens, wenn also Sozialhilfe nur als Passagenhilfe
wirkt, und gerade nicht als eigenständige ppssagensetzung, die
sich verselbständigende Normalitäten produziert (vgl. Schau-'
bild 7). Entsprechend sind auch die institutionellen"frames",
die Rahmungen, polarisiert ausgerichtet: Gerahmt~wirdd~bei in :
Blick auf individualisierte wie auf kollektive Sichten sozialer
Probleme. Gerahmt wird ferner in Richtung gelingender' Sta't\1!SbiC?-"
graphie oder - pejorativ, im Sinne von ehrlos,' versus·ehi'enh~ft:.'l"':'
als "Devianzbiographie" (vgl •. Schaubild 8) ••• Dabeili'~9t{z~i~c~~ii~f
.• ',' : ",' "~,,".:•.r• •:i;"I'.···~~.,.~·;~"~,.,.)~~'.;':-~1
beiden Polen eine breite Zone, in der die Wegenocb;'ni~~,~)'d~~k:;
• . • " -.' :,',.' " ..:'_,·:.1'.~·.. • '., ,_:';:~ ....;.I
ni tiv sind und in der' das Drohpotentialdes Abstiegs: :"Hkt':'io
"' ,> ,.' ", :', ~,' ••••_"'-~~..... ',~~
Zwischen diesen Polen können immer größere, langfri~tig~:i.~i~u;;d}·
. . .': . .. " :.;' ;:'~"'" -> :":·~·;;...(;~t,,r--,::;;;,;




Le ibf r Led u . a .
einerseits eine Anschlußfähigkeit an geling~nde llormalbiographie
stützen, andererseits schon den Grund für die Verselbständigung
zur Passage in den Abstieg legen. Die beiden hier d i s ku t i s r t e r.
Extremtypen bilden sich in der Bundesrepublik weniger deutli~h
aus als in der US-amerikanischen Armutssituation, in der die
ausgeprägte Segmentation des Arbeitsmarkts und ethnische Zerr:lüf-
tung sch0n früh scharfe Kontraste bewirkt hat, wie sie bei Strang
und Klagge (1985: 56 ff.) teilweise aufgegriffen werden.
Nun wird in der Realität der einzelne Leistungsfall ZUT Glied ~n
einer zeitlich wie biographischen Kette fortschreitender Rp- u~d
Deklassierungen bzw. von Autonomieverlusten und -gewinnen. Dl
von der "Sozialhilfe" verwalteten Statuspassagen funktioni8ren
als dauerna in Bewegung befindliche Drehscheiben in zwei Rich-
tungen: als Drehscheibe in Richtung ei n e r neuen Ilor"''lH,ioClTcrphi,c
als "Deklassierter" und als eine in Richtung einer sozial akzep-
tierten llormalbiographie; im letzteren Fall kann ~ozialhilfe als
Oberbrßckunq einer Bruchstelle in der alten Normalbiogr~phie ver-
standen werden.
Je "lehr die Autonomie verbürgende Wirkung der Sozialhilfe be0b-
achtbar ist, um so gr5ßer - so die auch für di. Praxis relevant(
These - ist die Chance. daß Sozialhilfeempf~nger im erwerbsfähi-
gen Alter zu einer selbständigen Lebensführung ohne Sozialhilfe
zurückkehren. Das Ziel des Projekts beschränkt sich aber nicht
auf die Klärung dieser Frage, sondern muß den gesamten genannten
Zusammenhang von Sozialhi~fe und Statuspassagen überprüf€n.
Die Schaubilder 7 und 8 stellen die alternativen Rahmungen des
Ereignisses der Sozialhilfeabhängigkeit gegenüber. Diese Rahmun-
gen sind hypothetisch. Ihre Existenz muß auf mehreren Ebenen
überprüft werden: auf der Ebene der institutionellen Maßnahmen
und Regelungen (implizite Theorie der Sozialinstitutionen), auf
der Ebene der Deutungen einzelner Sachbearbeiter/innen und auf
der Ebene der Selbstdeutung von Sozialhilfeempfängern.
Schaubild 7:
F
TYPOLOGIE VON STATUSPASSAGEN IN DER SOZIALHILFE
(hypothetisch)
S 0 Z I A L H I L F E ALS
PASS~GE!lH!LFE
PASSAGENSETZUNG
(Kris;:,n ve r-d e n durch die (Sozialhilfe wird hier
Sozialhilfe überbrückt. s e Lbs t; zur Passage. die
u:" Passagen ab s c.Lv Le r-be r zu einer "Normalität
zu riache n l für sich" führt)
Ins t i tut ional i s ierung der "Re- Ins ti tutionalisierung einer
paraturfähigkei t" und der An- Endstufe in einer Sozialpo-
s ch Lußve r he Lßunq 1i tik des Abstiegs
RAH H U N G A L S






















I "andere" Norrna- I
lität der norma-
I len s t a euspeeea-']
ge durch grolSe
, "Dehnunqen") ,














F 0 R S C H U N G S L BIT B I L D
"ARMUT
ALS TRANSITORIUM"




ner Mittler bae , Sub-
stitut in normaler
StatusbioQraphie)
"JruL'I'UR DU'!' ,,; I
ARMU'l'".'i ;J~
"WBLFiiiiAiION~tjl









RAHMUNGEN VON SOZIALHILFEFÄLLEN IN öFFENTLICHKEIT UND SOZIALAMT
(hypothetisch)
Rahmung als
ehrenhaft zu 1 Rah:71ung Cllsune b re nh a f " zu
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Biographietypologisch gesehen ist die Normalitätsunterstellung
von Sozialämtern - soweit sich die ersten, nicht repräsentativ~n
Interviews aus der Voruntersuchung und die Literaturstu1ien ver-
allgemeinern lassen - als "dualistische Normalbiographie" zu ver-
stehen (vgl. Schaubild 9): Gesellschaftliche Risiken sind in den
institutionell vorfindlichen Norrnalitätsentwürfcn weitgehend bei
einer sozialen Gruppe besonders konzentriert. Aus der zugrunde-
liegenden pejorativen Grundstruktur des Weltentwurfs folgt eine
Art von programmierter sozialer Ausgliederung.
Wäre der heute faktisch vorfindliehe institutionelle Weltentwurf
etwa der, Sozialhilfebedürftigkeit immer nur als kurz und zufäl-
lig verursacht (transitorisch) zu sehen, sie also von einer ein-
heitlichen Normalbiographie her zu sehen, die eigentlich - also
strukturell - nicht unterbrochen wird, so hätte Risikoproduktion
keinen offiziellen Stellenwert in dieser Art der Prägung von Bio-
graphie. Dem kommt etwa die offizielle Sicht der sechziger Jahre
sehr nahe (wobei die damals allerdings auch weitgehend vernach-
lässigte Altersarmut außer Acht gelassen wird, von der man ge-
hofft hatte, sie sei durch die Rentenreform von 1957 durchgrei-
fend, schnell und allgemein zu ,beheben) .
Eine pluralistische Normalbiographie hat es als Teil des Weltent-
wurfs der Sozialhilfeinstitutionen in der modernen Gesellschaft
bislang nicht gegeben (die Einführung eines Grundeinkommens setzt
im Grunde eine solche Sicht voraus). Das Leben in der Sozialhilfe
erschien entweder als vernachlässigbar (und somit als Annex zur
einheitlichen Normalbiographie) oder als minderwertig, da deviant
(und damit dualistisch polarisiert), nie jedoch bislang als
gleichwertig mit dem Grcs gesellschaftlich üblicher Biographie-
entwürfe. Einzig ein Rückgriff auf vormoderne Formen der Sozial-
politik kann diese Gleichwertigkeit heute noch illustrieren: den
Bettlerstand des Mittelalters als "Zunft unter Zünften" (vgl.
Heinsberg 1933), dessen gleicher Wert allerdings wesentlich auf
eine Sicht vo~ Armut als "Naturgegebenheit" zurückzuführen ist
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Soweit sich ähnliche und sicher auch weitere Rahmungen und Typi-
sierungen in den Ausführungen der Amtsträger erheben lassen, wird
gleichzeitig zu prüfen sein, wieweit sie selber diese Typisierun-
gen ais handlungsrelevant ansehen, welche Schritte, Sanktionen
und Gratifikationen sie also mit ihnen verbin~en. Theoretisch und
vermutlich auch forschungspraktisch lassen sich Typisierungen von
Handlungen wahrscheinlich nicht trennen.
Es werden etwa 40 offene Interviews auf allen Ebenen des Amtes,
vor allem aber den Sachbearbeitern/innen, erforderlich sein. Da
Amtsschriften oft sehr formal gehalten sind, könnten sie für Rah-
mungen wenig erbringen; das wäre im einzelnen zu prüfen. Ertra1
versprechend sind Fallbesprechungen über "escaper" und "nicht-es-
caper" mit den jeweils (für die etwa 80 im Detail analysierten
~ktenfälle) zuständigen ~achbearbeitern/innen.Oie Interviews mit
Empfängern müssen zeitlich vor denen mit den Sacnbearbeitern/in-
nen abgeschlossen und ausgewertet sein.
In den zusätzlichen Interviews mit den früheren und jetzigen Em-
pfängern von Sozialhilfe ist darauf zu achten, inwieweit sie die-
selben Rahmungen für ihre biographische Phase der Sozialhilfeab-
hängigkeit benutzen wie di~ Amtsträger. 1 '
Dagegen erscheint es sehr sinnvoll, Klienten danach zu fragen,
wie sie das Sozialamt und auch ihre(n) Sachbearbeiter/innen wahr-
nehmen und in den Auswertungen der Interviews die Kompatibilität
und Inkongruenz der wechselseitigen Perspektiven von Sachbearbei-
tern/innen und Klienten zu dokumentieren.
Untersuchungs ziel 1 und 2 können zeitlich parallel zueinander be-
arbeitet werden, aber auch, weil sie relativ unabhängig voneinan-
der sind, nacheinander. Allerdings empfiehlt es sich, wenn 'für
I' Auch hier ist natürlich darauf zu achten, daß die Inter-
viewer ihnen diese Rahmungen nicht etwa vortragen und sie zu ih-<
rer Meinung danach fragen. Oie Rahmungen zeigen sich in den.offe.:=',:'





Ziel 1 Interviews mit Klienten nötig werd~n, dieselben Klienten
über die Rahmungen (Ziel 2) zu befrager.. Denn nur aus der Kombi-
nation von Verlaufsbeobachtung und Rekonstruktion der subjektiven
Rahmungen und Typisierungen lassen sich die Bedingungen dafür er-
schließen, von Sozialhilfe unabhängig zu werden.
Zeitplan
1988: 1 Monat Einarbeitung
1 Monat Erhebung
4 ~~nate EDV und Datenkontrolle
1989: 3 Monate Modellprognose
und Fallauswahl
3 Monate Intensiverhebung










2 Monate Interviews Sozialamt
2 Monate Auswertung
1991: 1 Monat Auswertung
6 Monate Ergebnisbericht
zugleich Auswertungs-







3.6 Stellung des Projekts im Forschungsprogramm des Sfb
Das Teilprojekt ist für den Sfb von besonderem Interesse, sei es
aus Gründen, die auf die besondere konzeptionelle Ausrichtung des
Sfb zielen (1-3), sei es aus solchen, die mit der thematischen
wie methodologischen Verknüpfung der Projekte u~tereinander zu-
sammenhängen (4-5):
1. Es zielt darauf, wie - in besonderer Risikolage - eine Status-
passage mit institutioneller Hilfe in einen Dauerstatus um-
schlägt, der vornehmlich institutionell ummäntelt ist, und der
Verlust von Autonomie, möglicherweise bürgerlicher Ehre, Selbst-
wertgefühl bedeuten kann. Somit zentriert das Projekt auf die
theoretisch entscheidende Balance "noch Statuspassage - schon
Status".
2. Bedingt durch die gewählte Institution (Sozialhilfe) steht
"Risikokumulation", ein Fokus des Sfb, im Zentrum des Projekts
und zwar in zweierlei Hinsicht: der Chance auf "Transition", auf
"escapen", also der Aufbrechbarkeit von Kumulation und dem Risiko
langwährender Abhängigkeit und ihrer oft kaum noch als widerruf-
lich angesehenen Verfestigung.
3. Schließlich steht das Innovationspotential im Vordergrund, das
auch in diesem Bereich auszumachen sein dürfte: Wird Sozialhilfe
als "Grundversorgung" verstanden, und dadurch die Autonomie- und
Transitionschance erhöht? Wird Sozialhilfe als eine "Subvention"~
zum Aufbau von Lebenschancen nicht nur genutzt, sondern auch öf-
fentlich akzeptiert (Unabhängigkeit vom Ehepartnerbeide(Kin~
dererziehung, Unabhängigkeit vom Zwang zur Erwerbsa;hei{;~nter<
schIech ten Verhältnissen, Möglichkeit z~m AUfbaulde~riet"~~SCh~~';;';
te und Selbständigenexistenzen) ? Dabei dürfte g.erad~ ciri:':.'d~*_t~.e~t~
.:".:.~;.... \.:;"....,.:?,~.,,,,., ..•,\,, ..:.Jt;., ..
alhilfe die Ambivalenz solcher Innovation deutlich werden.
4. Das Projekt beschäftigt





tion) aus allen Bereichen gebündelt wiederfinden, die in den Pro-
jekten des Sfb bearbeitet werden: mißlingende Passagen in die
Ausbildung, von der Ausbildung in den Beruf, im Beruf selbst wie
ins umsorgte Alter. diese Passagen fallen jeweils auch ge-
schlechtsspezifisch unterschiedlich aus, immer noch bilden die
Empfängerinnen die Mehrheit im HLU-Bezug; sachlich gesehen lann
das Projekt insoweit eine Art Querschnittfunktion erfüllen. Zu
den Projekten sozialpolitischen Zuschnitts (vor allem in den Pro-
jektbereichen C und D) bestehen besondere Bezüge, die vor allem
im Bereich sozialpolitiktheoretischer Arbeit zu weiterer gemein-
samer Arbeit führen werden.
5. Das Projekt verfolgt Fragestellungp.n, die methodisch parallel
zu denen des Projekts C 4 liegen, das sich auf "Krankheitspoli-
tik" konzentriert. In der Sozialhilfepolitik ist diesen Frage-
stellungen teilweise in weit zugespitzterer Form nachzugehen.
Oberlegungen zu einer Fortführung der Arbeit, die auch für die
Weiterentwicklung des Sfb von Bedeutung sind, gehen zunächst da-
von aus, daß Aktenfälle in einer Anzahl sichergestellt werden,
die hinreicht, um ein quantitatives Prognosemodell zu erstellen;
im übrigen konzentrieren sie sich derzeit auf vier Themenschnit-
te:
1. Der Akzent könnte auf einer Verfeinerung des Prognosemodells
für "escaper"zo liegenZ I , das bei einer veränderten Informations-
struktur der Behörde (derzeit durch Umstellung auf Datenverarbei-
tung ohnedies anstehend) in die Routine der Verwaltung integriert
werden kann. Die Ergebnisse der Intensivanalysen könnten in das
10 In Zusammenarbeit mit Karl Schumann (vgl. jetzt vor allem
Tei1projekt A 3) könnte überdies eine besondere Gruppe von "esca-
pern" betrachtet werden: Personen die aus "kriminellen Karrieren"
entkommen; hier wäre von Akten der Sozialhilfe bzw;_derArbeits~
losenversicherung auszugehen. ":' '.:/':J;"
11 Oberlegt wird auch, ob nicht das schon jetzt verfolgte
erste Ziel (Wege aus der Sozialhilfe) bei denselben Fällen 1n~
längerer Frist untersucht werden könnte. Die Erstreckung~~uf
einen längeren biographischen Zeitraum. würde auch die Prognollf;fi~'





Prognosernodell "zurOckgespielt" werden (bei gleichzeitiger inten-
siver Auswertung aller 500 Akten) .
2. Es könnte eine ergänzende Studie der Personengruppe vorgenom-
men werden, fOr die Sozialhilfeabhängigkeit kaum widerruflich und
damit zu~ Status geworden ist (eine Untergruppe aus dem Feld B
oben in Schaubild 1): Eine Auswertung besonders lange von Sozial-
hilfe abhängiger Fälle erscheint aufgrund der Akten möglich, die
zu etwa 4 % Haushalte betreffen, die länger als 121 Monate Sozi-
alhilfe beziehen (vgl. Hübinger u.a. 1987: 119). Ab 1993 hätte
der Sfb fOr die Langzeit-Abhängigen, die 1983 ihren ersten Antrag
stellten, eine Kontrollgruppe. Diese Gruppe ist deswegen von so
großer Bedeutung, weil sie die härteste PrOfung des Konzepts der
Sozialhilfe als vorObergehender Statuspassage, als "Hilfe'zur
Selbsthilfe" darstellt. Spätestens fOr diese Gruppe ist die Ab-
hängigkeit von Sozialhilfe zu einem eigenen Status geworden. Hier
wäre etwa zu untersuchen, inwieweit von Mitgliedern dieser Gruppe
Sozialhilfe als Frührente bzw. Autonomiesicherung aufgefaßt wird.
Ergänzende Untersuchungen an der bislang nicht in diese Untersu-
chung einbezogen~~ Gruppe der Rentner bie~en sich an.
3. Etwa fOr die Antragskohorte 1991 könnte eine echte, prospekti-
ve Prognose gemäß de~ fOr 1983 ermittelten Prognosemodell er-
stellt, das Modell cross-validiert bzw. die Abweichungen des
Prognosemodells selbst analysiert werden2 2 • Das Verlassen der Re-
trospektive wOrde es erlauben, die Mobilitätsprozesse (Unterbre-
chungen der Sozialhilfe verdichtet schließlich in "escapern")
zeitgleich zu begleiten und wOrde Interviews einen besonderen
Stellenwert zukommen lassen.
4. Die "Wege in die Sozialhilfe" könnten in der weiteren Zukunft
systematisch in die Untersuchung einbezogen werden. DafOr reicht
allerdings ein Zugang zu den Sozialhilfeempfängern nicht aus.
22 Der bislang gewählte Projekteinstieg könnte auch dadurch
systematisch ausgeweitet werden, daß Kohorten ("Antragskohorten":
alle Antragsteller eines Jahres; Alterskohorten) zweier Jahre
(1983 versus 1993) verglichen und so die Veränderungen des ge-
sellschaftlichen Risik~- und des individuellen Bewältigungspoten-
tials herausgearbeitet werden.
DarOber hinaus könnten in Gemeinden eines (mehrerer) Flächen-
staats (en) - mit unterschiedlichen Ausgangsbedingungen - analoge
Erhebungen durchgeführt werden. Erste entsprechende Kontakte sind
geknOpft worden.
Auch ein kontrastierender ROckgriff, also eine Retrospektive auf'
die Prosperitätsphase und die Rolle der Sozialhilfe in dieser'
Zeit, ist möglich. Allerdings sind aus dieser Zeit unseres Wis-
sens in der Bundesrepublik keine Fallakten in'relevantem'Umfang"
mehr aufbewahrt (die Archivsituation in anderen deutschen Städten
wird genau zu DberprDfen sein). Dieser ROckgriff wäre ~lso nur,
sekundäranalytisch möglich, wobei ggf. auf die wenigen empiri~





Vielmehr wären Zugänge zu Stichproben der gesamten städtischen
Bevölkerung nötig, die, wie Vorbesprechungen ergeben haben, in
Kooperation mit drm Bremer Statistischen Landesamt gefunden wer-
den könnten, etwa durch einen freiwilligen Zusatzteil zum Bremer
Mikrozensus.
Die Sozialhilfe-Population kann auch, hochgerechnet auf die ge-
samte Bundesrepublik, als Ergänzung zu den üblichen Bevölkerungs-
stichproben dienen, im Sinne ei,es "integrierten Mikrodatenfiled"
- IMDAF (vgl. Kortmann 1982). Die Bremer Sozialhilfe-Stichprobe
ist natürlich nicht unmittelbar für die Sozialhilfesituation in
der ganzen Bundesrepublik repräsentativ - darauf zielt der Sfb in
seiner Anlage zunächst auch nicht primär. Die Nicht-Repräsentati-
vität bezieht sich zum einen auf institutionelle Regelungen, zum
anderen auf die Merkmale und die "Gelegenheits-Strukturen" der
Sozialhilfeempfänger. Eine institutionelle Hochrechnung auf die
Bundesrepublik ist nur schwer möglich, da in den Bremer Daten
kaum institutionelle Varianz enthalten ist. Freilich sind die in-
stitutionellen Besonderheiten Bremens (jedenfalls innerhalb der
Stadtstaaten und ~~~ nördlichen Großstädte) nicht allzu gewich-
tig. Bezüglich der Merkmale der Sozialhilfeenpfänger ist naturge-
mäß Varianz in den Daten, die als Anknüpfungspunkt für eine ge-
bundene Hochrechnung diener. können (vgl. zur Methode Merz 1986).
Als Merkmale kommen in Frage: Geschlecht, Alter, Bezugsdauer von
Sozialhilfe usf. Bezüglich der Gelegenheits-Strukturen ist prin-
zipiell auf der Basis der unterschiedlichen Teilarbeitsmärkte in
Bremen (z.B. anhand berufsspezifischer Arbeitslosenquoten, Stadt-
teilquoten u.ä.) auch eine Hochrechnung möglich. Hier wird man
freilich nicht zuviel erwarten dü~fen - es sei denn die verglei-
chende Perspektive würde akzentuiert (vgl. Anm. 22). Insgesamt
dürfte es aber möglich sein, abzusc~ätzen, inwieweit das Bremer




I,eibfried u . a.
Mitarbeitern der Grund- und Ergänzungsausstattung (9 Personen)-
einschließlich der Kontakte zu den externen Kooperanden.
Die Universität stellt dem Teilprojekt eine hinreichende Ausstat-
tung an Rechnerleistung am zentralen Rechner sowie software fGr
dezentrale Textverarbeitung, Graphik und Empir:e (SPSS) zur Ver-
fügung (die hardware wird insoweit in der Ergänzungsausstatt-mg
beantragt) .
Ergänzungsausstattung
Neuanschaffung von Kleingeräten (515)
Insoweit kommt die Beschaffung von 3 Tonbandgeräten für die Mit-
arbeiter der Ergänzungsausstattung in Betracht; da die Interviews
alle im gleichen Zeitraum gemacht werden sollen, benötigt jeder
dieser Mitarbeiter ein Gerät. Sie ~osten etwa 3 x 500,00 DM. Fer-
ner wird ein zusätzliches Wiedergabegerät für die Transskription
benötigt. Die K~~ten betragen etwa DM 450,00.
Kosten insgesamt DM 1 950,00
Bei den sächlichen Verwaltungsmitteln besteht im übrigen folgen-
der Ergänzungsbedarf:
1988 1989 1990 1991
Reisemittel (527)
Inland 2 117,02 4 234,04 2 117,02 -
Ausland 13 413,00 6 355,00 -
Reisen (527) insgesamt: 2 117,02 17 647,04 8 472,02 -
Bücher/Zeitschriften - - - -
(512)
Druckkosten (53la) 225,00 750,00 450,00 450,00
Vervielfältigung (531b) 1 200,00 2 000,00 2 000,00 1 200,00
Interviewpauschale - - 10 000,00 -
Auswertungs-"work shop" - - - 2 000,00
Bei Büchern und Zeitschriften (512) ist die gegenwärtig dem Pro-





Jahr eigentlich zu knapp und müßte auf etwa DM 1 000,00 aufge-
stockt werden (gg!. in der Ergänzungsausstattung) .
Reisemittel (527)
Reisemittel werden benötigt für die Beratungskontakte mit dem
ZUI1A (Mannheiml, die vor allem in den ersten 2 Jahren für das
Projekt b e s or.d e r s wichtig sind; insoweit werden 5 Reisen a 2 Per-
sonen für je zwei Tage veranschlagt. Ferner sind regelmäßige Kon-
takte mit den externen Kooperanden nötig; insoweit wird pro Jahr
von 2 Reisen a 2 Personen für je einen Tag nach Frankfurt und von
1 Reise a 2 Personen für je einen Tag nach Berlin und Hildesheim
a~sgegangen. Die Kosten wurden wie folgt veranschlagt:
- 2 x 5 Fahrkarten Brerroen-Mannheim und zurück
- Tage- und Obernachtungsgelder 2 6 für 10 Reisetage
- 2 x 2 x 3 Fahrkarten Frankfurt-Bremen und zurück
- Tage- und Obernachtungsgelder für 12 Reisetage
- 2 x 3 Fahrkarten Bremen-Berlin und zurück
- Tage- und nbernachtungsgelder für 6 Reisetage
- 2 x 3 Fahrkarten Bremen-Hildesheim und zurück











Ferner sind zwei Auslandsaufenthalle geplant: eine Reise für 6
Wochen in die USA 1989, da dort die empirische Armutsforschung am
weitesten entwickelt ist (u.a. Institute for Research on Poverty,
University of Wisconsin, Madison, Wisc. - Sheldon H. Danziger,
Robert H. Haveman u.a.; Institute for Social Research, The Uni-
versity of Michigan, Ann Arbor, Mich. - Greg Duncan u.a.; mehrere
Einrichtungen an der Ost- und der Westküste, u.a. Timothy Smee-
ding) und auch parallele empirische Forschungsansätze gegeben
sind; eine Reise für 3 Wochen 1990 nach England, da dort die kon-
zeptuelle wie historische Diskussion über die Armenpolitik am
profiliertesten entwickelt ist (etwa Alan Deacon, Jose Harris
u.a.) und auch Kontakte zu dortigen empirischen Forschern beste-
hen (etwa Peter Townsend, Adrian Sinfield und Alan Walker) .
Die Kosten wurden wie folgt veranschlagt:
- 1 Flugkarte2 7 Bremen-USA (Ost-, Westküste und Mittlerer Westen)
und zurück





26 Einschließlich Mehrkosten, die gemäß S10 Absatz::: Breu,li~
sches Reisekostenge;etz erstattet werden.









Flugkarte Bremen-London-Glasgow' A und zurück DM










Druckkosten fallen u.a. an für die Karteikarten, Aktenauswer-
tungsbögen, Anschreiben an die zu Interviewenden, Transskriptio-
nen, Interviewauswertungsbögen, Verteilung der Zwischenauswertung
von etwa 80 Fällen an die Sachbearbeiter/innen und die Vorlagen
für das Auswertungs-"work shop".
Vervielfältigung (531b)
Die Velvielfältigungskosten sind besonders hoch, weil vornehmlich
mit Akten gearbeitet wird (vgl. Ziel 1, Schritt 1) und dabei zur
Arbeitsvereinfachung besonders stark auf kopierte Aktenauszüge,
Karteien usf. zurückgegriffen werden kann.
Sonstiges (547)
Interviewpauschale:
Für die 80 zu interviewenden Empfänger von Sozialhilfe ist eine
besondere Interviewpauschale vorgesehen, und zwar in Höhe von DM
100,00. Es handelt sich bei der Sozialhilfe um einen besonders
sensiblen Bereich, üblicherweise sind hier hohe Verweigerungsquo-
ten zu gewärtigen. Eine solche Pauschale, die zudem die Sozial-
verwaltung bei ihren Berechnungen, jedenfalls gemäß § 78 Absatz 2
BSHG, freilassen könnte, wäre von besonderer . symbolischer wirk-
samkeit. Die Pauschale umfaßt auch die oft nötigen Nachinterviews
(soweit 2 Interviewphasen angesetzt werden).
Ahnliches gilt für die 40 Sachbearbeiter/innen, soweit sie, u.a.
wegen ihrer sehr großen ~rbeitsbelastung, Wert darauf legen, aus-
serhalb ihrer Dienstzeit befragt zu werden. Insoweit wird die In-
terviewpauschale kaum in jedem Fall gezahlt werden; bei der Fi-
nanzplanung ist von 20 Fällen ausgegangen worden.
Auswertungs-"work shop":
Sobald der Ergebnisbericht vorläufig fertiggestellt ist, soll er
in einem work shop zusammen mit den interviewten Sachbearbeitern
ausgewertet und weiterentwickelt werden. Insoweit ist ~ an ein
zweitägiges Semina~ am Ort (mit voller Verpflegung) gedacht. Die
Kosten dafür betragen etwa DM 1 000 pro Tag (DM 40 pro Person für
Verpflegung; DM 200.- Mietkosten), insgesamt also DM 2 000,00 •






Die Transkription fällt an fOr lo Klienten- und 40 Sachbearbei-
terinterviews. Die Klienteninterviews umfassen etwa 40 Seiten
(und könnten in 10 Stunden geschrieben werden), die der Sachbe-
arbeiter 20 Seiten (mit 5 Stunden Schreibbedarf) . Allein die
Transkription ergibt zusammen einen Bedarf von 900 Stunden bzw.
von 45 Arbeitswochen bzw. bald 1 Jahr 0,5 BAT VI Stelle, wie sie
derzeit in der Grundausstattung veranschlagt worden ist.
Investitionen
FOr die Ilutzung vor allem zusammen mit Projekt C 4 wird eine de-
zentrale. wegen des gro~en empirischen Bedarfs aber dennoch hoch-
leistungsfähige Computerausstattung benötigt. Insoweit wird an
sich fOr die Grundausstattung, hilfsweise jedoch fOr die Ergän-
zungsausstattung, veranschlagt:
IBM-PC Modell 80-111 (80386 Prozessor, 20 mh, 111 mb Festplatte,
2 MB RAH, Mathemat'-cher Coprozessor, Mouse) DM 17 439,72
(Diese Geräte sind besonders auf empirische Arbeit mit größeren
Datensätzen zugeschnitten und dienen als solide BrOcke zu einem
Knotenrechner. Auf diesen Geräten können elaborierte statistische
Programme - wie SPSSX - einfach gefahren und schnell abgewickelt
werden. Diese Geräte können auch hinsichtlich der Rechenarbeiten
als "server" fOr die schon vorhandenen kleineren Arbeitsplatz-
rechner der "Grundausstattung" dienen, mit denen die elaborierten
statistischen Programme nicht abgewickelt werden können.)
Zu dem Gerät gehört ein Drucker, der besonderen Bedarfen Rechnung
tragen mu~:
Drucker NEC P 7 mit unidirektionalem
Traktor und Einzelblatteinzug DM 2 660,76
(Der NEC P 7 wird fOr grö~ere Tabellen und Schaubilder benötigt -
DIN A 3.)
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt Z
3.11 Zentrale Geschäftsführung des Sonderforschungsbereichs
3.12 ~eiter:
Der Sprecher des 5fb
3.13 Bisherige und beantragte Förderung des Teilprojekts
Bisherige Förderung: keine
Beantragte Förderung:
Haushalts- Personal- Sächliche Ver- Investi- Gesamt
jahr mit tel wa1tungsausgaben tionen
100 101 102 103
1988 105.000 8.300 9.500 122.800
1989 210.000 50.300 19.000 279.300
1990 210.000 50.300 260.300





Die zentrale Geschäftsführung leistet die im Sonderforschcngsbe-
reich anfallenden wissenschaftsorganisatorischen und vürwalt".ngs-
technischen Koordinationsarbeiten. Im einzelnen sind fol~2nd2
Bereiche vorgesehen:
1) Geschäftsführung:
- Zuarbeit zu den Gremien des Sfb,
- Koordinierung der Nutzung der Mittel aus der Grund- und der
Ergän-ungsausstattung,
- Koordinierung und Verwaltung der Mittelanforderungen und
-zuweisungen,
-Abstimmung der laufenden Geschäfte mit der DFG,
- Koordinierung der Erstellung
Weiterf5rderungsanträge,
der Forschungsberichte und
- Koordinierung der Arbeit des Sfb mit den Gremien der beteilig-
ten Fachbereiche und der Universität und mit der Universitätslei-
tung.
2) Schreibservice für die Sprecherfunktion und die Teilprojekte:
- Schreiben der Vorlagen der Teilprojekte für das Mitteilungs-
blatt des Sfb,
- Erledigung der organisatorischen
Korrespondenz des Sprechers des Sfb,
und wissenschaftlichen
- Koordination und Erledigung der in den Teilprojekten anfallen-
den Transkriptionen von Interviews und Interviewausschnitten.
3) Organisation der Kolloquien:
- Vorbereitung und organisatorische Dur~hführung der Kolloquien.
- Koordination der Auswertungsarbeiten und der Publikation der
Ergebnisse.
3.3 3.5 entfällt
den Jahren 1989 und 1990 jeweils ein




3.6 Durchführung von Kolloquien
Der sfb beabsichtigt, in
dreitägiges internationales
durchzuführen.
Das Ziel der Kolloquien ist es, die tragenden Konzeptionen des
Forschungsprogramms weiterzuentwickeln und die Wissenschaftler
des Sfb, die sich trotz unterschiedlicher Theorietraditionen und
methodologischer Loyalitäten auf einen gemeinsamen Bezugsrahmen
verständigen konnten, mit Anregungen zu projektübergreifenden
Fragestellungen und weiteren gemeinsamen Entwicklungslinien der
Forschung zu konfrontieren. Die Kolloquien sollen insbesondere
der systematischen Darstellung und Diskussion des Forschungsstan-
des, der Theorieentwicklung und der methodischen Probleme in den
Bereichen "Statuspassagen und Lebensverlauf" und "Veränderung von
Risikolagen und institutionellen Zuständigkeiten" dienen. Diese
Themenstellungen sind also so ausgewählt, daß sie auch für die
Gegenstände und Forschungsansätze der Teilprojekte von Bedeutung
sind.
Das Kolloquium im Jahr 1989 soll sich mit dem Thema "Statuspassa-
gen, Lebensverläufe, Biographien" aus methodologischer und kon-
zeptueller Perspektive befassen. Hier wird es darum gehen, die
unterschiedlichen Theori~traditionenmit ihren methodischen Im-
plikationen so zu diskutieren, daß sichtbar wird, welche Grundla-
genprobleme für eine einheitliche Konzeption sozialwissenschaft-
licher Lebenslauff~rschunggelöst werden müssen.
Es ist an einen Teilnehmerkreis von L;benslauf- und Bi09raphie~.
forschern, Arbeits- und Organisationssoziologen und sozialwissen~\
schaftlicher Methodologen gedacht.
Ds Kolloquium im Jahr 1990 wir~ sich mit dem Thema"RiSikol~g'e~":)
, . .:J " .:. <,··r~·\ .. '. ~:.~;




es um die theoretischen Ansätze und Möglichkeiten eines systema-
tischen Strukturvergleichs sozialer Problemlagen, Wertvorstellun-
gen und Veränderungen im System der sozialen Sicherung sowie im
Beschäftigungssystem. Welche institutionellen Bearbeitungsstrate-
gien für Risikolagen und Brüche in individuellen Lebensverläufen
sich in einer Phase der Vollbeschäftigung herausgebildet haben
und inwieweit diese die heutigen Normalitätsvorstellungen wei-
terhin beeinflussen, sind die Fragen, die in diesem Kolloquium
aufgegriffen werden sollen.
Es ist ah einen Teilnehrrerkreis von Sozialpolitikforschern.
Berufs- und Arbeitssoziologen sowie Arbeit~marktforschern





im Durchschnitt DM 850,-) DM 26.000
1990: Aufenthaltskosten ca. DM 100,- pro Tag




FUr die Anschaffung von Büchern b&steht eine Grundausstattung von
DM 5.000 pro Jahr; diese BGcher werden dem 5fb allerdings· nur
vorübergehend nach de~ Kauf von der Universitätsbibliothek-
außerhalb der normalen Laihfristen - zur VerfGgung gestellt; für
einen dauerhaften Zugriff auf grundlegende Literatur und vor al-
lem fGr den Kauf von Zeitschriften, die in der Bibliothek nicht
ausleihbar sind (Verringerung von Fotokopierkosten), wird ein
jährlicher ~etrag von DM 6.000 beantragt.
Druckkosten (53la)
Es'ist beabsichtigt, ab Mitte 1989 ein Mitteilungsblatt des 5fb
herauszugeben. Für jährlich zwei Ausgaben werden Druckkosten von
DM 2.000 beantragt. Für das Jahr 1991 sind fGr deI. Druck des Er-





für laufende Organisation'des Sfb pro Jahr DM 800






In der Grundausstattung vorhanden bzw. beantragt sind insgesamt 5
schreiborientierte Olivetti-PC, die z.T. in ihrer Kapazität er-
weitert werden sollen (vgl.oben 5151. Diese Geräte werden den
Teilprojekten zugeordnet (1 bis 2 pro Projektbereich). In der Ge-
schäftsstelle sollen die Interviews mithilfe von pe auf Datenträ-
ger transkribiert werden. um die anschließende Auswertung durch
die Projektmitarbeiter/innen zu erleichtern und zu beschleunigen.
Als Ergänzungsausstattung für die Geschäftsstelle werden daher












4 Ordnung für den Sonderforschungsbereich
§ 1 Kennzeichnung und Aufgabe des Sonderf~rschungsbereichs
(1) Die Universität Bremen bildet den Sonderforschungsbereich
(Sfb) "Statuspassagen und Risikolagen im Lebensverlau!" nach
den Richtlinien des Wissensch~ftsrats und der Deutsch~n
Forschungsgemeinschaft.
(2) Die Stpllung des Sonderforschungsbereichs an der Universität
wird geregelt durch das Bremische Hochschulgesetz.
(3) Aufgabe des Sfb ist die Forschung im Bereich von Statuspas-
sagen und Risikolagen zwischen den Systemen der Familie,
Ausbildung, Erwerbsarbeit und sozialen Sicherung. Der Sfb
koordiniert die Projekte von Mitgliedern der Fachbereiche
"Human- und Sozialwissenschaft", "R~chtswissenschaft",
"Arbeits- und Bildungswissenschaften" und "Erzi~hungs- und
Gesellschaftswissenschaften", "Geschichte u~a" und der





Der Sfb setzt sich die fachübergeifende Integration von
Forschungsansätzen der Berufs- und Berufsbildungsforschung,
soziologischen Arbeitsmarktforschung, Lebenslaufforschung,
Sozialgeschichte und Sozialpolitikforschung zur Aufgabe. Er
fördert die Zusammenarbeit der beteiligten Wissenschaftler
und Forschungsgruppen, initiiert wissenschaftliche Kontakte
im In- und Ausland und sorgt für einen effizienten Einsatz
der vorhandenen Forschungsmittel. ~.
§ 2 Organisation des Sfb
Der Sfb gliedert sich in Teilprojekte, die in Projektberei-:
,., , '- -" .... ".
chen zusammengefa~t sind. .,
Der Sonderforschungsbereich besteht aus 'folgend~n:·.Giemf~i(








(3) Mitglied des Sfb ist jede/r Angehörige der unter ~ 1 Ab~.3
aufgeführten Organisationseinheiten, der/die
ein abgeschlossenes HochschuJ3tudium aufweist und
einer Teilprojektgruppe angehört, die ein vom Sfb bean-
tragtes und von der DFG bewilligtes Forschungsvorhate~
bearbeitet.
Der SfL kennt nur die ordentliche Mitgliedschaft.
(4) Auf Vorschlag des Rates können auch andere Mitglieder der
Universität sowie Wissenschaftler anderer Forschungseinrich-
tungen in Bremen, die Themen im Einzugsbereich des For-
schungsprogramms bearbeiten, durch Beschluß der Mitglieder-
versammlung als 11itglieder aufgenommen werden. Hierfür ist
die Mehrheit der Stimmen in der Mitgliederversammlung
erforderlich.
(5) Die Mitglieder sind verpflichtet, zur Förderung der Aufgaben
des Sfb sich gegenseitig zu beraten und zu unterstützen und
an der Verwaltung der Angelegenheiten des Sfb mitzuwirken.
Die Mitglieder sind berechtigt, alle gemeinsamen Einrichtun-
gen des Sfb im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten in An-
. spruch zu nehmen.
(6) Die Mitgliedschaft im Sfb endet, wenn das Mitglied seinen
Austritt aus dem Sfb beim Sprecher schriftlich anzeigt. Die
Beendigung der Mitgliedschaft kann auch auf Vorschlag des
Rates von der Mitgliederversammlung mit einer Stimmenmehr-
heit von 2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden.
§ 3 Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung ist das Diskussions- und Be s chLuß-:
gremium des Sfb. Sie beschließt über die Annahme und Ände-




achten, daß alle Projektbereiche gleichgewichtig berücksich-
tigt werden. Sie gibt sich eine Geschäftsordnung.
(2) pie ~ltgliederversa~mluny besteht aus allen Mitgliedern des
5fb.
(3) Die Mitgliederversamrr.lung hat folgende Aufgaben:
1. Wahl des Rates
2. Wahl des Sprechers und seines Vertreters
3. Beschlüsse über den Beginn und die Beendigung von Sfb-
Mitgliedschaften
4. Entscheidungen über alle vom Rat vorgelegten Fragen zur
Mittelverteilung und Terminplanung
5. Entscheidungen über Aufnahme und Änderungen von Teilpro-
jektanträgen, wobei alle Projektbereiche gleichgewichtig
berücksichtigt werden sollen.
6. Entwicklung des wissenschaftlichen Progr~m~s und seiner
Koordination.
7. Entscheidung über programmändernde Finanzierungsmaßnahmen
während des laufenden Förderungszeitraums.
(4) Die Mitgliederversammlung tritt mindestens viermal im Jahr
zusammen. Auf Antrag des Rates oder der Mehrheit der Mit-
glieder eines Projektbereichs ist eine Sitzung der Mitglie-
derversammlung binnen 14 Tagen einzuberufen.
(5) Die Hitgliederversarnmlung ist beschlußfähig, wenn sämtliche
Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der
Teilprojektgruppen durch Mitglieder anwesend ist.
(6) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit Mehrheit
gefaßt. Jede Teilprojektgruppe hat eine Stimme. Bei Stimmen-
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt.
(1)
§ 4 Rat
Der Rat besteht aus je zwei Angehörigen jedes proj~ktbe::';~
reichs. Hochschullehrer und wissenschaftliche' Mitarbeite'r:
sollen in gleicher Zahl vertreten' sein. Er wirdv~n'.d:~'r?
" I ~. ..;. 1 •.• ,.,';, ., . •7:




von zwei Jahren gewählt. Die Wahl ist nur gültig, wenn
sämtliche Mitglieder unter Angabe des Gegenstandes gelad2n
sind und die 11ehrheit der Teilprojektgruppen durch Mitglie-
der anwesend ist.
(2) Der Rat handelt nnch Maßgabe der in der Mitgliederversamm-
lung festgelegten Richtlinien.
(3) Der Rat hat folgende Aufgaben:
1. Koordination der Arbeit zur Erstellung von Finanzierungs-
anträgen und Forschungsberichten,
2. Organisation von Sfb-Veranstaltungen,
3. V~rteilung der Mittel nach dem Gesichtspunkt des bestm6g-
lichen Einsatzes unter Einhaltung aller Bewilligungsbe-
dingungen.
(4) Der Rat tritt mindestens viermal im Jahr zusammen. Auf An-
trag von mindestens zwei Ratsmitgliedern ist eine Ratssit-
zung binnen 14 Tagen einzuberufen.
(5) Der Rat ist beschlußfähig, wenn sämtliche Mitglieder ord-
nungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder an-
wesend ist.
(6) Die Beschlüsse des Rates werden mit Mehrheit der Abstimmen-
den gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(7\ Der Rat gibt der Mitgliederversammlung jährlich einen
Rechenschaftsbericht. Er hat die Mitglieder über seine
Arbeit regelmäßig zu informieren.
(8) Der Rat kann aufgrund finanzieller ode~ haushaltsrechtlicher
Bedenken oder aufgrund von Einwänden eines Projektbereichs
die Mitgliederversammlung veranlassen, über einen bereits
gef~ßten Beschluß ein weiteres Mal zu verhandeln.
(9) Der Rat ist befugt, anstelle der Mitgliederversammlung
dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Ge-
schäfte zu besorgen. Er hat hiervon die Mitgliederversamm-





(1) Die Mitgliederversammlung wählt in geheimer Abstimmung aus
den Mitgliedern des Rats einen Sprecher und einen stellver-
tretenden Sprecher für die Dauer von zwei Jahren; sie müssen
Prvjektleiter sein.
(2) Der Sprecher hat folgende Aufgaben:
1. Er berichtLt den Mitgliedern über die Tätigkeit des Rats
und die allgemeine Entwicklung des Sfb.
2. Er veranlaßt bei dLr Verwaltung der Universität Bremen
die Mittelanforderung bei der DFG und Jie Zuweisung der
Mittel.
3. Er ist verantwortlich für die laufenden Geschäfte des Sfb
und die Koordination mit der DFG und der Verwaltung der
Universität Bremen~
4. Er führt den Vorsitz im Rat und in der Mi~gliederversamm­
lung; er ruft beide Organe zu den Sitzungen ein.
5. Er vertritt den Sfb nach außen.
§ 6 Anträge und Berichte
(1) Die Aufnahme neuer Teilprojekte in den folgenden Finanzie-
rungsantrag muß ein Jahr vor Beginn der nächsten Förderungs-
periode beim Sprecher beantragt werden, der den Antrag der
Mitgliederversammlung zur Beschlußfassungvorlegt.
(2) Anderungen von Tei~projekten, die das Thema .und die Teil-
projektleiter betreffen, bedürfen der Zustimmung der Mit-.
gliederversammlung.
(3) Die Abfassung von Anträgen und Berichten wird vorn Rat koor-
diniert nach Terminplänen, die von der Mitgliederversammlung
beschlossen werden.
(4) Die Teilprojektleiter sind verantwortlich für die ihre'T~9T
projekte betreffenden Anteile.
(5) Anträge und Berichte werden von der Mitgliederversamm~ung1






Diese Ordnung tritt mit Beginn der Förderung des Sfb in
Kraft. Die Anderung der Ordnung bedarf einer 2/3-l1ehrheit
der Mitgliederversammlur.g und der Mehrheit des AkademischPTI
Senats der Universität Bremen.
